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Reich. Erläutert von Profeſſor Dr. L. Gaupp. 
4. Auflage. Auf der Grundlage des am 1. Ja⸗ 
nuar 1900 in Kraft tretenden Rechtes neu bear⸗ 
beitet von Profeſſor Dr. Friedrich Stein. 
Der Reichs⸗Civilprozeß. Von Dr. Hermann 
Fitting, Geh. Juſtizrath und ordentl. Profeſſor 
der Rechte an der Univerfität zu Halle a. S. 
Neunte Auflage. 
Beſprochen von Keyß ner 529 
XVIII. Julius Hahn, Amtsgerichtsrath. Das Kranker⸗ 
15. Juni 1883 bſt 
15. April 1892 
den die Krankenverficherung betreffenden Beſtimmungen 
der übrigen Reichsverſicherungsgeſetze und den wichtigeren 
Ausführungsbeſtimmungen. Nebſt Einleitung und Kom⸗ 
mentar. 2., umgearbeitete und vermehrte Auflage. Be⸗ 
ſprochen von Keyß ner 68382 
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Die zeitliche Anwendbarkeit der geſtinmungen des neuen 
Handelsgeſetzbuthes. 


Von 


Karl Lehmann. 


81. 
Einleitung. 


Es bedarf keiner Sehergabe, um die Vorausſagung zu 
wagen, daß das Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches 
die Gerichte mit zahlreichen Fragen der ſogenannten Rück⸗ 
wirkung beſchäftigen wird. Einen Vorgeſchmack liefert be⸗ 
reits der Streit, der ſich über die zeitliche Anwendbarkeit 
gewiſſer wichtiger Beſtimmungen im Abſchnitt über die 
Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge in der Literatur 
erhoben hat. Sind es hier nur beſtimmte, der rechtlichen 
Analyſe nach verhältnißmäßig einfache Fragen, deren Be⸗ 
antwortung mehr von rechtspolizeilichen als von civiliſtiſchen 
Geſichts⸗ und Standpunkten abhängig iſt, ſo wird nach dem 
31. Dezember 1899 das ganze, vom neuen Handelsgeſetz⸗ 
buch beherrſchte Gebiet in Mitleidenſchaft gezogen werden. 
Denn, wenngleich die Umgeſtaltung des alten Handelsgeſetz⸗ 
buches für ſich betrachtet nicht entfernt mit der Umwälzung, 
die ſich auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts vollziehen 
wird, zu vergleichen iſt, ihre Bedeutung nicht einmal an die 
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der Einführung des alten Handelsgeſetzbuches in die ein⸗ 
zelnen Staaten des Bundes heranreicht — ſo iſt doch kein 
Abſchnitt des alten Geſetzbuches von Aenderungen verſchont 
geblieben, bedeutſame Neuerungen ſind angefügt, beſtehende 
Inſtitute aus dem Rahmen des Geſetzes herausgenommen, 
die grundſätzliche Auffaſſung in den wichtigſten Fragen iſt 
geändert oder doch gegen eine ſchwankende Judikatur feſt⸗ 
gelegt worden. Vor Allem aber kommt in Betracht, daß 
mit der Umgeſtaltung des Handelsrechts die des bürgerlichen 
Rechts verbunden iſt dergeſtalt, daß zwiſchen beiden Ereig⸗ 
niſſen die lebhafteſte Wechſelwirkung beſteht, jene ſich äußer⸗ 
lich und innerlich als Begleit⸗ und Folgeerſcheinung dieſer 
darſtellt. Wie ſich dies in der ganzen Geſtaltung des 
neuen Handelsgeſetzbuches ausprägt, jo werden die vom 
1. Januar 1900 an auftauchenden Fragen der zeitlichen 
Anwendbarkeit meiſt zugleich das bürgerliche und das Handels⸗ 
recht ergreifen — anders als vor einem Menſchenalter, wo 
das hinter dem Handelsgeſetzbuch ſtehende bürgerliche Recht 
nur ſo weit mitbetroffen wurde, als das konkrete Einführungs⸗ 
geſetz Sätze des Handelsgeſetzbuches auf das bürgerliche Recht 
ausdehnte. a 

Das Unterſuchungsfeld für eine Arbeit über die zeit⸗ 
lichen Grenzen der Anwendbarkeit des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buches iſt demnach ein weit größeres, als dies in den 
ſechziger Jahren der Fall war, die Aufgabe ähnelt faſt der, 
die in der Schweiz bei dem Inkrafttreten des Bundesgeſetzes 
über das Obligationenrecht zu löſen war; insbeſondere iſt 
der allgemeine Theil des Rechts der Schuldverhältniſſe aus 
der Betrachtung auch dann nicht auszuſcheiden, wenn man 
ſich darauf beſchränkt, die ſpeziell handelsrechtlichen Fragen 
zum Gegenſtand der Erörterung zu machen und das bürger⸗ 
liche Recht nur ſo weit zu berückſichtigen, als ſeine Sätze 
für handelsrechtliche Inſtitute beſondere Bedeutung haben. 

Dem Umfang der Arbeit entſpricht freilich nicht die 
Schwierigkeit. Wer an das Gebiet der Rückwirkung jetzt 
herantritt, kann ſich auf andere Vorarbeiten ſtützen, als der 
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Vorgänger der ſechziger Jahre. Dankbar iſt die mächtige 
Förderung der einſchlägigen Fragen durch Wiſſenſchaft und 
Praxis des letzten Menſchenalters zu verzeichnen. Waren 
auch / von älteren Arbeiten abgeſehen, bei Einführung des 
alten Handelsgeſetzbuches die bedeutſamen Unterſuchungen 
Savigny's, die ſcharfſinnige, wenngleich wenig verwerth⸗ 
bare Arbeit Laſſalle's, die kaſuiſtiſchen Einzelerörterungen 
Unger's) und von Wächter's) erſchienen, jo fallen doch 
die leider unvollendet gebliebene Abhandlung Göppert's), 
das ſo fleißige und für praktiſche Zwecke ſo werthvolle Werk 
Gabba's“), nicht minder die eingehenden Ausführungen von 
Pfaff⸗Hofmann)) erſt in die ſiebziger und achtziger Jahre 
des Jahrhunderts. Wer die Darſtellungen dieſer Materie 
in den Sand: und Lehrbüchern Stobbe's, Regelsberger's 
und zumal Gierke's mit den allgemein gehaltenen Be⸗ 
trachtungen älterer Autoren vergleicht, wird den Fortſchritt 
zu feſten Einzelreſultaten als Wohlthat empfinden. Wenn 
ein verdienſtvoller Kommentator des Handelsgeſetzbuches an⸗ 
geſichts der literariſchen Bearbeitungen der Neuzeit das 
Unterſuchungsfeld als ein kaum beackertes hinſtellt, in der 
zu leiſtenden Arbeit gewiſſermaßen eine Neurodung erblickt 
und die Schaffung der Grundlagen als eine Aufgabe der 
Zukunft anfieht®), jo dürfte darin wohl eine gewiſſe Ueber⸗ 
ſchätzung der zu löſenden Schwierigkeiten liegen. In Wahr⸗ 
heit handelt es ſich mehr um die freilich nicht leichte Auf⸗ 
gabe der feſten Grenzziehung im Einzelnen, um die Nutz⸗ 
anwendung der bereits gethanen Arbeit auf die konkreten 
Fälle, als um Legung wiſſenſchaftlicher Fundamente. 
Richtig iſt ja, daß die wiſſenſchaftliche Forſchung der 


1) Syſtem des öſterreich. allgem. Privatrechts I 88 20, 21. 

2) Pandekten I $ 32. 

3) In Ihering's Jahrb. XXII. 

4) Teoria della retroattività delle leggi. 4 Bde. 1868 ff. 

5) Zumal in den Exkurſen über öſterreich. allgem. bürgerl. Recht I 
Heft 2—4. 1889. 

6) Staub bei Gruchot XLII S. 622 ff. 
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Vorgänger nicht mehr den Anſpruch erheben kann, allein 
maßgebend zu ſein. Der Bearbeiter der Rückwirkungs⸗ 
materie ſieht ſich angeſichts der Einführungsgeſetze zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch') und zum neuen Handelsgeſetzbuch“) 
von Schranken umringt. In der Wahl ſeiner Meinung 
darf er nicht mehr lediglich dem Leitſtern der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Axiome vertrauen, die poſitiven Vorſchriften der Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen gebieten der eigenen Meinung Halt. Es 
iſt vorſichtig zu prüfen, wie weit die an ſich beifallswürdigen 
Auffaſſungen älterer Autoren mit dem Buchſtaben des Ge⸗ 
ſetzes ſich vereinigen laſſen. Zumal auf dem Gebiete des 
Sachen⸗ und Familienrechts treten ihm zahlreiche Sätze der 
Einführungsgeſetze entgegen, die ſich lediglich aus Oppor⸗ 
tunitätsrückſichten erklären. Aber für das uns beſchäftigende 
Gebiet iſt die Beengung verhältnißmäßig gering. Den Haupt⸗ 
ſtoff der Erörterung gibt naturgemäß das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe. Was das E. BGB. an Uebergangsbeſtimmungen 
über dieſen Theil des Privatrechts enthält, beſchränkt ſich, 
von einer Anzahl untergeordneter Beſtimmungen abgeſehen, 
auf die Art. 170—173, 179, von denen für uns wirklichen 
Werth nur die Art. 170, 171 und 173 beſitzen. Der 
Art. 170 ſelbſt aber, die eigentliche sedes materiae, verkündet 
nur einen Grundſatz, der auch von der Wiſſenſchaft als 
herrſchender längſt anerkannt iſt. Jenſeits des Obligationen⸗ 
rechts kommen die Perſönlichkeitsrechte, das Recht der juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen, die Vertretungsbefugniſſe, die Verjährung, 
das Mobiliarſachenrecht und gelegentlich auch das Erb⸗ und 
Familienrecht in abweichender Stufenfolge in Frage, aber 
auch hier entſpricht der Inhalt der Einführungsgeſetze großen⸗ 
theils der von der Wiſſenſchaft vertretenen Auffaſſung und 
nur vereinzelte Abweichungen treten hervor. So iſt auf 
dem uns intereſſirenden Gebiet die Anknüpfung an die ge⸗ 
leiſtete Arbeit am eheſten möglich. Wie in der Schweiz bei 


7) Ich citire es als E. BGB. 
8) Ich citire es als E. HGB. 
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Einführung des Bundesgeſetzes über das Obligationenrecht, 
ſo wird auch in Deutſchland die Praxis nach dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Handelsgeſetzbuches von den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterſuchungen früherer Zeiten Nutzen ziehen können. 

Auf dem Gebiete des Aktienrechts iſt zudem die 
Hauptarbeit durch die an die Aktiennovellen anknüpfende 
Literatur und die ſie behandelnde Praxis bereits geleiſtet 
worden. Ausführlich und eingehend ſind die Fragen der 
Rückwirkung hier in Kommentaren, Syſtemen und Mono⸗ 
graphien behandelt; wo Zweifel übrig blieben, hat das 
E. HGB. nachgeholfen. Mit dieſem umfangreichen Theile 
des neuen Handelsgeſetzbuches werden wir uns alſo nur 
kurz zu befaſſen brauchen. 

Gegenſtand der Behandlung ſollen die drei erſten 
Bücher des neuen Handelsgeſetzbuches ſein. Auch der be⸗ 
reits in Kraft getretene Abſchnitt über die Handlungs⸗ 
gehilfen wird nicht übergangen werden können. Wenngleich 
er am 1. Januar 1900 (mit Ausnahme des § 65) bereits 
„altes“ Recht ſein wird, ſo wird er von jenem Zeitpunkt 
ab durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ſtark beeinflußt werden. Die ihn betreffenden Fragen der 
Rückwirkung werden noch lange Zeit eine Rolle ſpielen und 
erſcheinen in anderer Beleuchtung, je nachdem ſie vor oder 
mit dem 1. Januar 1900 praktiſch werden. Dagegen em⸗ 
pfiehlt ſich eine Heranziehung des vierten Buches nicht, der 
ohnehin reiche Stoff würde ins Ungemeſſene wachſen “). 


8 2. 
Die in Betracht kommenden Uebergangsvorſchriften. 


1. Bei der Einführung des alten Handelsgeſetzbuches 
in die einzelnen Staaten des Bundes regelten faſt ſämmt⸗ 


9) Von Literatur über dieſe Fragen iſt bisher nur Coſack“ S. 767 
bis 769 zu nennen, einzelne Fragen aus dem Recht der Hand⸗ 
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liche Einführungsgeſetze !“) durch Uebergangsbeſtimmungen 
in einer Anzahl von Fragen die zeitliche Anwendbarkeit 
des neuen Geſetzes n!). Beinahe ſtets wiederkehrend und 
ziemlich gleichmäßigen Inhalts ſind die Sätze, die ſich auf 
Anmeldungen und Eintragungen von Firmen, von Handels⸗ 
geſellſchaften und deren Vertretern, auf die Errichtung von 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
auf das materielle Recht älterer Firmen und Prokuren be⸗ 
ziehen. Schon ſeltener ſind Beſtimmungen über die ſonſtigen 
Rechtsverhältniſſe, zumal die innere Seite der Handelsgeſell⸗ 
ſchaften. Ueberwiegend iſt hier die Scheu, in begründete 
Verhältniſſe einzugreifen und ein Vorgehen, wie das des 
bayeriſchen Einführungsgeſetzes 1), nach dem die die Rechts⸗ 
verhältniſſe einer Handelsgeſellſchaft Dritten gegenüber be⸗ 
ſtimmenden Verträge nach Ablauf dreier Monate vom Ein⸗ 
führungstage an nach Außen ihre rechtliche Wirkſamkeit 
verlieren ſollten, ſoweit ſie dem neuen jus cogens wider⸗ 
ſprächen und nach dem auch das interne Leben der Handels⸗ 
geſellſchaften in Ermangelung beſonderer Vertragsbeſtim⸗ 
mungen dem neuen Recht unterſtehen ſollte, ſteht vereinzelt 
da. Meiſt beſchränkt man ſich darauf, die Sätze über die 
Vertretungsbefugniſſe auf ältere Geſellſchaften ſchnell zur An⸗ 
wendung zu bringen, umgekehrt aber ausdrücklich hervor⸗ 
zuheben, daß die Art. 96, 97 über das Konkurrenzverbot be⸗ 
ſtehende Geſellſchaften nicht berührten. Dazu kommen dann 


lungsgehilfen find auch ſonſt behandelt worden; darüber an den 
betreffenden Stellen. (Während der Korrektur erſcheint die erſte 
Lieferung des Staub'ſchen Kommentars, die ſomit noch berück⸗ 
fihtigt werden konnte.) 

10) Am vorſichtigſten verhielt ſich das Einführungsgeſetz des König⸗ 
reichs Sachſen, deſſen einſchlägige Vorſchriften an Zahl nur gering 
ſind und einen ängſtlichen Hang zur Schonung des alten Rechts 
zeigen (58 3, 6, 7, 9, 13). Vgl. auch Verordnung des kgl. ſächſ. 
Juſtizminiſteriums vom 19. April 1862 in dieſer Zeitſchrift VI 
S. 572 und Goldſchmidt, Handbuch 2. Aufl. 1 S. 392. 

11) Zuſammenſtellung bei Goldſchmidt a. a. O. 
12) Art. 38, 40; einigermaßen annähernd Württemberg Art. 58. 
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in einer Reihe kleinerer Staaten Sätze über die laufende 
Verjährung und über die Rechte der Gläubiger im Konkurſe, 
in Oeſterreich eine konſervirende Beſtimmung über Handels⸗ 
frauen und einiges mehr. Waren dieſe Normen auch keines⸗ 
wegs erſchöpfend, ſo dienten ſie dazu, den Uebergang zu 
erleichtern. Im Uebrigen blieb, weil ſich das neue Geſetz⸗ 
buch lediglich dem betreffenden Landesrecht als deſſen Theil 
einfügte, der Standpunkt, den das Landesrecht hinſichtlich 
der Rückwirkungsfrage einnahm, maßgebend 13). Ja es 
konnte ſich dieſer Standpunkt nachträglich, wie im Königreich 
Sachſen durch die Einführung des Sächſ. Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs, ändern; ſolchenfalls erſtreckte ſich die Wirkung der 
Aenderung auch auf handelsrechtliche Verhältniſſe, die zur 
Zeit der Aenderung in Frage kamen 1). 

Unter ſolchen Umſtänden vermochten die in Einzelheiten 
abweichenden Uebergangsbeſtimmungen der Einführungsgeſetze 
einen Untergrund für die theoretiſche Entwicklung allge⸗ 
meiner Sätze über die Rückwirkung auf dem Gebiete des 
Handelsrechts kaum zu ſchaffen. Die dürftige Literatur, die 
an ſie anknüpfte 15), hat einen ſolchen herzuſtellen nicht unter⸗ 
nommen. Man blieb auf die allgemeinen Werke über Rück⸗ 
wirkung angewieſen. Immerhin iſt der Werth, den für uns 
jene Einführungsgeſetze beſitzen, nicht zu unterſchätzen. Sie 
geben praktiſche Fingerzeige in Fragen, die eine eigenthüm⸗ 


13) Alſo im Gebiet des gemeinen Rechts hauptſächlich die damals in 
Fluß befindliche Doktrin (zunächſt auch im Königreich Sachſen, 
da das ſächſ. BGB. erſt ſpäter in Kraft trat), in den Gebieten 
des preußiſchen, franzöftichen und öſterreichiſchen Rechts die dies⸗ 
bezüglichen Beſtimmungen des Allgem. Landrechts, Code civil und 
öſterreich. BGB.. 

14) Das war in Sachſen von Bedeutung zumal für die Frage, welchem 
Recht die Aufhebungsgründe eines Schuldverhältniſſes unterſtehen. 
Sächſ. Publ. V. §§ 19, 20. 

15) Vornehmlich kommen die beiden Abhandlungen von Chriſt in 
dieſer Zeitſchrift Bd. VI und Hoffmann bei Gruchot XI 
S. 427 ff. in Frage. 
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liche Behandlung erfordern und die von einer ſonſt auch 
eingehenden Literatur 1%) nicht beachtet werden. 


2. Weit günſtiger geſtaltete ſich die Lage in der Schweiz 
bei Einführung des Bundesgeſetzes über das Obligationen⸗ 
recht. Die zahlreichen Uebergangsbeſtimmungen des vierund⸗ 
dreißigſten Titels dieſes Geſetzes !“) enthalten neben Auf: 
ſtellungen allgemeiner Grundſätze detaillirte Vorſchriften über 
Verhältniſſe des bürgerlichen Rechts und Handelsrechts. Die 
enge Verbindung von bürgerlichem und Handelsrecht hat ge⸗ 
rade hier beiden Theilen zum Segen gereicht; wie ſie den 
handelsrechtlichen Inſtituten den feſten Hintergrund des 
Obligationenrechts gewährte, ſo hat ſie den Geſetzgeber ver⸗ 
anlaßt, der beſonderen Natur der Handelsverhältniſſe im 
Zuſammenhang mit dem allgemeinen Schuldrecht gerecht zu 
werden. Kein Wunder, daß ſich die Schweizer Literatur und 
Praxis mit verhältnißmäßiger Ausführlichkeit der Rückwir⸗ 
kungsfragen bemächtigen und ſie im Einzelnen durcharbeiten 
konnte 18). 

So vorſichtig die deutſche Wiſſenſchaft den hier ge⸗ 
botenen Stoff wegen der theilweiſe abweichenden Vorſchriften 
des Obligationenrechts “) benutzen muß, jo erfährt fie 
doch durch das Studium zweifellos manche Anregung, um 
ſo mehr als der Verfaſſer der Uebergangsbeſtimmungen in 


16) So weiß Gabba und Pfaff⸗Hofmann über Verhältniſſe des 
Handelsrechts wenig zu ſagen; man vergleiche nur den dürftigen 
Abſchnitt über Geſellſchaften bei Erſterem (IV S. 356). 

17) Art. 882—904; fie gehen auf den von Profeſſor Schneider 
verfaßten Entwurf zurück. 

18) Zwei recht tüchtige Arbeiten find: Heuberger, Die zeitlichen 
Grenzen der Wirkſamkeit des Schweizer. Obligationenrechts, Brugg 
1885, und G. Carlin, Erörterung zu Art. 882 Abſ. 3 des 
Schweizer. Obligationenrechts, 1886. Reiche Angaben aus der 
Praxis im Kommentar von Schneider⸗Fick (Größere Ausgabe), 
1893 S. 949 ff. 

19) Dies gilt zumal von dem hinfichtlich ſeiner Tragweite umſtrittenen 
Art. 882 Abi. 3, vgl. Carlin S. 31— 35. 
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den Hauptgrundſätzen notoriſch unter dem Einfluß der da⸗ 
maligen deutſchen Doktrinen geſtanden hat?). 

3. Das neue deutſche Handelsgeſetzbuch weiſt nur 
wenige Uebergangsbeſtimmungen in ſeinem Einführungs⸗ 
geſetze auf. Die in Frage kommenden Art. 22 — 28 be⸗ 
ſchäftigen ſich lediglich mit dem Recht der Firma (Art. 22) 
und dem Aktienrecht (Art. 23—28). Es iſt gewiß nicht zu⸗ 
fällig, daß gerade und daß nur diejenigen beiden Materien, 
die im neuen Handelsgeſetzbuch eine gewiſſe Geſchloſſenheit 
aufweiſen?), im Recht der Uebergangsbeſtimmungen be⸗ 
rückſichtigt ſind. Das Ineinandergreifen von Bürgerlichem 
Geſetzbuch und Handelsgeſetzbuch, das ſonſt die Signatur 
des neuen Rechts darſtellt, hat auf unſerem Gebiet zur 
Negation beſonderer Uebergangsvorſchriften geführt. Die 
Denkſchrift zum neuen Handelsgeſetzbuch verweiſt kurz und 
bündig auf die durch das E. BGB. aufgeſtellten oder aner⸗ 
kannten Regeln der Rückwirkung ??). In der That könnte 
auch ohne ſolchen Hinweis kaum zweifelhaft ſein, daß auf 
das E. BGB. zurückzugehen iſt. Auch wenn man den Vor⸗ 
ſchriften des letzteren die Bedeutung allgemeiner, für die 
Zukunft ſchlechthin platzgreifender Grundſätze abſprechen und 
ſie nur als für den vorliegenden Kodifikationsfall gegebene 
Sondergeſetze anſehen will, wird man angeſichts des zwiſchen 
dem neuen Handelsrecht und dem bürgerlichen Recht be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſes die Anwendbarkeit jener Beſtimmungen 
des E. BGB.7's auf das gleichzeitig in Kraft tretende Handels: 
recht nicht in Abrede ſtellen können. 

Doch ergibt ſich hier ſofort eine Einſchränkung. Nicht 
alles, im neuen Handelsgeſetzbuch enthaltene Recht tritt 
gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft. Der 


20) Zumal unter dem Einfluß Savigny's; vgl. Schneider⸗Fick 
S. 952. | 

21) Siehe meine Bemerkungen im Archiv für civ. Praxis LXXXVI 
S. 291. 

22) Denkſchrift II (Stenogr. Ber. der Reichstagsverhandl. 1895— 1897 
Anlagebd. VI S. 3286). 


10 K. Lehma nn: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB. 8. 


Abſchnitt über die Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge 
iſt mit Ausnahme des 8 65 bereits am 1. Januar 1898 in 
Kraft getreten, der das Eiſenbahntransportrecht behandelnde 
Abſchnitt wird möglicherweiſe durch Kaiſerliche Verordnung 
noch im Laufe des Jahres 1899 in Kraft geſetzt werden. 
Die Frage, ob für die zeitliche Anwendbarkeit derartiger vor 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft tretender Beſtimmungen 
die Uebergangsvorſchriften des E. BGB.“'s maßgebend find, 
iſt zu verneinen ??). Auch wer den von uns nicht gebilligten 
Standpunkt vertritt, daß das E. BGB. (und ebenſo das 
E. HGB.), da es über den Termin ſeines Inkrafttretens keine 
Beſtimmungen enthält, laut der Reichsverfaſſung mit dem 
vierzehnten Tage nach der Ausgabe des daſſelbe enthaltenden 
Reichsgeſetzblattes in Kraft getreten ſei?), wird angeſichts des 
klaren Wortlautes der Uebergangsvorſchriften des E. BGB.“ 
zu dem gleichen Reſultat gelangen. Die in Betracht kom⸗ 
menden Artikel des E. BGB.'s regeln mit ausdrücklichen 
Worten die Rückwirkungsfrage nur für vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtandene Schuld- 
verhältniſſe. Mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch iſt unzweifel⸗ 
haft die Kodifikation als Ganzes gemeint, unter dem Termine 
des Inkrafttretens alſo der 1. Januar 1900 verſtanden. Selbſt 
wenn man alſo die Vorſchriften des § 62 Abſ. 3 und des 


23) Insbeſondere läßt ſich Art. 171 des E. BGB.'8 hierauf nicht ans 
wenden. So mit Recht Coſack“ S. 768 und Pappen heim 
bei Gruchot XLII S. 325. Mit Unrecht find anderer Anſicht 
Wolff bei Holdheim VI S. 238, Staub in der Deutſchen 
Juriſtenzeitung II S. 334 und Düringer⸗ Hachenburg, 

Kommentar S. 19, welche letztere den ſehr bedenklichen Satz auf⸗ 
ſtellen, daß die im Art. 171 des E. BGB.'s enthaltene Regel über⸗ 
haupt nur der Ausdruck eines ſchon im heutigen Recht enthaltenen 
Satzes ſei. Darüber unten S. 17. Unentſchieden das Reichsgericht 
in Juriſt. Wochenſchriſt 1898 S. 665. 

24) Dies iſt der Standpunkt Pappenheim's, gegen den ich mich 
bei Holdheim VII S. 1 ff. ausgeſprochen habe. Dagegen wieder 
Pappenheim bei Gruchot XLII S. 309. Meiner Auffaſſung 
folgen Düringer⸗ Hachenburg S. 19, 96. 
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§ 75 Abſ. 2 des neuen Handelsgeſetzbuches dahin auslegt, 
daß einzelne Beſtimmungen des BGB. implicite durch 
den Abſchnitt über die Handlungsgehilfen ebenfalls früher, 
als das ganze BGB. in Kraft geſetzt find’), wird man 
die Uebergangsvorſchriften des E. BGB.'s doch nur auf 
die am 1. Januar 1900 beſtehenden Schuldverhältniſſe zur 
Anwendung bringen können, nicht einmal ein Schluß per 
analogiam wäre geſtattet. Ueber die zeitliche Anwendbarkeit 
der am 1. Januar 1898 in Kraft getretenen Vorſchriften 
des neuen Handelsgeſetzbuches hat alſo einſtweilen, d. h. bis 
zum 31. Dezember 1899, das alte Recht zu entſcheiden? ). 


25) Vgl. über dieſe Frage die Zuſammenſtellung der Anſichten durch 
Keyßner in die ſer Zeitſchrift XLVII S. 507; ferner Pappen⸗ 
heim a. a. O. S. 311 ff. 

26) Was iſt unter „altem“ Recht zu verſtehen? Eine ſchwierige Frage! 
Vom alten Recht find die Fragen der Rückwirkung keineswegs ein⸗ 
heitlich oder auch nur übereinſtimmend geordnet. Zumal die Publi⸗ 
kationsverordnung zum Sächſ. Bürgerl. Geſetzbuch enthält einzelne, 
von der herrſchenden Doktrin abweichende Sätze. Da das Recht 
der Handlungsgehilfen im bürgerlichen Recht des Dienſtvertrages 
wurzelt, da zudem zahlreiche Beſtimmungen des neuen Rechts an 
die bisherige Stelle des bürgerlichen Rechts treten, da endlich das 
ältere Reichsrecht allgemeine Grundſätze über die Rückwirkung in 
Geſetzen nicht aufgeſtellt hat, ſo drängt ſich die Anſicht auf, daß 
hinſichtlich des am 1. Januar 1898 in Kraft getretenen Abſchnittes 
nicht einmal einheitliche Grundſätze über die Frage der Rückwirkung 
anzuwenden find, daß vielmehr, je nachdem das ſächſiſche, preußiſche, 
franzöfiſche oder gemeine Recht den Vertrag beherrfcht, der Richter 
unter Umſtänden zu einem anderen Reſultat gelangen könnte. 
Gegen dieſe Meinung iſt indeſſen Folgendes einzuwenden: Die dies⸗ 
bezüglichen Vorſchriften der bisherigen Landesrechte beziehen ſich 
nicht auf neues Reichsrecht. Wie das Reichsrecht zu ſeinem In⸗ 
krafttreten keiner Ermächtigung des Landesrechts bedarf, ſo kann das 
Landesrecht auch nicht beſtimmen, daß das Reichsrecht Verhältniſſe 
nicht ergreift, die es an ſich ergreifen würde. Wohl könnte freilich 
das Landesrecht beſtimmen, daß das neue Reichsrecht Verhältniſſe 
ergreifen ſolle, die es an ſich nicht ergreift, aber doch nur inſoweit, 
als jene Verhältniſſe lediglich im Landesrecht geordnet ſind. Ueber 
die zeitlichen Grenzen alten und neuen Reichsrechts hat das Landes⸗ 
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Dieſer Zuſtand währt freilich nur bis zum 31. Dezem⸗ 
ber 1899. 

Mit dem 1. Januar 1900 ergreift das E. BGB. auch 
diejenigen vor dem 1. Januar 1898 abgeſchloſſenen Dienſt⸗ 
verträge, die in Gemäßheit des alten Rechts vom neuen 
Handelsgeſetzbuch verſchont geblieben find. So würde ein 
Engagementsvertrag, der nach altem Recht, weil vor dem 
1. Januar 1898 abgeſchloſſen, ſeinem urſprünglichen Recht 
unterworfen blieb, vom 1. Januar 1900 ab gemäß Art. 171 
des E. BGB.'s mit dem Moment unter das neue HBB., 
bezw. das BGB. treten, wo die nach altem Recht zuläſſige 
Kündigung unterbleibt. Unrichtig wäre die Argumentation, 
daß er zwar gemäß Art. 171 cit. dem neuen Recht des 
BGB.'s unterfiele, aber nicht dem des neuen HGB. s, weil 
ja der Abſchnitt über die Handlungsgehilfen am 1. Januar 
1900 bereits zum alten Recht zähle. Denn wie das neue 
Handelsgeſetzbuch in ſeiner Totalität, ſo iſt auch der Ab⸗ 
ſchnitt über die Handlungsgehilfen als von den Uebergangs⸗ 
beſtimmungen des E. BGB.'s mit inbegriffenes Recht anzu⸗ 
ſehen; fand er bis zum 1. Januar 1900 in Folge der im 
alten Recht über die Rückwirkung herrſchenden Grundſätze 
keine Anwendung, jo ebnet Art. 171 des E. BGB.'s ſeiner 
nunmehrigen Anwendbarkeit die Wege. 

Für unſere Darſtellung ergeben ſich durch dieſen Um⸗ 
ſtand gewiſſe Schwierigkeiten. Wir werden gezwungen ſein, 
die Frage der Rückwirkung gerade mit Bezug auf den ſo 
wichtigen Abſchnitt über das Recht der Handlungsgehilfen 
aus dem doppelten Geſichtspunkt zu betrachten, wie weit 
das neue Recht auf vor dem 1. Januar 1898 abgeſchloſſene 
Dienſtverträge für die Zeit vom 1. Januar 1898 bis zum 
31. Dezember 1899 und wie weit das neue Recht auf ſolche 
für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab Anwendung findet. 


4. Die vom E. BGB. aufgeſtellten Grundſätze 


recht keine Kompetenz; ſomit wäre der Wiſſenſchaft hier freier 
Raum gelaſſen. 
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über die zeitliche Anwendbarkeit ſind nicht er⸗ 
ſchöpfend. Freilich wird das Fehlen eines ausdrücklichen 
Grundſatzes der Nichtrückwirkung, wie ihn das Preuß. Allg. 
Landr. Einl. $ 14, der Code civil Art. 2, das Sächſ. BGB. 
§ 2 enthielten, kaum ſchmerzlich empfunden werden. Aus 
den Uebergangsvorſchriften des E.BGB.'s ergibt ſich dieſer 
Grundſatz von ſelbſt, und eine noch ſo geſchickte Faſſung 
hätte Mißdeutungen und Ueberſchätzungen der Tragweite 
nicht vermieden ?). Eher könnte man bedauern, daß der 
Geſetzgeber es unterlaſſen hat, eine Auslegungsnorm darüber 
zu geben, wann ein Geſetz ſich rückwirkende Kraft beilegt. 
Daß es dazu nicht einer ausdrücklichen Aeußerung des neuen 
Geſetzes bedarf, daß vielmehr auch der ſtillſchweigende un⸗ 
zweideutige Wille genügt, iſt in Theorie und Praxis ja 
anerkannt? ?); aber über das Vorhandenſein der Unzwei⸗ 
deutigkeit ſtreitet man ja häufig genug, wie die weitere 
Darlegung zeigen wird. Man denke an die durch die No⸗ 
velle über die Handlungsgehilfen hervorgerufenen Fragen. 
Hat man doch bereits begonnen, den Art. 30 des E. BGB. 's, 
der ſich auf die Statutenkolliſionen bezieht, zu Hilfe zu 
rufen?“), ohne zu erwägen, daß die Anerkennung auslän⸗ 
diſchen Rechts im letzten Grunde auf einer Freundlichkeit 
(comitas gentium) beruht, während hier der Staat ſein 
eigenes, früher erzwungenes Recht nunmehr negiren ſoll ). 

Bedauerlicher iſt, daß in Einzelfragen die Uebergangs⸗ 
vorſchriften des E.BGB.'s im Stich laſſen. Ihre Gruppi⸗ 
rung in Art. 153— 217 entſpricht zwar der im BGB. auf⸗ 
geſtellten Legalordnung? ). Aber fie füllen den Rahmen 


27) Vgl. Motive zu Entwurf I des BGB.“ Bd. 1 S. 21—23. 

28) Gierke, D. PR. I S. 109 Anm. 20, vgl. Reichsger. Entſch. XL 
S. 314; ferner in Juriſt. Wochenſchr. 1898 S. 665. 

29) Pappenheim a. a. O. S. 328, 329; ihm folgend Staub, 
Kommentar S. 4. 

30) Vgl. dazu Göppert S. 169. 

31) Art. 153—169 Allgemeiner Theil, Art. 170—179 Recht der Schuld: 
verhältniſſe, Art. 180— 197 Sachenrecht, Art. 198— 212 Familien⸗ 
recht, Art. 213— 217 Erbrecht. 
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nicht aus. So ſei nur daran erinnert, daß wir nicht er⸗ 
fahren, wie weit auf einſeitige, Dritten gegenüber eine 
dauernde Wirkung auszuüben beſtimmte Rechtsgeſchäfte, z. B. 
Vollmachten das neue Recht anwendbar ift??), wie weit das 
neue Recht auf rechtliche Qualitäten ſeine Einwirkung äußert, 
wie weit komplizirte Gebilde, die eine innere und äußere 
Seite haben, wie die offene Handelsgeſellſchaft und Kom⸗ 
manditgeſellſchaft vom Art. 170 des E. BGB. 's ergriffen 
werden u. a. m. Man kann die Bemerkung hier nicht unter: 
drücken, daß das E. HGB. hier hätte nachhelfen ſollen, und 
daß eine Verarbeitung des in den Einführungsgeſetzen zum 
alten Handelsgeſetzbuch enthaltenen Stoffes zu erſprießlichen 
Ergebniſſen geführt hätte. 

5. Nur ein verhältnißmäßig geringer Theil der im 
E. BGB. enthaltenen Uebergangsvorſchriften hat für uns 
unmittelbare Bedeutung. Es ſind die Art. 163 (in Ver⸗ 
bindung mit den Art. 23—28 des E. HGB. 's), 169, 170, 
171, 173-179, 181, 184, 200 Abſ. 3, 213. Daß auch 
die übrigen Vorſchriften für Kaufleute praktiſch werden 
können, iſt ſelbſtverſtändlich, aber ihre Anwendbarkeit hat 
mit dem neuen Handelsgeſetzbuch keine innere Verbindung, 
wir laſſen ſie deshalb bei Seite. 


6. Außerhalb der Uebergangsvorſchriften in den beiden 
Einführungsgeſetzen kommen noch die Art. V und VI des 
Einführungsgeſetzes zur neuen Konkursordnung in Frage. 
Die übrigen, am 1. Januar 1900 in Kraft tretenden Reichs⸗ 
geſetze geben keine Ausbeute. Wie weit die Ausführungs⸗ 
verordnungen von dem durch Art. 218 des E. BGB. 
gewährten Recht, das neue Recht auch auf an ſich vom 
Landesrecht beherrſchte Verhältniſſe auszudehnen, 
Gebrauch machen werden, läßt ſich zur Zeit nicht abjehen 3°). 


32) Das Schweiz. Obligationenrecht Art. 892 regelt dieſen Fall wenig⸗ 
ſtens mit Bezug auf Prokuren und Handlungsvollmachten. 

33) Wie wenn davon in einem Bundesſtaate kein Gebrauch gemacht 
wird? Sind dann die etwaigen allgemeinen Grundſätze dieſes Landes⸗ 
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8 3. 
Die Fälle erklärter Rückwirkung. 


Aufgabe einer praktiſchen Zwecken dienenden Unter⸗ 
ſuchung kann es nicht ſein, die halb und halb philoſophiſchen 
Rechtslehren über die zeitlichen Grenzen der Anwendbarkeit 
neuer Geſetze eingehend oder auch nur flüchtig dogmatiſch 
und dogmengeſchichtlich zu behandeln. Arbeiten im Style 
Göppert's, Laſſalle's u. ſ. w. werden im nächſten Jahr⸗ 
zehnt, das alle Kräfte daran zu ſetzen hat, den großen Ge⸗ 
ſetzgebungsſtoff innerlich zu verarbeiten, in den Hintergrund 
treten. Der Hauptgrundſatz, mit dem allgemeine Erörte⸗ 
rungen ſich befaſſen, der der Nichtrückwirkung neuer Geſetze 
überhaupt, iſt ohnehin durch das E. BGB. anerkannt. Seine 
Anwendung im Einzelnen und ſeine Ausnahmen haben uns 
hier zu beſchäftigen. Bei der Betrachtung der Einzel- 
anwendung wird ſich Gelegenheit des Oefteren bieten, die 
Frage, wann ein Rechtsverhältniß begründet, wann ein Recht 
erworben iſt, durch Prüfung der einzelnen Kategorien von 
Thatbeſtänden zu entſcheiden. Auch die Ausnahmen vom 
Grundſatz der Nichtrückwirkung werden theilweiſe der Spezial⸗ 
betrachtung überlaſſen bleiben. Immerhin empfiehlt es ſich 
hier, die wichtigſten Ausnahmefälle vorwegzunehmen. 


1. Ein Geſetz erklärt ſeine Rückwirkung ) mit aus⸗ 


rechts über zeitliche Kolliſionen von Geſetzen zu Gunſten der früheren 
Anwendung des BGB. zu Rathe zu ziehen? Würden z. B. in 
Sachſen die Aufhebungsgründe eines vor dem 1. Januar 1900 
begründeten Schuldverhältniſſes nach der Patentverordnung zum 
Sächſ. BGB. §§ 19, 20 dem BGB. trotz Art. 170 E. BGB.“8 
unterſtehen? Ich möchte die Frage verneinen, an Reichsgeſetze hat 
jene Patentverordnung gar nicht gedacht (vgl. Striethorſt LXIV 
S. 282). Vgl. auch RG. IV S. 35, unentſchieden ROH. bei 
Seuffert XXXIII Nr. 94. 

34) Daß hier nur die Rückwirkung ſchwächeren Grades gemeint iſt, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Die Rückwirkung ſtärkeren Grades, nach der 
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drücklichen Worten. Die Einführungsgeſetze zum BGB. 
und zum neuen HGB. weiſen eine Anzahl in das Handels⸗ 
recht eingreifender Beſtimmungen auf, die ſich ausdrücklich 
rückwirkende Kraft beimeſſen. Außer dem auf juriftifche 
Perſonen bezüglichen Art. 163 des E. BGB., deſſen Ver⸗ 
hältniß zu den aktienrechtlichen Vorſchriften des neuen HGB.“s 
und der zweiten Aktiennovelle uns ſpäter noch beſchäftigen 
wird, kommen aus dem E. BGB. hauptſächlich der Art. 169 
über laufende Verjährungen, der Art. 171 über Dienſt⸗ 
verhältniſſe, der Art. 173 über Gemeinſchaften nach Bruch⸗ 
theilen und der Art. 181 über das Eigenthum, aus dem 
E. HGB. der Art. 22 über Firmen in Frage. Von ihnen 
fol nur der Art. 171 des E. BGB. hier behandelt werden ?°), 
da gerade er für das Handelsrecht von praktiſcher Bedeutung 
iſt. Er ermöglicht, wichtige Verträge des Handelsrechts, zu⸗ 
mal den Gehilfen⸗ und Lehrlingsvertrag einerſeits, den 
Agenturvertrag andererſeits ſchnell unter die Vorſchriften des 
neuen Rechts, Handelsgeſetzbuchs und bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, zu bringen “). Doch iſt wohl zu beachten, daß die Vor: 
ſchrift des Art. 171 lediglich die in ihm aufgeführten drei 
Kategorien von Schuldverhältniſſen betrifft, auf andere Ver⸗ 
träge weder direkt noch im Wege der Analogie übertragbar 
iſt. So bedauerlich dies im Intereſſe der ſchnellen Ueber⸗ 
führung in den neuen Rechtszuſtand iſt, ſo läßt ſich nach 
der Entſtehungsgeſchichte des Art. 171 daran nicht zweifeln, 


auch für die Vergangenheit die erzeugten Wirkungen eines 
Rechtsverhältniſſes wieder beſeitigt werden, intereſſirt hier nicht. 

35) Der Wortlaut iſt: „Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs beſtehendes Mieth⸗, Pacht⸗ oder Dienſtverhältniß 
beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den erſten Termin erfolgt, für 
den fie nach den bisherigen Geſetzen zuläſſig iſt, von dieſem Termin 
an nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs.“ 

36) Hierhin würde aber auch das Vertragsverhältniß der Vorſtands⸗ 


oder Auffichtsrathsmitglieder zur Aktiengeſellſchaft gehören können. 


Vgl. unten $ 10. 
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daß wir es mit einer eng auszulegenden Ausnahmenbeſtim⸗ 
mung zu thun haben. Der Entwurf I des E. BGB. wußte 
von der Beſtimmung überhaupt nichts, erſt der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Entwurfs wurde ein diesbezüglicher 
Antrag unterbreitet“), der von vornherein die Beſchränkung 
auf die Pacht⸗, Mieths⸗ und Dienſtverhältniſſe enthielt und 
deſſen Begründung die Zweckmäßigkeit der Abweichung von 
der Regel des Art. 170 gerade mit Bezug auf die drei auf⸗ 
geführten Kategorien hervorhob. Der Antrag ſtieß auf eine 
ſtarke Oppoſition, die ihren Befürchtungen, daß die vor⸗ 
geſchlagene Vorſchrift zu tiefen Eingriffen in beſtehende Rechts⸗ 
verhältniſſe und zu gefährlichen Konſequenzen führen könne, 
Ausdruck gab. Wenn die Mehrheit ſich trotzdem für die 
Annahme des Antrages entſchied, ſo berechtigt nichts zu der 
Meinung, daß ſie in ihm nur die Exemplifikation eines 
weiter reichenden Grundſatzes erblickte, vielmehr kann kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß die Beſchränkung auf Pacht⸗, 
Mieths⸗ und Dienſtverhältniſſe gewollt war. 

Demnach werden die Geſellſchaftsverträge bei offenen 
Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ſtillen Ge⸗ 
ſellſchaften, der Kommiſſions⸗ und Speditionsvertrag, der 
Mäklervertrag, das Lagergeſchäft und der Frachtvertrag dem 
Art. 171 des E. BGB.“s nicht zu unterſtellen ſein. Ein rechts⸗ 
politiſcher Grund für ſolche Einſchränkung iſt freilich ſchwer 
auffindbar. Häufig wird es eine nicht leicht zu entſcheidende 
Frage ſein, ob man es mit einem Dienſt⸗ oder Werkvertrage 
zu thun hat, man denke an Agenturvertrag einerſeits, an 
Kommiſſionsvertrag andererſeits. Es wäre richtiger geweſen, 
den Satz wenigſtens auf den Auftrag und den eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung bezweckenden Werkvertrag auszudehnen, aber an 
dem Reſultat läßt ſich nicht rütteln. War der Vertrag nach 
altem Recht Dienſtvertrag, während er nach dem BGB. 


37) Vgl. die bisher noch nicht publizirten Protokolle der zweiten Kom⸗ 
miſſion S. 9008. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 2 
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Werkvertrag iſt, oder war er nach altem Recht Auftrag, 
während er nach neuem Recht Dienſtvertrag iſt, ſo hat über 
den Begriff des Dienſtverhältniſſes im Sinne des Art. 171 
das neue Recht zu entſcheiden, da das Geſetz von zur Zeit 
des Inkrafttretens des BGB.'s beſtehenden Dienſt⸗ 
verhältniſſen redet, die nach ſeinen Vorſchriften zu be⸗ 
urtheilen ſeien. Somit würde z. B. ein Geſchäft, das im 
Gebiet des gemeinen Rechts ein Mandat war, unter Art. 171 
dann fallen, wenn der beauftragte Kaufmann bezahlt wird, 
während bei unentgeltlicher Geſchäftsführung Art. 171 nicht 
Platz greift; denn dem BGB. iſt der Begriff des entgelt⸗ 
lichen Mandates unbekannt, es iſt ihm Dienſtverhältniß 38). 
Somit wird es häufig von rein zufälligen Umſtänden ab⸗ 
hängen, ob Art. 171 anzuwenden iſt oder nicht. 

Der Art. 171 E. BGB. gehört zweifellos zu den Vor⸗ 
ſchriften, die ſich rückwirkende Kraft beimeſſen. 
Es wäre ganz irrig, in ihm nur den Ausdruck einer natür⸗ 
lichen und ſelbſtverſtändlichen Regel zu erblicken, die auch 
ohne ihn gelten würde ?). Der Umſtand, daß der kündigungs⸗ 
berechtigte Theil nicht kündigt, läßt keineswegs einen Schluß 
auf die Abſicht der Parteien zu, unter das neue Recht zu 
treten. Zumal da, wo nur der eine von beiden Kontra⸗ 
henten — und dieſer womöglich jederzeit — freies Kündi⸗ 
gungsrecht hat, liegt das Unzutreffende ſolcher Annahme auf 
der Hand. Aber auch, wenn beiden Theilen Kündigungs⸗ 
befugniß zuſteht, wie bei Dienſtverträgen auf unbeſtimmte 
Dauer, wird man aus dem Nichtgebrauch der Befugniß nicht 
ohne Weiteres den Schluß auf eine Abſicht der Unterwerfung 
unter das neue Recht ziehen können. Ein Anderes iſt, einen 
beſtehenden Vertrag aufzuheben, ein Anderes, einen neuen 


38) Praktiſch kann dies zumal für das Vertragsverhältniß der Vor⸗ 
ſtands⸗ und Auffichtsrathsmitglieder zur Aktiengeſellſchaft werden, 
je nachdem ſie bezahlt werden oder ehrenhalber fungiren. Erſteren 
Falls liegt ein Dienſtverhältniß vor, greift alſo Art. 171 des 
E. BGB.'s durch. Vgl. jedoch unten § 10. 

39) So Düringer⸗Hachen burg S. 16, 19. 
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einzugehen. In dem Feſthalten an dem geſchloſſenen Ver⸗ 
trage trotz beſtehender Möglichkeit, ihn zu löſen, liegt nicht 
die Schaffung eines neuen Schuldverhältniſſes. Es iſt das 
alte Schuldverhältniß, das fortbeſteht und folglich an ſich 
dem alten Recht unterliegt *°). 

Nicht mit dieſem Falle iſt der andere zu verwechſeln, 
daß beide Theile nach Ablauf der für den Vertrag feſt⸗ 
geſetzten Dauer das Verhältniß ſtillſchweigend fortſetzen. Das 
Schweizer Obligationenrecht Art. 891 hat es für nöthig ge⸗ 
halten, bei ſtillſchweigender Fortſetzung eines vor ſeinem 
Inkrafttreten abgeſchloſſenen Mieths⸗, Dienſt⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages ſeine Beſtimmungen auf das fortgeſetzte Ver⸗ 
hältniß direkt für anwendbar zu erklären. Dieſer Satz 
war unnöthig und durch ſeine Beſchränkung auf beſtimmte 
Kategorien von Schuldverhältniſſen gefährlich. Die Fort⸗ 
ſetzung eines beendeten Schuldverhältniſſes iſt die Eingehung 
eines neuen Schuldverhältniſſes, das nunmehr vom neuen 
Recht beherrſcht wird!). Iſt das neue Recht dispoſitiver 


40) Die Motive zum Schweiz. Entwurf des Obligationenrechts heben 
dies gut hervor. Vgl. Schneider⸗Fick S. 971. — Vgl. auch 
Striethorſt, Archiv LIII Nr. 25, das ſolchen Fall behandelt. 

41) Vgl. auch die Entſch. des ROßHG.'s VI Nr. 22, ferner des RG.“8 
bei Bol ze 1 Nr. 50; Heuberger S. 101 und Carlin S. 53 
polemiſiren gegen dieſe Auffaſſung, doch ohne Grund. Haben beide 
Theile von Anfang an vereinbart, daß der Vertrag, wenn er nicht 
in gewiſſer Friſt vor dem in Ausficht genommenen Endtermin ge⸗ 
kündigt wird, als ſtillſchweigend verlängert gelte, ſo liegt in 
Wahrheit nicht eine ſtillſchweigende Fortſetzung des beendeten Ver⸗ 
tragsverhältniſſes vor, ſondern eine Nichtgeltendmachung des Kün⸗ 
digungsrechts, alſo ein Feſthalten am alten Vertrage. Das Schuld⸗ 
verhältniß würde dann alſo dem alten Recht weiter unterſtehen, 
ſoweit nicht Art. 171 des E. BGB. Platz greift. (Dieſen Fall 
hat Seuffert XIX Nr. 3 im Auge.) Beide Fälle werden häufig 
durcheinander geworfen, unterſcheiden ſich aber weſentlich. Bei 
dem im Text behandelten Fall bedarf es nach Ablauf der Ver⸗ 
tragszeit einer beiderſeitigen Willenseinigung, hier dagegen hat 
ſchon vor Ablauf Jeder ein Recht gegen den Anderen auf Feſthalten 
am alten Vertrage. Vgl. auch Striethorſt LXIV S. 286. 
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Natur, demnach das Feſthalten an dem alten Inhalt zuläſſig, 
ſo iſt es Thatfrage, ob die Parteien den Inhalt der Vor⸗ 
ſchriften des alten Rechts durch ſtillſchweigende Fortſetzung 
des Vertragsverhältniſſes zur Beredung des neuen Vertrages 
gemacht haben. Soweit dagegen ein Verſtoß gegen die 
zwingenden Vorſchriften des neuen Rechts vorläge, wären 
die Vorſchriften des alten Rechts auch unter dem Geſichts⸗ 
punkt der lex contractus nicht aufrecht zu erhalten. Man 
wird aber weiter gehend in der Annahme, daß durch ſtill⸗ 
ſchweigende Fortſetzung des abgelaufenen Vertragsverhält⸗ 
niſſes die Parteien das alte Recht als Vertragsberedung 
feſthalten, überhaupt vorſichtig ſein müſſen. So klar es 
iſt, daß ausdrückliche Beredungen des alten Vertrages 
von den Parteien bei ſtillſchweigender Fortſetzung weiter zu 
Grunde gelegt werden, ſo unſicher iſt dies hinſichtlich des 
dispoſitiven Geſetzes. In vielen Fällen wird es den Parteien 
gleichgültig ſein, ob der alte oder neue Rechtsſatz das Ver⸗ 
hältniß beherrſcht, und ſie werden, falls ſie darauf Gewicht 
legen, daß bei Fortſetzung des Vertrages gewiſſe Beſtim⸗ 
mungen des alten Rechts ihr Schuldverhältniß weiter be⸗ 
herrſchen, dies manifeſtiren. Der Richter wird in Ermange⸗ 
lung ſolcher Manifeſtation regelmäßig das neue Recht in 
ſeinem ganzen Umfang anwenden können. Das Geſagte iſt 
von Wichtigkeit zumal für die Geſellſchaften des Handels⸗ 
rechts, die vom 1. Januar 1900 ab nach Ablauf der ver⸗ 
tragsmäßigen Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt werden. Aber 
es trifft auch zu für die Fälle der Fortſetzung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft nach eingetre⸗ 
tener Auflöſung durch einen im Liquidations⸗ oder Konkurs⸗ 
ſtadium gefaßten Fortſetzungsbeſchluß der Betheiligten. Es 
trifft nicht minder zu für Fälle des Ein⸗ und Austritts von 
Geſellſchaftern. Stets liegt hier die Schaffung eines neuen 
Schuldverhältniſſes unter den Betheiligten vor, das dem 
neuen Recht unterfällt. Art. 171 des E. BGB.“ iſt hier 
gar nicht heranzuziehen, ſchon der Wortlaut des Art. 170 
E. BGB. genügt. — 
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Die Vorſchrift des Art. 171 ſetzt voraus, daß das 
Dienſtverhältniß am 1. Januar 1900 beſteht. Sie ergreift 
alſo Dienſtverhältniſſe, die an dieſem Tage zu beſtehen auf⸗ 
gehört haben, überhaupt nicht, und ſie ergreift Dienſtverhält⸗ 
niſſe, die am 1. Januar 1900 beſtehen, niemals für die 
Vergangenheit, ſondern nur für die Zukunft. Insbeſondere 
iſt ſie auf Engagementsverträge, die vor dem 1. Januar 1898 
geſchloſſen waren und über dieſen Zeitpunkt hinaus fort⸗ 
beſtehen, erſt mit dem 1. Januar 1900 anwendbar. Die 
Frage, ob der am 1. Januar 1898 in Kraft getretene Ab⸗ 
ſchnitt über die Handlungsgehilfen gemäß Art. 171 des 
E. BGB.“'s auf vorher geſchloſſene Gehilfenverträge anwendbar 
iſt, haben wir bereits früher verneint. Vom 1. Januar 1898 
ab eingegangene Gehilfenverträge unterſtehen dem ſechſten 
Abſchnitt des neuen HGB.'s (mit Ausnahme des § 65), 
dahinter dem maßgebenden Landesrecht; unter die Sätze 
des BGB.'s über den Dienftvertrag können fie erſt vom 
1. Januar 1900 ab gemäß Art. 171 des E. BGB.'s fallen. 

Soll Art. 171 in Wirkſamkeit treten, ſo muß ferner 
nach dem 31. Dezember 1899 die zuläſſige Kündi⸗ 
gung unterblieben ſein. War vor dem 1. Januar 1900 die 
Kündigung, wenn gleich zu dem in das neue Jahrhundert 
fallenden Abzugstermin unterblieben, ſo iſt Art. 171 nicht 
anwendbar. 

Und endlich verlangt Art. 171, daß der erſte Termin, 
für den die Kündigung nach altem Recht zuläſſig iſt “), 
nach dem 31. Dezember 1899 eingetreten iſt. Welches das 
alte Recht iſt, richtet ſich nach dem einzelnen Fall; beim 
Gehilfenvertrag, der vor dem 1. Januar 1898 geſchloſſen 
war, iſt Art. 61 des alten HGB.'s entſcheidend, beim Ge: 
hilfenvertrag, der nach dem 31. Dezember 1897 geſchloſſen 
iſt, können nur die $$ 66—69 des neuen HGB.'s in Frage 
kommen. 


42) Vgl. hierzu Schumacher im Archiv für Bürgerl. Recht XV 
S. 258 ff. 
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Am meiſten Schwierigkeiten bieten dem Interpreten die 
Worte „Kündigung . .. für den erſten Termin“. Offen⸗ 
bar hat, was die Protokolle der zweiten Leſung beſtätigen, 
das Geſetz an den gewöhnlichen Fall der Kündigung zu dem 
üblichen Termin gedacht (Jahresende, Quartalsende, Monats⸗ 
ende ꝛc.). Wie aber, wenn jederzeitige ſofortige Kündigung 
vereinbart war oder kraft Geſetzes zuſteht? ?) Wie, wenn 
eine justa causa eintritt, die zu ſofortiger einſeitiger Auf⸗ 
hebung berechtigt?“) Findet, falls vom Kündigungsberech⸗ 
tigten nicht Gebrauch gemacht wird, Art. 171 des E. BGB.“ 
Anwendung? Man wird zu unterſcheiden haben. Wo kraft 
beſonderer Vereinbarung oder kraft Geſetzes die Kündigung 
einfach vom freien Willen abhängig gemacht iſt, ohne daß 
beſondere weitere Vorausſetzungen vorzuliegen brauchen, wird 
man an das Unterlaſſen der Kündigung die Folge des 
Art. 171 knüpfen dürfen, demnach bei frei widerruflichen 
Dienſtbeſtellungen, die über den 31. Dezember 1899 fort⸗ 
dauern, ſofort das neue Recht anwendbar ſein laſſen müſſen. 
Denn ſo gut das Geſetz oder die Parteivereinbarung ganz 
kurze Kündigungsfriſten aufſtellen kann““), fo gut muß jeder: 
zeitige ſofortige Kündigung als Kündigung für einen Termin 
gelten; der Termin iſt hier zeitlich von der Kündigung eben 
nicht geſchieden, die Parteien ſind ſich der ſofortigen Auflös⸗ 
barkeit bewußt. Anders bei den geſetzlichen Aufhebungs⸗ 
gründen der justae causae. Die hier eintretende Unſicherheit 
des Eintritts überhaupt, wie des Zeitpunkts des Eintritts 
insbeſondere )), läßt es unſtatthaft erſcheinen, Art. 171 auf 
ſolche Fälle anzuwenden. Für den Gehilfenvertrag iſt ja 


43) Vgl. Beſtimmungen wie BGB. § 623. 

44) Altes HGB. Art. 62. 

45) Vgl. BGB. $ 621. 

46) Man denke an justae causae, bie fi) aus verſchiedenen That⸗ 
beſtänden zuſammenſetzen. — Noch weniger kann der Kündigung 
das im preußiſchen Landrecht bei Verträgen über Handlungen an⸗ 
erkannte Rücktrittsrecht (§ 408 I 5) gleichgeſtellt werden. 
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überdies nach altem Recht zweifelhaft, ob im Falle der justa 
causa die Kündigung oder nicht vielmehr der Richterſpruch 
die Aufhebung herbeiführt. 

Es fragt ſich weiter, ob die Kündigung beiden Theilen 
zuſtehen muß, oder ob es genügt, daß nur ein Theil 
kündigungsberechtigt iſt. Das Geſetz hat offenbar wiederum 
nur an den Fall gedacht, daß jeder Theil kündigen darf 
und daß die Kündigungsbefugniß gleichmäßig geregelt iſt. 
Aber nicht minder häufig iſt der Fall, daß einem Theil 
Kündigung unter anderen Friſten als dem anderen (3. B. dem 
einen Theil vierzehntägige Kündigung zu jedem Monatsende, 
dem anderen ſechswöchentliche zu jedem Quartalsende“ oder 
daß nur der eine Theil, ſei es der Dienſtberechtigte, ſei es 
der Dienſtverpflichtete, freies Kündigungsrecht hat!“). Man 
wird, dem Wortlaut des Art. 171 gemäß, auch den Fall der 
einſeitigen Kündigungsbefugniß unter ihn ziehen müſſen. Der 
hierin für den anderen Theil liegende Zwang der Unter⸗ 
werfung unter das neue Recht erſcheint freilich als eine ge⸗ 
wiſſe Härte, doch führt die entgegengeſetzte Auffaſſung zu 
mißlichen Konſequenzen, wenn die Kündigung für den einen 
Theil weit hinausgeſchoben iſt. — 

Unter den obigen Vorausſetzungen fällt der Dienſt⸗ 
vertrag unter das neue bürgerliche Recht und Handelsrecht, 
aber nicht vom Zeitpunkt der unterbliebenen Kündigung, 
ſondern erſt vom Zeitpunkt, zu dem die Kündigung zu er⸗ 
folgen hatte. Doch können beide Zeitpunkte zuſammenfallen. 
Er fällt unter das neue Recht in der Geſammtheit ſeiner 
obligatoriſchen Wirkungen. Doch gilt nach Art. 27 des 
E. HGB.'s eine Ausnahme hinſichtlich des Konkurrenzverbotes 


47) Derartige Fälle haben ja gerade beim Gehilfenvertrag im neuen 
HGB. zur Beſtimmung des § 67 geführt. 

48) Man denke an das Dienſtverhältniß der Vorſtands⸗ und Auffichts⸗ 

krathsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft, das bereits nach Art. 224, 
191 Abſ. 4, 227 Abſ. 3 des alten HGB. von Seiten der Aktien⸗ 
geſellſchaft ſtets widerruflich iſt. 


24 K. Lehmann: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB.“8. 


der Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft, worauf ſpäter 
noch zu kommen iſt !). 

2. Ein Geſetz erklärt ſeine Rückwirkung unzweideutig 
ſtillſchweigend °°). Hier kommen folgende Fälle in Betracht: 

A. Als unzweideutige (wenn nicht gar als ausdrückliche) 
Erklärung ſieht die herrſchende, durch die meiſten Geſetz⸗ 
gebungen beſtätigte Anſicht den Fall der authentiſchen 
Interpretation an. Dieſer Fall iſt offenbar im Ver⸗ 
hältniß des neuen Handelsgeſetzbuches zum alten nicht ge⸗ 
geben. Freilich ſtellt ſich das neue Handelsgeſetzbuch im 
Ganzen nur als Umarbeitung des alten dar, es will nicht 
ſelten nur beſtehende Kontroverſen entſcheiden und die von 
ihm gebilligte Anſicht mag denn auch ſchon vor ſeinem In⸗ 
krafttreten unter dem Bann der zukünftigen Geltung von 
der Praxis anticipando eingeführt werden ). Aber ein 
Zwang zu ſolcher vorzeitiger Acceptation beſteht nicht. In⸗ 
dem das E. HGB. im Art. 1 das neue HGB. erſt für den 
1. Januar 1900 in Kraft ſetzt, beſtimmt es nicht nur, daß 
die Auffaſſung deſſelben über ein Rechtsverhältniß zwingende 
Bedeutung für den Richter erſt vom 1. Januar 1900 haben, 
ſondern auch, daß ſie nur für die von jenem Zeitpunkt ab 
entſtehenden Rechtsverhältniſſe die alleinig maßgebende ſein 
ſolle, ſoweit nicht beſondere Ausnahmen aufgeſtellt werden. 
Ohnehin iſt ja unſtreitig, daß die geſetzliche Entſcheidung 
einer Kontroverſe noch nicht unter den Begriff der authen⸗ 
tiſchen Interpretation fällt 52). 

B. Die ſtillſchweigende Erklärung der Rückwirkung iſt 
zweifellos da anzunehmen, wo ein Rechtsinſtitut völlig 
zerſtört werden ſoll s)), derart, daß überhaupt Spuren 


49) Vgl. unten $ 10. 

50) Vgl. Seuffert XII Nr. 119. 

51) Ein lehrreicher Fall in Reichsger. Entſch. XL S. 88. Vgl. auch 
XLI S. 411. 

52) Vgl. Goldſchmidt a. a. O. S. 388, Pfaff⸗Hofmann, Ex⸗ 
kurſe 1 S. 368; bedenklich die Entſch. bei Seuffert IV Nr. 2. 

53) Gierke, D. PR. I S. 194. 
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ſeines Daſeins nach Inkrafttreten des neuen Rechts nicht 
mehr übrig bleiben ſollen. Ein derartiger Fall war in der 
Zeit des alten Handelsgeſetzbuchs die Aufhebung der Schuld⸗ 
haft, für das neue Handelsgeſetzbuch ſind ſolche Fälle kaum 
zu konſtatiren 7). 

Daß die Aufhebung eines Rechtsinſtitutes im Zweifel 
nicht deſſen völlige Zerſtörung, ſondern nur das Verbot der 
Begründung einſchlägiger Rechtsverhältniſſe für die Zukunft 
bedeutet, dürfte heute unbeſtritten ſein. 

C. Bei neuem Prozeßrecht wird die ſtillſchweigende 
Erklärung der Rückwirkung ohne Weiteres angenommen ). 
Vorſchriften rein prozeſſualen Inhalts enthält das neue 
Handelsgeſetzbuch nur wenige, ſo über die Vorlegung von 
Handelsbüchern in den $$ 45 — 47, 102 5%. Sie find auch 
auf Rechtsſtreitigkeiten, die unter der Herrſchaft des alten 
Rechts begonnen haben oder die vom alten Recht beherrſchte 
Rechtsverhältniſſe betreffen, auszudehnen ). Ihnen gleich⸗ 
zuſtellen ſind die Vorſchriften über die Einrichtung des 
Handelsregiſters und die Pflichten der Regiſterbehörden 5°), 
ſie finden vom 1. Januar 1900 ab rückhaltsloſe Anwen⸗ 
dung 5). Auch die Form der Anmeldung und das Verfahren 
beim Handelsregiſter regelt ſich vom 1. Januar 1900 ab 
nach neuem Recht “). Das Gleiche gilt von den Vorſchriften 
über die richterliche Thätigkeit bei Ernennung und Abberufung 


54) Man könnte an die Aufhebung des Inſtitutes der amtlichen 
Handel smäkler denken. 

55) Gierke a. a. O. S. 206 und die dort Citirten. 

56) Vgl. dazu ROH G. II S. 129 ff., auch Striethorſt, Archiv XX 
S. 105; man kann hierhin auch noch den $ 17 Abſ. 2, den § 124 
Abſ. 2 und den § 129 Abi. 4 ziehen. 

57) Umgekehrt ceſſiren prozeßrechtliche Vorſchriften des alten Rechts, die im 
neuen Recht nicht mehr anerkannt find, vom 1. Januar 1900 ab ſofort. 

58) $$ 8—11. 

59) Doch würde ſich § 10 nur auf Eintragungen, die vom 1. Januar 

1900 ab erfolgen, beziehen. 

60) §§ 12, 13, ſowie die einſchlägigen Vorſchriften des Reichsgeſetzes 

über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Eine unter der Herrſchaft des 
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von Liquidatoren ) und bei Anordnung der Mittheilung 
einer Bilanz ). Dagegen ift a) die Frage, welche That: 
ſachen eintragungsbedürftig ſind, nicht eine Frage des Prozeß⸗ 
rechts; darum läßt ſich nicht mit einem Wort entſcheiden, ob 
derartige Vorſchriften rückwirkende Kraft haben. b) Die 
Wirkung der Eintragung und Bekanntmachung beſtimmt ſich 
bei nach altem und neuem Recht eintragungsbedürftigen 
Thatſachen, z. B. Beſtellung der Prokura, für die unter der 
Herrſchaft des alten Rechts abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
nach altem Recht, für die vom 1. Januar 1900 an 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte nach dem neuen Recht“). 
c) Hierher gehören nicht Beſtimmungen über die Ausübung 
von dinglichen und obligatoriſchen Rechten (Pfand⸗ und 
Selbſthilfe⸗Verkauf)ſ, auch wenn es ſich um behördliche 
Mitwirkung handelt. (Ihre Erörterung gehört an eine 
andere Stelle.) d) Hinſichtlich des Konkursrechtes nor: 
miren die Art. V und VI des Einführungsgeſetzes zur 
neuen Konkursordnung. e) Nicht unter den Begriff der 
prozeſſualen Vorſchriften fallen Auslegungsnormen““ 


alten Rechts als illegal zurückgewieſene Anmeldung hätte unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts nach Maßgabe dieſes zu geſchehen. 

61) SS 146, 147. 

62) §§ 166 Abi. 3, 338. 

63) Anders Coſack! S. 768; aber ſoll wirklich $ 5 auf vor dem 
1. Januar 1900 eingetragene Kaufleute keine Anwendung für die 
Zeit nach dem 1. Januar 1900 finden? Richtig Staub, Kom⸗ 
mentar § 5 Anm. 8. 

64) Vgl. Danz, Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte (1897) S. 86, 96. 
— Unger! 8 21 Anm. 44 will die Regeln über die Auslegung 
von Verträgen, die ein neues Geſetzbuch aufſtellt, auf alle unter 
der Herrſchaft des alten Geſetzes geſchloſſenen Verträge angewendet 
ſehen und befindet ſich damit in Uebereinſtimmung mit einem Er⸗ 
kenntniß bei Seuffert I Nr. 151, dagegen ſtellen Pfaff⸗Hof⸗ 
mann die Auslegungsregeln den Dispoſitivnormen gleich 
(S. 185). Die Frage iſt in mehrfachen Fällen für das neue 
Handelsgeſetzbuch praktiſch. Der wichtigſte betrifft den neuen § 346, 
nach dem in Zukunft nur „unter Kaufleuten in Anſehung 
der Bedeutung und Wirkung von Handlungen und Unterlaſſungen 
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und Vorſchriften über die Regulirung der Beweis⸗ 
Lait 65). 


auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche 
Rückſicht zu nehmen iſt“, während nach Art. 279 des alten HGB. “8 
in Beziehung auf die Bedeutung und Wirkung von 
Handlungen und Unterlaſſungen auch bei einſeitigen 
Handelsgeſchäften auf die Handelsgebräuche zu ſehen war. Die 
Anwendbarkeit des § 346 auf vom 1. Januar 1900 ab ge 
ſchloſſene Handelsgeſchäfte iſt ja zweifellos. Nicht minder iſt 
umgekehrt das ältere, weitergehende Recht des Art. 279 dann an⸗ 
wendbar, wenn die in Frage kommende Handlung oder Unterlaſſung 
bereits vor dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt. Wie aber, wenn das 
Geſchäft vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen war, dagegen die 
Handlung bezw. Unterlaſſung in die Zeit des neuen Rechts fällt? 
Nehmen wir an, der Kauf ſei zwiſchen einem Kaufmann als Ver⸗ 
käufer und einem Nichtkaufmann als Käufer vor dem 1. Januar 
1900 geſchloſſen, die Verſendung der Waare an den Käufer aber 
nach dem 31. Dezember 1899 erfolgt, in der Faktura ſei der Preis 
vom Verkäufer einſeitig geändert worden; es beſtände und beſtehe 
ein Handelsgebrauch, daß der Käufer, wenn er ſolchen Falls ſchweigt, 
genehmige. Würde der Verkäufer ſich gemäß Art. 279 des alten 
H5B.3 dem ſchweigenden Käufer gegenüber auf dieſen Handels⸗ 
gebrauch berufen können, weil der Kauf unter der Herrſchaft des 
alten Rechts abgeſchloſſen war, oder würde umgekehrt der nichtkauf⸗ 
männiſche Käufer, ſich auf § 346 ſtützend, die Nichtberückſichtigung 
ſolchen Handelsgebrauches begehren können, weil die Verſendung 
der Waare erſt unter dem neuen Recht ſtattfand? Man wird ſich 
dahin entſcheiden müſſen, daß Handelsgebräuche, die zur näheren 
Beſtimmung des Inhalts und der Wirkungen des vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 abgeſchloſſenen Vertrages dienen, dem Art. 279 unter⸗ 
ſtehen, z. B. bei Dienſtverträgen die über Art und Umfang der zu 
leiſtenden Dienſte geltenden Handelsgebräuche, gleichgiltig ob die 
Dienſte vor oder nach dem 1. Januar 1900 geleiſtet werden, bei 
Kaufverträgen die Handelsgebräuche über die Art der Verpackung, 
die Tragung der Koſten u. dgl. m.; daß dagegen Handelsgebräuche, 
die nur in äußerem Zuſammenhang mit dem Vertrage ſtehende 
Handlungen betreffen, bei nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
vorgenommenen Handlungen nur gemäß § 346 zu berüdfichtigen 
find. Darnach wird man in obigem Falle das alte Recht des 
Art. 279 anzuwenden haben, denn es handelt ſich um die Frage, 
wieweit Vertragswidrigkeiten ſofort zu rügen ſind. Dagegen wird 
man, wenn der kaufmänniſche Verkäufer dem nichtkaufmänniſchen 
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D. Bewegten wir uns bisher auf verhältnißmäßig 
ſicherem Boden, ſo betreten wir ſchwankenden Grund mit 
der allgemeinen Frage, wann überhaupt zwingende 
Geſetze ſich ſtillſchweigend Rückwirkung beilegen, ſei 
es daß es ſich um Verbots⸗, ſei es daß es ſich um Gebots⸗ 
geſetze handelt. Das neue Handelsgeſetzbuch und das da⸗ 
hinter ſtehende Bürgerliche Geſetzbuch iſt an Vorſchriften 
zwingenden Inhalts erheblich reicher, als das alte Recht, die 
veränderte Auffaſſung über die dem Staat obliegenden Auf⸗ 
gaben hat ihre Wirkungen auch in das Gebiet des Handels 
erſtreckt, vornehmlich im Recht der Handlungsgehilfen und 
Handlungslehrlinge, dann im Eiſenbahnfrachtverkehr, im 


Käufer nach dem 31. Dezember 1899 neben der urſprünglich be⸗ 
ſtellten Waare unbeſtellte Waare anderer Art ſchickt, einen Handels⸗ 
gebrauch des Inhalts, daß Schweigen des Käufers ſolchen Falls 
als Genehmigung gilt, unberückſichtigt laſſen müſſen, weil die 
Zuſendung unbeſtellter Waare anderer Art mit dem alten Vertrag 
nichts zu thun hat. — Tritt der alte Vertrag nach dem 31. De⸗ 
zember 1899 gemäß Art. 171 unter die Herrſchaft des neuen 
Rechts, ſo greift natürlich von da ab lediglich § 346 Platz. — 
Einen anderen Fall bietet das Verhältniß des Art. 91 Abſ. 2 
des alten HGB.“'s zum BGB. § 706 Abſ. 2. Nach Art. 91 Abſ. 2 
iſt im Zweifel anzunehmen, daß die in das Geſellſchaftsinventar 
mit der Unterſchrift aller Geſellſchafter eingetragenen, bis dahin 
einem Geſellſchafter gehörigen Sachen Eigenthum der Geſellſchaft 
geworden ſind; dem BGB. fehlt dieſe Vorſchrift, es läßt die freie 
Beweiswürdigung des Richters entſcheiden. Art. 91 Abſ. 2 wird, 
gleichwohl ob man ihn nur auf das Illationsverſprechen oder auch 
auf den wirklichen Illationsakt bezieht, nicht Anwendung auf 
Illationsverſprechen bezw. Illationen, die nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches erfolgen, finden 
können. Denn handelt es ſich um ein neues Illationsverſprechen, 
ſo liegt darin eine Abänderung des alten Geſellſchaftsvertrages, 
die dem neuen Recht unterſteht; die Illation ſelbſt aber iſt ein 
beſonderer rechtsgeſchäftlicher Hergang, deſſen Vornahme von dem 
Recht ſeiner Zeit beherrſcht wird. Iſt dagegen die Eintragung in 
das Inventar und die Unterſchrift des Inventars durch die Ge⸗ 
ſellſchafter vor dem 1. Januar 1900 geſchehen, ſo greift Art. 91 
Abſ. 2 Platz. 
65) Darüber unten § 9 Nr. 4d. 
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Recht der Geſellſchaften und anderswo begegnen wir Vor⸗ 
ſchriften zwingenden Inhalts, die das alte Recht nicht kannte. 
Der Mangel an den Zweifel behebenden Uebergangsvor⸗ 
ſchriften macht ſich gerade hier empfindlich fühlbar. Eine 
etwas langſamer arbeitende Geſetzgebung hätte den Nutzen 
ihrer Reformen durch ausdrückliche Regelung der Frage, 
welche Verhältniſſe die Reform ergreifen ſolle, erheblich ver⸗ 
mehrt. Der das Geſetz anwendende Juriſt wird durch das 
Schweigen des Geſetzes bei Entſcheidung zumal von Fragen, 
in denen die Intereſſen der Beſitzenden und Nichtbeſitzenden 
kollidiren, in einen inneren Kampf zwiſchen ſeinen Sympathien 
für den wirthſchaftlich Schwächeren und ſeinem ſtrengen 
Rechtsgefühl verſetzt. Das Wort von der dura lex bethätigt 
ſich hier. Kann es nicht ſeine Aufgabe ſein, das Geſetz zu 
korrigiren, ſo muß er die Verantwortung für unerwünſchte 
Folgen, die ſich aus richtiger Geſetzesanwendung ergeben, 
dem Geſetzgeber überlaſſen. 

Der bloße Umſtand, daß ein neues Geſetz ſich zwingenden 
Inhalt beimißt, kann unmöglich ſeine Rückwirkungsabſicht 
unzweideutig beweiſen. Selbſtverſtändlich wird nicht ohne 
ernſthafte Gründe das neue Geſetz die abweichende Partei⸗ 
beredung ausſchließen. Aber ſolch' Ausſchluß bedeutet im 
Zweifel doch nur, daß für die Zukunft es den Privaten 
verwehrt iſt, das vom zwingenden Recht beherrſchte Rechts⸗ 
verhältniß durch ihre Vereinbarungen abweichend zu geſtalten. 
Wenn das Geſetz dem Willen des Individuums Schranken 
auferlegt, ſo erheiſcht ſchon das Gebot der Billigkeit, daß — 
wo nicht beſondere Vorausſetzungen zu einem entgegengeſetzten 
Verfahren vorliegen — es nur die zukünftigen Willens⸗ 
bethätigungen ergreift. Möglicher Weiſe entſpringt der neue 
zwingende Satz reinen Zweckmäßigkeitsgründen, möglicher 
Weiſe einem vorübergehenden wirthſchaftlichen Bedürfniß oder 
einer vorübergehenden politiſchen Anſchauung; möglicher Weiſe 
hängt ſeine zwingende Kraft mit anderen Rechtsſätzen zu⸗ 
ſammen, die die neue Kodifikation enthält. Muß ſich der 
auch die Richtigkeit der ratio nicht anerkennende Unterthan 
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dem Zwange beugen, ſo kann er doch verlangen, daß die 
Rechtshandlungen, die vor dem Termin der Herrſchaft des 
neuen Geſetzes vorgenommen ſind, als giltige anerkannt 
werden. Aber auch, wo das neue Geſetz von einem ethiſchen 
Geſichtspunkt beherrſcht wird, kommt dem vor ſeinem In⸗ 
krafttreten Handelnden zu gut, daß, als er handelte, er 
nicht nur auf dem Boden des Rechts ſtand, ſondern daß 
ihm möglicher Weiſe auch das Bewußtſein, daß ſeine Hand⸗ 
lungsweiſe vom ethiſchen Standpunkt aus Bedenken errege, 
fremd war. Auch hier alſo iſt nicht ſtets der Wille des 
neuen Geſetzes zur Rückwirkung anzunehmen. Wenn Gierke 
z. B. als Fall völliger Rechtsumwandlung eines Rechts⸗ 
inſtitutes, die auch erworbene Rechte aufhebt, die Kraftlos⸗ 
erklärung gewiſſer Vertragsklauſeln als „unſittlich“ anführt 
(J 195 Art. 47), ſo iſt zu bezweifeln, ob mit ſolcher all⸗ 
gemeinen Formulirung viel erreicht iſt; man denke an die 
verſchiedene Behandlung von Verſprechen der Zahlung eines 
Ehevermittlungslohnes, der Differenzgeſchäfte, des Lotterie⸗ 
ſpieles 6°), der Verlöbniſſe in den einzelnen Rechten gleich⸗ 
mäßig hochſtehender Kulturvölker. Sicher ſind es bei der 
Regelung der Folgen eines Verlöbniſſes ethiſche und fittliche 
Gründe, die nach dem BGB. die Klage auf das Erfüllungs⸗ 
intereſſe bei Verlöbnißbruch ausſchließen, aber der Unterſchied 
zwiſchen Erfüllungsintereſſe und dem Erſatz des poſitiven 
Schadens, wie ihn BGB. § 1298 aufſtellt, iſt doch mehr ein 
quantitativer; ſicher iſt es eine rein ethiſche Anſchauung, die 
zur Nichtigkeitserklärung des Verſprechens einer Konventional⸗ 
ſtrafe für den Fall, daß die Eingehung der Ehe unterbleibt, 
in B. § 1297 Abſ. 2 führte. Doch würde daraus noch nicht 
nothwendig die Rückwirkung auf vor dem 1. Januar 1900 
im Gebiet des preußiſchen Landrechts (II 1 §113) vereinbarte 
Strafgedinge folgern ). Wer die Zuſammenſtellung in den 


66) Vgl. die Entſch. bei Seuffert XXIV Nr. 30. 
67) Die Gründe, mit denen Siebenhaar, Kommentar zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch für das Königreich Sachſen 2. Aufl. I S. 20 die 
entgegengeſetzte Anficht vertheidigt, find nicht überzeugend. 
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Motiven zum Entwurf des BGB. 's IV I ff. durchlieſt, muß 
erſtaunt ſein über die Mannigfaltigkeit der Auffaſſungen, die 
in den Partikularrechten über den Inhalt eines ſo ſtark von 
ethiſchen Geſichtspunkten beherrſchten Verhältniſſes, wie des 
Verlöbniſſes, zu Tage tritt. Sollen darum die Parteien, die 
den lokalen Anſchauungen ihres Ländchens folgend und im 
Vertrauen darauf, daß ihnen nach dem maßgebenden Recht eine 
geſicherte Poſition verſchafft war, das Verlöbniß eingingen, 
nachher ſchutzlos daſtehen, weil das neue Recht unter den 
zahlreichen Varietäten der alten Rechte eine als die beſte 
auswählte? Wirthſchaftliche und ethiſche Gründe ſind es, 
die ein neues Recht gewiſſe Beredungen als Wucher ver⸗ 
bieten laſſen, die das alte Recht als erlaubte Verträge an⸗ 
ſah. In dem harten Kampf der Meinungen über die Rück⸗ 
wirkung ſolcher Geſetze hat ſchließlich in Theorie und Praxis 
die Anſicht mit Recht den Sieg errungen, welche die Rück⸗ 
wirkung im Zweifel verneinte 6°). — | 

Iſt es alſo auch mit allgemeinen Wendungen, daß wirt): 
ſchaftliche oder ethiſche Anſchauungen dem neuen zwingenden 
Geſetz zu Grunde liegen, für die Entſcheidung der Rück⸗ 
wirkungsfrage noch nicht gethan, ſo iſt andererſeits ſo viel 
klar, daß wo das neue Geſetz die Vornahme einer beſtimmten 
Handlung, z. B. die Ausfuhr von Korn, die Lieferung von 
Giften, die Arbeit am Sonntag, überhaupt verbietet, dieſe 
Handlung auch dann nicht vorgenommen werden darf, wenn 
der zur Vornahme verpflichtende Vertrag unter der Herrſchaft 
des alten Rechts geſchloſſen war. Hier iſt die Leiſtung an 
und für ſich zu einer verbotenen Handlung geworden, die 
Erfüllung des Vertrages muß unterbleiben, weil eine recht⸗ 
liche Unmöglichkeit der Erfüllung eingetreten iſt, mit der 
Frage der Rückwirkung hat dieſer Fall überhaupt nichts zu 
thun ). 


68) Pfaff⸗ Hofmann, Exkurſe I S. 175 ff.; Gierke J S. 201 
Anm. 20; RG. in Strafſ. IV S. 110 f.; Bolze II Nr. 749 b, 
III Nr. 33. 

69) Pfaff⸗ Hofmann, Exkurſe I S. 173, 174. 
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Klar iſt weiter, daß wo bei Verſagung der Rückwirkung 
der ganze Zweck des zwingenden Geſetzes vereitelt würde, 
die Rückwirkung als unzweideutig ſtillſchweigend erklärte 
anzuſehen iſt. Indeſſen werden derartige Fälle nicht gar 
zu häufig auf dem uns intereſſirenden Gebiet des Obliga⸗ 
tionenrechtes ſein; ſie laſſen ſich für auf vorübergehende 
Zeiten (z. B. die Zeit einer Kriegs⸗ oder Hungersnoth) 
oder für auf beſtimmte Kategorien von Perſonen oder Ver⸗ 
hältniſſen zugeſchnittene Geſetze denken. Aus dem neuen 
Handelsgeſetzbuch wüßte ich nicht einen einzigen Fall an⸗ 
zuführen. Denn mit dieſem Fall iſt nicht der andere zu 
verwechſeln, daß die durch das neue zwingende Geſetz ge⸗ 
plante Reform ſchneller verwirklicht wird, wenn man das 
neue Geſetz auch auf die vor ſeinem Inkrafttreten ent⸗ 
ſtandenen Verhältniſſe anwendet. Darin liegt noch keine 
Vereitelung des Zweckes des neuen Geſetzes. Will das 
neue Geſetz den wirthſchaftlich Schwächeren gegen die Nach⸗ 
theile, die ihm die Ausnutzung der ſchrankenloſen Vertrags⸗ 
freiheit durch den wirthſchaftlich Stärkeren bereitet, dadurch 
ſchützen, daß es für gewiſſe Verhältniſſe zwingende Normen 
erläßt, ſo kann es (und wird es auch häufig zweckmäßiger 
Weiſe) derart verfahren, daß es ſeine zwingenden Normen 
auch auf vor ſeinem Inkrafttreten geſchloſſene Verträge aus⸗ 
dehnt; es befreit damit die große Anzahl der wirthſchaftlich 
Schwächeren, die ihre Klagen über die Nachtheile des alten 
Rechtszuſtandes ertönen ließen, mit einem Schlage von dem 
auf ihnen laſtenden Joch. Verfährt es dagegen nicht ſo, 
ſo will es lediglich für die Zukunft die Fortſetzung der⸗ 
artiger Zuſtände verhüten, ſeine Wohlthaten werden die zu⸗ 
künftigen Generationen empfinden, aber die dem alten Recht 
Unterworfenen werden nach wie vor dem alten Recht unter⸗ 
worfen bleiben. Der typiſche Fall eines neuen Wucher⸗ 
geſetzes muß auf andere Fälle ausgedehnt werden, wir 
werden deren mehrere anzuführen haben. 

Die Frage, ob ein neues zwingendes Geſetz ſich rück⸗ 
wirkende Kraft beilegt, taucht vornehmlich bei unter der 
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Herrſchaft des alten Rechts abgeſchloſſenen Verträgen auf, 
deren rechtliche Wirkungen ſich in einem während eines ge⸗ 
wiſſen Zeitraums nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
fortdauernden Verhalten poſitiver oder negativer Art äußern. 
Handelt es ſich um Verträge, deren Erfüllung in einer ein⸗ 
maligen pekuniären Leiſtung oder in einer einzigen, ſich kurz 
abſpielenden Handlung beſteht, ſo wird der Umſtand, daß 
das neue Geſetz der ausdrücklichen Rückwirkungsklauſel ent⸗ 
behrt, die Rückwirkungsfrage gewöhnlich in verneinendem 
Sinne entſcheiden. So wird Niemand geneigt ſein, dem 
§ 471 des neuen Handelsgeſetzbuches trotz deſſen zwingenden 
Inhalts rückwirkende Kraft beizumeſſen; das richterliche Er⸗ 
mäßigungsrecht bei Vertragsſtrafen, das BGB. § 343 ge⸗ 
währt, wird auf Vertragsſtrafen, die vor dem 1. Januar 
1900 verſprochen ſind, nicht für anwendbar erklärt werden 
können, die durch das Reichsbörſengeſetz dem Kommiſſionär 
auferlegten, vom neuen Handelsgeſetzbuch wiederholten Pflichten 
zwingenden Inhalts (SS 400 Abſ. 2 bis 5, 401, 402, 405 
Abſ. 1, 279) konnten für Kommiſſionen, die vor dem In⸗ 
krafttreten des Börſengeſetzes ertheilt waren, nicht maßgebend 
ſein u. dgl. m. 

Wo dagegen, wie bei Dienſt⸗ oder Geſellſchaftsver⸗ 
trägen, die auf eine gewiſſe Dauer abgeſchloſſen ſind, oder 
bei Vereinbarungen, durch die die gewerbliche Thätigkeit des 
einen Kontrahenten für eine gewiſſe Zeit feſtgelegt wird, ein 
dauernder, Pflichten poſitiver oder negativer Art erzeugender 
Zuſtand auf Seite des einen Theiles oder beider Theile 
hervorgerufen wird, da erhebt ſich die Frage, ob nicht das 
neue Geſetz, ſelbſt wenn es das Schuldverhältniß im Ganzen 
nicht beherrſcht, wenigſtens hinſichtlich gewiſſer zwingender 
Theile ſeiner Normen auch auf ſonſt vom alten Recht be⸗ 
herrſchte Verträge anzuwenden iſt. Dieſe Frage iſt betreffs 
der Dienſtverträge der Handlungsgehilfen zur Zeit eine 


70) Vgl. Pfaff⸗ Hofmann, Exkurſe I S. 173, 174. 
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brennende geworden, da das neue Handelsgeſetzbuch in den 
§§ 62, 63 Abſ. 2, 64, 67, 74, 75, richtiger Anſicht nach 
auch im § 73 mehr oder minder einſchneidende Vorſchriften 
zwingenden Inhalts enthält, und ſie wird mit dem Inkraft⸗ 
treten des BGB.'s für diejenigen Dienſtverträge, die nicht 
nach Art. 171 des E. BGB.'s unter das neue Recht treten, 
noch aktueller werden, da dann weitere zwingende Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere der §S 624 des BGB. 's, nach dem bei 
auf Lebenszeit einer Perſon oder auf länger als fünf Jahre 
eingegangenen Dienſtverhältniſſen der Verpflichtete nach dem 
Ablauf von fünf Jahren kündigen kann, in Frage kommen. 
Die Literatur weiſt denn auch Vertreter entgegengeſetzter 
Anſichten auf. Während z. B. Fuld ') und Staub? den 
neuen Vorſchriften zwingenden Inhalts ſchlechthin rückwirkende 
Kraft beimeſſen, jener, weil „in dem neuen, auf die Rechts⸗ 
ſtellung der Gehilfen und Lehrlinge bezüglichen Recht das 
geläuterte Rechtsbewußtſein der Gegenwart zum Ausdruck 
komme“ und weil (bei der Konkurrenzklauſel) „das höhere 
ſtaatliche und geſellſchaftliche Intereſſe es gebiete, dieſen Ein⸗ 
griff in erworbene Rechte gutzuheißen“, Staub ſogar lediglich 
aus dem ungenügenden Grunde, weil es ſich um öffentlichrecht— 
liche unverzichtbare Begünſtigungen handle“? ), ſpricht umge: 
kehrt Coſack“?) ihnen ſolche gänzlich ab. Eine mittlere Rich: 
tung ſchlagen dagegen Pappenheim“) und Horrwitz ““) 
ein. Letzterer unterſcheidet bei den zwingenden Vorſchriften 
des neuen HGB.'s zwiſchen polizeilichen und nicht polizeilichen 
(rein privatrechtlichen). Erſtere hätten rückwirkende Kraft, 


71) Das Recht der Handlungsgehilfen 1897 S. 14, 15; ſo auch Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg S. 17. 

72) Supplement zum Kommentar; bei den einſchlägigen Artikeln; 
dagegen eingeſchränkt im Kommentar ® S. 4, aber für die vor⸗ 
liegende Frage auf daſſelbe hinauslaufend. 

72 a) Anders jetzt Kommentar ® ©. 4. 

73) Lehrbuch des Handelsrechts “ S. 768. 

74) Bei Gruchot XLII S. 339 f. 

75) Das Recht der Handlungsgehilfen 1897 S. 8, 9. 
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letztere nicht. Zu den polizeilichen rechnet Horrwitz lediglich 
die SS 62, 76 Abſ. 2 bis 4, 81, 82, während er den ſämmt⸗ 
lichen übrigen zwingenden Vorſchriften die rückwirkende 
Kraft abſpricht. Zu demſelben Ergebniß gelangt Pappen— 
heim 7%). Darin liegt unzweifelhaft ein Fortſchritt. Auch ich 
möchte die gleichen Vorſchriften unbedingt als mit rückwir⸗ 
kender Kraft ausgeſtattete anſehen und glaube, den von 
Horrwitz angegebenen Geſichtspunkt für den richtigen halten 
zu ſollen. Nun fragt ſich, ob nicht Horrwitz““ zu ängſtlich 
iſt. Verſteht er unter polizeilichen Vorſchriften nur ſolche, 
die zum Schutze der Geſundheit, Sittlichkeit, Religion und 
Fortbildung der Angeſtellten aufgeſtellt ſind, ſo wird er dem 
Begriff nicht gerecht. Eigentliche Staatsintereſſen kommen 
darüber hinaus noch in Frage, insbeſondere ſo weit es ſich 
um Wahrung der perſönlichen Freiheit des Einzelnen und 
dergleichen handelt. So ſcheint mir $ 624 des BGB. “s, 
der dem Dienſtverpflichteten, wenn das Dienſtverhältniß 
für ſeine Lebenszeit oder für längere Zeit als fünf Jahre 
eingegangen iſt, nach dem Ablauf von fünf Jahren ein 
Kündigungsrecht gewährt, auch auf vor dem 1. Januar 
1900 geſchloſſene Dienſtverträge anwendbar zu ſein, ich 
würde ſogar nicht einmal fordern, daß vom 1. Januar 
1900 ab fünf Jahre verſtrichen ſind; denn es handelt ſich 
hier um Verhütung einer Art Leibeigenſchaft 7°). Aber auch 
aus dem neuen HGB. möchte ich die 8S 64, 73, 80 unter 
die polizeilichen, mit Rückwirkung ausgeſtatteten Vorſchriften 
ſtellen. Denn die Auszahlung des Gehaltes am Schluſſe 
jedes Monats iſt für das leibliche Wohlbefinden (Geſund— 
heit) des Handlungsgehilfen von nicht minderer Bedeutung, 
als die gehörige Regelung der Arbeitszeit und daß er vom 
Prinzipal am Schluſſe ſeiner Dienſtzeit ein ſchriftliches 
Zeugniß über Art und Dauer der Beſchäftigung, möglicher 


76) A. a. O. 
77) A. a. O. N 
78) Vgl. auch Prot. der zweiten Leſung des BGB.'s S. 9006. 
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Weiſe auch Führung und Leiſtungen erhält, iſt ſeinem Fort⸗ 
kommen höchſt weſentlich. Ohnehin iſt nicht recht abzuſehen, 
welchen Schaden der Prinzipal an der Unterſtellung unter 
das neue Recht haben ſollte, ein Geſichtspunkt, mit dem in 
der Erörterung der Rückwirkungsfragen verwunderlicher Weiſe 
kaum gerechnet wird. 

Dagegen herrſchen erhebliche Bedenken, dem § 67 rück⸗ 
wirkende Kraft beizumeſſen, auch wenn man den auf Nicht⸗ 
rückwirkung deutenden Wortlaut des Abſ. 1 „wird... be: 
dungen“ für den Mangel der Rückwirkung gar nicht ins 
Feld führt. Denn wenn der Prinzipal mit dem Gehilfen 
vor dem 1. Januar 1898 einen Engagementsvertrag unter 
für beide Theile ungleichen (für den Gehilfen längeren, für 
den Prinzipal kürzeren) Kündigungsfriſten abſchloß, ſo werden 
dieſes Moment bei Abſchluß des Vertrages beide Theile 
ſtark in Rechnung gezogen haben; möglicher Weiſe hätte der 
Prinzipal das Aequivalent geringer bemeſſen, wenn die 
Kündigungsfriſt in Gemäßheit des § 67 zu ſtipuliren war; 
dem Recht des Gehilfen ſteht hier das Recht des Prinzipals 
gegenüber. Zudem würde die Annahme der Rückwirkung 
Folgen hervorrufen, die dem Gehilfen eher ungünſtig ſein 
können. Iſt die dieſen Vorſchriften zuwiderlaufende Ver⸗ 
einbarung gemäß § 67 Abſ. 4 nichtig, jo erhebt ſich die 
Frage, wie weit der ganze Vertrag giltig iſt. Iſt anzu⸗ 
nehmen, daß der ganze Vertrag nach der Abſicht auch nur 
eines der beiden Theile ohne jene Kündigungsfriſt nicht be⸗ 
ſtehen ſoll, ſo iſt das Verhältniß zwiſchen Handlungsgehilfe 
und Prinzipal nach Inkrafttreten des § 67 überhaupt in 
Frage geſtellt. Setzen dann beide Theile das Verhältniß 
fort, ſo liegt freilich ein neuer ſtillſchweigender Vertrag 
zwiſchen Prinzipal und Handlungsgehilfen vor; doch wäre 
hier ſchwer zu eruiren, wie weit die früheren Stipulationen 
auch ihm zu Grunde zu legen ſind, weil letztere ja eben mit 
den nichtigen Beredungen über die Kündigung zuſammen⸗ 
hängen. Greift man ſolchen Falls zu dem verzweifelten 
Mittel, ſie einfach zu ignoriren und den neuen Vertrag ledig⸗ 
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lich nach dem objektiven Recht zu beurtheilen, ſo kann die 
Lage des Handlungsgehilfen leichter eine ſchlechtere werden, 
als wenn der alte Vertrag in toto erhalten wäre. 

Daſſelbe muß für die Konkurrenzklauſeln (88 74, 
und 75) gelten 8a). Freilich ſcheint ja das Billigkeitsgefühl 
ſtark für die rückwirkende Kraft dieſer Beſtimmungen zu 
ſprechen. Verneint man die Rückwirkung, ſo würden zahl⸗ 
reiche Perſonen der Wohlthaten des Geſetzes verluſtig gehen, 
die auf ſolche rechneten. Aber im Grunde liegt der Fall 
hier doch nicht anders, als bei den Wuchergeſetzen und Ge⸗ 
ſetzen über Konventionalſtrafen. Unterſuchen wir den Inhalt 
der SS 74 und 75, jo iſt es auch nur ein verhältnißmäßig. 
kleiner Beſtandtheil, der uns die Rückwirkung herauszu⸗ 
fordern ſcheint. Die Beſtimmungen, daß vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1898 eingegangene Vereinbarungen nichtig ſein ſollen, 
wenn der Handlungsgehilfe zur Zeit des Abſchluſſes minder⸗ 
jährig war ($ 74 Abſ. 3) und daß der Prinzipal nur die 
verwirkte Konventionalſtrafe, nicht Erfüllung oder Erſatz 
eines weiteren Schadens verlangen darf ($ 75 Abſ. 2), 
verrathen zu ſehr den Opportunitätsgedanken, um zur An⸗ 
nahme der Rückwirkung zu drängen; auch die in § 74 Abſ. 2 
aufgeſtellte Maximalfriſt der zeitlichen Dauer der Konkurrenz⸗ 
beſchränkung auf drei Jahre trägt einen gar zu willkürlichen 
Charakter. Den allgemeinen Satz aber des § 74 Abſ. 1, 
wonach eine Beſchränkung nur inſoweit verbindlich ſein 
ſoll, als ſie nicht die Grenzen überſchreitet, durch welche eine 
unbillige Erſchwerung des Fortkommens des Handlungs- 
gehilfen ausgeſchloſſen wird, allein herauszugreifen, geht um 
deswillen nicht an, weil nichts im Geſetze verräth, daß gerade 
ihm eine Sonderſtellung hinſichtlich der Rückwirkung ein— 
geräumt werden ſolle. Dem Recht des Gehilfen ſteht zudem 
das Recht des Prinzipals gegenüber, der vielleicht mit Rück⸗ 
ſicht auf die Konkurrenzklauſel dem Gehilfen beſſere Be: 
dingungen bewilligt, ihm Einſicht in Geſchäftsgeheimniſſe 


78 a) Vgl. jetzt auch RG. E. in Juriſt. Wochenſchrift 1897 S. 665/66. 
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gewährt und ſeinen Betrieb ausgedehnt hat, während er 
unter der Herrſchaft des § 74 eine weit größere Vorſicht 
bewahrt hätte. Eine weiſe Uebergangsbeſtimmung hätte 
einen beide Theile befriedigenden Ausweg getroffen; in Er— 
mangelung ſolcher aber läßt ſich an dem für den Handlungs: 
gehilfen ungünſtigen Reſultat nicht rütteln. Im Uebrigen 
iſt im Auge zu behalten, daß die vermeintliche Härte der 
obigen Reſultate ſich bei näherem Zuſehen erheblich mil⸗ 
dert. Erſcheint nämlich die Konkurrenzklauſel als Beſtand— 
theil des Dienſtvertrages, ſo wird ſie vom 1. Januar 1900 
ab ohnehin vom Art. 171 des E. BGB.'s mitergriffen. 
Sobald alſo gemäß Art. 171 E. BGB.'s oder in Folge 
ſtillſchweigender Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nach Ab— 
lauf des Vertrages der Vertrag unter das neue Recht tritt, 
greift auch §S 74 Platz. Dies wird bei allen über den 
1. Januar 1900 fortdauernden Dienſtverträgen die regel: 
mäßige Erſcheinung ſein. Nur ein geringer Bruchtheil wird 
für die ganze Zeit ſeines Beſtandes dem alten Recht unter⸗ 
ſtehen “?). Dagegen werden freilich die vor dem 1. Januar 
1898 abgeſchloſſenen und vor dem 1. Januar 1900 beendeten 
Dienſtverträge dem alten Recht unterſtehen. 

Jenſeits des Rechts der Handlungsgehilfen taucht die 
gleiche Frage bei zwei weiteren Schuldverhältniſſen auf. Ein- 
mal bei verzinslichen Schulden, die ein Kaufmann als ſolcher 
vor dem 1. Januar 1900 kontrahirt hat. Während der durch 
das Bundesgeſetz vom 14. November 1867 aufrechterhaltene 
Art. 292 Abſ. 2 des alten HGB.'s dem Kaufmann, auch 
wenn mehr als 6 Prozent Zinſen verſprochen waren, das Kün⸗ 
digungsrecht verſagt hatte, ſteht ihm ſolches nach BGB. § 247 
zu. Dieſe Vorſchrift wird trotz ihres zwingenden Charakters 
auf Zinsverſprechen, die vor dem 1. Januar 1900 ertheilt 


79) Nämlich ſolche, die auf eine feſte Dauer geſchloſſen waren und mit 
Ablauf der Friſt nicht fortgeſetzt werden. Doch iſt auch hier zu 
beachten, daß der mit rückwirkender Kraft ausgeſtattete S624 BGB. “s 
eingreift. 
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find, nicht anzuwenden fein “). Sodann bei offenen Handels⸗ 
geſellſchaften, wenn es ſich um die Anwendbarkeit des § 139 
handelt. Die Behandlung dieſes Paragraphen erfolgt aber 
beſſer an anderer Stelle. 


84. 
Zuſtands- und Perſönlichkeits rechte. 


Soweit das neue Geſetz ſeine Rückwirkung nicht aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärt, findet es auf unter der 
Herrſchaft des alten Rechts begründete Rechtsverhältniſſe 
keine Anwendung. Wie ſchon früher bemerkt wurde, kommen 
für das Gebiet des Handelsrechts hauptſächlich Schuldver⸗ 
hältniſſe in Betracht. Das Prinzip der Nichtrückwirkung 
für ſolche ſtellt Art. 170 des E. BGB.'s mit ausdrücklichen 
Worten auf. Die nähere Erläuterung dieſes ſo wichtigen 
Artikels, die Anwendung deſſelben auf die Schuldverhält⸗ 
niſſe des Handelsrechts wird eine der Hauptaufgaben dieſer 
Unterſuchung ſein. Aber neben den Schuldverhältniſſen 
treten im Handelsgeſetzbuch doch auch von ihm geordnete 
Rechtsverhältniſſe anderer Art auf. Es wird ſich empfehlen, 
ihre Beſprechung vorwegzunehmen, da es ſich hier um 
disjecta membra handelt; nur die der juriſtiſchen Perſonen 
ſei an den Schluß der Abhandlung verwieſen. Wir be⸗ 
ſchäftigen uns zunächſt mit den Zuſtands- und Perſön⸗— 
lichkeitsrechten. 

1. Im neuen, wie im alten Handelsgeſetzbuch ſpielt 
eine bedeutſame Rolle die rechtliche Qualität des Kauf— 
manns. Da ſind es vornehmlich die Qualität einer Perſon 
als Kaufmann oder Nichtkaufmann, und erſteren Falls 
als Voll⸗ oder Minderkaufmann, ſodann die Eigenſchaften 
von Perſonenvereinigungen als Handelsgeſellſchaften oder 


80) In der Kommiſſion für die erſte Leſung des BGB.'s ſcheint man 
anderer Anſicht geweſen zu ſein. Vgl. Prot. für die zweite Leſung 
S. 9006. 
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bürgerlichen Geſellſchaften, endlich die Eigenſchaft eines Ge⸗ 
ſchäftes als Handelsgeſchäft. Das Geſetz knüpft an ihr 
Vorhandenſein die wichtigſten Folgen, ja ſie ſind nach dem 
neueren Standpunkt geradezu Vorbedingungen der Anwend⸗ 
barkeit des Handelsrechts. 

Hinſichtlich der rechtlichen Qualitäten von Perſonen 
kann kein Zweifel über die ſofortige Anwendbarkeit des neuen 
Rechts fein, von einem erworbenen Recht iſt keine Rede ). 
Niemand, der vor dem 1. Januar 1900 Kaufmann war, hat 
ein Recht darauf, weiter Kaufmann zu bleiben, und Niemand, 
der bis dahin Nichtkaufmann war, kann beanſpruchen, weiter als 
Nichtkaufmann behandelt zu werden. Somit ſind Kaufleute 
im Sinne des § 1 auch diejenigen Lagerhalter und Schlepp: 
ſchiffahrtsunternehmer, die ihr Gewerbe vor dem 1. Januar 
1900 begonnen haben, ſie erwerben mit Neujahr 1900 die 
bis dahin nicht beſeſſene Kaufmannsqualität ipso jure. Um⸗ 
gekehrt hören die Poſtverwaltungen des Reiches und der 
Bundesſtaaten, die nach der herrſchenden Anſicht bisher 
Kaufleute ſind, mit dem 1. Januar 1900 auf, Kaufleute zu 
ſein (8 452 82). Nicht minder findet $ 2 auch auf ſolche 
Gewerbetreibende Anwendung, deren Unternehmen aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches 
herſtammt. Nur muß am 1. Januar 1900 deren Gewerbe 
wirklich noch betrieben werden. Wäre z. B. eine juriſtiſche 
Perſon, die bis dahin der Kaufmannsgqualität entbehrte, in 
der Auflöſung begriffen, ſo kann ſie zur Anmeldung etwa 
einer Liquidationsfirma nicht angehalten werden. Unter Um— 
ſtänden kann der Fall ſo liegen, daß eine Perſon nach 
altem Recht „Iſt“⸗Kaufmann war, während fie nach neuem 


81) Vgl. Gabba II S. 10, Pfaff⸗Hofmann, Exkurſe 1 S. 148. 

82) Für die prozeſſuale Kompetenz (GVG. § 101 Nr. 1) kommt 
es richtiger Anficht nach darauf an, ob zur Zeit der Erhebung der 
Klage der Beklagte Kaufmann war. Vgl. Wach, Handbuch des 
Eivilprozeßrechts 1 S. 360. Anderer Anſicht für das ältere Recht 
R OHG. XIX Nr. 11 und die dort Citirten. Vgl. hierzu auch 
Keyßner in dieſer Zeitſchrift XXV S. 475. 
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Recht „Soll“⸗Kaufmann iſt, z. B. ein Verſicherungskommiſ⸗ 
fionär, der Inhaber eines Agenturbureaus. Iſt ſolche Ber: 
ſon am 1. Januar 1900 eingetragen, ſo ſetzt ſie einfach die 
Kaufmannsgqualität fort, iſt ſie nicht eingetragen, ſo hört ſie 
bis zur Eintragung auf, Kaufmann zu ſein. — Ebenſo ergreift 
§ 3 Unternehmen, die aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1900 herſtammen. Dies iſt von beſonderer Wichtigkeit für 
den Fall, daß das Nebengewerbe Geſchäfte der im $ 1 be⸗ 
zeichneten Art umfaßt. In dieſem Falle hört das Neben⸗ 
gewerbe, falls es nur Kleingewerbe war oder falls der Unter⸗ 
nehmer die Firma bis zum 1. Januar 1900 nicht hatte 
eintragen laſſen, mit dem 1. Januar 1900 auf, Handels: 
gewerbe zu ſein. Wie, wenn das Nebengewerbe Großgewerbe 
iſt und die Eintragung der Firma vor dem 1. Januar 1900 
erfolgt war? Darf der Landwirth dann die Firma wieder 
löſchen laſſen oder iſt auch auf dieſen Fall der Schlußſatz 
des Abſ. 2 anzuwenden? Die Frage iſt im erſten Sinne 
zu beantworten. Der Landwirth darf die Firma wieder 
löſchen laſſen, ſofern er ungeſäumt den Antrag ſtellt. Denn 
indem er mit dem 1. Januar 1900 unter das neue Recht 
tritt, erwirbt er damit nur das Recht, aber nicht die Pflicht 
der Kaufmannsqualität s? a). — Auch 8 4 hat unmittelbare An⸗ 
wendung zu finden. Folglich unterfallen Wirthe mit größerem 
Gewerbebetrieb, die bisher Minderkaufleute waren, vom 
1. Januar 1900 ab den Beſtimmungen über Firmen, Buch⸗ 
führung und Prokuren, und umgekehrt können Perſonen, 
die kraft Landesrechts für Vollkaufleute erklärt waren, zu 
Minderkaufleuten herabſinken. So hatten das bremiſche (§ 5) 
und hamburgiſche (§ 6) Einführungsgeſetz zum alten Handels- 
geſetzbuch die Beſtimmungen über Firmen und Prokuren in 
gewiſſem Umfange auch auf Kleingewerbetreibende für an— 
wendbar erklärt, derartige Beſtimmungen verlieren mit dem 
1. Januar 1900 für die Zukunft ihre Wirkſamkeit. — Ihre 
beſondere Wirkſamkeit äußert die ſofortige Anwendbarkeit des 


82 a) So auch Staub, Kommentar ® zu 8 3. 
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neuen Rechts auf Erwerbsgeſellſchaften. Da § 6 die Bor: 
ſchriften über Kaufleute auf Handelsgeſellſchaften Anwendung 
finden läßt, ſo ergreift $ 105 alle am 1. Januar 1900 be⸗ 
ſtehenden Geſellſchaften, die ſeinen Erforderniſſen entſprechen, 
alſo auch die vorher entſtandenen bis dahin bürgerlichen 
Geſellſchaften 82). So würde eine vor dem 1. Januar 1900 
gebildete, auf den Betrieb eines Lagerhausunternehmens 
unter gemeinſchaftlichem Namen der beiden Socii ge 
richtete Geſellſchaft mit dem 1. Januar 1900 Handelsgeſell⸗ 
ſchaft werden. Die dem § 105 Abſ. 1 entſprechende Ver: 
einigung zweier Wirthe, die wegen des bis dahin den Wirthen 
beigelegten Charakters von Minderkaufleuten der Handels— 
geſellſchaftsqualität entbehrte, würde bei Großbetrieb vom 
1. Januar 1900 ab ſich als offene Handelsgeſellſchaft quali⸗ 
fiziren u. |. w. Umgekehrt hört eine Vereinigung, die nach 
bisherigem Recht offene Handelsgeſellſchaft war, dagegen es 
nach neuem Recht nicht mehr iſt, mit dem 31. Dezember 
1899 auf, offene Handelsgeſellſchaft zu ſein. Dies wird 
z. B. für Hamburg und Bremen angeſichts der Einführungs— 
geſetze zum alten HGB. praktiſch. Wie weit eine ſolche 
Umwandlung auf das interne Verhältniß der Geſellſchafter 
und auf das Verhältniß der Geſellſchaft zu Dritten von 
Bedeutung iſt, wird ſpäter zu erörtern ſein. 

Die rechtliche Qualität eines Geſchäftes als Handels— 
geſchäft regelt ſich nach demjenigen Geſetze, unter deſſen 
Herrſchaft das Geſchäft geſchloſſen wurde, ſelbſt wenn die 
Wirkung des Geſchäfts unter der Herrſchaft des neuen Rechts 
eintritt. Das gilt auch für bedingte und befriſtete Geſchäfte. 
Von einem Nichtkaufmann nach dem 31. Dezember 1899 
abgeſchloſſene Geſchäfte können alſo auf deſſen Seite nie 
mehr Handelsgeſchäfte ſein ($ 343), während der vor dem 
1. Januar 1900 von ſolchem abgeſchloſſene Spekulations- 
einkauf von Waaren oder Werthpapieren gemäß Art. 272 
des alten HGB.'s ſelbſt dann Handelsgeſchäft wäre, wenn er 


83) Vgl. Hoffmann bei Gruchot XI S. 453. 
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erſt nach dem 31. Dezember 1899 vollzogen wird. Dies hat 
auch für die Frage der Zuſtändigkeit der Kammer für Handels⸗ 
ſachen zu gelten?). 

Nach dem bisher Vorgetragenen wird ſich die Frage, wie 
weit dem aus der Eintragung einer Firma mit Bezug auf 
Handelsgewerbe und Vollkaufmannsgqualität wichtige Folgen 
ableitenden § 5 rückwirkende Kraft innewohnt, leicht beant⸗ 
worten. $ 5 findet auf Rechtsgeſchäfte, die vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 geſchloſſen ſind, keine Anwendung, ſelbſt wenn 
die Geltendmachung des Anſpruches erſt nach Inkrafttreten 
des neuen HGB.'s erfolgt. Hat ſomit der im Handelsregiſter 
eingetragene X. am 31. Dezember 1899 und am 2. Januar 
1900 mit dem Y. zwei verſchiedene Verträge abgeſchloſſen, 
ſo kann Y. zwar mit Rückſicht auf das am 31. Dezember 
1899, aber nicht hinſichtlich der am 2. Januar 1900 ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge die Vollkaufmannsqualität des X. be⸗ 
ſtreiten. Dabei wird es gleichgiltig ſein, ob die Eintragung 
des X. in das Handelsregiſter vor oder nach dem 1. Januar 
1900 erfolgt war). 

Wie das Geſetz hinſichtlich der rechtlichen Qualität von 
Perſonen ſofortige Anwendbarkeit findet, ſo gilt das Gleiche 
von den aus der rechtlichen Qualität unmittelbar entſpringen⸗ 
den Befugniſſen und Pflichten öffentlichrechtlicher und privat: 
rechtlicher Art. Dahin gehört die Befugniß und Pllicht, 
eine Firma zu führen, fie zum Handelsregiſter anzumelden s“) 
und dort zu zeichnen, fie an dem Laden anzubringen? ), die 
Gerichtsſtandſchaft, die Fähigkeit zum Handelsrichter beſtellt 
zu werden, die Pflicht zur Buchführung s), das Recht der 
Prokurenertheilung. Wie derartige Rechte und Pflichten 
ipso jure mit dem Moment des Erwerbes der Vollkauf— 
mannſchaft erwachſen, ſo hören ſie ipso jure von dem 


84) GVG. § 101 Nr. 1 (anders Buſch IX S. 70). 

85) Anders mit Unrecht Coſack“ S. 768. . 
86) Vgl. Schweiz. Obligationenrecht Art. 894. 

87) E. HGB. Art. 9 Nr. 1. 

88) Vgl. Schweiz. Obligationenrecht Art. 903. 
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Moment des Verluſtes der Vollkaufmannsqualität auf. Hätte 
z. B. der Inhaber eines Agenturbureaus es verſäumt, die 
Eintragung ſeiner Firma vor dem 1. Januar 1900 herbei⸗ 
zuführen, jo würde mit dem Inkrafttreten des neuen HGB. 
ſeine bisherige Firma zum bloßen Geſchäftsnamen herab⸗ 
ſinken, die ertheilte Prokura wäre als generelle Vollmacht 
nach Civilrecht zu beurtheilen und eine weitere Pflicht zur 
Buchführung beſtände nicht; erſt mit der Eintragung ſeines 
Geſchäftsnamens würde er eine Firma beſitzen und könnte 
er von Neuem Prokuren ertheilen. Hatte ein Vollkaufmann 
ſeine Firma zum Handelsregiſter vor dem 1. Januar 1900 
angemeldet, ſo muß er nach dem Inkrafttreten des neuen 
Handelsgeſetzbuches auch den Ort ſeiner Handelsniederlaſſung 
anmelden ($ 29), ebenſo die Verlegung der Niederlaſſung 
an einen anderen Ort (§ 31). In beiden Fällen werden 
aber nur die unter der Herrſchaft des neuen Rechts in 
Frage kommenden Thatbeſtände anzumelden ſein. War z. B. 
die Niederlaſſung vor dem 1. Januar 1900 verlegt, ſo 
braucht er nur diejenige Handelsniederlaſſung anzumelden, 
die am 1. Januar 1900 beſtand. War ein Unternehmen 
eines inländiſchen Kommunalverbandes vor dem 1. Januar 
1900 in das Handelsregiſter eingetragen, ſo kann der Kom⸗ 
munalverband es nach dem 31. Dezember 1899 wieder 
löſchen laſſen ($ 36). Seine bisherige Pflicht zur Ein: 
tragung verwandelt ſich in ein Recht). 

Die aus der rechtlichen Qualität unmittelbar entſpringen⸗ 
den Befugniſſe und Pflichten finden auch in der Geſtalt 
Anwendung, wie ſie das neue Recht ausprägt, ſoweit nicht 
wohlerworbene Rechte verletzt werden. So hätte ſich die 
Pflicht zur Buchführung und Bilanzirung vom 1. Januar 1900 
ab dem neuen Recht anzupaſſen, die neu angenommene Firma 
hätte den Erforderniſſen des neuen Rechts zu entſprechen; das 
Gleiche gilt, wenn die Firma nach dem 31. Dezember 1899 


89) Zweifelnd Rieſenfeld im Preußiſchen Verwaltungsblatt XX 
S. 110. 
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geändert wird, während hinſichtlich der Fortführung der alten 
Firma die nachher zu beſprechenden Grundſätze über Per⸗ 
ſönlichkeitsrechte zur Anwendung kämen. Der Inhalt der 
neu ertheilten Prokura würde ſich nach neuem Recht richten 
u. dgl. m. 

Hat der Erwerb der rechtlichen Qualität zur Folge, daß 
das von der Perſon vorgenommene Rechtsgeſchäft als Handels⸗ 
geſchäft beſonderen Grundſätzen unterſteht, ſo ergreifen dieſe 
beſonderen Grundſätze freilich nur ſolche Geſchäfte, die nach 
Erwerb der rechtlichen Qualität eingegangen ſind. Vornehm⸗ 
lich ſind die Beſtimmungen des dritten Buches des HGB.’ 
grundſätzlich nur auf Geſchäfte, die nach dem Inkrafttreten des 
neuen HGB.'s eingegangen find, anzuwenden, aber auch der 
vor dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſene Dienſtvertrag bleibt 
dem alten Recht unterworfen, trotzdem der bisher der Gewerbe⸗ 
ordnung unterſtehende Gehilfe durch Umwandlung ſeines 
Prinzipals in einen Kaufmann nunmehr zum Handlungs⸗ 
gehilfen im Sinne des § 59 geworden fein kann“). Art. 170 
des Einf. Geſ. zum BGB. iſt hier maßgebend. Würde der 
Dienſtvertrag freilich gemäß Art. 171 des E. BGB.“'s unter 
das neue Recht treten, ſo müßte dies nunmehr das Han⸗ 
delsrecht ſein, denn in dem Zeitpunkt, wo das neue 
Recht Platz greift, liegen die Vorausſetzungen des § 59 vor. 
Daraus folgt dann aber der wichtige Satz, daß alle Be⸗ 
ſtimmungen des neuen HGB.'s über Handlungsgehilfen, die 
nach dem früher Vorgetragenen (ſiehe oben § 3) rückwirkende 
Kraft haben, alſo die SS 62, 64 und 73, auch auf Dienſt⸗ 
verträge anzuwenden ſind, die bis zum 1. Januar 1900 dem 
bürgerlichen Recht unterſtehen. Iſt der Prinzipal mit dem 
1. Januar 1900 Kaufmann geworden, und ſind die Dienſte 
des gegen Entgelt Angeſtellten kaufmänniſche, ſo kann Letzterer 
danach vom 1. Januar 1900 ab Zahlung des Gehalts am 
Schluſſe jedes Monats und bei ſeinem nach dieſem Zeit⸗ 


90) Man denke z. B. an Angeſtellte in Lagerhäuſern und großen Leih⸗ 
bibliotheken. 
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punkt erſolgenden Abgang ein ſchriftliches Zeugniß über die 
Art und Dauer der Beſchäftigung fordern. Wer den Be— 
ſtimmungen des neuen HGB.'s über die Konkurrenzklauſel 
(SS 74, 75) rückwirkende Kraft beimißt, müßte ſolchenfalls 
auch dieſe und nicht die minder weitgehenden des § 133 f. 
der Gewerbeordnung (Art. 9 Nr. II des E. HGB.“'s) vom 
1. Januar 1900 zur Anwendung bringen?). 

Beſondere Schwierigkeiten ergeben ſich hier bei Geſell⸗ 
ſchaften des bürgerlichen Rechts, die mit dem 1. Januar 1900 
offene Handelsgeſellſchaften werden, oder offenen Handels: 
geſellſchaften, die mit dem 1. Januar 1900 Geſellſchaften des 
bürgerlichen Rechts werden. Hierüber wird unten ausführ⸗ 
licher zu handeln ſein. 

2. Von allgemeinen Zuſtandsrechten kommt die Rechts⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit weiter in Frage. Die Erörterung 
der diesbezüglichen Grundſätze des E. BGB.'8 ?) über die 
zeitliche Anwendbarkeit hat — von den ſpäter zu beſprechenden 
juriſtiſchen Perſonen abgeſehen — für das Handelsrecht kaum 
ein beſonderes Intereſſe “?). Nur die Geſchäftsfähigkeit der 
Handelsfrau iſt einer kurzen Betrachtung werth, da das 
neue Handelsgeſetzbuch in Abweichung vom alten Recht die 
Genehmigung des Ehemannes zum Erwerb der Qualität als 


— ee. 


91) Diejenigen, die, wie Pappenheim, den Art. 9 des E. HGB.“ 
jetzt ſchon als anwendbares Recht betrachten, müſſen alſo, falls ſie 
den Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetzbuches über die Kon⸗ 
kurrenzklauſel rückwirkende Kraft beimeſſen, bis zum 1. Januar 
1900 für ſolche Fälle den § 133 f der Gewerbeordnung, von da 
ab die SS 74, 75 des neuen Handelsgeſetzbuches anwenden. ö 

92) Art. 153 ff. 

93) Beſchränkungen der Erwerbsfähigkeit, wie ſie für juriſtiſche Per⸗ 
ſonen Art. 86 des E. BGB.“ zuläßt und wie ſie für die ſonſtigen 
Handelsgeſellſchaften nur hinſichtlich der dem Landesrecht über⸗ 
laſſenen Materien von den Ausführungsverordnungen zum BGB. 
und HGB. aufgeſtellt werden können, ergreifen die betroffenen 
Vereinigungen ſofort mit dem 1. Januar 1900. Auch § 226 
ergreift die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Aktiengeſell⸗ 
ſchaften ſofort. Vgl. ROHG. III S. 331. 
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Handelsfrau nicht mehr begehrt. Die Frage, ob eine Ehefrau 
mit dem 1. Januar 1900 die Freiheit, Kaufmannsgqualität 
zu erwerben, errungen hat, iſt nach den Art. 199, 200 Abſ. 3. 
des E. BGB.'s zu beantworten. Während Art. 199 die per⸗ 
ſönlichen Beziehungen der Ehegatten dem neuen Recht unter⸗ 
wirft, beſtimmt Art. 200 Abſ. 3, daß, ſoweit die Ehefrau nach 
den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen in Folge des Güterſtandes oder der Ehe in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, dieſe Beſchränkung in 
Kraft bleibt, ſolange der bisherige Güterſtand beſteht. Hier 
erhebt ſich die Frage, welche Rolle kommt dem Art. 7 des 
alten Handelsgeſetzbuches zu? Zweifellos iſt, daß die Be⸗ 
ſchränkung der Ehefrau in der Geſchäftsfähigkeit, die Art. 7 
des alten Handelsgeſetzbuches auferlegte, eine Folge nicht des 
Güterſtandes, ſondern der Ehe iſt. Denn Art. 7 macht die 
Einwilligung des Ehemannes nicht von einem beſtimmten 
Güterrecht abhängig, er gilt auch da, wo Mann und Frau 
nach dem reinſten Syſtem der Gütertrennung leben. Es 
läßt aber ſich auch nicht jagen “), daß Art. 7 zu den für den 
bisherigen Güterſtand maßgebenden Geſetzen gehört, 
denn ſeine Geltung war durch die Beſchaffenheit und den 
Wechſel des Güterſtandes nicht berührt. Würde damit an 
ſich folgern, daß Art. 7 des alten HGB.'s vom Art. 200. 
Abſ. 3 des Einf.⸗Geſ. zum BGB. überhaupt nicht ergriffen 
wird, ſo wäre es doch zu weit gegangen, wenn man dem 
neuen Recht ſchlechthin ſofortige Anwendbarkeit beimeſſen 
wollte?). Vielmehr wird man jagen müſſen, daß, ſoweit 
Art. 7 des alten HGB.'s ſich aus dem maßgebenden alten 
Güterrecht von ſelbſt ergibt, ſoweit alſo nach dem maß⸗ 
gebenden alten Recht eheliches Mundium herrſcht (ſo im 
preuß. und franzöſ. Recht), er gemäß Art. 200 Abſ. 3 des. 
Einf.⸗Geſ. zum BGB. jo lange in Kraft bleibt, als der bis: 
herige Güterſtand beſteht; denn andernfalls würde die Frau 


94) So Staub, Kommentar S. 37, 38. 
9) Dies thut Coſack! S. 768. 
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in der Lage ſein, dadurch, daß ſie ſich einſeitig zur Handels⸗ 
frau macht, die Wirkungen des alten Güterrechts erheblich 
zu modifiziren. So weit dagegen das maßgebende alte 
Recht die Geſchäftsfähigkeit der Frau nicht negirte, wie das 
römiſche Recht, verliert Art. 7 mit dem 1. Januar 1900 
ſeine Kraft. Es iſt deshalb zu weit gegangen, wenn Staub 
für alle unter der Herrſchaft des alten Rechts 
geſchloſſenen Ehen die ehemännliche Zuſtimmung zum 
Erwerb der Qualität als Handelsfrau weiter verlangt “). 
Weder die Motive zum Entw. I des Einf. Geſ. zum BGB. noch 
die Protokolle für die zweite Leſung des Entwurfs, wo die jetzige 
Formulirung zur Annahme gelangte, berechtigen zu dieſer An⸗ 
nahme. Die Motive zum Entw.! ſtellen die Aufrechterhaltung 
der Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau aus⸗ 
drücklich als eine Ausnahme von dem allgemeinen Grund⸗ 
ſatz, daß die Geſchäftsfähigkeit einer Perſon vom Inkraft⸗ 
treten des BGB.“'s ſich nach deſſen Vorſchriften zu richten 
habe, hin, eine Ausnahme, die nur inſoweit Platz greifen 
dürfe, als die Beſchränkung ſich als Folge des betreffen: 
den Güterſtandes darſtelle'?). In der Kommiſſion für 
die zweite Leſung wurde dieſe Faſſung als zu eng reprobirt, 
weil häufig nach dem maßgebenden Landesrecht zweifel⸗ 
haft ſei, ob die Beſchränkung eine Folge des Güterſtandes 
oder eine Folge der Ehe ſei. Nähme doch ſogar Art. 217 
des Code civil der Frau die Dispoſitionsbefugniß, ſelbſt 
wenn ſie mit ihrem Manne nicht in Gütergemeinſchaft lebe 
oder in Anſehung der Güter getrennt ſei. Man fügte des⸗ 
halb zu den Worten „in Folge des Güterſtandes“ die Worte 
„oder der Ehe“, behielt aber die Vorausſetzung bei, daß das 
für den bisherigen Güterſtand maßgebende Geſetz 
die Beſchränkung vorſchreibe, weil man davon ausging, daß 
derartige Beſchränkungen mit dem Syſtem des betreffenden 
Güterrechts zuſammenhingen “?). Wo nun zweifellos das für 
96) Kommentar S. 37, 38. 


97) S. 286. 
98) Prot. S. 9084. 
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den Güterſtand maßgebende Recht von einer Beſchränkung 
der Geſchäftsfähigkeit der Frau nichts weiß, liegt kein Grund 
vor, nach dem 31. Dezember 1899 die Frau, wenn ſie 
Handelsfrau werden will, von der Genehmigung des Mannes 
abhängig zu machen. — Gänzlich anders ſteht es dagegen 
mit dem die Haftung für Schulden der Handelsfrau be⸗ 
treffenden Art. 8 Abſ. 2 des alten HGB.“s. Seine Bor: 
ſchriften ſind zweifellos güterrechtlicher Natur und bilden 
einen Beſtandtheil des alten Güterrechts. Sie ſetzen voraus, 
daß der Ehemann ſeine Einwilligung zum Betrieb des Han⸗ 
delsgeſchäfts ertheilt hat. Soweit ſomit Ehegatten nach einem 
alten Güterrecht fortleben, das die Frau für voll geſchäfts⸗ 
fähig erklärt, wird zwar die Frau vom 1. Januar 1900 ab 
ſelbſtändig Handelsfrau werden können, aber der Mann wird, 
wenn er nicht eingewilligt hat, den Gläubigern ſeine durch 
die Ehe begründeten Rechte am Frauengut entgegenhalten 
können und eine Haftung des Sammtgutes oder gar des 
Vorbehaltsgutes des Mannes für ihre Schulden wird dann 
nicht eintreten, mit anderen Worten der Rechtszuſtand wird 
ſich dann ähnlich darſtellen, wie in Zukunft nach dem BGB. 
Dieſes aus Art. 200 Abſ. 1 ſich ergebende Reſultat wäre 
alſo ein durchaus zweckmäßiges. 

Da die von der Einwilligung des Ehemanns abhängige 
Haftung für die Schulden, wie ſie Art. 8 Abſ. 2 des alten 
HGB.’ aufitellt, zu den güterrechtlichen Beſtandtheilen gehört, 
ſo wird ſich auch die Form und der Widerruf der Ein⸗ 
willigung nach dem alten Recht zu richten haben; insbeſondere 
wird nicht die vom BGB. für den Einſpruch des Ehemanns 
geforderte Eintragung in das Güterrechtsregiſter (BGB. 
§ 1405 Abſ. 3, 1435) anwendbar ſein, es ſei denn, daß die 
Ausführungsgeſetze zum BGB. ein Anderes beſtimmen. 

3. Anders, als mit den allgemeinen Zuſtandsrechten, 
ſteht es mit den individuell erworbenen Perſönlichkeits⸗ 
rechten, zu denen im Gebiet des Handelsrechts vornehmlich 
das Firmenrecht gehört. Das unter der Herrſchaft des 
alten Rechts erworbene Firmenrecht bleibt — vorausgeſetzt, 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 4 


50 K. Lehmann: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB. 8. 


daß die Vollkaufmannsqualität andauert — bei Beſtand, 
auch wenn die Vorausſetzungen für den Erwerb, die das 
neue Recht aufſtellt, nicht ſämmtlich erfüllt ſind. Wie dieſen 
Satz die ſämmtlichen Einführungsgeſetze zum alten HGB. 
anerkannt hatten, ſo liegt er dem Art. 22 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum neuen HGB. zu Grunde. Im Einzelnen gilt: 

a) Das alte Recht ging in der Anerkennung beſtehender 
Firmenrechte weiter, als das Einführungsgeſetz zum neuen 
HGB. Im alten Recht ließ man die erworbenen Firmen 
ſchlechthin bei Beſtand, ſofern ſie nur innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten Friſt nachträglich zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter angemeldet wurden. Das Einführungsgeſetz zum 
neuen HGB. geſtattet dagegen nur, daß die am 1. Januar 
1900 bereits im Handelsregiſter eingetragenen Firmen 
weitergeführt werden, ſoweit ſie nach den bisherigen 
Vorſchriften geführt werden durften. Wer es verab⸗ 
ſäumt hat, ſeine bisherige Firma ſo rechtzeitig anzumelden, 
daß ſie noch vor dem 1. Januar 1900 eingetragen wird, iſt 
ſomit gezwungen, ſie dem neuen Recht anzupaſſen; dies wird 
insbeſondere für Einzelkaufleute wichtig ſein, die im Gegenfatz 
zum alten Recht nun nach § 18 Abſ. 1 mindeſtens einen aus⸗ 
geſchriebenen Vornamen in die Firma aufzunehmen haben. Zu 
beſonders bedenklichen Komplikationen kann die Unterlaſſung 
der Eintragung führen, wenn Geſchäft und uneingetragene 
Firma vor dem 1. Januar 1900 bereits auf einen Anderen 
übergegangen find (S 22). Da der Erwerber nunmehr eine 
unzuläſſige Firma führt, hat er ſie abzulegen, eine Nachholung 
durch Hinzufügung des ausgeſchriebenen Vornamens des Ver⸗ 
äußerers ift unſtatthaft, er würde vielmehr gemäß § 18 ſeinen 
eigenen Namen und Vornamen als Firma führen müſſen 
und könnte ſich auch nicht dadurch helfen, daß er nachträglich 
ſeiner eigenen Firma einen das Nachfolgeverhältniß andeuten⸗ 
den Zuſatz macht, in welchem die nunmehr unſtatthafte 
Firma des Vorgängers figurirt. Daß die Eintragung der 
Firma nur beim Handelsregiſter der Hauptniederlaſſung erfolgt 
und die Bekanntmachung zur Eintragung nicht hinzugetreten 
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zu ſein braucht, ergibt ſich aus der Faſſung des Art. 22 
von ſelbſt “). 

b) Die zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Handels⸗ 
geſetzbuches im Handelsregiſter eingetragene Firma kann ſo⸗ 
weit fortgeführt werden, als ſie nach den bisherigen 
Vorſchriften geführt werden durfte. War ſie ſomit 
nach bisherigem Recht unzuläſſig, ſo beſteht ein Recht auf 
Fortführung nicht. Enthielt z. B. die Firma der Kommandit⸗ 
geſellſchaft den Namen des Kommanditiſten oder hatte bei 
der ſtillen Geſellſchaft der Inhaber des Handelsgewerbes den 
Namen des Stillen in die Firma mitaufgenommen, ſo iſt 
trotz der Eintragung die Firma abzuändern, da nach Art. 168, 
257 des alten Handelsgeſetzbuches die Führung einer ſolchen 
Firma unzuläſſig war. Die Frage, welche Folgen die 
Führung einer derartigen unzuläſſigen Firma nach ſich 
zieht, wäre für die vor dem 1. Januar 1900 eingegangenen 
Handelsgeſchäfte nach altem Recht (vgl. Art. 168, 257), 
für die nach Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches ein⸗ 
gegangenen Handelsgeſchäfte nach neuem Recht zu beurtheilen 
(Art. 170 des Einf.⸗Geſ. zum BGB.). Erklärt das neue Recht 
die Führung der Firma für zuläſſig, während ſie das alte 
Recht für unzuläſſig erklärte, ſo würde die am 1. Januar 
1900 eingetragene Firma von da ab zu Recht beſtehen. Hat 
ſich z. B. ein weiblicher Kaufmann, der ſeinen Familien⸗ 
namen als Firma führte, im Jahre 1899 verheirathet und iſt 
ſeine eingetragene Firma trotzdem unverändert fortgeführt 


99) Die Wirkung der vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Eintragung 
beſtimmt ſich für die Zeit bis zum Inkrafttreten des neuen Handels⸗ 
geſetzbuches nach altem Recht. Das alte Recht maß der Eintragung 
und Bekanntmachung angenommener Firmen bekanntlich die weit⸗ 
tragenden Folgen des § 15 nicht bei, und dabei muß es für die 
Eintragungen, die vor dem 1. Januar 1900 erfolgt ſind, bleiben, 
ſo weit es ſich um einen in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 
fallenden Thatbeſtand handelt. Dagegen treten für alle That⸗ 
beſtände, die vom 1. Januar 1900 ab eintreten, die Wirkungen 
gemäß $ 15 ein, gleichgiltig ob die Eintragung vor oder nach dem 
Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches erfolgt iſt. 
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worden, jo würde fie nach dem Inkrafttreten des neuen HGB.“'s 
gemäß § 21 in der Folgezeit als zuläſſige Firma nicht ab: 
geändert zu werden brauchen, während bekanntlich nach altem 
Recht die Firma in den Namen des Ehemannes umgeändert 
werden mußte 10%). Ein vom Regiſterrichter vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 eingeleitetes Diſtriktionsverfahren wäre nunmehr 
einzuſtellen, etwaige vorher angeſtellte Klagen Dritter wären 
nunmehr abzuweiſen; das vorher ergangene rechtskräftige 
Urtheil bliebe jedoch bei Beſtand. Von Wichtigkeit iſt das 
Geſagte zumal für Aktiengeſellſchaften, die bisher geführte 
Perſonenfirmen bei Neugründungen übernehmen. Die Frage, 
ob eine ſolche Uebernahme ſtatthaft iſt, iſt nach altem Recht 
bekanntlich beſtritten 'i), das neue Recht erkennt in § 22 die 
Zuläſſigkeit ausdrücklich an. Somit werden Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, die die Namen der früheren Geſchäftsinhaber in die 
Firma aufgenommen haben, vom 1. Januar 1900 ab ſich 
einer geſicherten Poſition erfreuen. 

c) Art. 22 des Einführungsgeſetzes zum neuen Handels⸗ 
geſetzbuche macht gerade mit Hinblick auf den zuletzt an⸗ 
geführten Fall in ſeinem zweiten Abſatz von dem Prinzip 
der Nichtrückwirkung des neuen Rechts auf eingetragene 
Firmen eine wichtige Ausnahme. Bei Aktiengeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſoll die nach § 20 
in die Firma aufzunehmende Bezeichnung „Aktiengeſellſchaft“, 
bezw. „Kommanditgeſellſchaft auf Aktien“ auch bei Firmen 
von Geſellſchaften, die am 1. Januar 1900 eingetragen ſind, 
angewendet werden, ſofern die Firma aus Perſonennamen 
zuſammengeſetzt iſt und nicht erkennen läßt, daß eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien die In⸗ 
haberin iſt. Unter Perſonennamen ſind hier nur die Namen 
wirklicher Perſonen, nicht mythologiſche oder ſonſtige dekorative 
Namen zu verſtehen; erkennen läßt die Firma die Eigenſchaft 


100) Vgl. Staub, Kommentar (5. Aufl.) zu Art. 16 § 1. 
101) Vgl. Ring, Kommentar 2. Aufl. S. 183, mein Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften S. 153 Anm. 2. 


em 
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der Aktiengeſellſchaft ſchon daran, wenn der abgekürzte Zu⸗ 
ſatz „A.⸗G.“ beigefügt iſt, es wird des ausgeſchriebenen Zu⸗ 
ſatzes „Aktiengeſellſchaft“, den das neue Recht verlangt, nicht 
bedürfen. 

d) Das Prinzip der Nichtrückwirkung, das Art. 22 auf⸗ 
ſtellt, bezieht ſich auf die Zuläſſigkeit der beſtehenden Firma. 
Der Inhaber der gemäß Art. 22 geduldeten Firma erfreut 
ſich aller Rechte, die ihm die Führung einer zuläſſigen Firma 
gewährt. Wie er Dritten den Gebrauch einer gleichlautenden 
Firma unterſagen kann, ſo iſt er gegen Angriffe Dritter ge⸗ 
ſchützt. Der Inhalt ſeines Rechts bemißt ſich bis zum 
1. Januar 1900 nach altem, von da ab nach neuem Recht. 
Hat ein Dritter ſein Recht durch eine vor dem 1. Januar 
1900 begangene Handlung verletzt, ſo würde er den Dritten 
nach altem Recht belangen können; wäre die Handlungsweiſe 
des Dritten vom 1. Januar 1900 ab eine erlaubte, ſo würde 
er ſeinen Anſpruch auf Schadenserſatz dadurch für die Ver⸗ 
gangenheit nicht verlieren. Der Anſpruch auf Unterlaſſung 
der Handlung würde eeſſiren. 

Dagegen werden nach dem 31. Dezember 1899 vorgenom⸗ 
mene Aenderungen der beſtehenden Firma vom neuen 
Recht ergriffen. Entſpricht die geänderte Firma nicht dem 
neuen Recht, Jo iſt der Gebrauch der Firma gemäß $ 37 zu 
unterſagen !). Ebenſo beſtimmen ſich die Uebertragbarkeit der 
Firma, die Befugniß, ſie trotz Aenderungen in den Perſonen 
der Geſellſchafter fortzuführen und die in Folge der Firmen⸗ 
übernahme eintretenden Haftungen nach neuem Recht, ſofern 
die Uebertragung, der Perſonenwechſel und der die Haftung 
bei Firmenfortführung begründende Thatbeſtand unter dem 
neuen Recht eingetreten ſind. 


102) Als ſolche Aenderung würde der der Firma der Zweigniederlaſſung 
nach § 30 Abſ. 2 zu machende Zuſatz nicht erſcheinen. 
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§ 5. 
Vertretung und Vollmacht. 


Hinſichtlich der Vertretungsmacht enthält das Einfüh⸗ 
rungsgeſetz zum Bürgerl. Geſetzbuch keine beſonderen Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen. Soweit die Vertretungsmacht Ausfluß 
familienrechtlicher Verhältniſſe iſt oder einen Beſtandtheil der 
Organiſation von juriſtiſchen Perſonen (Vertretungsmacht des 
Vorſtandes) darſtellt, kommen die diesbezüglichen Artikel des 
E. BGB. 's zur Anwendung (Art. 199, 200, 203, 208, 210, 
163 u. ſ. w.). Dagegen erhebt ſich die Frage, wie es mit 
der zeitlichen Anwendbarkeit des neuen Rechts auf ſonſtige 
Vertretungsbefugniſſe ſteht, ſei es, daß es ſich um ertheilte 
Vollmachten oder um geſetzliche Vertretungsbefugniſſe handelt. 
Dieſe Frage wird für das Handelsrecht praktiſch für die 


Vertretungsbefugniſſe einerſeits der Prokuriſten, Handlungs⸗ 


bevollmächtigten, Handlungsagenten, andererſeits der perſön⸗ 
lich haftenden Geſellſchafter und Liquidatoren einer offenen 
Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft. Freilich ſind 
die Unterſchiede des neuen und alten Rechts auf dieſem 
Gebiete nicht erhebliche. Immerhin darf die Erörterung der 
diesbezüglichen Möglichkeiten nicht unterbleiben. 


1. Daß bei gewillkürter Vertretung das innere Ver⸗ 
hältniß zwiſchen Vertreter und Vertretenen und das äußere 
Verhältniß des Vertretenen gegenüber Dritten zu ſcheiden iſt, 
hat die Wiſſenſchaft ſchon unter der Herrſchaft des alten 
Rechts anerkannt, wenngleich das alte HGB. nicht mit der 
gleichen Schärfe, wie das BGB. und das neue HGB. beide 
Seiten aus einander hält. Das innere Verhältniß, ſoweit 
es Schuldverhältniß (Auftrag, Dienſtverhältniß) iſt, wird vom 
alten Recht nach Maßgabe der Vorſchriften des Art. 170, 171 
E. BGB.“'s weiter beherrſcht, die einſchlägigen Fragen werden 
weiter unten in der Behandlung der Schuldverhältniſſe zur 
Erörterung gelangen. Dagegen iſt auf das äußere Ver⸗ 
hältniß hier einzugehen. 


—— — 
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Die Form und die materiellen Vorausſetzungen der Er⸗ 
theilung von Vollmachten (Prokuren, Handlungsvoll⸗ 
machten) 1), die aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900 her: 
ſtammen, beſtimmen ſich nach altem Recht. Die nach altem 
Recht giltig ertheilte Prokura und Handlungsvollmacht bleibt 
bei Beſtand, auch wenn ihre Ertheilung nach neuem Recht 
an weitere Vorausſetzungen geknüpft wird. Umgekehrt wird 
die nach altem Recht ungiltige Ertheilung der Prokura 
und Handlungsvollmacht nicht dadurch giltig, daß das neue 
Recht den Ungiltigkeitsgrund beſeitigt. Hatte z. B. ein 
Minderkaufmann vor dem 1. Januar 1900 eine „Prokura“ 
ertheilt, ſo würde der Umſtand, daß er mit dem 1. Januar 
1900 Vollkaufmannsqualität erwirbt, nicht ohne Weiteres den 
Bevollmächtigten zum Prokuriſten machen, es bedürfte gemäß 
§ 48 eines neuen ausdrücklichen Beſtellungsaktes, der 
auch nur für die Zukunft wirken würde 104). Aehnlich bei 
der Handlungsvollmacht. Wer ſich demnach für das ältere 
Recht der vielfach vertretenen Anſicht anſchließt, daß der 
Handlungsbevollmächtigte, oder doch wenigſtens der Spezial⸗ 
handlungsbevollmächtigte, zugleich Handlungsgehilfe ſein 
müſſe 15), muß, wo die Gehilfenſtellung fehlte, z. B. beim 
ſelbſtändigen Agenten, für die Zeit vor dem 1. Januar 
1900 die Eigenſchaft des Handlungsbevollmächtigten leugnen. 
Würde der Agent in ſeiner Stellung nach dem Inkrafttreten 
des neuen HGB.“'s belaſſen, To läge darin freilich die Neu: 
ertheilung einer Handlungsvollmacht, weil dieſe auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen kann. 

Das alte Recht ſchrieb gleich dem neuen vor, daß die 
ertheilte Prokura zum Handelsregiſter anzumelden ſei, maß 
aber der Eintragung und Bekanntmachung der Prokuren⸗ 
ertheilung keine beſondere Wirkung bei, während § 15 des 
neuen HGB.'s auch auf dieſen Fall die Wirkungen der 


103) Insbeſondere die Geſchäftsfähigkeit der Ertheilenden. 

104) Coſack, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts I S. 154. 

105) Behrend I S. 370 Anm. 5; vgl. ROHG. I Nr. 44, IX 
Nr. 31. 
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Publizität des Regiſters in poſitiver und negativer Hinſicht 
ausdehnt. Da $ 15 ſofort anwendbar iſt, jo würde, falls 
eine Prokura vor dem 1. Januar 1900 ertheilt iſt, zwar für 
alle vor dem Inkrafttreten des neuen HGB.'s eingegangenen 
Rechtsgeſchäfte mit Dritten der Umſtand, ob die Ertheilung 
der Prokura eingetragen iſt, von Bedeutung nicht ſein, dagegen 
würde für die Zukunft § 15 maßgebend erſcheinen. 

Schwieriger iſt die Frage, welches Recht für das Er⸗ 
löſchen der Prokura und Handlungsvollmacht maßgebend 
iſt. Da die Prokura nach altem (Art. 54) und neuem 
Recht (§ 52) gleichmäßig frei widerruflich iſt und umgekehrt 
durch den Tod des Prinzipals nicht erliſcht, ſo wird ein das 
Erlöſchen betreffender Kolliſionsfall ſelten bei ihr vorkommen. 
Hört der Prinzipal in Folge des Inkrafttretens des neuen 
HGB.'s auf, Vollkaufmann oder überhaupt Kaufmann zu 
fein 106), fo wird man mit dieſem Moment die Prokura als 
ſolche erlöſchen laſſen müſſen, der Fall wird dem der Auf⸗ 
gabe des Geſchäfts gleichzuſtellen ſein, unbeſchadet natürlich 
der Rechtswirkungen für die Vergangenheit. Würde der zum 
Minderkaufmann durch das neue Recht degradirte Prinzipal 
dulden, daß der bisherige Prokuriſt ihn weiter vertritt, ſo 
läge darin die Ertheilung einer Generalhandlungsvoll⸗ 
macht. 

Bei der Handlungsvollmacht gehen hinſichtlich des 
Erlöſchens altes und neues Recht aus einander. Nach altem 
Recht (Art. 54) war auch die Handlungsvollmacht zu jeder 
Zeit widerruflich, wie umgekehrt Tod des Prinzipals ihr Er— 
löſchen nicht zur Folge hatte. Dagegen verweiſt das neue 
HGB. ſtillſchweigend hinſichtlich des Erlöſchens auf das BGB., 
das in § 168 das Erlöſchen der Vollmacht nach dem zu 
Grunde liegenden Rechts verhältniſſe beſtimmt, und 
den Widerruf, wenn ſich aus dem zu Grunde liegenden Rechts— 
verhältniß ein Anderes ergibt, ausſchließt. Hier fragt ſich 
nun: gilt für die vor dem 1. Januar 1900 ertheilte Hand⸗ 


106) Vgl. oben S. 40 ff. 
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lungsvollmacht die freie Widerruflichkeit fort oder tritt mit 
dem 1. Januar 1900 auch für fie die Wirkung des § 168 
BGB.'s ein? Setzen wir z. B. den Fall, daß das Handels⸗ 
geſchäft am 20. Januar 1898 auf fünf Jahre in der Weiſe 
verpachtet worden ſei, daß nach Außen der Pächter nur als 
Handlungsbevollmächtigter des Verpächters figuriren ſollte, 
und daß der Verpächter ſich unter einer Vertragsſtrafe ver⸗ 
pflichtet hatte, während dieſer Zeit die dem Pächter ertheilte 
Handlungsvollmacht nicht willkürlich zu widerrufen 1), fo er: 
hebt ſich die Frage, ob der Verpächter nach dem 31. Dezember 
1899 den Widerruf unter Berufung auf Art. 54 des alten 
HGB.'s mit Wirkung nach Außen vornehmen kann oder ob 
ihm § 168 BGB.’s entgegenſteht. 

Die Entſcheidung der Frage «hängt davon ab, wie das 
alte Recht die Vollmachtsertheilung auffaßte. Würde im 
alten Recht Bevollmächtigung und kauſales Geſchäft nicht 
ſcharf geſchieden worden ſein, ſo würde ſich die Frage des 
Erlöſchens nach den für das kauſale Geſchäft maßgebenden 
Grundſätzen der Rückwirkung richten, ſobald letzteres unter 
das neue Recht träte (z. B. im Falle des Art. 171 E. BGB.), 
würde auch die Vollmacht unter das neue Recht treten. Das 
alte Recht hat nun aber bei der Handlungsvollmacht offen⸗ 
bar dieſen Standpunkt nicht, es ſieht in der Bevollmächtigung 
ein abſtraktes, von dem zu Grunde liegenden Verhältniß zu 
ſcheidendes Geſchäft, wie ſich aus Art. 54 ergibt 159). Folg⸗ 
lich kann Art. 171 des E. BGB.'s über die Frage der Wider: 
ruflichkeit der Vollmacht nicht entſcheiden, vielmehr bleibt 
dem Vollmachtgeber das freie Widerrufsrecht auch unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts 1). 

Der Inhalt der Prokura und Handlungsvollmacht 


107) Vgl. Entſch. des RG. XXVII Nr. 9. 

108) Vgl. ROHG. XXIII Nr. 109. 

109) Die Form des Widerrufes beſtimmt ſich nach dem Recht, das zur 
Zeit des Widerrufes gilt. Insbeſondere würden bei der Hand⸗ 
lungsvollmacht vom 1. Januar 1900 die Vorſchriften des BGB. 
SS 170— 173 zur Anwendung gelangen. 
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ſtimmte im alten und neuen Recht im Ganzen überein. Nur 
§ 50 Abſ. 3 Satz 2 enthält die bemerkenswerthe Abweichung, 
daß die Prokura auf den Betrieb einer Zweigniederlaſſung 
beſchränkt werden darf, wenn die Firma dieſer einen als 
Zweigniederlaſſung ſie kennzeichnenden Zuſatz erhält. Solche 
Befchränkung würde natürlich vom 1. Januar 1900 ab auch 
bei alten Prokuren zuläſſig ſein. Wäre die Beſchränkung 
vorher der Prokura hinzugefügt, ſo wäre ſie unwirkſam 
geweſen, ſie würde auch nicht mit dem 1. Januar 1900 ipso 
jure Wirkſamkeit erlangen, der Prinzipal müßte ſie vielmehr 
aufs Neue ausdrücklich wiederholen (vgl. § 48 Abſ. 1). 

2. Die Vertretungsbefugniſſe der perſönlich haften⸗ 
den Geſellſchafter bei der offenen HG. und KG. haben ihren 
Grund in dem Schuldverhältniß, das zwiſchen den Geſell⸗ 
ſchaftern beſteht. Wie eine beſondere Vollmachtsertheilung 
hier nicht in Frage kommt, ſondern die Eingehung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages die geſetzliche Vertretungsbefugniß zur 
Folge hat, ſo erſcheinen abweichende Geſtaltungen als Be⸗ 
ſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages. Somit wird ſich Ent⸗ 
ſtehung und Erlöſchen der Vertretungsbefugniß nach dem⸗ 
jenigen Recht richten, das für den Geſellſchaftsvertrag das 
maßgebende iſt. Von Wichtigkeit iſt dies für die Entziehung 
der Vertretungsmacht nach § 127. Das ältere Recht kannte 
nach der herrſchenden Anſicht eine ſo weitgehende Entziehung 
der Vertretungsmacht nicht, nur im Wege der Auflöſung der 
Geſellſchaft oder der Ausſchließung des betreffenden Geſell⸗ 
ſchafters konnten ſich die Geſellſchafter gegen mißbräuchliche 
Ausübung der Vertretungsmacht ſchützen. Vertretungsbefug⸗ 
niſſe, die vor dem 1. Januar 1900 einem perſönlich haftenden 
Geſellſchafter zuſtanden, können ihm darnach jo lange nicht 
gemäß § 127 entzogen werden, als nicht der Geſellſchafts⸗ 
vertrag unter das neue Recht getreten iſt. 

Wie ſteht es mit dem Inhalt der Vertretungs⸗ 
befugniß? Das alte und neue Recht ſtimmen hier nicht 
ganz überein, ſoweit es ſich um die Geſammtvertretung 
handelt. Nach altem Recht war zweifelhaft, ob die zur Ge⸗ 
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ſammtvertretung berechtigten Geſellſchafter einzelne von ihnen 
zur Vornahme beſtimmter Geſchäfte ermächtigen konnten 
($ 125 Abſ. 2 Satz 2). Ferner war im alten Recht (Art. 117 
Abſ. 2) nur für Zuſtellungen, nicht für alle einſeitigen 
Willenserklärungen anerkannt, daß es genüge, wenn die 
Erklärung an einen der zur Mitwirkung bei der Vertretung 
befugten Geſellſchafter erfolge ($ 125 Abſ. 2 Satz 3). In 
beiden Beziehungen wird das neue Recht auch Geſammt⸗ 
vertretungen, die aus der Zeit des alten Rechts her beſtehen, 
vom 1. Januar 1900 ab ergreifen, d. h. die Geſammtvertreter 
können von dieſem Tage ab einzelne von ihnen zur Vornahme 
beſtimmter Geſchäfte ermächtigen und jede einſeitige Willens⸗ 
erklärung kann von da ab an einen von ihnen erfolgen. 
Denn die letztere Beſtimmung betrifft die Rechtswirkſamkeit 
der von Dritten abgegebenen einſeitigen Willenserklärungen 
und beherrſcht als ſolche alle unter ihrer Herrſchaft erfolgten 
einſeitigen Willenserklärungen. Aber auch die erſtere Be⸗ 
ſtimmung muß nach Außen ſofort anwendbar ſein, da ſie 
das zukünftige Auftreten der Geſellſchaft Dritten gegenüber 
regelt, während freilich nach Innen die Beſchränkungen des 
alten Rechts weiter Beſtand haben 110). 

Verwandelt ſich eine bürgerliche Geſellſchaft am 1. Januar 
1900 durch Aenderung der Geſetzgebung in eine offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft, ſo beginnt damit die Vertretungsmacht der 
einzelnen Geſellſchafter gemäß § 125 Abſ. 1; verliert eine 
offene HG. durch Aenderung der Geſetzgebung am 1. Januar 
1900 ihren Charakter als ſolche und wird zur bürgerlichen 
Geſellſchaft, ſo greift BGB. § 714 ein. Doch iſt letzteren 
Falls § 5 des neuen HGB.“'s zu beachten, nach dem erſt die 


110) In dieſem Sinne unterſchieden auch die Einführungsgeſetze zum 
alten Handelsgeſetzbuch, die jedoch noch eine gewiſſe Reſpektfriſt 
gewährten und häufig geſtatteten, innerhalb jener Reſpektfriſt die 
alten Beſchränkungen zur Eintragung in das Handelsregiſter an⸗ 
zumelden und ihnen durch die Eintragung ihre Kraft zu erhalten; 
auch die Schweizer Praxis wendet das neue Recht ſofort an. 
Schneider⸗Fick S. 972 Anm. 3. 
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Löſchung der Firma im Handelsregiſter dieſe Wirkung praktiſch 
herbeiführen wird. 

3. Was für die vertretenden Geſellſchafter gilt, hat ent⸗ 
ſprechend für die Vertretungsbefugniß der Liquidatoren zu 
gelten. Nur iſt die Anwendbarkeit des neuen Rechts hier 
eine noch ſtärkere, da in Wahrheit gar keine Geſellſchaft, 
ſondern nur eine Art Kommunio vorliegt, an der auch 
Gläubiger, Konkursverwalter, Erben eines Geſellſchafters theil⸗ 
nehmen (ogl. § 146). Dementſprechend wird ſich zwar die 
Entſtehung der Vertretungsbefugniß eines Liquidators nach 
altem, der Inhalt aber und das Erlöſchen vom 1. Januar 
1900 ab nach neuem Recht richten. Insbeſondere würde 
die durch Art. 137 Abſ. 2 des alten HGB.“s aufgeſtellte 
Beſchränkung hinſichtlich der Veräußerung von unbeweglichen 
Sachen vom 1. Januar 1900 ab ceſſiren. — Im Uebrigen 
iſt auf das Liquidationsverfahren an anderer Stelle zurück⸗ 
zukommen. 


8 6. 
Verjährung und Befriſtung. 


Die Anwendbarkeit der Vorſchriften des neuen Handels⸗ 
geſetzbuches über die Verjährung wird von den Grund⸗ 
ſätzen des Einführungsgeſetzes zum BGB. Art. 169 be⸗ 
herrſcht. Darnach finden ſeine Vorſchriften auch auf die 
vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen, noch nicht verjährten 
Anſprüche Anwendung. Der Beginn, die Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich jedoch für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1900 nach dem alten Recht. Iſt 
die Verjährungsfriſt nach dem neuen Recht kürzer, als nach 
den bisherigen Geſetzen, ſo wird die kürzere Friſt vom 
1. Januar 1900 ab berechnet. Läuft jedoch die in den 
bisherigen Geſetzen beſtimmte längere Friſt früher ab als 
die im neuen HGB. beſtimmte kürzere Friſt, ſo iſt die Ver⸗ 
jährung mit dem Ablauf der längeren Friſt vollendet. Die 
bezeichneten Grundſätze werden in zahlreichen Fällen prak⸗ 
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tiſch werden (vgl. die SS 26, 61 Abſ. 2, 113 Abſ. 3, 
159, 160, 206, 217 Abſ. 3, 236 Abſ. 3, 241 Abſ. 4, 249 
Abi. 3, 326 Abſ. 3, 414, 423, 439, 470 f.). Nur in dem 
kleineren Theil der Fälle liegt Uebereinſtimmung zwiſchen 
dem alten und neuen Handelsgeſetzbuch vor!!!) und auch 
dann würden ſich die Abweichungen des alten und neuen 
bürgerlichen Rechts hinſichtlich Hemmung, Unterbrechung 
und Wirkung der Verjährung geltend machen. Meiſt weichen 
beide Geſetzbücher mehr oder minder ſtark von einander ab, 
ſei es, daß das alte Handelsgeſetzbuch die beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen des neuen HGB. über Verjährungen überhaupt 
nicht kannte (jo in den Fällen des §§ 26, 61 Abſ. 2, 423) 
oder daß es an Stelle der beſonderen Verjährung eine be⸗ 
ſondere Befriſtung ſetzte (fo in den Fällen der SS 113 
Abi. 3, 236 Abſ. 3, 326 Abſ. 3), ſei es, daß es das An⸗ 
wendungsgebiet der Verjährung enger abſteckte (fo im Fall 
des § 159, wo der Fall der Auflöſung durch Geſellſchafts⸗ 
konkurs nicht mitinbegriffen war, und im Fall des § 470), 
ſei es endlich, daß es den Beginn, die Hemmung oder die 
Wirkung in Einzelheiten abweichend normirte (ſo in den 
Fällen der SS 414, 439, 470). Umgekehrt findet ſich aber 
auch ein Fall, in dem das alte Handelsgeſetzbuch beſondere 
Verjährungsgrundſätze aufſtellte (Art. 349 Abſ. 2, 3), wäh⸗ 
rend in Zukunft das bürgerliche Recht entſcheidet. Beſon⸗ 
deres Intereſſe erwecken die Fälle des § 26 einerſeits, der 
88 113 Abſ. 3, 236 Abſ. 3, 326 Abſ. 3 andererſeits. 

a) Nach § 26 verjähren, falls der Erwerber des Geſchäfts 
gemäß § 25 für die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten den 
Gläubigern haftbar iſt, die Anſprüche der Gläubiger gegen 
den früheren Inhaber mit dem Ablauf von fünf Jahren, falls 
nicht nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen oder 
Handelsrechts die Verjährung ſchon früher eintritt. Die Ver⸗ 
jährung beginnt, wenn die Haftung des Erwerbers auf der 
Firmenfortführung beruht, mit dem Ende des Tages der 


111) So vornehmlich im Aktienrecht. 
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Eintragung des neuen Firmeninhabers in das Handelsregiſter, 
wenn ſie auf handelsüblicher Kundmachung der Uebernahme 
beruht, mit dem Ende des Tages der Kundmachung. Das 
alte Recht ließ dagegen einfach die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über die Verjährung entſcheiden; darnach war im 
alten Recht die Verjährungsfriſt bald kürzer, bald länger 
als die in $ 26 angegebene Friſt. War fie, ſei es nach 
bürgerlichem Recht, ſei es nach Handelsrecht, kürzer, ſo geht 
natürlich die kürzere Verjährungsfriſt der des § 26 vor; war 
ſie länger, lief ſie aber bereits ſo lange, daß der am 1. Ja⸗ 
nuar 1900 noch übrige Reſt kürzer iſt, als die fünfjährige 
Verjährung des § 26, fo iſt fie mit dem Ablauf des Reſtes 
beendet. Iſt der am 1. Januar 1900 noch übrige Reſt da⸗ 
gegen länger, als die fünfjährige Verjährung des § 26, ſo 
hat vom 1. Januar 1900 ab die fünfjährige Verjährung des 
§ 26 zu laufen, vorausgeſetzt, daß der neue Inhaber vor 
dem 1. Januar 1900 bereits in das Handelsregiſter einge⸗ 
tragen war, bezw. daß er vor dieſem Termin die Ueber⸗ 
nahme kundgemacht hat. Solange er dieſes nicht gethan 
hat, iſt § 26 überhaupt nicht anwendbar 112). Liegt der Fall 
ſo, daß nach altem Recht die Verjährungsfriſt für den An⸗ 
ſpruch gegen den alten Geſchäftsinhaber länger war, als die 
in § 26 aufgeſtellte Friſt, und daß nun hinſichtlich dieſer 
Forderung das neue Recht eine kürzere Friſt eingeführt hat!!“), 
jo würde das nach Art. 168 des E. BGB.“'s anzuwendende 
neue Recht dem § 26 vorgehen, da Abſ. 1 ſeine fünfjährige 
Verjährung nur inſoweit anwenden läßt, als „nicht nach den 
allgemeinen Vorſchriften die Verjährung ſchon früher eintritt“. 

b) Nach den SS 113 Abſ. 3, 236 Abſ. 3, 326 Abſ. 3 
verjähren die Anſprüche gegen die das Konkurrenzverbot ver⸗ 
letzenden Geſellſchafter, bezw. Vorſtandsmitglieder der Aktien⸗ 
geſellſchaft, in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, in dem die 


112) Vgl. ROG. V S. 82 f., VIII S. 248, Ob. Trib. Entſch. LXV 
S. 189 ff. (Striethorſt LXXX Nr. 56). 

113) Man denke z. B. an den Fall des 8 423 (Anſpruch gegen den 
Lagerhalter). 
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übrigen Geſellſchafter, bezw. die übrigen Vorſtandsmitglieder 
und der Aufſichtsrath von dem Abſchluſſe des Geſchäfts 
Kenntniß erhielten, und ohne Rückſicht auf dieſe Kenntniß 
in fünf Jahren von der Entſtehung des Anſpruchs an. Das 
ältere Recht (Art. 97, 196a, 232) ließ dieſe Anſprüche durch 
eine dreimonatliche Präkluſivfriſt, die von dem Zeit⸗ 
punkt der Kenntniß des Geſchäfts lief, untergehen. Auf das 
Verhältniß der neu eingeführten Verjährung zur Präkluſiv⸗ 
friſt des älteren Rechts ſind nun die Vorſchriften des Art. 169 
des E. BGB.'s weder direkt noch analog anwendbar. Die 
Motive zum Entwurf I des E. BGB.'s Art. 102 erklären 
ausdrücklich, daß dem Vorgange der preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung !!“), wonach Verjährungsfriſten und Ausſchlußfriſten 
in dieſer Beziehung gleichgeſtellt werden ſollten, nicht Folge 
zu leiſten ſei, da zwiſchen beiden eine Verſchiedenheit herrſche 
und die einzelnen Ausſchlußfriſten nicht, gleich den Ver⸗ 
jährungsfriſten, auf einem einheitlichen Grundgedanken be⸗ 
ruhten. In der zweiten Leſung wurde der Art. 102 an⸗ 
ſtandslos genehmigt und iſt nur mit redaktionellen Aende⸗ 
rungen verſehen in das Einführungsgeſetz als Art. 169 
übergegangen. Demnach wird man trotz der in vorliegen⸗ 
dem Fall gleichen ratio beider Friſten von einer Anwendung 
des Art. 169 E. BGB.“'s auf fie abſehen müſſen. Vielmehr 
läuft für alle vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen An⸗ 
ſprüche die Präkluſivfriſt in alter Weiſe auch nach dem 
1. Januar 1900 fort. Andererſeits ſind die Grundſätze des 
Art. 169 E. BGB.'s auch auf dieſen Fall inſofern zur An⸗ 
wendung zu bringen, als ja auch nach altem Recht der An⸗ 
ſpruch nicht unverjährbar war. Die Einführung der neuen 
Präkluſivfriſt ſollte, wie die Protokolle der Nürnberger 
Konferenz deutlich erſehen laſſen, die Ungewißheit beſeitigen, 
in die eine mehrjährige Verjährungszeit den wider das Kon⸗ 
kurrenzverbot verſtoßenden Geſellſchafter verſetzen müßte (Prot. 
S. 269, 270); an den Fall, daß ausnahmsweiſe die Ver⸗ 


114) Auch des Schweizer Obligationenrechts Art. 883 Schlußſatz. 
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jährung des Anſpruches früher eingetreten ſein könnte, als 
die Vollendung der Präkluſivfriſt (falls nämlich die Geſell⸗ 
ſchaft von dem Abſchluſſe des Geſchäfts erſt nach vielen 
Jahren Kenntniß erhielt), hat man nicht weiter gedacht. 
Dieſer Fall wird nun aber praktiſch. Es ergibt fi unter 
Anwendung des Art. 169 des E. BGB.'s, daß Anſprüche, die 
aus Art. 97, 196 , 232 des alten HGB.“ entſtanden find, 
ſpäteſtens in fünf Jahren nach dem Inkrafttreten des neuen 
HGB.“'s verjähren. 

c) Bereits oben iſt die Frage der Anwendbarkeit des 
Art. 169 des E. BGB.'s auf Ausſchlußfriſten verneint worden. 
Soweit demnach das neue HGB. beſondere Ausſchlußfriſten 
aufſtellt 15), ſelbſt ſolche, deren Lauf nach Verjährungs⸗ 
grundſätzen berechnet werden ſoll 11, ergreifen fie die vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Rechtsverhältniſſe nicht 
gemäß Art. 169 E. BGB.'8. Vielmehr iſt die Anwendbarkeit 
der diesbezüglichen Beſtimmungen auf ältere Verhältniſſe nach 
allgemeinen Grundſätzen zu entſcheiden. Stellte das alte 
HGB. beſondere Ausſchlußfriſten auf, die das neue Recht 
nicht kennt, ſo bleiben ſie für vor dem 1. Januar 1900 
entſtandene Schuldverhältniſſe in Kraft (ſo Art. 349 Abſ. 1 
des alten HGB.“). 


8 7. 
Sachenrecht. 


An ſachenrechtlichen Vorſchriften iſt das neue Handels⸗ 
geſetzbuch ärmer, als das alte. Die wichtigen Art. 306 bis 
312 des alten HGB.'s find ihrem hauptſächlichen Inhalt nach 
durch das BGB. erſetzt worden, die SS 366— 368 ſtellen 
ſich nur als Einzelergänzungen der Vorſchriften des letzteren 
dar. Dafür finden ſich im dritten Buche des neuen HGB.“ 


115) Dies iſt mehrfach der Fall. Vgl. z. B. die SS 27, 135, 139 
Abſ. 3, 4, 438 Abſ. 3, 465 Abſ. 1. 
116) SS 27, 139 Abſ. 3, 4. 
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zerſtreute Sätze ſachenrechtlichen Inhalts vor, die zum Theil 
dem alten HGB. unbekannt waren. Neben den geſetzlichen 
Pfandrechten des Kommiſſionärs, Spediteurs und Fracht⸗ 
führers (88 397, 410, 440 — 442) ift nun das des Lager⸗ 
halters aufgenommen ($$ 368 Abſ. 2, 421). Die Zahl 
der von dem alten HGB. ausdrücklich berückſichtigten Tra⸗ 
ditionspapiere iſt um zwei gewachſen, den Ladeſchein 
(8 450) und den Lagerſchein ($ 424). Die Rechtsfolgen 
der Vermiſchung von Lagergut mehrerer Einlagerer bei 
Menglagergeſchäften find in $ 419 abweichend von allge: 
meinen ſachenrechtlichen Vorſchriften geordnet worden. § 443 
enthält über den Rang der geſetzlichen Pfandrechte weiter⸗ 
gehende Vorſchriften als das alte HGB. Freilich ſind nicht 
alle neuen Sätze wirklich neues Recht, die Eigenſchaft des 
Ladeſcheins und Lagerſcheins als Traditionspapiere war auch 
bisher bereits anerkannt. Die nachfolgenden Betrachtungen 
werden ſich auf wirkliche Abweichungen des jüngeren vom 
älteren Recht beſchränken können. 

Das E. BGB. enthält in den Art. 180 — 197 zahlreiche 
Uebergangsbeſtimmungen, die in das Sachenrecht einſchlagen, 
allein nur ein geringer Theil derſelben kommt für uns in 
Betracht. Es ſind die Art. 180, 181, 184, alle übrigen 
betreffen die für das Handelsrecht gleichgiltigen Immobiliar⸗ 
rechtsverhältniſſe. 

1. Die Bedeutung des Art. 180 iſt nur eine geringe; 
eigenthümliche in das Beſitzrecht einſchlagende Satzungen 
ſtellt das neue HGB. gleich dem alten lediglich mit Bezug 
auf die Traditions papiere auf, und dieſe (SS 424 und 450) 
betreffen nur unter der Herrſchaft des neuen Rechts erfolgende 
Uebergaben der betreffenden Papiere. Aber weil ſie Sätze 
aufſtellen, die bereits das alte ungeſchriebene Recht anerkannt 
hatte, jo iſt die Frage zu erheben, ob Art. 180 des E. BGB.“ 
auf ſolche Verhältniſſe Anwendung zu finden hat, die durch 
Uebergabe von nach altem Recht anerkannten Traditions⸗ 
papieren vor dem 1. Januar 1900 geſchaffen ſind. Die Frage 
iſt zu bejahen. Die Konſtruktion der e Ver⸗ 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 
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hältniſſe nach altem Recht war ja eine ſehr beſtrittene, nach 
neuem Recht kann kein Zweifel beſtehen, daß der Erwerber 
des Traditionspapieres als mittelbarer Beſitzer im Sinne des 
BGB. 's § 868 erſcheint, dem der mittelbare Beſitz durch Ab⸗ 
tretung des Anſpruches auf Herausgabe der Sache nach BGB. 
§ 870 abgetreten iſt! 17). Wie es aber hinſichtlich der An⸗ 
wendbarkeit des Art. 180 E. BGB.'s lediglich darauf an⸗ 
kommen wird, ob ein Beſitzverhältniß im Sinne des BGB.“'s, 
nicht des älteren Rechts, vorliegt, ſo wird der durch den 
Erwerb des Traditionspapieres erzeugte objektive Thatbeſtand, 
ſofern er noch am 1. Januar 1900 beſteht, genügen, um 
die Anwendung des neuen Rechts zu rechtfertigen. Dem⸗ 
gemäß wird der Erwerber des nach altem Recht bereits an⸗ 
erkannten Traditionspapieres mit dem 1. Januar 1900 alle 
Rechte des mittelbaren Beſitzers haben, die einem ſolchen das 
BGB. zugeſteht, insbeſondere die durch BGB. §§ 1006, 1007 
gewährten Rechte; anders, wenn das Papier nach altem 
Recht noch nicht Traditionspapier war; hier könnte mittel⸗ 
barer Beſitz im Sinne des BGB.'s beim Inhaber des Papieres 
vorliegen, brauchte es aber nicht nothwendig. Derartige 
Papiere würden dann aber auch bei nach dem 1. Januar 
1900 erfolgenden Uebertragungen dem neuen Recht nicht 
unterſtehen, da dieſes offenbar nur unter ſeiner Herrſchaft 
ausgeſtellte Papiere ſeinen Sätzen unterwerfen will (ſiehe 
darüber unten S. 102, 103). 

2. Nach Art. 181 des E. BGB.'s finden auf das zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB.'s beſtehende Eigen⸗ 
thum von dieſer Zeit an die Vorſchriften des BGB.'s An⸗ 
wendung. Darin liegt ein Dreifaches: 

a) Der Erwerb des Eigenthums regelt ſich für die Zeit 


117) Freilich iſt in einzelnen Beziehungen die Wirkung eine viel ſtärkere, 
ſo bedarf es behufs Verpfändung des eingelagerten Gutes nur der 
Uebergabe des Lagerſcheins, nicht der Anzeige der Verpfändung an 
den Lagerhalter, die ſonſt BGB. § 1205 Abſ. 2 bei Uebertragung 
des mittelbaren Befited verlangt, allein das iſt eine finguläre 
weitergehende Vorſchrift. 


K. Lehmann: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB.“ 8s. 67 


vor dem 1. Januar 1900 nach altem Recht, denn das Geſetz 
ſetzt das beſtehende Eigenthum voraus. Daß ſich der Er⸗ 
werb für die Zeit nach dem Inkrafttreten des BGB.'s nach 
neuem Recht regelt, iſt ſelbſtverſtändlich und bedurfte keiner 
Hervorhebung. 

b) Der Inhalt des Eigenthums regelt ſich für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1900 nach altem, für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1899 nach neuem Recht. 

c) Der Verluſt des Eigenthums wird vom 1. Januar 
1900 ab vom neuen Recht beherrſcht. 

Wenden wir dieſe Sätze auf das neue Handelsgeſetzbuch 
an, ſo ergibt ſich, daß hinſichtlich des Erwerbes des Eigen⸗ 
thums für die Zeit vor dem 1. Januar 1900 die Art. 306 
und 307 des alten HGB.'s maßgebend find, während vom 
1. Januar 1900 ab die Vorſchriften des BGB.'s 55 932—936 
in Zuſammenhalt mit den §§ 366 und 367 des neuen HGB.“s 
Platz greifen 11). 

Erfüllen demnach die vor dem 1. Januar 1900 ein⸗ 
getretenen Thatbeſtände nicht die vom alten Recht gefor⸗ 
derten Vorausſetzungen für den Eigenthumserwerb, ſo wird 
der Erwerber nicht dadurch Eigenthümer, daß das neue 
Recht ſich mit ihnen begnügt hatte; dies gilt auch dann, 
wenn der vor dem 1. Januar 1900 vollendete That⸗ 
beſtand in die Zeit des neuen Rechts unverändert hinein⸗ 
reicht, eine Heilung des vom alten Recht verſagten Eigen⸗ 
thumserwerbes durch das neue Recht tritt nicht ein !!“). 
Anders, wenn der Thatbeſtand nun unter der Herrſchaft des 
alten Rechts begann, aber erſt unter der des neuen zur 
Vollendung kam; hier würde für den Eigenthumserwerb das 
neue Recht in Betracht kommen, doch iſt auch in letzterem 
Fall zu beachten, daß diejenigen Theile des Thatbeſtandes, 
die in die Zeit des alten Rechts fallen, nach altem Recht zu 
beurtheilen ſind. Würde z. B. A, der nach altem Recht 


118) Vgl. Seuf fert XXXIX Nr. 332. 
119) Vgl. Pfaff⸗Hofmann, Exkurs I S. 155. 
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Nichtkaufſmann iſt, vor dem 1. Januar 1900 dem B den 
Anſpruch auf Herausgabe einer Sache, die ein Dritter (C) 
beſitzt, abgetreten haben und hätte B von C den Beſitz der 
Sache nach Inkrafttreten des BGB. erlangt, ſo würde B, 
falls er beim Beſitzerwerb im guten Glauben über das Eigen⸗ 
thum des A ift, gemäß BHB. SS 931, 934 Eigenthümer 
geworden ſein; bezog ſich ſein guter Glaube dagegen nur 
auf die Befugniß des A, über die Sache für den Eigen⸗ 
thümer zu verfügen, jo würde er trotz HGB. § 366 nicht 
Eigenthümer werden; denn A war, als er veräußerte, nicht 
Kaufmann und hieran würde auch der Umſtand nichts än⸗ 
dern, daß A im Moment des Beſitzerwerbes ſeitens B durch 
die veränderte Geſetzgebung Kaufmann geworden iſt. Denn 
ſeine Kaufmannsqualität mußte im Moment der Veräuße⸗ 
rung, alſo vor dem 1. Januar 1900, bereits vorhanden 
ſein. — Erfüllen umgekehrt die vor dem 1. Januar 1900 
eingetretenen Thatbeſtände die vom alten Recht für den 
Eigenthumserwerb geforderten Vorausſetzungen, ſo wird das 
erworbene Eigenthum nicht dadurch verloren, daß nach neuem 
Recht dieſe Vorausſetzungen nicht zum Eigenthumserwerb 
führen würden. Dies könnte z. B. praktiſch werden hin⸗ 
ſichtlich des in $ 419 behandelten Falles des Menglager⸗ 
geſchäfts, falls nach altem Recht im Falle der Vermiſchung 
Eigenthum für den Lagerhalter erworben wurde; der Lager⸗ 
halter verlöre das vor dem 1. Januar 1900 erworbene 
Eigenthum nicht durch das Inkrafttreten des $ 419. Vor 
Allem aber wird es praktiſch bei der dem alten Recht un⸗ 
bekannten nachtheiligen Rechtsvermuthung des § 367. Bei 
Betrachtung dieſes Paragraphen erhebt ſich die Frage, wie 
weit die einzelnen Glieder des Thatbeſtandes in die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1899 hineinreichen müſſen. Sicher iſt, 
daß die Veräußerung an den Kaufmann, der Bankier⸗ oder 
Geldwechslergeſchäfte betreibt, erſt nach Inkrafttreten des 
neuen HGB.'s erfolgt ſein muß. Iſt fie vorher erfolgt, jo 
iſt die Rechtsvermuthung nicht anwendbar. Umgekehrt wird 
es nicht nothwendig ſein, daß das Papier dem Eigenthümer 
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erſt nach dem 31. Dezember 1899 abhanden gekommen iſt; 
die Rechtsvermuthung des § 367 ergreift auch Fälle, in denen 
der Verluſt des Papieres unter der Herrſchaft des alten 
Rechts ſtattfand. Fraglich aber iſt, ob die Bekanntmachung 
des Verluſtes in den Blättern ſchon vor dem 1. Januar 
1900 oder erſt nach dem 31. Dezember 1899 erfolgt ſein darf. 
Man wird wohl das Letztere für das Richtigere erklären 
müſſen. Denn die Beſtimmung des $ 367 legt den Bank⸗ 
und Geldwechslergeſchäfte betreibenden Kaufleuten die Pflicht 
auf, den Deutſchen Reichsanzeiger zu ſtudiren; wie dieſe 
Pflicht aber erſt vom 1. Januar 1900 ab geübt zu werden 
braucht, ſo können aus ihrer Unterlaſſung nur für die Zeit 
vom 1. Januar 1900 ab die nachtheiligen Folgen des § 367 
abgeleitet werden. Somit würde in allen Fällen, wo die 
Bekanntmachung im Reichsanzeiger in dem Jahre 1899 ge⸗ 
ſchehen iſt, 8 367 verſagen, es hätte der Richter vielmehr 
die Frage der bona oder mala fides nach allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkten zu prüfen. 

Erfüllen endlich die nach dem 31. Dezember 1899 ein⸗ 
getretenen Thatbeſtände die vom neuen Recht für den Eigen⸗ 
thumserwerb geforderten Bedingungen, ſo wird das Eigen⸗ 
thum nach neuem Recht erworben, gleichgültig ob es nach 
altem Recht erworben worden wäre oder nicht. So würde 
§ 419 Abſ. 2 auf alle Vermiſchungen, die vom 1. Januar 
1900 ab vom Lagerhalter vorgenommen werden, Anwendung 
finden, ſelbſt wenn das Menglagergeſchäft vor dem 1. Januar 
1900 geſchloſſen war. Doch iſt zu beachten, daß, falls das 
Menglagergeſchäft nach altem Recht zweifellos unter das 
depositum irregulare fiel, die Intention der Parteien für 
den Fall der Vermiſchung auf Uebertragung des Eigenthums 
an den Lagerhalter gerichtet war, ſomit der Umſtand, daß 
der Vertrag vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen war, 
mittelbar für die ſachenrechtlichen Hergänge Bedeutung haben 
kann. Nähme der Lagerhalter ſolchen Falls die Vermiſchung 
nach dem 1. Januar 1900 vor, ſo könnte darin nach der 
Abſicht der betheiligten Parteien die Einigung über den 
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Uebergang des Eigenthums (BGB. § 929 Satz 2) erblickt 
werden. 

Mit dem Erwerb des Eigenthums iſt deſſen Ver⸗ 
luſt für den bisherigen Eigenthümer verbunden. Es gelten 
ſomit hinſichtlich deſſelben die für den Erwerb des Eigen⸗ 
thums vorher gemachten Bemerkungen. Im Uebrigen regelt 
ſich der Verluſt des Eigenthums vom 1. Januar 1900 ab 
nach neuem, für die voraufgehende Zeit nach älterem Recht. 

Die Frage, ob es ſich um Erwerb des Eigenthums 
oder nur um eine Beſchränkung des Inhalts des bis— 
herigen Eigenthums handelt, iſt wiederholt beim Grund⸗ 
ſatz „Hand muß Hand wahren“ erhoben worden. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt hinſichtlich der Rückwirkung nicht ohne praktiſche 
Konſequenzen. Erblickt man in dem Grundſatze „Hand muß 
Hand wahren“ nur den Ausſchluß der Eigenthumsklage gegen 
den gutgläubigen Beſitzer, ſo würde, da es ſich um den In⸗ 
halt des Eigenthums handelt, gemäß Art. 181 Abſ. 1 des 
E. BGB.'s das neue Recht auch auf vor dem 1. Januar 
1900 entſtandene Thatbeſtände anwendbar ſein; hätte ein 
Dritter am 15. Dezember 1899 die Sache redlich erworben 
und beſäße er ſie noch am 1. Januar 1900 redlich, ſo würde 
von da ab die Klage gegen ihn verſagt ſein !?“). Doch iſt 
dieſe Auffaſſung !?°%) gegenüber dem Art. 306 des alten 
HGB.'s mit Recht von der Judikatur abgelehnt worden und 
fie würde angeſichts des BGB.“'s, das die einſchlägigen 
Vorſchriften in den Abſchnitt vom Erwerb und Verluſt des 
Eigenthums an beweglichen Sachen eingeſtellt hat, ganz un⸗ 
haltbar ſein. 

Der Inhalt des Eigenthums bemißt ſich vom 1. Ja⸗ 
nuar 1900 ab nach neuem Recht. Vor Allem gilt dies für 
die Anſprüche aus dem Eigenthum (BGB. $$ 985 — 1005), 
für die Geltendmachung des Eigenthums gegenüber redlichen 
Pfandnehmern (BGB. § 1207) und für die Befugniſſe der 


120) Vgl. Pfaff⸗Hofmann, Exkurs I S. 155. 
120 a) Sie hat Hofmann a. a. O. S. 455, 456. 
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Miteigenthümer nach Bruchtheilen (BGB. SS 1008, 1009, 
1011), auch die obligatoriſchen Beziehungen der letzteren unter 
einander werden ſofort vom neuen Recht ergriffen 121). Das 
Letztere wird im neuen HGB. wiederum beim Menglager⸗ 
geſchäft praktiſch. Erzeugte bereits nach altem Recht die 
Vermiſchung durch den Lagerhalter Miteigenthum zu Bruch⸗ 
theilen zwiſchen den mehreren Einlagerern, ſo unterſteht 
ſolches vom 1. Januar 1900 ab den Vorſchriften des neuen 
Rechts. Hier erhebt ſich dann die Frage, ob der Lagerhalter 
die ihm durch Abſ. 2 des § 419 gewährte Befugniß hat, aus 
dem durch die Vermiſchung entſtandenen Geſammtvorrath 
jedem Einlagerer den ihm gebührenden Antheil auszuliefern, 
ohne die Genehmigung der übrigen Betheiligten einzuholen. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Die dem Lagerhalter durch 
§ 419 Abſ. 2 gewährte Befugniß iſt nicht Folge, auch nicht 
eigenthümliche Folge eines Kommunionsverhältniſſes. Sie 
iſt vielmehr eine Wirkung des Lagergeſchäftes. Wie aber 
das Lagergeſchäft gemäß Art. 170 von dem Recht beherrſcht 
wird, unter deſſen Geltung es geſchloſſen wurde, ſo muß die 
Befugniß zur Auslieferung der betreffenden Rate an den 
Einlagerer demjenigen Lagerhalter verſagt werden, der vor 
dem 1. Januar 1900 das Lagergeſchäft abſchloß. Iſt das 
Menglagergeſchäft mit dem einen der Einlagerer vor dem 
1. Januar 1900, mit den Anderen nach Inkrafttreten des 
neuen HGB.'s abgeſchloſſen, jo iſt der Erſtere bei Ausliefe⸗ 
rung des Antheils um ſeine Genehmigung anzugehen, wäh⸗ 
rend es der Genehmigung des Letzteren nicht bedarf. 

3. Nach Art. 184 des E. BGB.'s bleiben Rechte, mit 
denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens 
des BGB.“'s belaſtet iſt, mit dem ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergebenden Inhalt und Range beſtehen. Dieſe von 
der bisherigen herrſchenden Anſicht abweichende Vorſchrift 
war bereits im Entwurf I des E. BGB.“s Art. 106 Abſ. 2 
enthalten und wurde trotz einzelner in der Kommiſſion zur 


121) E. BGB. Art. 173. 
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zweiten Leſung des Entwurfs erhobener Bedenken !??) aufrecht 
erhalten. Für das Handelsrecht äußert ſie ihre Wirkſamkeit 
praktiſch vornehmlich beim Mobiliarpfandrecht. Es ergeben 
ſich aus ihr folgende Konſequenzen: 

a) Die Frage, ob vor dem 1. Januar 1900 ein Pfand⸗ 
recht, ſei es ein geſetzliches, ſei es ein vertragsmäßiges, ent⸗ 
ſtanden iſt, bemißt ſich nach altem Recht. Die Entſtehung 
eines Pfandrechtes nach dem Inkrafttreten des BGB.'s regelt 
ſich nach neuem Recht. 

b) Der Inhalt des vor dem 1. Januar 1900 entſtan⸗ 
denen Pfandrechts regelt ſich nach altem, der Inhalt des nach 
dem Inkrafttreten des BGB. entſtandenen Pfandrechts nach 
neuem Recht. 

c) Der Rang des vor dem 1. Januar 1900 entſtan⸗ 
denen Pfandrechts kann durch nach dem Inkrafttreten des 
BGB. 's entſtehende Pfandrechte nur inſoweit verſchlechtert 
werden, als dies nach altem Recht zuläſſig war. 

d) Das nach altem Recht entſtandene Pfandrecht bleibt 
beſtehen trotz einer nach neuem Recht ſein Erlöſchen herbei— 
führenden Thatſache, ſofern nach altem Recht das Erlöſchen 
nicht die Folge dieſer Thatſache geweſen wäre. 

Wenden wir dieſe Sätze auf das neue Handelsgeſetz⸗ 
buch an, ſo würde ſich ergeben: 

a) Die Entſtehung der geſetzlichen Pfandrechte des 
Kommiſſionärs, Spediteurs, Frachtführers und Lagerhalters 
bemißt ſich für die Zeit vor dem 1. Januar 1900 nach altem, 
für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab nach neuem Recht; ein 
Unterſchied zwiſchen dem alten und neuen HGB. wird ſich hier 
vornehmlich nur beim Lagerhalter bemerklich machen. Dem 
Lagerhaltes hat erſt das neue HGB. ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht gewährt, das darnach nur den nach dem Inkrafttreten 
des neuen HGB.'s eingegangenen Lagergeſchäften zu 
ſtatten kommt !??). Keinesfalls kann ein Lagerhalter wegen 
122) Prot. S. 9042 ff. 


123) Vgl. Pfaff⸗ Hofmann, Exkurſe I S. 158, Schneider ⸗Fick 
S. 957 Anm. 34, v. Savigny, Syſtem VIII S. 421. 
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Forderungen aus vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen 
Lagergeſchäften ſich auf § 421 fügen. Die Entſtehung des 
vertragsmäßigen Pfandrechts beſtimmt ſich für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1900 nach den Art. 306—309 des alten 
HGB.“s, bezw. dem dahinter ſtehenden maßgebenden Landes⸗ 
recht, für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab nach dem BGB. 
88 1205 — 1208, 1260, 1292, 1293 und den $$ 366, 367 
des neuen HGB.78. In dieſen Beziehungen iſt auf das beim 
Eigenthumserwerb oben Vorgetragene zu verweiſen !?). 

b) Der Inhalt des vor dem 1. Januar 1900 ent⸗ 
ſtandenen kaufmänniſchen Pfandrechts bemißt ſich nach 
altem Recht !25). Dies gilt hinſichtlich des Umfanges der 


124) Die obigen Sätze, ſo felbftverftändlich fie erſcheinen, bedürfen in⸗ 
deſſen einer gewiſſen Einſchränkung. Beim Pfandrecht iſt ja nicht 
bloß die ſachenrechtliche Seite, ſondern auch das zu Grunde liegende 
Schuldverhältniß in Rückſicht zu ziehen. Das geſetzliche Pfand⸗ 
recht iſt Ausfluß des betreffenden Schuldverhältniſſes. Wenn die 
Geſetzgebung den Begriff des durch ein Pfandrecht geficherten 
Schuldverhältniſſes nun in Einzelheiten ändert, aber die unter der 
Herrſchaft des alten Rechts entſtandenen Schuldverhältniſſe weiter 
dem alten Recht unterwirft, ſo wird man auch für ſolche aus dem 
alten Recht herſtammende Schuldverhältniſſe nach dem 1. Januar 
1900 geſetzliche Pfandrechte entſtehen laſſen müſſen, obwohl ſie 
nicht entſtehen würden, wenn das betreffende konkrete Schuld⸗ 
verhältniß erſt unter dem neuen Recht zu Stande gekommen wäre. 
Nach dem neuen HGB. iſt beiſpielsweiſe der Begriff des Kom⸗ 
miſſionärs ein anderer, als nach altem Recht. Hinſichtlich des 
dem Kommiſſionär zuſtehenden geſetzlichen Pfandrechts erhebt ſich 
nun die Frage, muß der Kommiſſionär, deſſen Forderung aus der 
Zeit des alten Rechts herrührt, noch Kommiſſionär oder doch 
Kaufmann ſein in dem Zeitpunkt, in dem das Kommiſſionsgut in 
ſeinen Beſitz gelangt? Oder genügt es, daß er damals, als die 
Kommiſſion ertheilt war, Kommiſſionär war? Die Frage wird 
praktiſch, wenn der urſprüngliche Kommiſſionär oder Kaufmann am 
1. Januar 1900 die Kaufmannsqualität einbüßt und nun erſt das 
Gut in ſeinen Beſitz gelangt. Man wird ſich offenbar für diejenige 
Anſicht entſcheiden müſſen, nach der es genügt, daß zur Zeit der 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes der Gläubiger Kommiſſionär 
war. Vgl. auch Pappenheim bei Gruchot XLII S. 321. 

125) Anders zweckmäßig Schweizer Obligationenrecht Art. 884. 
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Haftung des Pfandgegenſtandes, hinſichtlich der Einreden des 
Verpfänders, hinſichtlich der Pflichten des Pfandgläubigers, 
hinſichtlich ſeiner Rechtsmittel gegen Dritte, die ſein Recht 
beeinträchtigen, und hinſichtlich ſeiner Befriedigung aus dem 
»Pfandobjekte. Bei den beiden letzteren Punkten iſt indeſſen 
noch zu verweilen. Was den Schutz des vor dem 1. Januar 
1900 entſtandenen Pfandrechts betrifft, ſo fragt es ſich, ob 
die Vorſchriften des neuen bürgerlichen und Handelsrechts, 
wonach ein redlicher Pfandnehmer !?) an einer dem Ber: 
pfänder nicht gehörigen Sache nicht bloß ein Pfandrecht, 
ſondern auch ein den ihm unbekannten dinglichen Rechten 
Dritter vorgehendes Recht erwirbt (BGB. § 1208, HGB. § 366 
Abſ. 2), ſolche Pfandrechte nachtheilig berühren, die aus der 
Zeit des alten Rechts herſtammen. Ein entſprechender Satz 
war ja bereits im alten HGB. Art. 306 Abſ. 2 enthalten, 
aber während er hier nur auf die Pfandbeſtellungen von 
Kaufleuten beſchränkt war, iſt er im BGB. verallgemeinert; 
ja ſelbſt §S 366 des neuen HGB.“ geht über Art. 306 Abſ. 2 
hinaus, weil der Kaufmannsbegriff jetzt erweitert iſt. An⸗ 
geſichts des Art. 184 des E.BGB.“'s wird man dieſe Frage 
verneinen müſſen. Inhalt wie Rang des aus der alten Zeit 
her beſtehenden Pfandrechts würden durch Anwendung der 
Vorſchriften des BGB.'s § 1208 und HGB.'s § 366 Abſ. 2 
vielfach zum Nachtheil des alten Pfandgläubigers beeinträchtigt 
werden. Soweit ſomit, wie im gemeinen Recht, an den 
redlichen Pfanderwerb ſich jene weittragenden Folgen nicht 
knüpften, muß es beim alten Recht bleiben. Das Reſultat 
iſt freilich für den Verkehr ein recht unbequemes und die 
Zweckmäßigkeit der Vorſchrift des Art. 184 des E. BGB. 
erſcheint darnach als eine fragliche, doch dürfte ſich de lege 
lata daran kaum etwas ändern laſſen. 

Die Befriedigung aus dem Pfandobjekte regelte ſich 
beim kaufmänniſchen Pfandrechte nach den Vorſchriften der 


126) Nach bürgerlichem Recht auch ein redlicher Nießbrauchsempfänger 
(BGB. $ 1032). 
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Art. 310, 311 des alten HGB.'s unbeſchadet der landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften; das neue HGB. enthält in § 368 
lediglich eine unbedeutende Abweichung vom bürgerlichen 
Recht, auf das es im Uebrigen verweiſt. Die ſich hier er⸗ 
hebende Frage, ob der Pfandverkauf ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des bisherigen oder denen des neuen Rechts zu 
richten hat, wird dahin zu entſcheiden ſein, daß das alte Recht 
über die materiellen Vorausſetzungen des Pfandverkaufes 
zu entſcheiden hat, insbeſondere darüber, wie weit es einer 
Ausklagung des Schuldners bedarf. Dagegen dürfte die 
Form des Pfandverkaufes ſich richtiger Anſicht nach nach 
neuem Recht richten, da es ſich lediglich um die Form der 
Ausübung eines beſtehenden Rechts handelt !?“), die im 
neuen Recht nicht minder zweckmäßig als im alten Recht 
geordnet iſt und bei der die Anwendung des neuen Rechts 
keinen der Betheiligten in erworbenen Rechten ſchädigt. Da 
nun die Bewilligung durch das Handelsgericht, die Art. 310 
vorſchreibt, For mbeſtandtheil und nicht materielle Voraus⸗ 
ſetzung des Pfandverkaufes iſt, denn der Gläubiger hat ja 
nach Art. 310 Abſ. 1 das Recht, ſich bei Verzug des 
Schuldners aus dem Pfande ſofort bezahlt zu machen, ſo 
fällt dieſe Bewilligung in Zukunft fort. Daſſelbe hat denn 
auch für die vor dem 1. Januar 1900 erworbenen Pfand⸗ 
rechte des Kommiſſionärs (vgl. Art. 375), des Spediteurs 
(Art. 382, 387) und Frachtführers (Art. 409) zu gelten. 
c) Die Frage der Rangverſchlechterung des vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Pfandrechts iſt durch die 
obigen Ausführungen zum Theil erledigt worden; ſie kann 
jedoch im neuen HGB. noch in dem beſonderen Fall des 
9 443 praktiſch werden. Der Art. 411 des alten HGB.'s 
wich von dem § 443 in zwei Beziehungen ab, er erwähnte 
das Pfandrecht des Lagerhalters nicht und er ſetzte nach 
einer freilich nicht unbeſtrittenen Anſicht das Pfandrecht des 
Kommiſſionärs in die gewöhnliche Klaſſe, auch wenn es durch 


127) Vgl. Gabba I S. 297. 
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die Verſendung entſtanden war. Die Frage, ob die vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Pfandrechte der Fracht⸗ 
führer, Spediteure und Kommiſſionäre durch ein ſeit dem 
1. Januar 1900 aus der Verſendung entſtandenes Pfand⸗ 
recht des Lagerhalters oder Kommiſſionärs nachtheilig beein⸗ 
flußt werden können, iſt angeſichts des Art. 184 E. BGB.“ 
zu verneinen. Was das Verhältniß zu geſetzlichen Pfand: 
rechten des bürgerlichen Rechts betrifft, die nachher entſtehen, 
ſo hilft hier ja ohnehin BGB. § 1209 aus. 

Eine Rangverbeſſerung, die das neue Recht einem 
Pfandrecht gewährt, kommt auch dem vor dem 1. Januar 
1900 entſtandenen Pfandrecht inſoweit zu gut, als dadurch 
nicht andere Pfandrechte aus der Zeit des alten Rechts ge⸗ 
ſchädigt werden. So würde das vor dem 1. Januar 1900 
aus der Verſendung entſtandene Pfandrecht des Kommiſſio⸗ 
närs den nach dem 31. Dezember 1899 entſtandenen Pfand⸗ 
rechten des Abſ. 2 § 443 vorgehen. 

d) Das Erlöſchen des Pfandrechts endlich tritt trotz der 
Vorſchriften des neuen Rechts dann nicht ein, wenn nach 
altem Recht das Pfandrecht erhalten geblieben wäre. Die 
wichtige Konſequenz iſt, daß die Sätze des BGB.’ und des 
neuen HGB.“'s, welche dem redlichen Erwerber nicht bloß 
Eigenthum, ſondern auch freies Eigenthum geben (BGB. 8 936, 
HGB. § 366), den aus dem alten Recht her beſtehenden und 
nach ihm dieſer Folge nicht unterworfenen Pfandrechten nicht 
Eintrag thun können. Auch hier wird ja der alte Art. 306 
Abſ. 1 in vielen Fällen auf das Gleiche hinauskommen. 
Immerhin werden, zumal im Gebiete des bisherigen rein 
römiſchen Rechtes, ſich die unbequemen Folgen des konſer⸗ 
virenden Art. 184 E. BGB.'s recht fühlbar machen. Um⸗ 
gekehrt würde ein Pfandrecht, das nach altem Recht durch 
einen Thatbeſtand gewiſſer Art (z. B. Zuſammentreffen mit 
dem Eigenthum in derſelben Perſon) erloſchen wäre, beſtehen 
bleiben, wenn das neue Recht dieſen Thatbeſtand für gleichgiltig 
erklärt (vgl. BGB. § 1256 Abſ. 1). Denn Art. 184 ſagt nicht, 
daß die bisherigen Geſetze ſchlechthin für das alte Pfand⸗ 
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recht maßgebend ſind, ſondern nur, daß das Recht mit ſeinem 
bisherigen Inhalt und Rang beſtehen bleibt; unbenommen 
iſt es dem neuen Recht, das Pfandrecht fortzuerhalten, wo 
das alte Recht es zerſtört hätte. Nur darf die Rechtslage 
des Schuldners dadurch nicht verſchlechtert werden, ins⸗ 
beſondere würde das dem Pfandrecht zu Grunde liegende 
Schuldverhältniß lediglich nach altem Recht zu beurtheilen 
fein (E. BGB. Art. 170). 

4. Zu den Rechten an einer Sache iſt nicht das kauf⸗ 
männiſche Zurückbehaltungsrecht zu zählen. Wie ſchon 
für das ältere Recht dieſe Auffaſſung die herrſchende 
war, ſo ift fie angeſichts des § 369 Abſ. 2 des neuen HGB.“ 
für die Zukunft als unzweifelhafte anzuſehen. Demnach kann 
Art. 184 des E. BGB.'s auf das kaufmänniſche Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht Anwendung finden. Doch wird ſich 
das vor dem 1. Januar 1900 entſtandene kaufmänniſche 
Zurückbehaltungsrecht aus dem Grunde nach dem alten Recht 
richten, weil es Wirkung der vor dem Inkrafttreten des 
neuen Rechts entſtandenen Schuldverhältniſſe zwiſchen dem 
Retentionsberechtigten und dem Eigenthümer der Retentions⸗ 
objekte iſt, ſomit Art. 170 des E. BGB.'s unterliegt !?). 
Klar iſt zunächſt, daß die Vorausſetzungen des kaufmän⸗ 
niſchen Retentionsrechts ſich für die Zeit vor dem 1. Januar 
1900 nach altem, für die ſpätere Zeit nach neuem Recht 
richten. Insbeſondere wird der dem Art. 313 des alten HGB.“ 
fehlende Abſ. 1 Satz 2 des § 369 für vor dem 1. Januar 
1900 angeblich zur Entſtehung gelangende Retentionsrechte 
nicht verwerthet werden können. Auch die Frage, ob auf 
Grund dieſes Satzes vom 1. Januar 1900 ab ein kauf⸗ 
männiſches Zurückbehaltungsrecht für den Gläubiger entſteht, 
wenn die Eigenthumsübertragung an ihn bereits vor dem 
1. Januar 1900 geſchehen war, iſt zu verneinen, der An⸗ 
ſpruch des Schuldners auf Herausgabe der Sache war deſſen 
jus quaesitum, das durch die Aenderung der Geſetzgebung 
F a 

128) Anders das Schweizer Obligationenrecht Art. 887 Abf. 3. 
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nicht beeinträchtigt wird!??). Beſaß ein Kaufmann gegen 
einen anderen Kaufmann vor dem 1. Januar 1900 ein 
Retentionsrecht nach Maßgabe des alten Art. 313, ſo ver⸗ 
liert er es nicht dadurch, daß er oder der Gegner in Folge 
der Aenderung der Geſetzgebung aufhört, Kaufmann zu ſein. 
Umgekehrt erlangt ein Nichtkaufmann nicht dadurch, daß er 
nachträglich in Folge Aenderung der Geſetzgebung Kaufmann 
wird, ein kaufmänniſches Retentionsrecht, ſelbſt wenn ſeine 
Forderung gegen einen Kaufmann aus einem beiderſeitigen 
Handelsgeſchäft vor dem 1. Januar 1900 entſtanden war; 
er mußte vielmehr damals, als die Forderung entſtand, 
Kaufmann geweſen ſein !?“). Aber auch die Wirkungen 
des älteren kaufmänniſchen Retentionsrechtes richten ſich nach 
altem Recht, ſo würde die Klage bei ſolchem (anders als 
nach § 371) ſtets auf Verkauf des Retentionsobjektes gehen 
und $ 372 wäre nicht anwendbar. Praktiſch werden ſich 
freilich dieſe Fragen ſelten erheben, denn meiſt wird der 
Thatbeſtand nicht bloß des alten, ſondern auch des neuen 
Retentionsrechts gegeben ſein, ſo daß nach dem 1. Januar 
1900 der Gläubiger auch nach neuem Recht ein kaufmänni⸗ 
ſches Retentionsrecht erworben haben wird. 


88. 
Erbrecht. 


Nach Art. 213 des E. BGB.'s bleiben für die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe, wenn der Erblaſſer vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches geſtorben iſt, die bis⸗ 


129) Anders das Schweizer Obligationenrecht Art. 887 Abf. 1, 2. Auch 
Gabba IV S. 113, 114 will das neue Recht anwenden laſſen, 
weil es ſich nur um ein Sicherungsmittel der Obligation handle 
und nur um ein obligatoriſches Recht. Allein er hat dabei nur 
das gewöhnliche, nicht das kaufmänniſche Retentionsrecht im Auge, 
bei dem beſondere Wirkungen vorliegen. 

130) Vgl. auch die ſe Zeitſchrift IX S. 171. 
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herigen Geſetze maßgebend. Entw. J, der fachlich überein⸗ 
ſtimmte, hob als zu den erbrechtlichen Verhältniſſen gehörig 
ausdrücklich die erbrechtlichen Schul dverhältniſſe her⸗ 
vor (Art. 129 Abſ. 1), d. h., wie die Motive (S. 307) fi 
ausdrücken, die auf erbrechtlichem Grunde beruhenden 
Schuldverhältniſſe im Gegenſatz zu ſolchen, die erſt nach dem 
Erbfalle durch andere Thatſachen, z. B. eine nachherige ne- 
gotiorum gestio zur Entſtehung kommen. In der zweiten 
Leſung wurden dieſe Worte geſtrichen, aber lediglich aus 
redaktionellen, nicht aus ſachlichen Gründen (Prot. S. 9108, 
9109), um die Uebereinſtimmung in der Faſſung mit Art. 24 
des E. BGB.'s herbeizuführen. 

Für das neue HGB. könnten außer dem § 137 hin⸗ 
ſichtlich der Anwendbarkeit des Art. 213 zwei Paragraphen 
in Frage kommen, § 27 einerſeits, § 139 andererſeits. Beide 
handeln von Haftungen der Erben für Geſchäftsverbindlich⸗ 
keiten des Erblaſſers und von den Mitteln, ſolcher Haftung 
zu entgehen. Aber die Frage, ob wir es mit einem erb⸗ 
rechtlichen Verhältniß zu thun haben, iſt ſowohl für § 27 
als für § 139 eine zweifelhafte, fie iſt hinſichtlich des § 139 
ſogar bereits verneint worden. Es werden deshalb beide 
Paragraphen genauer zu unterſuchen ſein. 

1. Würde § 27 lediglich an die Beerbung die Folge 
der Schuldenhaftung knüpfen, ſo könnte kein Zweifel über 
die erbrechtliche Beſchaffenheit des Verhältniſſes beſtehen. 
Aber § 27 knüpft nicht an die Thatſache der Beerbung 
allein, ſondern außerdem an die der Fortführung des 
Geſchäfts die Haftung für die früheren Geſchäftsverbindlich⸗ 
keiten des Erblaſſers, ja er läßt ſogar den Erben, wenn die 
Firma nicht fortgeführt wird, nur dann haften, wenn ein 
beſonderer Verpflichtungsgrund vorliegt. Daß im 
letzteren Falle in der That die Anwendung des Art. 213 
E. BGB.'s überhaupt nur inſoweit in Frage kommen kann, 
als möglicherweiſe die erbrechtlichen Grundſätze des älteren 
Rechts den Erben — gleichgiltig ob er das Geſchäft fort⸗ 
führte oder nicht — überhaupt unbedingt für die Paſſiva 
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des Erblaſſers haften ließen, während die Haftung des 
Erben aus dem beſonderen Verpflichtungsgrunde des § 25 
Abſ. 3 kein erbrechtliches Schuldverhältniß darſtellt, bedarf 
keiner Ausführung 151). Für die Erörterung bleibt alſo nur 
der erſte Fall, daß der Erbe unter der Firma des Erblaſſers 
deſſen Handelsgeſchäft fortführt, übrig. Erblickt man in der 
Fortführung der Firma des Erblaſſers einen ſelbſtändigen, 
von der Beerbung innerlich unabhängigen Schuldgrund, ſo 
wird man jeden Erben, der nach Inkrafttreten des neuen 
HGB.'s das Handelsgeſchäft mit der Firma fortführt, dem 
§ 27 unterſtellen, gleichgiltig ob der Erblaſſer vor oder nach 
dem Inkrafttreten des BGB.'s geſtorben, ob der Anfall vor 
oder nach dem Inkrafttreten des BGB'.'s eingetreten iſt, was 
insbeſondere für den Fall des nach dem 31. Dezember 1899 
eintretenden Anfalls der Erbſchaft von Wichtigkeit wäre; 
ſieht man darin nur eine beſondere, für das Handelsrecht 
erlaſſene erbrechtliche Vorſchrift über den Umfang der erb: 
rechtlichen Schuldverhältniſſe, fo ergreift $ 27 nur die Fälle, 
in denen der Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des 
BGB.“'s geſtorben iſt 13). 

Meiner Auffaſſung nach ſetzt 8 27 voraus, daß der 
Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des BGB.'s ge: 
ſtorben iſt. Denn § 27 geht von der beſchränkten 
Haftung des Erben aus, wie ſie vom BGB. ſtatuirt iſt, 
er verſchärft die Haftung des Erben gegenüber dem bürger⸗ 
lichen Recht für die Geſchäftspaſſiva. Er gewährt dem Erben 
ferner eine Ueberlegungsfriſt, deren Umfang von der Aus: 
ſchlagungsfriſt des BGB.'s § 1944 abhängig gemacht wird. 

131) Anders wieder Coſack“ S. 768; dagegen richtig Staub, Kom⸗ 
menlar zu § 27 Anm. 34. 

132) Man kann nicht etwa den Weg einſchlagen, den Zeitpunkt des 
Anfalles der Erbſchaft entſcheiden zu laſſen. Denn entweder 
iſt die Haftung eine erbrechtliche, dann entſcheidet der Zeit⸗ 
punkt des Todes des Erblaſſers, oder ſie knüpft ſich an die 
Fortführung der Firma, dann entſcheidet der Zeitpunkt 


dieſer. Welchen Standpunkt Coſack“ S. 768 einnimmt, iſt nicht 
zweifellos. 
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Im Gebiete des gemeinen Rechts würde ſich für den Schluß⸗ 
ſatz des § 27 ein Analogon gar nicht finden, denn die De⸗ 
liberationsfriſt iſt von Juſtinian, wenn der Erbe nachher 
annimmt, mit ſolchen Nachtheilen verbunden, daß der an⸗ 
nehmende Erbe gar nicht mehr in der Lage wäre, ſich der 
Schuldenhaftung aus § 27 zu entziehen. Würde man $ 27 
auf Fälle, in denen der Erblaſſer vor dem Inkrafttreten 
des BGB.'s geſtorben iſt, anwenden, jo würde ſich die 
weitere Frage erheben, ob § 27 an die Stelle etwaiger 
ſtrengerer Grundſätze des älteren noch maßgebenden Erb⸗ 
rechts treten würde. Unzweifelhaft entſpricht dies nicht den 
Abſichten des Geſetzes; das Geſetz wollte die Haftung des 
Erben verſchärfen, nicht mildern. Dann aber iſt er folge⸗ 
richtig nur auf Fälle, in denen der Erblaſſer nach dem 
31. Dezember 1899 geſtorben iſt, anwendbar. 

Zuzugeben iſt, daß, wenn der Anfall der Erbſchaft des 
vor dem 1. Januar 1900 geſtorbenen Erblaſſers erſt unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts eintritt, aus der Nichtanwen⸗ 
dung des § 27 für das Verkehrsleben Störungen erwachſen 
können, aber dies wird bei allen Erbſchaften, die erſt ſeit 
dem 1. Januar 1900 anfallen, zutreffen und das BGB. hat, 
falls der Erblaſſer vor dem 1. Januar 1900 geſtorben iſt, 
trotzdem das alte Recht für maßgebend erklärt s). Umge⸗ 
kehrt würde die entgegengeſetzte Auffaſſung zu der Frage 
führen, wie es ſteht, wenn die Fortführung des Geſchäfts 
zwar nach dem 31. Dezember 1899 begonnen hat, aber ein 
Theil der dreimonatlichen Friſt des §S 27 Abſ. 2 bereits am 
1. Januar 1900 abgelaufen war — und ſie würde die 
ſchwierige Frage, wann die Fortführung begonnen hat, auf⸗ 
rollen. Alle dem entgeht man, wenn man die Haftung des 
Erben aus $ 27 als erbrechtliche anfieht!?3®). 

2. Zu dem gleichen Reſultat glaube ich aber auch hin⸗ 
ſichtlich des $ 139 gelangen zu ſollen. Die Entſcheidung 


133) Motive zu Entw. I des E. BGB.'8 S. 307. 
133 a) So auch Staub, Kommentar zu 5 27 Anm. 34. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 6 
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der Frage, wieweit § 139 auf Geſellſchaftsverträge, die vor 
dem 1. Januar 1900 eingegangen ſind, anwendbar iſt, hängt 
freilich nicht nothwendig von der Auffaſſung ab, die man 
über die Rechtsſtellung des Erben, der kraft Beſtimmung des 
Geſellſchaftsvertrages das Verhältniß mit den Geſellſchaftern 
fortſetzt, hat. Denn ſelbſt, wenn man annimmt, daß die 
Rechtsſtellung des Erben eine Wirkung des alten Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſes iſt, ſo würde man doch in der mit den 
Erben des Verſtorbenen „fortgeſetzten“ Geſellſchaft ein dem 
neuen Recht unterſtehendes Verhältniß gerade ebenſo er⸗ 
blicken müſſen, wie dies bei Eintritt eines Dritten in die 
Geſellſchaft der Fall wäre 134). Es bedarf ſomit gar keiner 
Berufung auf die „ſchreiende Ungerechtigkeit“ des alten 
Rechtszuſtandes 135), um die ſofortige Anwendbarkeit des 
§ 139 auf Geſellſchaftsverträge, die vor dem 1. Januar 
1900 eingegangen ſind, zu rechtfertigen. Inſofern bietet 
dieſe Frage ein mehr theoretiſches als praktiſches Intereſſe. 
Vom theoretiſchen Geſichtspunkt aber tritt die Wirkung des 
§ 139 für den Erben kraft Erbrechts ein, er iſt in einer 
ähnlichen Lage, wie die Erben, denen der Erblaſſer durch 
letztwillige Verfügung die Auseinanderſetzung in Anſehung 
des Nachlaſſes kraft §S 2044 des BGB.'s unterſagt hat. 
Auch die in dieſer Hinſicht geltenden Vorſchriften gehören 
zu denen über erbrechtliche Verhältniſſe und unterſtehen des⸗ 
halb dem Art. 213 des E. BGB.'s. Die Beerbung des 
verſtorbenen Geſellſchafters zieht bei Vorhandenſein der im 
§ 139 behandelten Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages 
die vom Geſetz ausgeſprochenen Konſequenzen für den Erben 
nach ſich. Und weil die Pflichten und Rechte des Erben, die 
§ 139 aufſtellt, eine Konſequenz der Beerbung find, jo 
greifen ſie nur, aber auch ſtets für ſolche Fälle Platz, in 
denen der Erblaſſer nach Inkrafttreten des neuen Geſetz⸗ 
buches geſtorben iſt. Die gegentheilige Anſicht Staub's 


134) Siehe oben S. 20. 
135) So Staub bei Gruchot XLII S. 622 ff. 
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würde zu dem Reſultat führen, daß auch für ſolche Fälle, 
in denen der Tod des Erblaſſers vor dem 1. Januar 1900 
eingetreten, aber die dreimonatliche Friſt, die Abſ. 3 auf⸗ 
ſtellt, noch nicht verfloſſen iſt, der Erbe die in $ 139 be⸗ 
zeichneten Rechte ausüben kann. Das widerſtreitet aber 
offenbar der Abſicht des Geſetzes, welches von der durch das 
BGB. ſtatuirten Haftung des Erben für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten ausgeht. 

3. Was endlich § 137 betrifft, ſo dürfte auch hinſicht⸗ 
lich der erbrechtlichen Natur dieſes Rechtsſatzes ein Zweifel 
nicht beſtehen. 


89. 
Schuldverhältniſſe. 


Wenden wir uns nunmehr zur Betrachtung der Schuld⸗ 
verhältniſſe des Handelsrechts, ſo hat ſich die Erörte⸗ 
rung um den grundlegenden Art. 170 des E. BGB.“'s zu 
drehen. „Für ein Schuldverhältniß, das vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtanden iſt, bleiben 
die bisherigen Geſetze maßgebend.“ So einfach und klar 
der Wortlaut erſcheint, ſo viel Schwierigkeiten bietet die 
Einzelanwendung dieſer Beſtimmung auf das Handelsrecht. 
Der Art. 170 des E. BGB.'s war bereits im Entw. J ent⸗ 
halten (Art. 103). Die Motive (S. 255—257) rechtfertigen 
die Aufnahme ſolcher Regel mit deren Möglichkeit und dem 
praktiſchen Bedürfniß. Der enge Zuſammenhang der Schuld⸗ 
verhältniſſe mit ihrem Entſtehungsgrunde ergebe, daß ein 
Schuldverhältniß von denjenigen Geſetzen beherrſcht werde, 
welche zur Zeit der Verwirklichung des ihm zu Grunde 
liegenden Thatbeſtandes beſtehen. Nach Voranſtellung dieſer 
Bemerkungen gehen dann die Motive auf die einzelnen Kon⸗ 
ſequenzen, die ſich aus dem Artikel ergeben, ein. Sie ent⸗ 
halten hier werthvolle Fingerzeige für die Praxis, ohne in⸗ 
deſſen den Anſpruch erheben zu dürfen, mehr als durch das 
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wiſſenſchaftliche Gewicht ihrer Anſichten zu nützen !3%). Denn 
wie jener Satz formulirt iſt, gibt er nichts von ſich, was 
dem Richter weiter helfen könnte. Im Grunde galt er in 
der Wiſſenſchaft längſt, und worüber man ſtritt, war eben 
feine Einzelanwendung. Die in letzterer liegende Schwierig: 
keit hatte einzelne Kodifikationen veranlaßt, nähere Vor⸗ 
ſchriften über die zeitliche Anwendung neuen Rechts auf 
Schuldverhältniſſe zu erlaſſen, die bemerkenswerthe generelle 
Ausnahmen vom Prinzip des Art. 170 enthalten. So läßt 
die Sächſ. Publ. Verordn. 88 19— 20 alle Aufhebungsgründe 
des Schuldverhältniſſes von dem zur Zeit ihres Eintrittes 
geltenden Geſetz beherrſcht werden, ähnlich das Schweizer 
Obligationenrecht Art. 883 Abſ. 3. Der Entwurf verzichtete 
auf ſolches Vorgehen, er ſtellte ſeine Regel abgerundet hin, 
er gab nicht einmal Einzelentſcheidungen für gewiſſe Fälle, 
weil, wie die Motive ſich ausdrücken, ſolche „leicht Anlaß zu 
unzutreffenden Schlußfolgerungen für andere Fälle bieten 
können“. In der Vorlage des Redakteurs Gebhard ($ 14) 
war noch der Zuſatz enthalten: „Insbeſondere find dieſe 
Geſetze in Anſehung des Verzuges auch dann maßgebend, 
wenn der Verzug erſt nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches eintritt“. Er wurde — ob bloß aus 
Rückſicht auf den letzterwähnten Geſichtspunkt, muß nach den 
Motiven S. 256 zweifelhaft erſcheinen — in den Entw. I 
nicht aufgenommen. 

Die Kritik des Entw. I hat die Unvollſtändigkeit des 
Satzes gerügt!“ und entweder erläuternde Zuſätze empfohlen 
oder eine andere Faſſung vorgeſchlagen, nach der die in den 
Motiven niedergelegten Gedanken ſchärfer hervortreten. Ein 
Antrag auf Streichung fand jedoch in der Kommiſſion für 


136) Dies gilt insbeſondere von den Bemerkungen auf S. 256 über neu 
eintretende Thatſachen, die Hartmann in den Gutachten des 
Anwaltsſtandes S. 1267 mit Recht als theilweiſe im Widerſpruch 
mit dem Text ſtehend bezeichnet. 

137) Vgl. die Zuſammenſtellung der gutachtlichen Aeußerungen zu dem 
Entwurf eines Einführungsgeſetzes 1891 S. 97. 


‘ 
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die zweite Leſung keine Annahme (Prot. 9006 — 9008), der 
Satz ging in ſachlich unveränderter Geſtalt in das Geſetz⸗ 
buch über. 

1. Wie der Satz uns vorliegt, betrifft er alle Schuld⸗ 
verhältniſſe, nicht bloß aus Verträgen und einſeitigen Willens⸗ 
erklärungen, ſondern auch aus Geſetzen und aus uner⸗ 
laubten Handlungen !). 

2. Die Schuldverhältniſſe müſſen vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtanden ſein, d. h. 
es müſſen vor dem 1. Januar 1900 alle Thatbeſtände ein⸗ 
getreten ſein, die zur Erzeugung des Schuldverhältniſſes 
nothwendig ſind. Zieht ſich der Thatbeſtand aus der Zeit 
des alten Rechts in die des neuen Rechts derart hinein, daß 
erſt unter der Herrſchaft des letzteren das Schuldverhältniß zur 
Entſtehung gelangt, jo würde das neue Recht Platz greifen !??). 
So würde, falls der Antrag zum Abſchluſſe des Handelskaufes 
zwar unter der Herrſchaft des alten Rechts, die Annahme aber 
erſt unter der des neuen Rechts erfolgt iſt, der Handelskauf 
nach neuem Recht beurtheilt werden, ſomit die Rügepflicht 
in Gemäßheit des § 377 des neuen, nicht des Art. 347 des 
alten HGB.'s zu bemeſſen fein. Sit ein Handelsgeſchäft im 
Jahre 1899 gekauft, tritt die Fortführung deſſelben unter der 
Firma aber erſt mit dem 1. Januar 1900 ein, fo greift § 25 
des neuen HGB.“'s Platz; denn Haftungsgrund nach Außen 


138) Motive zum Entwurf eines BGB. 3 S. 255—257. 

Die letzten beiden Kategorien treten im Handelsrecht gegenüber 
der erſten erheblich zurück. 

Zu den obligationes ex lege würde beiſpielsweiſe die Haftung 
des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts aus der Firmenfortführung 
oder öffentlichen Kundgebung der Paſſivenübernahme gemäß § 25 
oder die Haftung der aus einem Einzelgeſchäft entſtandenen Geſell⸗ 
ſchaft gemäß 8 28 gehören, zu den obligationes ex delicto die 
Verpflichtung zur Unterlaſſung des unbefugten Gebrauchs einer 
Firma ($ 37 Abſ. 2); die Gründerhaftungen fallen theils unter 
den einen, theils unter den anderen Geſichtspunkt. 

139) Motive zum Entwurf 1 des BGB. 3 1 S. 21; Regelsberger I 
S. 187. 
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iſt nicht Erwerb des Geſchäfts, ſondern die Fortführung des 
Geſchäfts. Weil das Schuldverhältniß dann vom neuen Recht 
beherrſcht wird, ſo hat das neue Recht auch über die Ge⸗ 
ſammtheit der Vorausſetzungen des Schuldverhältniſſes zu 
entſcheiden, es muß deshalb auch der in die Zeit vor dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts fallende Thatbeſtandstheil, 
z. B. die Offerte zum Abſchluſſe des Handelskaufes, dem 
neuen Recht entſprechen. Läge eine zwar nach altem, aber 
nicht nach neuem Recht giltige Offerte vor, ſo würde der 
Handelskauf nicht zu Stande kommen, weil eine der vom 
neuen Recht für das Schuldverhältniß geforderten Voraus⸗ 
ſetzungen fehlt. Aber es muß regelmäßig der in die Zeit 
des alten Rechts fallende Thatbeſtandtheil auch dem alten 
Recht entſprechen, ſoll das Schuldverhältniß nach neuem 
Recht zu Stande kommen, es genügt nicht, daß jener That⸗ 
beſtandtheil dem neuen Recht entſprechen würde. Stellte 
z. B. das alte Recht für die Abgabe einer Offerte Erforder⸗ 
niſſe auf, die das neue Recht nicht mehr begehrt, ſo würde 
eine Erklärung, die in der Zeit des alten Rechts erging, um 
Offerte zu ſein, die Erforderniſſe des alten Rechts erfüllen 
müſſen, fehlt es ihr an einem Erforderniß, jo wird fie 
regelmäßig nicht nachträglich zur Offerte, weil das neue 
Recht das betreffende Erforderniß nicht kennt; eine ſolche An⸗ 
nahme wäre nur dann zuläſſig, wenn anzunehmen iſt, daß 
der Erklärende ſeine Offerte mit Rückſicht auf den zukünftig 
eintretenden Rechtszuſtand abgeben wollte 14“). Stellt der 
in die Zeit des alten Rechts fallende Thatbeſtandstheil für 
ſich ein Schuldverhältniß dar, ſo wird dieſes vom alten Recht 
beherſcht. So würde z. B. die Dauer der Bindung aus einer 
Offerte, die vor dem 1. Januar 1900 ergangen iſt, ſich nach 
altem Recht richten; die aus dem Kauf eines Handelsgeſchäfts 
entſtehenden obligatoriſchen Beziehungen zwiſchen Käufer und 
Verkäufer würden dann nach altem Recht zu beurtheilen 


140) Etwas zu weit gehend Gebhard in den Motiven ſeines Vor⸗ 
entwurfs S. 23. 
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ſein, wenn der Kauf vor dem 1. Januar 1900, aber die 
Fortführung des Geſchäftes unter der Firma und damit die 
Schuldenhaftung gegenüber den Gläubigern nach neuem Recht 
($ 25), eintreten u. dgl. m. !*}). 

Bedingte und befriſtete Rechtsgeſchäfte, die unter der 
Herrſchaft des alten Rechts abgeſchloſſen ſind, unterſtehen 
auch dann dem alten Recht, wenn die Bedingung, beſonders 
der Termin unter der Herrſchaft des neuen Rechts eintritt; 
das Schuldverhältniß war unter der Herrſchaft des alten 
Rechts bereits entſtanden !“). 

3. Nicht vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches entſtanden ſind Schuldverhältniſſe dann, wenn 
das urſprüngliche, dem alten Recht angehörige Schuldver⸗ 
hältniß in Folge einer Privatdispoſition ſich nach dem In⸗ 
krafttreten des BGB.'s in ein neues Schuldverhältniß 
umgewandelt hat; das neue Schuldverhältniß iſt nach dem 
Inkrafttreten des BGB.'s entſtanden, unterſteht alſo dem 
neuen Recht. Dahin gehörige Fälle ſind: der vor dem 
1. Januar 1900 eingegangene Dienſt⸗ oder Gefellſchafts⸗ 
vertrag wird nach Ablauf der vertragsmäßigen Dauer ſtill⸗ 
ſchweigend fortgeſetzt, in eine Handelsgeſellſchaft tritt ein 
neuer Socius ein oder es ſcheidet aus einer ſolchen ein 
Socius aus, die Mitglieder der in Liquidation gerathenen 
Handelsgeſellſchaft beſchließen die Fortſetzung der Geſell⸗ 


141) Vgl. Seuffert XLVI S. 167: Intereſſante, hierher gehörige 
Fragen liefert zumal der Mäklervertrag, weil hier neben der 
Perſon des Auftraggebers die des Dritten in Betracht zu ziehen 
iſt, an den ſich der Mäkler wendet. Die Gegenpartei des Auftrag⸗ 
gebers ſteht an ſich nicht in einem Vertragsverhältniß zum Mäkler 
und doch hat letzterer ihr gegenüber Pflichten und Rechte. Die 
Frage iſt, von welchem Moment ab iſt das Schuldverhältniß des 
Mäklers zum Dritten entſtanden? Bereits vom Moment des er: 
theilten Mäklerauftrages oder erſt vom Moment des Abſchluſſes des 
zu vermittelnden Geſchäftes ab? Man wird in Ermangelung eines 
Auftrages ſeitens des Dritten das Letztere anzunehmen haben. 
Dies entſpricht der herrſchenden Meinung. Vgl. Unger J § 21, 
Gierke I S. 200 Anm. 19, auch Heuberger S. 20 f. 


142 


— 
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ſchaft, eine offene Handelsgeſellſchaft verwandelt ſich in eine 
Kommanditgeſellſchaft. In allen dieſen Fällen iſt das alte 
Schuldverhältniß durch ein neues erſetzt, das demgemäß dem 
neuen Recht unterſteht. 

Nicht beirren darf, daß das HGB. den Fortbeſtand 
der Handelsgeſellſchaft vom Ein⸗ und Austritt von Socii 
unabhängig geſtaltet; denn das interne Schuldverhältniß, 
auf das es hier ankommt, wird durch den Hinzutritt oder 
den Fortgang eines Socius umgeſtaltet, nach Innen liegt 
ein neues Schuldverhältniß vor 145). 

Schwieriger iſt die Sachlage, wenn das Geſetz die 
Kontrahenten des alten Schuldverhältniſſes zwingt, demſelben 
eine andere juriſtiſche Ausprägung zu verleihen oder gar 
ein Schuldverhältniß in Folge der veränderten Qualifikation 
der Kontrahenten nun unter einem anderen Geſichtspunkt 
betrachtet. Im Auge habe ich folgende Fälle. Die Mit⸗ 
glieder einer vor dem 1. Januar 1900 eingegangenen Ge⸗ 
ſellſchaft werden, weil es ſich um ein gewerbliches Unter⸗ 
nehmen nach Art des § 2 handelt, gezwungen, die Firma 
der Geſellſchaft in das Handelsregiſter eintragen zu laſſen 
und damit ihre bis dahin bürgerliche Geſellſchaft in eine 
offene Handelsgeſellſchaft zu verwandeln. Daß von nun ab 
die Geſellſchaft eine offene Handelsgeſellſchaft iſt und als 
ſolche in ihren Beziehungen nach Außen dem neuen Recht 
unterſteht, kann keinem Zweifel unterliegen; daß auch nach 
Innen ein neues Schuldverhältniß beſteht, ließe ſich zur 
Noth damit begründen, daß durch die Anmeldung der Firma 
zum Handelsregiſter die Parteien ihren Willens entſchluß 
kundgegeben haben, vom Tage des Eintrags ab eine Handels⸗ 
geſellſchaft zu bilden !!“). An einer ſolchen Willensmani⸗ 
feſtation fehlt es dagegen in dem verwandten Falle, daß das 
Geſetz unmittelbar die Mitglieder der vor dem 1. Januar 


143) Dies iſt ja jedenfalls klar für das Verhältniß des neu eintretenden 
Socius zu den übrigen Socii, es muß aber auch für den Fall des 
Auzstritts gelten. 

144) Vgl. den Fall in ROHG. XIII Nr. 95 S. 284. 
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1900 eingegangenen Geſellſchaft vom 1. Januar 1900 ab für 
Vollkaufleute erklärt. Würde z. B. eine vor dem 1. Januar 
1900 gebildete, auf den Betrieb eines Lagerhausunternehmens 
unter gemeinſchaftlichem Namen gerichtete Geſellſchaft mit 
dem 1. Januar 1900 Handelsgeſellſchaft werden oder würde 
eine Vereinigung zweier Wirthe, die wegen des bis dahin 
den Wirthen beigelegten Charakters von Minderkaufleuten 
der Handelsgeſellſchaftsqualität entbehrte, bei Großbetrieb 
vom 1. Januar 1900 ab ſich als offene Handelsgeſellſchaft 
darſtellen, ſo würde ſie in ihrem Verhältniß nach Außen 
von nun ab unter das neue Recht treten. Aber die gerade 
hier intereſſirende Frage iſt, wie es mit dem internen Schuld⸗ 
verhältniß ſteht. Im Grunde iſt der alte Geſellſchaftsver⸗ 
trag doch nicht dadurch beſeitigt, daß das Geſetz den Geſell⸗ 
ſchaftern die Oualifikation von Kaufleuten ertheilt, ein neuer 
Geſellſchaftsvertrag wird ja gar nicht geſchloſſen. Grund⸗ 
ſätzlich wird man hier alſo das alte Recht gemäß Art. 170 
des E. BGB.'s maßgebend fein laſſen müſſen, insbeſondere 
wären die Vorſchriften über Form und Fähigkeit zum Ab⸗ 
ſchuß des Geſellſchaftsvertrages die des bisherigen Rechts. 
Doch läßt ſich auch dies nicht völlig durchführen. Denn der 
Abſchnitt über die internen Verpflichtungen der Mitglieder 
einer offenen Handelsgeſellſchaft enthält großentheils Vor⸗ 
ſchriften, die eine logiſche Folge der Handelsgeſellſchafts⸗ 
qualität ſind, z. B. über Berechnung der Kapitalantheile, 
über Prokurenbeſtellung; ſeine Vorſchriften über Geſchäfts⸗ 
führung hängen mit denen über Vertretung praktiſch auf 
das Engſte zuſammen. So wird man genöthigt ſein, alle 
derartigen Vorſchriften auch auf die vor dem 1. Januar 
1900 entſtandene Geſellſchaft anzuwenden, ſoweit nicht der 
alte Geſellſchaftsvertrag beſondere Beſtimmungen aufgeſtellt 
hatte !“). 

Hört umgekehrt eine Handelsgeſellſchaft in Folge der 
Aenderung der Geſetzgebung auf, Handelsgeſellſchaft zu 


145) Vgl. Hofmann bei Gruchot XI S. 469. 
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fein “), jo würde naturgemäß auch das interne Verhältniß 
der Socii davon beeinflußt werden. Wie nun die Geſell⸗ 
ſchaft keine Firma mehr hat, ſo gibt es auch vertretende 
Geſellſchafter im Sinne des HGB.'s nicht mehr. Man 
würde dann aber auch dem Willen der Parteien Zwang 
anthun, wenn man die Geſchäftsführung nach Innen weiter 
jedem der Socii ſelbſtändig geben wollte. Richtiger dürfte 
es ſein, in Ermangelung beſonderer Vertragsbeſtimmungen 
die Vorſchriften des BGB.'s § 709 zur Anwendung zu 
bringen. 

So ergibt ſich, daß auch kraft Geſetzes eine mehr oder 
minder weitgehende Umwandlung des alten Schuldverhält⸗ 
niſſes in ein neues eintreten kann. 


4. Iſt das Schuldverhältniß vor dem Inkrafttreten 
des BGB. 's entſtanden, jo bleibt das alte Recht maßgebend, 
gleichgiltig ob dies Geſetz oder Gewohnheitsrecht, zwingendes 
oder dispoſitives Recht war, gleichgiltig ob die Parteien 
befondere Vertragsberedungen getroffen hatten oder ob ihr 
Schuldverhältniß in Ermangelung ſolcher direkt dem dispoſi⸗ 
tiven Recht unterſtand 147). Auch inſoweit alſo, als das alte 
Recht den Parteiwillen ergänzte, beherrſcht es das Schuldver⸗ 
hältniß weiter, freilich nicht, wie die Motive zum Entwurf des 
E. BGB.“ S. 255 richtig bemerken, weil die Parteien durch 
ihr Stillſchweigen den Inhalt der alten Dispoſitivnormen 
zum Beſtandtheil des Vertrages gemacht haben, denn das 
dispoſitive Recht herrſchte nicht kraft Parteivereinbarung, 
ſondern kraft der ihm innewohnenden Macht, wohl aber 
weil die Parteien, weil ſie unter der Herrſchaft des alten 
Rechts das Schuldverhältniß eingingen, den von jenem mit 
dem Geſchäft verbundenen wirthſchaftlichen Erfolg im Auge 
hatten. 

Demnach hat a) das alte Recht nicht bloß über die Vor⸗ 


146) Praktiſch für Hamburg (Einf. Geſ. $ 6) und Bremen (Einf. Geſ. 
5 5). 
147) v. Wächter, Pandekten I $ 32. 
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bedingungen des Zuſtandekommens des obligatoriſchen Ver⸗ 
trages, insbeſondere hinſichtlich der Geſchäftsfähigkeit der Par⸗ 
teien und der Form des Abſchluſſes 149), ſondern auch über 
die Erlaubtheit oder Nichterlaubtheit ſeines Inhaltes zu ent⸗ 
ſcheiden. Würde alſo eine Ehefrau vor dem 1. Januar 1900 
mit einem Dritten ohne Genehmigung des Ehemannes 
einen Vertrag auf Eingehung einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft geſchloſſen haben, ſo würde dadurch eine offene HG. 
nicht erzeugt werden, es bedürfte nach dem Inkrafttreten 
des neuen HGB.'s des Abſchluſſes eines neuen Geſellſchafts⸗ 
vertrages, um ſolche ins Leben zu rufen. Würde umge⸗ 
kehrt in dem vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag der offenen Handelsgeſellſchaft ein Socius 
ein formloſes Verſprechen der Illation von Grundſtücken 
quoad sortem gemacht haben, ſo würde dies wirkſam ſein, 
obwohl das neue Recht zu ſolcher Vereinbarung gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung verlangt (BGB. § 313). Ein 
Aehnliches gilt für Bürgſchaften, die unter der Herrſchaft des 
alten Rechts formlos geſchloſſen waren, während das neue 
Recht Schriftlichkeit verlangt (vergl. §§ 350, 351 des neuen 
HGB. 3). War der Vertrag nach altem Recht erlaubt, fo 
verliert er nicht dadurch ſeine Wirkſamkeit, daß er nach 
neuem Recht unerlaubt iſt, ſoweit nicht das neue Geſetz ſich 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend Rückwirkung beimißt. Dies⸗ 
bezügliche Beiſpiele, die großentheils früher zur Erörterung 
gelangten, liefert das neue Recht der Handlungsgehilfen, 
das Verhältniß des die Zinsfreiheit bei Schulden aus Handels⸗ 
geſchäften ſtipulirenden Art. 292 Abſ. 2 des alten HGB.’ 


148) Weiter auch über die Wirkung von Irrthum, Simulation, Betrug 
und Zwang, über Anfechtbarkeit (vgl. Striethorſt, Archiv 
Bd. XXV S. 362, XXIX S. 95), theilweiſe Nichtigkeit und Kon⸗ 
verfion, über Verhältniß von Offerte und Accept, über Eintritt von 
Bedingungen und Zeitbeſtimmungen. Was die Form betrifft, 
fo kann $ 17 der Einleitung zum Preuß. Allg. Landr. gegenüber 
Art. 170 des E. BGB.'s für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab 
keine Geltung mehr beanſpruchen. 
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zum § 247 des BGB.'s und das Verhältniß des die Schranken⸗ 
loſigkeit der Konventionalſchaft betreffenden Art. 284 Abſ. 1 
zu den SS 348, 351 des neuen HGB.'s — War der Vertrag 
umgekehrt nach altem Recht verboten, während er nach neuem 
Recht erlaubt iſt, ſo erzeugte er keine Rechtswirkungen, es 
bedarf nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts des Ab⸗ 
ſchluſſes eines neuen Vertrages, um ſolche hervorzurufen !“). 

b) Das alte Recht entſcheidet weiter über die Zuge⸗ 
hörigkeit des Schuldverhältniſſes zu dieſem oder jenem 
Typus von Obligationen. Es normirt darüber, ob Civil⸗ 
oder Naturalobligation, Solidar⸗ oder Korrealſchuld, alter⸗ 
native Obligation oder einfache Obligation mit facultas 
alternativa, Schuldverhältniß aus Vertrag, Geſetz oder Delikt 
vorliegt, ob das Geſchäft Kauf⸗ oder Werkvertrag, Auftrag 
oder Dienſtmiethe, bürgerliche Geſellſchaft oder Handels⸗ 
geſellſchaft, Speditions⸗ oder Frachtgeſchäft !“) if. Die 
Entſcheidung dieſer Vorfragen kann unter Umſtänden mittel⸗ 
bar von Bedeutung für die Anwendbarkeit des neuen Rechts 
ſein, z. B. für den Zeitpunkt der Kündbarkeit im Falle des 
Art. 171 E. BGB. 3 1°, 

c) Vor Allem bemißt ih nach altem Recht der In⸗ 
halt der Leiſtung des Schuldners, insbeſondere der 
Gegenſtand, die Zeit, die Art und der Ort der Leiſtung. 
Herrſchten hinſichtlich des Gegenſtandes der Leiſtung im alten 
Recht Auslegungsvorſchriften, ſo ſind dieſe vom Richter auch 
dann zu beachten, wenn die Streitſache an ihn unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts gelangt !°?). Zum Gegenſtand 
der Leiſtung gehören insbeſondere auch die vertragsmäßigen 
und geſetzlichen Zinſen. | 

Demnach find die §§ 352—354 des neuen Handels⸗ 
geſetzbuchs auf vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Schuld⸗ 


149) Vgl. Striethorſt, Archiv XLIX S. 45. 

150) Wichtig für den Fall des § 413 des neuen HGB. 8. 

151) Vgl. oben S. 18. 

152) Vgl. oben S. 26 Anm. 64; auch die franzöfiſche Jurisprudenz 
theilt dieſen Standpunkt. 
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verhältniſſe nicht anwendbar. Vielmehr würde die Höhe der 
geſetzlichen Zinſen auch bei den einſeitigen, vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 eingegangenen Handelsgeſchäften gemäß Art. 287 
Abſ. 1 des alten HGB.'s 6 Prozent für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten des BGB.'s betragen und das dem Schuldner 
nach BGB. § 247 bei Ausbedingung von mehr als 6 Pro⸗ 
zent Zinſen zuſtehende Kündigungsrecht würde, falls ein 
Kaufmann als ſolcher vor dem 1. Januar 1900 mehr als 
6 Prozent Zinſen verſprochen hätte, ſo lange nicht Platz 
greifen, als das Schuldverhältniß nicht unter das neue Recht 
getreten iſt. Ebenſo wenig würde § 352 Abſ. 1 Satz 2 
auf Handelsgeſchäfte, die vor dem 1. Januar geſchloſſen ſind, 
Anwendung finden 155). Auf den inhaltlich mit dem älteren 
Recht übereinſtimmenden $ 353 Satz 1 wird ſich bei vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Forderungen der Gläu⸗ 
biger nur dann berufen können, wenn beide Theile bei Ein⸗ 
gehung des Geſchäfts Kaufleute waren, auf die Zeit der 
Fälligkeit oder Geltendmachung der Forderung kommt es 
nicht an, u. ſ. w. 

Gleichgiltig iſt, ob die Leiſtung eine einmalige oder ſich 
fortſetzende, ob ſie in einem Thun oder einem Unterlaſſen 
beſtehen ſoll. So würde ſich die Verpflichtung des Hand⸗ 
lungsgehilfen, Geſellſchafters oder Vorſtandsmitgliedes einer 
Aktiengeſellſchaft zur Unterlaſſung des Konkurrenzbetriebes, 
falls das Schuldverhältniß vor dem 1. Januar 1900 ein⸗ 
gegangen iſt, nicht nach den $S 60, 112, 236, ſondern nach 
den alten Art. 54, 56, 96, 232, 196 a beſtimmen. 

Ebenſo würde hinſichtlich der Erfüllungszeit das ältere 
Recht normiren. So würde, falls die Leiſtung innerhalb 
einer Friſt zu bewirken iſt und der letzte Tag der Friſt auf 
einen Sonn⸗ oder Feiertag fällt, nach Art. 330 Abſ. 2 
ſolchenfalls der nächſt vorgehende Werktag und nicht, wie 
im BGB. § 193 der nächſtfolgende Werktag Fälligkeits⸗ 
tag ſein. Ferner wäre der wichtige, vom BGB. $ 271 Abſ. 2 


153) Vgl. Unger 1$ 20, Heuberger S. 8. 
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abweichende Art. 334 Abſ. 1 des alten HGB.“'s maßgebend, 
nach dem hinſichtlich der Zuläſſigkeit einer früheren Leiſtung 
der Richter die Natur des Geſchäfts und die Abſicht der 
Kontrahenten erforſchen ſoll. Ueberhaupt aber wäre die 
Friſt⸗ und Terminsberechnung bei vor dem 1. Januar 1900 
abgeſchloſſenen Handelsgeſchäften nach altem Recht vorzu⸗ 
nehmen. 

Für die Art der Leiſtung, ob der Schuldner perſönlich 
zu leiſten hat, ob er zu Theilleiſtungen berechtigt iſt, ob er 
die Leiſtung zu bringen oder der Gläubiger ſie zu holen 
hat u. ſ. w., normirt das alte Recht ebenſo wie über den 
Ort der Leiſtung. Erhebliche Unterſchiede beſtehen hier 
zwiſchen neuem und älterem Handelsrecht jedoch nicht. 

d) Nach altem Recht beſtimmen ſich weiter die Gründe 
der Befreiung des Schuldners von der Verpflichtung 
zur Leiſtung, denn auch ſie gehören zum Inhalt der 
Leiſtung. Das alte Recht hätte alſo zu entſcheiden, ob der 
Schuldner nur für Vorſatz und Fahrläſſigkeit oder gar nur 
grobe Fahrläſſigkeit, oder ob er auch für Zufall zu haften 
habe. So würde z. B. § 347 nur für Handelsgeſchäfte, 
die nach dem 31. Dezember 1899 geſchloſſen ſind, zur An⸗ 
wendung kommen, während vorher geſchloſſene Handels⸗ 
geſchäfte dem ſchärferen Art. 282 des alten HGB.'s unter: 
ſtänden, ebenſo würde die ſtärkere Haftung des Frachtführers 
aus Art. 395 des alten HGB.“s alle Frachtgeſchäfte ergreifen, 
die vor dem Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuchs ge⸗ 
ſchloſſen ſind; ja auch die Beweisvertheilung hinſichtlich der 
Frage, ob die Unmöglichkeit der Leiſtung die Folge eines 
von dem Schuldner zu vertretenden Umſtandes iſt, würde 
ſich nach altem Recht richten, denn es handelt ſich auch 
hier um eine Frage des materiellen, nicht des Prozeß⸗ 
rechts 150. 


154) Vgl. Schneider⸗Fick S. 956 Anm. 28; Pfaff⸗Hofmann 
S. 290; Entſch. des Obertribunals Bd. XVIII S. 126, ROHG. IV 
S. 407, XIII Nr. 89. Das Preuß. Obertribunal (Entſch. XVII 
S. 324, LII S. 217) und das ROHG. XII Nr. 30 zählten ſogar 
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Ebenſo regelt ſich nach altem Recht die Frage, welche 
Folgen die mangelhafte Leiſtung hat (Gewährleiſtungspflicht 
für Mängel und Entwehrung), desgleichen die der Erſatz⸗ 
pflicht, wenn die Unmöglichkeit der Leiſtung vom Schuldner 
zu vertreten iſt. Dies gilt vornehmlich von der Höhe des zu 
leiſtenden Erſatzes. So würde § 457 des neuen HGB.“s, 
nach dem bei Eiſenbahnfrachtgeſchäften der gemeine Handels⸗ 
werth, den ſolches Gut am Orte der Abſendung und in dem 
Zeitpunkt der Annahme zur Beförderung hatte, zu Grunde zu 
legen iſt, nur auf nach Inkrafttreten dieſes Abſchnittes des neuen 
HGB.'s geſchloſſene Frachtgeſchäfte zu beziehen fein, während 
ältere Frachtverträge der abweichende Art. 396 des alten 
HGB.'s beherrſchen würde. Es gilt aber auch für die vom 
Gläubiger vorzunehmenden Handlungen, die ihm den Erſatz⸗ 
anſpruch erhalten ſollen. Demgemäß würde die Unter⸗ 
ſuchungs⸗ und Rügepflicht bei Handelskäufen, die vor dem 
1. Januar 1900 geſchloſſen ſind, ſich nach Art. 347 des 
alten HGB.'s und nicht nach den §§ 377, 378 des neuen 
HGB.'s beſtimmen; das Analoge hätte von der Unterſuchungs⸗ 
verpflichtung des Einkaufskommittenten gegenüber dem Ein⸗ 
kaufskommiſſionär zu gelten. § 391 des neuen HGB.'s würde 
nur ſolche Fälle betreffen, in denen die Einkaufskommiſſion 
nach dem 31. Dezember 1899 ertheilt iſt. 

Ueberhaupt aber beſtimmen ſich die rechtlichen Folgen 
der vom Schuldner zu vertretenden Umſtände nach altem 
Recht. Vielfach erörtert worden iſt die Frage, ob ſich der 
Verzug des Schuldners mit ſeinen Folgen, insbeſondere 
den Verzugszinſen, wenn er unter der Herrſchaft des neuen 
Rechts eintritt, nach altem oder neuem Recht zu beſtimmen 
hat. Doch nimmt die herrſchende Anſicht mit Recht an, daß 
das alte Recht darüber zu entſcheiden habe 55). Dies wird 


die Vorſchriften über die Beweiskraft kaufmänniſcher Handelsbücher 
zu ſolchen des materiellen Rechts. 

155) Vgl. Gierke I S. 200 Anm. 19; Gabba IV S. 119; Pfaff 
Hofmann, Exkurs I S. 186; abweichender Anſicht Stobbe I 
§ 28 S. 191 f. Anderer Anſicht auch die Schweizer Praxis: 
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nicht bloß von den Wirkungen, ſondern auch von den Vor⸗ 
ausſetzungen des Eintritts des Verzuges zu gelten haben; 
denn es handelt ſich ja auch hier im Grunde um die 
Frage, welche Umſtände der Schuldner zu vertreten habe; 
das Entſprechende hat dann aber auch für den Annahme⸗ 
verzug des Gläubigers zu gelten, der bekanntlich nach 
neuerem Recht im Gegenſatz zu der in der älteren Geſetz⸗ 
gebung herrſchenden Auffaſſung ein Verſchulden des Gläubigers 
nicht vorausſetzt (BGB. § 293). 

In den Vorſtadien der Entſtehung des BGB.'s find die 
Anſichten gerade über dieſen Punkt, wie es ſcheint, aus: 
einander gegangen. Der ſogenannte badiſche Vorentwurf 
enthielt in § 14 den ausdrücklichen Zuſatz: „Insbeſondere 
find dieſe (bisherigen) Geſetze in Anſehung des Verzuges 
auch dann maßgebend, wenn der Verzug erſt nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches eintritt“, und der 
Redakteur Gebhard befürwortete mit trefflichen Gründen 
die Aufnahme dieſes Zuſatzes in das Geſetz, um der ent⸗ 
gegengeſetzten, innerlich unrichtigen Anſicht die Exiſtenzmög⸗ 
lichkeit abzuſchneiden. Allein in den Entw. I iſt dieſer 
Zuſatz nicht übergegangen. Dafür ſtreifen die Motive zum 
Entw. I die Frage in einer Weiſe, die beinahe annehmen 
läßt, daß ſie den gegentheiligen Standpunkt einnehmen. 
Sie werfen die allgemeine Frage auf, inwieweit Thatſachen, 
welche für ein nach bisherigem Rechte ſich beſtimmendes 
Schuldverhältniß bedeutſam werden, mit Rückſicht darauf, 
daß ſie erſt unter der Herrſchaft des neuen Rechts eintreten, 
in ihren Wirkungen nach dem neuen Recht zu bemeſſen ſind. 
Einſchlagende Fälle ſeien namentlich, daß der Schuldner 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts in Verzug geräth, 
daß die Erfüllung durch einen von dem Schuldner oder dem 
Gläubiger zu vertretenden Umſtand zu dieſer Zeit unmöglich 
wird, u. ſ. w. Die Entſcheidung machen ſie davon abhängig, 


Schneider⸗Fick S. 957 Anm. 38, und das ehemalige Preuß. 
Obertribunal 1775. 
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ob die betreffende Thatſache in einem ſolchen Zuſammen⸗ 
hange mit dem Schuldverhältniſſe ſtehe, daß ſie erſt durch 
daſſelbe ihre rechtliche Bedeutung erhalte und ihre Ein⸗ 
wirkung gleichſam als innere Entwicklung des Schuldver⸗ 
hältniſſes ſich darſtelle, oder ob die Thatſache eine ſolche 
ſei, welche an das Schuldverhältniß von außen herantrete 
und mit der konkreten Beſchaffenheit deſſelben nicht in einem 
bedingenden Zuſammenhang ſtehe. Im erſteren Falle bewende 
es bei der maßgebenden Bedeutung des früheren Rechts, im 
letzteren Falle greife das neue Recht ein. Danach ſcheint 
es faſt, als ob der Verzug zu den von außen an das 
Schuldverhältniß herantretenden Thatſachen gerechnet wird, 
die folglich dem neuen Recht unterliegen. Allein, wenngleich 
in der von den Motiven gemachten Unterſcheidung ein ge⸗ 
wiſſer richtiger Kern liegen mag, ſo iſt ihre Formulirung 
jedenfalls eine unglückliche, fie ſteht, wie Hartmann !°9) 
mit Recht gerügt hat, im Gegenſatz zu der allgemeinen 
Ausdrucksweiſe des Art. 170. Mag auch der Verzug nicht 
als innere Entwicklung des Schuldverhältniſſes ſich dar⸗ 
ſtellen, mag er auch mit der konkreten Beſchaffenheit deſſelben 
nicht in einem bedingenden Zuſammenhang ſtehen, ſo iſt 
doch ſo viel klar, daß ſich, wie Gebhard mit Recht be⸗ 
merkt, in ihm ein widerrechtliches Verhalten ausprägt, deſſen 
Wirkungen den Inhalt des Schuldverhältniſſes modiſiziren. 
Mit gleichem Rechte würde man dann jedem anderen unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts eintretenden Verhalten einer 
der beiden Parteien den Charakter einer von außen an das 
Schuldverhältniß herantretenden Thatſache beimeſſen können. 
Die Vorſchrift, daß das vor dem 1. Januar 1900 ent⸗ 
ſtandene Schuldverhältniß vom alten Recht beherrſcht werden 
ſoll, kann nicht anders verſtanden werden, als daß das von 
den Parteien in Folge ihrer Bindung gegenſeitig zu be⸗ 
obachtende Verhalten ſich ebenſo nach altem Recht richtet, wie 
die Folgen der Nichtinnehaltung dem alten Recht unterſtehen, 


156) In den Gutachten des Anwaltsſtandes S. 1267 f. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 7 
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der eine Satz ergibt ſich naturgemäß aus dem anderen. Freilich 
iſt es denkbar, daß von außen an die Obligation heran⸗ 
tretende Thatſachen deren Inhalt und Fortbeſtand beein⸗ 
fluſſen. So würde ich z. B. das durch das neue Handels⸗ 
geſetzbuch $ 135 abweichend normirte Kündigungsrecht des 
Privatgläubigers eines Geſellſchafters auch auf vor dem 
1. Januar 1900 entſtandene Handelsgeſellſchaften anwenden, 
es hat mit dem internen Schuldverhältniß ſchlechterdings 
nichts zu thun 157). Ebenſo würde ich dem § 357 des 
neuen Handelsgeſetzbuches Bedeutung beimeſſen auch hin⸗ 
ſichtlich der aus der Zeit des alten Rechts herſtammenden 
Kontokorrentverhältniſſe, denn der Gläubiger eines der 
Kontokorrentiſten tritt mit ſeiner Pfändung und Ueber⸗ 
weiſung von außen an das Schuldverhältniß heran. Aber 
die Fälle des Verzuges können hierunter nicht fallen, 
weil es ſich bei ihnen nur um ein Verhalten eines der 
Subjekte der Obligation handelt, deſſen rechtliche Relevanz 
eben durch das die Obligation beſtimmende Geſetz beherrſcht 
wird. Danach haben die Verzugszinſen bei vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 geſchloſſenen, auch nur einſeitigen Handels⸗ 
geſchäften gemäß Art. 287 Abſ. 1 des alten Handelsgeſetz⸗ 
buches 6, und nicht, wie § 352 des neuen HGB.'s beſtimmt, 
5 oder gar nur 4 Prozent zu betragen 155), die Folgen des 
erſt im Jahre 1900 eintretenden Annahme- und Leiſtungs⸗ 
verzuges bei vor dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen 
Handelskäufen beſtimmen ſich nach altem Recht und nicht 
nach den 88 373 bis 376 des neuen HGB.'s Freilich wird 


157) So auch Coſack! S. 769. 

158) Wie ſteht es mit den Zinſen, die einem Geſellſchafter ſür gemachte 
Geldaufwendungen von der Zeit der Aufwendung an zu zahlen 
find oder die der Geſellſchafter für unbefugte Entnahme aus der 
Geſellſchaftskaſſe an die Geſellſchaft zu entrichten hat (SS 110 
Abſ. 2, 111). wenn die die Zinsverpflichtung begründende That⸗ 
ſache nach dem 31. Dezember 1899 eintritt? Hier dürfte das neue 
Recht anzuwenden ſein, die gemachte Aufwendung und die un⸗ 
befugte Entnahme find eben beſondere, von außen an das Schuld⸗ 
verhältniß herantretende Thatſachen. 
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es nicht ſtets möglich ſein, das alte Recht zur Anwendung 
zu bringen. So ſind ja die von Art. 343 Abſ. 2 voraus⸗ 
geſetzten amtlichen Handelsmäkler vom 1. Januar 1900 ab 
beſeitigt, an ihre Stelle werden die öffentlich ermächtigten 
Handelsmäkler zu treten haben, wie man überhaupt mit 
Gabba !?), wo es ſich um bloße Formen der Ausübung 
des Rechts handelt, ohne Skrupel das neue Recht wird 
anwenden dürfen. Stehen dagegen ernſthafte materielle 
Rechte in Frage, ſo wird die Folge des Verzuges ſich nach 
altem Recht richten müſſen. Demgemäß werden die Folgen 
der unterlaſſenen Spezifikation bei vor dem 1. Januar 1900 
geſchloſſenen Spezifikationskäufen nicht nach § 375, ſondern 
nach dem bei Weitem ängſtlicheren alten Recht zu beurtheilen 
ſein. Geräth bei einem vor dem 1. Januar 1900 abge⸗ 
ſchloſſenen Handelskauf der Käufer nach dem 31. Dezember 
1899 in mora solvendi, ſo kann der Verkäufer nur in 
der Weiſe vorgehen, daß er den Selbſthilfeverkauf für Rech⸗ 
nung des ſäumigen Käufers vornimmt, während eine ab: 
ſtrakte Schadensberechnung für ihn ausgeſchloſſen iſt; war 
dem Käufer die Waare übergeben, ſo iſt dem Verkäufer das 
Rücktrittsrecht ſchlechthin verſagt. Ein Entſprechendes hat 
natürlich für Fixgeſchäfte zu gelten, die vor dem 1. Januar 
1900 geſchloſſen ſind, ſie unterſtehen dem älteren Recht und 
nicht dem § 376 des neuen Handelsgeſetzbuches. 

e) Nach altem Recht bemißt ſich weiter die Zuläſſig⸗ 
keit der ſchuldneriſchen Einwendungen !, fo die Frage, ob 
der Bürge bei Handelsgeſchäften die Einrede der Vorausklage 
hat, welche durch Art. 281 Abſ. 2 des alten HGB.'s anders 
beantwortet wurde, als durch § 349 des neuen HGB.'s, die 
Frage, wieweit der von dem Geſellſchaftsgläubiger belangte 
einzelne Geſellſchafter Einwendungen, die der Geſellſchaft 
zuſtehen würden, geltend machen kann. § 129 Abſ. 3 des 


159) 1 S. 297. 
160) Hinſichtlich des beneficium competentiae vgl. Seuffert XXXV 
Nr. 322, XXXVIII Nr. 162; Entſch. des RG. VI S. 148. 
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neuen HGB.“'s weicht von dem älteren Recht, wenigſtens wie 
dies von der herrſchenden Anſicht aufgefaßt wurde, inſofern 
ab, als das ältere Recht dem wegen einer Geſellſchaftsſchuld 
in Anſpruch genommenen Geſellſchafter das Recht gab, mit 
einer Geſellſchaftsforderung kraft eigenen Rechts aufzurechnen 
(ROHG. XIII 66). Entſtand nun die betreffende Geſell⸗ 
ſchaftsſchuld vor dem 1. Januar 1900, ſo wird man dem 
Geſellſchafter, auch wenn er erſt nach dem 31. Dezember 1899 
in Anſpruch genommen wird, die Befugniß gewähren müſſen, 
mit der Geſellſchaftsforderung aufzurechnen, da dieſe Befug⸗ 
niß zum Inhalt ſeines Schuldverhältniſſes gehörte. Auch wenn 
die aufzurechnende Geſellſchaftsforderung erſt nach dem 31. De⸗ 
zember 1899 entſtand, wird man dies anzunehmen haben, 
denn die in Frage ſtehende Befugniß iſt eine Konſequenz 
der Haftung des Geſellſchafters gegenüber dem Gläubiger 16). 
Eine gänzlich andere, weiter unten zu erörternde Frage iſt 
die nach der Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit des Aufrechnungs⸗ 
geſchäftes überhaupt. 

Das alte Recht entſcheidet weiter über kraft Geſetzes 
Schuldverhältniſſen anhaftende Sicherungsmittel, geſetzliche 
Pfandrechte und Retentionsrechte, Anſprüche auf Sicherheits⸗ 
leiſtungen 152) u. dgl. m. Demgemäß ſteht, wie bereits 
früher ausgeführt iſt, das geſetzliche Pfandrecht des Lager⸗ 
halters aus $ 421 nur für Forderungen aus nach dem Sn: 
krafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches eingegangenen 
Lagergeſchäften zu, und das vor dem 1. Januar 1900 be⸗ 
gründete kaufmänniſche Retentionsrecht geht in Folge der 
Aenderung der Geſetzgebung nicht unter. 

f) Demgemäß beſtimmt ſich auch der Inhalt des bürger⸗ 
lichen Retentionsrechts, das vor dem 1. Januar 1900 be⸗ 
gründet war, nach älterem Recht. Doch iſt natürlich nicht 
ausgeſchloſſen, daß vom 1. Januar 1900 ab auf Grund 
ſelbſtändiger Vorausſetzungen ein neues Retentionsrecht ent⸗ 


161) ROH G. XIII S. 67. 
162) Bol ze VI Nr. 20; vgl. Heuberger S. 91. 
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ſteht, deſſen Inhalt ſich nach dem BGB. richtet, z. B. auf 
Grund der §§ 1000 ff. des BGB.s. 

g) Nach altem Recht bemeſſen ſich die Erlöſchungs⸗ 
gründe des Schuldverhältniſſes !“). So würde die Frage, 
wie weit bei Geſammtſchuldverhältniſſen Thatſachen, die in 
der Perſon des einen Schuldners die Schuld erlöſchen 
laſſen, zu Gunſten der übrigen wirken, wie weit Aufrechnung, 
Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon, 
Erlaß, Hinterlegung das Schuldverhältniß tilgen, ob durch 
Nichtausübung des Rechts in gewiſſer Friſt der Gläubiger 
feinen Anſpruch verliert (Präkluſion, Verſchweigung 154), 
von welchem Zeitpunkt ab für jeden Theil ein Kündigungs⸗ 
recht beſteht, ob das richterliche Urtheil, das die Auflöſung 
ausſpricht, deklarative oder konſtitutive Kraft hat, für vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandene Schuldverhältniſſe nach 
altem Recht zu bemeſſen ſein. Aber auch die Frage, wie 
weit der zahlende Schuldner gegen den Gläubiger einen 
Anſpruch auf Ausſtellung einer Quittung oder Abtretung 
von Forderungen hat, richtet ſich nach altem Recht!“ ). 

h) Iſt bisher das obligatoriſche Verhältniß lediglich 
zwiſchen Schuldner und Gläubiger im Auge behalten 
worden, ſo ſind auch die obligationenrechtlichen Wirkungen, 
die für und gegen Dritte entſtehen, falls ſie Ausfluß 


163) Striethorſt LIII S. 126; alſo auch das Rücktrittsrecht bei 
Dienſtverträgen und die Gründe der Auflöſung einer Handels⸗ 
geſellſchaft (über § 135 ſiehe jedoch unten S. 104). Anders theil⸗ 
weiſe die franzöfiiche Theorie, die die Auflöſung als bloße „suite“ 
des Vertrages gegenüber den eigentlichen Wirkungen, „effets“, 
dem zur Zeit der Auflöſung geltenden Recht unterwirft. Doch iſt, 
wie Gabba I S. 357 ff. des Näheren ausführt und Gebhard 

Nin den Motiven zu feinem Vorentwurf S. 34 mit Recht bemerkt, 
dieſe Unterſcheidung nicht haltbar. Sehr bedenklich auch Seuf⸗ 
fert XVIII Nr. 104; dann Hofmann a. a. O. S. 463. Ueber 
das Auflöſungsverfahren unten S. 112 f. 

164) Vgl. 3. B. die 85 465, 438 des neuen HGB.“8, die Art. 97, 
196 a, 232 des alten HGB.. 

165) So auch Gabba IV S. 99. 
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des alten Schuldverhältniſſes ſind, nach altem Recht zu 
beurtheilen. So würde die Wirkſamkeit eines vor dem 
1. Januar 1900 abgegebenen Schuldverſprechens zu Gunſten 
Dritter ſich nach altem Recht zu richten haben, was insbeſondere 
für die Rechte des Empfängers aus einem vor dem Inkraft⸗ 
treten des neuen HGB.'s abgeſchloſſenen Frachtvertrage (vgl. 
§ 435 mit Art. 405) von Bedeutung iſt !). Die Frage, 
ob eine Forderung ceſſibel iſt, hätte ſich nach dem Recht 
zu richten, unter dem fie entſtanden iſt !“). Nicht ganz jo 
ſteht es mit der Frage der Indoſſabilität; ſoweit das 
Indoſſament nur eine andere Form der Abtretung dar— 
ſtellt, würde die an ſich abtretbare Forderung nachträglich 
auch indoſſabel ſein. Soweit dagegen die Rechtslage des 
Schuldners — wie beim echten Indoſſament — beeinträchtigt 
wird durch den Ausſchluß vom Einreden (vgl. § 364 Abſ. 2 
des neuen HGB.) würde das alte Recht maßgebend bleiben. 
Mit anderen Worten, ein unter der Herrſchaft des alten 
Rechts entſtandenes ſchlichtes Schuldverhältniß wird nicht zur 
Skripturobligation, weil das neue Recht ſolchem Schuldver⸗ 
hältniß die Bedeutung einer Skripturobligation beimißt !“). 
Dieſe Frage wird vornehmlich praktiſch für das Verhältniß 
des § 363 des neuen HGB.'s zum Art. 301 des alten 
§GB.“'s. Art. 301 erklärte im Gegenſatz zu § 363 für in⸗ 
doſſabel von Kaufleuten ausgeſtellte Anweiſungen des in 
§ 363 erwähnten Inhalts. Nicht indoſſabel waren nach 
altem Recht alſo Anweiſungen, die Nichtkaufleute auf 
Kaufleute zogen, es wäre denn, daß das Landesrecht ſie 


166) Vgl. Schneider⸗Fick S. 954 Anm. 20, Gabba IV S. 142. 

167) Vgl. Carlin S. 34, 40; anders Pfaff⸗Hofmann, Exkurs I 
S. 186; auch die Frage, ob ſie vererblich iſt? Die Anſichten 
gehen hier auseinander. Doch dürfte wohl richtiger anzunehmen 
ſein, daß das den Erbfall beherrſchende Recht entſcheidet. Vgl. 
Seuffert IV Nr. 93, XXXIX Nr. 82; Gierke, D. PR. I 
S. 205 Anm. 45; Gabba III S. 232; anderer Anſicht Wind⸗ 
ſcheid J § 32 Anm. 9. 

168) Vgl. Schneider⸗Fick S. 958 Anm. 41. 
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dafür erklärt hätte (Art. 304), und umgekehrt waren indoſſabel 
Anweiſungen auf Nichtkaufleute, ſofern nur der Ausſteller 
ein Kaufmann war. In letzterer Beziehung wird das alte 
Recht für vor dem 1. Januar 1900 ausgeſtellte und be⸗ 
gebene Anweiſungen fortzuwirken haben, auch dann, wenn 
das Accept nach dem 31. Dezember 1899 erfolgt iſt, auch 
dann, wenn die Indoſſirung nach dieſem Zeitpunkt geſchieht. 
Der Ausfteller hat durch die Begebung die Skripturobligation 
ins Leben geſetzt und hat einen Anſpruch auf Fortbeſtand !“). 
Wie aber in erſterer Beziehung? Offenbar wäre, wenn das 
Accept der von dem Nichtkaufmann auf einen Kaufmann 
gezogenen Anweiſung bereits vor dem 1. Januar 1900 er⸗ 
theilt war, die Anwendung des neuen Rechts ausgeſchloſſen, 
da die Lage des Schuldners (Acceptanten) durch nachträg⸗ 
liche Zulaſſung der Indoſſabilität und des damit verbundenen 
Ausſchluſſes vom Einreden verſchlechtert wäre. War dagegen 
das Accept noch nicht ertheilt, ſo ſtände der Anwendbarkeit 
des § 363 nichts im Wege, denn dem Anweiſenden kann es 
nur von Vortheil ſein, wenn feine Anweiſung negotiabel 
wird und der Acceptant würde ja die Freiheit der Ent⸗ 
ſchließung gegenüber dem neuen Zuſtand behalten 179%. - 
Auch die Frage, wie weit ein Rückgriff des nach dem 
31. Dezember 1899 zahlenden Schuldners gegen Mitſchuldner, 
z. B. des zahlenden Bürgen gegen den Hauptſchuldner oder 
Mitbürgen, des zahlenden Sammtfrachtführers oder Geſell⸗ 
ſchafters gegen die übrigen Sammtfrachtführer oder Geſell⸗ 
ſchafter, gegeben iſt, bemißt ſich für vor dem 1. Januar 1900 
entſtandene Schuldverhältniſſe nach altem Recht und nicht 
nach dem BGB. § 426. Denn wenn das alte Recht als 
Folge des Geſammtſchuldverhältniſſes ſolch' Rückgriffsrecht 
anerkannt hat, ſo unterliegt der Rückgriff eben demjenigen 
Recht, das für das Geſammtſchuldverhältniß gilt; hatte 


169) Vgl. Schneider⸗Fick S. 953 Anm. 14. 

170) Carlin S. 42 will über die Indoſſabilität ſchlechthin das Recht 
zur Zeit der Ausſtellung des Papieres entſcheiden laſſen, wie uns 
ſcheint, in zu abſtraktem Radikalismus. 
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das alte Recht dagegen die Frage des Rückgriffs völlig von 
der des Geſammtſchuldverhältniſſes getrennt, ſo kann BGB. 
§ 426 deswegen nicht zur Anwendung kommen, weil dieſer 
ja den Rückgriff als Folge des vertraglichen Geſammtſchuld⸗ 
verhältniſſes anſieht, ſeine Beſtimmung alſo nur auf ſolche 
Geſammtſchuldverhältniſſe anzuwenden iſt, die unter ſeiner 
Herrſchaft entſtehen !“). Vielmehr wird letzterenfalls zu 
unterſuchen ſein, ob eine den Rückgriff nach altem Recht 
begründende ſelbſtändige Thatſache, z. B. vertragliche Stipu⸗ 
lirung, unerlaubte Handlung des Regreſſaten vorliegt. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo iſt der Rückgriff zu negiren. Dabei 
hat freilich über die Frage, ob die Handlung des Regreſſaten 
eine unerlaubte iſt, das neue Recht dann zu entſcheiden, 
wenn die Handlung unter ſeiner Herrſchaft vorgenommen 
wurde. Praktiſch wird dieſe Frage vornehmlich hinſichtlich 
des § 432 Abſ. 3 des neuen HGB.'s werden. Die durch 
den Schlußſatz dieſes Paragraphen auferlegte Repartition 
unter den mehreren Sammtfrachtführern würde danach 
nur dann Platz greifen, wenn die ſämmtlichen dem erſten 
Frachtführer nachfolgenden Frachtführer unter der Herrſchaft 
des neuen Rechts in den Frachtvertrag eingetreten ſind. 
Waren ſie alle oder doch zum Theil vor dem 1. Januar 
1900 in den Frachtvertrag eingetreten, ſo würde das alte 
Recht gelten. 

i) Anders als in den obigen Fällen iſt die Sachlage, 
wenn der Dritte erſt durch ſeine eigene Willensbe— 
thätigung von Außen an das Schuldverhältniß herantritt 
und dadurch für ſich gewiſſe Rechtswirkungen erzeugt. Dies⸗ 
bezügliche Beiſpiele liefern die §8§8 357 und 135 des neuen 
HGB.“. In beiden Fällen kann dem Dritten, der nach 
Inkrafttreten des neuen HGB.'s ſein Recht in Gemäßheit 
des genannten Paragraphen geltend macht, nicht entgegen: 
gehalten werden, daß das Schuldverhältniß des Kontokorrents 


171) Vgl. Gabba IV S. 72— 74, auch den Fall in ROG. XII 
Nr. 81. 


K. Lehmann: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB. S. 105 


oder der offenen Handelsgeſellſchaft dem alten Recht unter⸗ 
ſtehe und er deshalb mit der Berufung auf das neue HGB. 
nicht zu hören ſei, denn ſein Anſpruch hat mit dem Schuld⸗ 
verhältniß nur einen äußeren Zuſammenhang. 

An dieſe Stelle gehört denn auch die Frage, nach 
welchem Recht ſich die Rechtsverhältniſſe der Geſellſchafter 
bei einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft zu Dritten richten. Ein Zweifel über die Entſcheidung 
kann hier füglich nicht beſtehen. Weil die Dritten, die mit 
der Geſellſchaft nach dem Inkrafttreten des neuen HGB.“ 
in rechtliche Beziehungen treten, nicht aus dem Schuld⸗ 
verhältniß zwiſchen den Socii unmittelbar heraus Rechte 
erwerben, ſondern durch die Willensbethätigung der Geſell⸗ 
ſchafter oder ihrer Vertreter ihnen gegenüber in rechtliche 
Beziehungen zu den Socii treten, kann nur das Recht ent⸗ 
ſcheiden, unter dem das Rechtsverhältniß zu dem Dritten 
entſtanden iſt. Somit würde die Haftung des perſönlich 
haftenden Geſellſchafters und Kommanditiſten (§§ 128, 129, 
171, 172, 176; vergl. Art. 167 Abſ. 3, 168 des alten 
HGB.“) ſich nach dem Recht richten, das zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung der betreffenden Verbindlichkeit galt. Es könnte dem⸗ 
gemäß der Kommanditiſt einer vor dem 1. Januar 1900 
begründeten Kommanditgeſellſchaft nicht etwa auf Grund 
des Art. 167 Abſ. 3 des alten HGB.'s in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn er nach dem 31. Dezember 1899 für 
die Geſellſchaft Geſchäfte ſchloß, ohne ausdrücklich zu er⸗ 
klären, daß er nur als Prokuriſt oder Handlungsbevoll-⸗ 
mächtigter handle; umgekehrt hätten die Geſellſchafter der 
offenen Handelsgeſellſchaft für alle vom 1. Januar 1900 ab 
eingegangenen Geſchäfte der offenen Handelsgeſellſchaft ledig— 
lich nach den §§ 128, 129 und nicht nach dem älteren Recht 
zu haften. Denn den Gläubigern gegenüber beſteht nicht 
ein einheitliches Geſammtſchuldverhältniß aus der Zeit des 
alten Rechts her, ſondern es wird auf Grund der offenen 
Handelsgeſellſchaft in jedem einzelnen Falle ein Geſammt⸗ 
ſchuldverhältniß neu erzeugt, das ſich folglich nach dem zur 
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Zeit jeiner Entſtehung geltenden Recht richtet 172). Daß dies 
auch für den Fall des Konkurſes der Geſellſchaft hinſichtlich 
der Frage, wie weit die Geſellſchaftsgläubiger aus dem 
Privatvermögen eines Geſellſchafters Befriedigung zu ſuchen 
berechtigt ſind, Anwendung zu finden hat, iſt durch Art. VI 
des EG. zur neuen Reichs⸗Konkursordnung anerkannt. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird damit nicht die Haftung des in eine be⸗ 
ſtehende Handelsgeſellſchaft neu eintretenden Socius (SS 130, 
173) für Schulden aus der Zeit des alten Rechts negirt. 
Denn auch hier knüpft ſich die Haftung gegenüber den 
Gläubigern an eine Willensbethätigung des Eintretenden, 
die unter der Herrſchaft des neuen Rechts erfolgt. 

k) Die letztbeſprochenen Erſcheinungen leiten zu der 
weiteren Frage über, nach welchem Recht rechtsgeſchäft⸗ 
liche, für das alte Schuldverhältniß relevante Willeng- 
erklärungen des Gläubigers oder Schuldners, falls ſie 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts vorgenommen werden, 
zu beurtheilen ſind. Da kommen zunächſt in Frage: Kündi⸗ 
gungen, Mahnungen, Anerkenntniſſe, Einwilligungen, Ge: 
nehmigungen, Rügen, Zurdispoſitionserklärungen und ſonſtige 
Anzeigen, Rücktritts- und Widerrufserklärungen. Alle dieſe 
bemeſſen ſich, ſoweit ſie als iſolirte Rechtsakte in Betracht 
kommen, nach neuerem Recht. Dieſes hat über die Form, 
über die Fähigkeit des rechtsgeſchäftlich Thätigen, über die 
Perſon und paſſive Fähigkeit des Adreſſaten und ſeiner Ver⸗ 
treter, insbeſondere darüber, wie weit Handlungsreiſenden 
und Agenten oder einem von mehreren Kollektivvertretern 
gegenüber ſolche Erklärungen mit Rechtswirkſamkeit abge⸗ 
geben werden können!“), über die Frage, mit welchem 
Zeitpunkt fie wirkſam werden *), zu entſcheiden. Der In⸗ 
halt der in ſolcher Willenserklärung liegenden ſelbſtändigen 


172) Vgl. auch ROHG. III Nr. 86 S. 416, Schneider⸗Fick S. 955 
Anm. 25. 

173) Neues HGB. §§ 55 Abſ. 3, 86, 87, 125 Abſ. 2. 

174) BGB. § 130. 
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Obligation beſtimmt ſich nach neuerem Recht, z. B. die 
Wirkung des Anerkenntniſſes des Saldos auch bei älteren 
Kontokorrentverhältniſſen vom 1. Januar 1900 ab nach $ 356 
des neuen Sandelsgejegbuches 175). Doch iſt ein Irrthum hier 
zu vermeiden. Hat das Geſetz für ein beſonderes Schuld⸗ 
verhältniß die Verpflichtung eines Theiles zu einem be⸗ 
ſtimmten Verhalten vorgeſchrieben und die Nichtinnehaltung 
mit beſtimmten Folgen, z. B. dem Präjudiz der Genehmigung 
oder des Verzichtes, ausgeſtattet, ſo kann das oben Geſagte 
nicht gelten. Wie das Verhalten des betreffenden Theiles 
von dem das Schuldverhältniß beherrſchenden Geſetz geregelt 
wird, ſo entſcheidet dieſes auch über die Folgen des Ver⸗ 
haltens. So würde das Stillſchweigen des Prinzipals und 
der Geſellſchafter im Falle der SS 60 Abſ. 2, 112 Abſ. 2, 
der Geſchäftsherrn im Falle des § 85, die Annahme der 
Schlußnote mit Vorbehalt der Aufgabe im Falle des § 95, 
die Unterlaſſung der Rüge in den Fällen der SS 377 Abſ. 2, 
378, 391, die Unterlaſſung unverzüglicher Rückweiſung im 
Falle des § 386 Abſ. 1, die Unterlaſſung der Erklärung 
des Selbſteintritts im Falle des § 405 Abſ. 1 ſich nach dem 
den Dienſt⸗, Geſellſchafts⸗, Mäkler⸗, Kauf⸗, Kommiſſions⸗ 
vertrag beherrſchenden Recht richten !“); das Schweigen des 
Oblaten würde die von § 362 aufgeſtellten Folgen nur bei 
Anträgen, die unter der Herrſchaft des neuen Rechts er⸗ 
gangen ſind, nach ſich ziehen, während für Offerten, die vor 
den 1. Januar 1900 fallen, der alte Art. 323 Abſ. 1 in 
Betracht käme u. ſ. w. 


175) Auch die verbindliche Kraft der Annahme einer Anweiſung be⸗ 
ſtimmt fi) nach dem Recht der Annahmezeit, nicht nach dem Recht, 
das zur Zeit der Ausſtellung der Anweiſung herrſcht. Denn die 
Annahme iſt nicht Konſequenz der Anweiſung, ſondern ſelbſtändiger 
rechtsgeſchäftlicher Akt (ROG. IX Nr. 35). Dies iſt wichtig 
für das Verhältniß der Art. 300, 301 Abſ. 3 zu dem § 363 des 
neuen HGB.'8. 

176) Die Entſcheidung bei Seuffert XLIII Nr. 254 betrifft dieſen 
Fall nicht. 
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Der Einfluß aller ſolcher rechtsgeſchäftlichen Willens⸗ 
erklärungen auf das alte Schuldverhältniß hat ſich nach 
altem Recht zu richten 17). 

l) Der Uebergang der vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen Forderungen (und ſonſtigen Rechte) hat nach 
dem Inkrafttreten des BGB.'s nach neuem Recht zu er: 
folgen. Dieſes hat über Form!“), Vorausſetzungen und 
Wirkſamkeit der Abtretung zu entſcheiden, desgleichen über 
die internen Verpflichtungen des Cedenten gegenüber dem 
Ceſſionar. Somit würde eine nach älterem Recht abtretbare 
Forderung, die nach neuem Recht nicht mehr abtretbar ift!7°), 
vom 1. Januar 1900 ab nicht mehr cedirt werden können, 
die in dem Betriebe eines Handelsgeſchäfts vor dem 1. Januar 
1900 begründeten Forderungen würden den Schuldnern des 
Geſchäfts gegenüber als auf den die Firma fortführenden 
Erwerber übergegangen gelten, wenn nach dem Inkrafttreten 
des neuen Handelsgeſetzbuches der bisherige Inhaber in die 
Fortführung der Firma gewilligt hat!s“); der Ceſſus dürfte, 
ſobald er von der Abtretung Kenntniß erhielt — gleichgiltig 
ob auf Grund einer Denunziation oder zufällig — nicht 
mehr an den bisherigen Gläubiger leiſten !“), die Indoſſi⸗ 
rung einer Namensaktie hätte vom 1. Januar 1900 ab die 
§ 222 Abſ. 3 ausgeſprochenen Wirkungen u. ſ. w. Nur 
darf nachträglich nicht die Lage des Schuldners materiell 
verſchlechtert werden. So würde eine nach altem Recht un⸗ 
abtretbare Forderung nicht abgetreten werden können, auch 
wenn das neue Recht die Abtretung zuläßt 182), die Ein⸗ 


177) So würde die Wirkung der Annahme des Frachtgutes durch den 
Empfänger auf den Frachtvertrag ſich nach Art. 408 und nicht 
nach § 438 des neuen HGB.'s richten, wenn der Frachtvertrag 
vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen war. 

178) Carlin S. 40. 

179) BGB. $ 400. 

180) HGB. $ 25. 

181) BGB. § 407. 

182) Siehe oben S. 102. 
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wendungen, die nach altem Recht dem Schuldner gegen den 
Erwerber der Forderung zuſtanden, würden ihm verbleiben, 
auch wenn das neue Recht fie verſagt 183). Daß ein ſchlichtes 
Schuldverhältniß ſich in Folge Aenderung der Geſetzgebung 
nicht in eine Skripturobligation verwandelt, iſt bereits früher 
auseinandergeſetzt worden 184). 

m) Nach dem Vorgetragenen wird die Entſcheidung 
betreffs des die Endigung des Schuldverhältniſſes her— 
beiführenden Geſchäfts nicht ſchwer fallen. Zu ſolchen 
Beendigungsgeſchäften gehört in erſter Linie das Erfüllungs⸗ 
geſchäft 185), ſodann die Hingabe an Zahlungsſtatt, die öffent: 
liche Hinterlegung, die Aufrechnung, der Erlaß 186). Soweit 
das in Frage kommende Geſchäft gar nicht als ein obliga⸗ 
tionenrechtliches, ſondern als ein ſachenrechtliches oder fami⸗ 
lienrechtliches ſich darſtellt, ſteht es ſelbſtverſtändlich unter 
dem neuen Recht, denn ſoll es ſeinen ſachenrechtlichen oder 
familienrechtlichen Effekt erfüllen, ſo muß es den Anforde⸗ 
rungen, die das neue Recht aufſtellt, Genüge leiſten. So 
würde ſich die Eigenthumsübertragung nach neuem Recht 
richten, trotzdem das auf Eigenthumsübertragung gerichtete 
Schuldverhältniß auch unter der Herrſchaft des alten Rechts 
geſchloſſen war 187). Aber auch ſoweit es einen obligationen⸗ 
rechtlichen Charakter hat, wie die Aufrechnung, der Erlaß, 
der Vergleich oder etwa die Ausſtellung eines Wechſels auf 
Grund des pactum de cambiando, der Abſchluß des Dar⸗ 
lehensvertrages oder Kaufvertrages auf Grund des Vor⸗ 
vertrages ergreift es das neue Recht !°?). 


183) Anders Gabba IV S. 171 ff. 

184) Siehe oben S. 102. 

185) Auf die durch Aenderung der Währung entſtehenden Fragen kann 
hier natürlich nicht eingegangen werden. 

186) Motive zum E. BG B. S. 256. 

187) Z. B. die Einkaufskommiſſion, vgl. Carlin S. 38, auch Striet⸗ 
horſt, Archiv XCIX S 16. 

188) Am eheſten könnten noch Zweifel hinſichtlich der Aufrechnung be⸗ 
ſtehen, wenn die Gegenforderung, mit der aufgerechnet werden ſoll, 
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Würde demnach das neue Recht das Erfüllungs- 
geſchäft verbieten oder ſeine Zuläſſigkeit von Bedingungen 
abhängig machen, die im vorliegenden Falle nicht zutreffen, 
ſo wäre von Inkrafttreten des neuen Rechts an ein Anſpruch 
auf Erfüllung nicht gegeben. Hätte z. B. ein Landwirth 
ſich unter der Herrſchaft des alten Rechts verpflichtet, einen 
Wechſel auszuſtellen und würde das neue Recht die Fähigkeit 
zur Ausſtellung von Wechſeln auf Kaufleute beſchränken, ſo 
wäre die Erfüllung dem Landwirthe unmöglich, es liegt hier, 
wie bereits bemerkt iſt, nicht ein Fall der Rückwirkung, 
ſondern ein Fall der rechtlichen Unmöglichkeit der Erfüllung. 
vor. Wie weit der Schuldner für ſolche einzuſtehen hat, 
bemißt ſich nach den das alte Schuldverhältniß beſtimmenden 
Grundſätzen. Würde das neue Recht andere Formen für 
das Erfüllungsgeſchäft als das das Schuldverhältniß be— 
herrſchende alte Recht vorſchreiben (z. B. ſtatt der bisherigen 
einfachen Tradition die Auflaſſung von Grundſtücken), ſo 
wären die neuen Formen zu beobachten. Hätte ſomit ein 
Geſellſchafter bei vor dem 1. Januar 1900 erfolgter Ein⸗ 
gehung einer offenen Handelsgeſellſchaft das Verſprechen der 
Illation eines Grundſtückes quoad sortem abgegeben, jo 
wäre für die nach dem 31. Dezember 1899 erfolgte Weber: 
tragung des Eigenthums an die Geſellſchaft das neue Recht 
des BGB.'s (§§ 873, 925) maßgebend. Nicht minder be= 
ſtimmt ſich die Frage, welche materiellen Voraus— 
ſetzungen für das Erfüllungsgeſchäft vorliegen müſſen, 


vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts entſtanden iſt. Nehmen 
wir z. B. an, daß beide Forderungen vor dem 1. Januar 1900 
entſtanden ſind und daß die eine von ihnen vom 1. Januar 1900 
ab gemäß der RCP O. SS 850 ff. der Pfändung nicht unterworfen 
iſt, jo würde die Aufrechnung mit ihr nach BGB. § 394 vom 
1. Januar 1900 ab ausgeſchloſſen fein. Mit der ipso jure-Wirkung 
der Aufrechnung nach BGB. $ 389 ſteht dies unleugbar in einem 
gewiſſen Widerſpruch. Doch wird kaum anders entſchieden werden 
können, ſtellt man ſich auf den Standpunkt, daß die Aufrechnung 
eine Art Selbſtexekution iſt. Sehr ſchwankend iſt die Schweizer 
Praxis. Vgl. Schneider: Fir S. 959 Anm. 45. 
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z. B. welche Objekte fähig ſind, öffentlich hinterlegt zu 
werden, welche Forderungen aufgerechnet werden können, 
wann die Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit als an 
Erfüllungsſtatt und nicht bloß Erfüllungshalber erfolgt an⸗ 
zuſehen iſt (BGB. § 364 Abſ. 2), nach neuem und nicht 
nach dem alten Recht 189). Auch die materiellrechtliche Frage, 
welche Rolle die vom Gläubiger erfolgte Annahme der als 
Erfüllung angebotenen Leiſtung als Erfüllung hinſichtlich 
der Beweisvertheilung über die geſchehene Erfüllung ſpielt 
(BGB. $ 363), wäre nach neuem Recht zu entſcheiden. 
Endlich richten ſich die Wirkungen des Erfüllungs⸗ 
geſchäftes nach neuem Recht, ſo die Frage, wie weit der 
Schuldner aus der datio in solutum Gewähr zu leiſten hat 
(BGB. § 365), welche von mehreren Schulden bei einer 
nicht zur Tilgung ſämmtlicher Schulden ausreichenden Leiſtung 
getilgt wird (BGB. § 366, 367), ob die Aufrechnung ipso 
jure wirkt u. dgl. m. 

Steht in allen dieſen Beziehungen das Erfüllungs- 
geſchäft für ſich unter der Herrſchaft des neuen Rechts, ſo 
kann ſelbſtverſtändlich die abweichende Regelung des neuen 
Rechts über das Erfüllungsgeſchäft nicht den aus dem Schuld⸗ 
verhältniß dem Gläubiger gegen den Schuldner erwachſenen 
Rechten Eintrag thun. Soweit ſomit das neue Recht in 
ſeinen Vorausſetzungen des Erfüllungsgeſchäftes auf den 
Inhalt oder die Wirkungen des Schuldverhältniſſes ſelbſt 
Bezug nimmt, hat über dieſe das alte und nicht das neue 
Recht zu entſcheiden 19“). Soweit ferner das neue Recht 
mit dem Erfüllungsgeſchäft Wirkungen verbindet, die vom 
Standpunkt des unter dem alten Recht ſtehenden Schuld⸗ 
verhältniſſes nicht als Tilgungsgründe erſcheinen, iſt das 


189) Vgl. auch Schneider⸗Fick S. 954 Anm. 18. 

190) So wäre über das Vorhandenſein des Gläubigerverzuges in BGB. 
ss 372, 383 das das Schuldverhältniß beherrſchende Recht zu 
Rathe zu ziehen; die Frage, ob die Forderung verjährt war, wäre 
bei der Aufrechnung (BGB. § 390) für die Zeit vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 nach altem Recht zu beurtheilen, u. ſ. w. 
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Schuldverhältniß dadurch nicht getilgt, es ſei denn, daß durch 
freiwillige Unterwerfung unter das Erfüllungsgeſchäft 
der Gläubiger das Schuldverhältniß für definitiv beſeitigt 
erklärte!“ !). Hat endlich gar das alte Recht die Vornahme 
eines Erfüllungsgeſchäftes, z. B. der Kompenſation, geradezu 
bei einem beſtimmten Schuldverhältniß ausgeſchloſſen, ſo kann 
dieſes Schuldverhältniß auch dann nicht durch ein derartiges 
Erfüllungsgeſchäft nachträglich beſeitigt werden, wenn das 
neue Recht den Ausſchließungsgrund nicht mehr kennt. So 
würde im Gebiet des gemeinen Rechts die vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 begründete Forderung aus irregulärem Depoſitum 
auch nach dem 31. Dezember 1899 nicht durch Aufrechnung 
mit einer Gegenforderung erlöſchen. Ebenſo ſteht es mit 
der der Aktiengeſellſchaft gegen den Aktionär aus Art. 1840 
des alten HGB.'s zuſtehenden Forderung auf Zahlung des 
Aktienbetrages. Das neue Recht (§ 218) kennt den Aus⸗ 
ſchluß der Aufrechnungsbefugniß nicht mehr. Trotzdem würde 
er für die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Forderungen 
Platz greifen. Denn der Fall iſt hier kein anderer, als wenn 
die Parteien die Kompenſation ausgeſchloſſen hätten 9). 
n) Unter die Kategorie der Beendigungsgeſchäfte läßt 
ſich das Liquidations verfahren ſtellen, das bei Auflöſung 
einer offenen Handels⸗ oder Kommanditgeſellſchaft eintritt. 
Es wird ſich ſomit nach dem Recht richten, das zur Zeit 
ſeines Eintritts herrſcht, auch wenn die Geſellſchaft aus der 
Zeit des alten Rechts herſtammt. Von einem anderen Ge⸗ 
ſichtspunkt würde man zu einem gleichen Reſultat gelangen. 
Mit der eingetretenen Auflöſung löſt ſich die Geſellſchaft als 
ſolche auf, was an ihre Stelle tritt, iſt eine künſtliche Fort— 
ſetzung der Geſellſchaft, die im Grunde eine communio iſt !??). 
Auf dieſes neu entſtehende Schuldverhältniß findet das neue 
Recht ſomit Anwendung 19): ſoweit freilich in das Liqui⸗ 


191) So bei der datio in solutum nach dem BGB. 

192) Anders Gabba IV S. 160, 161 und Carlin S. 50, 51. 

193) ROHG. XXIII Nr. 43. 

194) Vgl. aus der Schweizer Praxis Schneider⸗Fick S. 956 Anm. 29; 
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dationsſtadium die materiellrechtlichen Konſequenzen des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages ihre Wirkungen erſtrecken, würde das für 
die Geſellſchaft maßgebend geweſene Recht weiter in An⸗ 
wendung kommen 15). Das Entſprechende hat für das 
Konkursverfahren zu gelten, zumal hier ein e 
Verfahren vorliegt 195). 

Hat das Liquidationsverfahren vor dem 1. Sa 1900 
begonnen, jo müßte eigentlich über den Fortgang das alte 
Recht entſcheiden, doch wird auch hier vielfach die Anwendung 
neuen Rechts geboten ſein, weil es ſich um prozeßrechtliche 
Vorſchriften oder um ſelbſtändige Rechte Dritter, z. B. des 
kündigenden Gläubigers ($ 152), handelt. Art. 173 des 
E. BGB.“'s iſt freilich nicht anwendbar, da eine Gemeinſchaft 
nach Bruchtheilen nicht gegeben iſt. 


5 10. 
Juriſtiſche perſonen. 


Nur weniger Bemerkungen bedarf die Frage der st 
lichen Anwendbarkeit des neuen Handelsrechts hinſichtlich der 
juriſtiſchen Perſonen. 

Für das neue Handelsgeſetzbuch kommen einmal in 
Betracht juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechts, die 
kraft des Gegenſtandes oder der Art und des Umfanges ihres 
Gewerbebetriebes Kaufmanns⸗ bezw. Vollkaufmannsgqualität 
erwerben. Hier iſt die Rechtsfähigkeit und die Organiſation 
der juriſtiſchen Perſon lediglich vom bürgerlichen Recht ge⸗ 
regelt und nur die aus ihrer Kaufmannsqualität entſpringen⸗ 


vgl. auch Buſch, Archiv VI S. 6 f.; bedenklich iſt ROHG. V 
Nr. 18 S. 82, wenngleich die Entſcheidung aus anderen Gründen 

n ſachlich richtig war. 

195) So würde ſich $ 142 nicht auf unter der Herrſchaft des alten 
Rechts entſtandene Geſellſchaften beziehen. 

196) Vgl. insbeſondere Art. VI des Einführungsgeſezes zur neuen Kon⸗ 
kursordnung. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 8 


114 K. Lehmann: Zeitliche Anwendbarkeit des neuen HGB. 8. 


den Rechte und Pflichten gehören dem Handelsrecht an. 
In Folge deſſen iſt Art. 163 des E. BGB. 's für derartige 
aus der älteren Zeit herſtammende juriſtiſche Perſonen maß⸗ 
gebend. Wenn die §§ 33—35 des neuen HGB.“'s Vor⸗ 
ſchriften über die Anmeldung ſolcher juriſtiſcher Perſonen 
zum Handelsregiſter aufſtellen, ſo wollen ſie damit nicht über 
Art. 163 des E. BGB.'s hinausgehen oder auch nur in 
deſſen Beſtimmungen eingreifen. Sie ſetzen vielmehr voraus, 
daß durch das bürgerliche Recht die Durchführung ihrer Be⸗ 
ſtimmungen ermöglicht iſt. So weit das bürgerliche Recht 
die Grundlagen für die Ausführung der in den $$ 33—35 
enthaltenen Sätze vermiſſen läßt, müſſen fi die 88 33— 35 
dem bürgerlichen Recht anpaſſen 1962). 

2. Erheblich wichtiger ſind die ſpeziell handels⸗ 
rechtlichen juriſtiſchen Perſonen, in erſter Linie die 
Aktiengeſellſchaft. Aber auch hier iſt Art. 163 des 
E. BGB.'s maßgebend. Der in ihm enthaltene Gedanke, 
daß die Entſtehung einer juriſtiſchen Perſon ſich nach dem 
zur Zeit ihrer Begründung maßgebenden Recht richte, 
während hinſichtlich der Organiſation (des Funktionirens) der 
juriſtiſchen Perſon das neue Geſetz eingreife !“, hat bereits 
in der zweiten Aktiennovelle grundſätzliche Anerkennung ge⸗ 
funden und zur ausführlichen Erörterung der diesbezüglichen 


196 a) Praktiſch könnte dies für § 34 werden, wenn eine juriſtiſche 
Perſon, die ſchon im alten Recht Vollkaufmannsqualität beſaß, 
bereits vor dem 1. Januar 1900 in das Auflöſungsſtadium ge⸗ 
treten war, ohne Liquidatoren nach altem Recht zu beſitzen. Un⸗ 
zweifelhaft iſt das Erlöfchen ihrer Firma dann gemäß $ 31 ans 
zumelden, wohl aber würde die Vorſchrift, daß die Perſonen der 
Liquidatoren und die beſonderen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
tretungsbefugniß anzumelden ſeien, davon abhängen, ob die Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Liquidation 
rückwirkende Kraft haben auf ſolche juriſtiſche Perſonen, die am 
1. Januar 1900 bereits aufgelöft find. Man wird dies indeſſen 
trotz des entgegenſtehenden Wortlauts des Art. 163 E. BGB.'s an⸗ 
nehmen dürfen. 

197) Prot. des BGB. zweiter Leſung S. 8996, 8997. 
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Fragen in Deutſchland ſeitens der ſyſtematiſchen und kommen⸗ 
tirenden Literatur geführt !“). Die Art. 23— 28 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum neuen HGB. fußen auf ihm und treffen 
nur vereinzelte Sonderbeſtimmungen. Schwierigkeiten wird 
ſomit die Frage der zeitlichen Anwendung des neuen Aktien⸗ 
rechts auf ältere Aktiengeſellſchaften kaum bieten. Nur einige 
Geſichtspunkte ſeien im Anſchluß an die Art. 23— 28 hervor⸗ 
gehoben. 

a) Wenn Art. 23 des Einf.⸗Geſ. zum neuen HGB. in 
Uebereinſtimmung mit § 2 des Geſetzes vom 18. Juli 1884 
auf die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, die vor dem 1. Januar 1900 zur 
Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet iſt, die 
bisherigen Vorſchriften Anwendung finden läßt, ſofern vor 
dem 1. Januar 1900 die Vorausſetzungen erfüllt ſind, an 
deren Nachweis die bisherigen Vorſchriften die Eintragung 
knüpfen, ſo weicht er damit von dem Grundſatz, daß ſich 
die Entſtehung einer juriſtiſchen Perſon nach dem Recht, 
das zur Zeit der Entſtehung herrſcht, richtet, zu Gunſten 
der am 1. Januar 1900 im Entſtehungsſtadium bis zur 
Anmeldung vorgeſchrittenen Geſellſchaften ab; es genügt 
bei ſolchen, daß die Vorausſetzungen der Eintragung nach 
altem Recht erfüllt ſind. Die Vorſchrift iſt aber nicht dahin 
auszulegen, daß das alte Recht ſchlechthin und allein maß⸗ 
gebend iſt. Wären vielmehr die Vorſchriften des neuen Rechts 
erfüllt, ſo wäre die nach dem 31. Dezember 1899 erfolgende 
Eintragung nicht zu beanſtanden. So würde ein Statut, das 
dem § 182 Abſ. 2 entſpricht, genügen, obwohl es dem Art. 209 
Abſ. 2 des alten HGB.'s nicht gerecht würde. Nur dürfen 
nicht Rechte, die unter der Herrſchaft des alten Rechts be⸗ 


198) Vgl. Renaud, Recht der Aktiengeſellſchaften 2. Aufl. S. 889 
bis 906; Laué, Ueber die Einwirkung des Geſetzes vom 18. Juli 
1884 auf die Statuten der bereits vor jenem Geſetze beſtandenen 
Aktiengeſellſchaften (1885); V. Ring, Kommentar 2. Aufl. 
S. 721 ff. und passim; ebenſo Staub, Kommentar, bei den 
einzelnen Artikeln; mein Recht der Aktiengeſellſchaſten 1 S. 108 ff. 
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gründet waren, verletzt worden ſein. So würde, falls der 
Errichtungsbeſchluß in der konſtituirenden Generalverſamm⸗ 
lung zwar gemäß $ 196 Abſ. 4 des neuen HGB.“, aber 
in Widerſtreit mit Art. 210 a Abſ. 4 des alten HGB.“'s ge⸗ 
faßt wäre 1“), die Eintragung abzulehnen fein, die Diſſen⸗ 
tienten können verlangen, nach altem Recht behandelt zu 
werden. — Demgemäß wird man auch den Gründern einer 
Aktienkommanditgeſellſchaft ſchon vor dem 1. Januar 1900 
geſtatten dürfen, nach neuem Recht die Gründung bis zur 
Anmeldung vorzubereiten. 

Der $ 2 des Geſetzes vom 18. Juli 1884 hatte den die 
Errichtung einer Aktiengeſellſchaft betreffenden Artikeln auch 
diejenigen über die Verantwortlichkeit aus Gründerhandlungen 
und über die Nachgründungen gleichgeſtellt. Dieſe Vorſchriften 
gehören aber an ſich nicht hierher, es handelt ſich dabei ent⸗ 
weder um Haftungen ex lege, die aus Art. 170 des E. BGB.“ 
nach altem Recht zu beurtheilen ſind oder um Organiſations⸗ 
akte, die dem neuen Recht unterſtehen, wenn ſie in deſſen 
Zeit fallen. So würde, wenn der Thatbeſtand des Art. 213 
Abſ. 3 (altes HGB.) vor dem 1. Januar 1900 gegeben war, 
der Gründer ſich nicht durch Berufung auf § 202 Abſ. 3 des 
neuen HGB.'s befreien können, wie umgekehrt § 207 des 
neuen HGB.'s auf Nachgründungen von Geſellſchaften, die vor 
dem 1. Januar 1900 entſtanden ſind, anwendbar ſein könnte. 

b) Art. 24 Abſ. 2 des E. HGB.'s enthält eine ſich ohne⸗ 
hin aus Art. 163 des E. BGB.“'s ergebende Vorſchrift. Da⸗ 
gegen macht Art. 24 Abſ. 1 eine wirkliche Ausnahme, die 
freilich nicht ſo weit geht, als für die ältere Zeit von manchen 
Seiten irrig beanſprucht wurde 0). 

c) Die Vorſchrift des Art. 25 geht inſofern von einer 
irrigen Vorausſetzung aus, als ſie (was auch die Denk⸗ 
ſchrift beſtätigt) als ſelbſtverſtändlich anſieht, daß auch die 


- —_.. 


199) Vgl. mein Recht der Aktiengeſellſchaften 1 S. 395 Anm. 4. 
200) Vgl. über die ältere Kontroverſe mein Recht der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften 1 S. 115 Anm. 3. 
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vor dem 1. Januar 1900 ausgegebenen Aktien dem neuen 
Recht des § 228 unterliegen. Dies würde aus Art. 163 des 
E. BGB.“'s jo wenig als aus ſonſtigen allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen folgern; denn die Amortiſirbarkeit der Aktie hat mit 
der Organiſation der Aktiengeſellſchaft jedenfalls inſoweit 
nichts zu thun, als dritte Erwerber davon betroffen werden. 
Auch Art. 174 des E. BGB.'s könnte nicht Anwendung finden, 
da er Schuldverſchreibungen und nicht mitgliedſchaftliche Werth⸗ 
papiere betrifft. Die Vorſchrift erſcheint alſo als eine dem 
Art. 174 des E. BGB.'s parallel gehende Sonderbeſtimmung, 
die nach ihrer Faſſung alle vor dem 1. Januar 1900 aus⸗ 
gegebenen Aktien betrifft, wie ja auch Art. 174 des E. BGB. “s 
den Fall mit umfaßt, daß die Schuldverſchreibung vor dem 
Inkrafttreten des BGB.'s abhanden gekommen iſt. Obwohl 
Art. 25 der Interimsſcheine nicht gedenkt, wird für ſie das 
Gleiche zu gelten haben. 

d) Das Gleiche gilt von der in Art. 26 behandelten 
Außerkursſetzung von Aktien auf Inhaber; in Wahrheit hat 
dieſe mit der Organiſation der Aktiengeſellſchaft nichts zu 
ſchaffen, es handelt ſich nur um eine Hemmung der Zirku⸗ 
lationsfähigkeit eines Werthpapieres ?“ !). Auch Art. 176 
Satz 1 des E. BGB.'s wäre, da er Schuldverſchreibungen 
betrifft, nicht direkt anwendbar. Die Faſſung des Art. 26 
läßt aber klar erkennen, daß vom 1. Januar 1900 ab die 
Außerkursſetzung einer Inhaberaktie unſtatthaft ſein ſoll. 

e) Ganz eigenthümlich ſteht es hinſichtlich der Vorſchrift 
des Art. 27. Wenn dem $ 236 des neuen HGB.'s die 
Anwendbarkeit auf Vorſtandsmitglieder verſagt wird, die 
vor dem 1. Januar 1900 beſtellt ſind, ſo liegt darin 
an ſich eine bloße Anwendung des Art. 170 des E. BGB.“. 
Denn § 236 regelt das interne Verhältniß der Vorſtands⸗ 
mitglieder zur Korporation, das ſich als Schuldverhältniß 
qualifizirt, und ſomit gemäß Art. 170 E. BGB. 's dem alten 
Recht verbleibt. Beim Vorſtand, wie beim Aufſichtsrath iſt 


201) Ring S. 189. 
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nämlich aus einander zu halten einerſeits ihr Funktioniren 
als Organ der Korporation (die Geſchäftsführung und Ver⸗ 
tretung) und andererſeits ihr obligatoriſches Verhältniß zur 
Korporation. In erſterer Beziehung hat zweifellos das neue 
Aktienrecht Anwendung zu finden, anders hinſichtlich der in⸗ 
ternen obligatoriſchen Beziehungen zwiſchen dem einzelnen 
Vorſtandsmitglied und der Aktiengeſellſchaft, z. B. des An⸗ 
ſpruches des Vorſtandes auf Gehalt oder Tantieme, ſeiner 
Kündigungsbefugniß u. ſ. w. Hier liegt ein Schuldverhältniß 
vor, das bei Unentgeltlichkeit als Auftrag, bei Entgeltlichkeit 
als Dienſtverhältniß anzuſehen iſt. An ſich würde ſolches 
dem Recht unterſtehen, unter dem es entſtanden iſt? “ 2). Iſt 
es ein Dienſtverhältniß, ſo würde es nach Maßgabe des 
Art. 171 des E. BGB.'s unter das neue Recht ſofort treten, 
weil die Beſtellung zum Mitgliede des Vorſtandes und Auf⸗ 
ſichtsrathes ſchon nach altem Recht jederzeit widerruflich war 
(Art. 227 Abſ. 3, 224, 191 Abſ. 4) 203), iſt es bloßer 
Auftrag, ſo würde das alte Recht fort gelten, ſo lange der 
alte Vertrag dauert, alſo bis zur erfolgten Wiederwahl. 
Daß nun die Verpflichtung des Vorſtandes zur Konkurrenz: 
unterlaſſung nicht zu der Organiſation der Aktiengeſellſchaft, 
ſondern zu den Ausflüſſen des internen Schuldverhältniſſes 
zwiſchen Aktiengeſellſchaft und Vorſtand gehört, kann einem 
Zweifel kaum unterliegen. Somit enthält Art. 27 in Wahr⸗ 
heit eine Abweichung von Art. 171 des E. BGB.'s und eine 
konſequente Durchführung des in Art. 170 des E. BGB.“ 
enthaltenen Gedankens. 

f) Art. 28 des E. HGB.“s iſt eine naturgemäße An⸗ 
wendung des auch ſonſt zu beobachtenden Grundſatzes, daß 
erworbene Rechte nicht verletzt werden dürfen?“). 


202) Das Geſagte ergibt ſich klar aus Art. 163 des E. BGB.. 

203) Dem entſprechend findet aus dieſem Grunde (nicht aus Art. 163 
des E. BGB.'s heraus) auch $ 237 und § 245 des neuen HGB. 8 
auf Aufſichtsrathsmitglieder ſofort Anwendung. 

204) Vgl. ſonſtige Anwendungsfälle auf dem Gebiete des Aktienrechts 
in meinem Recht der Aktiengeſellſchaften 1 S. 118. 
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g) Die Denkſchrift hebt hervor, daß die in den 88 2 
bis 7 des Geſetzes vom 18. Juli 1884 enthaltenen Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen von dem neuen Handelsgeſetzbuch und 
deſſen Einführungsgeſetz unberührt bleiben. Von praktiſcher 
Bedeutung wäre dies zumal für den $ 4 der zweiten Aktien⸗ 
novelle, nach dem das jeder Aktie gewährte Minimalſtimm⸗ 
recht auf die vor dem Inkrafttreten der zweiten Aktiennovelle 
entſtandenen Geſellſchaften inſoweit nicht Anwendung finden 
ſoll, als das Statut andere Beſtimmungen enthielt. Die 
Rechtslage iſt hier freilich nicht ganz ſo zweifellos, wie die 
Denkſchrift annimmt. Da das neue Handelsgeſetzbuch mit 
dem 1. Januar 1900 alle diejenigen Rechtsverhältniſſe er⸗ 
greift, die es ſeiner Herrſchaft unterwerfen will, ſo hätte es 
eines Vorbehaltes im Einführungsgeſetz bedurft, wenn Be⸗ 
ſtimmungen des Aktienrechts, die an ſich gemäß Art. 163 des 
E. BGB.“s auf Aktiengeſellſchaften des älteren Rechts ohne 
Weiteres Anwendung finden, von der Anwendung aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollen. Zu ſolchen Vorſchriften gehört die 
des 5 252 zweifellos, die Stimmberechtigung der Aktie iſt 
Beſtandtheil der Organiſation (vgl. die 88 32—34 BGB.). 
Dazu kommt, daß § 252 den alten Art. 190 (221 Abſ. 2) 
nicht ganz unverändert wiedergibt. Es iſt ſomit der De⸗ 
duktion, daß § 4 der zweiten Aktiennovelle durch das Ein⸗ 
führungsgeſetz zum neuen Handelsgeſetzbuch ſtillſchweigend 
beſeitigt iſt, die Möglichkeit eröffnet? “s). Der Hinweis auf 
Art. 2 Abſ. 2 des Einf.⸗Geſ. zum neuen HGB. dürfte kaum 
im Stande ſein, ſie zu entkräften; denn, wenngleich die zweite 
Aktiennovelle formal ein ſelbſtändiges Reichsgeſetz war, ſo 
war ihr Inhalt doch laut ihrer in § 1 abgegebenen Erklärung 
nur eine Erſetzung der betreffenden Theile des alten Handels⸗ 
geſetzbuches. Macht man geltend, daß es ſich ja nicht um § 1, 
ſondern um $ 4 der zweiten Aktiennovelle handelt, der eben 
betreffs des Stimmrechts für gewiſſe Aktiengeſellſchaften das 
alte Recht forterhielt, ſo läßt ſich entgegenhalten, daß ja 


205) So auch Coſack! S. 769. 
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auch dieſe Sonderbeſtimmung im Grunde Beſtandtheil des 
ganzen alten Handelsgeſetzbuches wurde, an deſſen Stelle 
das neue Handelsgeſetzbuch nun tritt. Man hat es ja auch 
für richtig befunden, durch Art. 19 des Einf.⸗Geſ. zum neuen 
HGB. die fortdauernde Geltung einiger landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften zu beſtätigen, die durch § 4 des Bundesgeſetzes vom 
5. Juni 1869 bereits vorbehalten waren. So wird die 
Praxis, wenn fie der Anſicht der Denkſchrift zuſtimmt, ſich 
wohl kaum anders zu helfen wiſſen, als indem ſie mit dem 
hier nicht einwandsfreien Satz operirt, daß die ältere lex 
specialis nicht durch die jüngere lex generalis beſeitigt wird. 
Die Schnelligkeit der legislatoriſchen Arbeit macht ſich an 
dieſer, wie an manchen anderen Stellen, empfindlich geltend. 


II. 
Zur gehre vom Girovertrage. 
Von 
Herrn Landrichter Brodmann in Lübeck. 


81. 


Der hohe Werth, welcher dem Giroverkehr für das 
heutige Wirthſchaftsleben beizumeſſen iſt, kann wohl nicht 
leicht überſchätzt werden. Seit etwa zwanzig Jahren hat die 
Reichsbank ihr zielbewußtes Streben darauf gerichtet, dieſe 
namentlich in England zu weiteſter Verbreitung gelangte 
Zahlungsform auch bei uns einzubürgern. Sie vor Allem 
war hierzu berufen, nicht zum Mindeſten in Folge ihrer 
eigenartigen, in dieſer Weiſe einzig in der Welt daſtehenden 
Organiſation, die ſie mit ihren zahlreichen weitverbreiteten 
Filialen!) in den Stand ſetzte, das ganze Deutſche Reich 
gleihfam zu „einem einzigen Giroplatz“ zu machen. 
Ein Bild der Entwicklung, die dieſer Verkehr bei ihr ge⸗ 
nommen hat, bieten die Zahlen, welche Koch im Anhang III 
zu ſeinem Aufſatz: „Ueber Bedürfniß und Inhalt eines Check⸗ 
geſetzes für das Deutſche Reich“ mittheilt?). Es ſei geſtattet, 


1) Die Reichsbank beſitzt zur Zeit, abgeſehen von der Berliner Haupt⸗ 
bank, 293 Zweiganſtalten: 17 Hauptſtellen, 52 Bankſtellen, 1 Bank⸗ 
kommandite, 206 Banknebenſtellen und 17 Waarendepots. 

2) Jetzt auch: Koch, Vorträge und Aufſätze hauptſächlich aus dem 
Handels- und Wechſelrecht. Berlin 1892. 
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hier die Ergebniſſe der letzten Jahre nachzutragen und zur 
beſſeren Vergleichung auch einige der früheren Zahlen zu 
wiederholen. 


Die Anzahl der Girokunden betrug: 


im Jahre 1877. 4729 
1887 .. 7407 
1890. 8583 
1894. . 10794 
1899. 11498 
1898. . 12292 
1897 . . . 13205 
Es wurden auf Girokonten 
vereinnahmt: verausgabt: 


1877 13518284732 Mk. 13503744356 ME. 
1887 29437335953 29405 797 528 
1890 39877028178 „ 39872473 445 
1894 42 237 361273 „ 42212 197825 „ 


8 


1895 46 862 710 723 „ 46 835 558 052 „ 
darunter Baarzahlungen: 
6 785 504 875 10 237 645 730 


„ 


1896 52827208776 „ 92775463823 
darunter Baarzahlungen: 
7557954818 „ 11974460170 
1897 57642962606 „ 57664684590 „ 
darunter Baarzahlungen: 


8211624482 „ 12704 318 694 „ 
Es betrug das Guthaben der Girokunden: 

1877 .. 106 842 255 Mk. 

1887 . . 247314898 „ 

1890 . 248 149 449 „ 

1894 . 274929 139 „ 

1895 . . 302081810 „ 

1896 . . 353 826 763 


1897 . . 332 104778 
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Die vereinnahmten Beträge ſind durchſchnittlich auf den 
betreffenden Konten belaſſen worden: 


1895 . . 2.23 Tage 
1896 . . 1.75 „ 
1897. . 1.63 „ 


Dieſe Zahlen geben ein deutliches Bild einer nament⸗ 
lich in den letzten Jahren ſtark ſich ſteigernden Entwicklung, 
die ihren Höhepunkt gewiß noch nicht erreicht hat. Aehnlich 
dürfte bei anderen großen Banken und ſelbſt bei mittleren 
und kleinen Banken und Bankiers die Entwicklung verlaufen 
ſein, von denen heute die große Mehrzahl einen Giroverkehr 
unterhält. Man wird ſich daher nicht leicht zu große Vor⸗ 
ſtellungen von der Verbreitung dieſer Zahlungsform im 
heutigen Geſchäftsleben machen können. 

Dem gegenüber könnte auffallen, daß die juriſtiſche 
Behandlung des Gegenſtandes ſeiner wirthſchaftlichen Be⸗ 
deutung und ſeiner weiten Verbreitung keineswegs zu ent⸗ 
ſprechen ſcheint. Die theoretiſche Literatur 3) iſt im Ganzen 
dürftig, meiſt bringen die Lehrbücher nicht viel mehr als 
eine Beſchreibung der techniſchen Seite, und in den ver⸗ 
ſchiedenen Sammlungen von Entſcheidungen findet man 
verhältnißmäßig nur wenig Fälle, in denen die juriſtiſche 
Natur des Girovertrages zur Sprache gekommen iſt !). 


3) Am ſchnellſten führt ein: Georg Cohn in Endemann's Hand⸗ 
buch des Handelsrechts Buch III Abſchnitt 12: Die Zahlungs⸗ 
geſchafte, ſpeziell II B 2: Die Girozahlung. 3. Bd. S. 1041 
(1885). Daſelbſt finden ſich auch ausführliche Literaturangaben. 
Zu den dort Genannten kommt jetzt vor Allen hinzu: Co ſack, 
Lehrbuch des Handelsrechts 4. Aufl. § 63, mit deſſen im Rahmen 
des Lehrbuchs nur kurz gehaltener Darſtellung die folgenden Aus⸗ 
führungen ſich vielfach berühren. 

4) Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. VI S. 388, Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XII S. 85, Bd. XXI 
S. 33 (behandelt ſpeziell das ſogenannte Giro⸗Effekten⸗Depot), 
Bd. XL S. 162. 

Ferner: Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 483. 
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An ſich iſt das ja kein ſchlechtes Zeichen, es beweiſt, wie 
vorzüglich die Technik eines Verkehrs ausgebildet ſein muß, 
der trotz ſeiner großen Verbreitung und ſeines nach umge⸗ 
ſetzten Werthen jo bedeutenden Umfanges fo wenig Ber: 
anlaſſung zu Friktionen zu geben ſcheint. Auf der anderen 
Seite gewährt es aber nicht nur hohen wiſſenſchaftlichen 
Reiz, einmal die juriſtiſche Natur einer ausſchließlich von dem 
praktiſchen Leben zur Geltung gebrachten Verkehrsform zu 
beſtimmen, ſondern es iſt auch nicht zu verkennen, daß die 
Rechtſprechung ſich nicht immer in Gedankengängen bewegt 
hat, die dem Weſen der Sache gerecht würden. Dies gilt 
gerade auch von der neueſten bekannt gewordenen Entſchei⸗ 
dung des Reichsgerichts, die Veranlaſſung zu dieſer Arbeit 
gegeben hat). 


§ 2. 


Mit der Bezeichnung Girovertrag hat ſich ein feſt⸗ 
beſtimmter Begriff in allgemein anerkannter Weiſe bisher 
kaum verknüpft. Ich folge Cohn), welcher unter Giro: 
verkehr den Inbegriff der Girogeſchäfte, unter Girogeſchäften 
aber ein Dreifaches verſteht: 


Reicher fließen die Quellen in den Entſcheidungen Hamburger 
Gerichte: 
Hamburgiſche Handelsgerichtszeitung 1. Jahrgang Nr. 208 (war 
mir nicht zugänglich), 2. Jahrgang 1869 Nr. 233. 234, 260, 369, 
1875 Nr. 229, 284, 1877 Nr. 65, 108, 151, 181 (dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen hängen eng miteinander zuſammen, gehören aber nur 
zum Theil hierher), 1877 Nr. 200. Hanſeatiſche Gerichtszeitung 
1881 Nr. 17, 123, 1882 Nr. 11, 65, 1883 Nr. 122 (dazu die 
Entſcheidung des Reichsgerichts in der Reviſionsinſtanz 1884 Nr. 54, 
identiſch mit Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. XII S. 85), 
1891 Nr. 15, 1891 Nr. 46 (Entſcheidung des Reichsgerichts), 1892 
Nr. 108, 1893 Nr. 44, 1896 Nr. 49; dazu 1897 Nr. 77 (Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts). 
5) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen, II. Civilſenat, 
Bd. XL S. 162. 
6) Endemann's Handbuch des Handelsrechts 1. c. 
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1. Inkaſſo für Rechnung des Girokunden, 

2. Baarzahlung für Rechnung des Girokunden, 

3. Girozahlung, die zu Stande kommt durch Um⸗ 
ſchreibung auf den Konten der betreffenden beiden 
Girokunden. 


Cohn übergeht in ſeiner erwähnten Darſtellung die 
beiden erſten Geſchäfte, behandelt nur die Girozahlung 
und bezeichnet den dieſem Rechtsgeſchäft zu Grunde liegenden 
Vertrag zwiſchen dem Kunden und der Girobank als Giro⸗ 
vertrag oder Girokonto⸗Eröffnungsvertrag. 

Es wird ſich fragen, ob nicht auch die beiden anderen 

Geſchäfte den gleichen Girovertrag vorausſetzen und ob nicht 
alle drei zu einem einheitlichen Rechtsinſtitut zuſammenzu⸗ 
faſſen ſind. 
H der Girovertrag“ — lehrt Cohn — „wird zwiſchen 
der Bank (dem Bankier) und dem zukünftigen Girokunden 
geſchloſſen unter der ſtillſchweigenden Bedingung — richtiger 
wohl in der Vorausſetzung —, daß die Bank analoge Ver⸗ 
träge noch mit anderen Perſonen abſchließt. Durch den 
Vertrag übernimmt der Bankier die Verpflichtung, dem 
Kunden ein Folium zu eröffnen, demſelben auf Anweiſung 
anderer Kunden zuzuſchreiben und von demſelben innerhalb 
der verabredeten Grenzen zu Gunſten anderer Kunden ab⸗ 
zuſchreiben.“ 

Damit iſt der Vertrag beſchrieben, aber ſeine juriſtiſche 
Natur noch nicht beſtimmt. Namentlich iſt daraus noch nichts 
zu gewinnen für die Frage nach der rechtlichen Natur der 
einzelnen Umſchreibung. Hierauf kommt Cohn am Schluſſe 
feiner Darſtellung zu ſprechen ): 

„Die Girozahlung iſt weder Kompenſation noch Skon⸗ 
tration, noch ſtets Hingabe an Zahlungsſtatt, noch auch 
immer Novation oder Expromiſſion, ſtets aber Ueber⸗ 
weiſung, zum Sich verpflichten ee, De⸗ 
legation).“ 


7) S. 1055 J. e. 
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Ließe ſich nichts weiter feſtſtellen, ſo wäre das wenig 
geeignet, aus dem geſchäftstechniſch ſo wichtigen und dabei 
doch ſo einfachen Rechtsgeſchäft, wie die Girozahlung es iſt, 
einen einheitlichen und klaren juriſtiſchen Typus herauszu⸗ 
bilden und man begriffe kaum das Bedürfniß nach einer 
gewiſſermaßen monographiſchen Darſtellung, wie Cohn ſie 
bringt. 

Aber auch die Darſtellung der Einzelheiten iſt nicht frei 
von Widerſprüchen. 

Während unter Nr. 9 das „Rechtsverhältniß zwiſchen 
den beiden Girokunden“ in der eben wiedergegebenen Weiſe 
fixirt wird, kommt für das Rechtsverhältniß des Kunden zur 
Bank der korrelate Gedanke folgendermaßen zum Ausdruck: 

„Die durch Umſchreibung entſtandene Forderung iſt 
weder die cedirte Forderung des zahlenden Kunden, dem ab— 
geſchrieben worden, aus deſſen Perſon mithin die Bank 
keinerlei Einrede dem bezahlten Girokunden entgegenſetzen 
darf, noch iſt ſie eine Forderung ex deposito, noch nimmt 
ſie unbedingt den Charakter des urſprünglichen oder bis⸗ 
herigen Guthabens des bezahlten Girokunden an: vielmehr 
iſt ſie eine neue, ſelbſtändige und abſtrakte Forderung, be⸗ 
gründet durch den formellen Akt der Buchung auf dem be⸗ 
treffenden Konto, ähnlich der römiſchen Delegations— 
ſtipulation.“ 

Man ſollte meinen, daß zu einer Stipulation mindeſtens 
zwei Perſonen gehören. Damit ſteht aber im Widerſpruch, 
wenn Cohn lehrt, daß die Bank von dem Moment der 
Zuſchreibung an Schuldnerin des Kunden wird, dem ſie zu⸗ 
geſchrieben hat. Iſt die Konſtruktion als Stipulation zu⸗ 
treffend, ſo folgt meines Erachtens unbeſtreitbar, daß der 
Girokunde früheſtens mit dem Moment Gläubiger wird, wo 
er auf erhaltenen Avis nicht widerſpricht. Man kann un⸗ 
möglich in der Eingehung des Giroverhältniſſes eine der 
Bank in blanco und für alle bekannten und unbekannten 
Fälle im Voraus erklärte Stipulationsofferte erblicken, die 
von der Bank durch Umſchreibung acceptirt würde. Und 
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ſelbſt wenn man das thäte, ſo würde jedenfalls nach der 
vom Bürgerlichen Geſetzbuch angenommenen Empfangstheorie 
die Bank doch erſt mit dem Moment Schuldnerin werden, 
wo dem Kunden die Benachrichtigung zugegangen iſt. 

Wenn es aber wahr wäre, daß die Bank mit der er⸗ 
folgten Zuſchreibung Schuldnerin des Girokunden wird, 
wie wäre es dann damit in Einklang zu bringen, was 
Cohn faſt unmittelbar im Anſchluß daran behauptet, daß 
die Bank (die Schuldnerin geworden iſt!) eine irrthümliche 
Zuſchreibung vor der Benachrichtigung des betreffen⸗ 
den Kunden beliebig ſtorniren (das heißt doch: ihre Schuld 
wieder auslöſchen) kann? Und welche Bedeutung hat dann 
hierfür die Benachrichtigung? 5 

Unter Nr. 9 lehrt Cohn: „Zwiſchen den beiden Kunden 
wirkt die auftragsmäßige Umſchreibung wie Baarzahlung, 
mithin meiſt ſchuldbegründend oder ſchuldtilgend.“ Damit 
ſteht aber doch im Widerſpruch — wenigſtens ſo, wie die 
Sätze lauten —: „Eine Verpflichtung des zu Bezahlenden, 
anſtatt der Baarzahlung ſich mit Zuſchreibung auf Girokonto 
zu begnügen, beſteht ohne beſondere Abrede nicht mehr; eine 
ſolche Verpflichtung kann zu Gunſten einiger oder aller 
übrigen Girokunden in dem mit der Bank geſchloſſenen Giro⸗ 
vertrage übernommen werden; an ſich iſt ſie im Girovertrage 
nicht enthalten.“ Wenn aber die auf Anweiſung eines 
Kunden erfolgte Umſchreibung auf das Konto eines Anderen 
mit dem Momente der Umſchreibung als abſtrakte Stipu⸗ 
lationsſchuld der Bank zu Stande kommt und wenn dieſe 
Umſchreibung zwiſchen den Girokunden wie Baarzahlung 
wirkt, ſo fragt man ſich, worin denn dieſe „Wirkung wie 
Baarzahlung“ beſteht, wenn der Girokunde ſie doch nicht als 
Baarzahlung gelten zu laſſen braucht. Dann wirkt ſie doch 
eben nicht wie Baarzahlung! 

Kurz, man ſieht, daß es hier jedenfalls noch nicht ge⸗ 
lungen iſt, das kaufmänniſch ſo durchſichtige und natürliche 
Rechtsgeſchäft juriſtiſch auf einen ſicheren Boden zu ſtellen. 

An ſich liegt die Konſtruktion Cohn's ja nahe. Das 
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Geſchäft ſieht bis auf einen, juriſtiſch ſcheinbar unweſent⸗ 
lichen Punkt, der Zahlung auf Anweiſung, ſpeziell auf 
Check, zum Verwechſeln ähnlich). Es ſcheint einzig der 


8) Ueber das Weſen der Anweiſung haben ſich die Meinungen 
nur allmählich geklärt und Einigkeit herrſcht auch heute noch nicht 
(vgl. Wendt, Das allgemeine Anweiſungsrecht, Jena 1895; dazu 
Danz in der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtswiſſenſchaft Bd. XX XVII S. 327 f.). Die Anweiſung nimmt 
einerſeits in der Form des Checks einen breiten Raum im Giro⸗ 
verkehr ein, andererſeits kommt, wie das Folgende darthun wird, 
für die klare Erkenntniß des Weſens der einzelnen Girogeſchäfte 
Alles darauf an, daß man die Anweiſung, die in einer eigenthüm⸗ 
lichen Weiſe zwiſchen drei Rechtsſubjekten Beziehungen knüpft, von 
äußerlich ähnlichen, aber in ihrem Weſen verſchiedenen Geſchäfts⸗ 
formen ſcharf ſcheidet. Auf Einzelheiten kann hier nicht ein⸗ 
gegangen werden. Ich will nur kurz bezeichnen, wo meines Er⸗ 
achtens der ſpringende Punkt liegt. Ich halte die Anweiſung für 
einen an den Angewieſenen ertheilten Auftrag, mit einem Dritten 
(Anweiſungsempfänger) ein Rechtsgeſchäft abzuſchließen. Ihr cha⸗ 
rakteriſtiſches Weſen ergibt ſich, wenn man die dreifache Form 
ſcheidet, in der ein ſolcher Auftrag denkbar iſt: 

1. Mandat zur Annahme eines Rechtsgeſchäfts im Namen des 

Auftraggebers. 

Hier ſtehen ſich im Rechtsgeſchäft juriſtiſch nur zwei Kon⸗ 
trahenten gegenüber, der Beauftragte iſt Stellvertreter, ſeine Perſon 
kommt als Kontrahent nicht in Betracht, das Geichäft iſt abge 
ſchloſſen zwiſchen dem Mandanten und dem Dritten. 

2. Mandat zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts im eigenen 

Namen des Beauftragten. 

Wiederum treten ſich bei Abſchluß des Rechtsgeſchäfts nur 
zwei Kontrahenten gegenüber. Es läuft hier das Mandat in leicht 
auszuſcheidender Weiſe neben dem Rechtsgeſchäft her, dieſes letztere 
erzeugt die perſönlichen obligatoriſchen Rechtswirkungen zwiſchen 
dem Beauftragten und dem Dritten, das Mandat dagegen wirkt 
nur zwiſchen Auftraggeber und Beauftragtem. Dabei iſt es gleich⸗ 
giltig, ob der Dritte von dem Mandat Kenntniß hatte oder nicht, 
ob dieſer mit dem Auftraggeber in irgend welchen Rechtsbeziehungen 
ſteht. Hierher gehört das mandatum qualificatum, aber auch 
das Kommiſſionsgeſchäft. 

3. Endlich aber kann der Auftrag auch dahin lauten, daß der 

Beauftragte im eigenen Namen abſchließen ſoll, aber — 
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Unterſchied zu beſtehen, daß vermöge ſeines Girovertrages 
mit der Bank der Anweiſungsempfänger ſtatt der Baar⸗ 


und nun iſt es nicht leicht, den adäquaten Ausdruck für 
das zu finden, was gemeint iſt —: „für Rechnung des 
Auftraggebers“ wäre mißverſtändlich, denn auch der Kom⸗ 
miffionär handelt für „fremde Rechnung“. Hierunter iſt 
aber in der Definition des Handelsgeſetzbuchs verſtanden, 
daß das Geſchäft zwar nicht juriſtiſch, aber wirthſchaftlich 
den Kommittenten und nicht den Kommiſſionär angeht, 
daß thatſächlich der Kommiſſionär und kein Anderer die 
den Vertrag ſchließende und in die dadurch bedingten Rechts⸗ 
beziehungen eintretende Perſönlichkeit iſt, der aber vermöge 
ſeines Rechtsverhaltniſſes zum Kommittenten dieſem obliga⸗ 
toriſch verpflichtet iſt, als wenn dieſer der dominus negotii 
geweſen wäre. Was ich hier meine, iſt, daß das Rechts⸗ 
geſchäft ſo zu ſagen auf juriſtiſche Rechnung des Auf⸗ 
traggebers abgeſchloſſen wird, während es gleichwohl zwiſchen 
dem Beauftragten und dem Dritten als Eigenkontrahenten 
zu Stande kommt. Oder mit anderen Worten: dieſes 
letztere Rechtsgeſchäft iſt abſtrakter Natur, es entbehrt i m 
Verhältniß der Kontrahenten zu einander der 
causa, und die gleichwohl aus dem Rechtsgeſchäft nicht 
völlig verſchwundene, ihm zu Grunde liegende causa iſt 
für jeden Kontrahenten etwas Anderes, auch nicht im Ver⸗ 
hältniß des Korrelats zu einander Stehendes, das für Jeden 
aus ſeinem Rechtsverhältniß zu einem Dritten geſchöpft iſt. 
Meiſt iſt dieſer Dritte natürlich eine und dieſelbe Perſön⸗ 
lichkeit, doch ſind Komplikationen nicht ſelten, wo das nicht 
der Fall iſt, ſo wenn eine Anweiſung weiter begeben wird. 
Weſentlich iſt nur, daß dieſe Beziehung der causa auf eine 
dritte Perſönlichkeit zum Inhalt des Rechtsgeſchäfts gemacht 
wird, denn ſonſt würde aus der juriſtiſchen causa ein in⸗ 
differentes Motiv. 

Dieſes eigenthümliche Verhältniß iſt in der Anweiſung gegeben 
und es iſt eine Konſequenz aus der Natur der Sache, 
daß nur ſolche Rechtsgeſchäfte Gegenſtand eines Anweiſungsauf⸗ 
trags zu ſein vermögen, welche als abſtrakte Rechtsgeſchäfte abge⸗ 
ſchloſſen werden können, d. h. einſeitige Verpflichtungen und 
Leiſtungen. Es ergibt ſich ferner, daß der Auftrag an denjenigen 
gerichtet ſein muß, der in dem Rechtsgeſchäft die Rolle des Schuld⸗ 
ners oder des Leiſtenden übernehmen ſoll. Denn ein an den prä⸗ 
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zahlung nur die Gutſchrift beanſprucht oder zu beanſpruchen 
hat. Denn daß der Check hier nicht auf dem gewöhnlichen 
Wege durch die Hand des Anweiſungsempfängers zu dem 
Anweiſenden gelangt, iſt nichts Beſonderes. Das widerſpricht 
dem Weſen der Anweiſung noch nicht, und wenn auch gerade 
beim Check allerdings es etwas ganz Außergewöhnliches wäre, 
ſo könnte man zur Noth ja die Bank als den Ueberbringer 
des Checks auffaſſen, die mit dem Avis an den Girokunden, 
dem zugeſchrieben worden iſt, dieſem von der Anweiſung 
und gleichzeitig auch von der Ausführung derſelben Nach⸗ 
richt gibt. 

Man ſieht aber ſchon aus dieſer kurzen Ausführung, in 
welche Künſteleien dieſe Theorie hineingeräth, will ſie einiger⸗ 
maßen der Sache Herr werden. Zum Ueberfluß hat auch 
kein Geringerer als Koch es direkt ausgeſprochen, der rothe 


ſumtiven Gläubiger gerichteter Auftrag könnte an ſich für Nie⸗ 
manden Beſtimmungsgrund fein, zu zahlen oder Verpflichtungen 
einzugehen. 

Zwiſchen Anweiſung zu zahlen und Anweiſung ſich zu ver⸗ 
pflichten beſteht für dieſe Betrachtungsweiſe kein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied, worauf ich nicht näher eingehe. In dem Zuſammenhang 
unſerer Ausführungen kommt nur die Anweiſung zu zahlen in Form 
des Checks in Betracht. Das Weſentliche iſt, daß im Anweiſungs⸗ 
geſchäfte Angewieſener und Anweiſungsempfänger im eigenen 
Namen handeln und daß jede Einbeziehung von Gedanken an 
Stellvertretungsverhältniſſe die juriſtiſche Natur des Rechtsvor⸗ 
ganges verfälſchen muß. Vgl. hierzu Gide, Etudes sur la 
novation et le transport des crèances en droit romain, Paris 
1879 S. 392 ff. Ferner Wendt a. a. O. S. 32—35, S. 170 f. 
Wenn beide Autoren nach dem Vorgang von Salpius an Stelle 
des Anweiſungs⸗Mandatars den jussus ſetzen wollen (der rechts⸗ 
geſchäftliche Willenserklärung iſt, als ſolche von dem Angewieſenen 
jedenfalls durch Honorirung der Anweiſung angenommen wird 
und der, wenn er auch nicht direkt die Revalirungsklage begründen 
ſollte, doch ſeinem Inhalt entſprechend zur Ausführung gebracht 
werden muß, ſoll überall die Revalirungsklage erwachſen) — ſo 
halte ich das für einen Punkt von verhältnißmäßig untergeordneter 
Bedeutung. 
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Check der Reichsbank ſei kein Check“), und Cohn ſtimmt 
dem bei. Von ſeinem Standpunkt aus unterſcheidet ſich aber 
der rothe vom weißen Check nur durch den Gegenſtand. Für 
ihn iſt jener Anweiſung zum Sich verpflichten, dieſer 
Anweiſung zu zahlen. Nirgends lehrt Cohn, wie es z. B. 
Laband thut 10), daß es zum Weſen der Anweiſung oder 
des Checks gehört, daß der Anweiſungsempfänger ihn dem 
Angewieſenen vorlegt. Wie alſo ſteht es damit? 

Meiner Meinung nach wird man dem Sachverhalt allein 
gerecht, wenn man ſich klar macht, welche Funktion die Giro⸗ 
zahlung im heutigen Verkehrsleben zu verſehen hat !!)), und 
wenn man weiter fragt, welches ſind die einfachſten und 
natürlichſten Mittel, den erſtrebten Zweck zu erreichen? 

Es handelt ſich bei der Giroüberweiſung um eine be⸗ 
ſtimmte Art von Zahlung. Der Ueberweiſende will eine 
beſtimmte Summe an den Dritten (Girokunden) zahlen. Er 
für ſeine Perſon bedient ſich hierfür aber nicht ſeiner eigenen 
Geſchäftskaſſe, er beſitzt in Geſtalt ſeines Guthabens bei der 


9) Vgl. Koch, Abrechnungsſtellen in Deutſchland und deren Vor⸗ 
gänger, in: Vorträge und Aufſätze hauptſächlich aus dem Handelsẽ⸗ 
und Wechſelrecht, Berlin 1892 S. 272. Vgl. auch daſelbſt S. 195. 
Checkformulare ſiehe ebendort S. 213. 

Für den Giroverkehr der Reichsbank dienen hauptſächlich zwei 
Arten von Checks, der weiße und der rothe. Der erſtere lautet: 
„Die Reichsbank wolle zahlen gegen dieſen Check aus meinem 
(unſerem) Guthaben an N. N. oder Ueberbringer Mark“ 
Er dient zur baaren Abhebung des angewieſenen Betrages. — Der 
rothe Check iſt für die hier in Rede ſtehende Konto⸗Ueberweiſung 
beſtimmt und lautet: „Die Reichsbank wolle dem Konto des N. N. 
Mark . .. gutſchreiben und dafür belaſten das Konto von (Unter: 
ſchrift).“ 

Vgl. auch Cohn in der Zeitſchrift für vergleichende Rechts⸗ 
wiſſenſchaft I S. 439 f. 

10) Archiv für civil. Praxis Bd. LXXIV S. 331 f. 

11) Der Zweck und die ganze Bedeutung des Rechtsgeſchäſts hat ſich 
bekanntlich in der hiſtoriſchen Entwicklung weſentlich geändert. 
Cohn bei Endemann S. 1043 f. Vgl. auch Goldſchmidt, 
Univerſalgeſchichte des Handelsrechts S. 318 ff. 
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Bank eine beſondere, ſo zu ſagen eine deputirte Kaſſe und 
läßt aus dieſer zahlen. Aber auch ſein Gläubiger — oder 
in welcher Beziehung ſonſt er zu ihm ſteht —, der Dritte, 
beſitzt eine derartige deputirte Kaſſe, und nicht an deſſen Ge: 
ſchäftskaſſe, ſondern an dieſe deputirte Kaſſe läßt jener die 
Zahlung verabfolgen. Mit anderen Worten: Sollten nicht 
das Zahlungs- und Inkaſſomandat ausreichen, womit hier der 
Auftrag, im Namen des Auftraggebers, als deſſen Stell: 
vertreter, zu handeln, gemeint iſt. Es würde ſich ſo 
ergeben, daß in dieſer Art von Zahlung gar nicht drei 
Rechtsſubjekte, ſondern nur zwei, die beiden Girokunden, 
rechtsgeſchäftlich in Beziehung treten, ein Jeder dabei durch 
einen Stellvertreter agirend, der hier in Perſon der einen 
Bank den Einen ſowohl als den Anderen vertritt. Das 
hieße alſo, wer für ſich ein Girokonto eröffnen läßt, tritt 
mit der Bank in ein dauerndes Mandatsverhältniß in doppelter 
Beziehung. Einerſeits verpflichtet dieſe ſich, ſeinen Anweiſun⸗ 
gen entſprechend Zahlungen für ihn und in ſeinem Namen 
zur Ausführung zu bringen, andererſeits ermächtigt der Kunde 
ſie, in ſeinem Namen und ihn verpflichtend Zahlungen für 
ihn entgegenzunehmen. 

Im Allgemeinen freilich iſt der Inkaſſomandatar nicht 
für berechtigt zu halten, ſtatt für ſeinen Auftraggeber Baar⸗ 
zahlung zu erheben, mit dem anderen Theil unter Herein⸗ 
ziehung eigener perſönlicher Verpflichtungen gegen ihn ſich 
zu verrechnen. Inſofern handelt es ſich hier allerdings um 
ein qualifizirtes Inkaſſomandat, während bezüglich des Zah: 
lungsmandats ſchon aus allgemeinen Geſichtspunkten nichts 
dagegen einzuwenden iſt, daß der Bevollmächtigte, ſtatt baar 
auszuzahlen, ſich mit dem Zahlungsempfänger, alſo unter 
deſſen freier Zuſtimmung, verrechnet. Dieſe Art, die Zahlung 
nicht in Baar, ſondern durch Verrechnungen zu leiſten, iſt ein 
weſentliches Stück des ganzen Vertragsverhältniſſes, hierauf 
hauptſächlich iſt es abgeſehen, damit erklärt ſich Jeder ein⸗ 
verſtanden, der den Girovertrag eingeht, und er thut es 
unbedenklich, weil ohnehin ein erſprießlicher Giroverkehr nur 
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möglich iſt, wenn Banken zur Verfügung ſtehen, welche ſich 
des unbedingten und unbeſchränkten Kredits des Publikums 
erfreuen. 

Dieſe Konſtruktion des Rechtsverhältniſſes gibt die Mög⸗ 
lichkeit an die Hand, die Einzelheiten des Vorganges aus⸗ 
einanderzulegen und in ihrer juriſtiſchen Natur zu beſtimmen. 
Der rothe Check iſt danach in der That kein Check, ſondern 
lediglich Zahlungsauftrag des dominus negotii an ſeinen 
Zahlungsbevollmächtigten. Durch die Ausführung des Auf— 
trages erwirbt der Beauftragte, der nach den hier obwalten⸗ 
den Verhältniſſen meiſt allerdings Schuldner des Auftrag⸗ 
gebers iſt, die Zahlung aber aus eigenen Mitteln beſchafft, 
die Erſatzforderung (actio mandati contraria) an den Auf⸗ 
traggeber, während gleichzeitig die an den Inkaſſobevollmäch⸗ 
tigten des anderen Theiles (Girokunden) beſchaffte Zahlung 
dieſen im gleichen Betrage zum Schuldner feines Auftrag- 
gebers (actio mandati directa) macht, und zwar nur zum 
Mandatsſchuldner, da nach dem Sinn des Girovertrages der 
Bevollmächtigte nicht — wie ſonſt wohl — verpflichtet iſt, 
getrennte Kaſſen zu führen. 

Wann aber und worin vollzieht ſich der Moment der 
Zahlung? Ich will vorweg bemerken, daß, wenn ſich bier: 
für ein einzelner ganz beſtimmter Akt nicht feſtſtellen ließe, 
darin noch nichts Beſonderes läge. Auch in ihrer regel⸗ 
mäßigen Geſtalt bietet die Geldzahlung oft nicht die Mög⸗ 
lichkeit, einen ſolchen Moment beſtimmt zu fixiren. Schon 
in dem denkbar einfachſten Fall, wo ein einzelnes Geldſtück 
aus einer Hand in die andere wandert, handelt es ſich um 
einen in der Zeit verlaufenden Vorgang, der, wie Logik und 
Erkenntnißtheorie lehren, ſich beliebig in Zeitmomente zerlegen 
läßt, die als Einheiten für ſich gedacht werden können. So 
betrachtet, iſt natürlich auch hier die Zahlung ganz gewiß 
nicht ein einzelner einheitlicher Moment. Aber oft kann 
auch für die naive Anſchauung die Zahlung einer Geldſumme 
als ein zuſammengeſetzter, nicht leicht zu fixirender Akt er⸗ 
ſcheinen. Wenn A. eine Summe Geldes aufzählt, B. ſie 
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nachzählt und nach richtigem Befund ſie einſtreicht, ſo iſt 
nunmehr freilich die Zahlung beſchafft, aber unter Umſtänden 
kann es juriſtiſch von größter Bedeutung werden, wie es 
denn während des ganzen Vorganges mit dem Eigenthum 
an den Geldſtücken beſtellt iſt. Wenn A., um 1 Mark zu 
zahlen, ein Zehnmarkſtück auf den Tiſch legt und B. nun 
entweder das Stück in feine Kaſſe legt und 9 Mark heraus: 
nimmt und aufzählt, oder erſt dieſes thut und dann jenes, 
oder etwa das Geldſtück prüfend in die Hand genommen hat, 
es wieder auf den Tiſch legt und die 9 Mark aufzählt, in 
ſolchen Fällen kann die Entſcheidung die größten Schwierig— 
keiten bieten (und dabei doch von großer Tragweite fein). 
Es wird ſich nun aber gerade in unſerem Fall zeigen, daß 
er die Möglichkeit gewährt, den eigentlichen Zahlungsmoment 
mit ganz beſonderer Schärfe zu fixiren. 

Vergegenwärtigen wir uns den Vorgang. Der rothe 
Check geht ein. Die Bank kann darauf verſchieden verfahren. 
Sie kann damit beginnen, daß fie dem Konto des Auftrag- 
gebers den Betrag abſchreibt und darauf dem anderen Konto 
ihn zuſchreibt, woran ſich die Benachrichtigung dieſes letzteren 
Kunden anſchließt. Sie kann aber auch umgekehrt verfahren, 
zunächſt dem letzteren Konto zuſchreiben und dann dem 
erſteren ab. Oder endlich, es wird auf die Reihenfolge kein 
Werth gelegt, bald ſo, bald anders verfahren. Bei der 
Reichsbank kommt noch der Fall hinzu, daß die beauftragte 
Bankanſtalt (in deren Gebiet der Auftraggeber wohnt), den 
Auftrag an diejenige Bankanſtalt weiter gibt, welche das 
Konto führt, dem zugeſchrieben werden ſoll. 

Ich nehme zunächſt an, die Bank, ſo bald ſie den Check 
erhält, ſchreibt den entſprechenden Betrag dem Konto des 
Auftraggebers ab 12). Hierin kann offenbar nur ein vor: 


12) So verfährt die Reichsbank. Der rothe Check verbleibt bei der 
beauftragten Anſtalt, die den Betrag dem Konto abſchreibt und 
der zuſtändigen Bankanſtalt unverzüglich Nachricht gibt. Die 
Nachricht läuft in der Regel Tags darauf dort ein und gelangt 
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bereitender Akt liegen, vorgenommen in der Vorausſetzung, 
daß Alles ſeinen ordnungsmäßigen Gang geht. Denn ſowohl 
in dem Verhältniß zwiſchen der Bank und dem Dritten (Zah⸗ 
lungsempfänger) als im Verhältniß zwiſchen Letzterem und 
Auftraggeber iſt damit noch nichts geändert. Noch iſt zwiſchen 
dieſen beiden Letzteren nichts geſchehen und ein Anſpruch der 
Bank (mandati contraria) gegen den Anweiſenden iſt in Wahr⸗ 
heit noch gar nicht erwachſen. Würde nach der Abſchreibung 
der Geſchäftsbetrieb ins Stocken gerathen, die Zuſchreibung 
auf dem Konto des Dritten unterbleiben, ſo hätte das Gut⸗ 
haben des Auftraggebers noch ſeine unverminderte Höhe. 

Es folgt nun die Zuſchreibung auf dem Konto des 
Dritten und der Avis. Letzterer hat mit dem Zahlungs⸗ 
geſchäft als ſolchem nichts zu thun. Er unterſcheidet ſich in 
keiner Weiſe von der Benachrichtigung des Inkaſſomandatars 
an den Mandanten im Falle einer eingegangenen baaren 
Zahlung. Er ſchließt ſich dort nicht enger an den eigent⸗ 
lichen Akt der Zahlung an, wie hier. Wie er hier erſt nach 
geſchehener und allſeitig perfekter Zahlung erfolgt, ſo auch 
dort. Die Verpflichtung zur Benachrichtigung beſteht über⸗ 
dies in kaufmänniſchen Verhältniſſen und vor Allem im 
Bankgeſchäft in einem Falle genau ſo ſtreng als in dem 
anderen. Es kann mithin nur auf die Akte der Konto⸗ 
Zu: und ⸗Abſchreibung ankommen, und der Moment, in 
welchem die Zahlung zu Stande gekommen iſt, iſt frühe⸗ 
ſtens der der Zuſchreibung auf dem Konto des Zah⸗ 
lungsempfängers. Aber auch ſpäteſtens. Wenn etwa 
erſt nach dieſem Zeitpunkt vom Konto des Auftraggebers 
abgeſchrieben wird, ſo iſt das nur der in der ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung niederzulegende Ausdruck der bereits 
eingetretenen Veränderung, welche in dem Rechtsverhältniß 
zwiſchen Bank und Kontoinhaber durch die auftragsgemäße 
Zahlung verurſacht iſt. 


durch Zuſchreibung auf dem betreffenden Konto, die dem Konto⸗ 
inhaber avifirt wird, zur Ausführung. 
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An ſich freilich liegt der Gedanke nicht fern, die Per⸗ 
fektion des ganzen Rechtsgeſchäftes auf den Zeitpunkt zu 
verlegen, wo auch in den Buchungen der Bank die ein- 
getretene Veränderung allſeitig zum endgiltigen Ausdruck 
gelangt iſt. Das wäre aber nur möglich, wenn man die 
Zuſchreibung auf dem Konto des Empfängers in derſelben 
Weiſe als einen nur präparatoriſchen Akt auffaſſen könnte, 
wie wir oben die Abſchreibung als ſolchen charakteriſirten, 
und das ſcheint doch nicht anzugehen. Die Zahlung ſoll 
(faktiſch) zu Stande kommen zwiſchen der beauftragten Bank 
und dem Dritten. Für die Rechtsſtellung dieſes Dritten zur 
Bank, für alle rechtsgeſchäftlichen Transaktionen mit ihm 
müſſen aber die Vorgänge auf den Konten anderer Giro: 
kunden belanglos bleiben. Wie man ſicherlich der Girobank 
nicht wird geſtatten dürfen, ſich dem Dritten gegenüber 
darauf zu berufen, daß verſehentlich oder auch ohne alles 
Verſchulden der Bank von dem Konto des Auftraggebers 
der Betrag noch nicht abgeſchrieben ſei, wie das hier dem 
Empfänger gegenüber als res inter alios gesta zu betrachten 
ſein würde, ſo wird man auch eine Konſtruktion des Rechts⸗ 
verhältniſſes nicht für richtig erachten können, nach der der 
auftraggebende Girokunde der Bank nach erfolgter 
Zuſchreibung noch ſollte in die Arme fallen und damit die 
Bank und ſich ſelbſt in die Lage verſetzen dürfen, die Zah⸗ 
lung als unfertige und mithin noch gar nicht erfolgte zu 
behandeln. 

Dabei iſt aber allerdings zu beachten, daß die Zu— 
ſchreibung auf dem Konto des Dritten nicht immer ein un⸗ 
bedingt einfacher und untheilbarer Akt iſt. Je nach den 
verſchiedenen Einrichtungen der Banken kann namentlich auch 
eine mehrmalige Buchung, etwa eine vorläufige und eine 
endgiltige, oder in mehreren ſich gegenſeitig kontrollirenden 
Büchern eine Parallelbuchung erforderlich ſein, bevor die 
Zuſchreibung als ſolche vollſtändig zu Stande gekommen iſt. 
In dieſem Sinne iſt es richtig, daß es ſich nur nach den 
Einrichtungen einer jeden einzelnen Bank beurtheilen läßt, 
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wann eine Zuſchreibung vollzogen und fertig iſt *). Dar: 
über hinaus iſt aber auf die Buchungs- und Geſchäfts⸗ 
einrichtungen der Bank kein weiteres Gewicht zu legen, ſon⸗ 
dern es erſcheint ſtets als Konſequenz der juriſtiſchen Natur 
des Rechtsgeſchäfts, daß es mit der Zuſchreibung als 
ſolcher perfekt geworden iſt. 

Gelange ich ſo zu demſelben Reſultat, das der unbe⸗ 
fangenen Auffaſſung ſich als das Nächſtliegende darſtellen wird, 
ſo würde ſich der abſtrakte Verpflichtungsakt (Stipulation), 
welchen die herrſchende Lehre in dem Geſchäft erblickt, nicht 
ſo leicht an dieſen Vorgang der Zuſchreibung anknüpfen, 
wie Cohn es anzunehmen ſcheint, wenn er lehrt, die Forde⸗ 
rung des Girokunden würde begründet durch den formellen 
Akt der Buchung auf dem betreffenden Konto. Es müßte, 
wie ſchon erwähnt wurde, der Avis unbedingt in das Rechts⸗ 
geſchäft mit hineingezogen werden. Wollte die herrſchende 
Lehre dem gegenüber den Rechtsvorgang in der Weiſe Eon: 
ſtruiren, daß die Bank in ihrer doppelten Eigenſchaft als 
Vertreter des Stipulators und als eigenhandelnder Pro: 
mittent mit ſich ſelbſt kontrahirt, ſo wäre an und für ſich 
dagegen nicht ſo viel einzuwenden. Denn ſchließlich wird, 
jo viel ich ſehe, keine Theorie der Girozahlung dieſer immer: 
hin etwas mißlichen Kategorie eines Kontrahirens mit ſich 
ſelbſt ganz entrathen können. Auch in der obigen Kon⸗ 
ſtruktion iſt offenbar ſubintelligirt, daß die Bank als Beauf⸗ 
tragte des einen Girokunden an ſich ſelbſt als Bevollmächtigte 
des anderen die Zahlung leiſtet. In Folge der eigenthüm⸗ 
lichen Sachlage exiſtirt von dieſem Vorgange in der realen 
Welt freilich nicht das Geringſte, er tritt allererſt in und mit 
ſeiner Folgeerſcheinung, der Zuſchreibung auf dem Konto 
des Empfängers, in die Wirklichkeit ein. In welchem Akt 
der Bank aber die herrſchende Lehre die in Stellvertretung 
abgegebene Erklärung des Gläubigerwillens erblicken 
will, iſt nicht erſichtlich. Die Bucheintragung enthält an ſich 


13) Siehe Koch in Holtzendorff's Rechtslexikon v. Riskontro. 
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nichts weiter als die Erklärung des Schuldnerwillens, 
und wollte man mehr hineinlegen, ſo würde es zu unerträg⸗ 
lichen Konſequenzen führen. Denn dann wäre nicht zu ver: 
ſtehen, wie Cohn lehren kann, daß die irrthümliche 
Zuſchreibung vor der Benachrichtigung des betreffenden Konto⸗ 
inhabers beliebig ſtornirt werden könne. Iſt mit dem 
formellen Akt der Bucheintragung eine Stipulation zwiſchen 
dem Schuldner und dem Stellvertreter des Gläubigers end⸗ 
giltig zu Stande gekommen, dann kann auch ein vorgefallener 
Irrthum nur zu einer Anfechtung berechtigen, niemals aber 
zu einer Rückgängigmachung des ganzen Geſchäfts ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Gläubigers. So weit geht doch die Ver— 
tretungsmacht der Bank unter allen Umſtänden nicht, daß 
ſie auf erworbene Rechte des Vertretenen Verzicht leiſten darf. 

Auf der anderen Seite wäre es aber unerträglich, wenn 
es der Bank in Wahrheit nie geſtattet ſein ſollte, eine irr⸗ 
thümliche Bucheintragung einſeitig zu korrigiren. 

Auch dieſe Frage wird ſich nur aus der inneren Struktur 
des ganzen Vorganges beantworten laſſen und für unſere 
Auffaſſung wird je nach Geſtaltung der Umſtände die Ant⸗ 
wort verſchieden ausfallen. Erfolgt die Zuſchreibung in 
Befolgung eines Ueberweiſungsauftrages, ſo verkörpert ſich 
in der Zuſchreibung der Akt der gewollten Zahlung. Dieſe 
Zahlung als Thatſache aber und nicht etwa irgend ein in 
der Zuſchreibung dem dritten Girokunden gegenüber erklärter 
Verpflichtungswillen iſt es, welcher die Verpflichtung der 
Bank dieſem Dritten gegenüber begründet. Es bleibt ſomit, 
nebenbei geſagt, für den Streit der Empfangs- und Aeuße⸗ 
rungstheorien hier gar kein Raum. Aehnlich wie die an 
den Bevollmächtigten geleiſtete effektive Zahlung — voraus⸗ 
geſetzt nur, daß ſie endgiltig zu Stande gekommen iſt — 
ohne Weiteres und an ſich unwiderruflich den Bevollmäch⸗ 
tigten zum Schuldner ſeines Auftraggebers macht, ſo iſt 
auch durch die Bucheintragung die Zahlung zu Stande ge— 
kommen, kann wie alles Geſchehene in der Welt nicht un⸗ 
geſchehen gemacht werden und die Bank iſt daher mit der 
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Zuſchreibung Schuldnerin geworden, ohne daß es hierzu etwa 
noch einer Mittheilung an den Girokunden bedürfte und 
ohne daß vor allen Dingen die dem Auftrag gemäß erfolgte 
Buchung einſeitig rückgängig gemacht werden dürfte. So iſt 
es zweifellos auch dann, wenn die Bank beiſpielsweiſe ſich 
darüber im Irrthum befand, ob ſie in ihrem Rechtsverhält⸗ 
niß zum Auftraggeber dieſem gegenüber verpflichtet war, dem 
Auftrag nachzukommen oder nicht. Denn ſobald ſie es ge— 
than und Zahlung geleiſtet hat, kann ſie ſich dem Empfänger 
gegenüber auf das Deckungsverhältniß nicht mehr berufen. 
Dieſer hat durch den Bevollmächtigten ſeines Kontrahenten, 
des überweiſenden Girokunden, eine Zahlung erhalten und 
braucht ſich auf das zwiſchen jenen beiden beſtehende Auf: 
tragsverhältniß nicht einzulaſſen. 

So muß dann aber folgerichtig endlich auch entſchieden 
werden, wenn die Bank irrthümlich, aber doch mit der Ab⸗ 
ſicht zu zahlen, etwa auf einen gefälſchten rothen Check 
hin eine Zuſchreibung vornimmt. Denn auch hier hat die 
Bank, gleichviel aus welchem Motiv, eine Zahlung geleiſtet 
und für den Empfänger die Zahlung angenommen. Damit 
iſt der Vertretene Gläubiger ſeines Stellvertreters geworden, 
und iſt das ganze Geſchäft mangelhaft, ſo kann es doch nicht 
ohne Zuſtimmung dieſes Gläubigers rückgängig gemacht wer⸗ 
den. Anders nur, wenn aus einem Verſehen und ohne die 
Abſicht eine entſprechende Ueberweiſung auszuführen, eine 
unrichtige Eintragung ſtattfindet, etwa in der Weiſe, daß 
eine unrichtige Summe oder daß auf einem unrichtigen Konto 
zugeſchrieben wird, ſtatt dem Girokunden Hermann B. dem 
Girokunden Hans B. Hier hat in der That gar keine Zah⸗ 
lung an Hans B. ſtattgefunden, es liegt nur der täuſchende 
Schein einer ſolchen vor. Die Bank iſt gar nicht, auch nicht 
formell Schuldnerin des Kontoinhabers geworden und kann 
die Eintragung daher ſtorniren. Hier macht es dann aber 
auch keinen Unterſchied, ob der Kontoinhaber bereits aviſirt 
war oder nicht, der Avis iſt keine verpflichtende, ſondern 
nur eine beweiſende Erklärung, und nur wird ſelbſtverſtänd⸗ 
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lich im erſteren Fall die Bank für verpflichtet zu erachten 
ſein, dem Kunden von der Stornirung Nachricht zu geben 
und dieſe nicht hinter ſeinem Rücken vorzunehmen. 


Läßt nach dem Vorgetragenen die hier verſuchte Theorie 
auf die juriſtiſche Natur des Vorganges ein helles Licht 
fallen, ſo ergeben ſich auch des Weiteren bedeutſame Kon— 
ſequenzen daraus. Es iſt danach nicht richtig, daß aus der 
Giroüberweiſung als ſolcher nach irgend einer Richtung hin 
abſtrakte Schuldverhältniſſe entſtünden. Die in ihr liegende 
Zahlung kommt zwiſchen den beiden Girokunden als den 
Eigenkontrahenten, den dominis negotii, zu Stande. Welche 
Bedeutung ihr hier zukommt, richtet ſich nach dem zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältniß zwiſchen dieſen beiden. Aus der 
Thatſache der erfolgten Zahlung entſtehen Schuldverhältniſſe 
zwiſchen dem Auftraggeber und der Bank einerſeits, zwiſchen 
der Bank und dem Zahlungsempfänger andererſeits, Mandats⸗ 
obligationen aus dem Zahlungsauftrag bezw. aus der in dem 
Girovertrag liegenden Ermächtigung zum Inkaſſo. Hierauf 
komme ich noch zurück. Vorerſt wende ich mich den beiden 
anderen, oben genannten, Girogeſchäften zu, dem Inkaſſo 
und der Baarzahlung für Rechnung des Girokunden, um 
zu zeigen, daß auch in dieſen Geſchäften die Bank — falls 
ſie nicht auf Anweiſung, Check, zahlt — lediglich als Be— 
vollmächtigte des Girokunden nicht als Eigenkontrahent handelt, 
und um darauf hinzuweiſen, daß mit unſerer Theorie der 
Giroüberweiſung der ſyſtematiſch wie praktiſch gewiß nicht 
zu unterſchätzende Vortheil verknüpft iſt, alle drei Giro⸗ 
geſchäfte in einheitlicher Weiſe konſtruiren, ſie zu einem ein⸗ 
heitlichen Rechtsinſtitut zuſammenfaſſen zu können. 

Thatſächlich verhalten ſich die Banken dieſen beiden 
letztgenannten Girogeſchäften gegenüber verſchieden. Die 
Reichsbank übernimmt für die Girokunden das Inkaſſo 
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der ihr zu dieſem Zweck übergebenen Wechſel, Anweiſungen, 
Rechnungen und ſonſtigen Papiere. Außerdem können an 
allen Bankplätzen baare Einzahlungen von Perſonen, welche 
kein Girokonto beſitzen, zur Gutſchrift auf das Konto eines 
(auswärtigen) Girokunden geleiſtet werden. Endlich kann 
auch mit der Poſt der Bankanſtalt Geld zur Gutſchrift auf 
Girokonto eines Dritten zugeſandt werden. 

Dagegen werden von der Reichsbank Zahlungen für 
Rechnung des Girokunden in der Regel nur gegen (weißen) 
Check geleiſtet. Nur Wechſel, aus welchen ein Konto: 
inhaber zu einer Zahlung verpflichtet iſt und welche bei der 
Reichsbank oder einem anderen Bankhauſe, das mit der 
Reichsbank in täglicher Abrechnung ſteht, zahlbar gemacht 
und rechtzeitig aviſirt ſind, werden, ohne daß es eines Checks 
bedarf, für Rechnung des Girokunden bezahlt. 

a) Betrachten wir zunächſt das Inkaſſo. Auch andere 
Banken übernehmen bekanntlich Inkaſſo für ihre Girokunden. 
Immer häufiger werden die Fälle, in denen Geſchäftsleute 
im Verkehr nicht nur unter einander, ſondern auch mit dem 
Publikum, wo ferner Aerzte, Rechtsanwälte und dergleichen 
ein wiſſenſchaftliches Gewerbe betreibende Perſonen durch 
allgemeine Mittheilung an ihre Kunden in der Form von 
Vermerken auf Briefen, Rechnungen, Ankündigungen (Reichs⸗ 
bank⸗Girokonto, Girokonto bei der deutſchen Bank ꝛc.) Baar: 
einzahlung auf das Girokonto anheimſtellen. 

Denn ſo und nicht anders muß doch ein ſolcher Vermerk 
aufgefaßt werden. Wer eine Rechnung mit dieſem Vordruck 
erhält, wird damit aufgefordert, nach ſeinem Belieben die 
Summe auf das betreffende Girokonto einzuzahlen und da— 
mit iſt zugleich die Bank ermächtigt, die Zahlung für den 
Girokunden in Empfang zu nehmen. Sie iſt ermächtigt, 
das heißt aber nicht, die Bank iſt beauftragt, ohne dazu ver⸗ 
pflichtet zu ſein, das Inkaſſo zu beſorgen, wie in der Lehre 
von der Anweiſung dieſer Ausdruck wohl gebraucht wird, 
ſondern es heißt, die Bank iſt dem Dritten gegenüber 
legitimirt, in Entgegennahme der Zahlung den 
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Gläubiger zu vertreten. Die Folge davon iſt, daß wer 
in dieſer Weiſe der Bank den geſchuldeten Betrag einzahlt, 
damit ſeine Schuld tilgt, ohne daß es ihn weiter berührt, 
ob das Geld wirklich, ſei es in Baar oder durch Verrechnung, 
an ſeinen Gläubiger gelangt, oder ob etwa die Bank nach⸗ 
träglich in Zahlungsſtockungen geräth und der Girokunde 
ſein Geld verliert. Oder ſollte wirklich mein Gläubiger mir 
ſein Girokonto ausdrücklich benennen, mich dadurch zur 
Einzahlung auf dieſes Konto veranlaſſen und ſchließlich 
gleichwohl nochmalige Zahlung beanſpruchen dürfen, weil 
er mit ſeiner Girobank in Mißhelligkeiten gerathen iſt und 
aus irgend einem ſtichhaltigen oder nicht ſtichhaltigen Grunde 
von ihr ſein Geld nicht bekommen kann? 

Lieſt man die Beſtimmungen, welche im Geſchäftsverkehr 
der Reichsbank bezüglich der Einziehung von Rechnungen ꝛc. 
für den Girokontoinhaber gelten, fo wird kein Juriſt daran 
zweifeln, daß es ſich hier um das Verhältniß eines Inkaſſo⸗ 
bevollmächtigten zu ſeinem Auftraggeber handelt. Es lautet 
da unter Nr. 4: „Die der Reichsbank zur Einziehung über⸗ 
gebenen Wechſel, Anweiſungen, Rechnungen und ſonſtigen 
Papiere müſſen quittirt ſein c. Der Geſammtbetrag der 
in dem Verzeichniß (das mit eingereicht werden muß) an⸗ 
gegebenen Einzugspapiere wird in dem Kontogegenbuch vor 
der Linie ſofort eingetragen. Die endgiltige Gutſchrift er: 
folgt erſt nach Eingang ꝛc.“ 

Es iſt geradezu der typiſche Fall der Ermächtigung zum 
Inkaſſo, den das Handelsgeſetzbuch (Art. 296) ſtatuirt hat. 
Freilich liegt hier auch in jedem einzelnen Fall ein Inkaſſo⸗ 
auftrag vor. Es ſcheint aber zweifellos, daß auch in den 
Fällen, wo Dritte ſpontan Gelder für einen Girokunden 
einzahlen (von Platz zu Platz), die Bank allgemein als zur 
Annahme von dieſem ermächtigt gelten muß. Die hierfür 
bei der Reichsbank geltenden Beſtimmungen befinden ſich 
allerdings nicht unter denjenigen, welche ſpeziell für den 
Giroverkehr getroffen ſind und auf welche ſich jeder Giro⸗ 
kunde durch Unterſchrift verpflichten muß (Nr. VII der Al: 
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gemeinen Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der 
Reichsbank). Der Ein⸗ und Auszahlungsverkehr iſt unter 
Nr. IX geregelt, wo es unter Nr. 2 heißt: „An allen Bank⸗ 
plätzen können baare Einzahlungen jeden Betrages von Per⸗ 
ſonen, welche kein Girokonto beſitzen, zur Gutſchrift auf das 
Konto eines auswärtigen Girokunden geleiſtet werden. Die 
Gebühr beträgt ꝛc.“ Dieſe Beſtimmungen laſſen nicht ver⸗ 
kennen, daß die Bank in ſolchen Fällen Beauftragte des 
Einzahlenden ſein will. Das ſchließt aber keineswegs aus, 
daß zu gleicher Zeit die Bank auch hier Inkaſſobevollmäch⸗ 
tigte des Zahlungsempfängers iſt. Wie eben ausgeführt 
wurde, wäre ſie es in den Fällen, wo der Einzahler von 
dem Girokunden ſelbſt in irgend einer Form aufgefordert 
wäre, nach ſeinem Belieben das Geld direkt oder auf Giro⸗ 
konto einzuzahlen. Was insbeſondere wieder die Verhält⸗ 
niſſe der Reichsbank anbetrifft, ſo tritt ferner jeder Girokunde 
nicht nur nach Inhalt und Weſen des Girovertrages an und 
für ſich einem „Kreiſe“ von Geſchäftsleuten bei, von denen 
ein Jeder die Bank ermächtigt, für ihn Ueberweiſungen, 
d. h. Zahlungen der anderen Kontoinhaber in Empfang zu 
nehmen, ſondern es liegen auch, wie jedem Kontoinhaber 
mitgetheilt wird, Verzeichniſſe ſämmtlicher Girokunden der 
Reichsbank in jeder Bankanſtalt zur Einſicht offen aus, ja 
können im Buchhandel bezogen werden, ſo daß darnach kaum 
zweifelhaft ſein kann, daß Jeder, der ein Girokonto bei der 
Reichsbank nimmt, in der mit ſeinem Wiſſen erfolgenden 
öffentlichen Mittheilung dieſer Thatſache ſeine Einwilligung 
dazu erklärt, daß Einzahlungen und Ueberweiſungen an ihn 
in der Form geſchehen, wie der Giro- und ſonſtige Verkehr 
der Reichsbank es mit ſich bringt. 

b) Zahlungen für die Girokunden beſorgt dagegen 
die Reichsbank im Allgemeinen nur gegen weißen Check, 
und es ſcheint das auch bei den anderen Banken die Regel 
zu ſein. Das heißt, in dieſer Beziehung lehnt die Bank es 
ab, als Bevollmächtigter des Girokunden aufzutreten, ſie 
ſchließt das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen ab. Aus⸗ 


144 Brodmann: Zur Lehre vom Girovertrage. 


nahmen macht die Reichsbank nur bei Wechſelzahlungen oder 
im Grunde nur bei ſolchen Wechſeln, welche bei einem Bank⸗ 
hauſe zahlbar gemacht worden ſind, mit dem die Reichsbank 
in täglicher Abrechnung ſteht. Denn die Zahlung bei ihr 
domizilirter Wechſel erfolgt nach der Bedeutung des Domizil: 
vermerks durch den Domiziliaten im eigenen Namen. Das 
in der Domizilirung liegende Mandat iſt Anweiſung, nicht 
Auftrag zur Stellvertretung. 

Wenn, abgeſehen von dieſer einzigen Ausnahme, Baar⸗ 
zahlungen durch weiße Checks zu erheben ſind, ſo iſt das 
keine Konſequenz aus der Natur des Girovertrages, ſondern 
dient nur der Ordnung und namentlich durch die Inhaber⸗ 
klauſel des Checks der größeren Handlichkeit des Auszahlungs⸗ 
verkehrs. Das folgt ſchon daraus, daß Ausnahmen vor⸗ 
kommen. | 


84. 


Ich faſſe das Ergebniß der vorſtehenden Erörterungen 
dahin zuſammen, daß die Bank im Girovertrage nach * 
Richtungen hin Verpflichtungen übernimmt: 


1. Sie verpflichtet ſich, im Checkverkehr die von dem 
Girokunden ordnungsmäßig ausgeſtellten Checks auf 
Vorzeigung zu honoriren, wobei fie dem Checkinhaber 
als Selbſtkontrahent gegenübertritt, 

2. ſie übernimmt es, für den Girokunden und in deſſen 
Namen handelnd, Gelder auszuzahlen und einzu— 
kaſſiren 
a) im Wege der Giroüberweiſung, 

b) im Wege der an fie erfolgenden baaren Ein: 
zahlungen, 
c) im mehr oder weniger beſchränkten Umfange auch 
im Wege der baaren Auszahlungen, 
beides (1 und 2) mit der Maßgabe, daß, ſoweit Zahlungen 
der Bank in Frage kommen, die Verpflichtung hierzu nur 
bis zu dem Betrage ſich erſtreckt, als im einzelnen Giro⸗ 
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vertrage zwiſchen der Bank und dem Girokunden allgemein 
ausbedungen iſt. 

Bezeichnet man dieſen Betrag kurz als das Girogut: 
haben des Kunden, ſo hat man damit vielleicht die all⸗ 
gemeinſte und zutreffende Faſſung für dieſen Rechtsbegriff 
gefunden, der ſich in ſeiner Verwirklichung ſo außerordent⸗ 
lich verſchieden und wechſelnd geſtalten kann. Das erheb⸗ 
lichſte praktiſche Intereſſe knüpft ſich an die Nctur dieſes 
„Guthabens“. 

Soll die im Giroverkehr liegende Idee rein zur Aus⸗ 
geſtaltung gelangen und ſoll der wirthſchaftliche Zweck der⸗ 
ſelben wirklich erreicht werden, ſo drängt ſich unabweisbar 
das Verlangen auf, daß der Kontoinhaber, der in ſeinem 
Giroguthaben einen Theil ſeines Kaſſenbeſtandes erblicken 
ſoll, auch in die Lage verſetzt ſein muß, über dieſes Gut⸗ 
haben in der gleichen freien Weiſe jederzeit verfügen zu 
können, wie über ſeinen Baarvorrath im Hauſe, daß mithin 
nicht bloß, was ſelbſtverſtändlich iſt, Dritte an dieſem Gut⸗ 
haben Anrechte nur in der Form geltend machen können, in der 
ſie überhaupt Vermögensſtücke des Schuldners in Anſpruch 
zu nehmen haben (Pfändung oder Arreſt), ſondern auch, daß 
die Bank ſelbſt jederzeit verpflichtet ſein muß, das Giro⸗ 
guthaben zu völlig freier Verfügung des Kontoinhabers zu 
halten. So lange Alles ſeinen regelmäßigen glatten Gang 
nimmt, iſt das Intereſſe daran freilich nicht groß. Kommt 
der Kontoinhaber ſeinen Verpflichtungen der Bank gegenüber 
nach, ſorgt er dafür, daß alle Anſprüche derſelben, ſobald 
ſie fällig ſind, pünktlich befriedigt werden, ſo hat auch die 
Bank keine Veranlaſſung, den Verfügungen des Girokunden 
über ſein Guthaben nicht nachzukommen, und wegen noch 
nicht fälliger Forderungen Schwierigkeiten zu machen, wäre 
ſie weder berechtigt, noch würde es ihr in den Sinn kommen. 
Ganz anders, ſobald Zahlungsſtockungen eintreten. Handelt 
es ſich um Zahlungsſchwierigkeiten der Bank, ſo bietet der 
Sachverhalt an ſich kein Intereſſe. Einerſeits iſt es aus⸗ 
gemacht, daß nach heutigem Konkursrecht der Girokunde ein 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 10 


146 Brodmann: Zur Lehre vom Girovertrage. 


privilegium exigendi, etwa nach dem Muſter des römiſchen 
Rechts in Bezug auf den Anſpruch aus dem depositum 
irregulare, nicht hat, andererſeits beſteht auch gar kein 
Grund, in ſolchen Fällen den Kontoinhaber vor anderen 
Gläubigern zu befriedigen. Der Girokunde gewährt der 
Bank, wie ſchon ausgeführt wurde, einen außerordentlich 
hohen, eigentlich völlig uneingeſchränkten, freilich friſtloſen 
Kredit, aber das kann nicht dazu berechtigen, ihm einen Vor⸗ 
zug vor anderen Gläubigern einzuräumen, die, wenigſtens 
in der Regel, ihren Kredit bemeſſen haben werden und an 
ſich die Vorſichtigeren geweſen ſind. Anders, wenn der 
Girokunde in Konkurs oder Zahlungsſtockung geräth. Hier 
den Gläubigern des Kridars das Giroguthaben ungeſchmälert 
zu erhalten und alle Anſprüche der Bank, auf Grund deren 
ſie retiniren oder kompenſiren möchte, zur konkursmäßigen 
Befriedigung zu verweiſen, iſt ein Gedanke, der auch in der 
Rechtſprechung mehrfach Anerkennung gefunden hat, ohne 
daß es doch gelungen wäre, ihn in allſeitig befriedigender 
Weiſe auf anerkannte Rechtsgrundſätze aufzubauen. 

Von dem unhaltbaren Standpunkte der franzöſiſchen 
Rechtswiſſenſchaft, die das Recht des Girokunden an dem 
„Guthaben“ bei der Bank als Eigenthum auffaßt !*), ſehen 
wir ab. 

In der deutſchen Praxis hat man an den Ge⸗ 
danken angeknüpft, daß in der Niederlegung eines Theiles 
des Kaſſenbeſtandes bei einer Bank zum Zweck der dem— 
nächſtigen beliebigen Verfügung darüber, ein depositum 
irregulare liegt, hat dieſen Begriff ganz allgemein auf das 
jeweilige Guthaben ausgedehnt und auf dieſes depositum 
irregulare die gemeinrechtlichen Sätze angewendet (ſo weit 
fie noch nicht, wie das privilegium exigendi, reichsgeſetzlich 
beſeitigt find), und iſt jo zu dem Reſultat gekommen, die 
Retentions⸗ und Kompenſations⸗Einreden der Bank auszu⸗ 


14) Vgl. Cohn in Zeitſchrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
Bd. III S. 97. 
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ſchließen !)). Wenn hierbei einige Entſcheidungen unver: 
kennbar davon ausgehen, als läge darin nichts weiter, 
als die Anwendung giltiger Rechtsſätze auf einen einzelnen 
konkreten Thatbeſtand, der unter jene fällt, ſo iſt das freilich 
eine Täuſchung. Denn auf der einen Seite dehnt man den 
Begriff des Depoſitum analog auf einen Thatbeſtand aus, 
auf den er an und für ſich nicht angewendet werden dürfte, 
auf der anderen Seite würde man, wollte man hierbei kon⸗ 
ſequent verfahren, weit über das Ziel hinausſchießen. 

Im eigentlichen Sinn iſt ein Verwahrungsvertrag nicht 
denkbar ohne einen beſtimmten körperlichen Gegenſtand, den 
es zu verwahren gilt. Bei Fungibilien liegt es nahe, einen 
Schritt weiter zu gehen und den Parteien nachzulaſſen, daß 
ſie, ohne an dem Vertragsverhältniß im Uebrigen zu ändern, 
vereinbaren, es ſoll der Depoſitar nicht eandem rem, ſon⸗ 
dern tantundem ejusdem generis zurückgehen dürfen!“). Da: 
mit war an und für ſich noch nicht geſagt, daß der Depo⸗ 
ſitar nicht ſtets eine entſprechende Quantität bereit haben 
mußte, die er eben verwahrte, aber freilich lag es in der 
Konſequenz des Gedankens. Daran aber haben meines 
Wiſſens die Römer ſtets feſtgehalten, daß auch beim depo- 
situm irregulare irgendwo und irgendwann einmal wirklich 
die entſprechende Quantität effektiv in die Hände des Depo⸗ 
ſitars gelangt ſein mußte. Schon beim Darlehen wurde der 
Gedanke, daß jede Schuld durch einfachen Vertrag in ein 
ſolches umgewandelt werden kann, nur zögernd anerkannt. 
Dabei liegt hier dieſer Gedanke noch ſehr viel näher. Es hat 


15) Namentlich das Hamburger Oberlandesgericht hat ſchon ſeit Jahren 
an dieſer Auffaſſung mit Konſequenz feſtgehalien, vgl. Hanſeatiſche 
Gerichtszeitung 1881 Nr. 17, 123, 1882 Nr. 11, 65, 1883 
Nr. 122, 1891 Nr. 15, 1893 Nr. 44, 1894 Nr. 105, und das 
Reichsgericht hat dem beigepflichtet: Hanſeatiſche Gerichtszeitung 
1884 Nr. 54 (identiſch mit Entſch. des Reichsgerichts XII Nr. 85), 
1891 Nr. 46. 

16) Genau dieſes Rechtsgeſchäft ſcheint das in Entſch. des Reichsgerichts 
Bd. XXI S. 33 zur Sprache gekommene Giro⸗Effekten⸗Depot 
zu ſein. 
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auf den erſten Blick durchaus etwas Befremdendes, daß alle 
auf verſchiedenſten Rechtsgründen beruhenden Einzelpoſten eines 
Girokontos, Kaufforderung, Mandatsforderung, Darlehen, 
fortlaufend in eine einzige, dabei immer wechſelnde und 
flüſſige Forderung aus depositum ſollten umgewandelt wer⸗ 
den. Mit vielleicht gleichem Rechte könnte man dann jede 
ſchwebende Schuld ſo betrachten, als ſei der Betrag bezahlt 
und liege nun als Depot in den Händen des Schuldners, 
dem er zur Aufbewahrung belaſſen ſei. 

Indeſſen kann doch nicht verkannt werden, daß gerade 
im Verhältniß des Bankiers zu ſeinem Girokunden, in dem 
Zwecke dieſer ganzen Geſchäftsverbindung etwas liegt, was 
die Unterſtellung einer dahingehenden Verabredung recht⸗ 
fertigt. Will man es acceptiren, ſo müſſen aber Einſchrän⸗ 
kungen gemacht werden, an die man bisher nicht gedacht zu 
haben ſcheint. 

Es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß, wenn man den Giro: 
vertrag als depositum charakteriſirt hat, dieſe Bezeichnung 
ſich nicht nur auf das urſprüngliche, beim Beginn des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes etwa baar eingezahlte Bankguthaben des 
Girokunden beſchränken darf. Der Zweck des Rechtsgeſchäfts 
bringt es mit ſich, daß Bewegungen auf dem Konto ſtatt— 
finden; es werden Zahlungen aus demſelben geleiſtet und 
Einzahlungen für daſſelbe entgegengenommen, und wo man 
in der Rechtſprechung das Giroguthaben als ein depositum 
bezeichnet hat, da hat man an denjenigen Betrag des Gut— 
habens gedacht, den es gerade in dem jedesmal in Betracht 
kommenden Zeitpunkt aufwies. Dieſer Betrag iſt aber regel⸗ 
mäßig nicht lediglich aus Aktivpoſten zuſammengeſetzt, fon: 
dern er ergibt ſich aus der gegenſeitigen Saldirung der 
Einnahmen und Ausgaben, die ſachlich nichts anderes iſt 
als Kompenſation. Vielleicht würde man da zweifelhaft 
ſein, wo die Bank, etwa die Reichsbank, wenn ſie einen 
Wechſel bezahlt, der bei einer mit ihr in Abrechnungsver— 
hältniß ſtehenden Bank domilizirt iſt, wenn dieſe direkt als 
Bevollmächtigte des Schuldners und in deſſen Namen Zah— 
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lung leiſtet. Eine der Sache nicht auf den Grund gehende 
Anſchauung könnte hier noch geneigt ſein anzunehmen, daß 
die Bank aus den Mitteln des Giroguthabens zahlt, ſo daß 
dieſes direkt und ohne Weiteres um den gezahlten Betrag 
verringert würde. Richtig wäre das indeſſen gewiß nicht. 
Wenn die Bank auch Zahlungsbevollmächtigte iſt, ſo ſteht 
ſie doch anders da, als der im Dienſte des Prinzipals an⸗ 
geſtellte Kaſſirer. Dieſer leiſtet aus Mitteln ſeines Chefs, 
er bezahlt fremdes Geld und verringert das Vermögen 
des Chefs unmittelbar um den betreffenden Betrag. Die 
Bank hat gar kein Geld in Händen, das dem Girokunden ge— 
hörte, ſie zahlt aus eigenen Mitteln auch da, wo ſie als 
Vertreterin des Kunden handelt, und wenn ſie den ent— 
ſprechenden Betrag dem Konto deſſelben abſchreibt, geſchieht 
es auf Grund der Kompenſation ihres Anſpruchs ex 
mandato, gegen die Forderung des Kunden ex — nun ſagen 
wir ex deposito. 

Vollends da, wo ſie Checks des Girokunden einlöſt und im 
eigenen Namen kontrahirt, kompenſirt die Bank den Anſpruch 
des Girokunden aus dem Guthaben mit ihrem Revalirungs— 
anſpruch, wenn ſie den Betrag des gezahlten Checks dem 
Konto abſchreibt. Wer alſo im Ernſte den Satz durchführen 
wollte, daß gegen die Forderung aus dem Giroguthaben 
nicht kompenſirt werden könne, der müßte dieſes Guthaben 
ſtets jo berechnen, daß lediglich die Aktivpoſten oder doch 
jedenfalls lediglich die Aktivpoſten der laufenden Abrechnungs— 
periode in Betracht kämen. Das fällt natürlich Niemandem 
ein und es zeigt ſich, daß die Natur des Girovertrages, weit 
entfernt, die Zuläſſigkeit von Kompenſation gegen das Gut— 
haben auszuſchließen, vielmehr durchaus die ganz allge— 
mein im Voraus getroffene Vereinbarung, gegebenen Falls 
zu kompenſiren, in ſich ſchließt. 

Darnach kann alſo keine Rede davon ſein, die Rechts— 
ſätze des gemeinrechtlichen Depoſitums zur wörtlichen An— 
wendung zu bringen und dementſprechend Retention und Kom— 
penſation ſchlechthin auszuſchließen. Es fragt ſich, in welchem 
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Umfang die Zurückweiſung der Kompenſation zweckentſpre⸗ 
chend und gerecht iſt, wo hier die Grenze zwiſchen zuläſſiger 
und unzuläſſiger Kompenſation gezogen werden ſoll, oder 
ob es eine ſolche Grenze überall nicht gibt, Kompenſationen 
allgemein zuläſſig ſein müſſen und alle Urtheile, welche das 
Gegentheil ausgeſprochen haben, unrichtig geweſen ſind. 

Eine und zwar ſehr wichtige Einſchränkung wird man 
unſchwer inſofern machen dürfen, als noch nicht fällige 
Forderungen — es kommen hier nach der thatſächlichen Ge: 
ſtaltung der Dinge namentlich ſchwebende Wechſelengage— 
ments in Frage — wie mit ihnen im Allgemeinen überhaupt 
nicht kompenſirt werden kann, und nur im Fall des Kon: 
kurſes hiervon eine Ausnahme gemacht wird, fo im Girover— 
hältniß auch dann, wenn Konkurs eintritt, nicht zur Kom: 
penſation geſtellt werden, auch nicht Grundlage für eine Re: 
tention abgeben dürfen. Es ſcheint das das Mindeſte zu ſein 
von dem, was in dieſer Richtung gefordert werden muß. 
Soll das Giroguthaben in ſeinem jeweiligen Betrage einem 
baaren Kaſſenbeſtande gleichſtehen, ſo muß es auch in dieſem 
vollen Umfang in die Maſſe fließen. Der Bank geſchieht 
damit kein Unrecht. Wird ſie nach richtigen Grundſätzen ge— 
leitet, ſo darf die Höhe des Giroguthabens niemals ein Faktor 
in der Beurtheilung der Kreditwürdigkeit des Einzelnen ſein. 
Wenn ſie ſich in dieſer Beurtheilung getäuſcht hat, ſo iſt es 
nur billig, daß ſie mit den übrigen Gläubigern, die in der 
gleichen Lage ſind, das Schickſal theilt und nicht aus einer 
Geſtaltung der Dinge einen Vortheil zieht, die für die Bank 
nur eine rein zufällige iſt und mit der Höhe des bewilligten 
Kredits in keinem Zuſammenhang ſteht oder doch in keinem 
Zuſammenhang ſtehen ſollte. 

Viel ſchwieriger iſt die Frage, ob man nicht noch einen 
Schritt weiter gehen muß, und bis zu einem gewiſſen Um— 
fang auch die Kompenſation mit fälligen Forderungen 
auszuſchließen hat. Ohne Weiteres verneinen kann man das 
gewiß nicht. Es laſſen ſich Fälle denken, in denen eine 
Forderung der Bank außerhalb jedes Zuſammenhanges mit 
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dem Girokonto ſteht, derart, daß, will man überhaupt Kom⸗ 
penſationen ausſchließen, es hier geſchehen müßte. Wenn 
z. B. die Bank, die ſonſt derartige Geſchäfte nicht macht, 
ein Grundſtück an einen Girokunden verkauft hätte, wenn 
es ſich etwa um ein altes Geſchäftshaus handelte, an deſſen 
Stelle ſie ein neues bezog, ſo ſcheint hier die Beziehung zum 
Girokonto ſo fern zu ſtehen, daß weder im regelmäßigen 
Laufe der Dinge die Bank berechtigt wäre, den fälligen 
Kaufpreis dem Girokonto ohne Weiteres abzuſchreiben, noch, 
wenn Zahlungsſtockungen eintreten, die Bank für befugt ge⸗ 
halten werden könnte, das Giroguthaben mit Rückſicht auf 
ihre Kaufgeldforderung einzubehalten. Nähert ſich aber der 
Charakter eines Rechtsgeſchäfts mehr demjenigen eines eigent⸗ 
lichen von der Bank auch regelmäßig betriebenen Bankier⸗ 
geſchäfts, ſo wird die Sache zweifelhafter. Indeſſen auch 
hier iſt ein zuverläſſiges Kriterium dann gegeben, wenn die 
Bank, wie es beiſpielsweiſe die Reichsbank thut, in ihren 
allgemeinen Bedingungen für den Geſchäftsverkehr klar aus⸗ 
ſpricht, welche Zahlungen und Verrechnungen ꝛc. von Gel⸗ 
dern grundſätzlich über Girokonto zu gehen haben. Kann 
man davon ausgehen, daß ein einigermaßen umfangreicher 
Giroverkehr ſtets nur wird von Banken und Bankiers ge— 
halten werden können, die ſich allgemeinſten Kredits erfreuen 
und deren Betrieb in kaufmänniſch techniſcher Hinſicht tadel⸗ 
los iſt, ſo kann man wohl auch vertrauen, daß bei ihnen 
nach feſten Grundſätzen darüber entſchieden werden wird, 
welche Geſchäftsbeziehungen über das Girokonto gehen ſollen. 
Bei größeren Banken iſt das ſchon deßwegen unvermeidlich, 
weil das Perſonal auf feſte allgemeine Grundſätze eingeſchult 
ſein muß, wie die einzelnen Eingänge zu behandeln und zu 
buchen ſind. Das Bedenken, daß es hiermit ganz in die 
Hände der Bank gelegt wird, inwieweit ſie ſich des Rechts 
der Kompenſation begeben will oder nicht, wiegt meines Er— 
achtens nicht allzuſchwer. Denn einerſeits wird es den Banken 
kaum beikommen, ihren ganzen Geſchäftsbetrieb von vorn— 
herein auf die Möglichkeit zuzuſchneiden, daß jeder ihrer Kun— 
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den einmal könnte in Konkurs gerathen, andererſeits würde 
es Sache der Geſchäftswelt ſein, darauf zu achten, welche 
Grundſätze die einzelnen Banken in dieſer Beziehung be: 
folgen, darauf zu dringen, daß dieſe, wie es bei der Reichs⸗ 
bank und ſicherlich auch ſchon bei vielen anderen großen 
Banken geſchieht, ein⸗ für allemal im Voraus vertragsmäßig 
feſtgelegt werden, und zu prüfen, welche Bank in dieſer Be⸗ 
ziehung dem Girokunden die weiteſten Rechte einräumt. 
Faſſen wir das Reſultat noch einmal zuſammen, ſo geht 
es dahin, daß es allerdings eine Täuſchung iſt, wenn man 
glaubt, die Frage, inwieweit Kompenſationen gegen ein Giro— 
guthaben zuläſſig ſein ſollen, einfach dadurch entſcheiden zu 
können, daß man das Recht des depositum auf das Ver— 
hältniß zur Anwendung bringt. Es zeigt ſich aber in dieſen 
Beſtrebungen, die in den Urtheilen der Gerichte ſchon wieder: 
holt praktiſche Anerkennung gefunden haben, daß außer— 
ordentlich ſtarke Motive vorliegen müſſen, das Rechtsver⸗ 
hältniß jo zu geſtalten. Der Zweckgedanke des Rechtsinſtituts 
drängt dazu, und es wäre dringend erwünſcht, wenn die 
Rechtſprechung in klarer Auffaſſung des Sachverhalts, in 
echt praktiſcher Anlehnung an eine ſicherlich beſtehende und 
in der Geſchäftswelt weitverbreitete Rechtsauffaſſung und in 
wiſſenſchaftlich durchaus zuläſſiger Entwicklung der vorhan— 
denen Keime einer geſunden Spruchpraxis, die Befugniß in 
Anſpruch nähme, den für die Volkswirthſchaft jo bedeut- 
ſamen Giroverkehr mit einem Rechtsſatz auszuſtatten, der 
für ſein richtiges Funktioniren ganz gewiß unerläßlich iſt. 
Die klare Erkenntniß dieſer Sachlage erſcheint mir aber 
um ſo bedeutſamer, als wir, wie die Dinge liegen, Gefahr 
laufen, daß mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch alles verloren 
geht, was durch die bisherige Rechtſprechung in dieſer Be— 
ziehung gewonnen worden iſt. Dieſes hat bekanntlich den 
Rechtsſatz nicht aufgenommen, wonach allgemein die Kompen— 
ſation gegen eine Forderung aus dem depositum ausge— 
ſchloſſen iſt, hat zudem das depositum irregulare eigentlich 
ganz beſeitigt, und in Zukunft würde daher mit der von der 
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Hamburger Rechtſprechung gegebenen und vom Reichsgericht 
gebilligten Begründung der Rechtsſatz ſelbſt in Fortfall 
kommen müſſen, wenn wirklich jene Begründung die allein 
richtige wäre und nicht durch andere Gedankengänge erſetzt 
werden könnte 1. 

8 5 

Treten wir nunmehr von dem gewonnenen Standpunkt 
aus an das oben erwähnte Urtheil des Reichsgerichts heran 
(Entſcheidungen Bd. XL, S. 162). Der Sachverhalt iſt 
folgender !): 

Der Kläger G. hatte der Firma H. & Co. in Hamburg 
Auftrag gegeben, zur Deckung eines am 1. Februar 1892 
fällig geweſenen Wechſels dem Hamburger Bankvereine die 
Summe von 5000 Mark zu übermitteln. H. & Co. wieſen 
die Filiale der Deutſchen Bank in Hamburg an, jene Summe 
durch die Reichsbank dem Naumburger Bankvereine zu über— 
weiſen, worauf die genannte Filiale am 10. Februar 1892 
durch rothen Check die Reichsbankhauptſtelle in Hamburg an— 
wies, dem Girokonto des Naumburger Bankvereins 5000 Mark 
gutzuſchreiben und dafür ihr Konto mit der gleichen Summe 
zu belaſten. Die Reichsbankhauptſtelle Hamburg nahm dieſe 
Belaſtung vor und überwies den Betrag von 5000 Mark 
der Reichsbankſtelle in Halle, auf deren Anordnung die 
Reichsbanknebenſtelle in Naumburg am 11. Februar 1892 
jenen Betrag dem Naumburger Bankvereine gutſchrieb. Be— 


— 


17) Vgl. übrigens die Motive der II. Kommiſſion zu § 700 des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs bei Scherer, Kommentar zu § 700 Note 5 
(nicht unbedenklich !). 

18) Der in dem Urtheil behandelte Vorfall hat die Gerichte mehrfach 

beſchäftigt. Das Urtheil des Reichsgerichts (III. Civilſenat) im 

Prozeſſe G. gegen den Naumburger Bankverein findet ſich in der 

Juriſt. Wochenſchrift 1892 S. 483. In der Hanſeatiſchen Ge⸗ 

richtszeitung 1893 Nr. 44 iſt das Urtheil mitgetheilt, welches in 

dem aus der gleichen Veranlaſſung zwiſchen der Hamburger Filiale 
der Deutſchen Bank und H. & Co. geführten Prozeß ergangen iſt. 
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reits am 1. Februar aber hatte der Naumburger Bank⸗ 
verein ſeine Zahlungen eingeſtellt, weßhalb die Reichsbank 
Baarzahlungen an ihn nicht mehr leiſtete. Letzterer ſchrieb des⸗ 
halb am 12. Februar der Filiale der Deutſchen Bank, daß er die 
Giroüberweiſung nicht annehme, und die Filiale der Deut⸗ 
ſchen Bank erſuchte die Reichsbankſtelle in Halle, die Ueber⸗ 
weiſung der 5000 Mark rückgängig zu machen, was jedoch 
durch Schreiben vom 18. Februar abgelehnt wurde. Am 
20. Februar wurde über das Vermögen des Naumburger 
Bankvereins der Konkurs eröffnet, deſſen Verwalter aus dem 
erwähnten Wechſel Klage auf Zahlung von 5000 Mark mit 
Zinſen gegen G. erhob, und ein obſiegliches Urtheil erſtritt, 
welches rechtskräftig wurde. Der Einwand der Zahlung 
wurde verworfen, weil der Naumburger Bankverein Baar: 
zahlung zu verlangen berechtigt geweſen ſei, und die Ueber⸗ 
weiſung auf Girokonto rechtlich nicht als Zahlung im Sinne 
der Wechſelordnung gelten könne. G. war demzufolge ge: 
zwungen, die Urtheilsſumme mit Zinſen und Koſten an die 
Konkursmaſſe des Naumburger Bankvereins zu zahlen. Auf 
Grund eigenen Rechtes und der ihm von H. & Co., der Filiale 
der Deutſchen Bank, ſowie von dem Konkursverwalter des 
Naumburger Bankvereins ertheilten Ceſſionen erhob nun G. 
Klage gegen die Reichsbank auf Zahlung von 5000 Mark 
nebſt Zinſen unter Abzug der ihm aus der Konkursmaſſe 
des Naumburger Bankvereins zugekommenen Dividende (9). 
Die Beklagte wendete ein, daß ſie den ihr ertheilten Auftrag 
durch Gutſchrift der 5000 Mark auf dem Konto des Naum: 
burger Bankvereins ausgeführt, mit dem Konkursverwalter 
Abrechnung gehalten und dieſem noch einen Betrag heraus— 
gezahlt habe. 

Landgericht und Oberlandesgericht entſprachen der Klage. 
Letzteres hielt den Anſpruch für begründet ſowohl aus den 
Rechten der Filiale der Deutſchen Bank, weil der Naum— 
burger Bankverein die Girozahlung zurückgewieſen habe, als 
auch aus den Rechten des Naumburger Bankvereins, indem 
es davon ausging, daß dieſer, bezw. der Konkursverwalter, 
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über die gutgeſchriebenen 5000 Mark, trotz der der Reichs⸗ 
bank zuſtehenden Gegenforderungen, zu verfügen berechtigt ſei. 

Das Reichsgericht machte auf den Widerſpruch auf⸗ 
merkſam, der in dieſer Begründung liegt, verwies aber die 
Sache deshalb zurück, weil die Einrede nicht erledigt ſei, 
daß die Beklagte mit dem Konkursverwalter abgerechnet und 
dieſem den überſchießenden Betrag ausgezahlt habe. So— 
dann hat das Oberlandesgericht wiederum dem Klagantrage 
entſprochen. Es führt dafür, aufgezählt, nicht weniger als 
ſieben Gründe ins Feld. Schon ſolche Häufung von Grün⸗ 
den macht ſtutzig. Oft iſt ſie nur ein Zeichen dafür, daß 
keiner der einzelnen Gründe ſo recht durchſchlagen will. Ich 
will ſie hier nicht näher mittheilen. Man leſe das Referat 
a. a. O., das Jedem leicht zur Hand ſein wird, und man 
wird mit mir jenes unbefriedigte Gefühl theilen, das ein 
Zeichen dafür iſt, daß der Sache nicht auf den Grund ge: 
gangen wird. Es berührt denn auch wohlthuend, daß das 
Reichsgericht, indem es die wiederum eingelegte Reviſion ver⸗ 
wirft, einen der Gründe herausgreift und auf ihm ſein Ur— 
theil aufbaut. Dieſer Grund iſt, daß Kläger lediglich mit 
dem ihm cedirten Anſpruch der Filiale der Deutſchen Bank 
etwas erreichen könne. Der Anſpruch der Deutſchen Bank 
auf Rückgewähr der 5000 Mark beruhe auf der zutreffenden 
Erwägung: 

„Daß die Beklagte den ihr von der Filiale der 
Deutſchen Bank ertheilten Auftrag nicht ausgeführt 
habe und deshalb zur Rückgewähr der ihr aus dem 
Vermögen der Auftraggeberin zugefloſſenen 5000 Mark 
verpflichtet ſei.“ 

Man leſe auch hier die ausführlichen Entſcheidungs— 
gründe und man wird mir zugeben, daß auch das Reichs— 
gericht auf das eigentliche Weſen des Girovertrages auf— 
fallend wenig eingeht. Ich will gar nicht davon ſprechen, daß 
immer von Rückgewähr einer Summe von 5000 Mark 
geredet wird, gleich als wäre dieſe Summe irgendwo aus 
einer Hand in die andere gefloſſen, während die thatſächliche 
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Lage die war, daß, wenn wirklich die Abſchreibung vom 
Konto der Deutſchen Bank ungerechtfertigt war, die Reichs— 
bank durch dieſen einſeitigen Akt einer Bucheintragung, auf 
deren Beſeitigung vielleicht geklagt werden könnte, die Rechte 
der Deutſchen Bank ihr gegenüber nicht beeinträchtigen konnte. 
Doch mag das mehr Formſache ſein. Mehr ins Gewicht 
fällt, daß das Reichsgericht wie die Vorinſtanzen den Fall 
ſo behandeln, als wenn die Deutſche Bank in Naumburg 
zufällig einen guten Freund gehabt hätte, dem ſie 5000 Mark 
mit der Bitte ſandte, das Geld an den Bankverein zu 
zahlen, und dieſer ſich die Gelegenheit zu Nutze machen 
wollte, ſtatt zu zahlen, mit einer eigenen Forderung an den 
Bankverein zu kompenſiren. Die Begründung könnte kaum 
viel anders lauten, wenn ſo der Fall läge und nun die 
Deutſche Bank von dem Freunde die 5000 Mark zurück— 
forderte. Der ganze große Giroverkehr mit ſeiner gewaltigen 
wirthſchaftlichen Bedeutung verſchwindet faſt vollſtändig und 
wird nur ganz ungenügend gewürdigt. Die Begründung be— 
ruht ganz und gar darauf, daß die Reichsbank den ihr von 
der Deutſchen Bank ertheilten Auftrag nicht ausgeführt habe. 
Da dieſe aber genau gethan hat, was ihr aufgetragen war, 
nämlich dem Konto des Bankvereins 5000 Mark zuzuſchrei— 
ben und damit das Konto der Auftraggeberin zu belaſten, 
ſo liegt der Kern der Argumentation in der Fortbildung des 
Gedankens: 


„Der bezweckte Erfolg war nach dem Inhalt des 
Checks die Gutſchrift der gleichen Summe auf dem 
Girokonto des Naumburger Bankvereins, d. h. eine 
Gutſchrift, welche vorausſetzte, daß zur Zeit ihrer Vor— 
nahme zwiſchen dem letztgedachten Vereine und der 
Beklagten ein Giroverhältniß in voller Wirkſamkeit be— 
ſtand, wozu insbeſondere die Bereitwilligkeit 
der Girobank gehört, dem Kunden jederzeit 
den gutgeſchriebenen Betrag auf Erfordern 
baar auszuzahlen.“ 
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Der letzte Satz iſt unzutreffend. Davon iſt nicht die 
Rede, das liegt nicht im Weſen des Girovertrages und darum 
kümmert ſich auch gar nicht der überweiſende Girokunde, daß 
der gutgeſchriebene Betrag dem Kunden jederzeit auf 
Erfordern baar ausgezahlt wird. Was ausgezahlt wird, 
richtet ſich nach dem Saldo des Kontos, hat mit den ein⸗ 
zelnen gutgeſchriebenen Beträgen direkt nichts zu thun und 
unmöglich kann es den überweiſenden Girokunden irgendwie 
berühren, wie es auf den Konten der anderen Girokunden 
ausſieht. Man denke nur an den, wenn gewiß auch nicht 
häufigen Fall, daß das Konto überzogen wird. Nach der 
Auffaſſung des Reichsgerichts beſtünde von dieſem Augen⸗ 
blick an das Giroverhältniß nicht mehr in voller Wirkſam⸗ 
keit und der überweiſende Girokunde könnte von der Bank 
den Betrag ſeiner Ueberweiſung zurückfordern. Denn ſelbſt⸗ 
verſtändlich benutzt die Bank in ſolchen Fällen den nächſten 
eingehenden Betrag dazu, das Konto zunächſt auszugleichen, 
und iſt von vornherein entſchloſſen, dieſen überwieſenen Be⸗ 
trag nicht auf Erfordern baar auszuzahlen. Und 
wie wäre es, wenn zur Herſtellung der Balance nicht die 
ganze Summe, ſondern nur ein Theil erforderlich wäre? 
Müßte dann die Bank die ganze Ueberweiſung zurückweiſen? 
Oder ſollte ſie — ich wüßte freilich nicht, wie — theilen? 
Wäre die Auffaſſung des Reichsgerichts zutreffend, To be- 
ſtünde wenigſtens bei der Reichsbank eigentlich kein Giro⸗ 
vertrag in voller Wirkſamkeit. Denn ſo viel ich weiß, ver⸗ 
tritt die Reichsbankverwaltung auch heute noch den Stand— 
punkt, den in jenem Fall die Naumburger Nebenſtelle 
einnahm; ſie beanſprucht nach wie vor in derartigen Fällen 
das Recht, das Giroguthaben einzubehalten. In Wahrheit 
nimmt fie alſo jede Umſchreibung in jener vom Reiche: 
gericht für bedeutſam erklärten Abſicht vor, eintretendenfalls 
den überwieſenen Betrag auf Erfordern nicht baar 
auszuzahlen. Es iſt wohl zu beachten, daß das Reichs— 
gericht darauf kein Gewicht legt, daß der Zahlungsempfänger 
zur Zeit der Ueberweiſung ſeine Zahlungen eingeſtellt 
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hatte. Und dem iſt nur beizuſtimmen. Hat der Ueber⸗ 
weiſende ſeine Zahlungen eingeſtellt, ſo muß die Bank 
wohl bedenken, was ſie thut. Die Zahlungseinſtellung des 
Empfängers iſt an und für ſich noch kein Grund für ſie, 
ihm den überwieſenen Betrag nicht gutzuſchreiben. Gerade 
in ſolchen Fällen kann ein einkommender Betrag von der 
größten Bedeutung ſein und den drohenden Konkurs ab⸗ 
wenden. Die Bank würde ſich, wollte ſie lediglich wegen 
der Zahlungseinſtellung die Ueberweiſung ablehnen, unbe⸗ 
fugter Weiſe in die gegenſeitigen Rechtsverhältniſſe ihrer 
Girokunden einmiſchen und ſich der dringenden Gefahr aus⸗ 
ſetzen, ſchadenserſatzpflichtig zu werden. 

Von unſerem Standpunkt aus leuchtet aber ſofort ein, 
daß das rpürov beböos der ganzen reichsgerichtlichen Argu⸗ 
mentation gar nicht in dieſem gegenwärtigen Urtheil, ſondern 
in der Entſcheidung des Vorprozeſſes liegt, die offenbar vom 
Oberlandesgericht und vom Reichsgericht gebilligt und that⸗ 
ſächlich dem gegenwärtigen Urtheil zu Grunde gelegt wird. 

Es zeigt ſich, wie gefährlich Rechtsparömien, dieſe 
Vehikel der Gedankenloſigkeit, unter Umſtänden werden 
können. Anweiſung iſt nicht Zahlung! Damit war 
entſchieden, daß der Naumburger Bankverein Baarzahlung 
verlangen, die Ueberweiſung zurückweiſen und den G. auf 
Zahlung des Wechſels belangen konnte. Nun will ich zu: 
geben, daß darüber ſich ſtreiten läßt, ob die Girokunden 
der Reichsbank dieſe ganz allgemein allen ihren Schuldnern 
gegenüber zur Empfangnahme von Zahlungen ermächtigt 
haben. Darüber kann aber doch in der That kein Zweifel 
beſtehen, daß die Girokunden unter einander ſo geſtellt 
ſind. Und das bleibt richtig auch für den, der unſerer 
Theorie von der Giroüberweiſung nicht zuſtimmt. Denn 
ob man nun in der Umſchreibung eine reine Zahlung oder 
aber eine abſtrakte Verpflichtung erblickt, darauf iſt ja 
der Girovertrag ganz allgemein gerichtet, daß die Bank die 
vorkommenden Ueberweiſungen annehmen und zur Aus 
führung bringen fol, möge der Vorgang juriſtiſch ſo oder 
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anders aufzufaſſen ſein !). Könnte der einzelne Girokunde jede 
Ueberweiſung damit zurückweiſen und in ſeinem Verhältniß 
zum Ueberweiſenden ungeſchehen machen, daß er behauptet, 
er könne von der Bank ſein Geld nicht bekommen, wohin 
geriethen wir dann mit dem ganzen Giroverkehr? Galt alſo 
jedenfalls die ausgeführte Umſchreibung von 5000 Mark im 
Verhältniß des Naumburger Bankvereins zur Filiale der 
Deutſchen Bank als Baarzahlung, ſo wäre höchſtens das zu 
prüfen geweſen, ob der Bankverein berechtigt war, dieſe ihm 
im Auftrage von G. angebotene „Zahlung“ des Wechſels 
zurückzuweiſen. Und auch hier hätte, meine ich, die Ent⸗ 
ſcheidung verneinend ausfallen müſſen. Denn in der That 
mußte er Zahlung annehmen, von welcher Seite ſie auch 
kam?“), und wenn die Deutſche Bank zahlen wollte, jo 
war ihr gegenüber die Reichsbank zur Entgegennahme be— 
rechtigt. 

Es war alſo nicht richtig, daß G. den Wechſel noch 
einmal an die Konkursmaſſe zahlen mußte und, tritt man 
mit dieſer Auffaſſung an die Entſcheidungsgründe des Ober⸗ 
landesgerichts und des Reichsgerichts heran, ſo zerfallen ſie 
völlig in ſich. Dann hatte die Filiale der Deutſchen Bank 
mit der Ueberweiſung Alles erreicht, was ſie nur damit be⸗ 
zwecken konnte, und namentlich mußte es ganz gleichgiltig 
ſein, mit welchen Hintergedanken — wenn es ſolche waren — 
die Reichsbank die Ueberweiſung zur Ausführung brachte. 
Freilich war es hart, daß G. den erheblichen Betrag hatte 
doppelt zahlen müſſen, aber darum handelte es ſich in dieſem 
Prozeſſe nicht (ganz abgeſehen davon, daß das Reichsgericht 
den Schaden zwar aus recht zahlungsfähiger, aber ſchließlich 
doch aus der falſchen Taſche reparirte). 

Es iſt intereſſant, mit dem Urtheil des Reichsgerichts 
dasjenige des Oberlandesgerichts zu Hamburg zu vergleichen, 
welches in dem analogen Prozeſſe zwiſchen der Filiale der 


19) Vgl. Wendt a. a. O. S. 246. 
20) Bürgerliches Geſetzbuch § 267. 
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Deutſchen Bank und H. & Co. ergangen iſt !), und das 
dem Weſen des Giroverkehrs in ganz anderer Weiſe ge: 
recht wird. 


§ 6. 


Das Reichsgericht ſtreift in ſeinen Ausführungen auch 
die Frage nach der Anfechtbarkeit der ſtattgehabten Weber: 
weiſung und berührt damit einen ſchwierigen, dabei für die 
Geſchäftsführung der Banken außerordentlich wichtigen Punkt. 
Es iſt zu bedauern, daß die Sachlage dem Reichsgericht keine 
Veranlaſſung gab, ſich eingehender darüber auszuſprechen. 

Wenn ich zum Schluß noch hierauf eingehe, ſo ſoll 
das nur in ganz kurſoriſcher Weiſe geſchehen. 

1. Faßt man das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Giro- 
kunden und der Bank als ein Auftragsverhältniß auf, dem— 
zufolge die beauftragte Bank verpflichtet iſt, für den Kunden 
Zahlungen entgegen zu nehmen und, ſeinen Anordnungen 
im einzelnen Falle entſprechend — in ſeinem Namen oder 
auf ſeine Anweiſung hin —, Zahlungen zu leiſten, ſo wird 
man jedenfalls annehmen müſſen, daß für die Zukunft dieſes 
dauernde Vertragsverhältniß ſein Ende findet mit der That⸗ 
ſache der Konkurseröffnung über das Vermögen der Giro— 
kunden. Denn wenn auch nach gemeinem Recht der Auftrag 
nicht allgemein durch den Konkurs des Auftraggebers erliſcht, 
ſo hat doch hier das Rechtsverhältniß ſo unverkennbar die 
unbeſchränkte Handlungs- und Dispoſitionsfähigkeit des Auf⸗ 
traggebers zur Vorausſetzung, daß mit dem Moment, wo 
dieſer die Fähigkeit, über ſein Vermögen zu verfügen, ver— 
liert, eine Fortſetzung des Giroverkehrs unmöglich wird. 
Weder könnte die Bank auf Anweiſung des Kridars Zah— 
lungen leiſten, die dem Girokonto deſſelben abgeſchrieben 
werden dürften, noch wäre ſie in der Lage, für ihn Zahlungen 
entgegen zu nehmen, von denen nicht mindeſtens zweifelhaft 
wäre, ob ſie dem Kridar oder der Konkursmaſſe gebühren, 


21) Hanſeatiſche Gerichtszeitung 1893 Nr. 44. 
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und die fie daher weder dem einen noch der anderen aus 
liefern könnte, ohne Gefahr zu laufen, in Verluſt zu gerathen. 
In Zukunft wird der § 23 der Konkursordnung (neue 
Faſſung) maßgebend ſein, wonach ganz allgemein der Auf⸗ 
trag des Gemeinſchuldners durch die Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens mit den aus SS 672 Satz 2 und 674 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs ſich ergebenden Modifikationen erliſcht. 

Von beſonderem Intereſſe iſt hier die erſtere Beſtimmung, 
wonach bei Gefahr im Verzuge der Beauftragte — hier die 
Girobank — die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fort⸗ 
zuſetzen hat, bis der Konkursverwalter anderweit Fürſorge 
treffen kann. Sie gibt die Veranlaſſung zu einer allge⸗ 
meineren Bemerkung. 

Die beauftragte Bank hat die Intereſſen ihres Auftrag: 
gebers inſofern zu wahren, als ſie das eigentliche Zahlungs⸗ 
geſchäft, die Prüfung der Legitimation des Empfängers, die 
Echtheit des etwa eingereichten Checks ꝛc., mit aller Sorgfalt 
zur Ausführung zu bringen hat. Darüber hinaus ſind ihr 
die Intereſſen ihres Auftraggebers in keiner Weiſe an⸗ 
vertraut. Ueber die Zweckmäßigkeit oder die Rechtmäßigkeit 
einer einzelnen Zahlung Erwägungen anzuſtellen und aus 
ihnen Bedenken zu ſchöpfen, iſt ſie im Allgemeinen ſchon 
wegen ihrer Unkenntniß der einſchlägigen Verhältniſſe gar 
nicht im Stand. Sie erſcheint aber auch nach dem ganzen 
Inhalt und Zweck des Girovertrages grundſätzlich hierzu nicht 
befugt. | 

Sehr richtig ſpricht ſich in dieſer Beziehung das Ham⸗ 
burger Oberlandesgericht aus??): 

„Es iſt nicht Sache der Girobank, die bei ihr ein⸗ 
laufenden Ueberweiſungsaufträge auf ihre Räthlichkeit 
zu prüfen, fie iſt Kaſſenhalter, aber nicht Rathgeber 
ihrer Girokunden. Der Giroverkehr bringt für ſie 
keine anderen Verpflichtungen mit ſich, als den Ber: 


22) In dem mehrfach erwähnten Urtheil (Hanſeatiſche Gerichtszeitung 
1893 Nr. 44). 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 11 
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fügungen Jenes über ſein zeitweiliges Guthaben prompt 

zu entſprechen, wobei ſie durch eine Verzögerung 

ſich verantwortlich machen würde.“ 

In der That ſind die einem einzelnen Girogeſchäft zu 
Grunde liegenden Transaktionen der Girokunden unter ein: 
ander oder mit Dritten der Bank meiſt gänzlich unbekannt, 
und wenn ſie im einzelnen Fall davon Kenntniß haben ſollte, 
ſo iſt ſie doch dadurch noch nicht in den Stand geſetzt, den 
Sachverhalt derart vollſtändig zu überſehen, daß ſie ent⸗ 
ſcheiden könnte, ob ihre Mitwirkung zum Geſchäft im Inter⸗ 
eſſe der Girokunden liegt oder nicht, ob ſolche räthlich ſei 
oder bedenklich erſcheint. Gerade unſer Rechtsfall iſt hier 
belehrend. Im Gegenſatz zur Auffaſſung des Reichsgerichts 
bin ich der Meinung, daß ſich die Naumburger Reichsbank⸗ 
nebenſtelle durch das Rechtsverhältniß der Reichsbank zum 
Naumburger Bankverein in keinem Falle beſtimmen laſſen 
durfte, die Ausführung der Ueberweiſung abzulehnen. Denn 
ſelbſt wenn der Reichsbank die Befugniß zuſtand, aufzu: 
rechnen, ſo würde deshalb die Rechtslage des Bankvereins 
durch Ausführung der Ueberweiſung an ſich nicht verſchlech— 
tert, ſondern verbeſſert worden ſein. Seine Schuld bei der 
Reichsbank wurde um den überwieſenen Betrag geringer. 
Die Reichsbank konnte nicht überſehen, ob nicht durch Ab— 
lehnung der Ueberweiſung die 5000 Mark dem Bankverein 
für alle Zeiten unwiederbringlich verloren gingen. Daran 
änderte namentlich auch der Umſtand nichts, daß in dieſem 
Fall der überweiſende Girokunde, die Hamburger Filiale der 
Deutſchen Reichsbank, alles Kredits genoß, daß bei ihr das 
Geld ſicher ſtand, wenn ſie Schuldnerin des Bank⸗ 
vereins war. Aber gerade das Letztere war der Reichs— 
bank unbekannt, thatſächlich war ſie es nicht, und welche 
Bewandtniß es mit der Ueberweiſung hatte, ob ſie, einmal 
beanſtandet, jemals wiederholt werden würde, das Alles 
konnte die Girobank nicht wiſſen. 

Es iſt in der That ein erſprießlicher Giroverkehr nicht 
möglich, wenn nicht die Bank ihre ganze Sorgfalt lediglich 
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auf die Ausführung der einzelnen Auszahlung und auf die 
Entgegennahme der einzelnen Einzahlung richtet, im Uebrigen 
aber mit der Sicherheit und Pünktlichkeit einer Maſchine 
arbeitet und den dem Zahlungsgeſchäfte zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſen mit paſſiver Gleichgiltigkeit gegenüber 
ſtehen darf. Anders läge es, wenn bei betrügeriſchen oder 
ſonſtigen unerlaubten Transaktionen eine Girobank einmal 
die Rolle eines wiſſenden Mitſchuldigen ſpielte. 

Aus dieſen Erwägungen heraus würde ich kein Bedenken 
tragen, die Bank zur Empfangnahme einer Zahlung (oder 
Ausführung einer Ueberweiſung) ſelbſt da für verpflichtet 
zu halten, wo der Empfänger bereits in Konkurs gerathen 
iſt, ſofern die Vorausſetzungen des § 672 Satz 2 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs vorliegen, z. B. nach Lage der Sache 
namentlich wegen Kürze der ſeit der Konkurseröffnung ver⸗ 
floſſenen Zeit der Konkursverwalter noch nicht „anderweit 
Fürſorge“ treffen konnte, weil unter allen Umſtänden 
die Bank davon ausgehen muß, daß mit dem Aufſchub, d. h. 
hier mit der Verzögerung der Ueberweiſung oder Annahme 
des Geldes Gefahr verbunden iſt. 

Dagegen würde die Bank unter keinen Umſtänden auf 
Grund des § 672 Satz 2 eit. für einen in Konkurs ge- 
rathenen Girokunden eine Zahlung leiſten dürfen, ſobald 
ſie die Konkurseröffnung erfahren hat. Es wäre ihr das 
ſchon deswegen gar nicht zuzumuthen, weil ſie nicht in der 
Lage wäre, für dieſe Zahlung ſich Deckung aus dem Gut: 
haben des Gemeinſchuldners zu verſchaffen (8 48 Ziff. 2 der 
Konkursordnung, neue Faſſung § 55 Ziff. 2). 

Uebrigens führt bei genauerem Zuſehen ſchon eine ein- 
fache Ueberlegung a priori mit innerer Nothwendigkeit zu 
demſelben Reſultat, zu dem wir hier gelangten. Es liegt 
im Weſen des Giroverkehrs, daß die Bank ſtets gleichzeitig 
eine größere, meiſt eine ganz erhebliche Anzahl von Giro— 
kunden zu bedienen hat. Wollte man ihr zur Aufgabe ſtellen, 
über das engſte Gebiet des eigentlichen Zahlungsgeſchäftes 
hinaus die Intereſſen ihrer Auftraggeber in irgend einer 


164 Brodmann: Zur Lehre vom Girovertrage. 


Weiſe wahrzunehmen, ſo würde ſie nur zu oft, bei dem 
Widerſtreit ſich gegenüber ſtehender Intereſſen, der gar nicht 
ausbleiben kann, in eine völlig unhaltbare Lage gerathen und 
ſich — ſehr im Widerſpruch mit dem Zweck des ganzen 
Giroverkehrs — fortwährend vor die Frage geſtellt ſehen, 
ob ſie beiderſeitiger Vertreter kollidirender Intereſſen bleiben 
und als ſolcher thätig werden darf. 

2. Iſt der Sachverhalt im Allgemeinen einfach, ſobald 
der Konkurs über das Vermögen des Girokunden eröffnet 
worden iſt, ſo erſcheint die Rechtslage um ſo verwickelter in 
den kritiſchen Zeitläuften, die der Konkurseröffnung voraus— 
zugehen pflegen (übrigens aber auch, was viel zu viel über⸗ 
ſehen wird, eintreten können, ohne daß es ſchließlich zum 
Konkurſe kommt), das heißt: von dem Moment an, wo der 
Girokunde ſeine Zahlungen einſtellt oder, um es vom Stand⸗ 
punkt des praktiſchen Lebens aus treffender zu bezeichnen, 
von dem Moment an, wo Thatſachen bekannt werden, welche 
mehr oder weniger dringlich die Schlußfolgerung begründen, 
daß der Girokunde ſeine Zahlungen eingeſtellt hat. 

a) Faſſen wir zunächſt den Fall ins Auge, daß der 
zahlende Girokunde es iſt, der in Zahlungsſtockungen ge— 
rathen iſt. Die Bank honorirt den ihr vorgelegten Check. 
Sie kommt damit einer dem Ausſteller des Checks gegenüber 
ihr obliegenden Verbindlichkeit nach. Sie zahlt aus eigenen 
Mitteln und im eigenen Namen, erwirbt dadurch den ent— 
ſprechenden Anſpruch gegen den Ausſteller — actio man- 
dati contraria —, womit fie kraft Geſetzes und auf Grund 
des Check⸗ bezw. Girovertrages ihre Giroverbindlichkeit zum 
entſprechenden Betrage aufrechnet. 

Die erſte Frage wäre, kann die Bank in dieſer Weiſe 
aufrechnen, auch wenn ſie bei Zahlung des Checks weiß, daß 
der Ausſteller ſeine Zahlungen eingeſtellt hat (beziehungsweiſe 
daß die Eröffnung des Konkursverfahrens beantragt iſt). 
Kann ſie es nicht, ſo würde ſie nach Inhalt des Check— 
vertrages auch nicht verpflichtet ſein, den Check einzulöſen; 
denn nur inſofern beſteht dieſe Verpflichtung, als die Bank 
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durch das bei ihr ſtehende Guthaben des Girokunden „ge⸗ 
deckt“ iſt. 

Es fragt ſich, ob § 48 (55) Ziff. 3 Konk. Ordn. unſeren 
Fall trifft. Zwar entſteht der Deckungsanſpruch der Bank 
nicht ſchon mit der Annahme des in dem Check liegenden 
Zahlungsauftrages, ſondern erſt mit der Auszahlung. Er 
beruht aber ganz und gar auf dieſem Auftrag, und die Bank 
hat demnach dieſe Forderung erworben durch ein Rechts⸗ 
geſchäft mit dem Gemeinſchuldner. Dabei iſt indeſſen 
zu beachten, daß die Bank kraft des Giro: oder Checkver⸗ 
trages verpflichtet war, den Checkauftrag anzunehmen und 
auszuführen, und die Verpflichtung wird ſie in der Regel zu 
einer Zeit eingegangen ſein, als von einer Zahlungseinſtellung 
noch nicht die Rede war. Bei ſinngemäßer Auslegung wird 
daher die Ausnahmebeſtimmung des Ab. 2 Ziff. 3 cit. auf 
unſeren Fall anzuwenden ſein. Wörtlich genommen trifft 
ſie freilich nicht zu. Die Bank übernimmt weder eine 
Forderung, noch beruht ihr Deckungsanſpruch auf einer 
Befriedigung eines Gläubigers des Gemeinſchuldners, letzteres 
ſelbſt in den Fällen nicht, wo der Checkinhaber Gläubiger 
des Gemeinſchuldners war und durch Auszahlung des Checks 
befriedigt worden iſt. 

Läßt man dieſe ausdehnende Auslegung des Abſ. 2 
cit. nicht zu, ſubſumirt dabei aber mit uns den Fall unter 
Abſ. 1 cit., ſo wäre freilich Kompenſation ausgeſchloſſen, 
und die Bank würde ſchon aus dieſem Grunde im eigenen 
Intereſſe mit dem Moment der Zahlungseinſtellung die Aus⸗ 
zahlung eines jeden Checks des betreffenden Girokunden ver⸗ 
weigern müſſen und allerdings auch verweigern dürfen. 

Räumt man mit mir der Bank in dieſen Fällen die 
Befugniß zur Aufrechnung ein, ſo fragt ſich aber weiter, ob 
das Rechtsgeſchäft, durch welches die Forderung der Bank 
entſtanden iſt, nicht anfechtbar iſt. Von der Anfechtung aus 
§ 24 (31) Konk.Ordn. ſehen wir ab. An ſich wäre der 
Fall denkbar, daß in der Girozahlung eine Rechtshandlung 
liegt, die der Gemeinſchuldner in der dem anderen Theile 
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bekannten Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, vor⸗ 
genommen hat, und daß die Bank hierzu hilfreiche Hand leiſtet. 
Der Sachverhalt bietet hier aber ſpezifiſche Schwierigkeiten 
nicht. Uns intereſſirt im Folgenden nur die Anfechtung aus 
§ 23 (30) Konk. Ordn. 

Iſt die Anfechtung gegen die Bank gerichtet, ſo bleiben 
außer Frage der § 23 (30) Ziff. 2 und Ziff. 1 Satz 2 
Konk. Ordn. Die Bank iſt nicht Gläubiger, ſondern Schuldner 
des Checkausſtellers, und wenn ſie auch durch Honorirung 
des Checks Gläubiger wird und ſich für ihre Forderung durch 
Kompenſation gegen ihre Giroſchuld bezahlt macht, ſo richtet 
ſich die Anfechtung nicht ſo ſehr gegen den Akt der Kom⸗ 
penſation, als vielmehr gegen den Akt, welcher den zur 
Kompenſation zu bringenden Anſpruch der Bank begründet, 
die Auszahlung des Checks. Das iſt an ſich klar und hätte 
nie verkannt werden ſollen??). Wohl aber kommt $ 23 (30) 
Ziff. 1 Satz 1 in Frage. Mit der Auszahlung des Checks 
führt die Bank den ihr im Check zugegangenen Auftrag des 
Gemeinſchuldners aus; dieſer Auftrag erſcheint als ein vom 
Gemeinſchuldner mit der Bank eingegangenes Rechtsgeſchäft, 
und dem anderen Theile (der Bank) war zur Zeit, als er 
das Rechtsgeſchäft einging, die Zahlungseinſtellung bekannt. 
Gleichwohl müſſen wir uns meines Erachtens grundſätzlich 
auf den Standpunkt ſtellen, daß Rechtshandlungen, zu deren 
Vornahme der andere Theil dem Gemeinſchuldner gegenüber 
verpflichtet iſt, niemals nach $ 23 (30) Ziff. 1 Konk.⸗ 
Ordn. anfechtbar ſind?“). Das Gegentheil wollte bekannt⸗ 
lich der (I.) Entwurf einer Gemeinſchuldordnung ſtatuiren, 
indem er nur die ganz ungenügende Ausnahme zuließ, daß 
Leiſtungen an den Gemeinſchuldner der Anfechtung entzogen 
fein ſollten, wenn fie im Wege der Zwangsvollſtreckung er: 
zwungen worden ſind. Der Geſetzgeber hat das aber ab— 


23) Vgl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XX VI 
S. 81. 
24) So auch die Motive zur Konkursordnung S. 121. 
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gelehnt. Mit gutem Grunde. Erſt mit der vollendeten 
Thatſache der Konkurseröffnung wird dem Gemeinſchuldner 
die Dispoſition über ſein Vermögen entzogen, bis dahin iſt 
er völlig unbeſchränkt, namentlich iſt er unbeſchränkter Gläu⸗ 
biger in den ihm zuſtehenden Forderungen. Die Zahlungs⸗ 
einſtellung des Gläubigers berechtigt den Schuldner nicht, 
die Leiſtung zu verweigern; er kommt in Verzug, wenn er 
es thut, und hat alle Folgen deſſelben zu tragen. Wird er 
verklagt, ſo wird ſeine Einrede nicht gehört, daß der Kläger 
ſeine Zahlungen eingeſtellt habe, daß er Gefahr laufe, eine 
anfechtbare Leiſtung zu beſchaffen und eintretenden Falls 
zweimal leiſten zu müſſen, er wird verurtheilt und hat 
obendrein die Prozeßkoſten zu tragen. Der Widerſpruch iſt 
unerträglich, daß der Gläubiger, der ſeine Zahlungen ein⸗ 
geſtellt hat oder gegen den der Antrag auf Konkurseröffnung 
geſtellt iſt, unbeſchränkt forderungsberechtigt bleibt, aber doch 
nicht berechtigt ſein ſoll, die geſchuldete Leiſtung mit unbe⸗ 
dingt ſolutoriſcher Wirkung entgegenzunehmen. 

Die herrſchende Meinung will ſich zu dieſer Auffaſſung 
nicht bekennen. Sie hilft ſich mit einer Halbheit, indem ſie 
Gewicht darauf legt, daß bei den meiſten ſolutoriſchen Ge⸗ 
ſchäften (aber eben nicht bei allen) die Konkursgläubiger 
nicht ſchon durch die Ein gehung der Rechtsgeſchäfte be: 
nachtheiligt werden?). Gerade unſer Fall iſt hier bezeichnend. 


25) Wilmowski, Kommentar zur Konkursordnung § 23 Note 3 
Abſ. 3. 

Otto, Anfechtung von Rechtshandlungen ꝛc. S. 60. 

Mandry, Civilrechtlicher Inhalt der Reichsgeſetze § 50 l, 
3 a, B aa, 4. Aufl. S. 548. 

Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XIII 
S. 41, Bd. XXVII S. 98, Bd. XXIX S. 77. 

Vgl. auch Coſack, Anfechtungsrecht der Gläubiger S. 189 
(vgl. auch daſelbſt S. 75 f.). 

Eine weit verbreitete Anſicht geht davon aus, daß die Er⸗ 
füllung einer Obligation kein mit dem Gläubiger eingegangenes 
Rechtsgeſchäft iſt, was offenbar nur zum Theil richtig iſt. Vgl. 
Peterſen und Kleinfeller, Kommentar zur Konkursordnung 
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Die Bank erfüllt ihre Verbindlichkeit dem Gemeinſchuldner 
gegenüber, wenn ſie den Check auszahlt, der Werth der 
Leiſtung fließt aber ſichtlich einem Dritten zu, und ob die 
Zahlung dem Vermögen des Gemeinſchuldners in irgend 
einer Form zu gute kommt oder nicht, ob nicht gerade durch 
die in der Zahlung liegende Annahme des Zahlungsauftrages 
die Konkursgläubiger geſchädigt werden, ſteht völlig dahin. 
Auch die Bank weiß es nicht. Aber auf ihr Wiſſen kommt 
hier nichts an. Der dolus — um es ſo zu nennen — liegt 
im Fall des § 23 (30) Ziff. 1 Konk. Ordn. ausſchließlich in 
der Kenntniß von der Zahlungseinſtellung. Nach der herr— 
ſchenden Lehre befindet ſich hier die Bank in einer ſchwierigen 
Lage. Sie wird gut thun, keinen Check eines Girokunden, 
der feine Zahlungen eingeſtellt hat, einzulöſen?“). Dadurch 
wird natürlich das drohende Unheil, das vielleicht noch zu 
vermeiden geweſen wäre, auf das Wirkſamſte beſchleunigt, 
wofür dann wiederum die Bank die Verantwortlichkeit träfe, 
die verpflichtet war, den Check einzulöſen. 

Andere und zum Theil ſchwierige Fragen treten auf, 
wenn es ſich um die Anfechtung der Begebung des Checks 
dem Remittenten gegenüber handelt. Es fällt das aber ſchon 
in ein Gebiet, das außerhalb unſeres Themas liegt, und muß 
hier übergangen werden. 

Kommt eine von dem Gemeinſchuldner ausgehende Giro— 
überweiſung?“) in Frage, jo liegt hier ein Stellvertretungs⸗ 
verhältniß vor und die Sachlage vereinfacht ſich inſofern, 
als in dieſem Rechtsgeſchäft die beiden Girokunden — durch 
Bevollmächtigte vertreten — direkt mit einander kontrahiren. 


§ 23 S. 118 Note 2; Sarwey, Kommentar zur Konkursord⸗ 
nung § 23 Note 3. 

26) Vgl. hierzu den Checkgeſetz⸗ Entwurf des Reichsbank-Direktoriums 
§ 9 bei Rieſſer, Zur Reviſion des Handelsgeſetzbuchs, Beilage: 
heft zu Bd. XXXIII dieſer Zeitſchrift S. 259. ö 

27) bezw. in den Verhältniſſen der Reichsbank die Auszahlung eines 
Wechſels, der bei einer Bank domizilirt iſt, welche mit der Reich?: 
bank in täglicher Abrechnung ſteht. 
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Es tritt hier die Bank in den Hintergrund. Will die Kon⸗ 
kursmaſſe die Auszahlung anfechten, ſo wird ſie ſich zunächſt 
an den zu halten haben, der die Zahlung von dem Ge⸗ 
meinſchuldner empfangen hat, und das iſt der andere Konto⸗ 
inhaber. Allerdings wird die Bank mit ihrem Deckungs⸗ 
anſpruch hervortreten, und dieſen Anſpruch anzufechten könnte 
die Konkursmaſſe in gleicher Weiſe ein Intereſſe haben, wie 
wir es oben bei der Auszahlung eines Checks ſahen. Es 
treten alsdann dieſelben Fragen wiederum auf, die wir ſo⸗ 
eben erörterten, ob die Bank kompenſiren kann, ob ſie, wenn 
ſie es kann, eine Anfechtung zu befürchten hat oder nicht, 
und ob der Girokontoverkehr und Checkverkehr in gleicher 
Weiſe ins Stocken gerathen ſollen, ſobald der Kontoinhaber 
auch nur ſeine Zahlungen eingeſtellt hat. Das oben in dieſer 
Beziehung Ausgeführte gilt durchweg auch von dieſem Fall. 

b) Iſt es nicht der Zahlende, ſondern der Zahlungs⸗ 
empfänger im Giroverkehr, der ſeine Zahlungen eingeſtellt 
bat, jo ſahen wir ſchon, daß es ſich hier ſtets um eine Zu⸗ 
wendung an den Gemeinſchuldner handelt, die an und für 
ſich für die Konkursmaſſe nur nützlich, gar nicht ſchädlich 
ſein kann. Die Bank erſcheint verpflichtet, ihre Mitwirkung 
zu dieſer Vermögenszuwendung nicht zu verſagen, und würde, 
wenn ſie es wegen der ſtattgehabten Zahlungseinſtellung 
gleichwohl thäte, verantwortlich gemacht werden können. Wir 
gingen ſo weit, dieſe Verpflichtung unter Umſtänden ſelbſt 
für den Fall des bereits eröffneten Konkursverfahrens noch 
als fortbeſtehend anzuerkennen. Die Vorausſetzung, unter 
der das an ſich nur vortheilhafte Geſchäft zum Nachtheil der 
Gläubiger ausſchlagen kann, iſt die, daß durch die Zahlung 
oder Ueberweiſung auf Girokonto ein Schuldner des Ge— 
meinſchuldners befreit wird, der zur Aufrechnung nicht be— 
fugt iſt, während die Girobank in der Lage wäre, aufzu— 
rechnen. Hierbei iſt nur an den Fall gedacht, daß die For: 
derung der Girobank, mit der ſie aufrechnen will, zur Zeit 
der Einzahlung auf Girokonto ſchon beſtand. Denn anderen— 
falls müßte ſich die Anfechtung, wenn ſie nicht ohnehin nach 
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$ 48 (55) Ziff. 3 Konk. Ordn. ausgeſchloſſen iſt, nicht gegen 
die hier unbeſtreitbar ſtets vortheilhafte Einzahlung, ſondern 
gegen das Rechtsgeſchäft richten, durch welches die ſpätere 
Forderung entſtanden iſt. Auf dieſen unſeren Fall, wo die 
Forderung der Bank bereits beſtand, als ſie die Einzahlung 
entgegennahm, findet $ 48 (55) cit. bekanntlich nicht An⸗ 
wendung. Die Kompenſation iſt zuläſſig, trotzdem der Bank 
die Zahlungseinſtellung bekannt war. Aber auch die An⸗ 
fechtung erſcheint mir wiederum ausgeſchloſſen. Auch hier — 
und hier noch augenſcheinlicher als in dem vorigen Fall der 
Auszahlung für Rechnung des Gemeinſchuldners — handelt 
es ſich um die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, das vorzu— 
nehmen die Bank dem Gemeinſchuldner gegenüber ver⸗ 
pflichtet iſt, das ſie nicht ablehnen darf, ohne ſich der er⸗ 
heblichſten Gefahr auszuſetzen, mit unter Umſtänden bedeutenden 
Erſatzforderungen in Anſpruch genommen zu werden. Hier 
kann ſchon der kürzeſte Moment einer ſchwankenden Ueber⸗ 
legung verhängnißvoll werden. 

Die herrſchende Meinung wird auch hier weiter gehen 
wollen, und ſo lange nicht die Frage einmal zum Austrag 
gebracht iſt, werden die Banken bei der nun einmal herr⸗ 
ſchenden Tendenz, die Grenzen der Anfechtbarkeit thunlichſt 
weit zu ſtecken, ſtets mit der Möglichkeit rechnen müſſen, 
daß ſelbſt ein für den Gemeinſchuldner an und für ſich ſo 
gewinnbringendes Geſchäft, wie die Annahme einer für ihn 
beſtimmten Zahlung es iſt, unter Umſtänden der Anfechtung 
ausgeſetzt iſt. Wie dieſe Anfechtung ſich im Einzelnen zu 
geſtalten hätte und worauf der Anfechtungsanſpruch zu richten 
wäre, muß hier übergangen werden, und kann es um ſo 
mehr, als allerdings dieſe ganze Frage weſentlich an Be: 
deutung verliert, wenn unſere obigen Ausführungen über 
die Beſchränkung der Kompenſation gegenüber einer Giro— 
ſchuld zutreffend ſind. Denn da, wie wir ſoeben ſahen, die 
Anfechtung nur in den Fällen in Frage kommt, in denen 
zur Zeit der Zahlungsannahme eine Forderung der Bank 
bereits beſtand, mit der ſie aufzurechnen beanſprucht, da ſie 
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auf der anderen Seite ohnehin nur mit ſolchen Forderungen 
aufrechnen kann, welche beſtimmungsgemäß über Girokonto 
zu laufen haben, ſo könnte unſere ganze Frage nur da 
brennend werden, wo das Girokonto ſelbſt ein Guthaben, 
nicht, wie in der Regel, des Girokunden an die Bank, ſon⸗ 
dern der Bank an den Girokunden, aufweiſt, mit anderen 
Worten in den im Allgemeinen ſicherlich nur ſeltenen Fällen 
einer Ueberziehung des Kontos. 

Ich breche ab und ſchließe dieſe Erörterungen, die ihren 
Gegenſtand nicht erſchöpfen, ſondern nur einen Beitrag zur 
Lehre vom Girovertrage liefern ſollen. Auf alle Fälle hoffe 
ich ſo viel gezeigt zu haben, daß unſere Materie das Inter⸗ 
eſſe einer ſpezifiſch juriſtiſchen Betrachtungsweiſe in höherem 
Maße in Anſpruch nehmen kann, als ſie es bisher gethan 
zu haben ſcheint. 


Rechtsquellen. 


I. 
Comité maritime international. 
Von 


Herrn Juſtizrath Boyens, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
in Leipzig. 


Je verſchiedener ſich in moderner Zeit die ſeerechtlichen 
Rechtsſätze in den Geſetzgebungen der einzelnen ſeefahrenden 
Nationen ausgebildet haben, deſto fühlbarer haben ſich die 
hieraus entſtehenden Nachtheile gezeigt. Beſtrebungen, eine 
Ausgleichung dieſer Nachtheile herbeizuführen, haben ſich 
entweder darauf gerichtet, durch internationale Regeln 
feſtzuſtellen, welches der verſchiedenen nationalen Rechte 
im Einzelfall anwendbar ſei, oder darauf, die Verſchieden⸗ 
heit der letzteren ſelbſt dadurch zu beſeitigen, daß ein ein⸗ 
heitliches materielles Seerecht geſchaffen werde. Es wird 
jetzt faſt allgemein anerkannt, daß der erſtere Weg ſchwer 
gangbar iſt und jedenfalls zu einer befriedigenden Löſung 
nicht gelangt. Denn ſelbſt wenn es gelänge, beſtimmte 
Regeln des internationalen Privatrechts zur allgemeinen Gel— 
tung zu bringen, ſo würden die Betheiligten des Landes, 
deren einheimiſches Recht nach dieſen Regeln fremden weichen 
müßte, dies häufig als ein Unrecht empfinden, es würde 
namentlich in Betreff der Anſprüche aus Thatbeſtänden, die 
ſich zwiſchen Schiffen verſchiedener Flagge auf hoher See 
ereignen (wie Zuſammenſtoß, Bergung und Hilfeleiſtung), 
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oft als etwas Willkürliches erſcheinen, wenn das Recht der 
einen Flagge dem der anderen vorgezogen würde. Weit 
gangbarer erſcheint dagegen der zweite Weg. Als einen 
greifbaren Erfolg auf dieſem Wege beſitzen wir bereits ein 
einheitliches Seeſtraßenrecht!). Das Seerecht iſt mehr noch 
wie jedes andere Verkehrsrecht dazu geeignet, ſich von den 
Rechtsanſchauungen des gemeinen Rechts der Einzelſtaaten 
loslöſend, dem gemeinſamen Intereſſe aller gemäß inter⸗ 
national geſtaltet zu werden. Es hat ſich von jeher auf 
beſonderer Grundlage entwickelt und iſt von vornherein 
dazu beſtimmt, Rechtsbeziehungen von Angehörigen mehrerer 
ns die Seefahrt mit einander verkehrender Länder zu 
regeln. 

Die ſeerechtlichen Kongreſſe zu Antwerpen (1885), 
Brüſſel (1888), Genua (1892), von denen die beiden erſteren 
aus belgiſcher Initiative hervorgegangen waren, ebenſo die in 
England begründete association for the reform and codi- 
fication of the law of nations (jetzt „international law 
association“), der wir die York und Antwerp Rules auf 
dem Gebiet der Haverei verdanken, haben ſich auch ſchon damit 
beſchäftigt, weitere einheitliche Seerechtsregeln vorzuſchlagen. 

Eine neue Anregung dieſer Beſtrebungen iſt wieder von 
Belgien ausgegangen. In den Jahren 1896, 1897 ver⸗ 
einigten ſich unter dem Vorſitz des belgiſchen Miniſters 
A. Beernaert eine Anzahl hervorragender Juriſten und 
Kaufleute (Rheder und Aſſekuradeure) hauptſächlich aus Bel⸗ 
gien, Holland, Frankreich, England und Deutſchland, die ſich 
nach vorausgehenden Zirkularen vom Auguſt 1896 und 
April 1897 im Juni 1897 in einer erſten Tagung zu 
Brüſſel als „Comité maritime international“ kon⸗ 
ſtituirten. Nach den Satzungen deſſelben ſind ſeine Zwecke 
folgende: 


a) durch ſeine Tagungen, Veröffentlichungen und andere 
Arbeiten die Einheitlichkeit des Seerechts zu fördern, 


b) in den einzelnen Ländern beſondere nationale Vereine 
zur Förderung der Einheitlichkeit des Seerechts in das 
Leben zu rufen, 


1) Auch der 5 735 Abſ. 2 des neuen Handelsgeſetzbuches, betreffend 
die gegenſeitige Erſatzpflicht kollidirender Schiffe im Falle beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens verdankt ſeine N internationaler 
Anregung. 
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c) unter dieſen einzelſtaatlichen Vereinen regelmäßigen 
Verkehr zu unterhalten. 


Es beſteht erſtens aus den Gründern, welche das Recht 
haben, ſich durch Kooptation zu ergänzen, und deren Zahl 
auf ſechs aus jedem Lande beſchränkt iſt, zweitens aus je 
drei Abgeordneten jedes einzelſtaatlichen Vereins, welche von 
denſelben für jede Tagung gewählt werden. Ein „Bureau 
permanent“ ſteht an der Spitze, als deren Generalſekretär 
der Advokat Louis Franck zu Antwerpen zur Zeit be⸗ 
ſtellt iſt. Der Sitz dieſes Bureaus kann wechſeln. Tagungen 
des Komités ſollen der Regel nach jährlich ſtattfinden. Es 
wird auf denſelben nach Nationen abgeſtimmt, und es gilt 
ein Antrag als angenommen, wenn die abſolute Mehrheit 
der vertretenen Nationen ſich dafür erklärt. Wenn nicht 
mindeſtens die Hälfte derjenigen Nationen, welche Einzel⸗ 
vereine begründen, vertreten iſt, darf eine Abſtimmung nicht 
ſtattfinden. 

In der erſten Tagung zu Brüſſel wurde ein Frage— 
bogen aufgeſtellt, welcher von den Vereinen der einzelnen 
Staaten zunächſt erörtert werden ſollte. 

Im September 1898 fand dann eine zweite 
Tagung des Komités in Antwerpen ſtatt, in welcher 
zum erſten Male Abgeordnete von einzelſtaatlichen Vereinen 
erſchienen. Solche Vereine hatten ſich inzwiſchen in Belgien, 
Holland, Frankreich, England, Deutſchland !) und Norwegen 
gebildet, die ſämmtlich vertreten waren und ihre Druck— 
ſchriften theils ſchon vorher, theils in der Tagung dem 
Komité unterbreiteten. Außerdem war auch Dänemark ver— 
treten. Der Wortlaut der Verhandlungen in Antwerpen 
liegt zur Zeit noch nicht im Druck vor. Es ſollen daher im 
Folgenden zunächſt nur die Reſultate mitgetheilt werden, ein 
kritiſches Eingehen auf Einzelfragen wird einer ſpäteren 
Erörterung vorbehalten. 

Hervorzuheben iſt dabei, daß nach einem Bericht der 
deutſchen Vertreter die Verhandlungen mehr in dem Sinne 
eines allgemeinen Meinungsaustauſches über die Frage, wie 


1) In Deutſchland iſt der Einzelverein (derſelbe tagt in Hamburg) 
hauptſächlich durch den Präſidenten des Oberlandesgerichts zu 
Hamburg, Dr. Sieveking, ins Leben gerufen. Zu den deutſchen 
Gründern und Mitgliedern des Comité maritime international 
gehören außer ihm noch fünf Herren aus den Kreiſen der Inter— 
eſſenten. Ebenſo ſind die Mitglieder des deutſchen Vereins 
überwiegend Intereſſenten. 
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das alljeitig gewünſchte Ziel einer einheitlichen internationalen 
Geſetzgebung über die zur Verhandlung geſtellten Fragen 
erreicht werden könne, als in der Abſicht geführt wurden, 
durch Majoritätsbeſchlüſſe beſtimmte Rechtsſätze zu formu⸗ 
liren. Derſelbe Bericht bemerkt ferner, es habe ſich bald 
herausgeſtellt, daß einige der wichtigſten Fragen noch einer 
weiteren gründlichen Erörterung und einer Vorbereitung der 
öffentlichen Meinung bedürften, bevor an die Formulirung 
beſtimmter Geſetzesvorſchläge gedacht werden könne. Dem⸗ 
zufolge wurde die Abhaltung fernerer Verſammlungen als 
Nothwendigkeit erkannt. 


Die einzelnen zur Erörterung gelangten Fragen betrafen: 


A. den Zuſammenſtoß von Schiffen. 


Hier begegneten keinem Widerſpruch die Sätze: 

1. daß in dem Falle eines zufälligen oder durch höhere 
Gewalt (unvermeidlichen Zufall) herbeigeführten Zu⸗ 
ſammenſtoßes jeder Theil ſeinen Schaden trägt; 

2. daß dies auch dann gilt, wenn das eine der be— 
theiligten Schiffe vor Anker lag, das andere in 
Fahrt war; 

3. daß zwiſchen zweifelhaften, d. h. ſolchen, bei welchen 
keinem der betheiligten Schiffe ein Verſchulden nad): 
zuweiſen iſt, und zufälligen Zuſammenſtößen kein 
Unterſchied zu machen iſt; 

4. daß wenn ein Zuſammenſtoß durch alleiniges Ver— 
ſchulden eines Schiffes herbeigeführt worden iſt, der 
Rheder dieſes Schiffes — vorbehältlich der Frage 
nach der Begrenzung ſeiner Haftpflicht — alle Schäden 
allein zu tragen hat; 

5. daß im Falle beiderſeitigen Verſchuldens der Schaden 
an den Schiffen nach Verhältniß der Größe des Ver— 
ſchuldens auf beide Schiffe zu vertheilen iſt; 

6. daß alle Schäden, welche ſich als direkte Folge der 
Anſegelung darſtellen, alſo nicht nur die an den be— 
ſchädigten Gegenſtänden (Schiff, Ladung, Effekten) 
entſtandenen, dem Berechtigten zu erſetzen ſind; 

7. daß es keiner der Klage vorausgehenden Förmlich— 
keiten (Proteſt des Schiffers u. ſ. w.) bedarf, um die 
Erſatzanſprüche zu erhalten. 
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In Betreff der übrigen Fragen ergaben ſich mehr oder 
minder erhebliche Meinungsverſchiedenheiten: 

Der Satz, daß die Anweſenheit eines Zwangslootſen 
auf die Erſatzpflicht des Rheders im Fall eines Zufammen: 
ſtoßes ohne Einfluß ſein ſolle, wurde von den Vertretern 
aller Länder, außer von einer Mehrheit der Vertreter Frank⸗ 
reichs und einer Minderheit der Vertreter Hollands, befür⸗ 
wortet. 

Bei Beſprechung der Frage, wie die Haftpflicht bei 
Anſegelungen durch Schleppzüge zu regeln ſei, wurde 
von deutſcher und engliſcher Seite hervorgehoben, daß die 
große Verſchiedenheit der Geſtaltung der einzelnen Fälle die 
Formulirung eines einfachen Rechtsſatzes unmöglich mache. 
Der deutſche Bericht weiſt darauf hin, daß der Regel nach 
die Beſatzung des Schleppers als ein Theil der Beſatzung 
des Schleppſchiffes anzuſehen ſei, woraus der Regel nach 
die Haftung des letzteren für Fehler des Schleppers (nicht 
aber umgekehrt Haftung des Schleppers ſür Fehler des ge: 
ſchleppten Schiffes) ſolge. Der engliſche Bericht führt als 
Ausnahme von dieſer Regel den Fall an, wenn der Schlepper 
nur im Wege der Bergung oder Hilfeleiſtung in Seenoth 
andere Schiffe ſchleppe. Norwegen will dagegen aus— 
nahmslos das geſchleppte Schiff für Verſchulden des Schlep: 
pers haften laſſen, Holland, wenn nicht bewieſen wird, daß 
der Schlepper nicht im Dienſt oder nicht im ausſchließlichen 
Dienſt des geſchleppten Schiffes geſtanden habe. Frankreich 
fordert unbedingte ſolidariſche Haftung des Schleppers und 
des geſchleppten Schiffes wegen der Fehler des einen oder 
des anderen. Andererſeits will Belgien jedes der beiden 
Schiffe nur für eigenes Verſchulden haften und im Fall ge: 
meinſamen Verſchuldens eine Vertheilung nach Maßgabe 
der Größe des Verſchuldens eintreten laſſen. Die erſchöpfende 
Verhandlung dieſer Frage wurde einer ſpäteren Erörterung 
vorbehalten. 

In Betreff der Verjährung der Erſatzanſprüche 
einigte man ſich dahin, eine zweijährige, von dem Tage des 
Unfalls zu berechnende Friſt feſtzuſtellen. Nur die engliſchen 
Vertreter wollen keine beſtimmte Verjährungsfriſt zulaſſen, 
ſondern nur (wie zur Zeit in England bei dinglichen, gegen 
das Schiff gerichteten Anſprüchen aus dem Zuſammenſtoß 
Rechtens iſt) in unangemeſſener Weiſe verzögerte Anſprüche 
abweiſen, worüber die Gerichte nach ihrem Ermeſſen zu be— 
finden haben. 
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Bei Beſprechung der Frage, ob es angezeigt erſcheine, 
die proviſoriſchen Sicherungsmaßregeln zu normiren, 
zu welchen ein Anſegelungsfall Anlaß gebe, ſtellte ſich heraus, 
daß hierbei verſchiedene Geſichtspunkte in Betracht kommen, 
welche geprüft werden müſſen, um zu entſcheiden, ob und 
welche Geſetzesvorſchläge zu machen ſeien. Insbeſondere: 
die Sicherung des Beweiſes, ferner die Sicherſtellung des 
Erſatzanſpruches, die Zuſtändigkeit der Gerichte für pro⸗ 
viſoriſche Maßregeln, die Pflicht, im Falle der Arreſtirung 
eines Schiffes Sicherheit für Koſten und Schäden zu leiſten, 
die Folgen unberechtigter Arreſtirung (ob Haftung nur für 
grobes oder auch für leichtes Verſehen), die Berechtigung 
des arreſtirten Schiffes zur Aufhebung eines Arreſtes gegen 
Sicherheitsleiſtung, die Begründung der Zuſtändigkeit in der 
Hauptſache durch Verfügung von Sicherheitsmaßregeln. Das 
Ergebniß war, daß die Erörterung aller dieſer Fragen 
ſpäterer Verhandlung vorzubehalten ſei. 

In Betreff der Frage: wie im Fall eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes aus beiderſeitigem Verſchulden die 
Rechte der Ladungseigner, der Paſſagiere und der 
Schiffsbeſatzung zu beſtimmen, ſteht zunächſt ſo viel 
feſt, daß dieſe Anſprüche ſich gegenüber dem Schiff, an 
deſſen Bord die Ladung und die Perſonen ſich befanden, 
nach den Verträgen richten, welche mit dieſem Schiff ge: 
ſchloſſen ſind, wobei namentlich vertragsmäßige Beſchrän⸗ 
kungen der Haftung (Befreiungsklauſeln) in Betracht kommen. 
Im Uebrigen gehen aber die Anſichten aus einander: Deut ſch— 
land verlangt (vorbehaltlich der Einrede aus vertrags— 
mäßigen Beſchränkungen) ſolidariſche Haftbarkeit beider 
Schiffe. Nur hat jedes der beiden Schiffe Anſpruch auf 
Regreß gegen das andere Schiff nach dem Maße des Ber: 
ſchuldens dieſes Schiffes und kann zu dem Zweck von den 
Ladungsbetheiligten, Paſſagieren u. ſ. w. Abtretung ihrer 
Rechte fordern, ſobald ſie den Solidaranſpruch erheben. 
Soweit dem fremden Schiff durch Vertragsklauſeln dieſer 
antheilweiſe, auf Grund der Abtretung zu erhebende Regreß 
gegen das Schiff, an deſſen Bord ſich das geſchädigte Gut 
oder die geſchädigten Perſonen befanden, nachweisbar ver: 
kümmert würde, kann es Erſtattung weigern. Letzteres ſoll 
nicht ſchon bei dem bloßen Beſtehen ſolcher Klauſeln, ſon⸗ 
dern nur dann angenommen werden, wenn und ſoweit ohne 
Klauſeln auch ein materiell erfolgreicher Rückgriff möglich 
wäre, alſo z. B. nicht wenn derſelbe durch W des 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 
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Schiffes gegenſtandslos wäre. In dieſem Fall müßte alſo 
trotz nur theilweiſer Schuld das fremde Schiff den ganzen 
Schaden allein tragen. — Alle übrigen Nationen lehnen 
dagegen die Solidarität ab und wollen gegen das fremde 
Schiff von vornherein nur einen nach dem Maße ſeines 
Verſchuldens zu bemeſſenden verhältnißmäßigen Anſpruch 
geſtatten. Nach dem deutſchen Vorſchlag haben nicht die 
Kläger das Maß der Schuld des fremden Schiffes zu be— 
weiſen, dieſes muß vielmehr ſeinerſeits zur Begründung 
ſeiner dem Obigen nach zuläſſigen Einreden das Maß der 
Schuld des Schiffes, auf welchem Gut und Perſonen ſich 
befanden, beweiſen. Nach dem Vorſchlag der übrigen Na— 
tionen iſt die Beweislaſt die umgekehrte. Auch die weitere 
Erörterung dieſer Frage wurde den ſpäteren Konferenzen 
vorbehalten. 


Die weiteren Fragen betrafen: 


B. Die Haftbarkeit der Rheder 
und lauteten wie folgt: 


1. Soll die Haftung der Rheder eine perſön— 
liche ſein und, wenn ja, ſoll dieſelbe beſchränkt 
ſein, und bis zu welchem Maße? 


2. Oder ſoll dieſelbe auf Schiff und Fracht, ſo— 
wie alle dem Rheder in Betreff des Schiffes 
nach einem Zuſammenſtoß zuſtehenden Rechte 
beſchränkt ſein? 


Die verſchiedenen Nationen haben in ihren gedruckten 
Berichten den Umfang dieſer Fragen verſchieden aufgefaßt. 
Die Antwort Frankreichs ſpricht nur von der Haftbarkeit 
aus einem Zuſammenſtoß, die Belgiens von allen An: 
ſprüchen, auch aus Rechtsgeſchäften des Schiffsführers, die 
übrigen Nationen ſcheinen nur Anſprüche aus Delikten der 
Beſatzung beziehentlich aus Beſchädigungen an Perſonen 
und Sachen an Bord der Schiffe im Auge zu haben. 

Verſteht man die Antworten jo, jo empfehlen die Ant: 
worten Deutſchlands, Englands und Norwegens im 
Weſentlichen das in dem betreffenden Lande zur Zeit geltende 
eigene Recht. Nur läßt die engliſche Antwort den Betrag, 
bis zu welchem die Rheder perſönlich per Tonne ihres Schiffes 
haften ſollen (der bekanntlich in England zur Zeit bei Sad: 
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ſchäden 8 Pfd. Sterl., bei Schäden an Perſonen 15 Pfd. Sterl. 
beträgt), unbeſtimmt. 

Belgien, Frankreich und Holland empfehlen da⸗ 
gegen ein gemiſchtes Syſtem: die Rheder ſollen nach ihrer 
Wahl entweder ſich befreien können durch Hingabe (Ab⸗ 
andon) von Schiff und Fracht in natura oder Hingabe des 
Werthes. Belgien legt in Betreff des hinzugebenden Schiffs⸗ 
werthes den Zeitpunkt des Endes der Reiſe zu Grunde, Frank⸗ 
reich den Zeitpunkt unmittelbar nach dem Zuſammenſtoß, 
Holland den Zeitpunkt des Prozeßbeginnes. Außerdem ver: 
langt Belgien, daß bei dem Abandon in natura der Rheder 
Schiff und Fracht von allen ſolchen Anſprüchen befreie, 
welche kraft geſetzlichen Pfandrechts (privilege) darauf haften, 
ſoweit den ſo bevorrechtigten Gläubigern gleichzeitig ein 
unbeſchränkter perſönlicher Anſpruch gegen ihn zuſtehe. 
Da dies den bisherigen Anſchauungen in dem Gebiet des 
Abandonſyſtems entſpricht (vgl. Boyens, Seerecht Bd. I 
S. 186 Note 3), ſo ſcheint es, daß auch die Antworten Frank⸗ 
reichs und Hollands in dieſem Punkt nicht anders aufzufaſſen 
find. Daſſelbe gilt von dem Ausſchluß der Verſicherungs⸗ 
ſumme und dem Einſchluß von Anſprüchen gegen Dritte 
aus Haverei und aus dem Zuſammenſtoß. Belgien zählt 
als die Fälle, in denen dieſe Jo empfohlene beſchränkte Haf: 
tung eintrete, im Weſentlichen die in unſerem Recht gelten— 
den auf. 

Die Diskuſſion wurde auf Vorſchlag des Vorſitzenden 
auf eine Erörterung der Frage nach allgemeinen Geſichts— 
punkten beſchränkt, da allſeitig anerkannt wurde, daß die 
Frage noch nicht ſpruchreif ſei, die engliſchen Vertreter ſelbſt 
uneinig waren und hervorhoben, daß ſich auch dort die öffent: 
liche Meinung erſt klären müſſe. In der ſo eröffneten 
Generaldebatte vertraten die engliſchen Kommiſſionsmitglieder 
das zur Zeit in England herrſchende Syſtem der beſchränkten 
perſönlichen Haftung. Andere engliſche Redner griffen da— 
gegen vom Standpunkt der Schiffsrheder aus das engliſche 
Syſtem lebhaft an, indem ſie hervorhoben, daß der engliſche 
Kommiſſionsbericht keineswegs dem Standpunkt der eng— 
liſchen Rheder entſpreche, vielmehr im Weſentlichen nur den 
Standpunkt der Verſicherer wiedergebe, und daß in engliſchen 
Rhederkreiſen eine lebhafte Strömung gegen das beſtehende 
Recht ſich geltend mache. Dieſe Redner empfahlen eine Kom⸗ 
bination des engliſchen Syſtems mit dem des Kontinents und 
Nordamerikas (Beſchränkung der Haftung auf Schiff und 
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Fracht) in der Art, daß es in der Wahl der Rheder 
ſtehen ſolle, ſich von allen Anſprüchen entweder durch 
Hingabe von Schiff und Fracht oder durch Bezahlung von 
8 Pfund per Tonne (die 15 Pfund per Tonne bei Perſonal⸗ 
ſchäden wollen ſie ausmerzen) zu befreien. Eine ähnliche, 
dem einſeitigen Standpunkt der Rheder entſprechende Kom: 
bination war in den Druckſachen des deutſchen Vereins als 
eventueller Vorſchlag empfohlen. Den engliſchen Kom: 
miſſionsmitgliedern trat ein Mitglied der belgiſchen Kom: 
miſſion, der ein ſchriftliches Separatgutachten überreicht 
hatte, bei. Die übrigen kontinentalen Redner vertheidigten 
das kontinentale Syſtem. 


— 


Für die nächſte Konferenz, welche im Monat Juni 
dieſes Jahrs in London ſtattfinden wird, hat das Komite 
die Erörterung folgender Fragen auf die Tagesordnung 
geſetzt: 


IJ. Zuſammenſtoß. 


1. Haben die Ladungseigenthümer und dritte Perſonen 
im Fall eines durch beiderſeitiges Verſchulden herbei: 
geführten Zuſammenſtoßes einen ſolidariſchen Anſpruch 
gegen beide ſchuldigen Schiffe? 

Soll nicht wenigſtens vorgeſchrieben werden, daß 
gegenüber den Ladungseigenthümern und dritten Ber: 
ſonen den Schiffen die Beweislaſt darüber obliegt, 
ob und wie die Schuld auf beide Schiffe zu ver— 
theilen iſt? 

2. Sind Ausnahmen von der Regel, welche im Falle 
der Schleppſchiffahrt aufgeſtellt iſt (Haftung des ge— 
ſchleppten Schiffs für Fehler des Schleppers), zuzu⸗ 
laſſen und welche? 

3. Sollen Ausnahmen von der angenommenen Ver— 
jährung zugelaſſen werden, ſollen insbeſondere über 
Unterbrechung und Hemmung des Laufs der Ber: 
jährung Vorſchriften gegeben werden? und welche? 

4. Wie ſoll die Zuſtändigkeit der Gerichte bezüglich der 
Erſatzanſprüche geregelt werden: 

a) bezüglich der vorläufigen Maßregeln zur Sicherung 
des Beweiſes und Sicherſtellung der Anſprüche? 
b) in der Hauptſache? 
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II. Haftbarkeit der Rheder. 


Soll die Haftung der Rheder eine perſönliche fein? 
Wenn ja: Soll dieſelbe beſchränkt ſein und bis zu welcher 
Höhe? 

Oder ſoll die Haftung der Rheder auf Schiff und Fracht 
und ſonſtige Rechte des Rheders nach dem Zuſammenſtoß 
beſchränkt ſein? 
| Unterfragen: 


1. Soll beſchränkte Haftung in beſtimmten Fällen ein⸗ 
treten? 5 

3. In welcher Art? Insbeſondere durch Beſchränkung 
auf eine nach dem Tonnengehalt beſtimmte Summe 
(engliſches Syſtem), oder auf Schiff und Fracht 
(kontinentales Syſtem)? 

4. In welchen Fällen ſoll die Haftung beſchränkt ſein? 


III. Bergung, Hilfeleiſtung in Seenoth, Verpflich⸗ 
tung zur Hilfeleiſtung. 


1. Empfiehlt es ſich, Bergung und Hilfeleiſtung nach 
gleichen Regeln in den verſchiedenen Ländern zu 
ordnen? 

3. Nach welchen? 

4. Empfiehlt es fi | zuſammenſtoßenden Schiffen die 
Pflicht zur Hilfeleiſtung aufzuerlegen? 

In welchen Grenzen und unter welchen Bedin⸗ 
gungen? 
Mit welchen Rechtsfolgen (sous quelle sanction)? 

Das Komite hat ferner beſchloſſen, die übrigen bisher 
noch nicht vertretenen Länder, namentlich Nordamerika, 
Italien u. ſ. w. zur Bildung weiterer Einzelvereine auf⸗ 
zufordern. Spätere Konferenzen des Komités ſollen in Paris 
und Hamburg ſtattfinden. 

Nach dem ganzen Stand der Arbeiten laſſen ſich die 
Verhandlungen in Antwerpen weſentlich nur als eine erſte 
Leſung anſehen, welcher nach gründlicherer Durchberathung 
in den Einzelvereinen, öffentlicher Kritik der bisherigen 
Verhandlungen, ſowie nach Bildung weiterer Einzelvereine 
weitere Leſungen folgen werden. 

Eine ſolche gründlichere Durchberathung iſt namentlich 
dem deutſchen Verein zu empfehlen, der, ſpät ins Leben 
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gerufen, in dem größten Theile ſeiner Arbeiten noch einen 
dürftigen Eindruck macht. Die Arbeiten wurden hier an 
drei Kommiſſionen vertheilt, die ihren Sitz in den Küſten⸗ 
ſtädten Hamburg, Bremen und Kiel hatten. Die in großer 
Eile verfaßten Berichte dieſer Kommiſſionen wurden erſt 
kurz vor der Mitgliederverſammlung im September 1898 
vertheilt, die ohne Bekanntmachung der Berathungsgegen⸗ 
ſtände berufen wurde. Der Berathung und Diskuſſion in 
dieſer Verſammlung kann ſomit nur ein geringer Werth 
beigemeſſen werden. Die Leitung des Vereins iſt aber jetzt 
bemüht, in Zukunft dieſe Fehler zu vermeiden. Wird allen 
Mitgliedern Gelegenheit zur Prüfung, Aeußerung und Ent: 
ſcheidung gegeben, ſo wird ſicher auch das allgemeine Intereſſe 
an den Arbeiten des Vereins wachſen und dieſe ſelbſt werden 
an Bedeutung gewinnen. 


Es iſt nicht zu bezweifeln, daß die Art und Weiſe, wie 
das comité maritime international die ganze Sache in die 
Hand genommen hat, Dank und Anerkennung verdient. 
Jedenfalls wird auf dieſem Wege eine beſſere gegenſeitige 
Annäherung der Perſonen und der Anſchauungen vermittelt, 
wie bei den früheren Verſuchen. Selbſt das ſpröde England 
fängt wenigſtens an, den Rechtsformen des Kontinents und 
ihrer Entwicklung einige Beachtung zu ſchenken. Daß prak⸗ 
tiſche Erfolge wirklich erzielt werden, iſt nicht ausgeſchloſſen, 
in einigen Punkten ſogar ſchon nach dem Gang der Ber: 
handlungen in Antwerpen wahrſcheinlich. 

Wünſchenswerth dürfte es aber ſein, daß die Kon: 
ferenzen des Komités nicht zu nahe auf einander folgen, 
damit inzwiſchen der öffentlichen Meinung und Kritik Zeit 
bleibt, Stellung zu nehmen. 


Aron: Franzöſiſche Handelsgeſetzgebung 1896 und 1897. 183 


II. 
Die frauzöſiſche Handelsgeſetzgebung in den Jahren 1896 
und 1897). 


Von 
Herrn Landrichter Erich Aron in Straßburg i. E. 


1. Münzen, Bankweſen. 


1. Geſetz vom 30. November 1896 ?) ergänzt das Dekret 
vom 11. Mai 1807 über das Verbot der Einführung 
fremder Scheidemünzen: 


Art. 1. Le decret du 11 Mai 1807 est com- 
plété ainsi qu'il suit: 

L'art. 135 du Code penal est applicable à 
la circulation en dehors du rayon frontière des 
monnaies de billon n'ayant pas cours légal en 
France, quand elles ne sont pas accompagnées 
d'une expédition delivree par le service des douanes 
ou des contributions indirectes. 

Dans tous les cas, la monnaie saisie sera con- 
fisquee. 

L’art. 463 du Code penal est applicable a la 
présente loi. 


Art. 2. La reexpedition & l’etranger des 
monnaies prohibees existant en dehors du dit rayon 
s’effectuera au moyen d'un acquit-à-caution dé- 
livrée par le bureau des contributions indirectes 
le plus voisin du lieu de l'enlèvement, sous les 
garanties prescrites par l'art. 6 de la loi du 
9 Février 1832. 


Art. 3. Les employes de contributions in- 
directes sont autorisés concurrement avec trois 
officiers de police judiciaire, à constater par des 


1) Für 1895 und 1896 ſiehe Bd. XI. VII S. 50 ff. 
2) Sirey 1897, Lois annotees ©. 233. 
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proces-verbaux les infractions à l'art. ler et à 
saisir les monnaies specifiees a l'art. ler et cir- 
culant sans expedition reguliere. 


Geſetz vom 9. Juli 1897) betrifft die proviſoriſche 


Verlängerung des Privilegs der Bank von Algier 
unter den Bedingungen des Geſetzes vom 3. April 1880 
bis zum 31. Oktober 1899. 


Geſetz vom 17. November 1897 verlängert das Privileg 


der Bank von Frankreich, bewilligt durch die Geſetze 
vom 24 Germinal an 11, 22. April 1806, 30. Juni 
1840 und 9. Juni 1857 (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. I 
S. 292), auf weitere 23 Jahre vom 31. Dezember 
1897 bis zum 21. Dezember 1920. 

Der Satz 1 des Art. 9 der Statuten der Bank 
vom 16. Juni 1808 hinſichtlich der Geſchäfte der Bank 
iſt dahin abgeändert: 

A escompter à toutes personnes des lettres 
de change et autres effets de commerce à ordre, 
a des échéances determindes qui ne pourront ex- 
ceder trois mois, et souscrits par des commergants, 
par des syndicats agricoles ou autres et par toutes 
autres personnes notoirement solvables. 


Hervorzuheben iſt der Art. 5: 

A partir du 1 Janvier 1897 et jusques et y 
compris l'année 1920, la Banque versera à l’Etat, 
chaque année, et par semestre, une redevance 
egale au produit du huitieme du taux de l'es- 
compte par le chiffre de la circulation productive, 
sans qu'elle puisse jamais &tre inferieure à deux 
millions. Pour la fiscation de cette redevance la 
moyenne annuelle de la circulation productive 
sera calculée telle qu'elle est déterminée pour 
application de la loi du 13 Juin 1878. 

Le premier paiement semestriel sera exigible 
quinze jours après l’expiration du semestre dans 
lequel la loi aura été promulguee. Les autres 


1) Sirey 1897, Lois annotées S. 387. 
2) Sirey 1898 S. 473. 
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paiements s’effectueront le 15 Janv. et le 15 Juillet 
de chaque année, le dernier devant avoir lieu le 
15 Janvier 1921. 


Es iſt in dem neuen Geſetz ausdrücklich beſtimmt, 
daß die Stellung des Gouverneurs und Vicegouverneurz 
(gouverneur et sousgouverneur) der Bank unverein⸗ 
bar mit der Annahme eines Mandats für die geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften iſt. 

Schließlich iſt noch zu erwähnen, daß das Maxi⸗ 
mum der Zahl der auszugebenden Banknoten auf 
vier Milliarden feſtgeſetzt iſt. 


9. Poſtweſen. 


1. Dekret vom 4. Januar 1896) trifft Beſtimmungen 
über Briefſendungen mit Werthangaben von und nach 
Zanſibar (Gebührentaxe). 

2. Dekret vom 17. September 1896) beſtimmt die neuen 
Taxen für 0 (vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLVII S. 64 Nr. 1 

Bei Gewicht bis zu 5 Gramm 50 Centimes, bis 
zu 15 Gramm weitere 50 Centimes, bis zu 30 Gramm 
weiter 1 Frank. 

3. Mittheilung an die franzöſiſche Regierung durch den 
Schweizer Bundesrath vom 10. Februar 1897) über 
den Beitritt der Republik Peru zur Internationalen 
Vereinbarung vom 4. Juli 1891 über den Austauſch 
der Poſtkollis. 

4. Das Geſetz vom 17. Juli 1897 *) betrifft le service 
des colis postaux. Die Zuſatzkonvention zur Kon⸗ 
vention vom 15. Januar 1892 hinſichtlich des Dienſtes 
der Poſtkollis, welche am 12. November 1896 zwiſchen 
der Poſtverwaltung und der Verwaltung und Geſell⸗ 
ſchaft der Eiſenbahnen geſchloſſen iſt, ſowie die Be⸗ 
ſtimmungen der Art. 2, 3, 4 und 5 des Geſetzes vom 


1) Sirey 1897, Lois annotees S. 280. 
2) L. c. S. 237. 
3) L. c. S. 288. 
4) L. c. S. 385. 
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12. April 1892 finden auf Poſtpackete, welche Gegen⸗ 
ſtand des Geſetzes vom 17. Juli 1897 ſind, Anwen⸗ 
dung. Die Konvention vom 12. November 1896, 
welche durch dieſes Geſetz ratifizirt iſt, iſt einfach eine 
Zuſatzkonvention, welche keine weſentlichen Verände⸗ 
rungen der Behandlung der Poſtkollis im inneren 
Dienſt enthält. (Die Vereinbarung enthält insbeſon⸗ 
dere die allgemeinen Vorſchriften, denen die Poſtkollis 
unterworfen ſind, die Verantwortlichkeit der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften im Falle des Verluſtes oder bei Ver: 
ſpätung der Lieferung.) 


3. Telegraph. 


Dekret vom 29. März 1897) betrifft die Herabſetzung 


der Taxen für Telegramme zwiſchen Frankreich und 
Tunis (5 Centimes für jedes Wort, mindeſtens aber 
50 Centimes). 


Mittheilung an die franzöſiſche Regierung von der 


engliſchen Regierung vom 16. April 18972 hinſicht⸗ 
lich des Beitritts derſelben für die Inſel Ceylon zur 


internationalen Telegraphenkonvention vom 22. Juli 
1875. 


Durch Dekret vom 9. April 1897) find das Dekret 


vom 27. Dezember 1851 über die Polizei der Tele⸗ 
graphenlinien und Art. 5 des Geſetzes vom 29. No⸗ 
vember 1850 hinſichtlich der Verletzung des Geheim⸗ 
niſſes der Telegramme auf Guadeloupe für anwendbar 
erklärt. 


4. Schiffahrt. 


Dekret vom 7. September 1896) regelt die Fiſcherei 


in den franzöſiſchen Gewäſſern des Genfer Sees. (Er⸗ 
laubniß zur Fiſcherei ertheilt der Präfekt von Haute⸗ 


1) Sirey 1897, Lois annotees S. 272. 
2) L. c. ©. 288. 
3) L. c. S. 343. 
4) L. c. S. 290. 
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Savoie auf Vorſchlag des Vorſtehers der Wegebau⸗ 
verwaltung.) 


2. Dekret vom 24. Dezember 1896 !) enthält die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu den Art. 262 und 263 des 
franzöſiſchen Handelsgeſetzbuchs (modifizirt durch Geſetz 
vom 12. Auguſt 1885, vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXII 
S. 547) über die Koſten, welche durch die Behandlung 
und die Rückkehr ſolcher Seeleute entſtanden ſind, 
welche außerhalb Frankreichs wegen Krankheit oder 
wegen Verwundung zurückgelaſſen ſind. 


3. Dekret vom 21. Februar 18972) enthält Vorſchriften 
über die Verhütung eines Zuſammenſtoßes von Schiffen 
zur See (30 Artikel). Durch das Reglement vom 
21. Februar 1897 iſt dasjenige vom 1. September 
1884 aufgehoben (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXI 
S. 331 ff.). 


4. Dekret vom 31. März 1897 3) betrifft die Ausdehnung 
des Reglements über die police sanitaire maritime 
auf die Kolonien und Schutzgebiete. Vgl. das Dekret 
vom 4. Juli 1896 für Frankreich und Algier. 


5. Dekret vom 18. Juni 18970 modifizirt das régime 
du cabotage algerien. 


6. Geſetz vom 23. November 18975) modifizirt den 
Art. 18 des Dekrets vom 27 Vendémiaire an 2 über 
Schiffsverkäufe in folgender Weiſe: 

Tout acte de vente de bätiment ou de partie 
de bätiment contiendra: 

10 Le nom et la designation du navire; 

20 La date et le numéro de J’acte de franci- 
sation; 

30 La copie in extenso des extraits dudit acte, 
relatifs au port d’attache, à l'immatricula- 
tion, au tonnage, & lidentite, à la con- 
struction et à l’äge du navire. 


. Sirey 1897. Lois aunotees S. 261. 
2) L. e. S. 292. 

3) Sirey 1898 S. 401. 

4) L. c. S. 407. 

5) L. c. S. 438. 
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5. Eiſenbahnweſen. 


Dekret vom 11. November 1896) beſtimmt die Zahl 


der Mitglieder des Eiſenbahnraths (vgl. Dekret vom 
17. Dezember 1895 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 62 Nr. 4). 


Geſetz vom 26. März 1897) gewährt die Ermäch⸗ 


tigung, den Art. 4 des Geſetzes vom 15. Juli 1845 
über die Eiſenbahnpolizei, welcher über die Einfriedi⸗ 
gungen und Barrieren Beſtimmungen trifft, außer 
Kraft zu ſetzen (5 Artikel). Der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten kann auf der ganzen Strecke oder einem 
Theil derſelben von der Errichtung und Unterhaltung 
der Einfriedigungen und Barrieren unter Umſtänden 
dispenſiren. 


6. Zölle, Steuern. 


Dekret vom 23. September 1896) betrifft die Kontrolle 


der Einfuhr von Getränken von der Schweiz nach 
Frankreich. 


Dekret vom 25. November 1896 regelt die zollfreie 


Zulaſſung von Mais und Gerſte zur Fabrikation von 
glucoses massées ambrees. 


Dekret vom 31. Dezember 18965) modifizirt den 


Art. 6 des Dekrets vom 29. Juli 1896 hinſichtlich der 
zeitweiſen freien Zulaſſung von Getreide, welches zu 
Mahlzwecken eingeführt wird. 


Dekret vom 3. März 1897) betrifft die Fabrikation 


und den Verkauf von Spirituoſen in Algier. 


Geſetz vom 7. April 1897 7) über régime des sucres 


(14 Artikel). 

Das Geſetz bezweckt: 1. Exportprämien zu Gunſten 
der Zuckerinduſtrie zu ſchaffen (Art. 1); 2. Steuerent⸗ 
laſtung für Zucker, welcher aus den franzöſiſchen Ko⸗ 


2 Ar 1897 ©. 290. 
L. c. ©. 284. 


9 85 1896, Lois annotees S. 238. 
4) L. c. S. 240. 
5) L. c. S. 291. 
6) L. c. S. 375. 
7) L. c. S. 345. 
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lonien nach Frankreich importirt wird; 3. Erhöhung 
des Zolls auf Zucker aus dem Auslande. 
Dazu das Ausführungsdekret vom 18. Juli 1897. 
(Vgl. das deutſche Geſetz über Zuckerſteuer vom 
27. Mai 1896, welches bei dem franzöſiſchen Geſetz⸗ 
entwurfe als Grundlage gedient hat.) 
Geſetz vom 16. April 1897), betreffend die Anwen: 
dung des Allgemeinen Zolltarifs auf Madagaskar (vgl. 
Geſetz vom 11. Januar 1892). 
Dekret vom 18. April 1897) hinſichtlich Zolldeklara⸗ 
tionen (Formulare) von Waaren, welche aus dem 
Ausland kommen oder dorthin befördert werden. 
Geſetz vom 14. Juli 18975) modifizirt den Zolltarif 
(Nr. 92) über melasses étrangères pour la distillerie. 
Dekret vom 23. Juli 1897) beſtimmt die conditions 


du contröle über Rüben, welche für die Zuckerfabriken 
beſtimmt ſind. 


7. Gewerberecht, Arbeiterſchutz. 


Dekret vom 16. Dezember 1896 5) betrifft die öffent: 
lichen Verkäufe von Waaren im Großen, vgl. Geſetz 
vom 9. Juni 1896 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 79 Nr. 6. 

Dekret vom 21. Juni 1897) ergänzt das Verzeichniß 
der Etabliſſements, in denen die Beſchäftigung von 
Kindern, minderjährigen Mädchen und Frauen zuge⸗ 
laſſen iſt. (Vgl. Dekrete vom 2. November 1892 und 
13. Mai 1893.) 


Dekret vom 24. Mai 1897) ergänzt das Verzeichniß 
der als geſundheitsſchädlich, gefährlich oder beläſtigend 
erachteten gewerblichen Anlagen. 

Loi qui autorise la Caisse d’assurances en cas de 
deces à faire des assurances mixtes. 29 Juillet 1897. 


1) Sirey 1896, Lois annotees S. 290. 


2) L. c. S. 343 

3) L. c. S. 380. 

4) L. c. S. 361. 

5) Sirey 1897, Lois annotees S. 253. 
6) Sirey 1898 S. 408. 

7) Sirey 1898 S. 460. 
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Das Geſetz vom 17. Juli 1897) ermächtigt die Ver: 
ſicherungskaſſen für Todesfälle, auch gemiſchte Ver⸗ 
ſicherungen zu machen. 

Die Verſicherungskaſſe, welche durch das Geſetz 
vom 11. Juli 1868 eingerichtet iſt, war nur berechtigt, 
Verſicherungen auf den Todesfall zu machen. Durch 
das Geſetz vom 17. Juli 1897 wird ſie ermächtigt, 
ſei es mit den Unterſtützungsgeſellſchaften zu Gunſten 
ihrer Mitglieder, ſei es mit Einzelperſonen, ſei es mit 
den Unternehmern zu Gunſten ihrer Arbeiter, gemiſchte 
Verſicherungsverträge abzuſchließen, wonach die Be— 
zahlung eines beſtimmten Kapitals an die Verſicherten 
ſelbſt, wenn ſie ein beſtimmtes Lebensalter erreicht 
haben, oder an ihre Rechtsnachfolger ſofort nach ihrem 
Tode, wenn die Verſicherten vor dieſem Zeitpunkte 
ſterben, ermöglicht wird. 


Dekret vom 29. Juli 1897 ?) ergänzt das Verzeichniß 


derjenigen Fabriken, welche von der durch das Geſetz 
vom 2. November 1892 (sur le travail des enfants, 
des filles minorennes et des femmes dans les dta- 
blissements industriels) vorgeſehenen Erlaubniß Ge— 
brauch machen können. 


8. Butter und Margarine. 


Geſetz, betreffend die Unterdrückung von Betrügereien 


im Handel mit Butter und hinſichtlich der Fabrikation 
von Margarine, vom 16. April 1897). 

Hierzu das Ausführungsdekret vom 9. November 
1897. Vgl. die Ausführungen in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXXV ©. 433. j 

Das deutſche Geſetz vom 15. Juni 1897, bes 
treffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und 
deren Erſatzmitteln, verfolgt denſelben Zweck und 
ſtimmt im Allgemeinen mit dem genannten franzöſiſchen 
Geſetz überein. 


1) Sirey 1897, Lois annotées S. 377. 
2) Sirey 1898 S. 464. 
3) Sirey 1897 S. 362. 
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Daſſelbe bezweckt die Unterdrückung von Betrüge⸗ 
reien im Handel mit Butter und der Fabrikation von 
Margarine, ſowie die Sicherung einer guten Zube: 
reitung dieſes Produkts aus ſanitären Gründen. 

Das Geſetz tritt an die Stelle desjenigen vom 
14. März 1887. 


Die Neuerungen in dieſem Geſetze beſtehen in 
der Trennung der beiden Handelszweige. Es wird 
die Zubereitung von Butter in denſelben Räumen, in 
denen Margarine u. ſ. w. hergeſtellt, aufbewahrt und 
feilgehalten wird, unterſagt, das Färben der Marga⸗ 
rine iſt verboten, ebenſo die Vermiſchung von Butter 
mit Margarine über eine gewiſſe Grenze hinaus, näm⸗ 
lich 10 Theile Margarine auf 100 Theile Butter als 
Maximum. 

Der Verkauf von Produkten unter dem Namen 
Butter, welche nicht ausſchließlich aus Milch und 
Rahm gemacht iſt, wird unterſagt. Nachdem der Be⸗ 
griff Butter ſo definirt iſt, beſtimmt das Geſetz auch 
die Margarine und verbietet, ſie unter einer anderen 
Bezeichnung zu verkaufen. In den Art. 5, 9, 10, 11 
und 12 werden die Beſtimmungen der Art. 6, 7 
und 8 des Geſetzes vom 14. März 1887 wiederholt, 
wonach Fabrikanten und Händler verpflichtet ſind, die 
Umhüllungen, die Gefälle mit den Inſchriften „Mar- 
garine“, „Oléomargarine“ zu verſehen, ebenſo müſſen 
dieſe Bezeichnungen auf den Frachtbriefen, Konnoſſe⸗ 
menten angewendet werden. 

Strafbeſtimmungen ſind in den Art. 16, 17, 18, 
19, 20 und 21 enthalten, während Art. 22 die Aus⸗ 
führung des Geſetzes näheren Beſtimmungen der Ber: 
waltungsbehörde überweiſt (Ausführungsdekret vom 
9. November 1897 — reglement d’administration 
publique), die Regierung ſolle die Art der erforder: 
lichen Feſtſtellung des Sachverhalts, Ueberwachung der 
Fabriken u. ſ. w. regeln. 
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9. Geſetz, betreffend die Fabrikation und den 


Verkauf von Kunſtweinen ). 


Loi concernant la fabrication, la circulation et 
vente des vins artificiels. Vom 6. April 1897). 


Art. 1. La fabrication industrielle, la circu- 
lation des vins de raisins secs ou autres vins arti- 
ficiels, à l' exception des vins de liqueurs et mousseux, 
et des vins de marc et de sucre régis par L'art. 3, 
sont exclues du régime fiscal des vins et soumises 
aux droits et régime de l'alcool pour leur richesse 
alcoolique total acquise ou en puissance. 


Art. 2. Les raisins secs à boisson ne pour- 
ront circuler qu’en vertu d’acquits-a-caution garan- 
tissant le paiement du droit general de consomma- 
tion & raison de 30 litres d’alcool par 100 kilogr., 
s'ils sont à destination des fabricants, et le paie- 
ment des droits de circulation à raison de six francs 
par 100 kilogr., s’ils sont à destination des parti- 
culiers pour leur consommation de famille. 


Art. 3. La fabrication et la circulation en 
vue de la vente des vins de marc et des vins de 
sucre sont interdites. 

Cette interdiction est applicable aux cidres et 
poirés produits autrement que par la fermentation 
des pommes et poires fraiches, avec ou sans sucrage. 

La detention, & un titre quelconque, de ces 
vins, cidres et poirés est interdite a tout negociant, 
entrepritaire ou débitant de liquide. 

Les boissons de cidre d'un degré alcoolique 
inferieur à trois degres ne seront pas comprises 
dans cette interdiction. 

La detention visée par le $ 3 du present article 
n'est pas interdite lorsqu' elle n'a pas lieu en vue 
de la vente. 

La circulation des boissons de marc, dites pi- 
quettes, provenant de l’epuisement des marcs par 
l’eau, sans addition de l’alcool, de sucre ou de ma- 
tières sucrees, est autorisée si ces boissons sont & 


1) Siehe Bd. XLIV S. 174 diefer Zeitichrift. 
2) Sirey 1897, Lois annotees ©. 213 ff. 
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destination des particuliers pour consommation fa- 
miliale; elles ne seront soumises qu'à un droit de 
circulation d'un franc (1 fr.) par hectolitre. 


Art. 4. Sont punies des peines portées 3 
l'art. ler de la loi du 28 Février 1872: 

10 Toute infraction aux dispositions des art. 1, 
2 et 3 de la présente loi; 

20 Toute déclaration d'enlèvement de boissons 
faite sous un nom supposé, ou sous le nom 
d'un tiers sans son consentement; et toute 
déclaration ayant pour but de simuler un 
enlèvement de boissons non effectivement 
realıse. 


Art. 5. Les dispositions de l'art. 463 Code 
penal sont applicables aux infractions à la pre- 
sente loi. 


Art. 6. La présente loi est applicable en 
Algerie et dans les colonies. 

Elle entrera en vigueur à partir du 15 Aoüt 
prochain. 

Vgl. die Ausführungen in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXXVIII S. 472 ff. 

Das Geſetz bezweckt den Schutz des Weinbaus 
gegen die Konkurrenz der Fabrikation künſtlicher Ge⸗ 
tränke, welche oft in betrügeriſcher Weiſe ausgeübt wird. 

Das Geſetz unterwirft Roſinenweine und andere 
Kunſtweine nicht der Weinſteuer, ſondern der Alkohol⸗ 
ſteuer, ausgenommen ſind die Fälle, in welchen Privat⸗ 
leute Roſinenwein für ihren Gebrauch fabriziren und 
dafür eine geringere Steuer zahlen müſſen. 

Der Verkauf von Treſter⸗ und gezuckertem Wein 
iſt verboten, vorbehaltlich des Rechts der Privatleute, 
ſolchen für ihren Gebrauch zu fabriziren. Dieſes Ver⸗ 
bot iſt auf Apfel⸗ und Birnenwein ausgedehnt, welcher 
in anderer Weiſe als durch Gährung von friſchen 
Aepfeln und Birnen hergeſtellt wird. 

Die Strafen ſind in Art. 4 und 5 beſtimmt. 

Vgl. das deutſche Geſetz vom 20. April 1892, 
betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und 
an Getränken (Reichs-Geſetzblatt S. 597) 

3, 4 ff. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 13 
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10. Kolonien, Konſulatweſen. 


Dekret vom 25. September 1896) regelt die Befug⸗ 


niſſe des Generalgouverneurs de l' Afrique occidentale 
frangaise (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 83 
Ziff. 2). 


Dekret vom 25. Februar 1897 2) betrifft die Verwal⸗ 


tung der Bergwerke in Annam und Tonkin (82 Ar— 
titel). Das Dekret vom 16. Oktober 1888 iſt dadurch 
aufgehoben. 

(Die Rechte und Pflichten der Bergwerkseigen— 
thümer, das Verhältniß des Bergbaubetreibenden zu 
dem Eigenthümer der Oberfläche, Ueberwachung des 
Bergbaubetriebs, Strafen gegen Zuwiderhandlungen 
ſind in dieſem Dekrete geregelt.) 


Dekret vom 7. Februar 1897) beſtimmt die Bedin⸗ 


gungen, unter denen die Vorſchriften des Geſetzes vom 
26. Juni 1889 über die franzöſiſche Staatsangehörig— 
keit auf andere Kolonien als Guadeloupe, Martinique 
und Réunion anwendbar ſind. 


Dekret vom 31. März 1897 *) enthält das Reglement 


de police sanitaire maritime für die Kolonien und 
Schutzbezirke (vgl. das Dekret vom 4. Juni 1896 für 
Frankreich und Algier in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 63 Nr. 8). 


Geſetz vom 5. April 1897) ertheilt die Ermächtigung 


zur Umwandlung der Anleihe von 1886 und Ausgabe 
amortiſirbarer Obligationen auf die Zeit von 60 Jahren, 
welche durch die franzöſiſche Regierung garantirt 
werden. 


Dekret vom 10. April 18979) über das Staatseigen⸗ 


thum in Neu-Kaledonien (Veräußerung, Verpachtung 
deſſelben u. ſ. w.). 


Dekret vom 6. Juni 1897) hinſichtlich Modifikationen 


des Dekrets vom 2. April 1896 über den Betrieb der 
Kolonialſchule. 


1) Sirey 1897, Lois annotees S. 238. 


2) L. c. S. 285. 

3) L. c. S. 292. 

4) Sirey 1898 S. 401. 
5) Sirey 1897 S. 289 ff. 
6) L. c. S. 299. 

7) Sirey 1898 S. 403. 


10. 


11. 
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Dekret vom 8. Juni 1897) hebt das Generalſekretariat 


des Generalgouvernements in Indochina auf und ſtellt 
das Amt des résident superieur du Tonkin wieder her. 


Dekret vom 3. Juli 1897?) über die Organiſation 


des conseil superieur in Indochina. 
Dekret vom 6. Juli 1897 8) betrifft die Organiſation 
der franzöſiſchen Beſitzungen der Comoren. 


Dekret vom 16. Juli 1897) über das domaine public 
in Madagaskar. 


11. Verträge. 


Geſetz vom 13. Juli 18975) genehmigt den zwiſchen 


Belgien und Frankreich am 4. März 1897 abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrag hinſichtlich Ausführung des Sparkaſſen⸗ 
dienſtes zwiſchen beiden Ländern, veröffentlicht durch 
Dekret vom 6. September 1897. 


Geſetz vom 30. Juli 18975) genehmigt das zu Lima 


am 16. Oktober 1896 zwiſchen Frankreich und Peru 
geſchloſſene Uebereinkommen zum gegenſeitigen Schutz 


des induſtriellen Eigenthums (Dekret vom 8. Dezember 


1897). 


Geſetz vom 30. Juli 1897 7) genehmigt das zwiſchen 


Frankreich und Coſta Rica am 8. Juli 1896 zu Paris 
geſchloſſene Uebereinkommen über den gegenſeitigen 
Schutz von Fabrik⸗ und Handelsmarken (Dekret vom 
17. Auguſt 1897). 


Geſetz vom 30. Juli 1897 8) genehmigt das zwiſchen 


denſelben Staaten am 28. Auguſt 1896 geſchloſſene 
Uebereinkommen zum gegenſeitigen Schutz des geiſtigen 
und „ Eigenthums (Dekret vom 17. Auguſt 
1897). 


1) an 1898, Lois annotees ©. 404. 
407. 


5) Sirey 1898, Lois annotees ©. 439. 
6) L. c. ©. 452 
7) L. c. S. 455. 
8) L. c. S. 455. 
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III. 


Franzöſiſches Geſetz, betreffend die landwirthſchaſtlichen 
Lagerſcheine (Warrants). 


(Journal officiel Nr. 194 vom 20. Juli 1898.))) 


Ein Geſetz vom 18. Juli 1898 verordnet, was folgt: 


Art. 1. Jeder Landwirth kann auf die aus ſeinem Betriebe 
ſtammenden und nachſtehend aufgeführten landwirthſchaftlichen 
oder gewerblichen Erzeugniſſe leihen, indem er die Obhut über 
dieſelben in den Gebäuden oder auf den Ländereien dieſes 
Betriebes behält. 

Die Erzeugniſſe, auf welche ein Warrant ausgegeben 
werden kann, ſind folgende: 


Getreide in Garben oder gedroſchen; 

Trockenfutter, getrocknete Arzneipflanzen; 

Hülſenfrüchte, getrocknete Früchte und Stärkemehl; 

Textilſtoffe, thieriſche oder pflanzliche; 

Samen, ölhaltige, Sämereien zur Saat; 

Weine, Cider, Branntwein und Alkohol verſchiedener 
Art; 

Cocons, trockene, und ſolche, welche zur Zucht gedient 
haben; 

Geſchlagenes Holz, Harze, Gerbrinde; 

Käſe, Honig und Wachs; 

Pflanzenöle; 

Seeſalz. 

Das gegen einen Warrant beliehene landwirthſchaftliche 
Erzeugniß bleibt bis zur Rückzahlung der vorgeſchoſſenen 
Summen das Pfand des Inhabers des Warrants. 

Der Landwirth iſt verantwortlich für die Waare, welche 
ſeiner Fürſorge und ſeiner Obhut anvertraut bleibt, und 
dies ohne Schadloshaltung. 


Art. 2. Der Landwirth muß, wenn er nicht Eigen⸗ 
thümer oder Nutznießer ſeines Betriebes iſt, vor jeder An⸗ 
leihe den Eigenthümer des gepachteten Grundſtücks von der 


1) Aus Deutſches Handels⸗Archiv 1898 S. 772. 
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Art, dem Werth und der Menge der Waaren, welche für 
das Darlehen als Pfand dienen ſollen, ſowie von dem Be⸗ 
trage der zu entleihenden Summe in Kenntniß ſetzen. 

Dieſe Benachrichtigung iſt dem Eigenthümer, dem Nutz⸗ 
nießer oder ihrem angegebenen geſetzlichen Bevollmächtigten 
durch die Vermittlung des Gerichtsſchreibers des Friedens⸗ 
richters des Kantons, in welchem der Entleiher ſeinen Wohnſitz 
hat, zuzuſtellen. Das Benachrichtigungsſchreiben iſt dem Ge⸗ 
richtsſchreiber zu übergeben, welcher es zu viſiren, zu regiſt⸗ 
riren und als eingeſchriebenen Brief mit Empfangsanzeige 
abzuſenden hat. 

Der Eigenthümer, Nutznießer oder der angegebene ge— 
ſetzliche Bevollmächtigte können in dem Falle, daß ihnen be⸗ 
reits fällige Pacht geſchuldet wird, binnen einer Friſt von 
ganzen zwölf Tagen, nachdem der eingeſchriebene Brief ab: 
geſandt worden iſt, gegen die Beleihung der beſagten Er⸗ 
zeugniſſe in einem an den Gerichtsſchreiber des Friedens⸗ 
5 55 gerichteten, ebenfalls eingeſchriebenen Briefe Einſpruch 
erheben. 


Art. 3. Der Gerichtsſchreiber des Friedensrichters hat 
in die beiden Theile eines zu dem Zweck beſonders ange⸗ 
legten Stockregiſters und gemäß der Angabe des Entleihers 
die Art, die Menge und den Werth der Erzeugniſſe, welche 
als Pfand für das Darlehen dienen ſollen, ſowie den Be: 
trag der zu entleihenden Summen einzutragen. 

Falls der Entleiher nicht Eigenthümer oder Nutznießer 
des Betriebes iſt, hat der Gerichtsſchreiber des Friedens⸗ 
richters außer den obigen Angaben das Datum der Ueber⸗ 
ſendung der Benachrichtigung an den Eigenthümer oder Nutz 
nießer, ſowie die Nichterhebung von Einſpruch ihrerſeits nach 
zwölf ganzen Tagen, vom Tage der Ueberſendung des ein⸗ 
geſchriebenen Briefes an gerechnet, zu vermerken. 

Das von dieſem Regiſter abgetrennte Blatt wird der 
Warrant, welcher den Landwirth in den Stand ſetzt, ſeine 
Anleihe zu verwirklichen. 


Art. 4. Der Warrant muß angeben, ob das verpfändete 
Erzeugniß verſichert iſt oder nicht, und im Falle der Ver— 
ſicherung den Namen und Wohnort des Verſicherers ent— 
halten. 

Die Inhaber von Warrants haben auf die Entſchädi— 
gungen aus Verſicherungen bei Eintritt von Schäden die— 
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ſelben Anſprüche und Vorrechte wie auf die verſicherte 
Waare. 


Art. 5. Die Gerichtsſchreiber ſind gehalten, jedem Dar— 
leiher auf Verlangen mit Genehmigung des Entleihers Ab— 
ſchrift der Eintragungen über von letzterem aufgenommene 
Anleihen oder eine Beſcheinigung zu ertheilen, daß keine 
ſolche vorhanden ſeien. 


Art. 6. Der Entleiher, welcher ſeinen Warrant eingelöſt 
hat, hat dies von dem Gerichtsſchreiber des Friedensrichters 
feſtſtellen zu laſſen, die Rückzahlung iſt in dem in Artikel 3 
vorgeſehenen Stockregiſter zu vermerken, und es iſt dem Ent⸗ 
leiher eine Beſcheinigung über die Löſchung ſeiner Eintragung 
zu ertheilen. 


Art. 7. Der Entleiher kann noch vor dem Fälligkeits⸗ 
termin die durch den Warrant ſichergeſtellte Schuld abtragen. 

Der Schuldner kann, wenn der Gläubiger ſein Zahlungs⸗ 
anerbieten ablehnt, das Geld, um ſich deſſelben zu entledigen, 
unter Beobachtung der durch Artikel 1259 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, gerichtlich hinter— 
legen. Bei Vorlegung einer ordnungsmäßigen und für ge: 
nügend befundenen Hinterlegungsquittung hat der Friedens: 
richter eine Verfügung zu erlaſſen, wonach das Pfand auf 
die gerichtlich hinterlegte Summe zu übertragen ſei. 

Im Falle vorzeitiger Einlöſung eines landwirthſchaft⸗ 
lichen Warrants kommen dem Entleiher die Zinſen zu Gute, 
welche bis zum Fälligkeitstermin des Warrants abzüglich 
einer Friſt von zehn Tagen erwachſen. 

Art. 8. Die öffentlichen Kreditanſtalten können die War— 
rants mit Entbindung von einer der durch ihre Statuten 
geforderten Unterſchriften als Handelspapiere annehmen. 


Art. 9. Der Diskontirer oder Zurückdiskontirer eines 
Warrants iſt gehalten, davon unmittelbar dem Gerichts— 
ſchreiber des Friedensrichters durch eingeſchriebenen Brief 
mit Empfangsanzeige Nachricht zu geben. 


Art. 10. Bei Nichtzahlung am Fälligkeitstage und nach 
vorheriger Benachrichtigung des Schuldners durch eingeſchrie— 
benen Brief, für welchen eine Empfangsanzeige zu verlangen 
iſt, kann der Inhaber des Warrants acht Tage nach der 
Benachrichtigung und ohne andere gerichtliche Förmlichkeit, 
aber unter den durch den Artikel 617 und folgende der 
Prozeßordnung vorgeſehenen Oeffentlichkeitsformen, die Ver: 
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ſteigerung der verpfändeten Waare durch einen öffentlichen 
Beamten vornehmen laſſen. 


Art. 11. Der Gläubiger iſt wegen ſeiner Schuldforde⸗ 
rung aus dem Ertrage der Verſteigerung, unter Bevorzugung 
vor allen anderen Gläubigern, zu befriedigen, ohne weiteren 
Abzug als denjenigen der direkten Steuern und der Ver— 
ſteigerungskoſten, lediglich auf Grund einer Verfügung des 
Friedensrichters. 


Art. 12. Der Inhaber des Warrants verliert den Rück⸗ 
anſpruch gegen die Indoſſanten, wenn er nicht in demjenigen 
Monat zur Verſteigerung geſchritten iſt, welcher auf das 
Datum der Benachrichtigung folgt. Er hat nur Rückanſpruch 
gegen den Schuldner und die Indoſſanten, nachdem er ſeine 
Anſprüche aus den verpfändeten Erzeugniſſen befriedigt hat. 
Im Falle nicht ausreichender Befriedigung wird dem Gläu— 
biger eine Friſt von einem Monat, vom Tage der beendigten 
Verſteigerung ab gerechnet, bewilligt, um ſeinen Rückanſpruch 
gegen die Indoſſanten geltend zu machen. 


Art. 13. Jeder Landwirth, welcher überführt wird, 
zum Schaden ſeines Gläubigers das Pfand deſſelben bei 
Seite geſchafft, verſchleudert oder dem Verderben ausgeſetzt 
zu haben, wird wegen Vertrauensmißbrauchs ſtrafrechtlich 
verfolgt und nach Maßgabe der Artikel 406 und 408 des 
Strafgeſetzbuches, unbeſchadet der Anwendung des Artikels 463 
deſſelben Geſetzbuches, beſtraft. 


Art. 14. Wenn für die Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes Anlaß zur Beantragung einer vorläufigen Ent— 
ſcheidung vorhanden ſein ſollte, ſo iſt dieſer Antrag vor 
dem Friedensrichter zu ſtellen. 


Art. 15. Eine Verordnung wird die den Gerichtsſchrei⸗ 
bern der Friedensrichter für die Verſendung der eingeſchrie— 
benen Briefe, die Beſchaffung und Unterhaltung der Regiſter, 
ſowie für die Ausfertigung der Zeugniſſe zu gewährenden 
Bezüge feſtſetzen. Sie wird nöthigen Falls alle für die Aus— 
führung des gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 


Art. 16. Von dem Erforderniß des Stempels und der 
Regiſtrirungsgebühr ſind befreit: Die in den Artikeln 2, 9 
und 10 vorgeſehenen Briefe und ihre Empfangsbeſcheinigungen, 
der Stock des durch Artikel 3 verordneten Regiſters, die 
Abſchrift der Darlehnseintragungen, ſowie die verneinende 
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Beſcheinigung und die Löſchungsbeſcheinigung, welche in den 
Artikeln 5 und 6 des gegenwärtigen Geſetzes erwähnt ſind. 

Das vom Stockregiſter abgetrennte Blatt, welches der 
Warrant wird, vermittelſt deſſen der Landwirth ſeine Anleihe 
zu Stande bringt, unterliegt der gewöhnlichen Steuer, d. h. der 
Stempelſteuer der Handelspapiere (5 Centimes auf 100) in 
dem Augenblick ſeiner Umwandlung in einen Warrant und 
der Uebergabe als Warrant an den Darleher. 

Die Regiſtrirungsgebühr (50 Centimes auf 100) wird 
nur im Falle des Proteſtes obligatoriſch. 


Art. 17. Das gegenwärtige Geſetz findet Anwendung 
auf Algerien. 


IV. 
Die niederländiſche Handelsgefehgebung im Jahre 1897. 
Von 


Herrn Dr. jur. J. Ph. Suijliug, Rechtsanwalt 
in 's Hertogenboſch. 


Von den beiden wichtigſten Geſetzen, die diesmal zu ver— 
zeichnen ſind, gehört das eine zum Gebiete der ſozialen Geſetz— 
gebung. Es iſt das Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 141) 
betreffend die Arbeitskammern. Schon zwei Mal hatten Ab: 
geordnete der Zweiten Kammer der Staten-Generaal 
vergebens die Initiative ergriffen, bis zuletzt der von der Re— 
gierung eingebrachte Entwurf dieſes Geſetzes von den Staten— 
Generaal angenommen wurde. 

Rein handelsrechtlich iſt hingegen das Geſetz vom 2. Mai 
1897 (St. Nr. 140) zur Abänderung der Art. 748 und 755 
HGB's. Der Entwurf dieſes Geſetzes wurde am 22. Februar 
1896 der Zweiten Kammer unterbreitet. Vom Juſtizminiſter 
im Laufe der parlamentariſchen Behandlung einer Reviſion 
unterzogen, wurde er ſchließlich am 9. April 1897 mit Ein— 
ſtimmigkeit von der Zweiten Kammer votirt. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 84. 
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Die bereits früher erwähnten Geſetzentwürfe betreffend 
die Einführung eines Handelsregiſters und die Führung von: 
Vornamen, Familiennamen und Firmen waren noch bei der 
Zweiten Kammer anhängig, als politiſche Begebenheiten dem 
Leben des Miniſteriums ein Ende machten. Am 27. Juli 
1897 trat ein anderes Kabinet auf, und der neue Juſtiz⸗ 
miniſter nahm die oben angeführten, noch nicht erledigten 
Geſetzentwürfe zurück. Damit verſchwand die Hoffnung, daß 
dieſe Entwürfe bald Geſetz werden ſollten. 

Daß unſer Handelsrecht in den nächſten Jahren erheb: 
liche Verbeſſerungen erfahren wird, iſt leider nicht zu er⸗ 
warten. Zwar hat der heutige Juſtizminiſter Cort van 
der Linden ſofort nach ſeinem Amtsantritt eine vielſeitige 
Thätigkeit entfaltet, aber fie wird dem Straf: und Straf: 
us und vor allem dem bürgerlichen Recht zu Gute 
ommen. 


1. 
Handelsgeſetzbuch. 


Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 140) zur Abände⸗ 
rung der Art. 748 und 755 des Handelsgeſetzbuches. — Das 
niederländiſche Handelsrecht unterſcheidet zwei Arten von 
Flußſchiffen. Erſtens die Schiffe, welche die Binnengewäſſer 
befahren und zugleich ins Ausland gehen oder vom Ausland 
kommen (Art. 748 HGB.“ s). Sie werden den Seeſchiffen 
gleichgeſtellt und demgemäß den ſeerechtlichen Regeln (Titel I 
bis XII des II. Buches des HGB.“) unterworfen, wenigſtens 
ſoweit die Umſtände es erlauben und Reglements und Ver: 
ordnungen nicht ein Anderes beſtimmen. Zweitens die aus⸗ 
ſchließlich die niederländiſchen Binnengewäſſer befahrenden 
eigentlichen Flußſchiffe (Art. 749 HGB.), für welche mit 
Ausnahme des Art. 748 die Beſtimmungen des XIII. Titels 
des II. Buches vom Handelsgeſetzbuch (Art. 749 — 763) gelten. 
Da aber Jurisprudenz und Gerichtspraxis in der Auslegung 
der Art. 748 und 749 ſchwanken, iſt es manchmal ungewiß, 
ob das Binnenſchiffahrtsrecht oder das Seerecht auf ein Fluß— 
ſchiff angewendet werden ſoll. Dieſem Uebelſtand macht die 
in Rede ſtehende Novelle zum Handelsgeſetzbuch mit Bezug 
auf den Beginn und die Dauer der Lade- und Löſchzeit und 
das Liegegeld ein Ende. 
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Alle Flußſchiffe, ob ſie nun zur erſten oder zur zweiten 
Gattung gehören, ſind forthin in dieſer Hinſicht den näm⸗ 
lichen Vorſchriften unterſtellt (ſ. unten Art. 1 und 2 der 
Novelle). Und dieſe einheitliche Regelung iſt um fo freu: 
diger zu begrüßen, weil ſie einerſeits die Unbilligkeit, anderer⸗ 
ſeits die Unbeſtimmtheit des bisherigen Rechtes zu vermeiden 
gewußt hat. Früher galt nämlich für die den Seeſchiffen 
gleichgeſtellten Flußſchiffe die ſeerechtliche Lade- und Löſchzeit 
von je 15 Tagen (Art. 457 HGB.“). Dieſe Friſten waren 
im Allgemeinen viel zu lang und bevortheilten die Ablader 
und Empfänger der Ladung auf Koſten der Schiffer. Und 
was die eigentlichen Flußſchiffe anlangte, ſo überließ Art. 755 
HGBB.'s die Beſtimmung der Lade- und Löſchzeit Verord— 
nungen (die aber niemals erlaſſen wurden) und dem Orts⸗ 
gebrauch. An die Stelle dieſer komplizirten und zum Theil 
ungerechten Regelung iſt jetzt die auf Art. 1 und 2 der 
Novelle zum Handelsgeſetzbuch fußende Verordnung vom 
3. Januar 1898 getreten. Ausdrücklich ſetzt ſie die Löſch— 
und Ladezeit für alle Flußſchiffe feſt und dieſe Friſten ſind 
den Bedürfniſſen des heutigen Verkehrs gemäß erheblich 
abgekürzt. 

Das Abänderungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch handelt 
auch über die Höhe des Liegegeldes, und im Anſchluß an 
die vom Geſetz aufgeſtellten Grundſätze hat die Ausführungs— 
verordnung vom 3. Januar 1898 das Liegegeld beſtimmt, 
welches der Flußſchiffer fordern darf, wenn die Parteien 
eine Vereinbarung darüber nicht getroffen haben. 

Wie aus den Art. 1 und 2 der Novelle hervorgeht, 
haben nur die Grundlagen für die Feſtſetzung der Höhe des 
Liegegeldes und der Dauer der Lade- und Löſchzeit in das 
revidirte Handelsgeſetzbuch Aufnahme gefunden. Die Be— 
ſtimmung der Lade- und Löſchfriſten und des Liegegeldes 
ſelbſt erfolgte im königlichen Dekrete vom 3. Januar 1898. 
Was nun jene Grundlagen anlangt, ſo weicht das nieder— 
ländiſche Geſetz hinſichtlich der Berechnung der Lade- und 
Löſchzeit grundſätzlich vom deutſchen Binnenſchiffahrtsgeſetze 
ab. Nicht die Schwere der Ladung, ſondern der Raum— 
gehalt des Schiffes iſt maßgebend. Man zog dieſe Grund— 
lage der des deutſchen Geſetzes u. a. vor, weil fie einen 
leicht ermittelbaren, unveränderlichen und praktiſchen Maß— 
ſtab für die Berechnung der Lade- und Löſchfriſten abgibt. 

Der Text der Novelle lautet wie folgt: 
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Art. 1. Dem Art. 748 HGB.'s werden ein 2., 3. und 
4. Abſatz folgenden Inhalts hinzugefügt: 

Inſoweit eine Vereinbarung darüber nicht getroffen iſt, 
beginnt die Lade- und Löſchzeit mit dem Tag, der auf die 
Anzeige des Schiffers folgt, daß er zur Einnahme oder 
Löſchung der Ladung bereit iſt; die Lade- und die Löſchzeit 
und die Höhe des Liegegeldes werden dann nach dem Raum: 
gehalt des Schiffes oder Fahrzeuges beſtimmt. 

Wenn das Konnoſſement oder der Frachtbrief nicht für 
die ganze Ladung oder einen Theil derſelben an eine be— 
ſtimmte Perſon lautet und eine nähere Anweiſung des 
Empfängers nicht erfolgte, iſt der Schiffer der Verpflichtung 
enthoben, die im obigen Abſatz erwähnte Anzeige zu machen; 
dann beginnt die Löſchzeit mit dem auf die Ankunft des 
Schiffes oder Fahrzeuges folgenden Tag. 

Die Zahl der Löſch⸗ und Ladetage, die Höhe des Liege: 
geldes und die Weiſe, auf welche der Raumgehalt des 
Schiffes oder des Fahrzeuges beſtimmt wird, werden durch 
königliche Verordnung feſtgeſtellt. 

Art. 2. Im 2. Abſatz des Art. 755 HGB.'s werden 
die Worte: „die Lade⸗ und Löſchzeit“ geſtrichen. 

Dieſem Artikel wird ein 3. Abſatz folgenden Inhalts 
hinzugefügt: 

Auf die Lade: und Löſchzeit, den Beginn der Lade- und 
Löſchzeit und die Höhe des Liegegeldes finden der 2., 3. und 
4. Abſatz des Art. 748 HGB.'s Anwendung. 


Königliches Dekret vom 3. Januar 1898 (St. Nr. 1) 
zur Ausführung der revidirten Art. 748 und 755 HGB.. 
Art. 1. Für die in Art. 748 und 755 HGB.'s in 
Betracht gezogenen Schiffe und Fahrzeuge gilt mit Bezug 
auf die Lade: und Löſchzeit, inſoweit eine Vereinbarung 
darüber nicht getroffen iſt, die folgende Regel: 
A. Die Zahl der Ladetage ſowohl als die der Löſchtage 
beträgt für Schiffe und Fahrzeuge 
bis zu einem Raumgehalt von 125 ebm 3 auf einander 
folgende Werkeltage, 
von mehr als 125 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
200 cbm 4 auf einander folgende Werkeltage, 
von mehr als 200 cbm bis zu einem Raumgehalt von 
275 cbm 5 auf einander folgende Werkeltage, 


204 Rechtsquellen. 


von mehr als 275 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
350 cbm 6 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 350 cbm bis zu einem Raumgehalt von 
425 cbm 7 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 425 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
500 ebm 8 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 500 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
600 ebm 9 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 600 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
700 cbm 10 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 700 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
800 cbm 11 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 800 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
900 cbm 12 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 900 ebm bis zu einem Raumgehalt von 
1000 cbm 13 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 1000 cbm bis zu einem Raumgehalt von 
1100 cbm 14 auf einander folgende Werkeltage, 

von mehr als 1100 cbm 15 auf einander folgende Wer⸗ 
keltage. 


B. Das Liegegeld beträgt für jeden Tag für die erſten 
100 cbm Raumgehalt des Schiffes oder Fahrzeuges /roo Gulden 
für den Kubikmeter und für jeden weiteren Kubikmeter Raum: 
gehalt oo Gulden für den Meter, mit der Maßnahme, 
daß mindeſtens 4 Gulden für jeden Tag zu zahlen ſind. 

Bei der Berechnung des Liegegeldes werden Bruchtheile 
eines Meters als ein ganzer Meter und wird jeder an- 
gefangene Tag als ein ganzer Tag in Anſatz gebracht. 


Art. 2. In dieſem Artikel wird der in Art. 1 er: 
wähnte Raumgehalt der Schiffe und Fahrzeuge beſtimmt. 
Als ſolcher gilt der Raumgehalt, welcher gemäß den Vor— 
ſchriften des königlichen Dekrets vom 30. Juli 1894 (St. 
Nr. 141) über die Vermeſſung von Flußſchiffen ermittelt 
wurde. Wenn jedoch ein Aichbrief [königliches Dekret vom 
28. November 1894 (St. Nr. 174) )] für ein Schiff aus⸗ 
gefertigt iſt, wird der Raumgehalt ſtets aus der Tragfähig— 
keit des Schiffes abgeleitet. Bei dieſer Umrechnung ſind 
20 Zentner Tragfähigkeit (1000 kg) einem Kubikmeter Raum: 
gehalt gleichzuſtellen. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 483, 
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Art. 3. Das Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 140) 
tritt am 1. Februar 1898 in Kraft. 


2. 
Fabriken und Arbeiter. 


Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 141) zur Errich⸗ 
tung von Arbeits kammern. 

Die wichtigſten Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſind die 
folgenden: 

1. Durch königliches Dekret wird, entweder für eine 
Gemeinde oder für verſchiedene Gemeinden zuſammen, eine 
Arbeitskammer für ein oder mehrere Gewerbe errichtet, wenn 
das Bedürfniß danach ſich fühlbar macht und eine gehörige 
Organiſation ſich als möglich erweiſt (Art. 1). 

2. Die Arbeitskammer iſt beſtimmt, die Intereſſen der 
Prinzipale (patroons) und Arbeiter in gemeinſamer Thätig⸗ 
keit zu fördern. Zu dieſem Zwecke 

a) 5 fie Materialien betreffend Arbeitsangelegen: 

eiten; 

b) erſtattet ſie den Miniſtern, den Provinzial⸗ oder Kom⸗ 
munalverwaltungen auf ihr Anſuchen oder aus eigener 
Initiative Gutachten über alle Gegenſtände, welche 
die Intereſſen der Arbeit betreffen; 

c) erſtattet ſie Gutachten und entwirft ſie Uebereinkünfte 
und Regelungen auf Anſuchen der Perſonen, die 
daran ein Intereſſe haben; 

d) kommt ſie Streitigkeiten über Arbeitsangelegenheiten 
zuvor, gleicht ſie aus und wirkt nöthigenfalls darauf 
hin, daß ein Schiedsſpruch zwiſchen den Parteien zu 
Stande kommt (Art. 2). 

3. Prinzipale im Sinne dieſes Geſetzes ſind die 
Vorſteher eines Betriebes, wo mindeſtens ein Lohnarbeiter 
von mehr als 20 Jahren beſchäftigt iſt, und alle diejenigen, 
welche die Leitung der Betriebsvorſteher beaufſichtigen, ſowie 
die in einem Betriebe beſchäftigten Perſonen, die ein fünig- 
liches Dekret wegen der Beſchaffenheit ihrer Beſchäftigungen 
den Prinzipalen gleichſtellen wird. 

Arbeiter im Sinne dieſes Geſetzes ſind alle anderen 
Perſonen, die um Lohn in einem Betriebe beſchäftigt ſind, 
ausgenommen diejenigen, bezüglich deren ein königliches 
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Dekret wegen der ihnen über andere Arbeiter zuerkannten 
Macht oder wegen der Beſchaffenheit ihrer Beſchäftigungen 
beſtimmen wird, daß ſie nicht als Arbeiter zu betrachten ſind 
(z. B. Werkmeiſter). Art. 3. 

4. Die Mitglieder der Kammer ſind zur Hälfte Prinzi— 
pale und zur Hälfte Arbeiter. Die Prinzipalmitglieder wer⸗ 
den von den Prinzipalen gewählt, die eines der in der 
Kammer vertretenen Gewerbe betreiben, und zwar aus ihrer 
Mitte; die Arbeitermitglieder werden von den in dieſen Ge— 
werben beſchäftigten Arbeitern und gleichfalls aus ihrer Mitte 
gewählt. Art. 5. 


5. Wählbar ſind niederländiſche Staatsangehörige, die 
ihren Wohnſitz im Reiche haben, mindeſtens 30 Jahre alt 
ſind und im Bezirk der Kammer ein in ihr vertretenes Ge— 
werbe als Prinzipale oder Arbeiter während beſtimmter Friſt 
ausgeübt haben. Das aktive Wahlrecht iſt an ähnliche Vor— 
ausſetzungen (u. a. Alter von 25 Jahren) gebunden. Frauen 
ſind nicht nur wahlberechtigt, ſondern auch wählbar. Art. 8 
und 14. 


6. Die Zahl der Mitglieder jeder Kammer wird vom 
König beſtimmt; ſie ſcheiden alle 5 Jahre aus, ſind jedoch 
wieder wählbar. Art. 4, 13. 

7. Der Vorſtand der Kammer beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Mitgliedern. Die Prinzipalmitglieder der 
Kammer und die Arbeitermitglieder ernennen je einen Vor— 
ſitzenden und ein Vorſtandsmitglied aus ihrer Mitte. Der 
Vorſitz wird abwechſelnd jedesmal auf 6 Monate von den 
beiden Vorſitzenden geführt. Während der eine Vorſitzende 
als ſolcher fungirt, iſt der andere berechtigt, den Verhand— 
lungen des Vorſtandes beizuwohnen; er hat aber nur eine 
berathende Stimme. Die Kammer ernennt auch einen 
Sekretär. Art. 19, 20. 


8. Wenn eine Streitigkeit in einem Gewerbe entſteht 
oder zu entſtehen droht und das Gewerbe in der Arbeits— 
kammer der Gemeinde, wo es ausgeübt wird, vertreten iſt, 
dürfen die Parteien oder darf eine der Parteien dieſe Kammer 
zur friedlichen Beilegung der Streitigkeit angehen. 

Gibt es eine ſolche Kammer nicht, jo dürfen die Par: 
teien ſich an eine Kammer wenden, in der ihr Gewerbe nicht 
vertreten iſt, und falls eine Arbeitskammer in ihrer Ge— 
meinde nicht beſteht, ſind ſie ſogar berechtigt, die Kammer 
einer benachbarten Gemeinde anzurufen. Art. 22, 23. 
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9. Der Vorſtand der Kammer, an welche die Parteien 
ſich wandten, verſucht die Streitigkeit gütlich beizulegen, 
wenn ſie nach ſeiner Anſicht einfacher Art iſt. Im anderen 
Falle und ebenſo, wenn ſein Verſuch fehl ſchlägt, unterbreitet 
er die Streitigkeit der Arbeitskammer. 

Iſt die Kammer der Meinung, daß ihr Auftreten der 
Streitigkeit zuvorkommen oder dieſe ausgleichen kann, jo er: 
nennt ſie ein aus einem Vorſitzenden und einer geraden Zahl 
Mitglieder beſtehendes Sühneamt. Dieſe Mitglieder müſſen 
Mitglieder der Arbeitskammer ſein und werden zur Hälfte 
von den Prinzipalmitgliedern der Kammer und zur Hälfte 
von den Arbeitermitgliedern aus ihrer Mitte gewählt. Ab— 
geſehen von dem Falle der Stimmengleichheit hat der Vor: 
ſitzende nur eine berathende Stimme. Art. 24. 


10. Nach erfolgter Unterſuchung und Berathung theilt 
das Sühneamt den Parteien ſeine Anſicht über die Streitig— 
keit und die Mittel zur Ausſöhnung mit. Auf Verlangen 
der Minderheit wird ihre Meinung in dieſen Bericht auf— 
genommen. Das Sühneamt darf den Bericht ganz oder 
theilweiſe veröffentlichen. Art. 26. 

11. Die Art. 28—32 handeln über die Verſamm— 
lungen der Kammern und ihrer Vorſtände. Nach Art. 33 
ſind die Kammern verpflichtet, alljährlich einen Bericht über 
ihre Thätigkeit beim Handelsminiſter einzureichen. 

12. Die Art. 35 —46 enthalten Straf- und andere 
allgemeine Beſtimmungen, u. a. Beſtimmungen über die 
theils dem Staate, theils den Gemeinden zur Laſt fallenden 
Koſten der Arbeitskammern und Sühneämter. Art. 35. Bei 
der Errichtung einer Kammer wird jedesmal beſtimmt wer— 
den, ob dieſes Geſetz auf die unter Verwaltung des Staates, 
der Provinzen, Gemeinden, waterschappen und veen- 
schappen ſtehenden Betriebe, die ſich im Bezirk der Kammer 
vorfinden, anwendbar ſein wird. Art. 37. 

Dieſes Geſetz trägt den offiziellen Namen „Geſetz be— 
treffend die Arbeitskammern“. Art. 45. 


Königliches Dekret vom 21. Januar 1897 (St. Nr. 46) 
er Feſtſtellung der im Art. 4 des Arbeitsgeſetzes vom 
. Mai 1889 (St. Nr. 48) ) erwähnten Verordnung. Die 


1) 06 dieſe ne Bd. XXXVIII S. 169 ff.; Bd. XLVI 
108 ff.; Bd. XLVII S. 95. 
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königlichen Dekrete vom 15. Juli 1891 (St. Nr. 147) und 
vom 11. Auguſt 1892 (St. Nr. 199) ) find aufgehoben. 


Königliches Dekret vom 27. März 1897 (St. Nr. 78) 
zur Feſtſtellung der im Art. 7 Abſ. 2 des Arbeitsgeſetzes 
vom 5. Mai 1889 (St. Nr. 48) erwähnten Verordnung. Sie 
beftimmt die Arbeit, welche Frauen am Sonntag in Käfe: 
und Butterfabriken leiſten dürfen, und die Borausfegungen, 
unter denen dieſe Arbeit erlaubt ift ?). 


3. 
Dampfmaſchinen. 


Königliches Dekret vom 14. Januar 1897 (St. Nr. 45), 
enthaltend eine Inſtruktion für die Beamten, die mit der 
Ausführung des Dampfgeſetzes vom 15. April 1896 
(St. Nr. 69) betraut find’). 


4. 
Telegraph. 


Königliches Dekret vom 24. Mai 1897 (St. Nr. 157), 
enthaltend die Genehmigung eines neuen Reglements für 
den Dienſt des Reichstelegraphen. Soweit Uebereinſtim⸗ 
mung erreichbar war, erhielten hierdurch die Beſtimmungen 
betreffend den inländiſchen Telegraphenverkehr den nämlichen 
Inhalt als die Vorſchriften, welche mit dem 1. Juli 1897 
für den internationalen Verkehr zu gelten anfingen. Die 
königlichen Dekrete vom 4. Juli 1891 (St. Nr. 145) und 
vom 22. April 1892 (St. Nr. 94) !) werden außer Kraft 


geſetzt. 


Königliches Dekret vom 27. April 1897 (St. Nr. 108) 
betreffend die Publikation der am 16. März 1897 abge⸗ 


1) Vgl. dieſe N 35 XLI S. 197; Bd. XLII S. 127. 
2) Ebenda Bd. XL 

3) Ebenda Bd. 40 1 8. 90. 

4) Ebenda Bd. XLI S. 198; Bd. XLII S. 131. 


Suijling: Niederländiſche Handelsgeſetzgebung 1897. 209 


ſchloſſenen Uebereinkunft zur Verlängerung des am 17., 19. 
und 20. Dezember 1890 unterzeichneten Telegraphenver⸗ 
trags zwiſchen den Niederlanden, Luxemburg und Belgien ). 


Königliches Dekret vom 27. April 1897 (St. Nr. 109) 
betreffend die Publikation der am 24. März 1897 unter⸗ 
zeichneten Uebereinkunft zur Verlängerung des am 27. Dezem⸗ 
ber 1890 zwiſchen den Niederlanden, Belgien und Frankreich 
abgeſchloſſenen Telegraphenvertrags ). 


Königliches Dekret vom 20. September 1897 (St. Nr. 202) 
betreffend die Publikation der am 13./1. Mai 1897 zwiſchen 
den Niederlanden, Deutſchland und Rußland und am 15. Mai 
1897 zwiſchen den Niederlanden, Deutſchland und Norwegen 
gemäß Art. 17 des Petersburger internationalen Ueberein⸗ 
kommens vom 22. Juli 1875 abgeſchloſſenen Telegraphen⸗ 
verträge. 


5. 
Telephon. 


Königliches Dekret vom 16. September 1897 (St. Nr. 200) 
enthaltend Beſtimmungen betreffend die Benutzung interkom⸗ 
munaler Fernſprech verbindungen. Nach Art. 8 dieſes 
Dekrets übernimmt der Staat keinerlei Verantwortlichkeit mit 
Bezug auf den Fernſprechdienſt. 


Königliches Dekret vom 28. Dezember 1897 (St. Nr. 267) 
zur Reviſion des vorerwähnten Dekrets. 


Königliches Dekret vom 30. Juni 1897 (St. Nr. 170) 
betreffend die Publikation der am 17. Juni 1897 zwiſchen 
den Niederlanden und Belgien abgeſchloſſenen Uebereinkunft 
zur Abänderung und Ergänzung des Vertrags vom 11. April 
1895 über den Fernſprechverkehr !). 


1) Vgl. dieſe i er XLI ©. 198. 
2) Ebenda Bd. XLI ©. 198 
3) Ebenda Bd. XLVI S. 111. 


»Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 14 
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6. 
Seeweſen. 


Königliches Dekret vom 24. April 1897 (St. Nr. 107) 
betreffend Feſtſtellung abgeänderter Beſtimmungen zur Ver— 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See. 
Die den nämlichen Gegenſtand behandelnden königlichen 
Dekrete vom 26. Juli 1885 (St. Nr. 168) und vom 16. No⸗ 
vember 1896 (St. Nr. 173) 2) werden aufgehoben. Ueber⸗ 
dies ändert Art. 32 des vorerwähnten Dekrets das bereits 
am 3. Auguſt 1896 (St. Nr. 147) ergänzte königliche Dekret 
vom 10. Oktober 1875 (St. Nr. 178) betreffend die Signale 
für Schiffe, welche in Noth und Gefahr ſind oder einen 
Lotſen verlangen. 


Königliches Dekret vom 18. Oktober 1897 (St. Nr. 206) 
zur Feſtſtellung der Merkmale nie derländiſcher Kriegs: 
fahrzeuge und der Unterſcheidungszeichen, die ausſchließlich 
von niederländiſchen Kriegsfahrzeugen geführt werden dürfen. 


7. 


Flüſſe. 


Vertrag vom 16. Oktober 1896 zur Regelung der gegen: 
ſeitigen Verpflichtungen der Niederlande und Preußens be— 
treffend die Unterhaltung des Seefeuers auf Borkum, ſowie 
der Betonnung, der Bebakung und der Beleuchtung der 
Fahrſtraßen der Unterems und ihrer Mündungen. 

Geſetz vom 24. Mai 1897 (St. Nr. 152), die Geneh⸗ 
migung betreffend. 

Königliches Dekret vom 19. Juli 1897 (St. Nr. 181), 
die Publikation betreffend. 

Dieſer Vertrag tritt an die Stelle der Uebereinkunft 
vom 28. Dezember 1884/2. Januar 1885 und des Abkom— 
mens vom 10.116. April 1887. 


5 Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 181; Bd. XLVII S. 99. 
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8. 
Binnenſchiffahrt. 


Königliches Dekret vom 16. Juli 1897 (St. Nr. 179) 
betreffend Abänderung des Reglements vom 18. Mai 1892 
(St. Nr. 102) zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der 
Schiffe auf den öffentlichen Gewäſſern des Reiches, welche 
für die Schiffahrt offen ſtehen !). Art. 18 des vorerwähnten 
Reglements wird mit dem königlichen Dekret vom 24. April 
1897 (St. Nr. 107) (ſ. oben Nr. 6) in Uebereinſtimmung 
gebracht. 


Königliches Dekret vom 9. Oktober 1897 (St. Nr. 204) 
zur Feſtſtellung eines Polizeireglements betreffend die Schiff: 
fahrt und die Flößerei auf dem Rhein, ſowie der Waal 
und der Lek. Einziehung der königlichen Dekrete vom 12. April 
1892 (St. Nr. 86), 30. Januar 1893 (St. Nr. 29), vom 
23. Dezember 1893 (St. Nr. 219) und vom 5. Januar 1895 
(St. Nr. 1) ). 


Königliches Dekret vom 29. Dezember 1897 (St. Nr. 268) 
zur Feſtſtellung eines Polizeireglements betreffend die Schiff— 
fahrt und die Flößerei auf der Merwede, der Noord und 
der Neuen Maas. Einziehung der königlichen Dekrete vom 
6. Mai 1892 (St. Nr. 97), vom 30. Januar 1893 (St. Nr. 28) 
und vom 19. Dezember 1893 (St. Nr. 214) 5). 


9. 


Schatzſcheine. 


Geſetz vom 31. Dezember 1897 (St. Nr. 281) zur Ab: 
änderung des Geſetzes vom 4. April 1870 (St. Nr. 62), ent⸗ 
haltend Beſtimmungen über die Ausgabe von Schatzbillets. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLII S. 132. 
2) Ebenda Bd. XIII S. 132; Bd. XLIII S. 572 ff.; Bd. XLVI 


S. 111 ff. 
3) Ebenda Bd. XLII S. 133; Bd. XLIII S. 571. 
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10. 
Stempelſteuer. 


Geſetz vom 24. Mai 1897 (St. Nr. 155) zur Erhöhung 
und näheren Regelung der Stempelſteuer auf Schuld: 
verſchreibungen und Aktien (Effekten). Aufhebung des Ge⸗ 
ſetzes vom 31. Dezember 1885 (St. Nr. 264) mit Ausnahme 
der Art. 1 und 3). 


11. 
Maße und Gewichte. 


Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 122) zur Abände⸗ 
rung des Art. 4 des Geſetzes vom 7. April 1869 (St. Nr. 57) 
betreffend die Maße, Gewichte und zum Wägen be: 
ſtimmten Werkzeuge ?). 


Königliches Dekret vom 9. Juni 1897 (St. Nr. 164) 
zur Abänderung und Ergänzung des Reglements betreffend 
die Form, die Konſtruktion und die Dimenſionen der Maße 
und Gewichte, feſtgeſtellt durch königliches Dekret vom 
16. Oktober 1869 (St. Nr. 159) ). 


12. 
Internationales Privatrecht. 


Vertrag vom 14. November 1896 zwiſchen Belgien, 
Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, 
Portugal und der Schweiz zur Feſtſtellung gemeinſamer 
Regeln bezüglich einzelner Punkte des internationalen 
Privatrechts, die das Civilprozeßrecht betreffen. Am 
1. Februar 1897 erklärten Schweden und Norwegen, am 
9. November 1897 Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn und 
am 8. Dezember 1897 Dänemark dieſem Vertrage beizutreten. 

Zuſatzprotokoll vom 22. Mai 1897, das von den acht 
erſtgenannten Staaten nebſt Schweden und Norwegen unter⸗ 
zeichnet wurde. Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn traten 


1) Vgl. die ſe Zeitſchrift Bd. XX XVI S. 184. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 179. 
3) Ebenda Bd. XXXVI S. 179 ff. 
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am 9. November 1897, Dänemark trat am 18. Dezember 
1897 dem Zuſatzprotokoll bei. 

Der Vertrag enthält Beſtimmungen über die Zuſtellung 
gerichtlicher oder außergerichtlicher Urkunden (Art. 1—4), die 
Erſuchungsſchreiben (com missions rogatoires) (Art. 5 
bis 10), die Sicherheitsleiſtung für Prozeßkoſten (Art. 11 — 13), 
das Armenrecht (Art. 14— 16) und den perſönlichen Arreſt 
(Art. 17) ). 

Geſetz vom 31. Dezember 1897 (St. Nr. 275), die Ge⸗ 
nehmigung betreffend. 


13. 
Handelsverträge. 


Freundſchafts⸗ und Handelsvertrag vom 9. April 1895 
zwiſchen den Niederlanden und Oranje⸗Freiſtaat. Art. 7 
enthält eine Arbitrageklauſel. Geſetz vom 9. April 1897 
(St. Nr. 81), die Genehmigung betreffend. Königliches Dekret 
vom 14. Juli 1897 (St. Nr. 177), die Publikation betreffend. 


Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag vom 8. September 1896 
zwiſchen den Niederlanden und Japan nebſt dazu gehörigem 
Protokoll. Geſetz vom 2. Mai 1897 (St. Nr. 129), die Ge⸗ 
nehmigung betreffend. Königliches Dekret vom 8. September 
1897 (St. Nr. 199), die Publikation betreffend. 


Handelsabkommen vom 24. Juni 1897 zwiſchen den 
Niederlanden und Bulgarien. Königliches Dekret vom 13. Juli 
1897 (St. Nr. 176), die Publikation betreffend. 


Vergleich vom 3. April 1897 zwiſchen den Niederlanden 
und Frankreich zur Regelung der Beziehungen zwiſchen den 


1) Vgl. über die zwei Haager Kongreſſe für internationales Privat⸗ 
recht, deren erſtes Ergebniß im Vertrage vom 14. November 1896 
enthalten iſt, die Zeitſchrift für internationales Privat- und Straf⸗ 
recht Bd. IV S. 1 ff., Bd. V S. I ff.; Journal de droit inter- 
national prive Bd. XX S. 1275 ff., Bd. XXII S. 197 ff. 
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vorerwähnten Staaten in Tunis. Geſetz vom 3. Dezember 
1897 (St. Nr. 218), die Genehmigung betreffend. König⸗ 
liches Dekret vom 23. Dezember 1897 (St. Nr. 264). 


V. 
Ruſſiſches Geſetz, betreffend dit Itaals⸗Gewerbeſtener. 


Das mit dem 1. Januar 1899 in Kraft getretene 
Geſetz über die Staats-Gewerbeſteuer vom 8. Juni 
1898 (Ruſſiſche Geſetzſammlung Nr. 76 vom 27. Juni 1898) 
iſt abgedruckt Deutſches Handels⸗Archiv, Zeitſchrift für Handel 
und Gewerbe, herausgegeben vom Reichsamt des Innern, 
Jahrgang 1898 S. 831 ff. 


VI. 


Geſetze ett. des Deutſchen Reichs aus den Jahren 1896 
und 1897. 


1. Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung )). 
Vom 26. Juli 1897. 
(Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 37 S. 663.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


1) An die Stelle des Geſetzes des Norddeutſchen Bundes vom 8. Juli 
1868 (Bd. XII Beilageheft dieſer Zeitſchrift S. 397) trat die 
Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juli 1869 
(Bd. XIV S. 286 ff. dieſer Zeitſchrift). Wegen der zahlreichen 
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Artikel 1. 


An die Stelle des Titels VI der Gewerbeordnung treten 
nachfolgende Beſtimmungen: 


Titel VI. 


Innungen, Innungs aus ſchüſſe, Handwerkskammern, 
Innungs verbände. 


I. Innungen. 
a) Allgemeine Vorſchriften. 


8 81. 


Diejenigen, welche ein Gewerbe ſelbſtändig betreiben, 
können zur Förderung der gemeinſamen gewerblichen Inter⸗ 
eſſen zu einer Innung zuſammentreten. 


§ 8la. 


Aufgabe der Innungen iſt: 

1. die Pflege des Gemeingeiſtes ſowie die Aufrecht— 
erhaltung und Stärkung der Standesehre unter den 
Innungsmitgliedern; 

2. die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen Meiſtern und Geſellen (Gehülfen) ſowie die 
Fürſorge für das Herbergsweſen und den Arbeits— 
nachweis; 

3. die nähere Regelung des Lehrlingsweſens und die 
Fürſorge für die techniſche, gewerbliche und ſittliche 


Abänderungen iſt zu vergleichen betreffs Tit. VIII Reichsgeſetz vom 
8. April 1876 (Bd. XXII S. 232 ff. dieſer Zeitſchrift), betreffs 
Tit. VII Reichsgeſetz vom 17. Juli 1878 (Bd. XXIV S. 193 ff. 
dieſer Zeitſchrift), betreffs SS 6, 30, 33, 34, 35, 38 Reichs⸗ 
geſetz vom 23. Juli 1879 (Bd. XXVI S. 155 ff. dieſer Zeit⸗ 
ſchrift), betreffs SS 97— 104, 148, 149 Reichsgeſetz vom 18. Juli 
1881 (Bd. XXVII S. 457 f. dieſer Zeitſchrift), betreffs $ 100 e 
(Bd. XXXII S. 150 dieſer Zeitſchrift), betreffs der Abänderung 
einer Reihe einzelner Paragraphen Reichsgeſetz vom 6. Auguſt 1896 
(Bd. XLVI S. 154 ff. dieſer Zeitſchrifty). Gute Textausgaben 
der Gewerbeordnung ſind erſchienen bei J. Guttentag (Berlin) und 
L. Schwann (Düſſeldorf); mit ſorgfältigſter Zuſammenſtellung aller 
im Zuſammenhang ftehenden Verordnungen, Erlaſſe und Ber: 
fügungen und gerichtlichen Entſcheidungen bearbeitet von Koliſch, 
Amtsgerichtsrath. Hannover, Helwing'ſche ne 
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Ausbildung der Lehrlinge, vorbehaltlich der Be⸗ 
ſtimmungen der $$ 103 e, 126 bis 132 a; 


die Entſcheidung von Streitigkeiten der im § 3 des 


Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. Juli 1890 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 141) und im 8 53a des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 379) 
bezeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern 
und ihren Lehrlingen. 


§ 81b. 


Die Innungen ſind befugt, ihre Wirkſamkeit auf andere, 
den Innungsmitgliedern gemeinſame gewerbliche Intereſſen 
als die im § 81a bezeichneten auszudehnen. Insbeſondere 


ſteht ihn 
1 


en zu: 
Veranſtaltungen zur Förderung der gewerblichen, 


techniſchen und ſittlichen Ausbildung der Meiſter, 
Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge zu treffen, ins⸗ 
beſondere Schulen zu unterſtützen, zu errichten und 
zu leiten, ſowie über die Benutzung und den Beſuch 
der von ihnen errichteten Schulen, Vorſchriften zu 
erlaſſen; 


. Gefellen: und Meiſterprüfungen zu veranſtalten und 


über die Prüfungen Zeugniſſe auszuſtellen; 


zur Unterſtützung ihrer Mitglieder und deren Ange⸗ 


hörigen, ihrer Geſellen (Gehülfen), Lehrlinge und 
Arbeiter in Fällen der Krankheit, des Todes, der 
Arbeitsunfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit Kaſſen 
zu errichten; 


Schiedsgerichte zu errichten, welche berufen ſind, 


Streitigkeiten der im § 3 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
und im $ 53a des Krankenverſicherungsgeſetzes be: 
zeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern und 
ihren Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern an Stelle 
der ſonſt zuſtändigen Behörden zu entſcheiden; 


zur Förderung des Gewerbebetriebs der Innungs⸗ 


mitglieder einen gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
einzurichten. 
§ 82. 


Der Bezirk, für welchen eine Innung errichtet wird, 
ſoll in der Regel nicht über den Bezirk der höheren Ver— 
waltungsbehörde, in welchem die Innung ihren Sitz nimmt, 
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hinausgehen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der 
Landes⸗Zentralbehörde. 

Soll der Bezirk, für welchen eine Innung errichtet 
wird, über das Gebiet eines Bundesſtaats hinaus erſtreckt 
werden, ſo iſt hierzu die Genehmigung der betheiligten Landes⸗ 
Zentralbehörden erforderlich. Wird die Genehmigung er⸗ 
theilt, ſo ſind die den Behörden übertragenen Befugniſſe, 
ſoweit nicht eine anderweite Vereinbarung getroffen wird, 
von den Behörden desjenigen Bundesſtaats wahrzunehmen, 
in welchem die Innung ihren Sitz hat. 

Bei der Errichtung iſt der Innung ein Name zu geben, 
welcher von dem aller anderen, an demſelben Orte oder in 
derſelben Gemeinde befindlichen Innungen verſchieden iſt. 
Die landesüblichen Benennungen (Aemter, Gilden und der⸗ 
gleichen) können beibehalten werden. 


8 83. 


Die Aufgaben der Innung, die Einrichtung ihrer Ver⸗ 
waltung und die Rechtsverhältniſſe ihrer Mitglieder ſind, 
ſoweit das Geſetz nicht darüber beſtimmt, durch das Statut 
zu regeln. 

Dasſelbe muß Beſtimmung treffen über: 

1. Namen, Sitz und Bezirk der Innung ſowie die 

Gewerbszweige, für welche die Innung errichtet iſt; 

2. die Aufgaben der Innung ſowie die dauernden Ein⸗ 
richtungen zur Erfüllung dieſer Aufgaben, insbeſon⸗ 
dere hinſichtlich der Regelung des Lehrlingsweſens; 

3. Aufnahme, Austritt und Ausſchließung der Mit⸗ 
glieder; 

4. die Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbeſondere 
den Maßſtab, nach welchem die Mitgliederbeiträge 
erhoben werden; 

5. die Bildung des Vorſtandes, den Umfang ſeiner 
Befugniſſe und die Formen ſeiner Geſchäftsführung; 

6. die Zuſammenſetzung und Berufung der Innungs— 
verſammlung, das Stimmrecht in derfelben, die Art 
der Beſchlußfaſſung und, ſofern die Innungsver— 
ſammlung aus Vertretern beſteht (§ 92 Abſatz 3), 
die Zahl und die Wahl der Vertreter; 

7. die Beurkundung der Beſchlüſſe der Innungsverſamm⸗ 
lung und des Vorſtandes; 


218 Rechtsquellen. 


8. die Aufſtellung und Prüfung der Jahresrechnung; 
9. die Bildung und die Geſchäftsführung des Geſellen⸗ 
ausſchuſſes; 

10. die Ueberwachung der Beobachtung der für die Be⸗ 
ſchäftigung der Geſellen (Gehülfen), Lehrlinge und 
Arbeiter, den Beſuch der Fortbildungs- oder Fach⸗ 
ſchule und die Regelung des Lehrlingsweſens er: 
laſſenen Beſtimmungen; 

11. die Bildung des Organs und das Verfahren zur 
Entſcheidung der im § 81a Ziffer 4 bezeichneten 
Streitigkeiten; 

12. die Vorausſetzungen und die Form der Verhängung 
von Ordnungsſtrafen; 

13. die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung 
des Statuts und den Erlaß und die Abänderung 
der Nebenſtatuten; 


14. die Vorausſetzungen und die Form der Auflöſung 

der Innung; 

15. die öffentlichen Blätter, in welchen die Bekannt⸗ 

machungen der Innung zu erfolgen haben. 

Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche 
mit den in dieſem Geſetze bezeichneten Aufgaben der Innung 
nicht in Verbindung ſteht oder geſetzlichen Vorſchriften zu— 
widerläuft. 

Beſtimmungen über Einrichtungen zur Erfüllung der 
im § 81b Ziffer 3, 4 und 5 bezeichneten Aufgaben dürfen 
nicht in das Innungsſtatut aufgenommen werden. 


8 84. 


Das Innungsſtatut bedarf der Genehmigung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde desjenigen Bezirkes, in welchem 
die Innung ihren Sitz nimmt. Die Einreichung geſchieht 
durch die Aufſichtsbehörde (§ 96). 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

1. wenn das Innungsſtatut den geſetzlichen Anforde: 

rungen nicht entſpricht; 

2. wenn die durch das Innungsſtatut vorgeſehene Be— 
grenzung des Innungsbezirkes die nach § 82 Abſatz 1 
oder Abſatz 2 erforderliche Genehmigung nicht er— 
halten hat. 


. 2 
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Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, 
wenn in dem durch das Innungsſtatut vorgeſehenen Innungs— 
bezirke für die gleichen Gewerbe eine Innung bereits beſteht. 

In dem die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind 
die Gründe anzugeben; gegen denſelben findet der Rekurs 
ſtatt; wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die 
Vorſchriften der SS 20 und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich 
das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen Platz greift. 

Abänderungen des Innungsſtatuts unterliegen den gleichen 
Vorſchriften. 


8 85. 


Soll in der Innung eine Einrichtung der im $ 81 b 
Ziffer 3, 4 und 5 vorgeſehenen Art getroffen werden, ſo 
ſind die dafür erforderlichen Beſtimmungen in Nebenſtatuten 
zuſammenzufaſſen. Dieſelben bedürfen der Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde. Vor der Genehmigung iſt die 
Gemeindebehörde des Ortes, an welchem die Innung ihren 
Sitz hat, ſowie die Aufſichtsbehörde zu hören. Die Genehmi⸗ 
gung kann nach Ermeſſen unter Angabe der Gründe ver: 
ſagt werden. Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde ſteht den Betheiligten binnen vier Wochen die 
Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zu. Abänderungen 
der Nebenſtatuten unterliegen den gleichen Vorſchriften. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben der im § 81 b 
Ziffer 3 und 5 bezeichneten Einrichtungen iſt getrennt Rech⸗ 
nung zu führen und das hierfür beſtimmte Vermögen geſon— 
dert von dem übrigen Innungsvermögen zu verwalten. 
Verwendungen für andere Zwecke dürfen aus demſelben 
nicht gemacht werden. Die Gläubiger haben das Recht auf 
geſonderte Befriedigung aus dem getrennt verwalteten Ver— 
mögen. 

§ 86. 

Die Innungen können unter ihrem Namen Rechte er— 
werben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen 
und verklagt werden. Für ihre Verbindlichkeiten haftet den 
Gläubigern nur ihr Vermögen. 


8 87. 


Als Innungsmitglieder können nur aufgenommen werden: 


1. diejenigen, welche ein Gewerbe, für welches die 
Innung errichtet iſt, in dem Innungsbezirke ſelb— 
ſtändig betreiben; 
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2. diejenigen, welche in einem dem Gewerbe angehören⸗ 
den Großbetrieb als Werkmeiſter oder in ähnlicher 
Stellung beſchäftigt ſind; 

3. diejenigen, welche in dem Gewerbe als ſelbſtändige 
Gewerbetreibende oder als Werkmeiſter oder in 
ähnlicher Stellung thätig geweſen ſind, dieſe Thä⸗ 
tigkeit aber aufgegeben haben und eine andere ge= 
werbliche Thätigkeit nicht ausüben; 

4. die in landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Be⸗ 
trieben gegen Entgelt beſchäftigten Handwerker. 


Andere Perſonen können als Ehrenmitglieder aufge: 
nommen werden. 

Von der Ablegung einer Prüfung kann die Aufnahme 
nur abhängig gemacht werden, wenn Art und Umfang der⸗ 
ſelben durch das Statut geregelt ſind; die Prüfung darf 
nur den Nachweis der Befähigung zur ſelbſtändigen Aus⸗ 
führung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes bezwecken. 

Iſt die Aufnahme von der Zurücklegung einer Lehr⸗ 
lings⸗ oder Geſellenzeit oder von der Ablegung einer Prü— 
fung abhängig gemacht, ſo iſt eine Ausnahme von der Er⸗ 
füllung dieſer Anforderungen nur unter beſtimmten, im 
Statute feſtgeſtellten Vorausſetzungen zuläſſig. Von einem 
Aufnahmeſuchenden, welcher bereits vor einer anderen Innung 
desſelben Gewerbes eine Aufnahmeprüfung beſtanden hat, 
kann eine ſolche nicht nochmals verlangt werden. 

Gewerbetreibenden, welche den geſetzlichen und ſtatutari⸗ 
ſchen Anforderungen entſprechen, darf die Aufnahme in die 
Innung nicht verſagt werden. 

Von der Erfüllung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Bedingungen kann zu Gunſten Einzelner nicht abgeſehen 
werden. 

§ 87a. 


Der Austritt aus der Innung iſt, wenn das Innungs— 
ſtatut eine vorherige Anzeige darüber nicht verlangt, am 
Schluſſe jedes Rechnungsjahrs geſtattet. Eine Anzeige über 
den Austritt kann früheſtens ſechs Monate vor dem letzteren 
verlangt werden. 

Ausſcheidende Mitglieder verlieren alle Anſprüche an 
das Innungs vermögen und, ſoweit nicht ſtatutariſch ab: 
weichende Beſtimmungen getroffen find, an die von der In⸗ 
nung errichteten Nebenkaſſen; ſie bleiben zur Zahlung der— 
jenigen Beiträge verpflichtet, deren Umlegung am Tage ihres 
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Austritts bereits erfolgt war. Vertragsmäßige Verbindlich: 
keiten, welche ſie der Innung gegenüber eingegangen ſind, 
werden durch den Austritt nicht berührt. 

Wird nach dem Tode eines Innungsmitglieds deſſen 
Gewerbe für Rechnung deren Wittwe oder minderjähriger 
Erben fortgeſetzt, ſo gehen die Befugniſſe und Obliegenheiten 
des Verſtorbenen mit Ausnahme des Stimmrechts auf die 
Wittwe während des Wittwenſtandes beziehungsweiſe auf die 
minderjährigen Erben für die Dauer der Minderjährigkeit 
über. Durch das Statut kann der Wittwe oder dem Stell⸗ 
vertreter das Stimmrecht eingeräumt werden. 


8 88. 


Den Innungsmitgliedern darf die Verpflichtung zu Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen, welche mit den Aufgaben der 
Innung in keiner Verbindung ſtehen, nicht auferlegt werden. 

Zu anderen Zwecken als der Erfüllung der ſtatutariſch 
oder durch das Geſetz beſtimmten Aufgaben der Innung, 
ſowie der Deckung der Koſten der Innungsverwaltung dürfen 
weder Beiträge von den Innungsmitgliedern oder von den 
Geſellen derſelben erhoben werden, noch Verwendungen aus 
dem Vermögen der Innung erfolgen. 

Die Innungen ſind befugt, für die Benutzung der von 
ihnen getroffenen Einrichtungen, Fachſchulen, Herbergen, 
Arbeitsnachweis und dergleichen Gebühren zu erheben. 


8 89. 


Die aus der Errichtung und der Thätigkeit der Innung 
und ihres Geſellenausſchuſſes (§ 95) erwachſenden Koſten find, 
ſoweit ſie aus den Erträgen des vorhandenen Vermögens 
oder aus ſonſtigen Einnahmen keine Deckung finden, von 
den Innungsmitgliedern aufzubringen. 

Die Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen beginnt 
mit dem Anfange des auf den Eintritt folgenden Monats. 

Die auf Grund des Statuts oder der Nebenſtatuten 
umgelegten Beiträge ſowie die für die Benutzung der In— 
nungseinrichtungen zu entrichtenden Gebühren (§ 88 Abſatz 3) 
werden auf Antrag des Innungsvorſtandes auf dem für die 
Beitreibung der Gemeindeabgaben landesrechtlich vorgeſehenen 
Wege zwangsweiſe eingezogen. Das Gleiche gilt für die 
Einziehung von Ordnungsſtrafen (§ 92c). 

Streitigkeiten wegen Entrichtung von Beiträgen und 
Gebühren entſcheidet die Aufſichtsbehörde. Die Entſcheidung 


222 Rechtsquellen. 


kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde bei der höheren 
Verwaltungsbehörde angefochten werden; dieſe entſcheidet 
endgültig. 

$ 89a. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Innung find von 
allen ihren Zwecken fremden Vereinnahmungen und Veraus— 
gabungen getrennt feſtzuſtellen; ihre Beſtände ſind geſondert 
zu verwahren. 

Die Beſtände müſſen in der durch die SS 1807 und 
1808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Weiſe ange: 
legt werden. Sofern der Bezirk der Innung ſich nicht über 
das Gebiet eines Bundesſtaats hinaus erſtreckt, kann die An: 
legung auch in der nach Artikel 212 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche zugelaſſenen Weiſe erfolgen. 

Zeitweilig verfügbare Gelder dürfen mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde auch in anderer als der durch die 
§§ 1807 und 1808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Weiſe vorübergehend angelegt werden. 

Ueber die Aufbewahrung von Werrhpapieren trifft die 
Aufſichtsbehörde Beſtimmung. 


§ 89 b. 


Die Innung bedarf der Genehmigung der Aufſichts— 
behörde bei: 
1. dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen 
Belaſtung von Grundeigenthum; 


2. Anleihen, ſofern ihr Betrag nicht nur zur vorüber— 
gehenden Aushülfe dient und aus den Ueberſchüſſen 
der laufenden Einnahmen über die Ausgaben einer 
Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden kann; 


3. der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen 
geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth 
haben. 

§ 90. 


Auf Innungs-Krankenkaſſen finden außer den Vor— 
ſchriften des § 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes auch die 
88 34 bis 38, 45 Abſatz 5, 47 Abſatz 3 bis 6 des letzteren 
entſprechende Anwendung. Jedoch kann die Kaſſenverwaltung 
ausſchließlich den Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern über— 
tragen, und unter der Vorausſetzung, daß die Innungs— 
mitglieder die Hälfte der Kaſſenbeiträge aus eigenen Mitteln 
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beſtreiten, beſchloſſen werden, daß der Vorſitzende ſowie die 
Hälfte der Mitglieder des Vorſtandes und der General⸗ 
verſammlung von der Innung zu beſtellen ſind. 


8 91. 


Die auf Grund des § 81 b Ziffer 4 errichteten Innungs⸗ 
ſchiedsgerichte müſſen mindeſtens aus einem Vorſitzenden und 
zwei Beiſitzern beſtehen. 

Die Beiſitzer und deren Stellvertreter ſind zur Hälfte 
aus den Innungsmitgliedern, zur Hälfte aus den bei ihnen 
beſchäftigten Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern zu entnehmen. 
Die erſteren ſind von der Innungsverſammlung, die letzteren 
von den Geſellen (Gehülfen) und Arbeitern zu wählen. Auf 
das Wahlrecht finden die Vorſchriften der SS 10, 13 Abſatz 1, 
14 Abſatz 1 des Gewerbegerichtsgeſetzes Anwendung. 

Der Vorſitzende wird von der Aufſichtsbehörde beſtimmt; 
er braucht der Innung nicht anzugehören. 

Die Beiſitzer erhalten für jede Sitzung, welcher ſie bei⸗ 
gewohnt haben, Vergütung der baaren Auslagen und eine 
Entſchädigung für Zeitverſäumniß; die Höhe der letzteren 
und der Betrag der dem Vorſitzenden zu gewährenden Ver⸗ 
gütung ſind im Nebenſtatute feſtzuſetzen. 

Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen, oder ver— 
weigern die Gewählten die Dienſtleiſtung, ſo hat die Auf⸗ 
ſichtsbehörde die Beiſitzer aus der Zahl der wählbaren In— 
nungsmitglieder, Geſellen (Gehülfen) und Arbeiter zu ernennen. 

Die Anberaumung des erſten Termins ſoll innerhalb 
acht Tagen nach Eingang der Klage erfolgen und die Ent: 
ſcheidung nach Möglichkeit beſchleunigt werden. Wird die 
achttägige Friſt nicht innegehalten, ſo kann der Kläger ver⸗ 
langen, daß ſtatt des Innungsſchiedsgerichts an den Orten, 
wo Gewerbegerichte beſtehen, dieſe und, wo ſolche nicht be⸗ 
ſtehen, die ordentlichen Gerichte entſcheiden. Dies Verlangen 
iſt dem darnach zuſtändigen Gewerbegericht oder ordentlichen 
Gericht und dem Innungsſchiedsgerichte ſchriftlich mitzutheilen. 


§ 91a. 


Erfolgt durch das Innungsſchiedsgericht eine Verurthei⸗ 
lung auf Vornahme einer Handlung, ſo iſt der Beklagte 
zugleich auf Antrag des Klägers für den Fall, daß die Hand— 
lung nicht binnen einer zu beſtimmenden Friſt vorgenommen 
wird, zur Zahlung einer nach dem Ermeſſen des Gerichts 
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feſtzuſetzenden Entſchädigung zu verurtheilen. In dieſem Falle 
iſt die Zwangsvollſtreckung gemäß SS 773 und 774 der 
Civilprozeßordnung ausgeſchloſſen. 


8 91b. 


Die Entſcheidungen der Innung (§ 81a Ziffer 4) und 
der Innungsſchiedsgerichte (§ 81 b Ziffer 4) ſind ſchriftlich 
abzufaſſen; ſie gehen in Rechtskraft über, wenn nicht binnen 
einer Nothfriſt von einem Monat eine Partei Klage bei dem 
ordentlichen Gericht erhebt. Die Friſt beginnt gegen eine 
bei der Verkündigung nicht anweſende Partei mit der Be⸗ 
händigung der Entſcheidung. 

Aus Vergleichen, welche nach Erhebung der Klage vor 
der Innung oder dem Innungsſchiedsgerichte geſchloſſen find, 
findet die Zwangsvollſtreckung ſtatt. 

Die Entſcheidungen können von Amtswegen für vor: 
läufig vollſtreckbar erklärt werden, wenn ſie die im § 3 Ziffer 1 
des Gewerbegerichtsgeſetzes bezeichneten Streitigkeiten betreffen, 
oder der Gegenſtand der Verurtheilung an Geld oder Geldes⸗ 
werth die Summe von einhundert Mark nicht überſteigt. 

Die vorläufige Vollſtreckbarkeit iſt nicht auszuſprechen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Vollſtreckung dem 
Schuldner einen nicht zu erſetzenden Nachtheil bringen würde; 
auch kann ſie von einer vorläufigen Sicherheitsleiſtung ab⸗ 
hängig gemacht werden. 

Die Vollſtreckung erfolgt, ſofern die Partei dies bean⸗ 
tragt, auf Erſuchen der Innung oder des Innungsgſchieds⸗ 
gerichts durch die Polizeibehörde nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren; wo ein 
ſolches Verfahren nicht beſteht, finden die Beſtimmungen über 
die Zwangsvollſtreckung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
Anwendung. Ein unmittelbarer Zwang zur Vornahme einer 
Handlung iſt nur im Falle des § 127d zuläſſig. 

Iſt rechtzeitig Klage erhoben, ſo findet der § 647 der 
Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


8 92. 


Die Angelegenheiten der Innung werden von der In— 
nungsverſammlung und dem Vorſtande wahrgenommen. 

Zur Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten können 
Ausſchüſſe gebildet werden. 

Die Innungsverſammlung beſteht nach Beſtimmung des 
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Statuts entweder aus allen Innungsmitgliedern oder aus 
Vertretern, welche von jenen aus ihrer Mitte gewählt werden. 

Der Vorſtand wird von der Innungsverſammlung auf 
beſtimmte Zeit mittelſt geheimer Wahl gewählt. Die Wahl 
durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn Niemand widerſpricht. 

Die Wahlen der Vertreter und des Innungsvorſtandes 
finden unter Leitung des Innungsvorſtandes ſtatt. Die erſte 
Wahl nach Errichtung der Innung, ſowie ſpätere Wahlen, 
bei denen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, werden von 
einem Beauftragten der Aufſichtsbehörde geleitet. Ueber die 
Wahlhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 


& 92a. 


Der Vorſtand hat nach näherer Beſtimmung des Statuts 
die laufende Verwaltung zu führen. 

Er hat über jede Aenderung in ſeiner Zuſammenſetzung 
und über das Ergebniß jeder Wahl der Aufſichtsbehörde 
binnen einer Woche Anzeige zu erſtatten. Iſt die Anzeige 
nicht erfolgt, ſo kann die Aenderung dritten Perſonen nur 
dann entgegengehalten werden, wenn bewieſen wird, daß ſie 
letzteren bekannt war. 

§ 92b. 


Die Innungen werden durch ihren Vorſtand gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten. Die Vertretung erſtreckt ſich 
auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für 
welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich 
iſt. Durch das Statut kann einem Mitglied oder mehreren 
Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung nach außen über⸗ 
tragen werden. 

Zur Legitimation des Vorſtandes genügt bei allen Rechts⸗ 
geſchäften die Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde, daß die 
darin bezeichneten Perſonen zur Zeit den Vorſtand bilden. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haften für pflichtmäßige 
Verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln. 


§ 92e. 


Der Vorſtand iſt berechtigt, über Innungsmitglieder 
bei Verſtößen gegen ſtatutariſche Vorſchriften Ordnungsſtrafen, 
insbeſondere Geldſtrafen bis zum Betrage von zwanzig Mark 
zu verhängen. Ueber Beſchwerden entſcheidet die Aufſichts⸗ 
behörde. Der Betrag der Geldſtrafen fließt in die In⸗ 
nungskaſſe. 
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8 98. 


Die Innungsverſammlung beſchließt über alle Ange— 
legenheiten der Innung, deren Wahrnehmung nicht nach 
Vorſchrift des Geſetzes oder des Statuts dem Vorſtand obliegt. 

Der Innungsverſammlung muß vorbehalten bleiben: 


1. 
2. 
3. 


4. 


10. 


die Feſtſtellung des Haushaltsplans; 

die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 
die Bewilligung von Ausgaben, welche im Haus⸗ 
haltsplane nicht vorgeſehen ſind; 

die Verfolgung von Anſprüchen, welche der Innung 
gegen Vorſtandsmitglieder aus deren Amtsführung 
erwachſen, durch Beauftragte; 


der Erlaß von Vorſchriften zur näheren Regelung 


des Lehrlingsweſens; 


die Beſchlußfaſſung über: 


a) den Erwerb, die Veräußerung oder die ding⸗ 
liche Belaſtung von Grundeigenthum; 

b) die Veräußerung von Gegenſtänden, welche 
einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder 
Kunſtwerth haben; 

c) die Aufnahme von Anleihen; 


die Wahl der Mitglieder der Organe zur Entſchei⸗ 


dung der im § 81a Ziffer 4 und § 81 b Ziffer 4 
bezeichneten Streitigkeiten, ſoweit ſie aus der Zahl 
der Innungsmitglieder zu entnehmen ſind; 


die Wahl der Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe, 


ſoweit ſie aus der Zahl der Innungsmitglieder zu 
entnehmen find (§ 131 a); 


die Beſchlußfaſſung über Abänderung des Statuts 


ſowie über Errichtung und Abänderung von Neben⸗ 
ſtatuten; 


die Beſchlußfaſſung über die Auflöſung der Innung. 
§ 93a. 


Berechtigt zur Wahl der Vertreter zur Innungsverſamm— 
lung und ſtimmberechtigt in der Innungsverſammlung ſind 
nur die volljährigen Innungsmitglieder mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befinden oder durch gerichtliche Anordnung in der Ver⸗ 
fügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 
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Wählbar zu Mitgliedern des Vorſtandes und der Aus⸗ 
ſchüſſe ſowie zu Mitgliedern des im § 83 Abſatz 2 Ziffer 11 
bezeichneten Organs ſind nur ſolche wahlberechtigte Innungs⸗ 
mitglieder, welche zum Amte eines Schöffen fähig ſind 
(88 31, 32 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß Innungs⸗ 
mitglieder, welche mit der Zahlung der Beiträge wiederholt 
im Rückſtande geblieben ſind, weder wahlberechtigt noch 
wählbar und von der Theilnahme an den Geſchäften der 
Innung für gewiſſe Zeit ausgeſchloſſen ſind. 

In gleicher Weiſe kann beſtimmt werden, daß Innungs⸗ 
mitglieder, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befinden, oder durch gerichtliche Anordnung in der 
Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind, von der Theil⸗ 
nahme an den Geſchäften der Innung ausgeſchloſſen ſind. 


8 94. 


Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen ſind 
nur binnen vier Wochen nach der Wahl zuläſſig. Sie werden 
durch die Aufſichtsbehörde endgültig entſchieden. Dieſelbe 
hat auf erhobene Beſchwerde Wahlen, welche gegen das 
Geſetz oder auf Grund des Geſetzes erlaſſene Wahlvorſchriften 
verſtoßen, für ungültig zu erklären. 


§ 94a. 


Die Mitglieder der Innungsvorſtände, Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe und Geſellenausſchüſſe ſowie der Organe zur Ent⸗ 
ſcheidung der im § 81a Ziffer 4 bezeichneten Streitigkeiten 
verwalten ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich, doch kann 
ihnen nach näherer Beſtimmung des Statuts Erſatz baarer 
Auslagen und eine Entſchädigung für Zeitverſäumniß ge⸗ 
währt werden. 

Die Annahme der Wahl kann nur aus Gründen ver⸗ 
weigert werden, aus denen die Wahl zum Beiſitzer eines 
Gewerbegerichts (§ 18 des Gewerbegerichtsgeſetzes) abgelehnt 
werden kann. Ablehnungsgründe des Gewählten ſind nur 
zu berückſichtigen, wenn ſie binnen zwei Wochen, nachdem 
der Gewählte von ſeiner Wahl in Kenntniß geſetzt iſt, ſchrift⸗ 
lich geltend gemacht werden. Ueber den Ablehnungsantrag 
entſcheidet die Aufſichtsbehörde endgültig. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen finden auf die Mitglieder der Innungsſchiedsgerichte 
entſprechende Anwendung. 
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$ 94b. 


Mitglieder der Innungsvorſtände, der Ausſchüſſe der 
Innungen, der Geſellenausſchüſſe ſowie der Organe zur Ent— 
ſcheidung der in $S 81a Ziffer 4 und 81 b Ziffer 4 bezeich⸗ 
neten Streitigkeiten, hinſichtlich deren Umſtände eintreten oder 
bekannt werden, welche die Wählbarkeit ausſchließen, haben 
aus dem Amte auszuſcheiden. Im Falle der Weigerung 
erfolgt die Enthebung des Betheiligten vom Amte durch die 
Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Betheiligten und der 
Körperſchaft, welcher er angehört. Gegen die Verfügung 
der Aufſichtsbehörde ift binnen vier Wochen die Beſchwerde 
zuläſſig. Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt endgültig. 


§ 94c. 


Die Innungen ſind befugt, durch Beauftragte die Be⸗ 
folgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften in den 
zur Innung gehörigen Betrieben zu überwachen und von 
der Einrichtung der Betriebsräume und der für die Unter⸗ 
kunft der Lehrlinge beſtimmten Räume Kenntniß zu nehmen. 

Die Verpflichteten haben den als ſolchen legitimirten 
Beauftragten der betheiligten Innungen auf Erfordern während 
der Betriebszeit den Zutritt zu den Werkſtätten und Unter⸗ 
kunftsräumen, ſowie zu den ſonſt in Betracht kommenden 
Räumlichkeiten zu geſtatten und ihnen Auskunft über alle 
Gegenſtände zu geben, welche für die Erfüllung ihres Auf: 
trags von Bedeutung ſind; ſie können hierzu auf Antrag 
der Beauftragten von der Ortspolizeibehörde angehalten 
werden. 

Namen und Wohnſitz der Beauftragten ſind von der 
Innung der Aufſichtsbehörde anzuzeigen. 

Die Beauftragten find verpflichtet, den im § 139b be⸗ 
zeichneten Beamten auf Erfordern über ihre Ueberwachungs⸗ 
thätigkeit und deren Ergebniſſe Mittheilung zu machen. 

Befürchtet der Betriebsunternehmer von der Beſichtigung 
des Betriebs durch den Beauftragten der Innung eine 
Schädigung ſeiner Geſchäftsintereſſen, ſo kann er die Be⸗ 
ſichtigung durch einen anderen Sachverſtändigen beanſpruchen. 
In dieſem Falle hat er dem Vorſtande der Innung, ſobald 
er den Namen des Beauftragten erfährt, eine entſprechende 
Mittheilung zu machen und einige geeignete Perſonen zu 
bezeichnen, welche auf ſeine Koſten die erforderlichen Beſich⸗ 
tigungen vorzunehmen und dem Vorſtande die erforderliche 
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Auskunft über die vorgefundenen Verhältniſſe zu geben bereit 
ſind. In Ermangelung einer Verſtändigung zwiſchen dem 
Betriebsunternehmer und dem Vorſtand entſcheidet auf An⸗ 
ſuchen des letzteren die Aufſichtsbehörde. | 

Auf Räume, welche Beſtandtheile landwirthſchaftlicher 
oder fabrikmäßiger Betriebe ſind, finden die vorſtehenden 
Beſtimmungen keine Anwendung. 

§ 95. 

Die bei den Innungs mitgliedern beſchäftigten Geſellen 
(Gehülfen) nehmen an der Erfüllung der Aufgaben der In⸗ 
nung und an ihrer Verwaltung Theil, ſoweit dies durch 
Geſetz oder Statut beſtimmt iſt. Sie wählen zu dieſem 
Zwecke den Geſellenausſchuß. 

Der Geſellenausſchuß iſt bei der Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens und bei der Geſellenprüfung, ſowie bei der Begrün⸗ 
dung und Verwaltung aller Einrichtungen zu betheiligen, 
für welche die Geſellen (Gehülfen) Beiträge entrichten oder 
eine beſondere Mühewaltung übernehmen, oder welche zu 
ihrer Unterſtützung beſtimmt ſind. 

Die nähere Regelung dieſer Betheiligung hat durch das 
Statut mit der Maßgabe zu erfolgen, daß 

1. bei der Berathung und Beſchlußfaſſung des Innungs⸗ 
vorſtandes mindeſtens ein Mitglied des Geſellen— 
ausſchuſſes mit vollem Stimmrechte zuzulaſſen iſt; 

2. bei der Berathung und Beſchlußfaſſung der Innungs— 
verſammlung ſeine ſämmtlichen Mitglieder mit vollem 
Stimmrechte zuzulaſſen ſind; 

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, für welche 
die Geſellen (Gehülfen) Aufwendungen zu machen 
haben, abgeſehen von der Perſon des Vorſitzenden, 
Geſellen, welche vom Geſellenausſchuſſe gewählt 
werden, in gleicher Zahl zu betheiligen ſind wie die 
Innungsmitglieder. 

Die Ausführung von Beſchlüſſen der Innungsverſamm— 
lung in den im Abſatze 2 bezeichneten Angelegenheiten darf 
nur mit Zuſtimmung des Geſellenausſchuſſes erfolgen. Wird 
die Zuſtimmung verſagt, jo kann ſie durch die Auflichte: 
behörde ergänzt werden. 

§ 95a. 


Zur Theilnahme an der Wahl des Geſellenausſchuſſes 
ſind die bei einem Innungsmitgliede beſchäftigten volljährigen 
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Geſellen (Gehülfen) berechtigt, welche ſich im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Wählbar iſt jeder wahlberechtigte Geſelle, welcher zum 
Amte eines Schöffen fähig iſt (SS 31, 32 des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes). 

Die Wahl zum Geſellenausſchuſſe leitet ein Mitglied 
des Innungsvorſtandes, wenn ein ſolches nicht vorhanden 
iſt, ein Vertreter der Aufſichtsbehörde. 


§S 95b. 


Für die Mitglieder des Geſellenausſchuſſes ſind Erſatz⸗ 
männer zu wählen, welche für dieſelben in Behinderungs⸗ 
fällen oder im Falle des Ausſcheidens für den Reſt der 
Wahlperiode in der Reihenfolge der Wahl einzutreten haben. 
Wird deſſenungeachtet der Geſellenausſchuß nicht vollzählig, 
ſo hat er ſich für den Reſt der Wahlzeit durch Zuwahl zu 
ergänzen. 

§ 95. 


Mitglieder des Geſellenausſchuſſes behalten, auch wenn 
ſie nicht mehr bei Innungsmitgliedern beſchäftigt ſind, ſolange 
ſie im Bezirke der Innung verbleiben, die Mitgliedſchaft 
noch während dreier Monate ſeit dem Austritt aus der Be⸗ 
ſchäftigung bei Innungsmitgliedern. 


§ 96. 


Die Innungen unterliegen der Aufſicht der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde, in deren Bezirke ſie ihren Sitz haben. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht insbeſondere die Befol⸗ 
gung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften und 
kann ſie durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung von 
Ordnungsſtrafen gegen die Inhaber der Innungsämter, gegen 
die Innungsmitglieder und gegen deren Geſellen, ſoweit 
dieſe an den Geſchäften der Innung Theil nehmen, erzwingen. 
Die Geldſtrafen fließen in die Innungskaſſe. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, der Innung, wenn ſie 
es unterläßt, ihr zuſtehende Anſprüche geltend zu machen, 
einen Vertreter zur gerichtlichen Verfolgung der Angelegen— 
heit zu beſtellen. 

Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und 
Ausſchließung der Mitglieder, über die Wahlen zu den In— 
nungsämtern, ſowie unbeſchadet der Rechte Dritter über die 
Rechte und Pflichten der Inhaber dieſer Aemter. 
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Sie hat das Recht, einen Vertreter zu den Prüfungen 
zu entſenden. Sie beruft und leitet die Innungsverſamm⸗ 
lung, wenn der Innungsvorſtand dieſelbe zu berufen ſich 
weigert. 

Ueber Abänderungen des Innungsſtatuts oder der Neben⸗ 
ſtatuten und über die Auflöſung der Innung kann von der 
Innungsverſammlung nur im Beiſein eines Vertreters der 
Aufſichtsbehörde beſchloſſen werden. 

Gegen die Anordnungen und Entſcheidungen der Auf⸗ 
ſichtsbehörde iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde zuläſſig. 
Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt endgültig. 


§ 97. 

Die Schließung einer Innung kann erfolgen: 

1. wenn ſich ergiebt, daß nach § 84 die Genehmigung 
hätte verſagt werden müſſen und die erforderliche 
Aenderung des Statuts innerhalb einer zu ſetzenden 
Friſt nicht bewirkt wird; 

2. wenn die Innung wiederholter Aufforderung der 
Aufſichtsbehörde ungeachtet die Erfüllung der ihr 
durch § 81a geſetzten Aufgaben vernachläſſigt; 

3. wenn die Innung ſich geſetzwidriger Handlungen 
oder Unterlaſſungen ſchuldig macht, durch welche das 
Gemeinwohl gefährdet wird, oder wenn ſie andere 
als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke verfolgt; 

4. wenn die Zahl ihrer Mitglieder ſo weit zurückgeht, 
daß die Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben dauernd 
gefährdet erſcheint. 

Die Schließung wird durch die höhere Verwaltungs⸗ 

behörde ausgeſprochen. 

Gegen die die Schließung ausſprechende Verfügung 
findet der Rekurs ſtatt; wegen des Verfahrens und der Be⸗ 
hörden gelten die Vorſchriften der SS 20 und 21, ſoweit 
nicht landesgeſetzlich das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungs- 
ſachen Platz greift. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ber: 
mögen einer Innung hat die Schließung kraft Geſetzes zur 
Folge. 

§ 98. 


Bei der Auflöſung einer Innung wird die Abwickelung 
der Geſchäfte, ſofern die Innungsverſammlung nicht ander: 
weitig beſchließt, durch den Vorſtand unter Aufſicht der 
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Aufſichtsbehörde vollzogen. Genügt der Vorſtand ſeiner Ver⸗ 
pflichtung nicht, oder tritt die Schließung der Innung ein, 
jo erfolgt die Abwickelung der Geſchäfte durch die Auſſichts⸗ 
behörde oder Beauftragte derſelben. 

Von dem Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung ab 
bleiben die Innungsmitglieder noch für diejenigen Zahlungen 
verhaftet, zu welchen ſie für den Fall eigenen Ausſcheidens 
aus den Innungsverhältniſſen verpflichtet ſind. 

Die höhere Verwaltungsbehörde iſt befugt, den bisher 
mit der Innung verbunden geweſenen, nicht unter § 73 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden Unterſtützungskaſſen nach 
der Auflöſung oder Schließung der Innung Korporations— 
rechte zu verleihen; in dieſem Falle verbleiben den Kaſſen 
ihre bisherigen Beſtände. 


§ 98a. 


Das bei der Auflöſung oder Schließung vorhandene 
Vermögen iſt zunächſt zur Berichtigung der vorhandenen 
Schulden und zur Erfüllung der ſonſtigen Verpflichtungen 
der Innung zu verwenden. 

Eine Vertheilung des hiernach verbleibenden Reinver⸗ 
mögens unter die Mitglieder kann die Innung nur ſoweit 
beſchließen, als dasſelbe aus Beiträgen dieſer Mitglieder ent⸗ 
ſtanden iſt. Keinem Anſpruchsberechtigten darf mehr als der 
Geſammtbetrag der von ihm geleiſteten Beiträge ausgezahlt 
werden. 

Der Reſt des Vermögens wird, ſofern in dem Statut 
oder in den Landesgeſetzen nicht ein Anderes ausdrücklich 
beſtimmt iſt, der Gemeinde, in welcher die Innung ihren 
Sitz hatte, zur Benutzung für gewerbliche Zwecke überwieſen. 

Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und der Innung, 
welche bei der Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen 
entſtehen, entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 


§ 99. 


Die Statuten und Nebenſtatuten der Innungen, die 
Beſcheinigung über die Legitimation der Vorſtände, ſowie 
die Ausfertigung der Vollmachten der Beauftragten ſind 
koſten⸗ und ſtempelfrei. 
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b) Zwangsinnungen. 


$ 100. 


Zur Wahrung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen 
der Handwerke gleicher oder verwandter Art iſt durch die 
höhere Verwaltungsbehörde auf Antrag Betheiligter (8 100 f 
Abſatz 1) anzuordnen, daß innerhalb eines beſtimmten Be⸗ 
zirkes ſämmtliche Gewerbetreibende, welche das gleiche Hand⸗ 
werk oder verwandte Handwerke ausüben, einer neu zu 
errichtenden Innung (Zwangsinnung) als Mitglieder anzu⸗ 
gehören haben, wenn 

1. die Mehrheit der betheiligten Gewerbetreibenden der 
Einführung des Beitrittszwanges zuſtimmt, 

2. der Bezirk der Innung ſo abgegrenzt iſt, daß kein 
Mitglied durch die Entfernung ſeines Wohnorts 
vom Sitze der Innung behindert wird, am Ge: 
noſſenſchaftsleben Theil zu nehmen und die In⸗ 
nungseinrichtungen zu benutzen, und 

3. die Zahl der im Bezirke vorhandenen betheiligten 
Handwerker zur Bildung einer leiſtungsfähigen In⸗ 
nung ausreicht. 

Der Antrag kann auch darauf gerichtet werden, die im 
Abſatz 1 bezeichnete Anordnung nur für diejenigen daſelbſt 
bezeichneten Gewerbetreibenden zu erlaſſen, welche der Regel 
nach Geſellen oder Lehrlinge halten. 

Der Antrag kann von einer für das betreffende Hand: 
werk beſtehenden Innung oder von Handwerkern geſtellt werden, 
welche zu einer neuen Innung zuſammentreten wollen. 

Ohne Herbeiführung einer Abſtimmung ($ 100 a) kann 
der Antrag abgelehnt werden, wenn die Antragſteller einen 
verhältnißmäßig nur kleinen Bruchtheil der betheiligten Hand: 
werker bilden, oder ein gleicher Antrag bei einer innerhalb 
der letzten drei Jahre ſtattgefundenen Abſtimmung von der 
Mehrheit der Betheiligten abgelehnt worden iſt, oder durch 
andere Einrichtungen als diejenige einer Innung für die 
Wahrnehmung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen der 
betheiligten Handwerke ausreichende Fürſorge getroffen iſt. 


§ 100a. 


Um feſtzuſtellen, ob die Mehrheit zuſtimmt (§ 100 Abſatz 1 
Ziffer 1), hat die höhere Verwaltungsbehörde die betheiligten 
Gewerbetreibenden durch ortsübliche Bekanntmachung oder 
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beſondere Mittheilung zu einer Aeußerung für oder gegen 
die Einführung des Beitrittszwanges aufzufordern. Bei der 
Abſtimmung entſcheidet die Mehrheit derjenigen, welche ſich 
an derſelben betheiligt haben. 


§ 100b. 


Die Verfügung, durch welche die im § 100 Abſatz 1 
bezeichnete Anordnung getroffen wird, muß den Zeitpunkt 
des Eintritts ihrer Wirkſamkeit bezeichnen und den Namen 
und den Sitz der Innung, die Abgrenzung ihres Bezirkes 
und die Bezeichnung derjenigen Gewerbe enthalten, für 
welche ſie errichtet wird. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat die Verfügung 
durch das zu ihren amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte 
Blatt zu veröffentlichen. 

Gegen den Erlaß der Anordnung oder deren Verſagung 
ſteht den betheiligten Gewerbetreibenden binnen vier Wochen 
die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zu, welche end⸗ 
gültig entſcheidet. Die Friſt läuft im Falle des Erlaſſes der 
Anordnung vom Tage der Veröffentlichung, im Falle der 
Verſagung vom Tage der Eröffnung des Beſcheids ab. 

Nach Erlaß der Anordnung ſind die für die gleichen 
Gewerbszweige beſtehenden Innungen, deren Sitz ſich im 
Bezirke der Zwangsinnung befindet, zu ſchließen. 

Innungen, welche außer dieſen noch andere Gewerbs⸗ 
zweige umfaſſen, bleiben beſtehen. Diejenigen Mitglieder, 
welche der Zwangsinnung anzugehören haben, ſcheiden kraft 
Geſetzes aus der bisherigen Innung aus. 


§ 100. 


Auf Innungen, für welche die im § 100 bezeichnete 
Anordnung getroffen iſt, finden die Vorſchriften der SS 81a 
bis 99 mit den aus den §§ 100d bis 100 u ſich ergebenden 
Aenderungen Anwendung. 


§ 1004. 


Gegen die Verſagung der Genehmigung des Innungs— 
ſtatuts und ſeiner Abänderungen iſt binnen vier Wochen 
die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zuläſſig; dieſe 
entſcheidet endgültig. 

Wird die Genehmigung des Statuts wiederholt verſagt, 
ſo hat die höhere Verwaltungsbehörde dasſelbe mit rechts— 
verbindlicher Kraft zu erlaſſen. 
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Ergiebt ſich, daß dem Statut oder ſeinen Abänderungen 
die Genehmigung hätte verſagt werden müſſen, ſo hat die 
höhere Verwaltungsbehörde die erforderliche Abänderung an⸗ 
zuordnen; der die Abänderung anordnende Beſcheid kann auf 
dem im Abſatz 1 bezeichneten Wege angefochten werden. 
Unterläßt die Innung, die endgültig angeordnete Abänderung 
zu beſchließen, ſo hat die Aufſichtsbehörde die Beſchlußfaſſung 
anzuordnen und, falls dieſer Anordnung keine Folge gegeben 
wird, die erforderliche Abänderung des Statuts von Amts⸗ 
wegen mit rechtsverbindlicher Wirkung zu vollziehen. 


§ 100 e. 


Das Statut iſt in geeigneter Weiſe zur Kenntniß der 
Betheiligten zu bringen. 


8 100f. 


Als Mitglieder gehören der Innung alle diejenigen an, 
welche das Gewerbe, wofür die Innung errichtet iſt, als 
ſtehendes Gewerbe ſelbſtändig betreiben. Ausgenommen ſind: 

1. diejenigen, welche das Gewerbe fabrikmäßig be⸗ 
treiben; 

2. im Falle die im $. 100 Abſatz 1 bezeichnete An: 
ordnung nur für ſolche Gewerbetreibende getroffen 
worden iſt, welche der Regel nach Geſellen oder 
Lehrlinge halten, diejenigen, welche der Regel nach 
weder Geſellen noch Lehrlinge halten. 

Inwieweit Handwerker, welche in landwirthſchaftlichen 
oder gewerblichen Betrieben gegen Entgelt beſchäftigt ſind 
und der Regel nach Geſellen oder Lehrlinge halten, ſowie 
Hausgewerbetreibende der Innung anzugehören haben, 
wird mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
durch das Statut beſtimmt. Vor der Genehmigung iſt den 
bezeichneten Perſonen Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

Gewerbetreibende, welche mehrere Gewerbe betreiben, 
gehören derjenigen Innung als Mitglieder an, welche für 
das hauptſächlich von ihnen betriebene Gewerbe errichtet iſt. 

Die Mitgliedſchaft beginnt für diejenigen, welche zur 
Zeit der Errichtung der Innung das Gewerbe betreiben, 
mit dieſem Zeitpunkte, für diejenigen, welche den Betrieb 
des Gewerbes ſpäter beginnen, mit dem Zeitpunkte der Er: 
öffnung des Betriebs. 
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§ 100g. 


Berechtigt, der für ihr Gewerbe errichteten Innung für 
ihre Perſon beizutreten, ſind: 

1. die im § 87 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Perſonen ſowie die in landwirthſchaftlichen oder ge: 
werblichen Betrieben gegen Entgelt beſchäftigten 
Handwerker, welche der Regel nach weder Geſellen 
noch Lehrlinge halten; 

2. mit Zuſtimmung der Innungsverſammlung diejenigen, 
welche das Gewerbe fabrikmäßig betreiben; 

3. in dem Falle des § 100 f Abſatz 1 Ziffer 2 die⸗ 
jenigen Gewerbetreibenden, welche der Regel nach 
weder Geſellen noch Lehrlinge halten. 

Die nähere Regelung der Rechte dieſer Perſonen er— 

folgt durch das Statut. 

Dieſen Perſonen iſt der Austritt aus der Innung am 
Schluſſe jedes Rechnungsjahres geſtattet. Eine vorherige 
Anzeige kann früheſtens ſechs Monate vor dem Austritte 
verlangt werden. 

§ 100 h. 


Streitigkeiten darüber, ob Jemand der Innung als Mit⸗ 
glied angehört, ſowie darüber, ob Jemand der Innung bei— 
zutreten berechtigt iſt, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. Die 
Entſcheidung kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde bei 
der höheren Verwaltungsbehörde angefochten werden; dieſe 
entſcheidet endgültig. 

§ 100i. 

Die durch Errichtung der Innung erwachſenden Koſten 
find auf Antrag der Betheiligten von der Landes-Zentral⸗ 
behörde vorzuſchießen. 

§ 100k. 


Wird in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung eine 
Innung geſchloſſen (§S 100 b Abſatz 4), jo geht das Ver: 
mögen dieſer Innung, vorbehaltlich der Beſtimmungen der 
88 1001 bis 100n, mit Rechten und Pflichten auf die 
Zwangsinnung mit der Maßgabe über, daß die letztere die 
daran zu machenden Forderungen nur ſoweit zu vertreten 
hat, als das Vermögen reicht. 

Scheidet in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung 
aus einer beſtehenden Innung ein Theil der Mitglieder aus 
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(S 100b Abſatz 5), jo iſt der Zwangsinnung ein entſpre⸗ 
chender Theil des Vermögens zu überweiſen. Dabei iſt das 
Verhältniß der Zahl der ausſcheidenden zu der Zahl der 
in der Innung verbleibenden Mitglieder zu berückſichtigen. 
Kommt hierüber eine Einigung unter den Innungen nicht zu 
Stande, ſo entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde, welcher 
die beſtehende Innung unterſteht. Gegen die Entſcheidung 
ſteht den Betheiligten binnen vier Wochen die Beſchwerde 
an die Landes⸗Zentralbehörde zu. Dieſe entſcheidet endgültig. 


8 1001. 


Wird in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung eine 

Innung geſchloſſen ($ 100 b Abſatz 4), mit welcher eine 
Innungs⸗Krankenkaſſe (§ 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes) 
verbunden iſt, ſo geht die letztere mit ihren Rechten und 
Verbindlichkeiten auf die Zwangsinnung über. 
Die Innungs⸗Krankenkaſſe kann jedoch von der höheren 
Verwaltungsbehörde geſchloſſen werden, wenn die Zwangs⸗ 
innung einen anderen Bezirk oder andere Gewerbszweige 
umfaßt als diejenige Innung, für welche die Innungs⸗ 
Krankenkaſſe errichtet war, oder in Folge der Errichtung der 
Zwangsinnung mehrere Innungen geſchloſſen werden, mit 
welchen Innungs⸗Krankenkaſſen verbunden ſind. Gegen die 
Verfügung, durch welche die Kaſſe geſchloſſen wird, iſt binnen 
vier Wochen die Beſchwerde an die Landes: Zentralbehörde 
zuläſſig; dieſe entſcheidet endgültig. 

Wenn die Innungs⸗Krankenkaſſe auf die Zwangsinnung 
übergegangen iſt, ſo werden die erforderlichen Abänderungen 
des Kaſſenſtatuts bis zur anderweiten Beſchlußfaſſung der 
Innungsverſammlung von der höheren Verwaltungsbehörde 
mit rechtsverbindlicher Kraft vollzogen. Solange dieſe Ab— 
änderungen nicht vollzogen ſind, haben die bisherigen Kaſſen⸗ 
organe die Verwaltung fortzuführen. 

Sind mit der Innung, welche in Folge der Errichtung 
einer Zwangsinnung geſchloſſen wird, ſonſtige Unterſtützungs⸗ 
kaſſen verbunden, jo finden die SS 98 und 98 a Anwendung. 
Sofern nicht ſtatutariſche oder landesgeſetzliche Beſtimmungen 
entgegenſtehen, kann die Zwangsinnung mit Zuſtimmung der 
Vertretung der Unterſtützungskaſſe dieſe Kaſſe mit allen 
Rechten und Verbindlichkeiten übernehmen. In letzterem 
Falle bleiben die bisherigen Mitglieder dieſer Kaſſe berechtigt, 
ihnen anzugehören, auch wenn ſie der Zwangsinnung nicht 
angehören. 
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§ 100m. 


Scheidet in Folge der Errichtung einer Zwangsinnung 
aus einer beſtehenden Innung, mit welcher eine Innungs⸗ 
Krankenkaſſe (§ 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes) ver: 
bunden iſt, ein Theil der Mitglieder aus (§ 100 b Abſatz 5), 
ſo kann, wenn eine anderweite Einigung unter den Bethei⸗ 
ligten nicht zu Stande kommt, derjenigen Krankenkaſſe oder 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung, welcher die bei den Aus— 
ſcheidenden beſchäftigten Perſonen künftig anzugehören haben, 
ein entſprechender Theil des Vermögens durch die höhere 
Verwaltungsbehörde überwieſen werden; dabei iſt das Ver⸗ 
hältniß der Zahl der Ausſcheidenden zu der Zahl der in der 
Innung verbleibenden Mitglieder zu berückſichtigen. Gegen 
die Entſcheidung ſteht den Betheiligten binnen vier Wochen 
die Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde zu; dieſe ent⸗ 
ſcheidet endgültig. Sonſtigen Unterſtützungskaſſen können 
die aus der Innung ausſcheidenden Mitglieder auch ferner 
angehören. 

§ 100 n. 


Zur Theilnahme an Unterſtützungskaſſen, auf welche 
die Vorſchriften des § 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
keine Anwendung finden, dürfen Innungsmitglieder gegen 
ihren Willen nicht verpflichtet werden. 

Gemeinſame Geſchäftsbetriebe (§ 81 b Ziffer 5) dürfen 
von der Innung nicht errichtet werden; dagegen iſt dieſelbe 
befugt, Veranſtaltungen zur Förderung der gemeinſamen, 
gewerblichen und wirthſchaftlichen Intereſſen ihrer Mitglieder, 
wie die Errichtung von Vorſchußkaſſen, gemeinſamen Ein⸗ 
und Verkaufsgeſchäften und dergleichen anzuregen und durch 
Aufwendungen aus dem angeſammelten Vermögen zu unter⸗ 
ſtützen. Beiträge dürfen zu dieſem Zwecke nicht erhoben 
werden. 

Werden bei der Errichtung einer Zwangsinnung ge 
meinſchaftliche Geſchäftsbetriebe einer nach § 100 b Abſatz 4 
geſchloſſenen Innung binnen ſechs Monaten nach der Ber: 
öffentlichung der im § 100 Abſatz 1 bezeichneten Anordnung 
in Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 1. Mai 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 55 ff.) 
umgewandelt, ſo geht der für ſie ausgeſonderte Theil des 
Innungsvermögens auf die Genoſſenſchaften mit Rechten und 
Pflichten über. Gemeinſame Geſchäftsbetriebe, deren Er⸗ 
haltung im öffentlichen Intereſſe wünſchenswerth iſt, können 
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von der Zwangsinnung mit Genehmigung der höheren Ber: 
waltungsbehörde beibehalten werden. Im Uebrigen find 
ſolche Betriebe durch die höhere Verwaltungsbehörde aufzu⸗ 
löſen; mit dem Vermögen iſt nach Maßgabe der ſtatutariſchen 
Vorſchriften zu verfahren. 


8 1000. 


Die Innung hat über den zur Erfüllung ihrer geſetz⸗ 
lichen und ſtatutariſchen Aufgaben erforderlichen Koſtenauf⸗ 
wand alljährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen. Der 
Haushaltsplan iſt der Aufſichtsbehörde einzureichen. Dasſelbe 
gilt von Beſchlüſſen über Aufwendungen für ſolche Zwecke, 
welche im Haushaltsplane nicht vorgeſehen ſind. Wird dem 
Haushaltsplan oder den bezeichneten Beſchlüſſen von einem 
Viertel der Innungsmitglieder widerſprochen, ſo iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der Aufſichtsbehörde einzuholen. 

Die Jahresrechnungen ſind der Aufſichtsbehörde einzu⸗ 


reichen. 
8 100 p. 


Die von der Innung gemäß 8 93 Abſatz 2 Ziffer 5 
erlaſſenen Vorſchriften zur näheren Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde. Dieſe hat vor der Beſchlußfaſſung die Handwerks⸗ 
kammer zu hören. 

§ 100g. 


Die Innung darf ihre Mitglieder in der Feſtſetzung 
der Preiſe ihrer Waaren oder Leiſtungen oder in der An⸗ 
nahme von Kunden nicht beſchränken. | 

Entgegenſtehende Beſchlüſſe find ungültig. 


8 100r. 


Von den Mitgliedern des Vorſtandes und der Aus⸗ 
ſchüſſe müſſen mindeſtens zwei Drittel das Recht zur An⸗ 
leitung von Lehrlingen beſitzen und der Regel nach Geſellen 
(Gehülfen) oder Lehrlinge beſchäftigen. Die Mitglieder der: 
jenigen Ausſchüſſe, welchen die Fürſorge für die Durchführung 
der auf die Regelung des Lehrlingsweſens bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen obliegt, müſſen ſämmtlich dieſen Anforderungen 
genügen. 

Zur Theilnahme an den Geſchäften der Innung, welche 
die Regelung des Lehrlingsweſens und die Durchführung 
der hierüber erlaſſenen Beſtimmungen zum Gegenſtande haben, 
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können nur ſolche Geſellen (Gehülfen) herangezogen werden, 
welche den Anforderungen des § 129 entſprechen, jedoch 
auch dann, wenn ſie das vierundzwanzigſte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Während der erſten ſechs Jahre nach 
dem Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen können auch Ge 
ſellen (Gehülfen), welche dieſen Anforderungen nicht ent⸗ 
ſprechen, gewählt werden, wenn fie eine Lehrzeit von min: 

deſtens zwei Jahren zurückgelegt haben. ö 


8 100. 


Für die Aufbringung der aus der Errichtung und 
Thätigkeit der Innung und des Geſellenausſchuſſes erwach⸗ 
ſenden Koſten (§ 89) iſt der Beitragsfuß in der Weiſe im 
Statute feſtzuſetzen, daß die Heranziehung der einzelnen Be: 
triebe unter Berückſichtigung ihrer Leiſtungsfähigkeit zu er⸗ 
folgen hat. Wo eine Gewerbeſteuer erhoben wird, kann die 
Landes⸗Zentralbehörde genehmigen, daß die Beiträge durch 
Zuſchläge zu dieſer Steuer erhoben werden. 

Durch Statut kann beſtimmt werden, daß Innungs— 
mitglieder, welche der Regel nach weder Geſellen noch Lehr— 
linge beſchäftigen, von der Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen befreit oder mit geringeren Beiträgen, und Per: 
ſonen, welche der Innung freiwillig beitreten, nach feſten 
Sätzen zu Beiträgen heranzuziehen ſind. 

Gewerbetreibende, welche neben dem Handwerke, Hin: 
ſichtlich deſſen ſie der Innung angehören, noch ein anderes 
Handwerk oder ein Handelsgeſchäft betreiben, ſind zu den 
Beiträgen an die Innung nur nach dem Verhältniſſe der 
Einnahmen aus dem zu der Innung gehörenden Handwerks- 
betrieb, und ſoweit die Beiträge durch Zuſchläge zu der Ge- 
werbeſteuer erhoben werden, nur nach dem Verhältniſſe der 
auf dieſen Handwerksbetrieb treffenden Steuer heranzuziehen. 

Den Gewerbeſteuern im Sinne der Abſätze 1 und 3 
ſtehen die Steuern auf das Einkommen aus Gewerben gleich. 

Eintrittsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

Die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
von der Innung getroffenen Einrichtungen (§ 88 Abſatz 3) 
unterliegt der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


8 100t. 


Die im § 100 Abſatz 1 bezeichnete Anordnung iſt von 
der höheren Verwaltungsbehörde zurückzunehmen, wenn dies 
auf Grund eines Beſchluſſes der Innungsverſammlung be⸗ 
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antragt wird. Zur Gültigkeit dieſes Beſchluſſes iſt er⸗ 
forderlich: 

1. daß er von einem Viertel derjenigen Innungsmit⸗ 
glieder, welche der Innung anzugehören verpflichtet 
ſind, bei dem Vorſtande beantragt worden iſt, 

2. daß die Einladung zu der Innungsverſammlung, 
in der die Abſtimmung über den Antrag erfolgen 
ſoll, mindeſtens vier Wochen vorher ordnungsmäßig 

ergangen iſt, 

3. daß drei Viertel der in Ziffer 1 bezeichneten In⸗ 
nungsmitglieder dem Antrage zuſtimmen. 

Waren in der Innungsverſammlung, in welcher die 
Abſtimmung über den Antrag erfolgen ſoll, weniger als drei 
Viertel der im Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Innungsmit⸗ 
glieder erſchienen, ſo iſt zur Abſtimmung über den Antrag 
binnen vier Wochen eine zweite Innungsverſammlung ein⸗ 
zuberufen, in welcher die Zurücknahme von drei Viertel der 
im Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten und erſchienenen Mit⸗ 
glieder beſchloſſen werden kann. Auf dieſe Folge iſt bei der 
Einberufung hinzuweiſen. 

Wird die Zurücknahme der Anordnung auf Grund eines 
gültigen Beſchluſſes beantragt, ſo iſt die Innung ſpäteſtens 
mit dem Ablaufe des Rechnungsjahrs von der höheren Ver: 
waltungsbehörde zu ſchließen. 

Auf die Schließung finden die Beſtimmungen der $S 98 
und 98a mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
eine Vertheilung von Reinvermögen unter die bisherigen 
Mitglieder unſtatthaft iſt, und der Reſt des Vermögens nach 
Beſtimmung der Aufſichtsbehörde entweder den bei der 
Innung bisher vorhandenen Unterſtützungskaſſen oder einer 
freien Innung, welche für die an der bisherigen Zwangs⸗ 
innung betheiligten Gewerbszweige errichtet wird, oder der 
Handwerkskammer zu überweiſen iſt. Die Handwerkskammer 
hat über das Vermögen in einer den bisherigen Zwecken 
am meiſten entſprechenden Weiſe zu verfügen. Die Ber: 
fügung bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungs— 
behörde. | 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde 
iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die Landes— 
Zentralbehörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 

Wird die Innung aus einem der im $ 97 bezeichneten 
Gründe geſchloſſen, ſo tritt die Anordnung außer Kraft. 
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$ 100 u. 


Die Ausdehnung einer Zwangsinnung auf einen größeren 
Bezirk oder auf andere, als die bereits einbezogenen, ver: 
wandte Gewerbszweige oder auf die Handwerker, die der 
Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge halten, iſt von 
der höheren Verwaltungsbehörde anzuordnen, wenn die 
Innungsverſammlung ſie beſchließt, die Mehrheit der in die 
Innung einzubeziehenden Gewerbetreibenden zuſtimmt, und 
die im § 100 Abſatz 1 Ziffer 2 bezeichnete Vorausſetzung 
im Falle dieſer Ausdehnung noch zutrifft. Hierbei finden 
die SS 100 a, 100 b, 100 d, 100 e, 100 kj bis 100 n ent: 
ſprechende Anwendung. 

Die Ausſcheidung eines Theiles des Bezirkes einer 
Zwangsinnung oder eines in dieſe einbezogenen Gewerbs— 
zweigs kann durch die höhere Verwaltungsbehörde verfügt 
werden, wenn die Ausſcheidung zum Zwecke der Zuweiſung 
der Auszuſcheidenden zu einer anderen Zwangsinnung er— 
folgt, außerdem nur dann, wenn die Innungsverſammlung 
oder die Mehrheit der auszuſcheidenden Innungsmitglieder 
es beantragt. In letzterem Falle iſt vor Erlaß der Ver⸗ 
fügung die Innungsverſammlung zu hören. Werden die 
Ausſcheidenden Mitglieder einer anderen Innung, ſo finden 
hinſichtlich der vermögensrechtlichen Wirkungen die SS 100 k 
Abſatz 2 und 100m entſprechende Anwendung. 

Auf die nach Abſatz 1 oder 2 ergehenden Verfügungen 
der höheren Verwaltungsbehörde finden die Beſtimmungen 
des § 100 b entſprechende Anwendung. Die erforderlichen 
Abänderungen des Statuts können von der höheren Ver— 
waltungsbehörde angeordnet werden. In dieſem Falle findet 
§ 1004 Abſatz 3 Anwendung. 


II. Innungsausſchüſſe. 
8101. 


Für alle oder mehrere derſelben Aufſichtsbehörde unter— 
ſtehende Innungen kann ein gemeinſamer Innungsausſchuß 
gebildet werden. Dieſem liegt die Vertretung der gemein: 
ſamen Intereſſen der betheiligten Innungen ob. Außerdem 
können ihm Rechte und Pflichten der betheiligten Innungen 
übertragen werden. 

Die Errichtung des Innungsausſchuſſes erfolgt durch 
ein Statut, welches von den Innungsverſammlungen der 
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betheiligten Innungen zu beſchließen iſt. Das Statut be⸗ 
darf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 
In dem die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind die 
Gründe anzugeben. Gegen die Verſagung kann binnen vier 
Wochen Beſchwerde an die Landes⸗-Zentralbehörde eingelegt 
werden. Abänderungen des Statuts unterliegen den gleichen 
Vorſchriften. 

Durch die Landes⸗Zentralbehörde kann dem Innungs⸗ 
ausſchuſſe die Fähigkeit beigelegt werden, unter ſeinem Namen 
Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht 
zu klagen und verklagt zu werden. In ſolchem Falle haftet 
den Gläubigern für alle Verbindlichkeiten des Innungsaus⸗ 
ſchuſſes nur das Vermögen desſelben. 

Auf die Beaufſichtigung der Innungsausſchüſſe finden 
die Beſtimmungen des $ 96 entſprechende Anwendung. 


8 102. 


Die Schließung eines Innungsausſchuſſes kann erfolgen, 
wenn der Ausſchuß ſeinen ſtatutariſchen Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder wenn er Beſchlüſſe faßt, welche über ſeine 
ſtatutariſchen Rechte hinausgehen. 

Die Schließung wird durch die höhere Verwaltungs— 
behörde ausgeſprochen. 

Gegen die die Schließung ausſprechende Verfügung 
findet der Rekurs ſtatt. Wegen des Verfahrens und der 
Behörden gelten die entſprechenden Beſtimmungen des 8 97 
Abſatz 3. | 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ber: 
mögen eines Innungsausſchuſſes hat die Schließung kraft 
Geſetzes zur Folge. 

Vom Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung eines 
Innungsausſchuſſes ab bleiben die betheiligten Innungen 
noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen fie ftatu: 
tariſch für den Fall eigenen Ausſcheidens aus dem Innungs— 
ausſchuſſe verpflichtet ſind. 

Auf die Verwendung des Vermögens finden die Vor— 
ſchriften des § 98 Abſatz 1 und § 98a entſprechende An— 
wendung. 

Soweit das Statut nicht ein Anderes beſtimmt, iſt der 
Austritt aus dem Innungsausſchuſſe jeder Innung mit Ab: 
lauf des Rechnungsjahrs geſtattet, ſofern die Anzeige des 
Austritts mindeſtens drei Monate vorher erfolgt. 
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III. Handwerkskammern. 
§ 103. 


Zur Vertretung der Intereſſen des Handwerkes ihres 
Bezirkes ſind Handwerkskammern zu errichten. 

Die Errichtung erfolgt durch eine Verfügung der Landes: 
Zentralbehörde, in welcher der Bezirk der Handwerkskammer 
zu beſtimmen iſt. Dabei kann die Bildung von Abtheilungen 
für einzelne Theile des Bezirkes oder für Gewerbegruppen 
angeordnet werden. 

Durch Verfügung der Landes-Zentralbehörde kann der 
Bezirk der Handwerkskammer abgeändert werden. In dieſem 
Falle hat eine Vermögensauseinanderſetzung unter entſpre— 
chender Anwendung des § 100 k Abſatz 2 zu erfolgen. 

Mehrere Bundesſtaaten können ſich zur Errichtung ge— 
meinſamer Handwerkskammern vereinigen. In dieſem Falle 
ſind die den Behörden übertragenen Befugniſſe, ſoweit nicht 
eine anderweite Vereinbarung getroffen wird, von den Be— 
hörden desjenigen Bundesſtaats wahrzunehmen, in welchem 
die Handwerkskammer ihren Sitz hat. 


8103 a. 


Die Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer wird 
durch das Statut beſtimmt. 

Für die Mitglieder ſind Erſatzmänner zu wählen, welche 
für dieſelben in Behinderungsfällen und im Falle des Aus: 
ſcheidens für den Reſt der Wahlperiode in der Reihenfolge 
der Wahl einzutreten haben. 

Die Mitglieder werden gewählt: 


1. von den Handwerkerinnungen, welche im Bezirke 
der Handwerkskammer ihren Sitz haben, aus der 
Zahl der Innungsmitglieder, 

2. von denjenigen Gewerbevereinen und ſonſtigen Ber: 
einigungen, welche die Förderung der gewerblichen 
Intereſſen des Handwerkes verfolgen, mindeſtens 
zur Hälfte ihrer Mitglieder aus Handwerkern be: 
ſtehen und im Bezirke der Handwerkskammer ihren 
Sitz haben, aus der Zahl ihrer Mitglieder, ſoweit 
denſelben nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
die Wählbarkeit zuſteht. Mitglieder, welche einer 
Innung angehören oder nicht Handwerker ſind, 
dürfen an der Wahl nicht betheiligt werden. 


Geſetze ꝛc. des Deutſchen Reichs. 245 


Die Vertheilung der zu wählenden Mitglieder auf die 
Wahlkörper, ſowie das Wahlverfahren werden durch die von 
der Landes: Zentralbehörde zu erlaſſende Wahlordnung ge: 


regelt. 
§ 103 b. 


Wählbar ſind nur ſolche Perſonen, welche 

1. zum Amte eines Schöffen fähig find (SS 31, 32 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes); 

2. das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben; 

3. im Bezirke der Handwerkskammer ein Handwerk 
mindeſtens ſeit drei Jahren ſelbſtändig betreiben; 

4. die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen beſitzen. 


8 103 e. 


Die Wahlen zu den Handwerkskammern und ihren Or⸗ 
ganen erfolgen auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet 
die Hälfte der Gewählten aus; eine Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Die Beſtimmungen der $$ 94 bis 94 b finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

8 103d. 


Die Handwerkskammer kann ſich nach näherer Beſtim⸗ 
mung des Statuts bis zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl 
durch Zuwahl von ſachverſtändigen Perſonen ergänzen und 
zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

Die Handwerkskammer iſt berechtigt, aus ihrer Mitte 
Ausſchüſſe zu bilden und mit beſonderen regelmäßigen oder 
vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. Die Ausſchüſſe können 
zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

§ 103 e. 


Der Handwerkskammer liegt insbeſondere ob: 


1. die nähere Regelung des Lehrlingsweſens; 

2. die Durchführung der für das Lehrlingsweſen gelten— 
den Vorſchriften zu überwachen; 

3. die Staats⸗ und Gemeindebehörden in der Förderung 
des Handwerkes durch thatſächliche Mittheilungen 
und Erſtattung von Gutachten über Fragen zu 
unterſtützen, welche die Verhältniſſe des Handwerkes 
berühren; 
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4. Wünſche und Anträge, welche die Verhältniſſe des 
Handwerkes berühren, zu berathen und den Behörden 
vorzulegen, ſowie Jahresberichte über ihre die Ver: 
hältniſſe des Handwerkes betreffenden Wahrnehmungen 
zu erſtatten; 
5. die Bildung von Prüfungsausſchüſſen zur Abnahme 
der Geſellenprüfung ($ 131 Abſatz 2); 

die Bildung von Ausſchüſſen zur Entſcheidung über 
Beanſtandungen von Beſchlüſſen der Prüfungs— 
ausſchüſſe (§ 132). 

Die Handwerkskammer ſoll in allen wichtigen, die Ge— 
ſammtintereſſen des Handwerkes oder die Intereſſen einzelner 
Zweige desſelben berührenden Angelegenheiten gehört werden. 

Sie iſt befugt, Veranſtaltungen zur Förderung der ge— 
werblichen, techniſchen und ſittlichen Ausbildung der Meiſter, 
Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge zu treffen, ſowie Fach— 
ſchulen zu errichten und zu unterſtützen. 


§ 1038f. 


Die Innungen und Innungsausſchüſſe ſind verpflichtet, 
den von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zuſtändigkeit 
erlaſſenen Anordnungen Folge zu leiſten. 

Soweit die Beſtimmungen des Statuts der Innungen 
und der Innungsausſchüſſe oder die von der Innungsver— 
ſammlung zur näheren Regelung des Lehrlingsweſens er— 
laſſenen Vorſchriften (§S 93 Abſatz 2 Ziffer 5) mit den An: 
ordnungen, welche von der Handwerkskammer in Ausübung 
ihrer geſetzlichen Befugniſſe getroffen werden, in Widerſpruch 
treten, ſind ſie unverbindlich. 


$ 103g. 


Die Handwerkskammer hat aus ihrer Mitte einen Bor: 
ſtand zu wählen, welchem nach näherer Beſtimmung des 
Statuts die laufende Verwaltung und Geſchäftsführung 
obliegt. 

Auf den Vorſtand finden die Beſtimmungen der SS 92a 
Abſatz 2 und 92 b entſprechende Anwendung. 

Der Beſchlußfaſſung der Geſammtheit der Handwerks— 
kammer bleibt mindeſtens vorbehalten: 

1. die Wahl des Vorſtandes und der Ausſchüſſe; 

2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans, die Prüfung 

und Abnahme der Jahresrechnung, die Bewilligung 


O 
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von Ausgaben, welche im Haushaltsplane nicht vor: 
geſehen ſind, ſowie die Aufnahme von Anleihen; 
3. die Abgabe von Gutachten und Anbringung von 
Anträgen bei den Behörden und geſetzgebenden 
Körperſchaften über Gegenſtände, welche die Geſammt⸗ 
intereſſen, insbeſondere die Geſetzgebung über die 
Verhältniſſe des Handwerkes, betreffen; 
4. der Erlaß von Vorſchriften zur Regelung des Lehr— 
lingsweſens; 
die Wahl des Sekretärs. Soll die Anſtellung für 
mehr als ſechs Jahre erfolgen, ſo iſt die Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde erforderlich. 
Die Vorſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens be— 
dürfen der Genehmigung der Landes-Zentralbehörde und 
ſind zu veröffentlichen. 


ar 


§ 103 h. 


Bei der Handwerkskammer iſt von der Aufſichtsbehörde 
($ 1030) ein Kommiſſar zu beſtellen. Derſelbe iſt zu jeder 
Sitzung der Handwerkskammer, ihres Vorſtandes und der 
Ausſchüſſe einzuladen und muß auf Verlangen jederzeit ge— 
hört werden. 

Der Kommiſſar kann jederzeit von den Schriftſtücken 
der Handwerkskammer Einſicht nehmen, Gegenſtände zur 
Berathung ſtellen und die Einberufung der Handwerkskammer 
und ihrer Organe verlangen. Er kann Beſchlüſſe der Hand— 
werkskammer und ihrer Organe, welche deren Befugniſſe 
überſchreiten oder die Geſetze verletzen, mit aufſchiebender 
Wirkung beanſtanden; über die Beanſtandung entſcheidet 
nach Anhörung der Handwerkskammer oder ihrer Organe 
die Aufſichtsbehörde. 

8 103i. 


Bei der Handwerkskammer iſt ein Geſellenausſchuß zu 
bilden. 

Die Zahl ſeiner Mitglieder und ihre Vertheilung auf 
die einzelnen Geſellenausſchüſſe des Bezirkes wird durch das 
Statut der Handwerkskammer beſtimmt. 

Für die Mitglieder ſind Erſatzmänner zu wählen, welche 
für dieſelben in Behinderungsfällen und im Falle des Aus— 
ſcheidens für den Reſt der Wahlzeit in der Reihenfolge ihrer 
Wahl einzutreten haben. 

Die Mitglieder und Stellvertreter werden unter Leitung 
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der Aufſichtsbehörde mittelſt ſchriftlicher Abſtimmung von den 
Geſellenausſchüſſen der Innungen gewählt. 

Durch die Landes⸗Zentralbehörde kann angeordnet werden, 
daß und in welcher Zahl dem Geſellenausſchuß auch Vertreter 
derjenigen Geſellen angehören ſollen, welche von den nach 
§ 103 a Abſatz 3 Ziffer 2 wahlberechtigten Mitgliedern der 
dort bezeichneten Gewerbevereine und ſonſtigen Vereinigungen 
beſchäftigt werden. In dieſem Falle iſt von der Landes— 
Zentralbehörde auch die Wahl dieſer Vertreter zu regeln. 

Auf die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit finden 
die Vorſchriften der SS 95a Abſatz 1 und 2 und 95 ent: 
ſprechende Anwendung. 1 

103 k. 


Der Geſellenausſchuß muß mitwirken: 


1. beim Erlaſſe von Vorſchriften, welche die Regelung 
des Lehrlingsweſens zum Gegenſtande haben; 

2. bei Abgabe von Gutachten und Erſtattung von Be: 
richten über Angelegenheiten, welche die Verhält⸗ 
niſſe der Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge berühren; 

3. bei der Entſcheidung über Beanſtandungen von Be: 
ſchlüſſen der Prüfungsausſchüſſe (§ 132). 

Mit dieſer Maßgabe finden die Vorſchriften des § 95 
Abſatz 3 entſprechende Anwendung; im Falle der Ziffer 2 
iſt der Geſellenausſchuß berechtigt, ein beſonderes Gutachten 
abzugeben oder einen beſonderen Bericht zu erſtatten. 


$ 1031. 


Die aus der Errichtung und Thätigkeit der Handwerks: 
kammern erwachſenden Koſten werden, ſoweit ſie nicht ander⸗ 
weit Deckung finden, von den Gemeinden des Handwerks- 
kammerbezirkes nach näherer Beſtimmung der höheren Ver— 
waltungsbehörde getragen. Die Gemeinden ſind ermächtigt, 
die auf ſie entfallenden Antheile nach einem von der höheren 
Verwaltungsbehörde zu beſtimmenden Vertheilungsmaßſtab 
auf die einzelnen Handwerksbetriebe umzulegen. Werden 
Veranſtaltungen der im § 103 e Abſatz 3 bezeichneten Art 
für einzelne Gewerbszweige getroffen, jo können die hieraus 
entſtehenden Koſtenantheile von den Gemeinden nur auf 
ſolche Betriebe umgelegt werden, welche dieſen Gewerbs— 
zweigen angehören. 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann beſtimmen, daß die 
Koſten der Handwerkskammer von weiteren Kommunalverbänden 
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ſtatt von den Gemeinden aufgebracht werden. Die Kommunal⸗ 
verbände ſind ermächtigt, die Koſten der auf Grund des 
§ 103 e Abſatz 3 für einzelne Gewerbszweige getroffenen 
Veranſtaltungen nach einem von der höheren Verwaltungs: 
behörde zu beſtimmenden Vertheilungsmaßſtab auf die dieſen 
Gewerbszweigen angehörenden Handwerksbetriebe umzulegen. 

Bei der Umlegung der Koſten kann beſtimmt werden, 
daß Perſonen, welche der Regel nach weder Geſellen noch 
Lehrlinge halten, von der Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen befreit ſind. | 


§ 103m. 


Für die Handwerkskammer iſt von der Landes: Zentral: 
behörde ein Statut zu erlaſſen. Ueber Abänderungen des 
Statuts beſchließt die Handwerkskammer. Der Beſchluß be⸗ 
darf der Genehmigung der Landes⸗Zentralbehörde. 

Das Statut muß Beſtimmung treffen über: 


Namen, Sitz und Bezirk der Handwerkskammer; 

die Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer; 

die Ergänzung der Handwerkskammer durch Zuwahl; 

die Form der Beſchlußfaſſung; 

die Wahl und die Befugniſſe des Vorſtandes; 

die Form und die Vorausſetzungen für die Zuſammen⸗ 

berufung der Handwerkskammer und ihrer Organe; 

7. die Beurkundung der Beſchlüſſe der Handwerks⸗ 
kammer und des Vorſtandes; 

8. die Aufſtellung und Genehmigung des Haushalts- 
plans; 

9. die Aufſtellung und Abnahme der Jahresrechnung; 

10. die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung 
des Statuts; 

11. die Bildung von Prüfungsausſchüſſen; 

12. die öffentlichen Blätter, durch welche die Bekannt⸗ 

machungen der Handwerkskammer zu erfolgen haben. 


Die Vorſchriften des § 83 Abſatz 3 und des § 100 d 
Abſatz 3 finden entſprechende Anwendung. 

Das Statut und ſeine Abänderungen ſind in den 
Blättern bekannt zu machen, welche für die amtlichen Ver— 
öffentlichungen der höheren Verwaltungsbehörden beſtimmt 
find, über deren Bezirke ſich der Bezirk der Handwerks— 
kammer erſtreckt. 


S N N 
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§ 103n. 


Auf die Handwerkskammern finden die Beſtimmungen 
der SS 86, 88, 89 Abſatz 3 und 4, 89a, 89 b, 94, 99 
entſprechende Anwendung. 

Die Handwerkskammer iſt befugt, Zuwiderhandlungen 
gegen die von ihr innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen 
Vorſchriften mit Geldſtrafen bis zu zwanzig Mark zu bedrohen. 
Die Feſtſetzung dieſer Geldſtrafen erfolgt auf Antrag des 
Borflandes oder eines Beauftragten ($ 94 c) der Handwerks⸗ 
kammer von der unteren Verwaltungsbehörde. Gegen die 
Feſtſetzung ſteht dem Verurtheilten binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an die unmittelbar vorgeſetzte Aufſichtsbehörde 
zu. Dieſe entſcheidet endgültig. 

Der Haushaltsplan der Handwerkskammer bedarf der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Die durch die Errichtung der Handwerkskammer er: 
wachſenden Koſten ſind von der Landes-Zentralbehörde vor⸗ 
zuſchießen. 

§ 1030. 

Die Handwerkskammer unterliegt der Aufſicht der höheren 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke ſie ihren Sitz hat, 
ſoweit nicht im Falle der Ausdehnung des Handwerks— 
kammerbezirkes über die Bezirke mehrerer höheren Der: 
waltungsbehörden durch die Landes-Zentralbehörde eine ab: 
weichende Beſtimmung getroffen wird. 

Die Vorſchriften des $ 96 Abſatz 2 bis 7 finden mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß über Beſchwerden 
gegen Anordnungen und Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde 
die Landes⸗Zentralbehörde entſcheidet. 

Wenn die Handwerkskammer wiederholter Aufforderung 
der Aufſichtsbehörde ungeachtet die Erfüllung ihrer Aufgaben 
vernachläſſigt oder ſich geſetzwidriger Handlungen oder Unter— 
laſſungen ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl ge— 
fährdet wird, oder andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke 
verfolgt, jo kann die Aufſichtsbehörde fie auflöſen und Neu: 
wahlen anordnen. Von den bisherigen Mitgliedern kann 
gegen die Verfügung der Aufſichtsbehörde binnen zwei Wochen 
Beſchwerde an die Landes⸗Zentralbehörde eingelegt werden, 
welche endgültig entſcheidet. | 


§ 103p. 


Die Behörden find innerhalb ihrer Zuſtändigkeit ver- 
pflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes an fie ergehenden 
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Erſuchen der Handwerkskammern und ihrer Organe zu ent: 
ſprechen. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der 
Handwerkskammern unter einander ob. Die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde kann beſtimmen, inwieweit die durch 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung entſtehenden Koſten von 
der Handwerkskammer als eigene Verwaltungskoſten zu er: 
ſtatten ſind. 
§ 103 q. 


Die Landes⸗Zentralbehörden derjenigen Bundesſtaaten, 
in welchen andere geſetzliche Einrichtungen (Handels⸗ und 
Gewerbekammern, Gewerbekammern) zur Vertretung der 
Intereſſen des Handwerkes vorhanden ſind, können dieſen 
Körperſchaften die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten 
der Handwerkskammer übertragen, wenn ihre Mitglieder, 
ſoweit ſie mit der Vertretung der Intereſſen des Hand— 
werkes betraut ſind, aus Wahlen von Handwerkern des 
Kammerbezirkes hervorgehen und eine geſonderte Abſtimmung 
der dem Handwerk angehörenden Mitglieder geſichert iſt. 


IV. Innungsverbände. 
S 104. 


Innungen, welche nicht derſelben Aufſichtsbehörde unter— 
ſtehen, können zu Verbänden zuſammentreten; der Beitritt 
iſt durch die Innungsverſammlung zu beſchließen. 

Die Innungsverbände haben die Aufgabe, zur Wahr: 
nehmung der Intereſſen der in ihnen vertretenen Gewerbe 
die Innungen, Innungsausſchüſſe und Handwerkskammern 
in der Verfolgung ihrer geſetzlichen Aufgaben, ſowie die Be: 
hörden durch Vorſchläge und Anregungen zu unterſtützen; 
fie find befugt, den Arbeitsnachweis zu regeln, ſowie Fach: 
ſchulen zu errichten und zu unterſtützen. 


& 104a. 


Für den Innungsverband iſt ein Statut zu errichten, 
welches Beſtimmungen enthalten muß: 

a) über Namen, Zweck und Bezirk des Verbandes; 

b) über die Bedingungen der Aufnahme in den Ver— 
band und des Ausſcheidens aus demſelben; 

c) über Bildung, Sitz und Befugniſſe des Vorſtandes; 

d) über die Vertretung des Verbandes und ihre Be— 
fugniſſe; 
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e) über die Beiträge zu den Ausgaben des Innungs— 
verbandes; 

f) über die Vorausſetzungen und die Formen einer 
Abänderung des Statuts; 

g) über die Vorausſetzungen und die Formen einer 
Auflöſung des Verbandes. 


Durch Statut kann beſtimmt werden, daß einzelne Ge— 
werbetreibende dem Innungsverband ihres Gewerbes mit 
den Rechten und Pflichten der Mitglieder der ihm angehören: 
den Innungen beizutreten berechtigt ſind. 

Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche 
mit den geſetzlichen Zwecken des Verbandes nicht in Ver— 
bindung ſteht oder geſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft. 


§ 104 b. 
Das Verbandsſtatut bedarf der Genehmigung, und zwar: 


a) für Innungsverbände, deren Bezirk nicht über den 
Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde hinaus— 
greift, durch die letztere; 

b) für Innungsverbände, deren Bezirk in die Bezirke 
mehrerer höherer Verwaltungsbehörden desſelben 
Bundesſtaats ſich erſtreckt, durch die Landes⸗Zentral⸗ 
behörde; 

c) für Innungsverbände, deren Bezirk ſich auf mehrere 
Bundesſtaaten erſtreckt, durch den Reichskanzler. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

1. wenn die Zwecke des Verbandes ſich nicht in den 
geſetzlichen Grenzen halten; 

2. wenn das Verbandsſtatut den geſetzlichen An— 
forderungen nicht entſpricht. 

Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, 
wenn die Zahl der dem Verbande beigetretenen Innungen 
nicht hinreichend erſcheint, um die Zwecke des Verbandes 
wirkſam zu verſolgen. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung iſt, ſofern ſie 
durch eine höhere Verwaltungsbehörde erfolgt, die Beſchwerde 
zuläſſig. | 

Aenderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vor: 
ſchriften. 

§ 104Ce„. 

Der Verbandsvorſtand hat alljährlich im Monat Januar 

ein Verzeichniß derjenigen Innungen, welche dem Verband 
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angehören, der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk 
er ſeinen Sitz hat, einzureichen. 

Die Zuſammenſetzung des Vorſtandes und Veränderungen 
in derſelben ſind dieſer Behörde anzuzeigen. Eine gleiche 
Anzeige hat zu erfolgen, wenn der Sitz des Vorſtandes an 
einen anderen Ort verlegt wird. Liegt letzterer nicht in dem 
Bezirke der vorbezeichneten Behörde, ſo iſt die Anzeige an 
dieſe und an die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Be⸗ 
zirke der Sitz verlegt wird, gleichzeitig zu richten. 


8 104 d. 


Verſammlungen des Verbandsvorſtandes und der Ver⸗ 
tretung des Verbandes dürfen nur innerhalb des Verbands⸗ 
bezirkes abgehalten werden. | 

Sie find der höheren Verwaltungsbehörde, in deren 
Bezirke der Vorſtand ſeinen Sitz hat, ſowie der höheren 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke die Verſammlung ab: 
gehalten werden ſoll, unter Einreichung der Tagesordnung 
mindeſtens eine Woche vorher anzuzeigen. Der letzteren 
ſteht das Recht zu, 

a) die Verſammlung zu unterſagen, wenn die Tages⸗ 
ordnung Gegenſtände umfaßt, welche zu den Zwecken 
des Verbandes nicht in Beziehung ſtehen; 

b) in die Verſammlung einen Vertreter zu entſenden 
und durch dieſen die Verſammlung zu ſchließen, 
wenn die Verhandlungen auf Gegenſtände ſich er— 
ſtrecken, welche zu den Zwecken des Verbandes nicht 
in Beziehung ſtehen, oder wenn Anträge oder Vor⸗ 
ſchläge erörtert werden, welche eine Aufforderung 
oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten. 


§ 104 e. 


Die Verbandsvorſtände ſind befugt, in Betreff der Ver⸗ 
hältniſſe der in dem Verbande vertretenen Gewerbe an die 
für die Genehmigung des Verbandsſtatuts zuſtändige Stelle 
Bericht zu erſtatten und Anträge zu richten. 

Sie ſind verpflichtet, auf Erfordern dieſer Stelle Gut⸗ 
achten über gewerbliche Fragen abzugeben. 


8 104f. 


Die Innungsverbände können geſchloſſen werden, 
1. wenn ſich ergiebt, daß nach § 104 b Ziffer 1 und 2 
die Genehmigung hätte verſagt werden müſſen und 
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die erforderliche Aenderung des Statuts innerhalb 
einer zu ſetzenden Friſt nicht bewirkt wird; 

2. wenn den auf Grund des § 104d erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen nicht Folge geleiſtet iſt; 

3. wenn der Verbandsvorſtand oder die Vertretung 
des Verbandes ſich geſetzwidriger Handlungen ſchuldig 
machen, welche das Gemeinwohl gefährden, oder 
wenn ſie andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke 
verfolgen. 

Die Schließung erfolgt durch Beſchluß der für 
die eee des Verbandsſtatuts zuſtändigen 
Stelle. 


Gegen den Beſchluß der höheren Verwaltungsbehörde 
iſt die Beſchwerde zuläſſig. 


§ 104g. 


Durch Beſchluß des Bundesraths kann Innungsver⸗ 
bänden die Fähigkeit beigelegt werden, unter ihren Namen 
Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht 
zu klagen oder verklagt zu werden. In ſolchem Falle haftet 
dem Gläubiger für alle Verbindlichkeiten des Innungsver⸗ 
bandes nur das Vermögen desſelben. 

Der Beſchluß des Bundesraths iſt durch den Reichs: 
anzeiger zu veröffentlichen. Auf diejenigen Innungsverbände, 
welchen die gedachte Fähigkeit beigelegt iſt, finden die Be⸗ 
ſtimmungen der $S 104 h bis 104n Anwendung. 


$ 104h. 


Der Innungsverband wird bei gerichtlichen wie bei 
außergerichtlichen Verhandlungen durch ſeinen Vorſtand ver⸗ 
treten. Die Befugniß zur Vertretung erſtreckt ſich auch auf 
diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche nach 
den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Durch 
das Statut kann einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern 
des Vorſtandes die Vertretung des Innungsverbandes nach 
außen übertragen werden. 

Zur Legitimation der Vertreter des Innungsverbandes 
genügt bei allen Rechtsgeſchäften die Beſcheinigung der höheren 
Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Vorſtand ſeinen 
Sitz hat, daß die bezeichneten Perſonen zur Vertretung des 
Verbandes befugt ſind. 
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9 1041. 


Der Innungsverband iſt befugt, für die Mitglieder der 
ihm angeſchloſſenen Innungen und deren Angehörige zur 
Unterſtützung in Fällen der Krankheit, des Todes, der Arbeits⸗ 
unfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit Kaſſen zu errichten. 
Die dafür erforderlichen Beſtimmungen ſind in Nebenſtatuten 
zuſammenzufaſſen; dieſe, ſowie Abänderungen derſelben be— 
dürfen der Genehmigung durch den Reichskanzler. 

Auf die von dem Innungsverband errichteten Unter⸗ 
ſtützungskaſſen finden dieſelben Vorſchriften Anwendung, 
welche für gleichartige von einer Zwangsinnung errichtete 
Kaſſen gelten. 

§ 104k. 


Der Innungsverband unterliegt, vorbehaltlich der Vor: 
ſchrift des §S 104 d, der Aufſicht der höheren Verwaltungs: 
behörde, in deren Bezirke der Vorſtand ſeinen Sitz hat. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der ge— 
ſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften und kann dieſelben 
durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung von Ord— 
nungsſtrafen gegen die Inhaber der Aemter des Verbandes 
erzwingen. 

Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und 
Ausſchließung von Verbandsmitgliedern, die Beiträge zu den 
Ausgaben des Innungsverbandes, die Wahlen zu den Ver— 
bandsämtern ſowie, unbeſchadet der Rechte Dritter, über die 
Rechte und Pflichten der Inhaber derſelben. 

Der Aufſichtsbehörde iſt jährlich ein Rechnungsabſchluß 
nebſt Vermögensausweis vorzulegen. 


§ 1041. 


Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ber: 
mögen des Innungsverbandes hat die Schließung des letzteren 
kraft Geſetzes zur Folge. Der Vorſtand des Innungs— 
verbandes hat jedoch die während des Konkursverfahrens 
dem Gemeinſchuldner zuſtehenden Rechte wahrzunehmen. 


§ 104m. 


Bei der ſtatutmäßig beſchloſſenen Auflöſung eines In⸗ 
nungsverbandes wird die Abwickelung der Geſchäfte, ſofern 
die Verbandsvertretung nicht anderweitig beſchließt, durch 
den Vorſtand unter Aufſicht der im § 104k bezeichneten 
Behörde vollzogen. Genügt der Vorſtand ſeiner Verpflichtung 


256 Rechtsquellen. 


nicht oder tritt die Schließung auf Grund des $ 104f oder 
des § 104! ein, ſo erfolgt die Abwickelung der Geſchäfte 
durch einen Beauftragten der Aufſichtsbehörde. 

Von dem Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung 
ab bleiben die Verbandsmitglieder auch für diejenigen Zah: 
lungen verhaftet, zu welchen ſie ſtatutariſch für den Fall 
eigenen Ausſcheidens aus den Verbandsverhältniſſen ver: 
pflichtet ſind. Das Recht, dieſe Beiträge auszuſchreiben und 
einzuziehen, ſteht dem mit Abwickelung der Geſchäfte Beauf: 
tragten zu. 

§ 104n. 


Im Falle der Auflöſung oder Schließung des Innungs— 
verbandes muß ſein Vermögen zuvörderſt zur Berichtigung 
ſeiner Schulden und zur Erfüllung ſeiner ſonſtigen Verbind⸗ 
lichkeiten verwendet werden. War dasſelbe bisher ganz oder 
theilweiſe zur Fundirung von Unterrichtsanſtalten oder zu 
anderen öffentlichen Zwecken beſtimmt, ſo darf der nach Be— 
richtigung der Schulden übrig bleibende Theil des Vermögens 
dieſer Beſtimmung nicht entzogen werden; über ſeine fernere 
Verwendung wird von der im § 104 b Abſatz 1 bezeichneten 
Behörde Anordnung getroffen. | 

Bedarf es zum Fortbeftande der von dem Innungs— 
verband errichteten Unterrichtsanſtalten oder Unterſtützungs⸗ 
kaſſen als ſelbſtändiger Anſtalten der Genehmigung des 
Landesherrn oder einer Behörde des Staates, in welchem 
die fernere Verwaltung der Anſtalt ſtattfinden ſoll, ſo hat 
die im vorſtehenden Abſatze bezeichnete Behörde dieſe Ge— 
nehmigung herbeizuführen. 

Das hiernach verbleibende Reinvermögen des Innungs— 
verbandes wird, ſoweit die Verbandsvertretung nicht anders 
beſchließt, unter die Innungen, welche dem Verbande zur 
Zeit der Auflöſung oder Schließung angehört haben, nach 
dem Verhältniſſe der von ihnen an den Verband in dem 
der Auflöſung oder Schließung vorangegangenen Jahre ge— 
leiſteten Beiträge vertheilt. Streitigkeiten hierüber werden 
von der im § 104k bezeichneten Stelle endgültig entſchieden. 


Artikel 2. 


Die SS 126 bis 133 (Titel VII Abſchnitt III) der Ge: 
werbeordnung werden durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


* 
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III. Lehrlingsverhältniſſe. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 126. 


Die Befugniß zum Halten oder zur Anleitung von Lehr— 
lingen ſteht Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürger— 
lichen Ehrenrechte befinden, nicht zu. 


§ 126a. 


Die Befugniß zum Halten und zur Anleitung von Lehr— 
lingen kann ſolchen Perſonen ganz oder auf Zeit entzogen 
werden, welche ſich wiederholt grober Pflichtverletzungen gegen 
die ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemacht haben, 
oder gegen welche Thatſachen vorliegen, die ſie in ſittlicher 
Beziehung zum Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen 
ungeeignet erſcheinen laſſen. 

Die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen kann ferner 
ſolchen Perſonen entzogen werden, welche wegen geiſtiger 
oder körperlicher Gebrechen zur ſachgemäßen Anleitung eines 
Lehrlinges nicht geeignet ſind. 

Die Entziehung erfolgt durch Verfügung der unteren 
Verwaltungsbehörde; gegen die Verfügung findet der Rekurs 
ſtatt. Wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die 
Vorſchriften der §§ 20 und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich 
das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen Platz greift. 

Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann die entzogene 
Befugniß nach Ablauf eines Jahres wieder eingeräumt werden. 


8 126b. 


Der Lehrvertrag iſt binnen vier Wochen nach Beginn 
der Lehre ſchriftlich abzuſchließen. Derſelbe muß enthalten: 
1. die Bezeichnung des Gewerbes oder des Zweiges der 
gewerblichen Thätigkeit, in welchem die Ausbildung 

erfolgen ſoll; 

2. die Angabe der Dauer der Lehrzeit; 

3. die Angabe der gegenſeitigen Leiſtungen; | 

4. die geſetzlichen und ſonſtigen Vorausſetzungen, unter 

welchen die einſeitige Auflöſung des Vertrags zu— 
läſſig iſt. 

Der Lehrvertrag iſt von dem Gewerbetreibenden oder 
ſeinem Stellvertreter, dem Lehrling und dem Vater oder 
Vormunde des Lehrlinges zu unterſchreiben und in einem 
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Exemplare dem Vater oder Vormunde des Lehrlinges auszu— 
händigen. Der Lehrherr iſt verpflichtet, der Ortspolizei⸗ 
behörde auf Erfordern den Lehrvertrag einzureichen. 

Auf Lehrlinge in ſtaatlich anerkannten Lehrwerkſtätten 
finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

Der Lehrvertrag iſt koſten- und ſtempelfrei. 


$ 127. 


Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling in den bei 
ſeinem Betriebe vorkommenden Arbeiten des Gewerbes dem 
Zwecke der Ausbildung entſprechend zu unterweiſen, ihn zum 
Beſuche der Fortbildungs- oder Fachſchule anzuhalten und 
den Schulbeſuch zu überwachen. Er muß entweder ſelbſt 
oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu beſtimmten 
Vertreter die Ausbildung des Lehrlinges leiten, den Lehrling 
zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anhalten und vor 
Ausſchweifungen bewahren, er hat ihn gegen Mißhandlungen 
ſeitens der Arbeits- und Hausgenoſſen zu ſchützen und dafür 
Sorge zu tragen, daß dem Lehrlinge nicht Arbeitsverrich— 
tungen zugewieſen werden, welche ſeinen körperlichen Kräften 
nicht angemeſſen ſind. 

Er darf dem Lehrlinge die zu ſeiner Ausbildung und 
zum Beſuche des Gottesdienſtes an Sonn- und Feſttagen 
erforderliche Zeit und Gelegenheit nicht entziehen. Zu häus— 
lichen Dienſtleiſtungen dürfen Lehrlinge, welche im Hauſe 
des Lehrherrn weder Koſt noch Wohnung erhalten, nicht 
herangezogen werden. 


§ 127a. 


Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht des Lehrherrn 
unterworfen und dem Lehrherrn ſowie demjenigen, welcher 
an Stelle des Lehrherrn die Ausbildung zu leiten hat, zur 
Folgſamkeit und Treue, zu Fleiß und anſtändigem Betragen 
verpflichtet. 

Uebermäßige und unanſtändige Züchtigungen ſowie jede 
die Geſundheit des Lehrlinges gefährdende Behandlung ſind 
verboten. 

$ 127 b. 


Das Lehrverhältniß kann, wenn eine längere Friſt nicht 
vereinbart iſt, während der erſten vier Wochen nach Beginn 
der Lehrzeit durch einſeitigen Rücktritt aufgelöſt werden. Eine 
Vereinbarung, wonach dieſe Probezeit mehr als drei Monate 
betragen oll, iſt nichtig. 
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Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Bes 
endigung der verabredeten Lehrzeit entlaſſen werden, wenn 
einer der im § 123 vorgeſehenen Fälle auf ihn Anwendung 
findet oder wenn er die ihm im § 127a auferlegten Pflichten 
wiederholt verletzt oder den Beſuch der Fortbildungs- oder 
Fachſchule vernachläſſigt. 

Von Seiten des Lehrlinges kann das Lehrverhältniß 
nach Ablauf der Probezeit aufgelöſt werden, wenn: 

1. einer der im § 124 unter Ziffer 1, 3 bis 5 vor: 

geſehenen Fälle vorliegt; 

2. der Lehrherr ſeine geſetzlichen Verpflichtungen gegen 
den Lehrling in einer die Geſundheit, die Sittlich— 
keit oder die Ausbildung des Lehrlinges gefährdenden 
Weiſe vernachläſſigt, oder das Recht der väter⸗ 
lichen Zucht mißbraucht, oder zur Erfüllung der 
ihm vertragsmäßig obliegenden Verpflichtungen un: 
fähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durch den Tod des Lehrlinges 
aufgehoben. Durch den Tod des Lehrherrn gilt der Lehr— 
vertrag als aufgehoben, ſofern die Aufhebung binnen vier 
Wochen geltend gemacht wird. 


§ 1276. 


Bei Beendigung des Lehrverhältniſſes hat der Lehrherr 
dem Lehrling unter Angabe des Gewerbes, in welchem der 
Lehrling unterwieſen worden iſt, über die Dauer der Lehr— 
zeit und die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten, ſowie über ſein Betragen ein Zeugniß auszu— 
ſtellen, welches von der Gemeindebehörde koſten- und ſtempel⸗ 
frei zu beglaubigen iſt. 

An Stelle dieſer Zeugniſſe treten, wo Innungen oder 
andere Vertretungen der Gewerbetreibenden beſtehen, die 
von dieſen ausgeſtellten Lehrbriefe. 


8 1274. 


Verläßt der Lehrling in einem durch dies Geſetz nicht 
vorgeſehenen Falle ohne Zuſtimmung des Lehrherrn die Lehre, 
ſo kann letzterer den Anſpruch auf Rückkehr des Lehrlinges 
nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich ge— 
ſchloſſen iſt. Die Polizeibehörde kann in dieſem Falle auf 
Antrag des Lehrherrn den Lehrling anhalten, ſo lange in 
der Lehre zu verbleiben, als durch gerichtliches Urtheil das 
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Lehrverhältniß nicht für aufgelöſt erklärt iſt, oder dem Lehr— 
linge durch einſtweilige Verfügung eines Gerichts geſtattet 
iſt, der Lehre fern zu bleiben. Der Antrag iſt nur zuläſſig, 
wenn er binnen einer Woche nach dem Austritte des Lehr— 
linges geſtellt iſt. Im Falle unbegründeter Weigerung der 
Rückkehr hat die Polizeibehörde den Lehrling zwangsweiſe 
zurückführen zu laſſen oder durch Androhung von Geldſtrafe 
bis zu fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf Tagen zur Rück— 
kehr anzuhalten. 
§ 127e. 

Wird von dem Vater oder Vormunde für den Lehrling 
oder, ſofern der letztere volljährig iſt, von ihm ſelbſt dem 
Lehrherrn die ſchriftliche Erklärung abgegeben, daß der Lehr— 
ling zu einem anderen Gewerbe oder anderen Beruf über— 
gehen werde, ſo gilt das Lehrverhältniß, wenn der Lehrling 
nicht früher entlaſſen wird, nach Ablauf von vier Wochen 
als aufgelöſt. Den Grund der Auflöſung hat der Lehrherr 
in dem Arbeitsbuche zu vermerken. 

Binnen neun Monaten nach der Auflöſung darf der 
Lehrling in demſelben Gewerbe von einem anderen Arbeit— 
geber ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherrn nicht be— 
ſchäftigt werden. 

& 127f. 

Erreicht das Lehrverhältniß vor Ablauf der verabredeten 
Lehrzeit ſein Ende, ſo kann von dem Lehrherrn oder von 
dem Lehrling ein Anſpruch auf Entſchädigung nur geltend 
gemacht werden, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen 
iſt. In den Fällen des $ 127 b Abſatz 1 und 4 kann der 
Anſpruch nur geltend gemacht werden, wenn dieſes in dem 
Lehrvertrag unter Feſtſetzung der Art und Höhe der Ent— 
ſchädigung vereinbart iſt. 

Der Anſpruch der Entſchädigung erliſcht, wenn er nicht 
innerhalb vier Wochen nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes 
im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht iſt. 

§ 127g. 

Iſt von dem Lehrherrn das Lehrverhältniß aufgelöſt 
worden, weil der Lehrling die Lehre unbefugt verlaſſen hat, 
ſo iſt die von dem Lehrherrn beanſpruchte Entſchädigung, 
wenn in dem Lehrvertrage nicht ein geringerer Betrag aus— 
bedungen iſt, auf einen Betrag feſtzuſetzen, welcher für jeden 
auf den Tag des Vertragsbruchs folgenden Tag der Lehrzeit, 
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höchſtens aber für ſechs Monate, bis auf die Hälfte des in 
dem Gewerbe des Lehrherrn den Geſellen oder Gehülfen 
ortsüblich gezahlten Lohnes ſich belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entſchädigung ſind als Selbſt— 
ſchuldner mitverhaftet der Vater des Lehrlinges ſowie der⸗ 
jenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum Verlaſſen der 
Lehre verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, 
obwohl er wußte, daß der Lehrling zur Fortſetzung eines 
Lehrverhältniſſes noch verpflichtet war. Hat der Entſchädi⸗ 
gungsberechtigte erſt nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes 
von der Perſon des Arbeitgebers, welcher den Lehrling ver: 
leitet oder in Arbeit genommen hat, Kenntniß erhalten, ſo 
erliſcht gegen dieſe der Entſchädigungsanſpruch erſt, wenn 
derſelbe nicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntniß 
geltend gemacht iſt. 

8 128. 


Wenn der Lehrherr eine im Mißverhältniſſe zu dem 
Umfang oder der Art ſeines Gewerbebetriebs ſtehende Zahl 
von Lehrlingen hält und dadurch die Ausbildung der Lehr: 
linge gefährdet erſcheint, ſo kann dem Lehrherrn von der 
unteren Verwaltungsbehörde die Entlaſſung eines entſprechen— 
den Theiles der Lehrlinge auferlegt und die Annahme von 
Lehrlingen über eine beſtimmte Zahl hinaus unterſagt werden. 
Die Beſtimmungen des § 126 a Abſatz 3 finden hierbei ent: 
ſprechende Anwendung. 

Unbeſchadet der vorſtehenden Beſtimmung können durch 
Beſchluß des Bundesraths für einzelne Gewerbszweige Vor— 
ſchriften über die höchſte Zahl der Lehrlinge erlaſſen werden, 
welche in Betrieben dieſer Gewerbszweige gehalten werden 
darf. Soweit ſolche Vorſchriften nicht erlaſſen ſind, können 
lie a Anordnung der Landes-Zentralbehörde erlaſſen 
werden. 


B. Beſondere Beſtimmungen für Handwerker. 
§ 129. 

In Handwerksbetrieben ſteht die Befugniß zur Anleitung 
von Lehrlingen nur denjenigen Perſonen zu, welche das vier— 
undzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und in dem Ge— 
werbe oder in dem Zweige des Gewerbes, in welchem die 
Anleitung der Lehrlinge erfolgen ſoll, 

entweder die von der Handwerkskammer vorgeſchriebene 
Lehrzeit, oder ſolange die Handwerkskammer eine 


262 Rechtsquellen. 


Vorſchrift über die Dauer der Lehrzeit nicht erlaſſen 
hat, mindeſtens eine dreijährige Lehrzeit zurückgelegt 
und die Geſellenprüfung beſtanden haben, 

oder fünf Jahre hindurch perſönlich das Handwerk 
ſelbſtändig ausgeübt haben oder als Werkmeiſter 
oder in ähnlicher Stellung thätig geweſen ſind. 


Die höhere Verwaltungsbehörde kann Perſonen, welche 
dieſen Anforderungen nicht entſprechen, die Befugniß zur 
Anleitung von Lehrlingen verleihen. Gehört die Perſon 
einer Innung an oder beſteht an ihrem Wohnorte für den 
Gewerbszweig, welchem ſie angehört, eine Innung, ſo iſt die 
letztere vor der Entſcheidung von der höheren Verwaltungs— 
behörde zu hören. 

Die Unterweiſung des Lehrlinges in einzelnen techniſchen 
Handgriffen und Fertigkeiten durch einen Geſellen fällt nicht 
unter die im Abſatz 1 vorgeſehenen Beſtimmungen. 

Die Zurücklegung der Lehrzeit kann auch in einem dem 
Gewerbe angehörenden Großbetriebe erfolgen und durch den 
Beſuch einer Lehrwerkſtätte oder ſonſtigen gewerblichen Unter⸗ 
richtsanſtalt erſetzt werden. Die Landes ⸗Zentralbehörden 
können den Prüfungszeugniſſen von Lehrwerkſtätten, gewerb—⸗ 
lichen Unterrichtsanſtalten oder von Prüfungsbehörden, welche 
vom Staate für einzelne Gewerbe oder zum Nachweiſe der 
Befähigung zur Anſtellung in ſtaatlichen Betrieben einge: 
ſetzt ſind, die Wirkung der Verleihung der im Abſatz 1 be: 
zeichneten Befugniß für beſtimmte Gewerbszweige beilegen. 

Der Bundesrath iſt befugt, für einzelne Gewerbe Aus: 
nahmen von den Beſtimmungen im Abſatz 1 zuzulaſſen. 


§ 129 a. 


Der Unternehmer eines Betriebs, in welchem mehrere 
Gewerbe vereinigt ſind, iſt befugt, in allen zu dem Betriebe 
vereinigten Gewerben Lehrlinge anzuleiten, wenn er für eines 
dieſer Gewerbe den Vorausſetzungen des § 129 entſpricht. 

Wer für einen geſondert betriebenen Zweig eines Ge— 
werbes den Vorausſetzungen des § 129 entſpricht, iſt be= 
rechtigt, auch in den übrigen Zweigen dieſes Gewerbes Lehr— 
linge anzuleiten. 

Wer für ein Gewerbe den Vorausſetzungen des § 129 
entſpricht, iſt berechtigt, auch in den dieſem verwandten Ge: 
werben Lehrlinge anzuleiten. Welche Gewerbe als verwandte 
Gewerbe im Sinne dieſer Beſtimmung anzuſehen ſind, be— 
ſtimmt die Handwerkskammer. 
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Das gemäß § 131 Abſatz 2 dem Prüfungsausſchuſſe 
vorzulegende Lehrzeugniß darf nur für dasjenige Gewerbe 
ausgeſtellt werden, für welches der Lehrherr oder fein Ber: 
treter (§ 127 Abſatz 1) zur Anleitung von Lehrlingen befugt iſt. 


$ 129b. 


Gehört der Lehrherr einer Innung an, fo ift er ver: 
pflichtet, eine Abſchrift des Lehrvertrags binnen vierzehn 
Tagen nach Abſchluß desſelben der Innung einzureichen; 
er kann hierzu durch die Ortspolizeibehörde angehalten werden. 

Die Innungen können beſtimmen, daß der Abſchluß 
des Lehrvertrags vor der Innung erfolgen ſoll. In dieſem 
Falle iſt dem Lehrherrn und dem Vater oder Vormunde des 
Lehrlinges eine Abſchrift des Lehrvertrags auszuhändigen. 


8 130. 


Soweit durch den Bundesrath oder die Landes⸗Zentral⸗ 
behörde auf Grund des § 128 Abſatz 2 Vorſchriften über 
die zuläſſige Zahl von Lehrlingen nicht erlaſſen ſind, iſt die 
Handwerkskammer und die Innung zum Erlaſſe ſolcher Vor: 
ſchriften befugt. 

§ 130 a. 


Die Lehrzeit ſoll in der Regel drei Jahre dauern, ſie 
darf den Zeitraum von vier Jahren nicht überſteigen. 

Von der Handwerkskammer kann mit Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde die Dauer der Lehrzeit für die 
einzelnen Gewerbe oder Gewerbszweige nach Anhörung der 
betheiligten Innungen und der im § 103 a Abſatz 3 Ziffer 2 
bezeichneten Vereinigungen feſtgeſetzt werden. 

Die Handwerkskammer iſt befugt, Lehrlinge in Einzel⸗ 
fällen von der Innehaltung der feſtgeſetzten Lehrzeit zu ent⸗ 
binden. 

§ 131. 


Den Lehrlingen iſt Gelegenheit zu geben, ſich nach Ab— 
lauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung (§ 129 Abſatz 1) zu 
unterziehen. 

Die Abnahme der Prüfung erfolgt durch Prüfungs— 
ausſchüſſe. Bei jeder Zwangsinnung wird ein Prüfungs— 
ausſchuß gebildet, bei anderen Innungen nur dann, wenn 
ihnen die Ermächtigung zur Abnahme der Prüfungen von 
der Handwerkskammer ertheilt iſt. Soweit für die Abnahme 
der Prüfungen für die einzelnen Gewerbe nicht durch Prü— 
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fungsausſchüſſe der Innungen und die im § 129 Abſatz 4 
bezeichneten Lehrwerkſtätten, gewerblichen Unterrichtsanſtalten 
und Prüfungsbehörden geſorgt iſt, hat die Handwerkskammer 
die erforderlichen Prüfungsausſchüſſe zu errichten. 


8 131. 


Die Prüfungsausſchüſſe beſtehen aus einem Vorſitzenden 
und mindeſtens zwei Beiſitzern. 

Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes wird von der 
Handwerkskammer beſtellt. Von den Beiſitzern wird bei dem 
Prüfungsausſchuß einer Innung die Hälfte durch dieſe, die 
andere Hälfte aus der Zahl der Geſellen, welche eine Ge— 
ſellenprüfung beſtanden haben, durch den Geſellenausſchuß 
beſtellt. Bei den von der Handwerkskammer errichteten 
Prüfungsausſchüſſen werden auch die Beiſitzer von der Hand— 
werkskammer beſtellt; die Hälfte der Beiſitzer muß aus Ge— 
ſellen beſtehen. 

Die Beſtellung der Mitglieder der Prüfungsausſchüſſe 
erfolgt in der Regel auf drei Jahre. 

Während der erſten ſechs Jahre nach dem Inkrafttreten 
dieſer Beſtimmungen können auch Geſellen (Gehülfen), welche 
die Geſellenprüfung nicht abgelegt haben, gewählt werden, 
wenn ſie eine Lehrzeit von mindeſtens zwei Jahren zurück— 
gelegt haben. 

s 131b. 


Die Prüfung hat den Nachweis zu erbringen, daß der 
Lehrling die in ſeinem Gewerbe gebräuchlichen Handgriffe 
und Fertigkeiten mit genügender Sicherheit ausübt und ſo— 
wohl über den Werth, die Beſchaffung, Aufbewahrung und 
Behandlung der zu verarbeitenden Rohmaterialien, als auch 
über die Kennzeichen ihrer guten oder ſchlechten Beſchaffenheit 
unterrichtet iſt. 

Im Uebrigen werden das Verfahren vor dem Prüfungs— 
ausſchuſſe, der Gang der Prüfung und die Höhe der Prü— 
fungsgebühren durch eine Prüfungsordnung geregelt, welche 
von der höheren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen mit 
der Handwerkskammer erlaſſen wird. Kommt ein Einver— 
nehmen nicht zu Stande, ſo entſcheidet die Landes-Zentral⸗ 
behörde. 

Durch die Prüfungsordnung kann beſtimmt werden, 
daß die Prüfung auch in der Buch- und Rechnungsführung 
zu erfolgen hat. In dieſem Falle iſt der Prüfungsausſchuß 
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befugt, einen beſonderen Sachverſtändigen zuzuziehen, welcher 
an der Prüfung mit vollem Stimmrechte Theil nimmt. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag. 

Die Koſten der Prüfung werden, ſofern dieſe von dem 
Prüfungsausſchuß einer Innung abgehalten wird, von letzterer, 
im Uebrigen von der Handwerkskammer getragen. Dieſen 
fließen die Prüfungsgebühren zu. 


§ 131e. 


Die Innung und der Lehrherr ſollen den Lehrling an— 
halten, ſich nach Ablauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung 
($ 129 Abſatz 1) zu unterziehen. 

Das Geſuch um Zulaſſung zur Prüfung hat der Lehr— 
ling an den Prüfungsausſchuß zu richten. Dem Geſuche 
find das Lehrzeugniß ($ 127c) und, ſofern der Prüfling 
während der Lehrzeit zum Beſuch einer Fortbildungs- oder 
Fachſchule verpflichtet war, die Zeugniſſe über den Schul⸗ 
beſuch beizufügen. 

Der Prüfungsausſchuß hat das Ergebniß der Prüfung 
auf dem Lehrzeugniß oder Lehrbriefe zu beurkunden. Wird 
die Prüfung nicht beſtanden, ſo hat der Prüfungsausſchuß 
den Zeitraum zu beſtimmen, vor deſſen Ablaufe die Prüfung 
nicht wiederholt werden darf. 

Die Prüfungszeugniſſe find koſten- und ſtempelfrei. 


8 132. 


Der Vorſitzende iſt berechtigt, Beſchlüſſe des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. Ueber 
die Beanſtandung entſcheidet die Handwerkskammer (§ 103 4e 
Ziffer 6). 

§ 132 a. 


Die Landes⸗-Zentralbehörden find befugt, die Beſtellung 
der Prüfungsausſchüſſe, das Verfahren bei der Prüfung, 
die Gegenſtände der Prüfung ſowie die Prüfungsgebühren 
abweichend von den Vorſchriften der §§ 131 bis 132 zu 
regeln, dabei darf jedoch hinſichtlich der bei der Prüfung 
zu ſtellenden Anforderungen nicht unter das im § 131 b 
Abſatz 1 beſtimmte Maß herabgegangen werden. 
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IIIa. Meiſtertitel. 


§ 133. 


Den Meiſtertitel in Verbindung mit der Bezeichnung 
eines Handwerkes dürfen nur Handwerker führen, wenn ſie 
in ihrem Gewerbe die Befugniß zur Anleitung von Lehr— 
lingen erworben (§ 129) und die Meiſterprüfung beſtanden 
haben. Zu letzterer ſind ſie in der Regel nur zuzulaſſen, 
wenn ſie mindeſtens drei Jahre als Geſelle (Gehülfe) in 
ihrem Gewerbe thätig geweſen ſind. Die Abnahme der 
Prüfung erfolgt durch Prüfungskommiſſionen, welche aus 
einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſtehen. 

Die Errichtung der Prüfungskommiſſionen erfolgt nach 
Anhörung der Handwerkskammer durch Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde, welche auch die Mitglieder ernennt; die 
Ernennung erfolgt auf drei Jahre. 

Die Prüfung hat den Nachweis der Befähigung zur 
ſelbſtändigen Ausführung und Koſtenberechnung der gewöhn⸗ 
lichen Arbeiten des Gewerbes ſowie der zu dem ſelbſtändigen 
Betriebe desſelben ſonſt nothwendigen Kenntniſſe, insbeſondere 
auch der Buch- und Rechnungsführung, zu erbringen. 

Das Verfahren vor der Prüfungskommiſſion, der Gang 
der Prüfung und die Höhe der Prüfungsgebühren werden 
durch eine von der Handwerkskammer mit Genehmigung der 
Landes⸗Zentralbehörde zu erlaſſende Prüfungsordnung ge— 
regelt. 

Die Koſten der Prüfungskommiſſionen fallen der Hand— 
werkskammer zur Laſt, welcher die Prüfungsgebühren zufließen. 

Die Prüfungszeugniſſe ſind koſten- und ſtempelfrei. 

Der Meiſterprüfung im Sinne der vorſtehenden Be: 
ſtimmungen können von der Landes-Zentralbehörde die von 
ihr angeordneten Prüfungen bei Anſtalten und Einrichtungen 
der im § 129 Abſatz 4 bezeichneten Art gleichgeſtellt werden, 
ſofern bei denſelben mindeſtens die gleichen Anforderungen 
geſtellt werden wie bei den im Abſatz 1 vorgeſehenen Prü— 
fungen. 


Artikel 3. 


1. Der bisherige Abſchnitt IIIa des Titels VII der 
Gewerbeordnung erhält die Bezeichnung IIIb. 


2. Der § 134 Abſatz 1 der Gewerbeordnung erhält 
folgende Faſſung: 
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Auf Fabrikarbeiter finden die Beſtimmungen 
der SS 121 bis 125 oder, wenn die Fabrikarbeiter 
als Lehrlinge anzuſehen ſind, die Beſtimmungen 
der $$ 126 bis 128 Anwendung. 

3. Hinter § 144 der Gewerbeordnung wird folgender 
§ 144 a eingeſchoben: 

Perſonen, welche den Beſtimmungen der 
85 126, 126 a und 129 entgegen Lehrlinge halten, 
anleiten oder anleiten laſſen, können von der Orts⸗ 
polizeibehörde durch Zwangsſtrafen zur Entlaſſung 
der Lehrlinge angehalten werden. 

In gleicher Weiſe kann die Entlaſſung der⸗ 
jenigen Lehrlinge, welche den auf Grund der 35 81a 
Ziffer 3, 128 Abſatz 2 und 130 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften entgegen angenommen ſind, verfügt werden. 


Artikel 4. 


1. Im § 148 der Gewerbeordnung werden folgende 
Ziffern 9a, b und c eingeſchoben: 
9a. wer den $$ 126 und 126 a zuwider Lehrlinge 
hält, anleitet oder anleiten läßt, 
9b. wer dem $ 129 oder den auf Grund der §§ 128 
und 130 erlaſſenen Vorſchriften zuwider Lehr: 
linge hält, anleitet oder anleiten läßt, 
9c. wer unbefugt den Meiſtertitel führt. 
2. Die Ziffer 10 des § 148 der Gewerbeordnung erhält 
folgende Faſſung: 
wer wiſſentlich der Beſtimmung im § 127 e 
Abſatz 2 zuwider einen Lehrling beſchäftigt. 
3. Abſatz 1 Ziffer 8 und Abſatz 2 des § 149 der Ge⸗ 
werbeordnung werden aufgehoben. 
4. Im $ 150 der Gewerbeordnung wird folgende 
Ziffer 4a eingeſchoben: 
der Lehrherr, welcher den Lehrvertrag nicht 
ordnungsmäßig abſchließt (SS 103 e Abſatz 1 
Ziffer 1 und 126 b). 


Artikel 5. 


Soweit in anderen Geſetzen auf Beſtimmungen der 
bisherigen Titel VI und VII der Gewerbeordnung Bezug 
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genommen wird, treten die entſprechenden Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes an deren Stelle. 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
werden im § 126 b Abſatz 2 Satz 1 des Artikels 2 die 
Worte „Vater oder Vormunde“ durch die Worte „geſetzlichen 
Stellvertreter“ erſetzt. 


Aebergangsbeſtimmungen. 
Artikel 6. 


1. Auf beſtehende Innungen finden die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes Anwendung; ſie haben innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten der in den SS 81 bis 99 des Artikels 1 
vorgeſehenen Beſtimmungen ihre Verfaſſung dieſen Vor— 
ſchriften entſprechend umzugeſtalten. Wird die Umgeſtaltung 
nicht bewirkt, ſo hat die höhere Verwaltungsbehörde die er— 
forderliche Abänderung anzuordnen und, falls dieſer An— 
ordnung nicht Folge gegeben wird, entweder die Aenderung 
mit rechtsverbindlicher Kraft zu verfügen oder die Innung 
zu ſchließen. 

2. Die von der höheren Verwaltungsbehörde auf Grund 
der bisherigen SS 100 e und 100 f der Gewerbeordnung ge— 
troffenen Beſtimmungen werden mit dem Ablaufe von ſechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten der SS 81 bis 99 des 
Artikels 1 aufgehoben. 

Wird innerhalb dieſer Friſt der Antrag auf Erlaß der 
im § 100 Abſatz 1 des Artikels 1 bezeichneten Anordnung 
von einer Innung geſtellt, für welche Beſtimmungen auf 
Grund der bisherigen SS 100 e oder 100 f ergangen find, 
ſo kann demſelben ſtattgegeben werden, ohne daß die Voraus— 
ſetzungen des § 100 Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 zutreffen. 

3. Die Innungs-Krankenkaſſen haben ihre Statuten 
gemäß den Vorſchriften des § 90 dieſes Geſetzes zu ändern. 
Falls dies binnen einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmen⸗ 
den Friſt nicht geſchieht, ſo können ſie, ſoweit nicht die Be⸗ 
ſtimmungen des § 1001 Anwendung finden, geſchloſſen werden. 

4. Tritt an Stelle einer beim Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes einem Innungsausſchuß oder Innungsverband an— 
gehörigen Innung eine Zwangsinnung, ſo wird ſie bis zur 
anderweiten Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung mit 
allen Rechten und Verbindlichkeiten Mitglied des Innungs⸗ 
ausſchuſſes oder Innungsverbandes. 
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Artikel 7. 


Gewerbetreibende, welche bei Erlaß des Geſetzes Lehr— 
linge halten, ſind berechtigt, dieſe Lehrlinge auszulehren. 

Auf Perſonen, welche beim Inkrafttreten dieſer Be: 
ſtimmungen das ſiebzehnte Lebensjahr vollendet haben, findet 
8 129 Abſatz 1 des Artikels 2 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß denſelben die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen 
auch dann zuſteht, wenn ſie nur eine zweijährige Lehrzeit 
zurückgelegt haben. 

Die untere Verwaltungsbehörde iſt befugt, Perſonen, 
welche den Vorausſetzungen des Abſatzes 2 nicht entſprechen, 
die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen zu verleihen. 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann für einzelne Gewerbe 
oder Zweige eines Gewerbes beſtimmen, daß den im Ab— 
ſatze 2 bezeichneten Perſonen die Befugniß zur Anleitung 
von Lehrlingen auch dann zuſteht, wenn ſie eine kürzere als 
zweijährige Lehrzeit zurückgelegt haben. 


Artikel 8. 


Wer beim Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen perſönlich 
ein Handwerk ſelbſtändig ausübt, iſt befugt, den Meifter: 
titel (Artikel 2 § 133) zu führen, wenn er in dieſem Gewerbe 
die Befugniß zur Anleitung von Lehrlingen beſitzt. 

Artikel 9. 

Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es ſich um die zu ſeiner 
Durchführung erforderlichen Maßnahmen handelt, ſofort 
in Kraft. 

Der Zeitpunkt, mit welchem das Geſetz im Uebrigen 
ganz oder theilweiſe in Kraft tritt, wird durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter— 
ſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 
26. Juli 1897. 

Wilhelm. 


Graf von Poſadowsky. 


Durch Verordnung vom 18. März 1898 (Reichs: 
Geſetzbl. 1898 S. 37) iſt auf Grund des Art. 9 Abſ. 2 des 
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Geſetzes, betreffend die Abänderung, vom 26. Juli 1897, 
beſtimmt: 

Die §§ 81 bis 102, 104 bis 104 un des Art. 1, 
die §§ 126 bis 128 des Art. 2 und die darauf be⸗ 
züglichen Beſtimmungen der Art. 3 bis 7 des Ge— 
ſetzes vom 26. Juli 1897, betreffend die Abänderung 
der Gewerbeordnung, treten mit dem 1. April 1898 
in Kraft. 


2. Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 
vierprozentigen Reichsanleihe. Vom 8. März 1897. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1897 Nr. 21.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


8 1. 


Die Schuldverſchreibungen der vierprozentigen Reichs⸗ 
anleihe können zur Einlöſung gegen Baarzahlung des Kapital: 
betrags binnen einer dreimonatlichen Friſt und die im Reichs- 
ſchuldbuch eingetragenen vierprozentigen Buchſchulden zur 
baaren Rückzahlung binnen einer gleichen Friſt gekündigt 
werden. 

Die Kündigung geſchieht unbeſchadet der Beſtimmung 
im § 16 des Geſetzes vom 31. Mai 1891, betreffend das 
Reichsſchuldbuch (Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) )) durch öffentliche 

Bekanntmachung des Reichskanzlers. 


8 2. 


Bevor die Kündigung (§ 1) erfolgt, ift den Inhabern 
der Schuldverſchreibungen der vierprozentigen Reichsanleihe 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XI. S. 178. 
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die Umwandlung dieſer Schuldverſchreibungen in ſolche der 
dreieinhalbprozentigen Reichsanleihe und den im Reichsſchuld⸗ 
buch eingetragenen Gläubigern der vierprozentigen Reichs⸗ 
anleihe die Umſchreibung in dreieinhalbprozentige Buchſchulden 
durch öffentliche Bekanntmachung des Reichskanzlers anzu⸗ 
bieten. Das Angebot gilt für angenommen, wenn nicht 
binnen einer auf mindeſtens drei Wochen vom Tage jener 
Bekanntmachung ab zu bemeſſenden Friſt von den Inhabern 
der Reichsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen Reichs⸗ 
anleihe unter Einreichung der Schuldverſchreibungen und 
von den im Reichsſchuldbuch eingetragenen Gläubigern von 
vierprozentigen Buchſchulden die Baarzahlung des Kapital⸗ 
betrags beantragt wird. 

Von dem Inhalte der öffentlichen Bekanntmachung des 
Reichskanzlers (Abſatz 1) ſind die im Reichsſchuldbuch ein⸗ 
getragenen Gläubiger von vierprozentigen Buchſchulden außer⸗ 
dem ſchriftlich zu benachrichtigen. Die Wirkung des Angebots 
zur Umſchreibung in dreieinhalbprozentige Buchſchulden iſt 
jedoch von dieſer Benachrichtigung nicht abhängig. 


§ 3. 


Die umzuwandelnden Schuldverſchreibungen und die 
umzuſchreibenden Buchſchulden (§S 2) werden bis zum 
30. September 1897 mit vier Prozent verzinſt. 


§ 4. 

Die umzuwandelnden Schuldverſchreibungen nebſt Zins— 
ſcheinanweiſungen (Talons) und die dazu gehörigen, nach 
dem 1. Oktober 1897 fälligen Zinsſcheine werden nach er⸗ 
folgter Einlieferung mit einem die Zinsherabſetzung aus— 
drückenden Vermerk abgeſtempelt. 

Die Abſtempelung erfolgt durch die der Reichsſchulden— 
verwaltung unterſtellte Kontrole der Staatspapiere, durch 
die vom Reichskanzler zu beſtimmenden Reichskaſſen und zu 
bezeichnenden Reichsbankanſtalten, ſowie durch die vom Reiche: 
kanzler im Einvernehmen mit der Landesregierung zu be— 
nennenden Landeskaſſen. 


Auf Antrag der Inhaber von Schuldverſchreibungen 
der vierprozentigen Reichsanleihe ſoll ſtatt der Abſtempelung 
die koſtenfreie Eintragung eines dem Nennwerthe der ein— 
gereichten Schuldverſchreibungen gleichen, vom 1. Oktober 
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1897 ab zu dreieinhalb Prozent verzinslichen Betrags in 
das Reichsſchuldbuch bewirkt werden. 

Der Antrag muß binnen einer vom Reichskanzler zu 
beſtimmenden Friſt eingereicht werden. 


85. 

Auf die gemäß § 4 Abſatz 3 erfolgenden Eintragungen 
in das Reichsſchuldbuch und auf die eingereichten Schuld— 
verſchreibungen finden die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
31. Mai 1891, betreffend das Reichsſchuldbuch (Reichs— 
Geſetzbl. S. 321), mit der Maßgabe Anwendung, daß auf 
den Schuldverſchreibungen befindliche Privataußerkursſetzungs— 
vermerke für die Reichsſchuldenverwaltung keine bindende 
Kraft haben. 

§ 6. 


Eine Prüfung, ob der Verluſt der Schuldverſchreibungen 
der Reichsſchuldenverwaltung angezeigt iſt (S 6 des Geſetzes 
vom 9. November 1867 — Bundes⸗-Geſetzbl. S. 157 —) 
oder ob die Schuldverſchreibungen mit Beſchlag belegt ſind, 
findet bei der Abſtempelung nicht ſtatt. 


§ 7. 


Die nach § 2 zu bewirkende Umſchreibung der vier: 
prozentigen Buchſchulden im Reichsſchuldbuch erfolgt von 
Amtswegen. Den eingetragenen Gläubigern ſteht jedoch das 
Recht zu, ſtatt der Umſchreibung binnen einer vom Reichs— 
kanzler zu beſtimmenden Friſt die Ausreichung von dreiein— 
halbprozentigen Schuldverſchreibungen zum Nennwerthe der 
vierprozentigen Buchſchuld gegen Löſchung der letzteren zu 
verlangen. 

Einer Genehmigung der Umſchreibung ſeitens dritter 
Perſonen, zu deren Gunſten der eingetragene Gläubiger in 
Bezug auf die Forderung oder deren Zinſen durch einen 
Vermerk im Reichsſchuldbuche beſchränkt iſt, bedarf es nicht. 

Die Umſchreibung in dreieinhalbprozentige Buchſchulden 
und die Ausreichung von dreieinhalbprozentigen Schuldver— 
ſchreibungen erfolgen koſtenfrei. 


§ 8. 
Neue Eintragungen von vierprozentigen Buchſchulden 


und Zuſchreibungen auf den angelegten Konten ſolcher Buch— 
ſchulden finden fortan nicht mehr ſtatt. 
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89. 


Die Beſtimmung des § 4 Abſatz 2 des Geſetzes vom 
31. Mai 1891, betreffend das Reichsſchuldbuch (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 321), findet inſoweit keine Anwendung, als durch die 
Umſchreibung von vierprozentigen in dreieinhalbprozentige 
nn mehrere Konten für denſelben Gläubiger ent: 
tehen. 

Die Vereinigung dieſer mehreren Konten im Reichs⸗ 
ſchuldbuche kann auf Antrag des Gläubigers und von Amts⸗ 
wegen erfolgen. In beiden Fällen erfolgt ſie koſtenfrei. 


8 10. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes in dreieinhalbprozentige 
umgewandelten oder gemäß § 7 ausgereichten Reichsſchuld⸗ 
verſchreibungen und die im Reichsſchuldbuch umgeſchriebenen 
dreieinhalbprozentigen Buchſchulden dürfen den Gläubigern 
vor dem 1. April 1905 zur baaren Rückzahlung nicht ge⸗ 
kündigt werden. 

Die Kündigung darf nur auf Grund geſetzlicher Er⸗ 
mächtigung ſtattfinden. 

8 11. 


Der im § 7 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 
1894 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 381) ) angeordnete Anſchaffungs⸗ 
ſtempel bleibt außer Hebung. 


8 12. 


Die mit dem Antrag auf Baarzahlung des Kapitals 
eingereichten (§ 2) Schuldverſchreibungen werden mit einem 
entſprechenden Stempelvermerke verſehen und ebenſo wie die 
in das Reichsſchuldbuch eingetragenen Forderungen derjenigen 
Gläubiger der vierprozentigen Reichsanleihe, welche das An⸗ 
gebot der Umſchreibung in eine dreieinhalbprozentige Buch⸗ 
ſchuld nicht angenommen haben ($ 2), gemäß der erfolgen⸗ 
den Kündigung zurückgezahlt. 


§ 13. 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, bis zu demjenigen 
Betrage, welcher erforderlich ſein wird, um die Mittel der 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXVII S. 441 ff., Bd. XXXII S. 151 ff., 
Bd. XLIV S. 146 ff. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 18 
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Baarzahlung der gekündigten vierprozentigen Reichsſchuld⸗ 
verſchreibungen und Buchſchulden (§ 12) zu beſchaffen, eine 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. Juni 1868 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 339) zu verwaltende Anleihe aufzu⸗ 
nehmen und Schatzanweiſungen auszugeben. 

Die Beſtimmungen in den §8 2 bis 5 des Geſetzes vom 
27. Januar 1875, betreffend die Aufnahme einer Anleihe 
für Zwecke der Marine: und Telegraphenverwaltung (Reiche: 
Geſetzbl. S. 18), finden auf die nach dem gegenwärtigen 
Geſetz aufzunehmende Anleihe und auszugebenden Schatz 
anweiſungen mit der Maßgabe Anwendung, daß Zinsſcheine 
auch für einen längeren Zeitraum als vier Jahre ausgegeben 
werden dürfen. 

§ 14. 


Soweit zu der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
herangezogene Hilfsarbeiter mit der Bearbeitung von Ange— 
legenheiten der Reichsſchuldenverwaltung betraut werden 
ſollten, haben dieſelben zu Protokoll zu erklären, daß fie den 
von ihnen nach § 9 des preußiſchen Geſetzes vom 24. Fe: 
bruar 1850 (Geſetz⸗Samml. ©. 57) geleiſteten Eid auch für 
die, durch das gegenwärtige Geſetz ihnen übertragenen Ob: 
liegenheiten als maßgebend anerkennen. 

Das Protokoll iſt dem Bundesrath und dem Reichstage 
vorzulegen. 

§ 15. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung 
in Kraft. Der Reichskanzler erläßt die zur Ausführung des: 
ſelben erforderlichen Anordnungen. 


VII. 


Börfe im Sinne des Bürſengeſetzes vom 22. Juni 1896. 


Urtheil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
(III. Senat) vom 26. November 1898. 


In der Verwaltungsſtreitſache des kgl. Polizeipräſidenten 
zu Berlin wider den Vorſtand des Vereins der Getreide— 
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und Produktenhändler zu Berlin !) hat das preußiſche Ober: 
verwaltungsgericht III. Senat am 26. November 1898 fol⸗ 
gendes Urtheil geſprochen: 


Gründe. 


Nachdem das Börſengeſetz vom 22. Juni 1896?) er⸗ 
laſſen und auf Grund ſeines § 4 Abſ. 2 für die Börſe zu 
Berlin von dem Miniſter für Handel und Gewerbe am 
23. Dezember 1896 eine Börſenordnung genehmigt worden 
wars), bildete ſich in Berlin ein Verein, der nach ſeinen 
Satzungen die Bezeichnung „Verein Berliner Getreide- und 
Produktenhändler“ führt. Er bezweckt die Wahrung der 
Ehre und des Anſehens ſeiner Mitglieder, ſowie die Förderung 
ihrer wirthſchaftlichen Intereſſen, insbeſondere ihres Geſchäfts⸗ 
verkehrs (§S 1 der Satzungen). Nach dem § 2 daſelbſt darf 
der geſetzlich verbotene Börſenterminhandel in den Vereins⸗ 
räumen nicht ſtattfinden. Mitglied des Vereins kann jeder 
ſelbſtändige Geſchäftsmann (auch ein Bevollmächtigter) oder 
Produzent werden. Ueber die Aufnahme entſcheidet end: 
giltig der Vorſtand des Vereins durch Stimmenmehrheit. 
Die Mitgliedſchaft iſt perſönlich ($ 3). Im Uebrigen ent: 
halten die Satzungen noch Beſtimmungen über Endigung 
und Ruhen der Mitgliedſchaft (SS 4, 5), den Beitrag (S 6), 
den Vorſtand ($ 7—11), die Generalverſammlungen (88 12 
bis 14), Abſtimmungen und Wahl ($S 15, 16), Statuten: 
änderung (S 17) und Auflöſung des Vereins ($ 18). Ein⸗ 
richtungen zur Feſtſtellung der Preiſe ſind in den Satzungen 
nicht vorgeſehen. 

Die Mitglieder des Vereins waren vorher in über— 
wiegender Mehrzahl Beſucher der Getreide- und Produkten⸗ 
börſe in Berlin geweſen. Dieſe entwickelte wegen Mangels 
an Beſuchern nach dem 1. Januar 1897, dem Tage des In⸗ 
krafttretens des Börſengeſetzes, thatſächlich keine Thätigkeit 
mehr. Den Anlaß zur Bildung des Vereins und zur Ein- 
ſtellung des Beſuchs der Getreide- und Produktenbörſe ſeitens 
ſeiner Mitglieder hatten einzelne Beſtimmungen der Börſen⸗ 
ordnung vom 23. Dezember 1896 gegeben, namentlich 
diejenigen, welche das Hinzutreten von Vertretern der 
Landwirthſchaft und der Müllerei zu dem Vorſtande der 


1) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 424 und unten S. 298. 
2) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 125 ff. 
3) In dieſer Zeitſchrifſt Bd. XLVII S. 108 ff. 
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Produktenbörſe und deren Mitwirkung bei der amtlichen 
Feſtſtellung der Preiſe betreffen. 

Der Verein hielt täglich Verſammlungen ab und be⸗ 
nutzte dazu die Räume des ſogenannten Feenpalaſtes. Bei 
dieſen Verſammlungen fanden Geſchäftsabſchlüſſe in Weizen, 
Roggen, Mais, Hafer, Mehl, Oel, Petroleum, Spiritus, 
Kartoffelmehl und Kartoffelſtärke ſtatt. 

Am 11. Mai 1897 richtete der kgl. Oberpräſident der 
Provinz Brandenburg an den Vorſtand des Vereins das 
nachſtehende Schreiben: 


„Im Auftrage des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe theile ich dem Vorſtand ergebenſt mit, daß 
die im Feenpalaſt dortſelbſt ſtattfindenden Verſamm⸗ 
lungen der Intereſſenten der Produktenbörſe für eine 
Börſe im Sinne des Reichsbörſengeſetzes vom 22. Juni 
1896 zu erachten ſind. Demzufolge fordere ich den 
Vorſtand auf, ſofern die Verſammlungen in bisheriger 
Weiſe fortgeſetzt werden ſollen, mir nunmehr, und 
zwar binnen 3 Wochen, eine den Erforderniſſen des 
§ 5 des Reichsbörſengeſetzes und den Zwecken des § 2 
Ziff. 4 des preuß. Landwirthſchaftskammer⸗Geſetzes vom 
30. Juni 1894 entſprechende Börſenordnung gemäß 
§ 4 des Börſengeſetzes behufs Einholung der Ge— 
nehmigung einzureichen.“ 


Der Vorſtand lehnte ab, der Aufforderung nachzukommen. 
Es erging darauf an ihn die folgende Verfügung des kgl. 
Polizeipräſidenten zu Berlin vom 11. Juni 1897: 


„Wie dem Vorſtande des Vereins der Berliner Ge: 
treide= und Produktenhändler in dem Erlaſſe des Herrn 
Oberpräſidenten vom 11. Mai d. J. mitgetheilt worden 
iſt, tragen die von dem Vereine in dem Feenpalaſt 
regelmäßig, werktäglich, zur Börſenzeit veranſtalteten 
Verſammlungen den Charakter einer Börſe und be⸗ 
dürfen deshalb gemäß § 1 des Reichsbörſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896 der Genehmigung der Landes— 
regierung. 

Da eine ſolche Genehmigung weder ertheilt noch 
nachgeſucht worden iſt, ſo unterſage ich die Fortſetzung 
dieſer nicht genehmigten Börſenverſammlungen und 
drohe für den Fall der Zuwiderhandlung gegen dieſe 
Verfügung unmittelbaren Zwang an.“ 
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Der Vorſtand des Vereins klagte gegen die Verfügung 
des Polizeipräſidenten bei dem Bezirksausſchuſſe zu Berlin, 
weil ſie den Verein in ſeinen Rechten verletze und ferner 
der zu ihrem Erlaſſe erforderlichen thatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen entbehre. Der Bezirksausſchuß ſetzte durch Urtheil 
vom 20. November 1897 dem Klageantrage entſprechend die 
Verfügung außer Kraft. 

Davon ausgehend, daß die angefochtene Verfügung als 
eine ortspolizeiliche erlaſſen worden ſei und ſich auf § 10 
Titel 17 Theil II des Allgemeinen Landrechts ſtütze, verwarf 
er zunächſt den gegen die Zuſtändigkeit des beklagten Polizei⸗ 
präſidenten gerichteten Einwand und wies die Ausführungen 
des Klägers zurück, daß das polizeiliche Vorgehen ſchon des— 
halb ungerechtfertigt ſei, weil es ſich auf die Aufforderung. 
des Oberpräſidenten vom 11. Mai 1897 ſtütze, dieſe aber 
hinfällig ſei, daß höchſtens der bisher fehlende Antrag auf 
Genehmigung der Verſammlungen der Vereinsmitglieder hätte 
erzwungen werden dürfen, daß die Androhung unmittelbaren 
Zwanges nicht ſtatthaft ſei, und daß der § 10 Titel 17 
Theil II des Allgemeinen Landrechts bei Verletzung einer 
lediglich durch Reichsgeſetz geregelten öffentlichen Ordnung 
keine Anwendung finden könne. Mit Rückſicht auf den Rechts⸗ 
zuſtand in Preußen vor dem Börſengeſetze und den Wortlaut 
des § 1 dieſes Geſetzes, ſowie darauf, daß eine reichsrecht⸗ 
liche Strafandrohung beim Mangel der vorgeſchriebenen Ge— 
nehmigung fehle und eine dem § 10 Titel 17 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts entſprechende Beſtimmung nicht in 
den ſämmtlichen anderen deutſchen Bundesſtaaten beſtehe, 
ſowie unter Bezugnahme auf eine die Aufhebung beſtehender 
Börſen betreffende Aeußerung in der Kommiſſion zur Vor⸗ 
berathung des Börſengeſetzes, der ſogenannten Börſen⸗Enquéte⸗ 
Kommiſſion, und auf die vom Oberverwaltungsgericht der 
Genehmigung von Märkten beigelegte Bedeutung verneinte 
der Bezirksausſchuß ſodann, daß das Börſengeſetz durch das 
Erforderniß der Genehmigung für die Errichtung einer Börſe 
gegenüber Verſammlungen von Kaufleuten zur Erleichterung 
ihres Geſchäftsverkehrs in Produkten oder Werthpapieren, 
in denen ſich Preiſe bilden, ein Verbot ausgeſprochen habe. 
Die Bedeutung des Erforderniſſes der Genehmigung ſtellte 
er vielmehr dahin feſt, daß lediglich die Eigenſchaft als Börſe 
im Sinne der Reichs- und Landesgeſetze mit den Folgen, 
welche ſich aus den Artikeln 311, 342, 357 des Handels- 
geſetzbuches ergäben, durch die Genehmigung geſchaffen werde. 
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Selbſt wenn aber das Erforderniß der Genehmigung als 
Verbot börſenähnlicher, nicht genehmigter Verſammlungen 
aufzufaſſen ſein ſollte, erachtete der Bezirksausſchuß den § 10 
Titel 17 Theil II des Allgemeinen Landrechts für nicht an⸗ 
wendbar, da eine Verletzung der öffentlichen Ordnung im 
Sinne des § 10 nicht ſtattgefunden habe, jedenfalls nicht 
alle Verſammlungen im Feenpalaſte unterſagt werden dürften, 
nach den unter den Parteien unſtreitigen Thatſachen die über 
die Geſchäftsabſchlüſſe der Vereinsmitglieder bekannt gewor⸗ 
denen Preiſe keinen den Börſenpreiſen ähnlichen Einfluß 
hätten ausüben können und die Hemmung der Thätigkeit 
der genehmigten Börſe in Berlin in Folge des Fortbleibens 
der Vereinsmitglieder von der Produktenbörſe nicht in Be⸗ 
tracht komme. Endlich führte der Bezirksausſchuß noch aus, 
daß die Verfügung vom 11. Juni 1897 auch der zu ihrem 
Erlaſſe erforderlichen thatſächlichen Vorausſetzungen entbehre. 
Denn Einrichtungen behufs Ermittlung und Feſtſtellung der 
Preiſe hätten nicht beſtanden. Solche gehörten aber begrifflich 
zu einer Börſe. 


Gegen dieſes Urtheil hat der Beklagte die Berufung 
eingelegt. 

In der Berufungsinſtanz iſt von dem Kläger eine Samm⸗ 
lung von Schriftſtücken überreicht worden, die durch eine von 
ihm veranſtaltete Enquete über die „Einrichtungen der haupt: 
ſächlichſten Produktenbörſen in Deutſchland und im übrigen 
Europa bis zum 1. Januar 1897“ entſtanden ſind. Der 
vom Miniſter für Handel und Gewerbe gemäß § 74 Abſ. 2 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes 
beſtellte Kommiſſar hat neues Material zur Auslegung des 
§ 1 des Börſengeſetzes vorgelegt, welches Folgendes ergibt: 


1. Unter dem 16. November 1883 veranlaßte der Mi⸗ 
niſter für Handel und Gewerbe, „weil er aus den ihm vor⸗ 
gelegten Sitzungsprotokollen der Handelskammer in Flens⸗ 
burg erſehen habe, daß daſelbſt eine Börſe beſtehe, über 
welche die Handelskammer die Aufſicht führe, ihm aber über 
die Errichtung dieſes Inſtituts bisher nichts bekannt ge— 
worden ſei, die kgl. Regierung zu Schleswig, über deſſen 
Einrichtung, eventuell unter Vorlegung eines Exemplars der 
für daſſelbe beſtehenden Statuten, zu berichten.“ Die Regie⸗ 
rung berichtete am 21. Dezember 1883, der Gedanke, in 
Flensburg eine Börſe zu errichten, ſei im Laufe der letzten 
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Jahre zwar bisweilen laut geworden, zu ſeiner Verwirk⸗ 
lichung aber nichts geſchehen, ſo daß eine Börſe in Flens⸗ 
burg zur Zeit nicht beſtehe. 


2. In einem aus dem Handelsminiſterium dem Fürſten 
Bismarck erſtatteten Berichte vom 10. April 1889, betreffend 
die Aenderung der Lieferungsbedingungen für Getreide an 
den außerpreußiſchen Börſen, wurde angeregt, „bei der 
badiſchen Regierung dem Wunſche der preußiſchen Regierung 
wiederholt Ausdruck zu geben, daß auch an der Mannheimer 
Börſe die jetzt an den preußiſchen Börſen geltenden all— 
gemeinen Lieferungsbedingungen für Getreide zur Einführung 
gelangen möchten,“ und ſodann bemerkt: „Sollte jedoch die 
Mannheimer Börſe — die eine des öffentlichen Charakters 
entbehrende Einrichtung lediglich des Mannheimer Handels: 
ſtandes ſei, und der gegenüber ſtaatliche Anordnungen daher 
ausgeſchloſſen ſeien — auf ihrer Weigerung, die Aenderungen 
einzuführen, beharren, ſo wird nichts übrig bleiben, als es 
der badiſchen Regierung zu überlaſſen, auf dem Wege der 
Geſetzgebung ſich die Mittel zu verſchaffen, um gegen ſolche 
Privatbörſen, durch deren Einrichtungen öffentliche und 
. Intereſſen geſchädigt werden, vorgehen zu 
önnen.“ 


| 3. In einem Erlaß vom 30. Juni 1892, der auf einen 
Bericht des Oberpräſidenten der Provinz Pommern, betreffend 
in dieſer Provinz notirte Terminpreiſe für börſenmäßig ge- 
handelte Waaren, erging, ſprach der Miniſter für Handel 
und Gewerbe aus, daß über die Grimmer Produktenbörſe, 
„zu deren Errichtung gemäß § 3 des Einführungsgeſetzes 
zum deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 ſeine 
Genehmigung erforderlich geweſen wäre,“ bisher nichts zu 
ſeiner Kenntniß gekommen ſei, und erforderte eingehenden 
Bericht über dieſelbe“. Der Oberpräſident berichtete am 
26. Auguſt 1892 über die Verhältniſſe der 1884 gegründeten 
Produktenbörſe in Grimmen und führte ſodann aus: „Nach 
den vorgetragenen Verhältniſſen wird ſich wohl annehmen 
laſſen, daß die Grimmer Produktenbörſe ſich zwar nur in 
einem beſchränkten Rahmen bewegt, aber auf einer ſoliden, 
der Entwicklung fähigen Grundlage beruht, und daß die 
ſtaatliche Anerkennung derſelben ſchwerwiegenden Bedenken 
nicht unterliegen wird. Dieſe Anerkennung rechtzeitig nach— 
zuſuchen, iſt von dem Vorſtande aus Unkenntniß mit den 
bezüglichen geſetzlichen Vorſchriften verabſäumt worden und 
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ſeitens des Regierungspräſidenten in Stralſund verſehentlich 
unterblieben.“ 


4. Am 10. Januar 1896 forderte der Miniſter für 
Handel und Gewerbe, weil in einem an ihn erſtatteten Be⸗ 
richte der Handelskammer in Hildesheim erwähnt werde, daß 
die Handelskammer in der dortigen Produktenbörſe vertreten 
ſei und er von dem Beſtehen einer ſolchen Börſe bisher 
keine Kenntniß erhalten habe, „obſchon die Börſen nach 
Artikel 3 des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 (eſetzſammlung 
Seite 449) ſeiner Aufſicht unterſtellt ſeien,“ den Regierungs⸗ 
präſidenten in Hildesheim zu einer Aeußerung darüber auf, 
„welche Bewandtniß es mit dieſer Produktenbörſe habe.“ 
Der Regierungspräſident berichtete am 22. Januar 1896, 
daß die Produktenbörſe in Hildesheim 1880 ins Leben ge— 
treten ſei und noch beſtehe, und daß der Vorſtand der Börſe 
ſeiner Zeit der Landdroſtei in Hildesheim einen Abdruck der 
Statuten eingereicht habe, dieſe jedoch eine Genehmigung von 
irgend einer Seite nicht gefunden hätten. Der Miniſter ver⸗ 
langte darauf noch eine Anzeige, ob an der Hildesheimer 
Produktenbörſe „neben der Vermittlung von Abſchlüſſen in 
disponibler Waare für den örtlichen Bedarf etwa auch Liefe— 
rungsgeſchäfte nach Börſen⸗Uſancen in ihren verſchiedenen 
Formen abgeſchloſſen würden, und ob für die hauptſächlich 
gehandelten Waaren jedesmal eine Preisfeſtſtellung ſtatt⸗ 
finde,“ welche Anzeige der Regierungspräſident am 29. März 
1896 erſtattete. 

5. In gleicher Weiſe, wie durch den Erlaß vom 
10. Januar 1896 der Regierungspräſident in Hildesheim, 
wurde an demſelben Tage der Regierungspräſident in Schles— 
wig zu einer Aeußerung über die Börſe in Kiel veranlaßt, 
die in einem Berichte der Handelskammer daſelbſt erwähnt 
worden ſei. Unter Bezugnahme auf eine Auslaſſung des 
Bürgermeiſters von Kiel berichtete der Regierungspräſident 
am 24. Januar 1896, daß es ſich um keine Börſe im Sinne 
des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche, ſondern nur 
um Zuſammenkünfte handle, wie ſie auch anderwärts ab— 
gehalten würden. 


6. Am 10. Januar 1896 wurde vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe auch noch der Regierungspräſident in 
Gumbinnen aufgefordert, ſich über die nach einem Berichte 
der Handelskammer in Inſterburg daſelbſt 1894 errichtete 
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Produktenbörſe und darüber zu äußern, „warum zur Er— 
richtung dieſer Börſe nicht — gemäß Art. 3 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 
(Geſetzſammlung Seite 449) — die Genehmigung des Mi⸗ 
niſters nachgeſucht worden ſei.“ Der Regierungspräſident 
berichtete am 27. Februar 1896 unter Darlegung des that⸗ 
ſächlichen Sachverhalts, daß hiernach „die fragliche Einrich— 
tung nicht die Eigenſchaften einer eigentlichen Börſe im 
Sinne des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuche beſitze und deshalb auch ſeiner Zeit davon 
abgeſehen worden ſei, die Angelegenheit dem Miniſter zur 
Genehmigung zu unterbreiten. Er werde ſich angelegen ſein 
laſſen, die Handelskammer zu veranlaſſen, daß ſie für dieſe 
u die Bezeichnung Börſe öffentlich nicht weiter ge⸗ 
rauche.“ 


7. Mittels Schreibens des Reichskanzlers vom 3. De⸗ 
zember 1894 war der Entwurf eines Börſengeſetzes dem 
preußiſchen Staatsminiſterium zur Beſchlußfaſſung vorgelegt 
worden. 

In dieſem Entwurfe lautete der Anfang: 


„IJ. Allgemeine Beſtimmungen über die Börſen 
und deren Organe. 


Errichtung und Aufhebung 

von Börſen. Aufſicht über 

dieſelben. . 
1. 


Die Genehmigung der Errichtung, ſowie die Auf— 
hebung einer Börſe ſteht den Landesregierungen zu. 

Die Landesregierungen üben die Aufſicht über die 
Börſen aus. Sie können die unmittelbare Aufſicht 
den Handelsorganen (Handelskammern, kaufmänniſchen 
Korporationen) übertragen. 

Der Aufſicht der Landesregierungen und der mit 
der unmittelbaren Aufſicht betrauten Handelsorgane 
unterliegen auch die Kündigungsbüreaus, Liquidations— 
kaſſen und Liquidationsvereine, ſowie ähnliche dem 
Börſenhandel dienende Einrichtungen.“ 


Hierzu bemerkte der Miniſter für Handel und Gewerbe 
in ſeinem dem Staatsminiſterium vorgelegten Vot um vom 
25. Dezember 1894: 
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„Der Abſatz 1 des § 1 bringt die zweifellos be⸗ 
ſtehende Abſicht, daß die Errichtung einer Börſe nur 
mit Genehmigung der Landesregierung zuläſſig ſein 
ſoll, nicht klar zum Ausdruck. Derſelbe möchte etwa 
ſo zu faſſen ſein: 

Die Errichtung einer Börſe bedarf der Genehmi⸗ 
gung der Landesregierung; dieſe iſt befugt, die 
Aufhebung der Börſe anzuordnen.“ 

Der Vizepräſident des Staatsminiſteriums erklärte darauf 
in ſeinem, gleichfalls dem Staatsminiſterium vorgelegten 
Votum vom 9. Januar 1895: 


„Obſchon die in Anlehnung an den Vorſchlag der 
Börſen-⸗Enquete⸗Kommiſſion gewählte Faſſung des $ 1 
Abſ. 1 des Entwurfs es außer Zweifel ſtellt, daß die 
Errichtung einer Börſe nur mit Genehmigung der 
Landesregierung erfolgen darf, ſo würde ich doch 
auch gegen die von dem Herrn Miniſter für Handel 
5 Gewerbe gewünſchte Faſſung Bedenken nicht 
egen.“ 


8. Unter dem 11. Juli 1896 hatte der Miniſter für 
Handel und Gewerbe einen allgemeinen Erlaß, betreffend 
die Ausführung des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896, an 
die Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen ge— 
richtet. Die Handelskammer in Poſen berichtete darauf wegen 
des ſogenannten Frühmarkts daſelbſt. Durch Verfügung vom 
17. Oktober 1896 veranlaßte der Miniſter ſodann mit der 
Ausführung, „für die Frage, ob der Frühmarkt zu den 
Börſen im Sinne des Geſetzes vom 22. Juni 1896 gehöre, 
werde es hauptſächlich darauf ankommen, welche wirthſchaft— 
liche Bedeutung er habe, und in welchem Maße die dort 
notirten Preiſe auf die Preisbildung im Allgemeinen zurück- 
wirkten,“ den Regierungspräſidenten in Poſen, „falls der 
Frühmarkt hiernach die Bedeutung einer Börſe habe, die 
dortige kaufmänniſche Vereinigung, die ihn eingerichtet habe, 
aufzufordern, ihm ſchleunigſt den Entwurf einer Börſen⸗ 
ordnung zur Prüfung und zu eventueller Genehmigung ein— 
zureichen, falls die Vereinigung nicht etwa vorziehe, die Ein⸗ 
richtung bei dem Inkrafttreten des neuen Börſengeſetzes am 
1. Januar 1897 aufzulöſen.“ Der Regierungspräſident zeigte 
unter dem 7. November 1896 an, daß er auf Grund von 
Verhandlungen mit allen Betheiligten und im Einverſtändniſſe 
mit ihnen zu der Anſicht gelangt ſei, daß der in Poſen be— 
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ſtehende Getreidefrühmarkt als Börſe im Sinne des Geſetzes 
angeſehen werden müſſe, und überreichte den Entwurf einer 
Börſenordnung, zu deſſen Ausarbeitung er deshalb die kauf⸗ 
männiſche Vereinigung, die Veranſtalterin des Getreidefrüh⸗ 
markts, veranlaßt habe. 


9. Auf den Erlaß vom 11. Juli 1896 hatte die Handels⸗ 
kammer in Eſſen wegen der daſelbſt beſtehenden freien Ver⸗ 
einigung von Intereſſenten des Fruchthandels zur Erleichterung 
des Geſchäftsverkehrs im Handel mit Getreide, Mühlen⸗ 
fabrikaten, Landesprodukten und den hiermit verwandten 
Zweigen berichtet und dabei „Nachbarbörſen zu Dortmund 
und Duisburg“ erwähnt. Es ergingen darauf am 27. Ok⸗ 
tober 1896 übereinſtimmende Erlaſſe des Miniſters für Handel 
und Gewerbe an die Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf 
und zu Arnsberg, in denen der Miniſter ausſprach, daß ihm 
das Vorhandenſein von Produktenbörſen in Eſſen, Duisburg 
und Dortmund bisher nicht bekannt geweſen ſei, es daher 
der ſchleunigen Aufklärung darüber bedürfe, ob es ſich 
wirklich um Börſen im Sinne des Reichsbörſengeſetzes handle, 
und für dieſe Frage es hauptſächlich darauf ankommen werde, 
welche wirthſchaftliche Bedeutung die angeblichen Börſen hät⸗ 
ten, ob dort Preisnotirungen vorgenommen und veröffent⸗ 
licht würden, und in welchem Maße die notirten Preiſe auf 
die Preisbildung im Allgemeinen einwirkten. Falls hiernach 
die Börſen in Eſſen, Duisburg und Dortmund thatſächlich 
die Bedeutung von Börſen im Sinne des Reichsbörſengeſetzes 
hätten, möchten die Regierungspräſidenten deren Veranſtalter 
auffordern, ſchleunigſt den Entwurf einer Börſenordnung zur 
Prüfung und etwaigen Genehmigung einzureichen oder die 
Einrichtungen bei dem Inkrafttreten des neuen Börſengeſetzes 
am 1. Januar 1897 aufzulöſen oder doch derart umzugeſtal⸗ 
ten, daß fie aufhörten, eine Börſe zu fein. Der Regierungs: 
präſident zu Arnsberg berichtete am 18. November 1896, daß 
die Getreidebörſe in Dortmund, wenn ſie ſich auch als ſolche 
bezeichne, nicht die Bedeutung einer Börſe im Sinne des 
Geſetzes, vielmehr nur einer börſenartigen Verſammlung von 
privatem Charakter für den Getreidehandel habe. Beigefügt 
war eine als zweifellos richtig bezeichnete Erklärung, nach 
welcher auf der ſogenannten Börſe „ausſchließlich ſofort zu 
empfangende Waare, Getreide, nach jeweiligem Muſter und 
jeweils zu vereinbarenden Bedingungen verkauft werde, alſo 
der Name Börſe ein ganz willkürlich gewählter ſei und ebenſo 
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gut Getreidemarkt lauten könne.“ Ebenſo ging der Bericht 
des Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf vom 20. November 
1896 dahin, daß die ſogenannten Produktenbörſen in Eſſen 
und Duisburg nicht als Börſen im Sinne des Reichsbörſen⸗ 
geſetzes vom 22. Juni 1896 anzuſehen ſein dürften; ſie ſeien 
Börſen nur dem Namen und der Form ihrer Satzungen 
nach, während ſie ihrem Weſen nach den Fruchtmärkten 
gleich ſtänden. Der letztere Regierungspräſident wurde ſpäter 
noch durch einen gemeinſchaftlichen Erlaß der Miniſter für 
Landwirthſchaft, des Innern und für Handel und Gewerbe 
vom 29. Oktober 1897 angewieſen, auf eine andere Be— 
nennung der in Eſſen und Duisburg beſtehenden ſogenannten 
Produktenbörſen und auf deren Umwandlung in öffentliche 
Märkte hinzuwirken. 


10. Am 26. und 27. Oktober 1896 wurden im Reiche: 
amte des Innern Beſprechungen über die Ausführung des 
Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 abgehalten, an denen 
außer Vertretern der betheiligten Reichsämter und der Reichs⸗ 
bank Vertreter der preußiſchen, bayeriſchen, ſächſiſchen, würt⸗ 
tembergiſchen und badiſchen Regierungen, ſowie des elſaß— 
lothringiſchen Miniſteriums und der Hanſeſtädte Theil nahmen, 
und bei denen zunächſt das etwaige Vorgehen gegenüber 
börſenartigen Vereinigungen zur Erörterung gelangte. Hier— 
bei „war die Verſammlung darüber einig, daß, wie bereits 
die Börſen⸗Enquete⸗Kommiſſion betont habe, eine Definition 
des Begriffs Börſe nicht wohl gegeben werden konne. Hin⸗ 
ſichtlich der Entſcheidung der Frage, ob eine Vereinigung 
als Börſe anzuſehen ſei, ging die überwiegende Anſicht da— 
hin, daß eine Reihe von Merkmalen, wie die Regelmäßigkeit 
der Zuſammenkünfte von Handeltreibenden zu beſtimmten 
Zeiten an einem beſtimmten Orte, an welchem Geſchäfte 
unter Beobachtung gewiſſer, durch ſtillſchweigende Uebereinkunft 
oder ſtatutariſch feſtgelegter Regeln abgeſchloſſen würden, in 
Betracht zu ziehen ſeien, daß aber dem juriſtiſchen Charakter 
der Vereinigungen und der Art der Preisfeſtſtellung eine 
ausſchlaggebende Bedeutung nicht beigemeſſen werden könne. 
Ebenſo ſei auch der Betrieb von Termingeſchäften kein noth— 
wendiges Merkmal einer Börſe, da er ſich erſt allmählich 
im Laufe der Zeit aus und neben dem Effektengeſchäft ent— 
wickelt habe. Das entſcheidende Moment liege vielmehr in 
der wirthſchaftlichen Bedeutung derartiger Zuſammenkünfte, 
namentlich in ihrer Einwirkung auf die Preisbildung in 
weiteren Kreiſen.“ 
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11. Unter dem 1. November 1896 forderte der Miniſter 
für Handel und Gewerbe die Handelskammer zu Frankfurt a. M. 
zum Bericht darüber auf, ob die von der dortigen Geſell⸗ 
ſchaft „Effekten⸗Sozietät“ veranſtaltete Abendbörſe als Börſe 
im Sinne des Reichsbörſengeſetzes vom 22. Juni 1896 an⸗ 
zuſehen ſei, indem er hinzufügte, es werde für die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage hauptſächlich auf die wirthſchaftliche 
Bedeutung der Abendbörſe und namentlich darauf ankommen, 
ob und in welchem Maße die dort notirten Preiſe auf die 
Preisbildung im Allgemeinen zurückwirkten. Die Angelegen⸗ 
heit endete damit, daß von der Effekten⸗Sozietät beſchloſſen 
wurde, „die Abendbörſe als offizielle Börſe, ſomit nur als 
Fortſetzung der Mittagsbörſe abzuhalten.“ 


12. Gleichfalls unter dem 1. November 1896 veranlaßte 
der Miniſter für Handel und Gewerbe den Regierungspräſi⸗ 
denten zu Bromberg zu Ermittlungen, ob in Bromberg eine 
Produktenbörſe beſtehe, die ergaben, daß dies nicht der 
Fall war. 


13. Am 4. Dezember 1896 erſuchte der Miniſter für 
Handel und Gewerbe die Aelteſten der Kaufmannſchaft zu 
Berlin um ſchleunigen Bericht über den Geſchäftsverkehr, 
der an der Berliner Frühbörſe ſtattfinde. Es komme nament⸗ 
lich darauf an, wer dort verkehre, ob und was für Geſchäfte 
dort abgeſchloſſen würden, in welchen Formen der Handel 
ſich vollziehe, und welchen Umfang die abgeſchloſſenen Ge— 
ſchäfte erreichten. Wenn die Frühbörſe zu den Börſen im 
Sinne des Reichsbörſengeſetzes gehöre (vgl. die Motive zu § 1 
des Entwurfs), ſo müſſe ſie beim Inkrafttreten des Geſetzes 
entweder aufgehoben oder einer dem Geſetz entſprechenden 
Börſenordnung unterſtellt werden. Die Aelteſten der Kauf: 
mannſchaft machten in ihrem Berichte vom 15. Dezember 1896 
thatſächliche Mittheilungen über den Verkehr an der Früh: 
börſe und erklärten, „ſie glaubten danach nicht, daß den in 
Rede ſtehenden Verſammlungen der Charakter einer Börſe 
im Sinne des Reichsbörſengeſetzes beizulegen ſei; eher ſeien 
dieſelben ihres Erachtens als Markt zu bezeichnen.“ 


14. Unter dem 11. Dezember 1896 trug der Stell: 
vertreter des Reichskanzlers dem Bundesrathe Folgendes vor: 
In Straßburg (Elſaß) beſtehe ſeit mehreren Jahren unter 
dem Namen „Straßburger Waarenbörſe“ und unter Auſſicht 
der Handelskammer eine Vereinigung von Kaufleuten zum 
Zwecke der Erleichterung des Abſchluſſes von Handels— 
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geſchäften. Bei den Zuſammenkünften werde hauptſächlich 
mit Getreide und ſonſtigen Landesprodukten, ferner mit 
Mühlenfabrikaten, Oelſaaten, Weizenſtärke gehandelt. Die 
Vereinigung ſei früher nicht als Börſe im Sinne der Landes⸗ 
geſetzgebung behandelt, vielmehr ſeien lediglich die Vereins— 
geſetze auf ſie angewendet worden. Gegen dieſe Auffaſſung 
ſei geltend zu machen, daß die Vereinigung eine, wenn gleich 
nicht erhebliche wirthſchaftliche Bedeutung beſitze und durch 
Veröffentlichung von Preisnotirungen eine Einwirkung auf 
die Preisbildung in der Umgegend von Straßburg auszuüben 
geeignet ſei. Die Straßburger Waarenbörſe werde daher 
für die Folge als Börſe angeſehen und die im Börſengeſetze 
den Landesregierungen zugewieſenen Rechte und Pflichten 
würden ausgeübt werden. Doch ſcheine es erwünſcht, daß 
die mit Zuſtimmung des Bundesraths zuläſſigen Abweichungen 
von den Vorſchriften des Börſengeſetzes hier Anwendung 
fänden. Nach Auseinanderſetzung der hierfür ſprechenden 
Gründe wurde vorgeſchlagen, der Bundesrath wolle ſich auf 
Grund der Beſtimmungen in § 2 Abf. 2 und und in $ 35 
Abſ. 1 Ziff. 2 des Börſengeſetzes damit einverſtanden erklären, 
1. daß für die Börſe in Straßburg von der Beſtellung 
eines Staatskommiſſars abgeſehen werde, und 2. daß an 
dieſer Börſe die amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes ohne 
Mitwirkung von Kursmaklern erfolge. 
Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 


1. Der § 1 Abſ. 1 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 
1896 lautet: 


„Die Errichtung einer Börſe bedarf der Genehmi⸗ 
gung der Landesregierung. Dieſe iſt befugt, die Auf— 
hebung beſtehender Börſen anzuordnen.“ 


Die Bedeutung des erſten Satzes iſt, außer in den 
Kommentaren zum Börſengeſetze, noch in Anlaß des Ein— 
ſchreitens gegen die Verſammlungen im Feenpalaſte, außer— 
ordentlich häufig in den Tageszeitungen und in Zeitſchriften, 
in beſonderen Schriften, in Büchern und im Landtage er⸗ 
örtert worden (vgl. namentlich Say ous, Etude économique 
et juridique sur les bourses allemandes de valeurs et 
de commerce — 1898 —, beſonders Seite 117 ff., und 
Dr. Tiſcher, Der Begriff und die Errichtung einer Börſe nach 
dem Reichsbörſengeſetze vom 22. Juni 1896 in den Annalen 
des Deutſchen Reichs Jahrg. 32 — 1899 — Nr. 1 Seite 1 ff., 
ſowie die Citate bei Sayous und Tiſcher, ferner z. B. noch 
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Cohn, Nationalökonomie des Handels und Verkehrsweſens — 
1898 — Seite 319 ff., Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 
4. Aufl. — 1898 — Seite 362 ff. und Dr. Pfleger, Börſen⸗ 
rechtliche Studien. I. Was iſt eine Börſe? in der Monats⸗ 
ſchrift für Handelsrecht und Bankweſen Jahrg. VII — 1898 — 
Nr. 5 Seite 123 ff.). Der Wortlaut läßt Zweifel, ob das 
aufgeſtellte Erforderniß der Genehmigung zur Errichtung 
einer Börſe als ein Verbot aller nicht genehmigten Ver⸗ 
ſammlungen, die ſich als eine Börſe darſtellen, oder dahin 
zu verſtehen iſt, daß ohne die Genehmigung nur die recht⸗ 
liche Sonderſtellung einer Börſe, wie ſie ſich namentlich aus 
den Artikeln 311, 343, 353 des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs — vgl. die §8§ 385, 1221, 1235 und 1295 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 18. Auguſt 1896, ſowie 
die SS 373, 400 — 402 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 
1897 — und den Beſtimmungen des Börfengeſetzes vom 
22. Juni 1896, betreffend die Aufſicht über die Börſen, den 
Staatskommiſſar, den Börſenterminhandel, den Eintritt des 
Kommifſionärs als Selbſtkontrahent u. ſ. w., ergibt, nicht 
erlangt wird, die Verſammlungen aber an ſich zuläſſig bleiben. 
Die Materialien des Börſengeſetzes einſchließlich der Verhand⸗ 
lungen der Börſen⸗-Enquéte⸗Kommiſſion gewähren keinen 
ſicheren Anhalt für die Entſcheidung. 

Für die Bedeutung des § 1 Satz 1 als eines Verbots⸗ 
geſetzes ſpricht, daß das Börſengeſetz in der Abſicht erlaſſen 
worden iſt, den ſeit dem Ende der achtziger Jahre im Börſen⸗ 
verkehr hervorgetretenen Mißſtänden und Schäden überall, 
wo ſie möglich ſind, zu begegnen und das geſammte Börſen⸗ 
weſen durch Stellung unter Staatsaufſicht und durch ſonſtige 
Beſchränkungen zu verbeſſern. Denn das würde nur zu 
einem kleinen Theile erreicht werden können, wenn außerhalb 
der genehmigten Börſen ein dem Verkehr auf dieſen mehr 
oder weniger gleicher Verkehr ganz frei ohne die Aufſicht 
und ohne die Beſchränkungen ſtattfinden dürfte, jene und 
dieſe alſo nur denjenigen gegenüber zur Anwendung kämen, 
die ſich ihnen freiwillig unterwerfen. 

Zu der anderen Auffaſſung des § 1 Satz 1 führt da— 
gegen, daß der in dem Abſchnitte der Begründung zum 
Börſengeſetz: „I. Allgemeine Beſtimmungen über die Börfen 
und deren Organe“ (Druckſachen des Reichstags, 9. Legisl. 
Periode, IV. Seſſ., 1895/96 Nr. 14 Seite 17 ff.) ausdrück⸗ 
lich angezogene und wörtlich wiedergegebene Art. 3 § 1 des 
preußiſchen Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen 
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Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 (Geſetz⸗Sammlung 
Seite 449): 


„Die Errichtung einer Börſe kann nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Handelsminiſters erfolgen“, 


nach ſeiner Entſtehungsgeſchichte nur die beſchränkte Trag⸗ 
weite gehabt hat, daß ohne die hier ebenfalls vorgeſchriebene 
Genehmigung lediglich die Sonderſtellung der genehmigten 
Börſen nicht vorhanden war, Verſammlungen von Kaufleuten 
behufs des Abſchluſſes von Handelsgeſchäften aber nach wie 
vor zuläſſig blieben, das Erforderniß der Genehmigung mithin 
nicht die Natur eines Verbots der ungenehmigten Verſamm⸗ 
lungen hatte. Es heißt nämlich in der Begründung des Ent: 
wurfs des Einführungsgeſetzes (Stenographiſche Berichte des 
Hauſes der Abgeordneten von 1861 Bd. 6 Anlagen, 3. Theil 
Seite 1102 ff., Aktenſtück Nr. 149) zum Art. 3 58 1—3, 
von denen der erſte Satz des § 1 bereits ebenſo lautete, 
wie der Art. 3 § 1 des Geſetzes (Seite 1117 a. a. O.): 


„Indem das Handelsgeſetzbuch in verſchiedenen Fällen 
eine Berechtigung oder Verpflichtung davon abhängig 
macht, daß eine Waare einen Börſenpreis habe — 
vgl. Art. 311, 343, 354, 376 —, legt es den zur 
Feſtſtellung eines ſolchen Preiſes dienenden örtlichen 
Einrichtungen eine Bedeutung bei, welche es nicht ge— 
ſtattet, dieſe Einrichtungen lediglich der Willkür der 
Betheiligten zu überlaſſen. Es darf daher zunächſt 
kein Zweifel darüber obwalten, welche Verſammlungen 
von Kaufleuten als Börſen anzuſehen ſind, und es 
iſt deshalb im § 1 die Errichtung einer Börſe an 
die ſtaatliche Genehmigung geknüpft. Im Gebiete 
des rheiniſchen Rechts war eine ſolche, und zwar die 
landesherrliche Genehmigung, nach Art. 71 des rheini— 
ſchen Handelsgeſetzbuchs bisher ſchon erforderlich. Im 
Gebiete des Allgemeinen Landrechts fehlte es darüber 
an ausdrücklichen Vorſchriften. Die für die Kaufmann⸗ 
ſchaſten zu Berlin, Königsberg, Danzig, Elbing, Stettin 
landesherrlich erlaſſenen Börſenordnungen (Geſetzſamm— 
lung von 1825 Seite 137, 1827 Seite 128, 1830 
Seite 10 und Seite 73, 1832 Seite 121) mit ihren 
Ergänzungen (Geſetzſammlung 1851 Seite 705 und 
1858 Seite 327) ſetzen ſämmtlich die Börſe als be— 
reits vorhanden voraus. Daß der Handelsminiſter 
die ſtaatliche Genehmigung ertheile, entſpricht den 
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gegenwärtig beſtehenden Reſſortverhältniſſen. Es muß 
ferner ein für alle Mal feſtgeſtellt ſein, wie die Börſen⸗ 
preiſe zu ermitteln, zu veröffentlichen und nachzuweiſen 
ſind, und es wird hierdurch die ſtaatliche Genehmigung 
auch für die Börſenordnungen bedingt. Der Erlaß 
dieſer Börſenordnungen iſt dem Handelsminiſter vor⸗ 
behalten, weil es darauf ankommt, hierbei, wenigſtens 
in einzelnen Beziehungen, gleichmäßige Grundſätze an 
den größeren Handelsplätzen der Monarchie zur Gel⸗ 
tung zu bringen.“ 


Entſprechende Ausführungen finden ſich in dem Berichte 
der vereinigten Kommiſſionen des Abgeordnetenhauſes für 
das Juſtizweſen und für Handel und Gewerbe, betreffend 
den Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch (Stenographiſche Berichte des 
Hauſes der Abgeordneten von 1861 Bd. 7, Anlagen, 4. Theil 
Seite 1485 ff., Aktenſtück Nr. 190), und in dem Bericht der 
fünfzehnten Kommiſſion des Herrenhauſes über den Entwurf 
eines Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handels- 
geſetzbuch (Stenographiſche Berichte des Herrenhauſes von 1861 
Bd. 2, Anlagen, Seite 365 ff., Aktenſtück Nr. 46). Es iſt 
namentlich nach dem erſteren Bericht von den Regierungs- 
kommiſſarien bemerkt worden (a. a. O. Seite 1487): 


„Die dem Handelsminiſter zugedachte Befugniß 
könne nicht bedenklich erſcheinen, indem nach den 
Vorſchlägen des Entwurfs privatrechtliche Vorſchriften 
in die revidirten und neuen Börſenordnungen nicht 
aufgenommen werden dürften, ſomit deren Inhalt nur 
reglementarer Natur ſein könne. Da das Handels⸗ 
geſetzbuch an mehreren Stellen — Art. 311, 343, 
354, 376 — die Börſenpreiſe für entſcheidend er⸗ 
kläre, ſo ſei die ſtaatliche Genehmigung zur Errich— 
tung neuer Börſen und Börſenordnungen ebenſowohl 
als durch Abänderung beſtehender Börſenordnungen 
unumgänglich nothwendig. Von einem ſolchen Börſen⸗ 
preiſe könne nicht die Rede fein, wenn die Möglich— 
keit mehrerer Börſen an demſelben Orte, mit ver— 
ſchiedenen Ordnungen und daraus hervorgehenden 
verſchiedenen Notirungen, geſetzlich gegeben ſei. Die 
Mitwirkung der Intereſſenten bei Errichtung neuer 
und Abänderung beſtehender Börſenordnungen aus— 
zuſchließen, liege dem Geſetzentwurfe fern, vielmehr 
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ſei es nur Abſicht der Staatsregierung, durch die frag— 
lichen Beſtimmungen ſich die Beſtätigung der von den 
Börſenintereſſenten entworfenen Börſenordnungen vor— 
zubehalten. Wolle das Geſetz ſich darauf beſchränken, 
bloß Normativbeſtimmungen aufzuſtellen und inner— 
halb der Grenzen derſelben das Nähere der Autonomie 
der betreffenden Kaufleute zu überlaſſen, ſo würde 
bei der großen Verſchiedenheit der Verhältniſſe an 
den verſchiedenen Börſenplätzen der Inhalt jener ſich 
nur auf wenige Sätze reduziren und alles Andere 
der Autonomie der betreffenden Kaufleute überlaſſen 
werden müſſen, was, wie ſchon bemerkt, unzuläſſig 


ei. 

Auch bei der Berathung des Entwurfs im Landtage 
iſt keine von der vorſtehenden abweichende Auffaſſung des 
Art. 3 § 1 hervorgetreten. 

Hiernach iſt klar, daß, worauf ſchon die Ordnung der 
Angelegenheit in dem Einführungsgeſetze zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuche hinweiſt, der Zweck des Art. 3 
§ lediglich der geweſen iſt, diejenigen kaufmänniſchen Ber: 
ſammlungen, auf welche die geſetzlichen Beſtimmungen über 
Börſen und Börſenpreiſe Anwendung finden ſollten, von 
allen anderen zu ſondern, d. h. den genehmigten Verſamm— 
lungen eine rechtliche Sonderſtellung zu geben, ungenehmigte 
Verſammlungen von Kaufleuten zum Abſchluß von Handels— 
geſchäften aber nicht für unzuläſſig zu erklären. Dafür nament— 
lich, daß man deshalb habe weiter gehen wollen, um in der 
Weiſe, wie ſpäter beim Reichsbörſengeſetze, Uebelſtänden im 
Börſenverkehr entgegenzutreten, bietet ſich in der ganzen Ent— 
ſtehungsgeſchichte des Art. 3 § 1 nirgends ein Anhalt. 

Bei der ſomit beſtehenden Zweifelhaftigkeit der Bedeu: 
tung, die der $ 1 Satz 1 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 
1896 hat, fällt ausſchlaͤggebend für die Eigenſchaft deſſelben 
als eines Verbotsgeſetzes das in der Berufungsinſtanz von 
dem Miniſterialkommiſſar beigebrachte neue Material ins 
Gewicht. Denn danach iſt nicht bloß der § 1 Satz! gleich 
nach dem Erlaß des Geſetzes von den verſchiedenſten Seiten, 
insbeſondere auch von Seiten ſolcher, die bei der Abfaſſung 
und dem Zuſtandekommen des Geſetzes weſentlich betheiligt 
geweſen waren, im Sinne eines Verbotsgeſetzes verſtanden, 
ſondern vor Allem iſt bereits der Art. 3 § 1 des Einführungs- 
geſetzes vom 24. Juni 1861 mindeſtens ſeit dem Jahre 1883 
an der maßgebenden Stelle fortdauernd und gleichmäßig, 
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nicht etwa vereinzelt, vielmehr überall, wo ſich die Gelegen⸗ 
heit bot, und ohne bei den zur Mitwirkung dabei Berufenen 
auf Widerſpruch zu ſtoßen, ebenfalls als Verbotsgeſetz an⸗ 
geſehen und angewendet, und es iſt, um dieſer Auffaſſung 
Rechnung zu tragen und ſie in das Reichsbörſengeſetz zu 
übernehmen, eine Aenderung des urſprünglichen Entwurfs 
deſſelben angeregt und vorgenommen worden (vgl. die oben 
unter Nr. 7 mitgetheilte Korreſpondenz zwiſchen dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe und dem Staatsminiſterium). Frei⸗ 
lich iſt die rechtliche Auffaſſung des Art. 3 8 1 des Ein: 
führungsgeſetzes vom 24. Juni 1861 nicht zutreffend ge⸗ 
weſen; auch iſt das, was durch die Aenderung des urſprüng⸗ 
lichen Entwurfs des § 1 des Börſengeſetzes „klar zum 
Ausdrucke“ gebracht werden follte, in Wirklichkeit doch wieder 
nicht klar ausgedrückt worden. Immer aber wird doch durch 
die Art und Weiſe, wie der Art. 3 § 1 des Einführungs⸗ 
geſetzes gehandhabt worden iſt, dem aus der Bezugnahme 
auf dieſe Vorſchrift in der Begründung zum Börſengeſetz 
und aus dem im Weſentlichen übereinſtimmenden Wortlaute 
der beiden Geſetzesbeſtimmungen zu entnehmenden Argumente 
dafür, daß dem § 1 Satz 1 des Börſengeſetzes die gleiche 
Bedeutung zukomme, welche — nach richtiger Auslegung — 
der Art. 3 § 1 des Einführungsgeſetzes gehabt habe, der 
Boden entzogen. Und wenn es ſich bei der zwiſchen dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe und dem Staatsmini⸗ 
ſterium geführten Korreſpondenz auch nur um ein Internum 
der Behörden gehandelt hat, ſo iſt doch für die Auslegung 
einer ihrem Wortlaute nach mehrdeutigen Geſetzesvorſchrift 
der Nachweis, welchen Sinn die Regierung mit den von 
ihr gewählten Worten verbunden wiſſen wollte, von großer 
Bedeutung. 

2. Iſt ſonach dem § 1 Satz 1 des Börſengeſetzes die 
rechtliche Natur eines Verbotsgeſetzes gegenüber allen Ver— 
ſammlungen, die im Sinne des § 1 Satz 1 Börſen ſind, 
beizulegen, jo iſt weiter zu unterſuchen, ob die Verſamm— 
lungen im Feenpalaſte zu dieſen Verſammlungen gehörten, 
alſo ihre Abhaltung ſich als die genehmigungspflichtige Er— 
richtung einer Börſe darſtellte und wegen des Mangels der 
Genehmigung unzuläſſig war. Auch inſoweit kann dem Kläger 
nicht zugeſtimmt werden. 

Daß im § 1 Satz 1 unter der Börſe etwas Anderes 
zu verſtehen iſt, als im Satz 2 des § 1, und an den ſpä— 
teren Stellen des Börſengeſetzes, wo Börſe die bereits ge— 
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nehmigte Börſe oder eine Börſe bedeutet, die, weil fie ſchon 
früher beſtanden hat und als Börſe anerkannt geweſen iſt, 
einer genehmigten Börſe gleichſteht, liegt auf der Hand. Im 
Uebrigen beſtimmt darüber, was ſich als eine Börſe, zu deren 
Errichtung es der Genehmigung der Landesregierung bedarf, 
darſtellt, das Börſengeſetz ſelbſt weder im § 1 noch ſonſt. 
Nachdem bei den Berathungen der Börſen⸗Enquéete⸗Kommiſſion 
zwei verſchiedene Definitionen des Begriffs Börſe aufgeſtellt 
worden, aber auf Bedenken geſtoßen waren, wurde ſchließlich 
„die Frage, ob überhaupt ein ſolcher allgemeiner Satz vor— 
anzuſtellen ſei“, verneint (Börſen⸗Enquete⸗Kommiſſion. Weber: 
ſicht der abgelehnten oder zurückgezogenen Anträge nebſt Ab: 
ſtimmungen [1893] Seite 1 und die daſelbſt angezogenen 
Stellen der Verhandlungen). In der Begründung zum Ent: 
wurfe des Börſengeſetzes iſt dann ausgeführt, und zwar ohne 
daß es bei der Berathung des Entwurfs im Reichstage je 
von irgend einer Seite beanſtandet worden wäre: Von einer 
Definition des Begriffs Börſe habe der Entwurf abgeſehen, weil 
eine ſolche kaum erſchöpfend zu geben ſei, und weil die thatſäch⸗ 
liche Geſtaltung der vorhandenen und als ſolche im techniſchen 
Sinne unbeſtritten anerkannten Börſen genügenden Anhalt 
biete, um zu entſcheiden, ob eine kaufmänniſche Verſammlung 
als Börſe im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſei oder nicht 
(Druckſachen des Reichstags, 9. Leg.⸗Per., IV. Seſſion, 1895/96, 
Seite 25). 

Hierbei iſt unbedenklich anzunehmen, daß mit den im 
techniſchen Sinne anerkannten Börſen nicht Börſen mit ge— 
wiſſen techniſchen Einrichtungen gemeint ſind, ſondern Börſen 
im rechtstechniſchen Sinne behufs Ausſcheidung ſolcher Ver— 
ſammlungen, die nur im Sprachgebrauche des gewöhnlichen 
Lebens Börſen genannt werden (Briefmarken-, Schiffer⸗, 
Muſiker⸗, Buchhändler: u. ſ. w. Börſen ). Aus der ange: 
zogenen Ausführung iſt daher nicht als ein Erforderniß der 
Genehmigungspflicht das Vorhandenſein gewiſſer techniſcher 
Einrichtungen herzuleiten der Art, daß kaufmänniſche Ver: 
ſammlungen, welche dieſe nicht beſitzen, keine Genehmigung 
nöthig hätten. Ebenſowenig iſt aus dem § 5 des Börſen— 
geſetzes, wonach die Börſenordnung die daſelbſt bezeichneten 
Beſtimmungen treffen muß, zu folgern, daß die Genehmigungs- 
pflicht ſich erledigt, wenn es an ſolchen Beſtimmungen und 
den dadurch zu ordnenden Einrichtungen ganz oder theilweiſe 


1) So Tiſcher a. a. O. S. 7. K. 
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fehlt. Denn der § 5 hat gar nicht den Zweck, Merkmale 
dafür aufzuſtellen, wenn eine Verſammlung eine genehmigungs⸗ 
pflichtige Börſe iſt. Er ſoll nur angeben, worüber nähere 
Beſtimmung getroffen ſein muß, damit die Genehmigung 
der Börſenordnung erfolgen kann. Zum § 1 Satz! ſteht 
er nicht in dem Verhältniſſe, daß eine Verſammlung eine 
genehmigungspflichtige Börſe ſei, weil ihr Statut über die 
im $ 5 bezeichneten Dinge Beſtimmungen treffe, und es nur 
ſei, wenn das Statut dieſe Beſtimmungen treffe, ſondern 
allein in dem, daß, wenn und weil eine Verſammlung eine 
genehmigungspflichtige Börſe iſt, fie eine Börſenordnung mit 
dem im 8 5 vorgeſehenen Inhalt erhalten muß. Das Vor: 
handenſein der in ihm aufgeführten Einrichtungen iſt alſo 
nicht eine Vorausſetzung der Genehmigungspflicht. 

Sonach iſt man lediglich darauf angewieſen, zu er⸗ 
mitteln, welche Geſtaltung bisher thatſächlich die anerkannten 
Börfen gehabt haben. Dabei zeigt ſich, was zunächſt die 
techniſchen Einrichtungen anlangt, eine ſehr große Verſchieden⸗ 
heit und Mannigfaltigkeit an den Börſen Deutſchlands, und 
noch mehr des Auslandes. Kaum eine Einrichtung iſt an 
allen Börſen vorhanden. Dies ergibt ſich aus der Zuſammen⸗ 
ſtellung, welche die Börſen⸗Enquéète⸗Kommiſſion vorgenommen 
hat, und welche auf „den durch das Auswärtige Amt des 
Deutſchen Reiches und das preußiſche Miniſterium für Handel 
und Gewerbe beſchafften Originalmaterialien“ beruht (Börſen⸗ 
Enquete⸗Kommiſſion. Die hauptſächlichſten Börſen Deutſch— 
lands und des Auslandes, ihre Organiſationen, Einrichtungen, 
Gebräuche u. ſ. w. — 1892 — nebſt Nachtrag). Es wird 
auch durch den Inhalt der Schriftſtücke beſtätigt, die bei der 
vom Kläger veranſtalteten, die Zeit bis zum 31. Dezember 
1896 betreffenden Enquete entſtanden ſind. Danach finden 
z. B. Kurs: und Preisnotirungen durch eigene Organe der 
Börſe nicht ſtatt bei der Börſe in Elbing, wo „betreffs der 
Kursnotirung die Notirungen der Berliner Börſe maßgebend 
ſind“, und der in Memel. Bei der Börſe in Hamburg ver⸗ 
anlaßt für Waaren nur die Handelskammer, daß wöchentlich 
einmal eine „Waarenpreisliſte“ erſcheint, deren „Herausgeber 
ſich mit den Maklern und Kaufleuten der einzelnen Geſchäfts⸗ 
zweige in Verbindung zu ſetzen und ſo die Preiſe zu er— 
mitteln hat.“ In Lübeck „beſorgt Kursnotirungen für Effekten 
eine Bank und ein Bankier, für Waaren ein Agent; alles 
dies ſind rein private Veröffentlichungen“. Preisnotirungen 
für Waaren „finden in Bremen nur ſtatt in Petroleum 
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(Tagespreiſe) und Baumwolle (Tagespreiſe und Termine) 
und werden von den Spezialbörſen veranlaßt“. Einrich⸗ 
tungen zur Erleichterung des Abſchluſſes und der Abwicklung 
von Termingeſchäften (Liquidationskaſſen, Abrechnungskaſſen, 
Kündigungsbüreaus, Effektengiros, Skontrirungskontore u. dgl.) 
fehlen ganz in Bremen, Poſen und Stettin, für Termin: 
geſchäfte in Produkten in Breslau. In Köln und in Mann⸗ 
heim iſt nur „für Zeitgeſchäfte in Produkten an der Börſe 
ein Kündigungsraum vorhanden, in welchem ein Börſen— 
beamter die Kündigungsſcheine entgegennimmt und deren 
Cirkulation vermittelt“; ſonſtige Einrichtungen find nicht vor: 
handen. In Königsberg in Preußen „beitehen beſondere Ein— 
richtungen, wie Liquidationskaſſen u. ſ. w., nicht.“ In Dresden 
„hat ein früher vorhandenes Liquidationsbüreau für Zeit— 
geſchäfte aufgehört zu fungiren“. Für die Börſe in Stutt⸗ 
gart „fehlen derartige Beſtimmungen — d. i. Beſtimmungen 
über die in Rede ſtehenden Einrichtungen — ganz“. 

Unter dieſen Umſtänden können nicht beſtimmte Ein— 
richtungen als nothwendige Vorausſetzung der Genehmigungs— 
pflicht angeſehen werden. Es iſt auch nach den mit dem 
Börſengeſetze verfolgten Zielen kein innerer Grund erſichtlich, 
der den Geſetzgeber hätte veranlaſſen können, die Genehmi— 
gungspflicht davon abhängig zu machen, ob ſolche Einrich— 
tungen vorhanden ſind oder nicht. Dies gilt insbeſondere 
von den Einrichtungen zur Preisfeſtſtellung. 

Laſſen ſich ſomit die Merkmale für die Genehmigungs— 
pflicht nur in anderen Dingen ſuchen, ſo ſind ſie in folgenden 
zu finden: Zunächſt müſſen Verſammlungen einer größeren 
Zahl von Perſonen vorliegen, die an einem ein für alle Mal 
beſtimmten Orte und zu einer allgemein beſtimmten Zeit, 
wenn nicht täglich, jo doch in verhältnißmäßig kurzen Zwi— 
ſchenräumen regelmäßig abgehalten werden, und deren Wieder— 
holung von vornherein beabſichtigt iſt. Die ſich Verſam— 
melnden müſſen ſodann wenigſtens vorwiegend ſelbſtändige 
Kaufleute oder kauſmänniſche Hilfsperſonen ſein und ihren 
Geſchäftsſitz am Orte der Verſammlungen oder in deſſen 
Nähe haben. Die Verſammlungen müſſen weiter dem Handel 
mit nicht zur Stelle gebrachten vertretbaren Waaren dienen, 
und zwar ſo, daß der in ihnen betriebene Handel wiederum 
zwar nicht ausſchließlich, aber doch in erheblichem Maße ein 
Handel von Großhändlern unter einander iſt. 

Ob außerdem noch erforderlich iſt, daß in größerem 
Umfange mit abſtrakter, nur typenmäßig, d. i. nach allgemein 
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feſtgeſetzten Muſterſorten, bezeichneter Waare gehandelt wird, 
bedarf im gegenwärtigen Falle keiner Unterſuchung. Denn 
daß in folcher Weile in den Verſammlungen im Feenpalaſte 
gehandelt worden iſt, zeigt das von dem Beklagten ſchon 
mit der Gegenerklärung auf die Klage überreichte Formular 
eines im Feenpalaſte bei Geſchäften über Weizen benutzten 
Schlußſcheins, deſſen Gebrauch der Kläger nicht in Abrede 
geſtellt hat, und das wie folgt lautet: 


„Berlin, den 18. 


N Af... ae Be ee 
unter Ausſchluß aller Börſengebräuche: 
CCC Tonnen 
geſunden, trockenen und für Müllereizwecke gut ver⸗ 
wendbaren Weizen, weiß oder roth (gelb) und 
wenigſtens 755 Gramm per Liter wiegend. Aus: 
geſchloſſen ſind: 

1. Rauhweizen, Kubanka, ſyriſcher, egyptiſcher und 

Laplata⸗Hartweizen; 
2. künſtliche Miſchungen von weißem und rothem 
(gelbem) Weizen. 
Lieferung per. in Käufers Wahl. 
f er a 1 re ee ee 
frei Berlin vom Kahne und / oder vom Boden. Er— 
füllungsort für beide Theile iſt Berlin. 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die 
Waare durch Uebergabe eines Dispoſitionsſcheines 
innerhalb der bedungenen Lieferungszeit zu über— 
weiſen. Die verkaufte Waare darf dem Käufer nur 
in Mengen von mindeſtens zehn Tonnen geliefert 
werden. Bei Geſchäften unter 50 Tonnen muß 
das gehandelte Quantum in einer Partie geliefert 
werden und iſt innerhalb fünf Tagen nach Andienung 
zu empfangen. Bei Geſchäften von 50 Tonnen und 
darüber iſt der Verkäufer berechtigt, je 50 Tonnen 
von zwei verſchiedenen Orten auf einmal zu liefern, 
und iſt der Käufer verpflichtet, dieſelben inner— 
halb acht Tagen zu empfangen. Falls der Ver⸗ 
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käufer bei Geſchäften von mehr als 50 Tonnen 
ſolche ungetheilt liefern will, hat er dem Käufer 
davon einen Tag vorher ſchriftlich Mittheilung zu 
machen und demſelben auf fein Verlangen Dis⸗ 
poſitionsſcheine über je 50 Tonnen (ſoweit das ge⸗ 
handelte Quantum durch 50 theilbar iſt) und einen 
über den Reſt auszuſtellen. Die ſolcher Art an⸗ 
gewieſenen Poſten ſind ebenfalls innerhalb acht 
Tagen zu empfangen. 

Endet die Lieferungsfriſt an einem Feiertage, 
ſo muß die Abnahme am vorhergehenden Werktage 
geſchehen. Die beiden jüdiſchen Neujahrstage und 
der jüdiſche Verſöhnungstag werden hierbei, wie 
überall in dieſem Vertrage, als Feiertage gerechnet. 
Der Käufer iſt verpflichtet, für jede Lieferung Zug 
um Zug baare Zahlung zu leiſten. — Der Aus: 
ſteller des Dispoſitionsſcheines hat denſelben ſeinem 
Käufer an einem Werktage zwiſchen 9 und 10 Uhr 
Vormittags zuzuſtellen; der Letztere iſt berechtigt, 
die Waare an einen Dritten zu überweiſen. Macht 
er von dieſem Rechte Gebrauch, ſo muß er dem 
Ueberbringer des Dispoſitionsſcheines ſofort den 
Namen ſeines Käufers aufgeben. Die Umlaufszeit 
des Dispoſitionsſcheines endigt am Tage der An: 
dienung Nachmittags 6 Uhr.“ 


Das Formular trifft dann noch Beſtimmungen über 
das, was der Dispoſitionsſchein enthalten muß, über die 
Entſcheidung von Qualitätsſtreitigkeiten durch Sachverſtändige 
und über die Perſonen der Sachverſtändigen, über die Koſten 
der Uebergabe bezw. Empfangnahme der angewieſenen Waare, 
über die Folgen des Verzuges eines der beiden Vertrag— 
ſchließenden und einer Zahlungseinſtellung, ſowie über die 
zu einer Abtretung der Rechte aus dem Vertrage an einen 
Dritten nothwendige Zuſtimmung des anderen Theils. Dieſes 
Formular (vollſtändig abgedruckt bei Sayous a. a. O. 
Seite 482 — 484) ergibt alſo unzweideutig das rein Typiſche 
der nach ihm gehandelten Waare. 


Darüber aber, daß die anderen Merkmale für die Ge⸗ 
nehmigungspflicht bei den Verſammlungen im Feenpalaſte zu— 
trafen, kann gar kein Zweifel beſtehen. Es waren namentlich 
auch die Perſonen, die bei ihnen zuſammenkamen, ſehr zahlreich 
und in der Hauptſache dieſelben, die vorher ſtändige Be: 
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ſucher der Berliner Produktenbörſe geweſen waren, d. i. Groß⸗ 
händler, die in Berlin oder doch in der Nähe von Berlin 
wohnen. 


3. Da nach alledem die Verſammlungen im Feenpalaſte 
wider den § 1 Satz 1 des Börſengeſetzes verſtießen, konnte 
gegen ſie ſo, wie in der Verfügung des Beklagten vom 11. Juni 
1897 geſchehen, vorgegangen werden. Denn dem Bezirks⸗ 
ausſchuß iſt unbedenklich darin beizutreten, daß dieſe Ver⸗ 
fügung von dem vorhergegangenen Erlaſſe des Oberpräfi: 
denten vom 11. Mai 1897 unabhängig iſt, es alſo auf die 
Rechtmäßigkeit des letzteren nicht weiter ankommt, die der 
Kläger bezweifelt hat, weil der Erlaß nicht an den Vorſtand 
des Vereins der Berliner Getreide- und Produktenhändler, 
ſondern an die davon verſchiedenen Leiter der Verſamm— 
lungen im Feenpalaſte hätte gerichtet werden müſſen. Wegen 
des Mangels der erforderlichen Genehmigung konnte ferner 
die Polizeibehörde, und zwar die Ortspolizeibehörde, die Fort⸗ 
fetzung der Verſammlungen unterſagen. Es handelt ſich um 
ein Einſchreiten zur Aufrechterhaltung der durch das Verbot 
des § 1 Satz 1 geſchaffenen öffentlichen Ordnung im Handel 
und Verkehr, welches ſchon in Folge des Verbots zuläſſig 
iſt, ohne daß es noch eines beſonderen Ausdruckes dieſer 
Zuläſſigkeit im Geſetz oder einer Strafandrohung bedurfte, 
und obwohl das Verbot nicht in einem preußiſchen Landes— 
geſetze, ſondern in einem Reichsgeſetze enthalten iſt. Ob in 
den anderen deutſchen Bundesſtaaten eine dem § 10 Titel 17 
Theil II des Allgemeinen Landrechts entſprechende Beſtim⸗ 
mung gilt, iſt daher gleichgiltig; der $ 1 Satz 1 des Börſen⸗ 
geſetzes gibt für ganz Deutſchland die Grundlage zu einem 
gleichmäßigen polizeilichen Vorgehen. Die Polizeibehörde 
war auch nicht genöthigt, den Kläger, wie dieſer meint, zu⸗ 
nächſt aufzufordern, daß er die fehlende Genehmigung ein⸗ 
hole, ſondern konnte die geſetzwidrigen Verſammlungen ſo— 
fort verhindern, um ſo mehr, als ſchon der Oberpräſident 
ohne Erfolg zu einem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung 
aufgefordert hatte. Die Verſammlungen durften dabei voll 
ſtändig unterſagt werden, wenn ſchon in ihnen zum Theil 
Erlaubtes geſchah, was nicht dem § 1 Satz 1 zuwiderlief. 
Denn dasjenige, was ihr Weſen beſtimmte und ihnen ihren 
Charakter gab, war das Verbotene. Das Erlaubte bildete 
nur eine mit der verbotenen Hauptſache untrennbar ver: 
bundene Nebenſache. Endlich iſt nach dem § 132 Ziff. 3 
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des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 nicht zu beanſtanden, daß dem erlaſſenen 
Verbote die Androhung unmittelbaren Zwanges hinzugefügt 
worden iſt. 


Demgemäß war unter Abänderung der Vorentſcheidung 
die Klage abzuweiſen. 


Wie die Produktenbörſe in Berlin in Veranlaſſung des 
§ 5 Abſ. 2 der Börſenordnung vom 22. Juni 1896 ihre 
Endſchaft erreicht hat, iſt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
Seite 424 Anm. 1 angegeben. Die Entſcheidung iſt vor: 
nehmlich von zeitgeſchichtlicher Bedeutung. Beruhend auf 
dem Börſengeſetz ſollte die Geſtalt einer Börſe angegeben 
werden, obwohl feſtſtand, daß nach Zeit und Ort, wo das 
Geſetz entſtand, über das Wort „Börſe“ keine Klarheit vor— 
handen war, auch nicht danach geſucht wurde. Der vortreff— 
liche Aufſatz von Dr. Emil Tiſcher, „Der Begriff und die 
Errichtung einer Börſe nach dem Reichsbörſengeſetz vom 
22. Juni 1896“ (Annalen des Deutſchen Reiches von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Max v. Seydel 1899 Nr. 1 
Seite 1 ff.), der älter iſt als das Urtheil des Oberverwal— 
tungsgerichts, gibt im Voraus eine Beurtheilung deſſelben. 
Die Tagespreſſe hat ſich wenig mit dem Urtheil befaßt 
(Berliner Börſenzeitung vom 7. Januar 1899 Nr. 12). Für 
ſie iſt die Sache mit dem endgiltigen Urtheilsſpruch abgethan. 
Eine Geſchichte der Börſen iſt bisher nicht verſucht. Nach 
Zeit und Ort ſind die Geſtaltungen verſchieden. Für Deutſch— 
land möchte heute die Feſtſtellung der Preiſe und die Kund— 
gebung nach außen für eine Börſenverſammlung begrifflich 
erforderlich ſein, andererſeits würde bereits eine Verſammlung 
von Handeltreibenden, welche ſich, ohne die Waaren mit ſich 
zu führen, regelmäßig zuſammenfindet, die Bezeichnung Börſe 
beanſpruchen können. Somit war die Verſammlung im 
Feenpalaſt nach heutiger Anſchauung und deutſchen Verkehrs— 
verhältniſſen keine Börſe. — Es darf erwartet werden, daß, 
nachdem der Richterſpruch ergangen iſt, die Verkehrsnoth— 
wendigkeit den Börſenraum wieder öffnen wird, womit die 
Oeffentlichkeit und Sicherheit der Feſtſtellung der Marktpreiſe 
in alter Zuverläſſigkeit ſich ermöglicht. 

Februar 1899. Keyßner. 
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VIII. 


Der Checkvertrag; der gefälſchte Check; Aufbewahrung des 

Checkbuches; Prüfung der Checkunterſchrift; Checkdeckung; 

Haftung des Checkinhabers bei Einlöſung eines gefälſchten 
Checks; gefälſchte Wechſelunterſchriſt. 


Urtheil des Handelsgerichts Zürich vom 12. Fe 
bruar 1898, des ſchweizeriſchen Bundesgerichts 
vom 22. September 1898). 


Die Getreidehandlung A. Tennenbaum & Co. in 
Zürich hatte bei der Züricher Kantonalbank ein Guthaben, 
welches ſie zur Ziehung von Checks benutzte. Zu dieſem Be— 
hufe hatte fie von der Kantonalbank ein Checkbuch erhalten, 
welches 100 gedruckte fortlaufend nummerirte Checkformulare 
enthielt. Weitere Abreden waren nicht getroffen. — Wäh⸗ 
rend der Chef des Hauſes und der Prokuriſt Schaad ab— 
weſend waren, entnahm ein ungetreuer Bedienſteter Namens 
Pfeilſchmidt aus dem Checkbuch das Formular 110,652, 
füllte daſſelbe mit 500 Franken auf Tennenbaum & Co. 
zahlbar aus und fälſchte die Unterſchrift des A. Schaad. 

Noch am gleichen Tag wies er den Check bei der Kaſſe der 


1) Rechtsgutachten wurden erſtattet von den Profeſſoren Meili und 
Georg Cohn in Zürich, nach denen die Bank den Verluſt zu 
tragen habe; von Profeſſor Guſtav Vogt in Zürich, welcher 
auf die Aufbewahrungspflicht des Checkkunden das entſcheidende 
Gewicht legt. Profeſſor Meilt und Georg Cohn traten dem 
in einem zweiten Gutachten entgegen, dem eine Anmerkung des 
Profeſſors Laband eingefügt iſt. Dieſe Gutachten enthalten eine 
Anſammlung von Rechtsſprüchen. Vgl. „ General⸗ 
regiſter zu Bd. I XXV dieſer Zeitſchrifi S. 382. Ferner: 
Bd. XXVI S. 82, 265, 616; Bd. XX VIII S. 587 ff., Geſchäfts⸗ 
ordnung für das Gwoeffektendepot der Bank des Berliner Kaſſen— 
vereins, Aufbewagrungerflicht. § 79; Bd. XXIX S 59 ff. 
er Koch), 160 ff., 494; d. XXX S. 1 ff. (Birnbaum), 

S. 325 ff. (Mapp); Bd. XXXI S. 259 ff, Checkverordnung für 
Lippe, Aufbewahrungspflicht § 19; Bd. XXXII S S. 201 ff., Fäl⸗ 
ſchung der Anweiſungsſumme im Check; Bd. XXXIII 85 314; 
Bd. XXXV S. 262, Aufbewahrungspflicht Unterſchriftsprüfung; 
Bd. XXXVI S 629; Bd. XXXVIII S. 185; Bd. XL S. 316 ff.; 
Bd. XLI S. 597 (Hoppenſtedt, Rieſſer); Bd. XLIII S. 395: 
Bd. XLV S. 329; Bd. XLVI S. 521; Bd XLVII S. 528, 492 
(Norwegiſches Geſetz). K. 
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Kantonalbank vor und erhob den Betrag, nachdem der 
Kaſſirer P. das Papier von dem die Kontrolle ausübenden 
Buchhalter J. mit deſſen Viſum verſehen zurückempfangen 
hatte. Sache des letzteren Beamten war es, ſowohl das 
Vorhandenſein der Deckung als auch die Echtheit der Unter: 
ſchrift zu prüfen; derſelbe nahm auch an letzterer keinen An— 
ſtand, obſchon er hierbei die gefälſchte Unterſchrift mit der 
echten des Schaad auf dem der Klägerin zu dieſem Zweck 
von den Beklagten zur Verfügung geſtellten Unterſchriften— 
ſchema verglichen hatte. 

Es verblieb zur weiteren Checkdeckung ein Guthaben von 
670.50 Franken. Unmittelbar ſtellte Pfeilſchmidt unter 
Benutzung eines Wechſelformulars von Tennen baum & Co. 
weiter fälſchungsweiſe eine angeblich von dieſer auf EG. Müller 
zur Walzmühle in Glarus gezogene Tratte im Betrage von 
28,608.45 Franken per 30. November 1896 aus, verſah ſie 
mit dem Giroſtempel von Tennenbaum & Co. und indoſ— 
ſirte ſie an die Kantonalbank, indem er ſowohl im Kontext 
als im Indoſſament die Unterſchrift des Prokuriſten Schaad 
fälſchte und überdies auf der Vorderſeite die Acceptunter: 
ſchrift des Bezogenen, Müller, fälſchungsweiſe anbrachte, 
die er aus den Korreſpondenzen deſſelben mit ſeinem Hauſe 
kannte. 

Sodann fertigte Pfeilſchmidt weiterhin unter Bes 
nutzung eines mit dem Firmadruck von Tennenbaum & Co. 
verſehenen Briefbogens ein Schreiben an die Kantonalbank 
an, worin dieſe gebeten wurde, den genannten Wechſel zu 
diskontiren und vom Gegenwerth 27,000 Franken in Baar 
auszuzahlen, den Reſt aber im Check-Konto gutzuſchreiben. 
Auch für dieſen Brief fälſchte er die Unterſchrift des Schaad. 
Er gab den Brief gleichen Tags verſchloſſen an der Kaſſe 
der Kantonalbank ab und entfernte ſich, ohne Antwort ab— 
zuwarten. Der gefälſchte Wechſel nebſt Begleitſchreiben war 
vom Direktor der Kantonalbank an den Prokuriſten R. weiter 
gegeben worden, welcher denſelben, da ihm nichts auffiel, dem 
Prokuriſten St. zur Diskontirung übermittelte. 

Auf eine telephoniſche Anfrage des Pfeil ſchmidt bei 
der Kantonalbank, ob man das Geld bekommen könne, er: 
ging die Antwort, daſſelbe müſſe per Check abgeholt werden. 
Hierauf entnahm Pfeilſchmidt dem Checkbuch den Check 
Nr. 110,663 und füllte ihn, unter Fälſchung der Prokura⸗ 
unterſchrift des Schaad, mit 27,000 Franken „zahlbar an 
uns ſelbſt“ aus und begab ſich zur Kantonalbank, wo er 
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den Check an der Kaſſe vorwies und den genannten Betrag 
ausbezahlt erhielt. 

Pfeilſchmidt unterſchlug die 500 Franken und 27,000 
Franken. A. Tennenbaum & Co. beſtritten die Berech⸗ 
tigung der Belaſtung mit dieſen Beträgen und erhob die 
Kantonalbank Klage auf Anerkennung derſelben. 


Das Handelsgericht Zürich hat durch Erkenntniß vom 
13. Februar 1898 dahin entſchieden: 


Die Klage wurde mit Bezug auf den erſten ge: 
fälſchten Check von 500 Franken gutgeheißen, be⸗ 
züglich des zweiten von 27,000 Franken dagegen 
abgewieſen. N 

Gründe: 


1. Die Klage lautet auf Anerkennung des Kontokorrent⸗ 
abſchluſſes, worin die beiden Zahlungen von 500 Franken 
und 27,000 Franken, welche die Klägerin an Pfeilſchmidt 
auf Grund der ihr von dieſem präſentirten zwei gefälſchten 
Checks leiſtete, den Beklagten belaſtet ſind. Es kommt dabei 
zunächſt in Frage, ob eine Schuldpflicht der Beklagten ohne 
Weiteres durch jene Zahlungen in Verbindung mit dem Konto⸗ 
korrent⸗ und Checkvertrag der Parteien entſtanden iſt. Das 
ſeit längerer Zeit zwiſchen den Litiganten beſtehende, mit 
vierteljährlichen Rechnungsabſchlüſſen verbundene Konto: 
korrentverhältniß, als ein Kreditvertrag mit konſum⸗ 
tiver Kraft der Rechnungsabſchlüſſe, kommt dabei lediglich als 
Unterlage des Checkvertrages in Betracht. Letzterer iſt 
als eine Art Generalmandat (convention préalable) aufzu⸗ 
faſſen, wodurch zwiſchen der Bank und einem Gläubiger der: 
ſelben die Erfüllung der von dieſem an jene in der Form 
von Checks zu ertheilenden ſpeziellen Zahlungsaufträge aus 
dem verfügbaren, in Checkrechnung geſtellten Guthaben des 
Gläubigers (mit Zerſtückelungsbefugniß des letzteren) ver: 
einbart wird. Bei einem durchaus gefälſchten Check be— 
ſteht aber überhaupt ein ſpezielles Zahlungsmandat des Check— 
gläubigers in Wirklichkeit gar nicht, und hieraus folgt ohne 
Weiteres, daß aus einem ſolchen auch nicht irgend eine Ver— 
pflichtung für dieſen letzteren begründet wird, ſo daß die 
Bank, welche einen gefälſchten Check einlöſt, eine dieſer 
Leiſtung entſprechende Forderung gegen den Checkkunden nicht 
erwirbt, die Zahlung alſo ihr eigenes Vermögen trifft und 
ihr daher einen entſprechenden Schaden zufügt. Dieſe Auf: 
faſſung, wonach die mit der Honorirung eines gefälſchten 
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Checks verbundene Gefahr die Bank und nicht den Check— 
kunden trifft, iſt in Theorie und Praxis die allgemein 
herrſchende. (Vgl. Cohn in Endemann's Handbuch des 
Handelsrechts Bd. III S. 1165; Unger, Handeln auf 
fremde Gefahr, Jahrb. für Dogmatik Bd. 33 S. 351 ff. 
und in Separatabdruck Jena 1894 S. 54; Fick, Die Frage 
der Checkgeſetzgebung auf dem europäiſchen Kontinent, Zürich 
1897 S. 438; Lyon-Caön & Renault, Traité de droit 
commercial Bd. IV Nr. 589.) Eine abweichende Meinung 
iſt allerdings — mit Rückſicht auf die Pflicht des Mandanten, 
dem Mandatar den bei der Ausführung des Mandates er— 
wachſenen Schaden zu erſetzen (Art. 400 Obl.⸗R.) — für 
den Fall geäußert worden (ſ. hierüber namentlich Unger 
a. a. O. S. 57 ff.), wenn die Unterſchrift des Checks zwar 
echt, aber deſſen Inhalt verfälſcht iſt („verfälſchter 
Check“); allein auch diesfalls hat die Gerichtspraxis an der 
Belaſtung der Bank feſtgehalten (ſ. namentlich Urtheil des 
Obergerichtes Luzern vom 4. Dezember 1883 in Gold— 
ſchmidt's Zeitſchrift f. Handelsrecht Bd. 32 S. 200 ff.); 
im gegenwärtigen Falle aber handelt es ſich unſtreitig um 
die Einlöſung von durchaus gefälſchten Checks. — Für die 
Behaftung der angewieſenen Bank iſt noch weiter angeführt 
worden, daß dieſelbe bei ihrer Zahlung die Unterſchrift des 
Ausſtellers kennen und daher die Folgen einer Unkenntniß 
derſelben an ſich tragen müſſe (ſ. Cohn a. a. O. S. 1165), 
ſowie von anderer Seite, daß das Checkbuchweſen vom An— 
gewieſenen, nicht vom Checkbuchempfänger eingerichtet ſei, 
und erſterer allein beurtheilen könne, welche Kontrollen hierfür 
nöthig ſeien und wie groß thatſächlich die Gefahr der Check— 
fälſchung ſei (ſ. Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts 4. Aufl. 
S. 320, und Unger a. a. O.). — Wenn auch dieſen Ar: 
gumentationen rechtlich nicht durchſchlagende Bedeutung zu— 
geſtanden werden kann, ſo geben ſie doch die Auffaſſung der 
beteiligten Kreiſe wohl ganz richtig wieder. 

Im Uebrigen ſcheint auch die Klägerin davon auszu— 
gehen, daß der Schaden infolge der Einlöſung der gefälſchten 
Checks fie betroffen habe, da fie die Klage in der Begrün⸗ 
dung nicht ohne Weiteres auf jene Zahlungen geſtützt, ſon— 
dern dieſelbe als Klage auf Erſatz des ihr entſtandenen 
Schadens motivirt hat. 

2. Grund einer Schadenserſatzpflicht der Beklagten 
kann entweder ein vertragliches Verſchulden, d. h. ein ſolches 
in der Nichterfüllung einer vertraglich gegenüber der Klägerin 
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übernommenen Verbindlichkeit (Art. 111 Obl.⸗R.) oder ein 
ihr zur Laſt fallendes widerrechtliches Handeln im Sinne des 
Art. 50 Obl.⸗R. bilden; die Klägerin hat alſo die That⸗ 
ſachen herzuſtellen, aus denen ein Verſchulden der Beklagten 
im einen oder anderen Sinne ſich ergibt. 

Ein ſolches Verſchulden erblickt die Klägerin zunächſt 
darin, daß die Beklagten den Albin Pfeilſchmidt, der 
durch ſein Verbrechen den Schaden geſtiftet hat, in fahr— 
läſſiger Weiſe bei ſich angeſtellt und daß ſie ihn in 
der Folge nicht genügend überwacht haben. Es kann 
ſich hierbei nicht um vertragliche Pflichten der Beklagten 
gegenüber der Klägerin, ſondern lediglich um allgemeine 
Menſchenpflichten handeln, ſoweit ſolche in Art. 50 Obl.⸗-R. 
in dem Sinne ſtatuirt ſind, daß niemand abſichtlich oder 
aus Fahrläſſigkeit die Intereſſen ſeiner Mitmenſchen in Gefahr 
und Schaden bringen darf. 

Von einem derartigen Verſchulden der Beklagten bei der 
Anſtellung des Pfeilſchmidt kann indes nicht die Rede ſein. 
Im eigenen Intereſſe der Beklagten wäre es vielleicht an⸗ 
gezeigt geweſen, wenn ſie vor deſſen Anſtellung noch 
weitere Nachforſchungen über ſeine Perſönlichkeit und ſein 
Vorleben vorgenommen hätten, namentlich bei ſeinen früheren 
Lehr- und Dienſtherren in Greiz; die Beklagten mochten dies 
indes mit einigem Grunde deshalb für unnöthig halten, 
weil es ſich nur um die Beſetzung einer ganz untergeordneten 
Bureauſtelle handelte, mit der keine beſondere Verantwort- 
lichkeit verbunden war, derjenigen eines bloßen Schreibers 
und Ausläufers, dem nur geringe Geldbeträge anzuvertrauen 
waren; auch geſchah die Anſtellung zunächſt nur auf Probe. 
Daß das von Pfeilſchmidt vorgewieſene Dienſtzeugniß aus 
Greiz gefälſcht war, konnten die Beklagten bei aller Auf— 
merkſamkeit nicht annehmen und daraus, daß ſie die unbe— 
deutende zeitliche Lücke nicht beachteten, über welche das 
Zeugniß der ſpäteren hieſigen Prinzipale des Pfeilſchmidt 
keine Auskunft gab, iſt ihnen ebenfalls nicht ernſtlich ein 
Vorwurf zu machen. — Ebenſowenig kann der Klägerin 
beigepflichtet werden, wenn ſie ausführt, die Beklagten wären 
verpflichtet geweſen, den Pfeilſchmidt auf dem Bureau 
ſtändig zu überwachen; von einer ſolchen Pflicht der— 
ſelben kann jedenfalls der Klägerin gegenüber nicht die Rede 
ſein. Im Uebrigen bedarf es keiner weiteren Ausführung, 
daß eine derartige ſtändige Ueberwachung unter den hier 
vorliegenden Verhältniſſen, wo die Art und der Betrieb des 
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Geſchäftes es unvermeidlich machten, daß Pfeilſchmidt zeit— 
weiſe allein im Bureau gelaſſen werden mußte, nicht durch— 
führbar geweſen wäre. 

3. Als unbegründet erſcheinen ferner die Vorwürfe, 
welche die Klägerin den Beklagten wegen ihres Benehmens 
nach der Verübung des Verbrechens durch Pfeilſchmidt 
macht, indem ſie ausführt, bei richtigem Verhalten der Be⸗ 
klagten wäre die Fälſchung ſo rechtzeitig entdeckt worden, 
daß man des Verbrechers mit dem durch den Betrug er 
langten Gelde oder einem Theile deſſelben hätte habhaft 
werden können. Gewiß iſt es die Pflicht eines jeden Kunden, 
ſobald er eine Fälſchung im Checkbuch bemerkt, hiervon 
der Bank ſofort Mittheilung zu machen, um nicht durch 
ſein Stillſchweigen die Realiſirung ihrer Vindikations- und 
Schadenserſatzrechte gegen den Verbrecher zu gefährden 
(ſ. Lyon-Caèëèn und Renault a. a. O. Nr. 89 bis, und 
Unger a. a. O. S. 57). Allein die Beklagten haben that⸗ 
ſächlich, ſobald ſie auch nur den Verdacht ſchöpften, daß ſich 
im Checkbuch etwas Unregelmäßiges zugetragen haben könnte, 
der Klägerin hiervon unverzüglich Mittheilung gemacht und 
damit den Anſtoß zur Entdeckung und Verfolgung des Ver— 
brechens gegeben. Allerdings geſchah dies erſt am 24. Oktober, 
während das Verbrechen ſchon am 2. und 3. Oktober verübt 
worden war; indes kann keine Fahrläſſigkeit der Beklagten 
darin erblickt werden, daß ſie es inzwiſchen unterlaſſen hatten, 
das Checkbuch einer genaueren Prüfung zu unterziehen; 
denn hierzu lag für ſie in der That eine Veranlaſſung nicht 
vor, da das Checkguthaben durch die von ihrem Chef 
A. Tennenbaum vor ſeiner Abreiſe nach Preßburg darüber 
vorgenommene Dispoſition beinahe erſchöpft war, und dieſer 
Umſtand zunächſt den Gedanken an irgendwie erhebliche 
Defraudationen des Pfeilſchmidt durch das Mittel des 
Checkbuches nicht aufkommen ließ. Zu einem bezüglichen 
Verdacht hätte ſelbſt dann nicht ohne Weiteres Veranlaſſung 
vorgelegen, wenn weitere Nachforſchungen — wie die Klägerin, 
indes nicht mit genügendem Grunde, behauptet — den Be— 
klagten Klarheit darüber verſchafft hätten, daß Pfeilſchmidt 
ſich geflüchtet habe; in ihrer Unterlaſſung einläßlicher Recherchen 
iſt daher ebenfalls kein Verſchulden der Beklagten zu finden, 
zumal dieſen eine beſondere Pflicht hierzu nicht oblag. Es 
erſcheint aber als wohlbegreiflich, wenn die Beklagten, da 
ſie im Bureau alles, was ſie zu prüfen Anlaß hatten, mit 
Ausnahme des Fehlens der kleinen Handkaſſe, in Orb: 
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nung fanden, dieſem letzteren verhältnißmäßig untergeordneten 
Punkt keine weitere Bedeutung beilegten und ſich, ohne die 
Polizei in Anſpruch zu nehmen, mit einigen Nachfragen bei 
den Logis⸗ und Koſtgebern des Pfeilſchmidt beruhigten, 
indem es unter den vorliegenden Umſtänden am wahrſchein⸗ 
lichſten war, daß dieſer ſich perſönlicher Verhältniſſe halber 
ohne Kündigung und mit Mitnahme des unbedeutenden Reſtes 
der Handkaſſe entfernt habe. 

4. Der zwiſchen den Parteien beſtehende Chedver: 
trag, welcher nach der Regel des Art. 9 Obl.-R. einer be⸗ 
ſonderen Form nicht bedarf (ſ. Fick a. a. O. S. 309), iſt, 
wie allgemein üblich, auch im vorliegenden Falle durch die 
Uebergabe und Entgegennahme eines gebundenen Heftes 
mit von der klägeriſchen Bank herausgegebenen fortlaufend 
nummerirten Checkformularen dokumentirt worden, und 
die Schadenserſatzklage ſtützt ſich nun im Weiteren haupt⸗ 
ſächlich darauf, daß die Beklagten es verſäumt haben, dieſes 
Checkbuch gehörig zu verwahren, und dem Pfeilſchmidt 
dadurch Gelegenheit zur Verübung der Verbrechen gegeben 
haben. — Von den Beklagten iſt nun zwar richtig ausge— 
führt worden, daß — wenigſtens auf Grund des Geſetzes 
(Art. 830 Obl.⸗R.) und abgeſehen von weitergehenden aus: 
drücklichen Stipulationen, wie fie bei einzelnen Banken vor: 
kommen und in dieſem Falle unzweifelhaft rechtsverbindlich 
find (ſ. Coſack a. a. O. S. 320 und Fick a. a. O. S. 179 
und die dort angeführten Beiſpiele) — das Beſtehen eines 
giltigen, die Bank nach dem Checkvertrag zur Einlöſung ver— 
pflichtenden Checks nicht von der Benutzung der von jener 
hierzu ausgegebenen Formulare abhängig iſt, ſofern im 
Uebrigen die geſetzlichen Vorſchriften bezüglich des Inhaltes 
des Checks beobachtet ſind ([. Cohn a. a. O. S. 1147, 
Fick a. a. O. S. 155, 178). Indes erſcheint die Benutzung 
der dem Kunden von der Bank überlaſſenen Blankette 
immerhin naturgemäß als das Gewöhnliche und der Fall, 
wo der Kunde einen Check im ganzen Inhalt ſelbſt ſchreibt, 
iſt derart ungewöhnlich und auffällig, daß die Bank bei der 
Präſentation eines derartigen Schriftſtückes veranlaßt ſein 
wird, daſſelbe mit vermehrter Sorgfalt auf ſeine Echtheit zu 
prüfen (ſ. Fick a. a. O. S. 178 und Kapp, Zeitſchrift für 
Handelsrecht Bd. XXX S. 346), auch darf mit einer ge— 
wiſſen Wahrſcheinlichkeit angenommen werden, daß gerade 
die hier in Frage ſtehende Schädigung der Klägerin durch 
Pfeilſchmidt nicht vorgekommen wäre, wenn dieſer für 
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ſeine Falſifikate nicht die Checkformulare zur Verfügung ge⸗ 
habt hätte. Hieraus ergibt ſich jedenfalls, daß der Beſitz 
derartiger Checkformulare in der Hand unberechtigter Dritter 
für die Bank eine vermehrte Gefahr der Schädigung durch 
einen Fälſchungsbetrug in ſich ſchließt. 

Dieſer Umſtand hat bekanntlich einzelne Bankinſtitute, 
wie z. B. in Zürich die Schweizeriſche Kreditanſtalt, dazu 
bewogen, in ihrem Geſchäftsreglement für den Fall des Ver⸗ 
luſtes, der Entwendung oder ſonſtigen unerlaubten Gebrauches 
des Checkbuches deſſen Inhaber für alle daraus bis zur An: 
zeige des Verluſtes an die Bank erwachſenden Nachtheile ver⸗ 
antwortlich zu machen (ſ. hierüber Fick a. a. O. S. 436, 
Unger a. a. O. S. 57 und Lyon⸗Caëön a. a. O. Nr. 589). 
Im vorliegenden Falle war aber eine derartige ausdrückliche 
Verabredung zur Zeit der Fälſchung, wodurch der eingeklagte 
Schaden entſtand, zwiſchen den Parteien noch nicht getroffen 
und die ſpätere Aufnahme einer ſolchen Klauſel im Ver⸗ 
kehr der Klägerin mit ihren Kunden hat ſelbſtverſtändlich 
keine rückwirkende Kraft. 

5. Nun gilt aber in Theorie und Praxis, auf Grund 
der beſtehenden Handelsſitten, als herrſchende Meinung, daß 
der Checkkunde auch ohne eine beſondere Verabredung der 
Bank gegenüber verpflichtet ſei, das von ihr empfangene 
Checkbuch gehörig zu verwahren, damit eine mißbräuch— 
liche Verwendung deſſelben vermieden werde, und daß der 
Checkkunde bei Vernachläſſigung dieſer Pflicht für den hieraus 
entſtandenen Schaden der Bank haftet (ſ. Unger a. a. O. 
S. 57, Coſack a. a. O. S. 320, Entſcheid des Oberlandes⸗ 
gerichts Celle von 1886, Zeitſchrift für Handelsrecht Bd. 35 
S. 262, Lyon⸗Caén a. a. O. Nr. 589, Urtheil des Han⸗ 
delsgerichtes der Seine von 1864; — anderer Meinung da⸗ 
gegen Cohn a. a. O. S. 1165, welcher für dieſe Haftpflicht 
einen beſonderen Nebenvertrag verlangt). Die genannte 
Verantwortlichkeit des Checkkunden ergibt ſich in der That 
daraus, daß das dem Check zu Grunde liegende Mandat den 
Charakter eines auf den guten Sitten beruhenden Geſchäftes 
hat (bonae fidei negotium, ſ. Unger a. a. O. S. 57 Nr. 135; 
ferner Hafner, Komm. z. Obl.⸗R. 2. Aufl., zu Art. 400 
Nr. 6); die gute Treue erheiſcht vom Checkkunden wegen der 
mit einer ungehörigen Verwahrung der Checkformulare für 
die Bank als dem Vertragskontrahenten verbundene Gefahr 
die mögliche Beſchränkung letzterer durch Anwendung aller 
thunlichen Sorgfalt in der Verwahrung der Blankette. 
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Freilich wird hierbei vom Checkkunden nicht unter allen 
Umſtänden verlangt werden können, daß er das Checkheft 
unter Verſchluß halte, da daſſelbe vielleicht einer Mehrzahl 
von Perſonen im Geſchäfte, zur Vergleichung mit den übrigen 
Skripturen oder auch zur direkten Benutzung, zur Verfügung 
ſtehen muß. Der Inhaber des Checkbuches ſoll ſich indes 
ebenſo einrichten, daß daſſelbe untergeordneten Angeſtellten 
jedenfalls nur mit der nöthigen Ueberwachung in die 
Hände gegeben wird, im Uebrigen aber jenes nur verant⸗ 
wortlichen, zur Geſchäftsführung ermächtigten Perſonen zur 
Verfügung ſteht, deren Unterſchrift das Geſchäft nach außen 
verpflichtet, alſo etwaigen Mitgeſellſchaftern und den Proku⸗ 
riſten. Im vorliegenden Falle hätte der Chef der beklagten 
Firma, als er für mehrere Tage verreiſte, das Checkbuch 
entweder einſchließen oder dem Prokuriſten Schaad zur 
Verwahrung übergeben ſollen; daß er dieſe nothwendigen 
Vorſichtsmaßregeln unterließ und jenes Heft zwar nicht offen, 
ſondern in einer unverſchloſſenen Schublade, aber an einer 
dem Bureauangeſtellten Pfeilſchmidt bekannten und ihm 
leicht zugänglichen Stelle liegen ließ, involvirt eine Fahr⸗ 
läſſigkeit und Verletzung der der Klägerin nach dem Check⸗ 
vertrage ſchuldigen Diligenz in der Behandlung des Buches. 
Gemäß Art. 113 Abſ. 1 und Art. 116 Abſ. 1 Obl.⸗R. — 
wonach hierzu eine leichte Fahrläſſigkeit genügt — be⸗ 
gründet dies für die Beklagten die Verpflichtung, der Klägerin 
den hieraus entſtandenen Schaden zu erſetzen. In jener Ver⸗ 
ſäumniß ein ſchweres Verſchulden zu erblicken — was eine 
Ausdehnung der Haft der Beklagten im Sinne des Art. 116 
Abſ. 3 zur Folge hätte — wäre dagegen mit den thatſäch— 
lichen Verhältniſſen und den Verkehrsanſchauungen nicht 
vereinbar. 

6. Die Schadenserſatzpflicht für leichtes Verſchulden um: 
faßt nach Art. 116 Abſ. 1 Obl.⸗R. den Schaden, welcher 
bei Eingehung des Vertrages als unmittelbare Folge 
der nicht gehörigen Erfüllung deſſelben vorausgeſehen 
werden konnte. Bei einiger Ueberlegung war es nun für 
die Beklagten unſchwer, vorauszuſehen, daß ihre ſchlechte 
Verwahrung des Checkbuches möglicher Weiſe eine Fälſchung 
von Checks durch ihren Angeſtellten Pfeilſchmidt zur Folge 
haben könne und die Klägerin durch Einlöſung der Falſifikate 
einen Schaden erleiden werde. 

Immerhin war dieſe Gefahr in Folge des Chedver: 
trages ſelbſt beſchränkt auf das jeweilige Checkgut— 
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haben der Beklagten bei der Klägerin. Denn der Checkver⸗ 
trag ſetzt in ſeinem Weſen ein ſofort verfügbares Guthaben 
(ein „Depoſit“, „Depöt” im kaufmänniſchen Sinn) des Check⸗ 
kunden beim Angewieſenen voraus, jedenfalls iſt dies nach 
Art. 831 Obl.⸗R. der Fall (ſ. Hafner, Komm. Art. 837 
Nr. 3, Cohn a. a. O. S. 1144, Fick a. a. O. S. 291 
und die dortigen Hinweiſe auf die dieſes Erforderniß faſt 
durchgängig feſthaltende europäiſche Geſetzgebung). Allerdings 
gehört die verfügbare Deckung nicht, wie dies früher 
etwa angenommen wurde (ſ. Munzinger, Motive zu einem 
ſchweizeriſchen Handelsgeſetzbuch S. 410), zur Gültigkeit 
eines gezogenen Checks, wie unzweifelhaft aus Art. 837 
Obl.⸗R. hervorgeht, wonach in dieſem Falle der Ausſteller 
des Checks dem Inhaber deſſelben lediglich den verurſachten 
Schaden nebſt Zinſen à 5% von der Checkſumme zu ver: 
güten hat. Indes kann, abgeſehen von abweichenden weiter— 
gehenden Vereinbarungen der Parteien, z. B. mit Bezug auf 
das ſogenannte „Ueberziehen“ der Deckung, oder Kredit— 
gewährung auf Checkkonto (ſ. hierüber Fick a. a. O. S. 293, 
295), jedenfalls nicht von einer Verpflichtung der Bank die 
Rede ſein, einen die Deckung überſteigenden Check einzu— 
löſen, ſo daß die Beklagten die Honorirung weiter gehender 
Beträge nicht erwarten und alſo auch nicht vorausſehen 
konnten. Eine Kreditgewährung auf Checkkonto, ohne 
Baar⸗- reſp. Guthabendeckung, ſei es auf Grund einer ander— 
weitigen Sicherheit (Hypothekar-, Fauſtpfand⸗-, Bürgſchafts⸗ 
kredit), oder ohne eine ſolche, alſo Blankokredit, und die 
Benutzung eines ſolchen durch Checks erſcheint auch nach der 
Vorſchrift des Art. 831 Obl.-R. nicht ausgeſchloſſen, da 
hiernach nur verlangt wird, daß der Ausſteller über den 
angewieſenen Betrag bei dem Bezogenen „ſofort zu verfügen 
das Recht hat“ (f. Hafner, Komm. Art. 837 Nr. 3 und 
Fick a. a. O. S. 292/297; anderer Meinung dagegen Haber— 
ſtich, Handbuch des ſchweiz. Obl.-R. Bd. II S. 752); indes 
kann von einem derart verfügbaren, auf Kreditertheilung 
beruhenden Checkguthaben eben nur dann die Rede ſein, 
wenn dem Checkkunden ein ſolcher Kredit von der Bank in 
verbindlicher Weiſe, ſei es für eine gewiſſe Zeitfriſt oder doch 
mit einer beſtimmten Kündigungsfriſt — nicht etwa bloß 
auf Zuſehen hin —, und zwar auf Checkkonto, eingeräumt 
wird, was aber im vorliegenden Falle von der Klägerin 
nicht einmal behauptet worden iſt. Hieraus folgt, daß die 
Beklagten die Einlöſung weitergehender Beträge durch die 
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Klägerin, als ſie bei dieſer auf dem Kontokorrent effektiv 
gutſtehen hatten, auch für den Fall eines fälſchungsweiſen 
Mißbrauches ihres Checkbuches nicht vorausſehen konnten, 
und die Schadenserſatzpflicht der Beklagten iſt ſomit jeden⸗ 
falls auf die Höhe jenes Guthabens beſchränkt. 

7. Am 2. Oktober 1895, als Pfeilſchmidt den erſten 
von ihm gefälſchten Check von 500 Franken bei der Klägerin 
zur Zahlung vorwies, hatten die Beklagten in der That, wie 
ſie zu ihrer Entlaſtung geltend machen, über ihr Checkgut⸗ 
haben durch die Ziehungen vom 1. Oktober bis auf einen 
Reſtbetrag von 170.50 Franken verfügt. Allein der von 
ihnen am genannten Tage u. a. ausgeſtellte Check für das 
Lagerhaus Buchs von 500 Franken war damals noch nicht 
präſentirt worden, ſo daß ihr Checkkonto effektiv noch ein 
Guthaben von 670.50 Franken aufwies. Da die Friſt für 
die Präſentation zur Zahlung für am Ausſtellungsort zahl⸗ 
bare Checks gemäß Art. 834 Obl.⸗R. 5 Tage beträgt, 
mußten die Beklagten die Möglichkeit vorausſehen, daß 
die von ihnen am 1. Oktober zu Gunſten Dritter gezogenen 
Checks erſt einige Tage ſpäter zur Einlöſung gelangen 
werden und daher auch die Möglichkeit einer Schädigung der 
Klägerin für ein dieſer Eventualität entſprechendes höheres 
Checkguthaben, im Falle einer inzwiſchen erfolgenden Fäl⸗ 
ſchung der ſchlecht verwahrten Blankette. Hieraus folgt, daß 
die Beklagten für den Betrag von 500 Franken, welchen die 
Klägerin aus dem damals noch beſtehenden Checkguthaben 
dem Pfeilſch midt auf deſſen gefälſchten Check vom 2. Oktober 
ausbezahlt hat, erſatzpflichtig ſind. 

Die Beklagten wenden ein, daß die Klägerin den 
Schaden durch fahrläſſige Einlöſung des gefälſchten 
Checks ſelbſt verſchuldet, eventuell mitverſchuldet habe. Es 
iſt klar, daß im erſteren Falle ein Schadenserſatzanſpruch 
überhaupt nicht beſteht, weil der Schaden ſich alsdann nicht 
als „die unmittelbare Folge“ (Art. 116 Obl.⸗R.) der Ver⸗ 
tragsverletzung der Beklagten durch läſſige Verwahrung des 
Checkbuches darſtellen würde, ſondern die Folge ihres eigenen 
Fehlers wäre. Bei einem Mitverſchulden der Klägerin 
dagegen würde es als richtig erſcheinen, in Analogie mit 
den Beſtimmungen für außervertragliches Verſchulden in 
Art. 51 Obl.⸗R. die Klägerin einen angemeſſenen Theil des 
entſtandenen Schadens an ſich tragen laſſen. (Vgl. im All⸗ 
gemeinen Bundesger. Entſch. Bd. XVI S. 386, Handelsr. 
Entſch. Bd. XV S. 228, und ſpeziell mit Bezug auf die vor⸗ 
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würfige Frage Cohn a. a. O. S. 1166, Unger a. a. O. 
S. 55, Fick a. a. O. S. 441, Lyon⸗Caën und Renault 
a. a. O. Nr. 589, Urtheil von Brüſſel von 1881). 

In dieſer Hinſicht machen die Beklagten geltend, daß 
die Klägerin die gefälſchte Unterſchrift des Schaad auf 
den ihr von Pfeilſchmidt präſentirten Checks nicht ge⸗ 
nügend geprüft habe, anſonſt ihr nicht entgangen wäre, 
daß dieſelbe von derjenigen in dem der Klägerin überlaſſenen 
Unterſchriftenſchema erheblich abweiche. Nun darf wohl vom 
Bezogenen verlangt werden, daß er die Unterſchrift des Check⸗ 
ausſtellers in jedem einzelnen Falle verifizire, um ſich von 
ihrer Echtheit zu überzeugen und zu dieſem Zwecke, ſoweit 
erforderlich, die präſentirte Unterſchrift mit unzweifelhaft 
echten vergleiche, namentlich mit dem ihm vom Kunden über— 
gebenen Originalſchema (ſ. Unger a. a. O. S. 55, Cohn 
a. a. O. S. 1165/66, Lyon-Caën und Renault a. a. O. 
Nr. 589); das letztere erſcheint wenigſtens dann als nöthig, 
wenn die Bank bezw. die von ihr mit dem betreffenden Dienſt 
betrauten Angeſtellten die Unterſchrift des Checkausſtellers 
nicht mehr genügend in der Erinnerung haben, und im 
Uebrigen überhaupt, ſofern die Beſchaffenheit der präſen⸗ 
tirten Unterſchrift Zweifel an ihrer Echtheit erwecken muß 
(Urtheil des Oberlandesgerichtes Celle von 1886, ſ. Zeit: 
ſchrift für Handelsrecht Bd. 35 S. 262). Im vorliegenden 
Falle waren indes die gefälſchten Unterſchriften, wenigſtens 
im Vergleich mit den Originalunterſchriften des Scha ad 
aus neuerer Zeit von ſo durchaus täuſchender Aehnlich— 
keit und im Uebrigen derart unverdächtig, daß der Klägerin 
und ihren Beamten in dieſer Hinſicht der Vorwurf irgend 
welcher Nachläſſigkeit nicht gemacht werden kann. Allerdings 
differiren die Falſifikate von der Unterſchrift des Schaad 
in dem der Klägerin übergebenen Schema in einzelnen Buch— 
ſtaben, ſo namentlich bezüglich der Form und Größe des 
Buchſtabens c im Worte Schaad; angeſichts der großen 
täuſchenden Aehnlichkeit des gefälſchten Namenszuges mit den 
übrigen, der Beklagten aus jüngſter Zeit bekannten, un: 
zweifelhaft echten Unterſchriften des Schaad durfte die 
Klägerin ſich aber hierüber um ſo eher hinwegſetzen, als 
bekanntermaßen die Form der Unterſchriften nicht völlig 
konſtant zu bleiben pflegt, ſondern einem gewiſſen Wechſel 
unterworfen iſt, was die Bank ja ebenfalls berückſichtigen muß. 

Es hätte ſich vielleicht an ein Verſchulden der Klägerin 
mit Rückſicht darauf denken laſſen, daß ſie die gefälſchten 
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Checks dem Pfeilſchmidt auszahlte, obſchon er nicht 
Prokuraträger der Beklagten und offenbar auch nicht im 
Beſitz einer ſchriftlichen Vollmacht war, trotzdem die Falſi⸗ 
fikate auf den Namen der Beklagten („an uns ſelbſt“) — 
nicht „auf den Ueberbringer“ oder „den Inhaber“ — aus⸗ 
geſtellt waren (. Coſack a. a. O. S. 318/319). Da die 
Beklagten aber dieſes thatſächliche Moment gar nicht geltend 
gemacht haben, ſo iſt anzunehmen, daß Pfeilſchmidt ſchon 
in früheren Fällen derartige Geldeinzüge für ſie unbeanſtandet 
vorgenommen habe; in dieſem Falle durfte die Klägerin aber 
vorausſetzen, daß er auch bei den in Betracht kommenden 
Checks bezw. Falſifikaten zum Inkaſſo ermächtigt worden ſei. 
Im Uebrigen darf als wahrſcheinlich gelten, daß Pfeil: 
ſchmidt, wenn er einer ſchriftlichen Inkaſſovollmacht bedurft 
hätte, ſich nicht geſcheut haben würde, auch dieſe mit der 
Prokuraunterſchrift des Schaad zu fälſchen, und daß er auf 
dieſe Weiſe das Geld doch erhalten haben würde. 

9. Für den zweiten gefälſchten Check von 27,000 Franken 
wurde eine — vermeintliche — Deckung erſt durch die 
Wechſelfälſchung des Pfeilſchmidt geſchaffen. Da die 
Klägerin nicht zögerte, das Wechſelfalſifikat zu diskontiren 
und in der Folge auch den Inkaſſo des Pfeilſchmidt für 
den größten Theil der Summe nicht beanſtandete, ſo iſt 
zwar in gewiſſem Maße wahrſcheinlich, daß ſie dieſem die 
hier in Frage ſtehende Summe auch ohne Weiteres auf 
Grund des gefälſchten Wechſels ausgezahlt hätte, wenn dies 
von ihm bei deſſen Präſentation verlangt worden wäre. 
Allein dieſen Weg hat Pfeilſchmidt eben nicht betreten, 
und es fragt ſich demnach, ob von den Beklagten auch jene 
weitere Checkdeckung als die Folge ihrer nachläſſigen Ver⸗ 
wahrung des Checkbuches vorausgeſehen werden konnte 
(Art. 116 Obl.⸗R.). Dies muß verneint werden. Zwar 
wurde die Fälſchung des zweiten Checks überhaupt nur durch 
die mehrerwähnte von den Beklagten zu verantwortende Nach— 
läſſigkeit ermöglicht, und liegt jene inſofern im Bereich der 
unter Umſtänden vorausſehbaren Folgen jener Verſäumniß; 
denn ohne das Checkbuch hätte der zweite Fälſchungsbetrug 
in der Art, wie er ausgeführt wurde, nicht vorgenommen 
werden können. Allein nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge konnten die Beklagten nicht leicht daran denken, daß 
von ihrem Angeſtellten Pfeilſchmidt durch ein weiteres 
Verbrechen, eine Wechſelfälſchung, zunächſt eine vermeintliche 
Deckung, als Unterlage eines neuen Checks, geſchaffen werde; 
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in dieſem Auskunftsmittel lag ein Akt von jo außerordent: 
licher Raffinirtheit, daß nicht geſagt werden kann, es hätten 
die Beklagten, auch bei aller ihnen zuzumuthenden Vorſicht, 
auch dieſe Möglichkeit in Betracht ziehen können. Es war 
für die Beklagten ſchon nicht leicht anzunehmen, daß die 
Klägerin ihnen überhaupt einen Wechſel in dieſem außer⸗ 
gewöhnlich hohen Betrage ohne Weiteres zum Diskonto ent⸗ 
gegennehmen würde, jedenfalls aber hätte es ſeitens der Be⸗ 
klagten eines vollkommenen Peſſimismus bedurft, um bei 
Pfeilſchmidt, einem jungen Menſchen mit durchaus gün⸗ 
ſtigem Zeugniß, der in ſeinem Benehmen und ſeiner Lebens⸗ 
führung nichts Verdächtiges hatte, an eine jo außerordent— 
liche verbrecheriſche Kühnheit und Gewandtheit zu denken, 
wie ſie zur Verübung der zweiten Checkfälſchung nöthig war, 
und ſomit fehlt es hier an dem in Art. 116 Abſ. 1 Obl.⸗R. 
verlangten Erforderniß der Vorausſehbarkeit des eingetretenen 
Schadens. 

10. Die Klägerin hat im Weiteren zwar noch geltend 
gemacht, daß die Beklagten durch die offene Verwahrung 
ihrer Wechſelformulare und des Giroſtempels dem 
Pfeilſchmidt erſt die Mittel zur Verübung der Wechſel⸗ 
fälſchung in die Hand gegeben haben. Es ginge indes 
viel zu weit, einem Kaufmann, ähnlich wie mit Bezug auf 
das Checkbuch, auch die Verwahrung und Kontrolle der ge— 
nannten weiteren Formulare und Stempel zur Pflicht zu 
machen, letzteres würde den beſtehenden Handelsſitten 
widerſprechen, und der Bureaudienſt würde hierdurch auf 
eine unerträgliche Weiſe geſtört und erſchwert; die Ein⸗ 
ſchließung der Korreſpondenz, zum Zweck der Verhinde⸗ 
rung jeder Unterſchriftenfälſchung aber wäre geradezu un— 
durchführbar. Im Uebrigen haben die Wechſelformulare und 
zumal der Giroſtempel, welcher letztere ſich ja überall ziemlich 
gleich bleibt, für die Unterſchriftenprüfung der Bank, wie 
auch die Ermöglichung einer Fälſchung bei Weitem nicht die 
dem Checkformulare in dieſer Hinſicht zukommende Bedeu⸗ 
tung. Es geht daher nicht an, eine derartige Ueberwachung 
der genannten Formulare u. ſ. w. als ein Erforderniß der 
guten Treue im kaufmänniſchen Verkehre zu erklären, deren 
Nichtbeachtung ein außervertragliches Verſchulden im Sinne 
des Art. 51 Obl.-R. begründen würde; von einer Vertrags⸗ 
verletzung aber kann hier vollends nicht die Rede ſein. 

11. Es ließe ſich endlich fragen, ob die Beklagten mit 
Bezug auf den zweiten gefälſchten Zweck nicht wenigſtens 
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für den Theilbetrag von 170.50 Franken, welchen das 
Checkguthaben bei der Präſentation des Falſifikates noch 
enthielt, zum Erſatze zu verhalten ſeien. Auch dies iſt aber 
zu verneinen; denn wie ſich aus den bisherigen Ausführungen 
ohne Weiteres ergibt, konnte von den Beklagten die Er⸗ 
hebung dieſes Betrages in der Art, wie fie thatjächlich 
erfolgt iſt, vermittelt durch eine ſelbſtſtändige Wechſelfälſchung, 
als Folge ihrer ſaumſeligen Verwahrung des Checkbuches 
nicht vorausgeſehen werden und jedenfalls nicht als die 
unmittelbare Folge derſelben; der in Frage ſtehende, durch 
das Verhalten der Beklagten gefährdete Theilbetrag wurde 
als ſolcher überhaupt nicht ausbezahlt. 


Das Schweizeriſche Bundesgericht hat dieſen Entſcheid 
mit der Abänderung beſtätigt, daß Tennenbaum & Co. 
weiter noch für einen Betrag von 170.50 Franken aus dem 
zweiten Check verantwortlich gemacht werden. 


Gründe: 


1. Fragt es ſich, ob die Beklagte der Klägerin Erſatz 
für die Zahlungen ſchulde, welche dieſe auf die gefälſchten 
Checks hin einem unberechtigten Dritten geleiſtet hat, ſo iſt 
mit der Vorinſtanz davon auszugehen, daß jene Zahlungen 
auf die Gefahr der Klägerin hin geſchahen. Einer An⸗ 
ſchauung, wonach der Schaden aus der Ein löſung eines 
gefälſchten Checks grundſätzlich nicht den einlöſenden Ban: 
kier, ſondern den Checkkunden treffen würde, ſteht die herr⸗ 
ſchende Meinung in Wiſſenſchaft und Praxis entgegen (val. 
insbeſondere Cohn in Endemann's Handbuch des H.-R. III 
S. 1165, und Unger, Handeln auf fremde Gefahr, in 
Ihering's Jahrb. für Dogmatik Bd. 33 S. 350), und es 
ließe ſich eine ſolche Anſchauung denn auch weder aus einer 
Geſetzesvorſchrift, noch aus der Natur des Checkvertrages 
begründen. 

Ebenſo iſt im vorliegenden Falle keine Rede davon, daß 
die Beklagte die Gefahr einer Schädigung durch Einlöſung 
gefälſchter Checks etwa durch beſondere Vereinbarung mit 
der Klägerin übernommen habe. Derartige ſpezielle Verein⸗ 
barungen pflegen zwar bei Begründung des Checkvertrages 
zwiſchen dem Bankier und dem Checkkunden in mehrfacher 
Art vorzukommen (vgl. Meili, Rechtsgutachten in Sachen 


314 Rechtsquellen. 


der Züricher Kantonalbank gegen A. Tennenbaum & Co. 
S. 17 f.), und auch die Klägerin hat ſeither bei Ausgabe 
von Checkbüchern Beſtimmungen getroffen, welche ſie gegen 
Nachtheile aus mißbräuchlicher Verwendung der von ihr aus: 
gegebenen Checkformulare ſchützen ſollen. Allein es herrſcht 
unter den Parteien kein Streit, daß bei Begründung des hier 
in Frage ſtehenden Checkvertrages ſolche Beſtimmungen von 
Seite der Klägerin nicht aufgeſtellt worden waren, und daß 
überhaupt eine Vereinbarung darüber, wer den Schaden aus 
der Einlöſung eines gefälſchten Checks zu tragen habe, nicht 
getroffen worden iſt. 

2. Demnach kann der Rechtsgrund für die Erſatzpflicht 
der Beklagten in casu nur darin gefunden werden, daß dieſe 
den Schaden durch Verletzung einer der Klägerin gegenüber 
zu beobachtenden Rechtspflicht verurſacht habe. Eine ſolche 
zur Verhütung eines Schadens der vorliegenden Art 
beſtehende Rechtspflicht leitet die Klägerin zunächſt aus der 
Natur des zwiſchen den Parteien begründeten Vertragsver— 
hältniſſes, des Chedvertrages, her, auf Grund welches Ver: 
trages der Checkkunde dem Bankier gegenüber zur ſorgfältigen 
Verwahrung des empfangenen Checkbuches verpflichtet ſei, 
und die Vorinſtanz ſtimmt dieſer Auffaſſung bei, indem ſie 
den Checkvertrag als eine Art Generalmandat betrachtet, 
das, als bonae fidei negotium, dem Checkkunden wegen der 
mit einer ungehörigen Verwahrung der Checkformulare für 
den anderen Vertragstheil verbundenen Gefahr, die Anwen⸗ 
dung aller thunlichen Sorgfalt in der Verwahrung der Blan— 
kette zur Pflicht mache. Als Mandat kann freilich der 
Checkvertrag kaum betrachtet werden; denn ein Mandat er: 
theilt der Checkkunde durch dieſen Vertrag dem Bankier noch 
nicht, ſondern jeweilen erſt durch die einzelnen, auf Grund 
des Checkvertrages ſtattfindenden Zahlungsaufträge. Der 
Checkvertrag erſcheint vielmehr (wie auch von Cohn und 
Meili in ihrem Gutachten zum vorliegenden Prozeß aus— 
geführt worden iſt) als ein eigenartiger Vertrag des 
modernen Rechts, als ein contractus sui generis. 

Damit erweiſt ſich jedoch der von der Vorinſtanz ge— 
zogene Schluß, daß aus demſelben den Checkkunden die 
Pflicht zur ſorgfältigen Aufbewahrung des Check— 
buches erwachſe, nicht als hinfällig. Denn darin iſt jeden⸗ 
falls der Vorinſtanz beizupflichten, daß dieſer Vertrag ein 
bonae fidei negotium iſt, und ſomit die Parteien, auch 
ohne beſondere Abrede, verpflichtet ſind, denſelben ſo zu 
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halten, daß dabei jeder Theil auf die Intereſſen des anderen 
inſoweit Rückſicht nimmt, als Treu und Glauben im Verkehr 
es erfordern. 

Nun iſt aber nicht zu beſtreiten, daß die Ausgabe von 
Checkbüchern mit nummerirten Checkformularen an den Kunden 
die Gefahr des Bankiers, das Opfer einer Fälſchung zu 
werden, erheblich vermehrt. Denn die Verwendung ſolcher 
Formulare bildet, neben der Unterſchrift des Ausſtellers, ein 
unterſtützendes Moment für die Annahme des Bankiers, daß 
der Check aus der Hand ſeines Kunden ſtamme, und die 
Garantie der Echtheit wird noch erhöht durch die fortlaufende 
Nummerirung der Formulare, welche zur weiteren Kontrolle 
des Bankiers dient. Es beſteht hiernach kein Zweifel, daß 
der Bankier, welcher ſeinen Checkkunden ein ſolches Checkbuch 
ausgehändigt hat, ein erhebliches Intereſſe daran beſitzt, daß 
dieſes nicht in die Hände Unberechtigter gerathe, die ſich den 
durch die Verwendung einzelner Blätter hervorgerufenen 
Schein der Echtheit für Falſifikate zu nutze machen könnten. 
Dieſem Intereſſe iſt der Checkkunde, welchem der Bankier ein 
Checkbuch ausgehändigt hat, nach den Grundſätzen über Treu 
und Glauben verpflichtet, Rechnung zu tragen, und demnach, 
auch ohne daß ihm die Pflicht hierzu beſonders überbunden 
worden wäre, gehalten, die nach den Umſtänden erforderliche 
Sorgfalt anzuwenden, um die Gelegenheit zu einer miß⸗ 
bräuchlichen Verwendung des Buches zu verhüten. Dem ſteht 
der Umſtand, daß der Checkkunde an dem Checkbuch Eigen: 
thum erwirbt, nicht entgegen. Allerdings darf der Check⸗ 
kunde als Eigenthümer über daſſelbe verfügen, daſſelbe alſo 
auch, wenn es ihm beliebt, vernichten, allein dies ſchließt 
nicht aus, daß er auf Grund der durch den Checkvertrag 
ſtillſchweigend übernommenen Verpflichtung, daſſelbe nicht in 
die Hände Unberufener gerathen zu laſſen, die es zum Schaden 
des Bankiers mißbrauchen könnten, dieſem für ſorgfältige 
Verwahrung des Buches einzuſtehen hat. 

3. Im vorliegenden Fall hat aber die Beklagte die er⸗ 
forderliche Sorgfalt in der Verwahrung ihres Checkbuches 
nicht beobachtet. Worin die Aufbewahrungspflicht der 
Checkkunden beſtehe und wie weit ſie gehe, wird ſich nicht 
allgemein in abſtrakter Weiſe beſtimmen laſſen. Jedenfalls 
muß geſagt werden, daß in casu der Chef der beklagten 
Firma, A. Tennenbaum, als er für mehrere Tage ins 
Ausland verreiſte, das Checkbuch entweder hätte einſchließen, 
oder dem Prokuriſten übergeben ſollen, und es iſt der Vor⸗ 
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inſtanz beizutreten, wenn fie eine Fahrläſſigkeit und Ver: 
letzung der der Klägerin nach dem Checkvertrage ſchuldigen 
Diligenz in der Verwahrung des Buches darin erblickt, daß 
der Chef der beklagten Firma dieſe nothwendigen Vorlichts- 
maßregeln unterließ, und das Heft, zwar nicht offen, aber 
in einer unverſchloſſenen Schublade, an einer dem Bureau— 
angeſtellten Pfeilſchmidt bekannten und ihm leicht zu— 
gänglichen Stelle liegen ließ. Tennenbaum mußte voraus— 
ſehen, daß der Angeſtellte Pfeilſchmidt während ſeiner 
Abweſenheit zeitweiſe allein auf dem Bureau ſein werde, 
insbeſondere während der Theilnahme des Prokuriſten an 
der Getreidebörſe am Freitag Nachmittag, und wenn er auch 
poſitiven Anhalt für einen Verdacht, daß Pfeilſchmidt 
eine Fälſchung begehen würde, nicht hatte, ſo muß ihm ſeine 
Sorgloſigkeit immerhin zum Verſchulden angerechnet werden; 
denn die Erfahrung lehrt eben, daß derartige Vergehen ſchon 
oft begangen worden ſind, und der Umſtand, daß Pfeil— 
ſchmidt im Beſitze günſtiger Dienſtzeugniſſe war, bildet 
‘für Tennenbaum keine genügende Rechtfertigung, in dieſen 
Angeſtellten ein unbedingtes Vertrauen zu ſetzen, der doch 
erſt ſeit 5 Monaten in ſeinem Dienſte ſtand, und kurz vorher 
aus dem Ausland hergereiſt war, von deſſen Vorleben er, 
außer jenen Zeugniſſen, keinerlei Kenntniſſe beſaß. Immer⸗ 
hin kann das Verſchulden der Beklagten nicht als ein ſchweres 
bezeichnet werden; da, wie bemerkt, poſitive Verdachtsmomente 
gegenüber Pfeilſchmidt für Tennen baum nicht vorlagen, 
kann nicht geſagt werden, daß dringende Veranlaſſung, 
vor einer Fälſchung auf der Hut zu ſein, beſtanden habe, 
und es würde daher zu weit gehen, der Beklagten den Vor⸗ 
wurf einer geradezu unentſchuldbaren Leichtfertigkeit zu machen. 

4. Da die Verwendung von Formularen aus dem Check⸗ 
buche der Beklagten ein weſentliches Mittel zur Herbeiführung 
der Täuſchung bildete, durch welche die Klägerin zur Ein⸗ 
löſung der gefälſchten Checks veranlaßt wurde, und die Sorg— 
loſigkeit der Beklagten dem Fälſcher die Gelegenheit, ſich 
dieſes Mittels zu bedienen, verſchaffte, fo iſt der urſäch⸗ 
liche Zuſam menhang des der Beklagten zur Laſt fallenden 
ſchuldhaften Verhaltens mit der Schädigung der Klägerin 
hergeſtellt. Wenn das Vorhandenſein eines Kauſalzuſammen⸗ 
hanges damit hat angezweifelt werden wollen, daß Pfeil— 
ſchmidt, als ein überaus gewandter und entſchloſſener Ver— 
brecher, ſicherlich auch vor dem Aufſprengen eines ſoliden 
Schrankes, um ſich des Checkbuches zu bemächtigen, nicht 
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zurückgeſchreckt wäre, ſo iſt dagegen zu bemerken, daß die 
Erwägung, Pfeilſchmidt wäre wohl eines Einbruches fähig 
geweſen, noch keineswegs zu der Annahme berechtigt, daß er 
auch wirklich auf dieſe Weiſe hätte vorgehen wollen, ganz 
abgeſehen davon, daß die Suppoſition, alles Uebrige würde 
ſich auch in dieſem Falle in gleicher Weiſe zugetragen haben, 
nicht nur ganz willkürlich, ſondern geradezu unwahrſcheinlich 
wäre. Der (im Gutachten von Profeſſor Meili angedeutete) 
Standpunkt, daß die Nichtverwahrung des Checkbuches für 
die Durchführung des von Pfeilſchmidt geplanten Ber: 
brechens nicht von entſcheidender Bedeutung, und deshalb 
für die Schädigung der Klägerin nicht kauſal im Rechtsſinne 
geweſen ſei, muß daher abgelehnt werden. 

Auch die von der Beklagten erhobene Einwendung, daß 
die Klägerin ſelbſt, bei Einlöſung der gefälſchten Checks, 
culpos gehandelt habe, und deshalb die eingetretene Schädi⸗ 
gung der Beklagten nicht zugerechnet werden könne, hält nicht 
Stich. Die Beklagte machte geltend, daß die Klägerin die 
gefälſchte Unterſchrift des Prokuriſten Schaad auf den ihr 
von Pfeilſchmidt präſentirten Checks nicht genügend ge— 
prüft habe, anſonſt ihr nicht entgangen wäre, daß dieſelbe 
von derjenigen im Unterſchriftenſchema, welches der Klägerin 
übergeben worden war, erheblich abweiche. Nun iſt zwar 
richtig, daß ſich die Falſifikate von der in dieſem Schema 
der Klägerin mitgetheilten Originalunterſchrift des Schaad 
in einzelnen Buchſtaben unterſcheiden, allein die thatſächliche 
Feſtſtellung der Vorinſtanz, daß trotz dieſer Verſchiedenheiten 
im Detail zwiſchen Original und Fälſchung eine täuſchende 
Aehnlichkeit beſtehe, erweiſt ſich nach den Akten als durchaus 
zutreffend, und es iſt der Klägerin und ihren Beamten daraus, 
daß ſie die Fälſchung nicht erkannt haben, um ſo weniger 
der Vorwurf einer Fahrläſſigkeit zu machen, als eine ſelbſt 
bis ins kleinſte Detail bewahrte Gleichförmigkeit bei den 
Schriftzügen einer und derſelben Perſon erfahrungsgemäß 
nicht vorausgeſetzt werden kann. 

Was ſodann die Frage betrifft, ob die Klägerin den 
Angeſtellten Pfeilſchmidt zur Empfangnahme des Geldes 
habe ermächtigt halten dürfen, obſchon die Checks auf den 
Namen der Beklagten und nicht auf den Inhaber lauteten, 
und Pfeilſchmidt offenbar auch nicht im Beſitze einer 
ſchriftlichen Vollmacht war, ſo hat die Vorinſtanz aus der 
Thatſache, daß die Beklagte dieſes thatſächliche Moment gar 
nicht geltend machte, geſchloſſen, daß Pfeilſchmidt ſchon 
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in früheren Fällen derartige Geldeinzüge für ſie unbeanſtandet 
vorgenommen habe. Dieſe thatſächliche Annahme kann nicht 
als aktenwidrig bezeichnet werden und iſt daher für das 
Bundesgericht verbindlich. Iſt aber von ihr auszugehen, ſo 
durfte die Klägerin den Pfeilſch midt in der That für er⸗ 
mächtigt anſehen, die Zahlungen für die Beklagte in Empfang 
zu nehmen. 

Der gegen die Klägerin weiterhin erhobene Vorwurf, 
daß fie auf die ungewöhnlich hohe Summe keine Rückſicht 
genommen, bezw. ſich dadurch nicht zu beſonderer Vorſicht 
veranlaßt geſehen habe, betrifft nur den zweiten Check. Um 
ein ſchweres Verſchulden würde es ſich in dieſer Hinſicht 
keinenfalls handeln, ſondern es könnte ſich höchſtens fragen, 
ob nicht hierin ein Umſtand liege, der gemäß Art. 116 Abſ. 2 
Obl.⸗R. zu einer Reduktion des Schadenerſatzes nach freiem, 
richterlichem Ermeſſen führen müſſe. Eine nähere Erörterung 
dieſer Frage entfällt jedoch in casu deshalb, weil, wie unten 
noch dargethan werden wird, die Beklagte ohnehin der Klä— 
gerin für den Schaden aus der Einlöſung dieſes zweiten 
Checks nur in dem verhältnißmäßig minimen Betrag von 
170.50 Franken erſatzpflichtig zu erklären iſt. 

5. Gemäß dem in Art. 116 Obl.-R. für die Schadens⸗ 
haftung aus kontraktlichem Verſchulden aufgeſtellten Prinzip 
hat die Beklagte grundſätzlich den der Klägerin verurſachten 
Scha den in dem Maße zu erſetzen, als derſelbe als un: 
mittelbare Folge des vertragswidrigen Verhaltens nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge vorauszuſehen war. Eine 
Schadenserſatzpflicht im weiteren Umfange müßte nach Abſatz 3 
dieſer Geſetzesbeſtimmung in Frage kommen, wenn das Ver— 
ſchulden der Beklagten als ein ſchweres zu betrachten wäre; 
es iſt jedoch bereits oben ausgeführt worden, daß dies nicht 
der Fall iſt. 

Als vor ausſehbar im Sinne des Art. 116 cit. hat 
die Vorinſtanz einen Schaden im Betrage der bei der Fäl— 
ſchung noch vorhandenen Checkdeckung angenommen, und 
es iſt ihr hierin beizutreten. Nach Art. 831 Obl.⸗R. darf 
ein Check nur ausgeſtellt werden, wenn der Ausfteller über 
den angewieſenen Betrag bei dem Bezogenen ſofort zu ver— 
fügen das Recht hat. Eine Verpflichtung der Klägerin zur 
Einlöſung von Checks, welche den auf Checkkonto gewährten 
Kredit überſteigen, beſtand hiernach Mangels abweichender 
Vereinbarung unter den Parteien nicht, und die Beklagte 
konnte deshalb, da ihr über ihr effektives Kontokorrentgut⸗ 
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haben hinaus ein weiterer Kredit auf Checkkonto nicht er⸗ 
öffnet war, mit Sicherheit davon ausgehen, daß die Klägerin 
Checks, welche das noch vorhandene Guthaben überſtiegen, 
nicht einlöſen werde. Die Möglichkeit aber, daß es dem 
Angeſtellten Pfeilſchmidt gelingen würde, mittels eines 
falſchen Wechſels eine vermeintliche weitere Deckung 
zu ſchaffen, lag, wie die Vorinſtanz mit Recht ausgeführt 
hat, ſo weit vom Bereich des erfahrungsmäßig Vorausſeh⸗ 
baren ab, daß der Beklagten nicht entgegengehalten werden 
an fie hätte auch dieſe Möglichkeit in Betracht ziehen 
önnen. 

6. Als Pfeilſchmidt am 2. Oktober 1896 den erſten 
von ihm gefälſchten Check von 500 Franken bei der Klägerin 
zur Zahlung präſentirte, wies der Checkkonto der Be⸗ 
klagten effektiv noch ein Guthaben von 670.50 Franken auf. 
Zwar hatte ſie über ihr Checkguthaben durch die Ziehungen 
vom 1. Oktober ſogar bis auf einen Reſtbetrag von 170.50 
Franken verfügt gehabt, allein einer der am genannten Tage 
ausgeſtellten Checks im Betrage von 500 Franken (auf das 
Lagerhaus in Buchs) war damals noch nicht präſentirt 
worden, und mit dieſer Eventualität hatte die Beklagte zu 
rechnen, da die Friſt für die Präſentation dieſes Checks zur 
Zahlung gemäß Art. 834 Obl.⸗R. fünf Tage dauerte. Bis 
zum Betrage von 670.50 Franken war alſo die Schädi⸗ 
gung der Klägerin als Folge eines Mißbrauchs der unver: 
wahrten Checkformulare vorausſehbar, und es iſt daher 
die Beklagte verpflichtet, der Klägerin den erlittenen Schaden 
in dieſem Betrage zu vergüten. 

Der Umſtand, daß ein Theil dieſes Betrages, nämlich 
der Reſt von 170.50 Franken, erſt auf den zweiten Check 
hin ausbezahlt worden iſt, für welchen Pfeil ſchmidt vorher 
eine fiktive Deckung geſchaffen hatte, vermag die Abweiſung 
der Klage rückſichtlich dieſes Reſtbetrages nicht zu rechtfertigen; 
denn daß zu der noch vorhandenen, wirklichen Deckung noch 
eine weit größere, fiktive hinzugefügt wurde, und daß der 
wirklich gedeckte Betrag zugleich mit einem noch weit größeren, 
nicht gedeckten erhoben wurde, kann daran, daß die that— 
ſächlich eingetretene Schädigung auch mit Bezug auf dieſen 
Reſtbetrag vorausſehbar war, und daher in dieſem 
Umfang von der Beklagten zu erſetzen iſt, nichts ändern. 
Nach der Auffaſſung der Vorinſtanz hätte Pfeilſchmidt 
mit dem zweiten Check nur über die fiktive Deckung verfügt 
und die wirklich noch vorhandene intakt gelaſſen; allein für 
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dieſe Rechnungsweiſe liegt nichts vor. Nur ſoweit keine 
Deckung wirklich da war, haftet die Beklagte nicht, ſoweit 
aber Deckung da war, beſtand kein Grund, die Haftbarkeit 
aus dem durch Einlöſung des zweiten Checks entſtandenen 
Schaden zu verneinen. 


Dieſe Urtheile ſind von beſonderer Bedeutung, weil der 
Checkvertrag lediglich durch Aushändigung und Annahme des 
Checkformularbuches ſeinen Inhalt erhalten hat. Es iſt er: 
freulich, daß der Checkverkehr durch die dem Verkehrsbewußt— 
ſein und als Verkehrsnothwendigkeit entſprechende Anerkennung 
der Pflicht zur Sorgfalt in der Aufbewahrung des Check— 
buches ſeine Sicherung erhalten hat. 

Die Deutſche Bank (Sitz Berlin) hat für den Check— 
verkehr folgende Bedingungen bekannt gegeben: Jeder Ein: 
leger von Geldern ohne Kündigungsfriſt erhält ein auf ſeinen 
Namen ausgeſtelltes Rechnungsbuch, in welches die ſtatt— 
gefundenen Einzahlungen an der Kaſſe eingetragen und mit 
dem Handzeichen des Kaſſirers und Kontrolleurs verſehen 
werden. Bei Einzahlungen von Geldern iſt zu gleicher Zeit 
ein Begleitſchein (an der Kaſſe erhältlich) auszufüllen und 
dem Kaſſirer zu übergeben. Im Intereſſe der genauen 
Kontrolle darf dieſer Begleitſchein keinerlei Korrekturen oder 
Raſuren enthalten und muß unter genauer und deutlicher 
Nennung der Firma, für welche die Einzahlung erfolgt, 
ſchließlich auch mit der eigenhändigen Handzeichnung des 
Firma⸗Inhabers oder der für ihn zur Zeichnung berechtigten 
Perſonen verſehen ſein. Ferner hat der Einzahler die Unter: 
ſchriften der zur Erhebung der Gelder berechtigten Perſonen 
auf einem beſonderen Formular einzureichen. Unterbleibt die 
rechtzeitige Einlieferung der vorerwähnten Unterſchriften, ſo 
hat der betreffende Konto-Inhaber einzig und allein alle etwa 
daraus entſtehenden Folgen zu tragen. Die Zeichnungs— 
berechtigung bleibt der Bank gegenüber ſo lange in Kraft, 
bis derſelben das Erlöſchen ſchriftlich angezeigt wird; dieſe 
Beſtimmung greift auch in dem Falle Platz, wenn die Ver— 
öffentlichung einer entſprechenden Eintragung im Handels— 
regiſter erfolgt ſein ſollte. Die Kontobücher ſind vierteljähr— 
lich zur Abſtimmung vorzulegen. Für die Vollſtändigkeit der 
in den Kontobüchern enthaltenen Buchungen übernimmt die 
Bank keine Garantie, da ſeitens derſelben lediglich die ein⸗ 
gezahlten Beträge quittirt, nicht aber die erhobenen abge: 
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ſchrieben werden. Es hat daher jeder Konto⸗Inhaber ſelbſt 
für die Vollſtändigkeit der Buchungen Sorge zu tragen. — 
Die Erhebungen finden bei dauernder Geſchäftsverbindung 
mittels von der Bank ausgegebener Checks ſtatt, während 
bei nur zeitweiligen Abhebungen die Ausfertigung einer 
Quittung genügt. Check⸗ und Quittungsbücher ſind an der 
Kaſſe zu haben. Die von der Bank ausgegebenen Check⸗ 
und Quittungsformulare müſſen nach Maßgabe der auf den 
1 9 abgedruckten Bedingungen ſorgfältig aufbewahrt 
werden. 

Der Empfänger eines Checkbuches beſcheinigt, daſſelbe 
unter folgenden Bedingungen, welche auch auf jedem Check⸗ 
buch verzeichnet ſtehen, erhalten zu haben: 

1. Die von der Bank ausgegebenen Checkformulare müſſen 
ſorgfältig aufbewahrt und der Verluſt derſelben ſofort 
der Bank angezeigt werden. Unbrauchbar gewordene 
Formulare ſind an die Bank zurückzuliefern. 

Von der Zahlenreihe (rechts) ſind diejenigen Zahlen 
vor der Ausgabe des Checks abzutrennen, welche deſſen 
Betrag überſteigen. 


3. Zur Erhebung eines neuen Checkbuches befindet ſich 
eine Empfangsbeſcheinigung vor dem letzten Check⸗ 
formular in dieſem Buche. Die Aushändigung eines 
neuen Checkbuches findet nur gegen dieſe Empfangs— 
beſcheinigung und auf Grund der der Bank bekannt 
gegebenen Unterſchriften ſtatt. 


4. Alle Folgen und Nachtheile des Zuwiderhandelns 
(1, 2 und 3), ſowie der mißbräuchlichen Verwendung 
von Checkformularen trägt der Kontoinhaber. 


Die Bedingungen für den Giroverkehr der Reichsbank 
ſind im Beilageheft zu Bd. XXIII dieſer Zeitſchrift S. 232 ff. 
in einer Zuſammenſtellung „Druckſachen der Reichsbank“ von 
R. Koch, damaligem Juſtitiarius der Reichsbank, jetzt Präſi⸗ 
denten derſelben, mitgetheilt. Auch in „Reichsgeſetzgebung 
über Münz⸗ und Bankweſen u. ſ. w.“ von Dr. R. Koch, 
Präſident des Reichsbankdirektoriums, Berlin 1890 2. fg. 
S. 177. Unter Nr. 7 heißt es: 

Die Checkformulare werden jedem Kontoinhaber nach 
Bedarf in Heften von mindeſtens 50 Stück gegen Quittung 
von der Bank geliefert. Er iſt verpflichtet, die Formulare 
ſorgfältig aufzubewahren, und trägt alle Folgen und Nach— 
theile, welche aus dem Verluſt oder ſonſtigem Abhanden⸗ 
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kommen dieſer Formulare entſtehen möchten, wenn er nicht 
die jene Konto führende Bankanſtalt rechtzeitig von dem Ab: 
handenkommen ſchriftlich benachrichtigt hat, um die Zahlung 
an einen Unberechtigten zu verhindern. Ebenſo iſt der Konto⸗ 
inhaber der Bank dafür verantwortlich, wenn er die in den 
Checkformularen offen gelaſſenen Stellen nicht jo ausfüllt, 
daß eine Fälſchung unmöglich iſt, oder wenn er von der auf 
der rechten Seite der weißen Checks befindlichen Zahlenreihe 
nicht diejenigen Zahlen vor der Ausgabe abtrennt, welche den 
Betrag des Checks überſteigen. Checks, welche geſchriebene 
Zuſätze zwiſchen den vorgedruckten Zeilen enthalten, werden 
zurückgewieſen. 

Verdorbene Checkformulare find, mit dem Firmaſtempel 
oder mit dem Namen des Kontoinhabers verſehen, an die 
Bank zurückzuliefern. 


Rechtsſprüche. 


Rechtsgrund ſätze 


aus 


1894, 1895 und 1896 durch den Druck veröffentlichten 
handels, fer- und wechſelrechllichen Entſcheidungen deutſcher 
Gerichte 


unter Mitberüdfichtigung 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts. 
Nebſt Nachträgen aus früheren Jahren. 
Nach dem Syſtem der Geſetzbücher geordnet 
von 
Herrn Landgerichtsrath Arthur Hertwig in Kaſſel. 


I. Zum Handelsgeſetzbuch. 
Fortſetzung.) “) 


Art. 15. 


Auch der Einzelkaufmann kann unter ſeiner Firma 
klagen und verklagt werden. (LG. J Berlin 8. Dez. 1894 und 
24. Jan. 1895. Bl. f. Rechtspfl. im Bezirk des Kammer⸗ 
gerichts 1895 S. 2 und 87.)?) 


1) Es werden hier zunächſt nachgetragen einige in den ſchon veröffent⸗ 
lichten Theil der Rechtsſprüche (Bd. XLVI und XLVII dieſer 
Zeitſchrift, umfaſſend Art. 1 bis Art. 249 HGB.'8) gehörige Rechts⸗ 
grundſätze, geordnet nach der Artikelfolge des Handelsgeſetzbuchs, 
dann folgt die Fortſetzung unter laufenden Nummern, beginnend 
mit den „Geſellſchaften mit beſchränkter desen 

2) Vgl. hierzu Göppert in dieſem Bande S. 275 ff. K. 
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Art. 18. 


„Gutenberg Druckerei und Verlag, Aktiengeſellſchaft“ 
iſt eine nicht zu beanſtandende Firma, da der Name der 
hiſtoriſchen Perſönlichkeit „Gutenberg“ nicht als der eines 
Mitinhabers oder Inhabers der Firma in Frage kommen 
kann. (LG. J Berlin 20. Juni 1895. Ebenda 1895 S. 97.) 


Art. 43. 

Soweit für Mitgeſellſchafter ihre Vertretungsbefugniß 
nach Maßgabe von Art. 86 Nr. 4 HGB.'s beſchränkt werden 
kann, iſt auch eine Beſchränkbarkeit der Prokura für zuläſſig 
zu 155 (LG. J Berlin 10. Dez. 1895. Ebenda 1896 
S. 4 f. 


Art. 50. 


Auch bei Benutzung des Telephons können die Voraus⸗ 
ſetzungen von Art. 50 gegeben ſein. Dies iſt aber nicht der 
Fall, wenn der Angeſtellte telephoniſch eine Beſtellung bei 
einem Dritten macht. (LG. I Berlin 26. Jan. 1894. Ebenda 
1894 S. 26.) 


— 


Art. 60. 


Uebereinſtimmend mit lfde Nr. 103 der „Rechtsſprüche“ 
in Bd. 46 dieſer Zeitſchrift: AG. I und LG. I Berlin. 
Ebenda 1895 S. 33 und 1896 S. 17. 


—— — 


Art. 86. 


Ob der Betrieb einer angemeldeten Geſellſchaft über 
den Umfang des Handwerksbetriebes hinausgeht, hat der 
Regiſterrichter nicht zu unterſuchen. (LG. 1 Berlin 7. Jan. 1896. 
Ebenda 1896 S. 15.) 


Art. 122. 


Während des Konkurſes über das Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft will (— mit dem Reichsgericht —) eine 
Klage des Geſellſchaftsgläubigers gegen die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter nicht 1 e Kammergericht V 17. Okt. 1894. 
Ebenda 1895 S. 2 
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Abweichend: LG. Berlin 23. April 1894 und Kammer⸗ 
gericht XI 3. Juli 1894. Ebenda 1894 S. 105 ff. mit der 
Begründung, daß unter „Privatvermögen“ der Geſellſchafter 
im Sinne von Art. 122 die Konkurs maſſe des Privat: 
vermögens verſtanden werden müſſe, weil ſonſt die Solidar⸗ 
haft des Art. 112 gerade im wichtigſten Fall illuſoriſch ge: 
macht werde. 


Art. 126. 


Die Anmeldung der Auflöſung der Geſellſchaft fürs 
Handelsregiſter durch einen gekündigt habenden Privatgläu⸗ 
biger eines Geſellſchafters kann als Anregung zum Offizial⸗ 
vorgehen gemäß Art. 129 Abſ. 4, 135 Abſ. 3 HGB.’8 beachtlich 
ſein. Gibt der Richter der Anregung keine Folge, ſo iſt 
neben dem Anrufen der Dienſtaufſichtsbehörde eventuell auch 
Parteibeſchwerde zuzulaſſen. (Kammergericht 7. Mai 1894. 
Ebenda 1894 S. 58 f.) 

Vgl. lfde Nr. 57 der „Rechtsſprüche“ in Bd. 46 dieſer 
Zeitſchrift. 


—— —ͤ—-äü.— 


Art. 239b (185 a). 


Der Vortrag auf neue Rechnung hat zwar das mit 
dem Reſervefonds gemeinſam, daß er vom Gewinn zurück— 
behalten und nicht an die Aktionäre vertheilt wird; er bleibt 
aber in der Kaſſe der Geſellſchaft, um im laufenden Betrieb 
zur Beſtreitung der an die Geſellſchaft herantretenden Aus⸗ 
gaben verwendet zu werden. Für dieſen Zweck einen Be⸗ 
trag zu beſtimmen, muß aber der Generalverſammlung ge: 
ftattet ſein, ſofern ihr dahin gehender Beſchluß ſich inner: 
halb der Grenzen einer verſtändigen und vorſichtigen Ge⸗ 
ſchäftsführung hält. (RG. I 25. Jan. 1898.) 

Vgl. hierzu: Simon, Die Bilanzen der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften u. ſ. w. 2. Aufl. S. 247 ff. 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
(Reichsgeſetz vom 20. April 1892.) 
8:2: 
275. Eine Ausnahme von dem Grundſatz des § 2, 
daß jede Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung auf einem 
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Geſellſchaftsvertrage beruht und daß vor erfolgter Eintragung 
die Geſellſchaft als ſolche nicht beſteht (SS 7, 11 d. Geſ.), iſt 
vom Geſetz auch nicht für den Fall der Umwandlung einer 
Aktiengeſellſchaft in eine ſolche mit beſchränkter Haftung 
(SS 78, 79 d. Gef.) zugelaſſen. Die Umwandlung kann 
daher nur durch die von beſonderen Rechtsregeln nicht be⸗ 
herrſchte Auflöſung der erſteren und Neuerrichtung der letz⸗ 
teren bewirkt werden. Dies gilt erſt recht von der Um⸗ 
wandlung einer offenen Handelsgeſellſchaft in eine ſolche mit 
beſchränkter Haftung. (Kammergericht 9. Dez. 1895. Jo⸗ 
how 15 ©. 39 ff.) 


88 3, 5, 19. 


276. Die bei lfder Nr. 210 unter Art. 209 b ent: 
wickelten Grundſätze gelten auch bei Gründung einer Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung. (RG. IV 4. Juli 1896. 
Gruchot 40 S. 1162 ff.) 


84. 

277. „Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung darf 
ſich neben der zunächſt angenommenen keiner weiteren Firmen 
— insbeſondere bei Fortführung weiterer von ihr mit den 
Firmen erworbener Geſchäfte neben ihrer eigenen nicht zugleich 
der Firmen dieſer Geſchäfte — bedienen.“ Die der Rück⸗ 
ſicht auf öffentliche Intereſſen entſprungenen Normativbeftim: 
mungen des Geſetzes zur Verhütung der Entſtehung einer 
Ueberzahl unbedeutender und ungenügend fundirter Geſchäfts⸗ 
bildungen (§ 3 Ziff. 3, 4, 8 5—7 Abſ. 2) würden ſich „als 
illuſoriſch erweiſen, wenn auf Grund eines einzigen Er— 
richtungsvorganges eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
unter beliebig vielen Firmen, welche nach der zwingenden 
Vorſchrift im § 4 Abſ. 2 des Geſetzes ſtets die zuſätzliche 
Bezeichnung „mit beſchränkter Haftung“ enthalten müſſen, 
nach außen hin erſcheinen dürfte .. Auch ein wirthſchaft⸗ 
liches Bedürfniß dafür, daß eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung für mehrere erworbene Geſchäfte mehrere abgeleitete 
10 führt, iſt nicht . (Kammergericht 25. Juni 

1894. Johow 14 S. 33 ff.) 
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278. „Internationale Kohlenſäure⸗Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung“ iſt eine zuläſſige Sachfirma, ſofern nicht 
der Zuſatz „international“, was zu prüfen iſt, gegen den 
Grundſatz der Firmenwahrheit verſtößt. Der nur von Zu⸗ 
ſätzen zu einer Namensfirma handelnde Art. 16 Abſ. 2 HGB. 's 
kommt überhaupt nicht in Betracht. (Kammergericht Berlin 
5. Nov. 1894. Frankf. Rundſchau 1894 S. 265 ff.) 


§ 5 Abſ. 4. 

279. Die Geſellſchaft kann vor ihrer Begründung und 
Eintragung mit einem Dritten überhaupt nicht kontrahiren. 
Haben die Gründer vor der Begründung eine Anlage er⸗ 
worben in der Abſicht, ſie in die Geſellſchaft einzubringen, 
jo haben fie dieſelbe für ſich erworben ($ 11 Abſ. 2). Soll 
ſie von ihnen dann als Einlage in die Geſellſchaft einge⸗ 
bracht werden, ſo muß dies nach § 5 Abſ. 4 im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden. Die Gründer können alſo 
den Erwerbspreis der Anlage, die ſie für die künftige Ge⸗ 
ſellſchaft vor deren Errichtung und Eintragung erworben 
haben, ohne Beſtimmung im Geſellſchaftsvertrage auf das 
im Vertrage ſtipulirte Stammkapital und ihre Stammein⸗ 
lagen nicht verrechnen. (RG. I 1. Febr. 1896. Entſch. 36 
S. 108 ff.) 


88 78, 79. 


280. Die SS 78 und 79 wollen, ohne an den Bor: 
ſchriften in den §§ 3—8 über die Errichtung einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung etwas zu ändern, „nur 
darüber beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen bei Auf: 
löſung einer Aktiengeſellſchaft zum Zwecke ihrer Umwandlung 
in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung die Liquidation 
der Aktiengeſellſchaft unterbleiben kann.“ Folglich muß auch 
gemäß § 5 Abſ. 4 „in dem Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt 
werden, welche Geſellſchafter ſich mit dem auf ihre — der 
Zahl nach anzugebenden — Aktien entfallenden Antheile an 
dem Vermögen der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft bei der 
neuen Geſellſchaft betheiligen, und mit welchem Geldwerthe 
der auf jede einzelne Aktie entfallende Vermögensantheil auf 
die von den Geſellſchaftern gezeichneten Stammeinlagen an⸗ 
gerechnet werden ſoll.“ (OLG. Roſtock Beſchl. vom 22. Okt. 
1894. Meckl. Rechtspfl. 13 S. 212 ff.) 


398 Rechtsſprüche. 


281. „Das Recht eines Aktionärs zur Anfechtung eines 
Beſchluſſes der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft 
erliſcht durch Betheiligung am Vollzug des betreffenden Be— 
ſchluſſes“. So begibt er ſich des Rechts auf Anfechtung 
eines Umwandlungsbeſchluſſes (S 78 d. Gef.) dadurch, daß 
er — wenn auch nur mit einem Theil ſeiner Aktien — der 
neuen Geſellſchaft beitritt. Er würde „mit feinem Antrage, 
die von der Generalverſammlung der Aktionäre gefaßten 
Beſchlüſſe für ungültig zu erklären, zugleich den Rechts- 
beſtand der von ihm ſelbſt unbedingt und vorbehaltlos an⸗ 
erkannten neuen Geſellſchaft“ bekämpfen. (RG. I 18. April 
1894. Entſch. 33 S. 91 ff.) 


282. Eine von einer Aktiengeſellſchaft gegen einen 
Aktionär (auf Erfüllung übernommener Rübenlieferungs⸗ 
pflicht) angeſtellte Klage kann nicht nach Umwandlung der 
Geſellſchaft in eine ſolche mit beſchränkter Haftung von dieſer 
weiterverfolgt und aus dem Statut der neuen Geſellſchaft, 
deren Mitglied jener Aktionär geworden iſt, begründet wer⸗ 
den, da darin eine unzuläſſige Klagänderung liegen würde 
(RG. II 5. März 1895. Bolze 20 Nr. 585.) 


Vgl. Ifde Nr. 275 unter § 2. 


Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 
(Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889.) 


§ 1. 

283. Erſcheint es ſchon überhaupt bedenklich, den Be⸗ 
trieb jeder eingetragenen Genoſſenſchaft als Handels— 
gewerbe anzuſehen, weil den eingetragenen Genoſſenſchaften 
in beſtimmtem Umfange in $ 17 Rechtsperſönlichkeit ver: 
liehen ſei, demnach der beim Geſchäftsbetriebe gemachte Ge- 
winn zunächſt Vereinsvermögen werde und auf den Erwerb 
ſolchen Vermögens die Thätigkeit des Vereins gerichtet ſei, 
ſo verbietet ſich eine ſolche Loslöſung der Geſchäftsthätigkeit 
des Vereins von ſeinen Beziehungen zu den Mitgliedern 
„jedenfalls dann, wenn, wie bei Konſumvereinen, ledig⸗ 
lich Zwecke der Einzelnen gefördert werden ſollen, die ge- 
meinſchaftliche, in specie die genoſſenſchaftliche Thätigkeit 
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alſo lediglich deshalb gewählt wird, weil auf dieſem Wege 
ein beſſerer Erfolg, als bei einem Einzelbetriebe zu erzielen 
iſt.“ (OLG. Braunſchweig 30. Mai 1893. Rechtspfl. Braun⸗ 
ſchweig 40 S. 122 ff.) 


284. Ein Konſumverein, welcher trotz des in § 8 Abſ. 4 
enthaltenen Verbots an Nichtmitglieder verkauft, hört da⸗ 
durch nicht ohne Weiteres auf, ein Konſumverein zu ſein. 
Er treibt dann aber ein Handelsgewerbe, welches unter 
die Vorſchrift von § 41a der Reichsgewerbeordnung fällt. 
(Ebenda.) 


285. Weder Abſ. 2 noch Abſ. 1 in $ 17 ſteht der Auf⸗ 
faſſung entgegen, daß der auf den Kreis der Mitglieder be: 
ſchränkte Geſchäftsbetrieb der Konſumvereine einen „Gewerbe⸗ 
betrieb“ an ſich nicht darſtellt. § 369 Nr. 2 StrGB.“s iſt 
daher auf Konſumvereine unanwendbar. (OLG. Jena 19. März 
1895. Rechtspfl. Thür. 42 S. 259 ff.) 


286. „Die Beſtimmung in dem Statute einer Ge⸗ 
noſſenſchaft, daß durch die materielle Hebung der Verhält⸗ 
niſſe der Vereinsmitglieder hauptſächlich auch die ſittliche 
Hebung der letzteren bezweckt wird, iſt mit dem geſetzlichen 
Zwecke der eingetragenen Genoſſenſchaft, den Erwerb oder 
die Wirthſchaft ihrer Mitglieder zu fördern, vereinbar. Auch 
widerſpricht es nicht dieſer Zweckbeſtimmung oder ſonſtigen 
Vorſchriften des Geſetzes, namentlich nicht denjenigen über 
die Vertheilung des Gewinnes [88 19), 46 Abſ. 1, — § 202) 
und des Vermögens [§ 89?)] der Genoſſenſchaft, daß laut 
Statut aus Theilen des Gewinnes ein nicht zur Vertheilung 
unter die Genoſſen beſtimmter Stiftungsfonds angeſammelt 
wird, welcher im Falle freiwilliger Auflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft an eine andere Genoſſenſchaft gelangen ſoll. (Kammer: 
gericht 21. Mai 1894. Johow 14 S. 43 ff.) 


1) Vgl. bei § 19 (Üfde Nr. 298). 
2) Vgl. bei § 20 (lide Nr. 299). 
3) Vgl. bei § 89 (lide Nr. 325). 
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8 6. 

287. Ziff. 2. Daß die geſchäftlichen Maßnahmen, 
durch welche die Genoſſenſchaft ihre allgemeinen wirthſchaft⸗ 
lichen Ziele zu erreichen gedenkt, „unter einer beſonderen 
Rubrik des Statuts ‚Gegenſtand des Unternehmens‘ zu: 
ſammengefaßt ſein müſſen, iſt dem Geſetze nicht zu ent⸗ 
nehmen.“ (Kammergericht 21. Mai 1894. Johow 14 S. 48.) 


87. 

288. Ziff. 3. „Das Statut einer eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaft braucht für die Prüfung der Bilanz nicht andere 
Grundſätze, als die hierfür ſich ſchon aus dem Geſetze 
(SS 31, 36 Abſ. 1) ergebenden, zu enthalten.“ (Kammer: 
gericht 4. Juli 1894. Johow 14 S. 38 ff.) 


289. Ziff. 4. „In dem Statute einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft darf der Mindeſtbetrag des Reſervefonds auch 
durch Prozente von anderen beweglichen Summen, ſo von 
dem Werthe des Waarenlagers, der Immobilien und Uten⸗ 
1 der Genoſſenſchaft beſtimmt werden.“ (Kammergericht 

7. Okt. 1895. Johow 15 ©. 50 ff.) 


8 10. 

290. Ob die Anſicht, daß bei Genoſſenſchaften, deren 
Statuten an einem ihren Rechtsbeſtand in Frage ſtellenden 
Mangel leiden, das Regiſtergericht nach Wahrnehmung der 
Nichtigkeit jede fernere Mitwirkung bei der Regiſterführung 
zu verſagen habe, richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
„Sicherlich iſt eine Ausdehnung dieſes Grundſatzes auf Fälle, 
in welchen das Statut in einem für die Exiſtenz der Ge: 
noſſenſchaft nicht weſentlichen Punkte mit dem Geſetze nicht 
im Einklange ſteht, unſtatthaft.“ (Kammergericht 4. Juli 
1894. Johow 14 S. 42.) 


291. Sollte wegen § 10, aber im Gegenſatz zu $ 15 
Abſ. 2 und 3 der Bekanntmachung des Bundesraths die 
Meinung gerechtfertigt ſein, daß die Annahme des Original⸗ 
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ſtatuts zu den Akten einen Theil der Eintragung bildet, ſo 
würde durch Rückgabe des Statuts die Eintragung wieder 
zerſtört, die Rückgabe daher unter allen Umſtänden unzu⸗ 
läſſig ſein. 

Keinenfalls darf aber das Gericht, wenn dann das 
Statut nicht rechtzeitig zurückgereicht wird, daraus einen 
Grund zur Löſchung der Genoſſenſchaft herleiten, auch dann 
nicht, wenn die Rückgabe wegen zu beſeitigender Mängel des 
Statuts erfolgt iſt. Es iſt vielmehr ſeine Sache, die von 
ihm ſelbſt zerſtörte Eintragung dadurch wieder herzuſtellen, 
daß es ſich von Neuem in den Beſitz des Originalſtatuts 
ſetzt. (Kammergericht 13. Nov. 1893. Joh ow 13 S. 57f.) 


292. Die Eintragung in's Regiſter heilt nicht Mängel, 
welche die Nichtigkeit der Genoſſenſchaft nach ſich ziehen ). 
Iſt aber die Eintragung einmal erfolgt, ſo bietet das Ge⸗ 
ſetz dem Regiſterrichter keine Handhabe, ihre Exiſtenz einfach 
durch Löſchung wieder zu vernichten und dadurch der Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts vorzugreifen. § 33 der Bekannt⸗ 
machung des Bundesraths iſt, wo es ſich um den Rechts⸗ 
beſtand der Genoſſenſchaft ſelbſt handelt, nicht analog an⸗ 
wendbar. Doch iſt das Regiſtergericht bei nachträglicher 
Wahrnehmung ſolcher Nichtigkeit befugt, ſeinen Bedenken 
über den Rechtsbeſtand der Genoſſenſchaft durch einen ent⸗ 
ſprechenden Vermerk im Regiſter Ausdruck zu geben. (Ebenda.) 


293. Die Beſeitigung eines den Rechtsbeſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft in Frage ſtellenden Mangels iſt nicht durch 
Aenderung des Statuts, ſondern ſchlechterdings nur im Wege 


der Wiederholung der Genoſſenſchaftsgründung zu erreichen. 
(Ebenda.) 


294. „Die Eintragung des Statuts einer Genoſſen⸗ 
ſchaft darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil in ihm nicht 
die Geltung geſetzlicher Vorſchriften neben verwandten ſtatu⸗ 
tariſchen ausdrücklich vorbehalten iſt.“ So entſchied in An⸗ 


1) Es war gegen § 2 Ziff. 3, $ 125 d. Gef. verſtoßen, indem bei 
einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht eine beſtimmte 
Haftſumme für jeden Genoſſen nicht angegeben war, ohne welche 
eine ſolche Genoſſenſchaft begrifflich nicht denkbar iſt. 
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laß eines Falles, in welchem das — Beſtimmungen über 
die Vertretung von Korporationen, Handelsgeſellſchaften, 
Perſonenvereinen und Erben verſtorbener Mitglieder ent- 
haltende — Statut der Vertretung ſonſtiger handlungs- 
unfähiger Genoſſen im Stimmrechte (durch ihre geſetzlichen 
Vertreter) nicht beſonders gedacht, fie aber auch nicht ent— 
gegen der Vorſchrift in den SS 41 Abſ. 4, 18 des Gen. Geſ. 
ausdrücklich ausgeſchloſſen hatte. (Kammergericht 7. Okt. 1895. 
Johow 15 S. 50 ff.) 


8 13. 
Vgl. lfde Nr. 292. 


§ 15. 

295. Die im Geſetz (SS 9 Abſ. 2, 41 Abſ. 4) an⸗ 
erkannte Aufnahmefähigkeit nicht phyſiſcher Perſonen beweiſt 
nichts für die Zuläſſigkeit des Beitritts phyſiſcher Perſonen 
(Einzelkaufleute) unter ihrer Firma. Der aus Art. 274 
Abſ. 1, 273 Abſ. 1 in Verb. mit Art. 15 HGB.’ für die 
Zuläſſigkeit zu ziehenden Folgerung ſteht entſcheidend die 
Rückſicht auf den Zweck der Genoſſenliſte, die haftpflichtigen 
Genoſſen für Jedermann klarzuſtellen, entgegen. „Wird 
nämlich die Firma [des Einzelkaufmanns] in die Lifte ein⸗ 
getragen, ſo weiſt die Liſte in zweifacher Beziehung einen 
nicht richtigen Inhalt auf: Als Genoſſe kommt nach wie vor 
der frühere Firmenträger in Betracht, welcher in der Liſte 
mit einer ihm nicht mehr zuſtändigen Firma bezeichnet iſt. 
Derjenige aber, deſſen Firma in der Liſte eingetragen ſteht, 
iſt nicht Genoſſe.“ Phyſiſche Perſonen ſind daher nur mit 
ihrem bürgerlichen Vor- und Zunamen einzutragen, § 26 
Abſ. 1 der Bekanntmachung des Bundesraths vom 11. Juli 
1869, betreffend die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters ꝛc. 
(Kammergericht 9. Okt. 1893. Johow 13 ©. 51 ff.) 


296. Ungeachtet der Eintragung in die Liſte auf Grund 
der Beitrittserklärung und deren Einreichung ſteht dem aus 
§ 71 des Geſetzes in Anſpruch genommenen Genoſſen die 
Einrede zu, er ſei durch Betrug zum Beitritt in die Genoſſen⸗ 
n werden. (RG. III 14. Jan. 1896. Entſch. 36 

. 105 ff. 
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& 17. 
Vgl. lfde Nr. 283 bis 285. 


§ 19. 

297. Die Genoſſen haben keinen unbedingten Anſpruch 
auf Verteilung des ganzen bilanzmäßigen Jahresgewinns; 
vielmehr ſteht der Generalverſammlung die Befugniß zu, zu 
beſchließen, „einen größeren oder geringeren Theil des Ge⸗ 
winns zu anderen Zwecken“ (Dotirung des Reſervefonds, 
Tantieme, Bildung einer beſonderen Gewinnreſerve) zu ver: 
wenden. (RG. III 10. März 1896. Entſch. 37 S. 18 ff.) 


298. § 19 im Einklang mit 8 46 Abſ. 1 disponirt nur 
über den „für die Genoſſen ſich ergebenden“ Gewinn. Ueber 
den Gewinnreſt kann die Generalverſammlung anderweit Be⸗ 
8.48 ff treffen. (Kammergericht 21. Mai 1894. Johow 14 


8 20. 


299. Nur die Zuſchreibung des ganzen Gewinnes zu 
einem als Stiftungsfonds bezeichneten Reſervefonds iſt an die 
zeitliche Beſchränkung des $ 20 gebunden. Dagegen „recht: 
fertigt ſich die Annahme, daß die §§ 19 und 20 wie bei 
Genoſſenſchaften überhaupt, fo insbeſondere bei den Raffeiſen'⸗ 
ſchen Darlehnskaſſen⸗Vereinen der Aufſparung eines, wenn 
auch großen Theiles des Geſchäftsgewinnes kraft ſtatu⸗ 
tariſcher Anordnung nicht im Wege ſtehen“. (Ebenda.) 


300. Wegen der Sozietätsnatur der Genoſſenſchaft 
(vgl. oben lfde Nr. 186) iſt die Möglichkeit gegeben, gegen 
die Mitglieder der Genoſſenſchaft, da ſie kein von ihr ver⸗ 
ſchiedenes Rechtsſubjekt bilden, auf Grund eines gegen die 
Genoſſenſchaft erlaſſenen Urtheils vorzugehen. (RG. III 23. Febr. 
1894. Seuffert's A. 49 S. 420.) 


§ 25 Abſ. 1 dritter Satz. 


301. Etwas von der Vorſchrift des dritten Satzes Ab⸗ 
weichendes darf nach § 18 durch das Statut nicht beſtimmt 


334 Rechtsſprüche. 


werden. „Unterſtellt man aber, daß das Amt eines Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes mit der Stellung eines Bevollmächtigten im 
Sinne von § 40 nicht unvereinbar ſei“, ſo würde eine ihm 
vom Vorſtande ertheilte Vollmacht ihn legitimiren, innerhalb 
des Umfangs der Vollmacht die Genoſſenſchaft durch Verträge 
zu 5 (RG. II 22. Sept. 1896. Jur. Wochenſchr. 25 
S. 611. 


§ 34 ff. 

302. Der Aufſichtsrath hat nur das Recht der Kontrole 
der Geſchäftsführung der Genoſſenſchaft. Der eidlichen Zeugen⸗ 
vernehmung ſeiner Mitglieder ſteht daher kein geſetzliches 
8 entgegen. (RG. V7. März 1894. Seuff ert's A. 49 
S. 470f. 


§ 36 Abi. 3. 


303. Aus dem — den Art. 193 Abſ. 3, Art. 225 
Abſ. 3 des Aktiengeſetzes vom 18. Juli 1884 entlehnten — 
8 36 Abſ. 3 iſt nicht eine Pflicht der Genoſſenſchaft abzu⸗ 
leiten, Grundſätze über weitere ſich nicht ſchon aus dem 
Geſetz ergebende Obliegenheiten des Aufſichtsraths aufzuſtellen. 

Es iſt auch nicht unzuläſſig, ſtatutariſch zu beſtimmen, 
daß ſolche einer von der Generalverſammlung feſtzuſetzenden 
Dienſtanweiſung vorbehalten werden. (Kammergericht 17. April 
1895. Johow 15 S. 54ff.) 


304. Ein gegen den Grundſatz gleicher Behandlung der 
Genoſſen verſtoßender Generalverſammlungsbeſchluß iſt an⸗ 
fechtbar. (RG. III 23. Okt. 1896. Jur. Wochenſchr. 25 S. 674.) 


305. Eine Anfechtung der von der Generalverſamm⸗ 
lung genehmigten Bilanz, z. B. mit der Behauptung zu niederer, 
gegen die Vorſchriften in Art. 31 HGB.“ verſtoßender Schätzung 
eines Aktivums ſteht dem einzelnen Genoſſenſchafter, auch 
dem ausgeſchiedenen, nicht zu. Wohl aber iſt eine Anfechtung 
ſolcher Poſten zuläſſig, deren Einſtellung in die Bilanz nach 
kaufmänniſchen Grundſätzen mindeſtens für eine offenbar 
irrthümliche erachtet, einem Rechnungsfehler gleichgeſtellt 
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werden muß. (OLG. Karlsruhe 5. Nov. 1894 und RG. II 
15. Febr. 1895. Zeitſchr. f. Franz. Civilr. 27 S. 36 ff.) 


306. Das Recht zur Anfechtung der Bilanz ſteht nur 
— nach § 49 des Gef. — den aktiven Genoſſen zu, nicht 
den ausgeſchiedenen, welche ſich unter allen Umſtänden mit 
dem nach der Bilanz auf fie fallenden Antheil ($ 71 des Gef.) 
begnügen müſſen. (OLG. Celle 24. Jan. 1895. Seuffert's 
A. 51 S. 452f.) 


307. Abſ. 4. „Daß von den in § 41 Abſ. 4 er⸗ 
wähnten Handelsgeſellſchaften auch die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft unter ihrer Firma Genoſſe werden kann, iſt dem 
Art. 111 HGB.'s zu entnehmen. Iſt die offene Handels⸗ 
geſellſchaft aber dergeſtalt Mitglied geworden, ſo kommt un⸗ 
mittelbar auch nur ſie im Unterſchiede von den Perſonen 
ihrer Theilhaber als Genoſſe in Betracht.“ 

Ueber ihr Ausſcheiden bei Auflöſung der Handelsgeſell⸗ 
ſchaft vgl. Ifve Nr. 324 unter § 75. (Kammergericht 
5. März 1894. Johow 14 S. 53 ff.) 


Vgl. lfde Nr. 294. 


8 46. 
Vgl. lfde Nr. 298. 


§ 46 Abſ. 2. 

308. Die Beſtimmung bezweckt nicht die Wahrung 
öffentlichen Intereſſes, ſondern den Schutz von Partei⸗ 
rechten. „Gegen die Entſcheidung, durch welche der Antrag 
eines Genoſſen abgelehnt wird, die Mitglieder des Vorſtandes 
einer Genoſſenſchaft durch Ordnungsſtrafen zur Ertheilung 
einer Abſchrift der Bilanz und Jahresrechnung anzuhalten, 
ſteht daher dem betreffenden Genoſſen die Beſchwerde bezw. 
weitere Beſchwerde zu.“ — Gen. Geſ. § 46 Abſ. 2, § 152; 
preuß. Einf. Geſ. zum HGB. Art. 5, 7; preuß. Ausf. Geſ. zur 
CPO. § 28. — Vgl. oben elfde Nr. 58 unter Art. 26 
HGB.' s. (Kammergericht 16. Jan. 1893. Johow 13 S. 7ff.) 
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309. „Wenn dem Genoſſen eine Abſchrift der Bilanz 
und Jahresrechnung ertheilt iſt, darf derſelbe nicht, weil ſie 
ihm zunächſt verweigert worden ſei, die Feſtſetzung von Orb: 
nungsſtrafen gegen die Mitglieder des Vorſtandes im Be⸗ 
ſchwerdewege betreiben.“ Vgl. oben lfde Nr. 59. (Ebenda.) 


8 49. 


310. „Die Beſtimmung in § 49 kann gegen ausge— 
ſchiedene Genoſſen nicht geltend gemacht werden“. (OLG. 
Dresden 4. März 1895. Sächſ. A. 5 S. 670 ff.) 


311. Ob die Friſt durch ordnungsmäßige Zuſtellung 
gewahrt iſt, hat das Gericht von Amtswegen zu prüfen. 
(RG. I 23. Sept. 1896. Jur. Wochenſchr. 25 S. 611.) 


312. Betrifft der anzufechtende Beſchluß „den Perſonen⸗ 
beſtand der zur Vertretung der Genoſſenfchaft berufenen 
Organe, jo kann der Kläger, der die Ungültigkeit eines 
ſolchen Beſchluſſes herbeiführen will, ſich nicht ſchon während 
des Prozeſſes auf den Standpunkt ſtellen, den Beſchluß als 
nicht vorhanden zu betrachten“. Er hat daher den ſämmt⸗ 
lichen, in Folge des Beſchluſſes zur Vertretung der Genoſſen⸗ 
ſchaft berufenen Perſonen die Klage zuſtellen zu laſſen. (RG. I 
24. Okt. 1896. Jur. Wochenſchr. 25 S. 662.) 


313. Zur ordnungsmäßigen Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage iſt trotz $ 157 CPO. Zuſtellung an den Vorſtand und 
an den Aufſichtsrath erforderlich. Der erſte Satz in Abſ. 2 
hat lediglich eine Verbeſſerung der im Uebrigen gleichartigen 
Vorſchrift in Art. 190 a und 222 HGB. s) ſein ſollen, indem 
er die beklagte Partei deutlich bezeichnet. (OLG. Roſtock 
9. Febr. 1893. Meckl. Rechtspfl. 13 ©. 247 ff.) 


1) Vgl. die Entſch. des OLG. Roſtock vom 2. Nov. 1889 zu Art. 222 
HGB.'s in Bd. XLIII S. 325 dieſer Zeitſchrift. 
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314. Der Rechtsweg gegen Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe darf durch Statut nicht ausgeſchloſſen werden. Eine 
ſolche, vom Regiſterrichter trotz der Vorſchrift in $ 15 Abſ. 1 
der Bekanntmachung des Bundesraths unbeanſtandet gelaſſene 
Beſtimmung würde nach § 18 d. Geſ. unverbindlich ſein, 
jedoch den Rechtsbeſtand der Genoſſenſchaft nicht berühren. 
Vgl. auch lfde Nr. 291 zu § 10. (Kammergericht 13. Nov. 
1893. Johow 13 S. 59.) 


(§S§ 38, 9 Gen. Gef. von 1868, jetzt:) §8 63, 18. 


315. Eine ſtatutariſche Ausſchließung oder Beſchränkung 
des Anſpruchs auf den Geſchäftsantheil, z. B. durch die 
Beſtimmung, daß der ausſcheidende Genoſſe zur Strafe ſeinen 
Antheil am Geſellſchaftsvermögen verlieren ſolle, iſt unzu⸗ 
läſſig. (RG. I 21. Jan. 1893. Bolze 16 S. 310.) 


316. Unzuläſſig iſt die ſtatutariſche Beſtimmung, daß 
ein Genoſſe im Falle ſeines Ausſcheidens ein Austrittsgeld 
zu zahlen hat. Eine ſolche Beſtimmung „läuft dem durch 
§ 63 gewahrten Rechte der Genoſſen auf freien Austritt aus 
der Genoſſenſchaft zuwider und iſt daher nichtig“. (RG. III 
20. April 1894. Entſch. 33 S. 65 ff.) 


8 66. 

317. „Wenn nach dem Statut einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft die Ausſchließung eines Genoſſen durch Be⸗ 
ſchluß des Aufſichtsraths erfolgt und hiergegen dem ſofort 
zu benachrichtigenden Ausgeſchloſſenen die Berufung an die 
nächſte Generalverſammlung zuſteht, ſo iſt ſchon die durch 
den Aufſichtsrath beſchloſſene Ausſchließung ohne Rückſicht 
auf die Zulaſſung der Berufung in die Liſte der Genoſſen 
einzutragen. Nach Beſeitigung des Beſchluſſes des Aufſichts⸗ 
rathes durch die Generalverſammlung kann die Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes in die Liſte der Genoſſen 
nur eingetragen werden, nachdem die Unwirkſamkeit der 
Löſchung durch übereinſtimmende Erklärung des betheiligten 
Genoſſen und des Vorſtandes in beglaubigter Form anerkannt 
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oder durch rechtskräftiges Urtheil feſtgeſtellt iſt. § 33 Abſ. 2 
der Bekanntmachung des Bundesraths vom 11. Juli 1889, 
betreffend die Führung des Gen. Regiſters. (Kammergericht 
21. Jan. 1895. Johow 15 S. 59ff.) 


$ 68. 


318. Der Genoſſe, welcher rechtzeitig gekündigt hat, 
iſt von dem Zeitpunkt, zu welchem ſein Name ordnungs⸗ 
mäßig in der Lifte zu tilgen war, der Genoſſenſchaft gegen- 
über von den Pflichten eines Genoſſenſchafters frei. Darauf, 
daß thatſächlich ſein Name gelöſcht iſt, kommt es nicht an, 
wenn er auch vorher nicht aufhört, Genoſſe zu ſein. (RG. III 
2. Okt. 1896. Entſch. 36 S. 105.) 


§ 71. 


319. Für die Auseinanderſetzung zwiſchen dem aus⸗ 
geſchiedenen Genoſſen und der Genoſſenſchaft iſt die auf den 
Schluß des Geſchäftsjahres gefertigte, von der General⸗ 
verſammlung genehmigte Bilanz und der dadurch ermittelte 
Vermögensſtand der Genoſſenſchaft maßgebend (§ 71 Abi. 2 
Satz 1, § 63). Dagegen iſt dem Ausgeſchiedenen „jeder 
Anſpruch an den Reſervefonds und das ſonſtige Vermögen 
der Genoſſenſchaft verſagt, während andererſeits (für die 
Auseinanderſetzung) zur Deckung der Schulden die Heran⸗ 
ziehung des Reſervefonds vorgeſchrieben iſt, bevor von einer 
Unterbilanz die Rede ſein kann“. 

„Die Vorſchrift des § 73 iſt das einzige Korrektiv für 
das freie Austrittsrecht der Genoſſen und gegen die mit dem 
Auseinanderſetzungsanſpruch nach § 71 für die Genoſſenſchaft 
verbundenen Gefahren.“ (RG. VI 25. Juni 1896. Jur. 
Wochenſchrift 25 S. 415.) 


320. Die Theilnahmepflicht des Ausgeſchiedenen an 
einem Fehlbetrage beſtand bereits nach Maßgabe des Geſ. 
vom 4. Juli 1868, wenn auch in § 39 des letzterwähnten 
Geſetzes nur eine Folgerung aus dem im neuen Geſetz nicht 
erſt eingeführten, ſondern lediglich beibehaltenen Prinzip zum 
Ausdruck gelangt iſt, daß das Verhältniß zwiſchen dem aus⸗ 
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ſcheidenden Genoſſenſchafter und der Genoſſenſchaft nach dem 
Ergebniß der Bücher zur Zeit des Ausſcheidens fixirt ſein 
fol. (RG. I 15. Nov. 1893. Entſch. 32 S. 48ff.) 


321. Die Genoſſenſchaft verletzt ein Recht der aus⸗ 
geſchiedenen Genoſſen nicht, wenn ſie der Abrechnung mit 
ihnen an Stelle der zuerſt von einer Generalverſammlung 
genehmigten, mit den Vorſchriften der Art. 29 Abſ. 1 und 
Art. 31 HGB.“'s in Widerſpruch ſtehenden und darum un⸗ 
richtigen Bilanz eine von einer ſpäteren Generalverſamm⸗ 
lung berichtigte zu Grunde legt. Die in § 49 des Geſ. 
dem Vorſtande und den aktiven Genoſſen eingeräumte 
Befugniß zur Anfechtung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes 
hat nichts gemein mit der Befugniß der Generalverſammlung, 
gefaßte Beſchlüſſe aufzuheben oder zu ändern. (RG. II 
8. Dez. 1893. Entſch. 32 S. 91 ff.) 


— 


322. „In der Anmeldung einer Forderung der Ge⸗ 
noſſenſchaft zum Konkurſe eines Genoſſen, bei welcher der 
(ſpäter herabgeſetzte) Geſchäftsantheil des letzteren voll be⸗ 
rückſichtigt iſt, liegt keine Kompenſation, durch welche die 
Forderung der Genoſſenſchaft bis zum vollen Nominalbetrage 
des Geſchäftsantheils getilgt würde. Bei der demnächſt er⸗ 
folgenden Auseinanderſetzung iſt vielmehr der Geſchäftsantheil 
in der Höhe, wie die Bilanz es ergibt, in Anſatz zu bringen.“ 

Die Anfechtbarkeit der Bilanz wegen formeller Verſtöße 
gegen das Geſetz und die Statuten regelt § 49 des Geſ. 
55 za ff) t a. M. 30. Nov. 1893. Frankf. Rundſch. 1894. 


Anfechtbarkeit der Bilanz durch den ausgeſchiedenen 
Genoſſen? Vgl. lfde Nr. 305 und 306 unter 8 41. 


8 74. 


323. „Ein mit mehreren Geſchäftsantheilen an einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht be⸗ 
theiligter Genoſſe kann einem Anderen nur ſein ganzes Ge⸗ 
ſchäftsguthaben unter Austritt aus der Genoſſenſchaft, nicht 
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aber einen oder einige dieſer Geſchäftsantheile mit der Wirkung 
übertragen, daß er mit dem Reſte an der Genoſſenſchaft be⸗ 
theiligt bleibt.“ Arg.: §§ 128, 132 Gen. Geſ. (Kammer: 
gericht 29. April 1895. Johow 15 ©. 57ff.) 


8 75. 
(8 28 Ziff. 6 der Bekanntmachung des Bundesraths.) 


324. Bei Auflöſung eines als Genoſſen eingetragenen 
Perſonenvereins (— eine offene Handelsgeſellſchaft war Mit⸗ 
glied geworden! —) würde eine analoge Anwendung der für 
den Todesfall beſtehenden Normen nur dann gerechtfertigt 
ſein, wenn eine anderweite Möglichkeit der Entfernung einer 
aufgelöſten Geſellſchaft aus der Genoſſenliſte nicht gegeben 
wäre. Eine ſolche Möglichkeit liegt für Handelsgeſellſchaften 
vor, indem nach ihrer Auflöſung entweder die Liquidatoren 
(Art. 133 ff., 172, 205 f., 244 ff. HGB.'s) oder im Konkurs⸗ 
falle der Konkursverwalter (Art. 133 Ab}. 1 HGB. s) oder 
bei Beendigung ohne Liquidation und Konkurs deren Theil⸗ 
haber als die phyſiſchen Träger ſolcher Handelsgeſellſchaft 
und eventuell deren Univerſalnachfolger den Weg der Kündigung 
gemäß § 68 beſchreiten können, um eine Auseinanderſetzung 
der aufgelöſten Geſellſchaft mit der Genoſſenſchaft ($ 71 
Gen. Geſ.) gemäß Art. 137 Abſ. 1 HGB'.s herbeizuführen. 
(Kammergericht 5. März 1894. Johow 14 S. 53ff.) 


8 89. 


325. In $ 89 iſt „nicht zwingend beſtimmt, daß das 
Vereinsvermögen an die Genoſſen aufgetheilt werden müſſe“. 
Es kann ſtatutariſch für den Fall der Auflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft ein anderer Verwendungszweck rechtsgiltig vorgeſehen 
ſein, z. B. bezüglich des vielfach eingerichteten ſogenannten 
„Stiftungsfonds“ bei Raiffeiſen'ſchen Darlehenskaſſen, Ab: 
führung an eine andere Genoſſenſchaft. Vgl. lfde Nr. 286 
bei § 1. (Kammergericht 21. Mai 1894. Johow 14 S. 52.) 


§ 92. 
Vgl. lfde Nr. 333 unter $ 142. 
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8 98. 


326. Wie beim Konkurs der Genoſſenſchaft gemäß 
§ 116 d. Gef. die direkte Haft der Genoſſen den Gläubi⸗ 
gern gegenüber nur eine ſubſidiäre, eventuelle iſt, ſo auch 
— zufolge § 98 — ihre Deckungspflicht der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegenüber. Die Vorſchrift iſt nach § 23 Abſ. 1 
und 3 zwingend, daher ein damit in Widerſpruch ſtehender 
Generalverſammlungsbeſchluß — auch ohne Anfechtung ge⸗ 
mäß § 49 — unverbindlich. (OLG. Celle 2. März 1893. 
Seuffert's A. 51 S. 74ff.) 


§ 100 Abſ. 1 


327. Aus der Vorſchrift ergibt ſich, daß in der öffent⸗ 
lichen Bekanntmachung des Termins „zur Erklärung über 
die Berechnung“ eine allgemeine Ladung aller Betheiligten 
zu erblicken und unter der beſonderen Ladung jedes einzelnen 
Genoſſen nichts anderes zu verſtehen iſt, als die beſondere 
Bekanntmachung des Termins „zur Erklärung über die Be⸗ 
rechnung“. In ſolcher Bekanntmachung liegt die 1 
00 in dem Termin über die on zu erklären. (RG. 

. Mai 1896. Gruchot 40 S. 1159ff.) 


328. § 104 gilt auch für Denjenigen, der mit Unrecht 
als Genoſſe in der nach § 99 aufgeſtellten Berechnung auf⸗ 
geführt zu ſein behauptet und deshalb die Berechnung an⸗ 
fechten will Ebenda). 


§ 105 Abſ. 2. 


329. Iſt die Sache einmal auf Antrag einer Partei 
an das Landgericht verwieſen, ſo iſt deſſen Zuſtändigkeit für 
alle anderen, auch die nach Ablauf der Nothfriſt des § 104 
erhobenen Anfechtungsklagen begründet. Einen ſpäter auf⸗ 
tretenden Kläger zu nöthigen, zunächſt beim Amtsgericht den 
Antrag auf Verweiſung der Sache an das Landgericht u 
ſtellen, würde eine unnöthige Förmlichkeit fein. (RG. V 
30. Oktober 1893. Entſch. 32 S. 395 ff.) 
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$ 116 Abſ. 1. 


330. Nach $ 116 Abſ. 1 kann nur diejenige Forderung, 
welche bereits im Konkurſe über die Genoſſenſchaft als richtig 
feſtgeſtellt iſt, nach Abzug der bei der Vertheilung im Kon⸗ 
kurſe auf ſie gefallenen Beträge gegen die einzelnen ſolidariſch 
haftenden Genoſſen verfolgt werden. Eine Beſchränkung 
dahin, daß die Ausübung dieſes Rechts nur dem urſprüng⸗ 
lichen Gläubiger zuſtehe, eine Uebertragung dieſes Rechts 
durch Ceſſion auf einen Dritten aber verboten ſei, ſpricht 
der § 116 Abſ. 1 ſo wenig wie die Konkursordnung und 
das Genoſſenſchaftsgeſetz vom 4. Juli 1868 aus. (RG. IV 
4. April 1895. Jur. Wochenſchr. 24 S. 242.) 


($ 39 Gen. Geſ. von 1868, jetzt:) § 119. 


331. Für Verbindlichkeiten, welche nach dem Ausſcheiden 
eines Genoſſenſchafters von der Genoſſenſchaft eingegangen 
ſind, (— vorliegend handelt es ſich um die Verbindlichkeit 
aus einem Prolongationswechſel, welcher an die Stelle eines 
in die Zeit der Mitgliedſchaft zurückreichenden Wechſels der 
Genoſſenſchaft getreten war —) haftet der Ausgeſchiedene auch 
dann nicht, wenn ſie der Beendigung ſchwebender Geſchäfte 
dienen. Eine dem Art. 130 Abſ. 2 und 3 HGB.'s ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung iſt nicht aufgenommen. (RG. I 
20. Juni 1894. Jur. Wochenſchr. 23 S. 435.) 


8 140. 


332. Die in § 40 genannten Perſonen werden für 
abſichtliches Handeln zum Nachtheil der Genoſſenſchaft all⸗ 
gemein mit Strafe bedroht. Unerheblich, ob ſie die Hand⸗ 
lung gerade kraft ihrer Stellung als Mitglied des Vorſtandes 
u. ſ. w. vorgenommen haben. (RG. III 4. Oktober 1894. 
Entſch. Strafſ. 26 S. 136 ff.) 


§ 142. 


333. Während in Art. 249 c des Aktiengeſetzes die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes und die Liquidatoren einer Aktien⸗ 
geſellſchaft noch neben einander unter Strafe geſtellt ſind, 
iſt aus dem „oder“ in § 142 zu folgern, daß bei Genoſſen⸗ 
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ſchaften nach deren Auflöſung und nach Beſtellung von 
Liquidatoren, wenn aus der Liquidationsbilanz ſich eine 
Ueberſchuldung ergibt, nur die Liquidatoren für Stellung 
des Antrages auf Konkurseröffnung haftbar ſind. (RG. I 
22. Januar 1894. Entſch. Strafſ. 25 S. 86 ff.) 


8 147. 


334. „Das Regiſtergericht muß die Frage, ob eine 
eingetragene Genoſſenſchaft für die Veröffentlichungen aus 
dem Genoſſenſchaftsregiſter als eine „kleinere“ in Betracht 
kommt, nach ſachlichen Gründen gemäß der Lage der Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Zeit der jeweiligen Bekanntmachung von Amts⸗ 
wegen prüfen und entſcheiden.“ (Kammergericht 1. April 
1895. Johow 15 ©. 46ff.) 


8 151. 


335. „Eine eingetragene Genoſſenſchaft hat die Koſten 
einer auf ſie bezüglichen Veröffentlichung des Regiſtergerichts 
nur in demjenigen Umfange zu tragen, in welchem die Ver⸗ 
öffentlichung durch das Geſetz gerechtfertigt wird.“ Bezüglich 
der vom Gericht im Widerſpruch mit § 147 Satz 3 be⸗ 
wirkten Einrückungen in mehr als den dort vorgeſchriebenen 
Blättern beſteht daher für „kleinere“ Genoſſenſchaften keine 
Zahlungspflicht. Vgl. auch vorige Nr. (Ebenda.) 


8 168. 


336. Iſt jemand trotz einer ihn nicht verbindenden Er⸗ 
klärung als Genoſſe in die Liſte eingetragen, und die im 
§ 168 ſtatuirte Ausſchlußfriſt ſeit der im § 165 vorgeſchriebe⸗ 
nen öffentlichen Bekanntmachung ohne Widerfpruch ſeitens 
des Eingetragenen verfloſſen, ſo iſt für ſeine Mitgliedſchaft 
am 1. Oktober 1889 nicht bloß dritten Perſonen, ſondern 
auch der Genoſſenſchaft gegenüber der Inhalt der Liſte maß⸗ 
gebend geworden. (RG. I 4. April 1894. Entſch. 33 S. 50ff.) 
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Stille Geſellſchaft. 
Art. 250. 


337. Für den Begriff des ſtillen Geſellſchafters iſt 
ſeine Betheiligung an dem Geſchäfte eines anderen mit einer 
Vermögenseinlage unerläßlich. Nimmt man auch an, 
daß die Einlage in Dienſtleiſtungen beſtehen könne, ſo müſſen 
die zu leiſtenden Dienſte wenigſtens ſoweit bezeichnet ſein, 
daß eine Schätzung des Vermögenswerthes derſelben möglich 
wird. (RG. I 8. Januar 1896. Jur. Wochenſchr. 25 S. 76). 


338. Ein ſtiller Geſellſchafter, welcher durch ſein Auf⸗ 
treten nach Außen den Glauben erweckt, daß er Mitinhaber 
einer offenen Handelsgeſellſchaft ſei, muß ſich als ſolcher 
behandeln laſſen und kann ſich Dritten gegenüber nicht auf 
den Vertrag und den Eintrag im Handelsregiſter berufen. 

15. März 
(RG. I 12. April 1893. Bolze 16 Nr. 483.) Vgl. auch 
lfde Nr. 18 bei Art. 10. 


339. Trotz der ſcheinbar entgegenſtehenden Wortfaſſung 
des Art. 250 ſchließt der aus dem Vertrage erſichtliche Wille 
der Kontrahenten, daß der Geſellſchafter nur am Gewinn 
Theil nehmen ſolle, die Annahme einer ſtillen Geſellſchaft 
nicht aus. (OLG. Hamburg II 28. April 1894, Hanf. G3. 
1894, S. 160 ff. beſtät. v. RG. 10. Nov. 1895, Hanf. GZ. 
1895, S. 8. — Vgl. dagegen Hanſ. GZ. 1892, S. 169ff.) 


340. Iſt vereinbart, daß der ſtille Geſellſchafter am 
Verluſt nicht Theil nehmen ſolle, ſo ſteht dies auch den 
Konkursgläubigern entgegen. Denn hierauf bezieht ſich Art. 258 


. 15. März 
nicht. (RG. J 12. April 1893. Bolze 16 Nr. 484.) 


Art. 259. 


341. Iſt es zwar richtig, daß der Art. 259 Abſ. 1 
dann keine Anwendung findet, wenn das Geſellſchaftsver⸗ 
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hältniß wegen Betrugs aufgelöſt worden iſt, ſo liegt dieſer 
Fall doch dann nicht vor, wenn das Geſellſchaftsverhältniß 
zwar durch Betrug herbeigeführt, aber durch Ueberein⸗ 
kunft aufgelöſt worden iſt; denn auch bei einem durch Be⸗ 
trug herbeigeführten Geſellſchaftsverhältniß iſt die in der 
Rückgewähr der Einlage lie 0 5 6 Bevorzugung vor anderen 
Gläubigern unzuläſſig. (RG. I 6. März 1895. Jur. Wochen⸗ 
ſchrift 24 S. 203.) 


342. Zur Anſtellung der Klage aus Art. 259 iſt der 
Konkursverwalter berechtigt. (OLG. Hamburg 19. Juni 1894. 
Hanſ. GZ. 1896 S. 250ff.) 

Eine vom Geſchäftsinhaber bewirkte Zahlung, zu welcher 
die Verpflichtung ſchon durch den Geſellſchaftsvertrag begründet 
war, iſt nicht nach Art. 259 anfechtbar. (Ebenda.) 


Art. 261. 


343. Jede auf die Lebensdauer eines Geſellſchafters 
eingegangene Geſellſchaft charakteriſirt ſich als eine Geſell⸗ 
ſchaft von unbeſtimmter Dauer im Sinne des Art. 261 
Nr. 6. Die Vorſchrift dieſes Artikels über die Kündbarkeit 
einer ſolchen Geſellſchaft hat einen die Abänderung durch 
Parteiabrede ausſchließenden gebietenden Charakter. (RG. I 
10. Nov. 1894. Jur. Wochenſchr. 24 S. 11.) 


Art. 265. 


344. Art. 265 iſt dispoſitiver Natur. (RG. VI 
4. Febr. 1895. Jur. Wochenſchr. 24 S. 146.) 


Gelegenheitsgeſellſchaft. 
Art. 266 ff. 
345. Da die Art. 266 bis 270 über die Rechnungs⸗ 
legung des geſchäftsführenden Geſellſchafters nichts beſtimmen, 


ſo iſt in dieſer Hinſicht auf das bürgerliche Recht zurück zu 
gehen. (RG. I 10. März 1895. Jur. Wochenſchr. 24 S. 249) 
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346. Zur Wirkſamkeit eines Geſellſchaftsvertrags im 
Sinne von Art. 266 ff. genügt es, daß die Natur der Ge⸗ 
ſellſchaft und die Ausführung des Geſellſchaftsvertrags i m 
Allgemeinen vereinbart werde, ſo daß eine genaue Be⸗ 
zeichnung der einzelnen Geſchäfte nicht erforderlich erſcheint. 
(RG. II. 6. April 1894. Jur. Wochenſchr. 23 S. 264.) 


347. Der Betrieb einer Dampfwäſcherei für gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung durch ein Konſortium, welcher von einer 
liquidirt habenden Aktiengeſellſchaft übernommen worden iſt, 
iſt keine Gelegenheitsgeſellſchaft im Sinne von Art. 266ff. 
Fehlen auch die Vorausſetzungen zur Annahme einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder einer anderen Handelsgeſellſchaft des 
HGB.'s, jo finden auf eine ſolche Vereinigung die Beſtim⸗ 
mungen des bürgerlichen Rechts über die Sozietät Anwen⸗ 
dung. 5 . Hamburg 12. März 1894. Hanf. GZ. 1894 


©. 20 
(Fortſetzung folgt.) 


II. 


Einführung von Waaren in England, die im Auslande natz 
einem in England patentirten Verfahren angefertigt find. 


Urtheil des House of Lords vom 30. November 


(„Times“ vom 1. Dezember 1897. Law Report.) 


In der Sache der „Badiſchen Anilin⸗ und Sodafabrik“ 
wider „Baſeler Chemiſche Werke Bindſchedler“ hat das House 
of Lords die Appellation der Kläger gegen das Urtheil des 
Court of Appeal zurückgewieſen. 

Der Lordkanzler begründete das Urtheil folgendermaßen: 

„Es ſei für die Appellantin mit großem Scharfſinn 
geltend gemacht, daß dasjenige, was die Appellanten gethan 
hätten, in England geſchehen ſei, und daß die Engliſchen 
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Gerichtshöfe über den Ausländer, welcher dieſe Waaren nach 
England geſandt habe, Jurisdiktion hätten; die Waaren 
ſeien von Baſel abgeſandt, aber es werde behauptet, daß 
die Aufgabe derſelben zur Poſt und die Auslieferung an den 
Empfänger in England eine zuſammenhängende Handlung ſei, 
von welcher ein Theil innerhalb des Jurisdiktionsbezirks 
vollendet ſei; aber es ſei anerkanntes Recht, daß, wenn 
Waaren an einen Agenten zur Ablieferung an den Käufer 
konſignirt würden, der Agent Vertreter des Käufers, und 
nicht der Verkäufer werde; die Thatſache, daß der Agent in 
dieſem Falle das Poſtamt ſei, mache keinen Unterſchied für 
die Anwendung des Grundſatzes; die Engliſchen Gerichtshöfe 
hätten hier keine Jurisdiktion, und er ſei mit der in der 
vorigen Inſtanz ausgeſprochenen Anſicht einverſtanden, daß 
wenn die Beklagten, anſtatt ſich auf das Verfahren einzu⸗ 
laſſen, den Gerichtshof angegangen wären, den Beſchluß, 
wodurch es geſtattet wurde, ihnen die Ladung zuzuſtellen, 
. dieſem Antrage hätte entſprochen werden 
müſſen. 


III. 
Einſtweilige Verfügung zum Schutze gegen ungeſeßliche 
Maßnahmen eines Strikekomitees nach Engliſchem Recht. 


Urtheil des Court of Appeal vom 19. März 1896. 
(Nach „Times“ vom 20. März 1896.) 


Die Kläger ſind Fabrikanten von Lederbeuteln in Red 
Cross Street, City. Die Beklagten find der Sekretär und 
ein Mitglied des Exekutivkomitees einer Gewerkſchaft (trade 
union) Namens Amalgamated Trade Society of Fancy 
Leather Workers. Die Gewerkſchaft hatte einen Strike gegen 
die Kläger angeordnet, theils zur Erwirkung einer Erhöhung 
der Löhne, theils zu dem Zwecke, das Syſtem, wonach ein 
Theil der Arbeiter nach der Arbeitszeit, ein anderer Theil 
nach der Stückzahl bezahlt wurde, zu beſeitigen. Die Gewerk⸗ 
ſchaft hatte die Kläger in Verruf erklärt und auch gegen 
einen Fabrikanten S., der nur für die Kläger arbeitete, einen 
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Strike angeordnet. Die Kläger führten an, daß ein Brief, 
der in Anlaß des Strikes an einen ihrer Angeſtellten ge⸗ 
ſchrieben war, eine Schmähſchrift (libel) bilde, daß einer 
ihrer Arbeiter Sp. durch die Genoſſenſchaft beſtimmt ſei, ſeinen 
Kontrakt mit ihnen zu brechen, und daß die Beklagten da⸗ 
durch, daß ſie ſich beſtrebten, die Arbeiter zu beſtimmen, nicht 
bei den Klägern zu arbeiten, böslich handelten. Sie bean⸗ 
tragten, eine Verfügung zu erlaſſen, welche den Beklagten 
unterſage, Arbeiter, die mit ihnen Verträge abgeſchloſſen 
hätten, auf ungeſetzliche und bösliche Weiſe zu beſtimmen, 
ihre Verträge zu brechen; Leute zu beſtimmen oder mit 
anderen zuſammenzuwirken, um ſie zu beſtimmen, keine Kon⸗ 
trakte mit den Klägern abzuſchließen; ferner Briefe, Zirkulare 
oder andere Schriftſtücke zu ſchreiben, auszugeben oder deren 
Anfertigung, Ausgabe oder Veröffentlichung zu veranlaſſen, 
um die Meinung zu erregen, daß die Kläger niedrigere 
Löhne als andere Fabrikanten oder Hungerlöhne an ihre Ar- 
beiter zahlten, oder daß die Arbeiter nicht unter angemeſſenen 
Bedingungen von ihnen angenommen würden, oder daß ſie, 
wenn ſie Jemand finden könnten, der ihnen die Arbeit 1 sh. 
billiger mache, ihre Leute entlaſſen würden, oder auf irgend 
welche Art, direkt oder indirekt, falſche Darſtellungen und 
Behauptungen in Umlauf zu ſetzen, welche darauf berechnet 
ſeien, den Klägern in ihrem Gewerbe oder Geſchäft zu ſchaden. 

Der Richter North war der Meinung, daß, was die 
angebliche Schmähſchrift anlange, kein Fall feſtgeſtellt ſei, der 
ihn zur Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung berechtige; 
was die Verleitung der Arbeiter zum Kontraktbruch betreffe, 
ſo ſei kein Beweis beigebracht mit Ausnahme des Falls des 
Arbeiters Sp.; aber die Beklagten leugneten, daß ſie den⸗ 
ſelben bewogen hätten, ſeinen Kontrakt zu brechen, und Sp. 
ſelbſt war nicht vorgeladen worden. Unter dieſen Umſtänden 
meinte der Richter, eine einſtweilige Verfügung nicht be⸗ 
willigen zu können. In Bezug auf die Behauptung, daß die 
Beklagten auf ungeſetzliche und bösliche Weiſe die Arbeiter 
veranlaßt hätten, keine Verträge mit den Klägern abzuſchließen, 
gab der Richter eine Ueberſicht über die früheren Ent⸗ 
ſcheidungen. Das Ergebnis hiervon war, um die Worte des 
damaligen Master of the Rolls im Falle Flood v. Jackſon 
zu gebrauchen, folgendes: „Jedermann hat volles Recht, einem 
Anderen zu raten, einen beſtimmten Kontrakt nicht abzu⸗ 
ſchließen, und dem Anderen ſteht es völlig frei, dieſem Rathe 
zu folgen. Aber, wenn der Erſtere dieſen Rath gibt in der 
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Abſicht, dem Anderen, oder demjenigen, mit welchem er den 
Kontrakt abſchließen will, zu ſchaden, ſo iſt dieſe Handlungs⸗ 
weiſe eine bösliche, und die Böswilligkeit bewirkt, daß 
etwas, was ſonſt geſetzlich wäre, ungeſetzlich wird.“ In dem 
gegenwärtigen Fall war der Richter der Anſicht, daß ein 
ſtarker Beweis für die Böswilligkeit der Beklagten vorliege 
und gewährte daher eine einſtweilige Verfügung (bis zur 
Verhandlung der Sache oder bis auf Weiteres), welche den 
Beklagten verbot, Leute auf böswillige Weiſe zu beſtimmen, 
nicht für die Kläger zu arbeiten. 

Die Beklagten appellirten. 

Der Richter Lord Lind ley begründete das Urtheil zu 
Gunſten der Appellanten folgendermaßen: Die Folgen des 
Vorgehens der Gewerkſchaft wären, daß die Kläger verhindert 
würden, zur Betreibung ihres Geſchäfts mit Leuten, welche 
bei ihnen in Arbeit treten wollten, Bedingungen nach ihrem 
Wunſche zu vereinbaren; er verkenne nicht die ſchwierige 
Stellung, in welcher ſich die Gewerkſchaften gegenwärtig noch 
befänden; Strikes, die früher als ungeſetzlich angeſehen zu 
werden pflegten, ſeien jetzt geſtattet, und Gewerkſchaften, 
welche einſt als ungeſetzliche Vereine gegolten hätten, recht⸗ 
lich zuläſſig; die Leute dürften nicht nur ſich weigern, für 
ihre Arbeitgeber zu arbeiten, ſondern ſie dürften ſich auch zu 
dieſem Zwecke vereinigen; ſie dürften ſtriken, wenn ſie dabei 
nicht Handlungen begingen, die ſonſt ungeſetzlich wären, und 
eine Gewerkſchaft, welche einen Strike unterſtütze oder leite, 
handele geſetzmäßig; nun ſei ihnen aber eine Schwierigkeit 
in den Weg gekommen; alles, was ſie thun könnten, würde 
von den Arbeitgebern vereitelt, indem dieſe andere Arbeiter 
annähmen, welche bereit ſeien, für ſie zu arbeiten; es liege 
auf der Hand, daß, wenn ſie ſolche Leute hieran nicht ver⸗ 
hindern könnten, ein Strike in einigen Fällen unwirkſam 
bleiben müſſe, und dieſe Schwierigkeit bliebe beſtehen, bis 
das Parlament den Gewerkſchaften eine Gewalt einräumte, 
die es ihnen noch nicht eingeräumt habe; der Parlaments⸗ 
beſchluß, welcher für dieſen Fall von Bedeutung ſei, wäre 
der Conspiracy and Protection of Property Act aus dem 
Jahre 1875; der dritte Abſchnitt dieſer Akte beſtimme: „Eine 
Verabredung oder abſichtliches Zuſammenwirken (combination) 
zwiſchen zwei oder mehreren Perſonen, um ſelbſt oder durch 
Anſtiftung Anderer einen Streit in Bezug auf das Arbeits⸗ 
verhältniß zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern herbeizuführen 
oder zu fördern, iſt nicht als ein ſtrafbares Komplott (con- 
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spiracy) anzuſehen, wenn ſolche Handlungen nicht an und 
für ſich ſtrafbar ſind.“ 

Nachdem der Richter noch auf ſich hierauf beziehende 
Beſtimmungen verwieſen hatte, fuhr er fort: „§ 7 iſt ſehr 
wichtig, denn er beſtimmt Folgendes: ‚Wer widerrechtlich und 
ohne geſetzlich dazu befugt zu ſein, einen Andern zu einer 
Handlung oder Unterlaſſung zu zwingen unternimmt, wer, 
unter anderem, ‚dad Haus oder einen Platz, wo ein Anderer 
wohnt, arbeitet, ſein Geſchäft betreibt oder ſich zufällig auf⸗ 
hält, bewacht und beobachtet, oder wer ſich ſolchem Hauſe oder 
Platze zu dieſem Zwecke nähert, wird beſtraſt.“ Weiter unten 
findet ſich folgende nähere Beſtimmung: ‚Der Aufenthalt in 
oder bei einem Hauſe oder Platze, wo jemand wohnt, arbeitet, 
ſein Geſchäft betreibt oder ſich aufhält, oder die Annäherung 
an ein ſolches Haus oder ſolchen Platz lediglich zu dem Zwecke, 
ſich Auskunft zu holen oder zu ertheilen, iſt nicht als ein Be⸗ 
wachen oder Beobachten im Sinne dieſes Paragraphen anzufehen.‘ 
Es iſt für jeden Unbefangenen klar, daß die Geſetzgebung nicht 
beachſichtigte, ihre obige Beſtimmung zurückzunehmen. Jene 
Beſtimmung ſollte augenſcheinlich verhindern, daß die Be⸗ 
ſtimmungen im §7 auf Fälle angewendet würden, auf welche 
zwar der Wortlaut paſſen würde, die aber harmloſer Natur 
wären.“ Der Richter legte die Beſtimmung dahin aus, daß 
ein Beobachten zu dem begrenzten Zwecke, Auskunft zu er⸗ 
halten oder zu ertheilen, kein Vergehen ſei. Auf die That⸗ 
ſachen dieſes Falles eingehend, ſprach er dann die Anſicht 
aus, daß in Betreff des Beobachtens des Beſitzthums der 
Kläger die Beklagten zu weit gegangen wären; die Beobachter 
hätten ſich nicht bloß zu dem Zwecke, Auskunft zu erhalten 
oder zu ertheilen, in und bei dem Grundſtück aufgehalten, 
ſie hätten dasſelbe zu dem Zwecke beobachtet und bewacht, 
die Arbeiter zu zwingen, ihre Arbeit niederzulegen. Die Be⸗ 
klagten waren nach der Anſicht des Richters auch bei dem 
Strike gegen S. zu weit gegangen; der Zweck des Strikes 
gegen ihn ſei ein ungeſetzlicher, indem S. habe verhindert 
werden ſollen, für die Kläger zu arbeiten. Der Richter hielt 
die Entſcheidung des erſten Richters für richtig, ſoweit es 
ſich um Bewilligung einer einſtweiligen Verfügung handelte, 
war jedoch der Anſicht, daß die Verfügung nicht genügend 
beſtimmt ſei. 

Lord Kay urtheilte ebenſo. Nachdem er auf die Wichtig⸗ 
keit des Falles hingewieſen, führte er Folgendes aus: Er 
zweifle nicht, daß der Gerichtshof befugt ſei, eine ſolche einſt⸗ 
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weilige Verfügung zu erlaſſen, und daß derſelbe dieſe Be⸗ 
fugniß in Fällen ausüben werde, in denen das ganze Geſchäft 
eines Mannes auf dem Spiele ſtehe; in dem vorliegenden 
Fall könne das Geſchäft der Kläger vollſtändig ruinirt werden, 
wenn nicht die einſtweilige Verfügung bewilligt werde, ob⸗ 
gleich ſich bei der Verhandlung der Sache herausſtellen könnte, 
daß die Handlungsweiſe der Beklagten ungeſetzlich ſei und 
unterſagt werden müſſe, während andererſeits der Schaden, 
der den Beklagten durch die Verfügung entſtehen würde, ein 
verhältnißmäßig geringer ſei. Der Richter bezog ſich dann 
auf die Veränderungen in den Geſetzen durch das Gewerk⸗ 
ſchaftsgeſetz von 1871 und 1875 und die Conspiracy and 
Protection of Property Act aus dem Jahre 1875 und kam 
zu dem Schluſſe, daß das Beobachten der Werke der Kläger 
und der Strike gegen S. zu dem indirekten Zwecke, die Kläger 
zu ſchädigen, ungeſetzlich ſeien. Er ſtimmte mit dem Richter 
Lindley darin überein, daß die Verfügung mit einer 
Aenderung in der Form beſtehen bleiben müſſe. Die Ver⸗ 
fügung ſollte den Beklagten und den von ihnen beauftragten 
Perſonen verbieten, die Werke der Kläger zu beobachten und 
zu bewachen, um Leute zu überreden oder auf andere Weiſe 
zu beſtimmen, nicht für dieſelben zu arbeiten, oder zu irgend 
einem anderen Zwecke, als (im Anſchluß an die Worte des 
Geſetzes) um Auskunft zu erhalten oder zu ertheilen. Es 
müſſe auch eine einſtweilige Verfügung in Bezug auf das 
Grundſtück des S. gewährt werden. Der Richter Smith ſchloß 
ſich dieſem Urtheile an. 
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I. Die partiariſchen Rechtsgeſchäfte nach 
römiſchem und heutigem Reichsrecht nebſt 
Beiträgen zur Lehre der verſchiedenen 
Arbeitsverträge. Von Dr. Karl Crome, 
a. o. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Berlin. 
(VII und 555 S.) Freiburg i. B., Berlin und 
Leipzig 1897, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). 


Der Verfaſſer behandelt ein Lohnverhältniß, welches bisher nur in 
einer vereinzelten Anwendung, der ſogenannten Theilpacht, berührt zu 
werden pflegte, zum erſten Male in prinzipieller Allgemeinheit und mit 
gründlichſter Berückſichtigung aller möglichen Verzweigungen. Auf dieſe 
Weiſe wird nicht bloß ein juriſtiſch intereſſantes Problem gelöſt, ſondern 
zugleich auch für die Volkswirthſchaft eine Vertragsform dargeſtellt, welche 
beſonders geeignet iſt, an dem durch das Zuſammenwirken von Kapital 
und Arbeit erzielten Vermögensgewinn auch die Arbeiter ſelbſt angemeſſen 
zu betheiligen, und welche in Folge deſſen vielleicht auch auf dem Gebiet 
der Arbeiterſchutzgeſetzgebung in Zukunft noch ausgedehnte Anwendung 
finden wird. Da das Werk des Verfaſſers dem unterzeichneten Bericht: 
erſtatter ſelbſt zugeeignet iſt, ſo hat der letztere nur auf beſonderen Wunſch 
des Mitherausgebers dieſer Zeitſchrift, Geh. Rath Dr. Keyßner, die 
Abfaffung einer Anzeige übernommen, und glaubt ex ſich dabei rühmender 
Anerkennung des Buchs, zu der er ſonſt reichlichen Stoff haben würde, 
grundfäßlich enthalten zu ſollen. 

Vor Allem iſt das partiariſche Rechtsgeſchäft — wie der Verfaſſer 
in $ 2 ausführt — ſcharf zu unterſcheiden von der Geſellſchaft, 
welche auf der Verfolgung eines gemeinſamen Zwecks durch Genoſſen, 
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d. h. wirthſchaftlich und geſellſchaftlich gleichſtehende Perſonen, beruht und 
nach dem ſchönen Wort Ulpian's ius quodammodo fraternitatis in 
se habet. Die Geſellſchaft iſt eben ein einzigartiger gegenſeitiger Ver⸗ 
trag, wobei nicht die Leiſtung des einen Vertragstheils dem anderen und 
die des anderen dem einen zu Gute kommen ſoll, ſondern die Leiſtungen 
Aller dem gemeinſamen Zwecke dienen und inſofern mittelbar allen Ge⸗ 
noſſen nützen ſollen. Dagegen das partiarifche Verhältniß iſt eine 
Geſtaltung, die bei ſehr verſchiedenen und ſelbſtändig geregelten Verträgen 
feſtgeſetzt werden kann und dann deren Inhalt und Wirkungen eigen⸗ 
thümlich beſtimmt. Denn das Weſen der partiariſchen Abrede beſteht 
darin, daß an einem Wirthſchaftserzeugniß nicht bloß der zufolge des 
Vertrages auf daſſelbe zunächſt Berechtigte, ſondern auch der Andere 
rechtlich betheiligt wird, durch deſſen Beihilfe die Herſtellung jenes Er: 
zeugniſſes gelungen iſt. Dieſer Andere iſt meiſt der Arbeiter: ſo beim 
Dienſt⸗ und Werkvertrag, wenn der Lohn in einer Quote des aus der 
Arbeit für den Kapitaliſten erwachſenen Gewinns beſteht, und alſo Schuld⸗ 
ner der Quote der Kapitaliſt iſt: hier führt die partiariſche Abrede zu 
einer Betheiligung des Arbeiters am Produkt ſeiner Arbeit. Jener Andere 
kann aber auch der Kapitaliſt ſelbſt fein, wenn er z. B. feine Grundſtücke 
verpachtet gegen Zuſage einer Fruchtquote oder das Geld zur Ermög⸗ 
lichung einer Arbeit als Darlehen gegen eine Gewinnquote hingibt, in 
welchen Fällen dann Quotenſchuldner der Arbeiter iſt. Bei der einen 
wie bei der anderen Geſtaltung wird durch die partiariſche Abrede die 
einſeitig individualiſtiſche Tendenz des regulären Vertrages durchbrochen 
und ein Ausgleich der Intereſſen von Kapital und Arbeit angeſtrebt. Der 
Verfaſſer bezeichnet hiernach (S. 29) das partiariſche Geſchäft gegenüber 
dem gewöhnlichen als Spezies gegenüber dem Genus. Ich würde lieber 
ſagen, es ſei, wie die Interzeſſion, ein materieller Charakter, den zahl⸗ 
reiche Verträge im konkreten Falle annehmen können, ohne dadurch ihr 
Weſen einzubüßen. Uebrigens entgeht es dem Verfaſſer nicht, daß das 
partiariſche Geſchäft auch den Keim zu einer gewiſſen Antagonie in ſich 
trägt, indem leicht der eine Vertragstheil (3. B. der Pächter, der Dienſt⸗ 
pflichtige) auf ſofortigen möglichſt hohen Gewinn drängen, der andere 
(3. B. der Verpächter, der Dienftberechtigte) dagegen mehr für die Zukunft 
‚Sorge tragen und Reparaturen, Anlagen, Abſchreibungen und dergleichen 
mehr für nöthig erachten kann (S. 85, 182 und öfter). Hier wird nach 
der gewiß richtigen Ausführung des Verfaſſers im Allgemeinen der zur 
Leitung der wirthſchaftlichen Thätigkeit berufene Theil das entſcheidende 
Wort zu ſprechen haben, ſoweit er nicht aus Chikane oder übertriebener 
Aengſtlichkeit die berechtigten Intereſſen des anderen Theils verletzt. 

Der Verfaſſer ſpricht nun die einzelnen Anwendungen des partia⸗ 
riſchen Geſchäfts der Reihe nach durch, indem er jedes Mal zunächſt das 
allgemeine Recht der in Frage kommenden Vertragsart feſtſtellt und dann 
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die durch die partiariſche Abrede herbeigeführten Abweichungen von dem⸗ 
ſelben entwickelt. 

An erſter Stelle behandelt er die Theilpacht (eolonia partiaria) 
S. 37— 123. Nach Widerlegung der immer wieder auftauchenden Lehre, 
daß fie eine Geſellſchaft ſei, wird ihre wirthſchaſtliche Bedeutung ins⸗ 
beſondere aus einem neuen franzöſiſchen Geſetz vom 18. Juli 1889 nach⸗ 
gewieſen, wonach ſie keineswegs bloß, wie einſt Plinius ſie auffaßte, 
als ein Auskunftsmittel für ſchlechte Zeiten und gegenüber leiſtungs⸗ 
unfähigen Pächtern erſcheint. Für ihre geringe Ausbildung bei den 
Römern fieht der Verfaſſer den Grund nur in dem römiſchen Kontrakts⸗ 
formalismus, der eine merces pecuniaria verlangte, damit man fofort 
wiſſe, wer als Nehmer derſelben der locator, und wer als Geber der 
conductor ſei (S. 68). Doch noch mehr lag der Grund wohl darin, daß 
die Privatpachtverträge den publiziſtiſchen Lokationen nachgebildet waren, 
und bei dieſen der römiſche Staatshaushalt, ebenſo wie bei den Steuer⸗ 
verpachtungen, auf die Erzielung baarer Geldeinnahmen ausging (vgl. 
Mommſen, Zeitſchr. der Savigny⸗Stiftung, Rom. Abth. Bd. VI S. 267 
und die dortigen Citate). Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, welches in 
S 581 nur irgend einen Pachtzins, ohne gegenſtändliche Beſchränkung, 
erfordert, iſt aber die Theilpacht freierer Entwicklung fähig. Der Verſaſſer 
erörtert nun die ſich für ſie aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch ergebenden 
Grundſätze nach allen Seiten klar und praktiſch und kommt (S. 99) zu 
dem Ergebniß, daß „die Theilpacht noch niemals gründlicher geregelt war, 
als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch“. Zweifelhaft iſt jedoch z. B. die 
Frage, wie ſich bei Endigung der Theilpacht im Laufe eines Pachtjahres 
die Anwendung des $ 592 geſtalte, wonach der Pächter für die Koſten, 
die er auf die noch nicht getrennten, aber nach den Regeln einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirthſchaft vor dem Ende des Pachtjahres zu trennenden 
Früchte verwendet hat, inſoweit Erſatz verlangen kann, als ſie einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirthſchaft entſprechen und den Werth dieſer Früchte nicht 
überſteigen. Soll der Pächter nun auch bei der Theilpacht Erſatz der 
geſammten Ernteaufwendungen verlangen können, da er doch einen Theil 
der Früchte gar nicht für ſich hätte behalten dürfen? Mit Recht führt 
der Verfaſſer S. 117 aus, daß zu den Aufwendungen für dieſen Theil 
der Pächter im Intereſſe des Verpächters verpflichtet war und darum 
inſoweit auch keinen Erſatzanſpruch haben kann. Uebrigens iſt es doch 
wohl ungenau, wenn der Verfaſſer hier (S. 113) und immer wieder 
(S. 242, 356, 360, 363) das Recht zu einer Kündigung vor Ablauf 
der Vertragszeit als „Rücktrittsrecht“ bezeichnet, da letzteres doch 
nach dem Sprachgebrauch des B.GB.'s § 346 das Recht zur Rückgängig⸗ 
machung des Vertrages auch für die Vergangenheit und ſomit zur Rück⸗ 
forderung der ſchon vollzogenen Leiſtungen bedeutet, während die Kündi⸗ 
gung nur für die Folgezeit Wirkungen hat. 
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Auch bei der Miethe (S. 124 — 140) iſt eine partiariſche Abrede 
möglich, wenn, wie z. B. bei der Ladenmiethe, die Gebrauchsüberlaſſung 
für den Miether zwar keine Früchte, aber doch einen Gewinn mit ſich 
bringt, und von dieſem ein Theil als Miethzins verſprochen wird. Dem 
Vermiether dient hier die Abrede inſofern, als er bei Steigerung des Ge⸗ 
winnes eine höhere Vergütung bezieht, und dem Miether um deswillen, 
weil er bei Minderung des Gewinnes auch eine geringere Vergütung zu 
leiſten hat. Die Gewinnausſicht kann aber auch, ſtatt in der Miethsſache, 
lediglich in der Perſon des Miethers, z. B. eines Künſtlers oder Arztes, 
liegen, und der Vermiether ſich dann von dem Ertrage aus deſſen Thätig⸗ 
keit einen Theil als Miethzins ausbedingen. Von der Theilpacht unter⸗ 
ſcheiden ſich dieſe Fälle beſonders dadurch, daß bei der letzteren der ver⸗ 
ſprochene Theil in landwirthſchaftlichen Roherträgen, bei der Miethe in 
Geld gewährt wird. Der Verfaſſer verhehlt ſich nicht, daß bei ſolcher 
Theilmiethe der Vermiether auch einen unverhältnißmäßigen Vortheil 
erzielen kann, und dadurch die Zahl der gewagten Verträge um eine neue 
Figur vermehrt wird (S. 133). Aber er erklärt, darin keinen Mißſtand 
zu erblicken, — wozu wohl ein Fragezeichen erlaubt ſein wird. 

Aber noch wichtiger als Theilpacht und Theilmiethe ſind die Ver⸗ 
träge über eine Arbeitsleiſtung gegen einen Lohn, welcher dem Ar⸗ 
beiter durch einen Antheil am Gewinn des Arbeitgebers aus der ihm 
geleiſteten Arbeit gewährt wird. Der Verfaſſer bildet hier die Ausdrücke: 
Quotaldienſtvertrag und Quotalwerkvertrag, die wir jedoch ebenſo wenig 
für gut deutſch halten können, als den immer wiederkehrenden Ausdruck 
operae liberales (S. 156, 413) für gut lateiniſch. Sollte nicht Theil⸗ 
dienſtvertrag und Theilwerkvertrag weit mehr zu empfehlen ſein? Dieſer 
Lehre iſt der Hauptabſchnitt des Buchs (S. 141 —364) gewidmet. Der 
Theildienſtvertrag kommt als landwirthſchaftlicher vor und hat 
dabei vor der Theilpacht den Vorzug, mit einer beliebig großen Anzahl 
von Arbeitern gleichzeitig geſchloſſen werden zu können; weit häufiger 
aber iſt er als gewerblicher und induſtrieller. Der Commis interesse, 
der auf Tantième angeſtellt wird, was noch das Reichsgericht (Entſch. 
Bd. XX S. 166) ſehr mit Unrecht in Bezug auf den Gewinnanſpruch 
als Geſellſchaft gelten läßt, iſt die häufigſte Figur (S. 161), aber auch 
Techniker, Schauſpieler, Arbeiter können durch Zuſage eines Gewinn⸗ 
antheils entlohnt werden. Dieſe partiariſche Entlohnung deckt ſich aber, 
wie der Verfaſſer ſehr richtig betont (S. 172), keineswegs mit der im 
Handelsverkehr üblichen Proviſion (HGB. § 354), welche nach Prozenten 
von dem Werthe oder Preiſe eines Gegenſtandes, auf den ſich eine einzelne 
Dienſtleiſtung bezieht, berechnet zu werden pflegt, ſondern ſie wird anders 
als die Proviſion durch einen dem Lohnverſprecher aus dem Geſchäft 
erwachſenden Gewinn bedingt und iſt aus dieſem zu entnehmen. Der 
Verfaſſer will auch weiter noch unterſcheiden (S. 175) zwiſchen der 
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Tantieme als dem Antheil aus dem Ergebniß eines Geſammtbetriebes 
oder einer gewiſſen Produktionsgattung und der „Gewinnprovifion“ aus 
dem Antheil am Gewinn eines einzelnen Geſchäfts; doch entſpricht dieſe 
Unterſcheidung ſchwerlich dem Sprachgebrauch des Verkehrs, da z. B. ein 
Künſtler von dem Direktor eines Theaters oder dergleichen nicht ſelten 
auch zu einer einmaligen Vorſtellung auf „Tantieme“ engagirt wird. — 
Beim Theildienſtvertrage wird nun die Frage brennend (S. 202 ff.), wie 
es mit dem Lohnanſpruch ſtehe, wenn ein Gewinn gar nicht gemacht 
worden iſt, ſei es weil die Dienſtleiſtung wegen Annahmeverzugs des 
Beſtellers nicht erfolgt, ſei es obwohl fie erfolgt iſt? Um in dieſen Fällen 
einen Lohnanſpruch nicht verneinen zu müſſen, was ja auch in dem 
erſteren ſehr unbillig ſein würde, hilft ſich der Verfaſſer mit der An⸗ 
nahme, daß der Dienſtpflichtige durch die partiariſche Abrede doch nicht 
auf den gewöhnlichen Lohn, der ja nach $ 612 als ſtillſchweigend verein⸗ 
bart gelte, habe verzichten und „gewiſſermaßen Hazard ſpielen wollen“ 
(S. 207), und daß deshalb dieſer gewöhnliche Lohn an Stelle des Ge⸗ 
winnantheils ſubfidiariſch als „Surrogatlohn“ eintreten müſſe, und zwar 
nicht bloß dann, wenn der Gewinn ganz ausgeblieben, ſondern auch in 
dem Falle, wo er ſo gering ausgefallen ſei, daß der Antheil des Dienſt⸗ 
pflichtigen hinter ſeinem gewöhnlichen Lohne zurückbleiben würde! In 
der That wird man für den Fall des Annahmeverzugs einen auf den 
gewöhnlichen Lohn gerichteten Anſpruch gutheißen dürfen, weil hier der 
Ausfall des Gewinnantheils für den Dienſtpflichtigen nach Analogie der 
durch den Annahmeverzug veranlaßten Mehraufwendungen des Schuldners 
(S 304) behandelt und der Betrag des Ausfalls als mindeſtens dem ge: 
wöhnlichen Lohne gleichkommend geſchätzt werden kann. Dagegen bei 
einem nicht durch Gründe, die in der Perſon des Dienſtberechtigten liegen, 
verurſachten Ausbleiben von Gewinn iſt die Zubilligung eines Surrogat⸗ 
lohns doch bedenklich, und man wird ſie nur unter beſonderen Umſtänden 
als dem Parteiwillen entſprechend gelten laſſen können. Denn wenn 
3. B. der Schauſpielunternehmer, der eine Anzahl Künſtler auf Gewinns» 
antheile engagirt hatte, dann aber durch ſeine Vorſtellungen nicht einmal 
die Deckung ſeiner eigenen Unkoſten erzielt hat, nun doch den Künſtlern 
die gewöhnliche Gage zu zahlen hätte, ſo würde offenbar die partiariſche 
Abrede ſtatt der ihr vom Verfaſſer nachgerühmten gleichmäßigen Ver⸗ 
theilung von Licht und Schatten eine ſehr einſeitige Begünſtigung des 
Dienſtverpflichteten bewirken, während der Verfaſſer ſelbſt an anderen 
Stellen (S. 148, 151) anerkennt, daß bei ihr der Quotengläubiger ein⸗ 
willige, in Ermanglung eines Erfolges „nichts zu erhalten“. — Auf die 
weiteren vom Verfaſſer beim Dienſtvertrage erörterten, intereſſanten Fragen 
nach der Berechnung des Antheils als Brutto⸗ oder Reinantheils, nach der 
Kontrolle des Verfahrens des Dienſtberechtigten, nach der Zuläſſigkeit von 
Abſchreibungen u. ſ. w. (S. 210 — 240) kann hier nicht eingegangen werden. 
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Wohl aber ſind als beſonders inhaltreich hervorzuheben die nun 
folgenden Ausführungen über den partiariſchen Werkvertrag. Der 
Verfaſſer zerlegt hier (S. 255) die möglichen Werke in drei. Arten: 
1. die Verfertigung, d. i. die Herſtellung oder Veränderung von Gegen⸗ 
ſtänden, 2. die Beförderung und 3. die Geſchäftsbeſorgung, auf welche 
letztere als Gegenstand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags der merkwürdige § 675 
des B. GB. 's bekanntlich eine Reihe der Regeln vom Auftrage erſtreckt. Der 
Verfaſſer verwirft die Meinung Schollmeyer's, daß mit den Geſchäften 
in § 675 nur Rechtsgeſchäfte oder doch Rechtshandlungen gemeint ſeien. 
Aber wie denn nun die „Beſorgung von (rein thatſächlichen) Geſchäften“ 
gegen die „Verſertigung“ und die „Beförderung“ abzugrenzen ſei, ſagt 
uns auch der Verfaſſer nicht, und wenn er (S. 257) die Ausbeſſerung 
von Kleidern als Geſchäftsbeſorgung, dagegen (S. 255 Anm. 5) die Re⸗ 
ſtauration eines Gemäldes als Verfertigung hinſtellt, ſo iſt der Unter⸗ 
ſcheidungsgrund in Wahrheit nicht erkennbar. Man wird doch nicht 
umhin können, wie es auch Coſack thut, bei der „Geſchäftsbeſorgung“ in 
§ 675 als beſchränkendes Merkmal eine Beziehung auf Vermöͤgensrechte 
hinzuzudenken, weil ſonſt der Dienſt⸗ oder Werkvertrag, „der eine Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand hat“, als eine engere Art gar nicht zu 
begreifen ſein würde; ja, dieſem Gedanken nähert ſich ſchließlich auch der 
Verfaſſer ſelbſt, indem er (S. 257) jagt, daß „regelmäßig die Thätigkeit 
in gewiſſer Weiſe in die Rechtsſphäre des Beſtellers oder eines Dritten 
hineinreichen werde“. — Beiſpiele von Theilwerkverträgen bieten ſich in 
der Praxis, wenn für eine Gutsmelioration oder einen Transport oder 
die Herſtellung eines zu fruktifizirenden Kunſtwerks oder die Erfindung 
eines techniſchen Verfahrens oder das Arrangement einer Aufführung ein 
Antheil an den Erträgen verſprochen wird. Das Reichsgericht hat einen 
lehrreichen Fall dieſer Art zu beurtheilen gehabt (Gruchot, Beiträge 
Bd. XXXV S. 120), in welchem der Erfinder eines patentirten Verfahrens 
zur Herſtellung von Wollfilzhüten die Einführung dieſes Verfahrens in 
der Fabrik des Vertragsgegners übernommen, und dieſer ihm dafür auf 
fünf Jahre die Zahlung von einem Silbergroſchen für jeden von der 
Fabrik gefertigten Hut, ſowie die tägliche Fertigung von mindeſtens drei 
Dutzend Hüten, alſo einen partiariſchen Lohn mit garantirtem Minimum 
zugeſichert hatte (S. 267). Intereſſante Fragen erheben ſich bei dem 
Werkvertrage namentlich in Bezug auf die Befugniſſe des Beſtellers, ſich 
auch an den vom Unternehmer beſtellten Subſtituten zu halten (S. 298 
bis 310), und in Bezug auf die Tragung der Gefahr durch den Unter⸗ 
nehmer bis zur Abnahme des Werks (S. 317—328). In letzterem 
Punkte nimmt der Verfaſſer den § 644 des B. GB.'3 gegen den von 
Strohal und Oertmann ausgeſprochenen Tadel in Schutz. Nach 
deren Forderung hätte der Geſetzgeber unterſcheiden müſſen, ob das Ereig⸗ 
niß, welches ein Werk unausführbar macht oder das ſchon ausgeführte 
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vor der Abnahme zerſtört, in der Sphäre des Unternehmers oder in der des 
Beſtellers eintritt, und nur für den erſteren Fall die Gefahr dem Unter⸗ 
nehmer aufbürden ſollen. Der Verfaſſer erklärt dieſe „Sphärentheorie“ 
wegen ihres Mangels an Beſtimmtheit für unbefriedigend und ſucht dar⸗ 
zuthun, daß man in den meiſten Fällen, wo die Tragung der Gefahr 
durch den Unternehmer unbillig wird, dieſem einen Anſpruch auf einen 
der geleiſteten Arbeit entſprechenden Theil der Vergütung gewähren könne 
entweder, weil der Unfall ſich auf eine vom Beſteller ertheilte Anweiſung 
(8 645) zurückführen oder weil ſich die Vereinbarung einer Abnahme des 
Werks in Theilen (8 641) annehmen laſſe. In der That kann dieſer 
Ausweg unter Umſtänden eine Hilfe bieten, und er dürfte auch den Vor⸗ 
zug verdienen vor dem Vorſchlage Kohler's (Archiv für Bürgerl. Recht 
Bd. XIII S. 259), der, „wenn die Mauer, wenn das Terrain untergeht 
u. ſ. w.“, Annahmeverzug des Beſtellers für gegeben erachtet. Allein in 
vielen Fällen wird doch auch jener Ausweg ſchwer zu beſchreiten und 
von einer durch den Beſteller ertheilten Anweiſung nicht anders zu reden 
ſein, als wenn man dieſen Begriff auf das Streckbett bringt! 

Noch bemerkenswerther, als dieſe Erörterungen, iſt bei dem Verfaſſer 
die eindringende Auslegung des § 642 des B. GB.'s (S. 347-356), der 
bisher nur ſehr ungenügend erforſcht iſt. Durch dieſen § 642 wird beim 
Werkvertrage der Fall, wenn der Beſteller eines Werkes die Hilfshand⸗ 
lungen unterläßt, die zur Herſtellung erforderlich wären (z. B. wenn der 
Beſteller eines Porträts zu den Sitzungen beim Maler nicht erſcheint) und 
dadurch in Annahmeverzug geräth, anders behandelt, als der Fall einer 
Kündigung des Beſtellers vor Vollendung des Werks in $ 649. Denn 
im letzteren Fall iſt der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung 
zu verlangen mit Abrechnung deſſen, was er in Folge der Aufhebung des 
Vertrages an Aufwendungen erſpart oder durch anderweitige Verwendung 
ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 
Dagegen in dem erſteren Falle (beim Annahmeverzug durch Unterlaſſung 
der Hilfshandlungen) kann nach § 642 der Unternehmer eine „angemeſſene 
Entſchädigung“ verlangen, die ſich bemeſſen ſoll „einerſeits nach der 
Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererſeits 
nach demjenigen, was der Unternehmer in Folge des Verzugs an Auf⸗ 
wendungen erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft 
erwerben kann“. Beim Dienſtvertrage iſt eine entſprechende Unter⸗ 
ſcheidung nicht gemacht, ſondern für den Fall, daß der Dienſtberechtigte 
mit der Annahme der Dienſte in Verzug kommt, in $ 615 eine ähnliche 
Beſtimmung getroffen, wie für den Fall der Kündigung eines Werk⸗ 
vertrags in § 649. Es fragt ſich nun, auf welchen Gedanken jene eigen: 
artige Unterſcheidung beim Werkvertrage beruht, und ob ſie innerlich 
berechtigt iſt. Die Materialien laſſen nicht erkennen, daß man ſich der in 
den Worten des § 642 liegenden neuen Rechtsbildung bewußt geweſen iſt; 
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auch die Reichstagskommiſſion hat dieſelbe nicht erwogen. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt nur, daß, während man urſprünglich den Anſpruch des 
Unternehmers wegen des ihm widerfahrenen Annahmeverzugs mit Rückſich: 
auf die dadurch verlängerte Dauer ſeiner Arbeit als Anſpruch auf eine 
„Vergütung“ (d. h. verhältnißmäßige Lohnerhöhung) beſtimmt hatte 
(ſiehe Entwurf I § 575 und Protok. der zweiten Kommiſſion S. 2241 ff.), 
auf ein Mal durch die Redaktionskommiſſion im Entwurf II $ 579 daraus 
ein Anſpruch auf „angemeſſene Entſchädigung“ gemacht worden war; 
demnächſt aber iſt dann in Konſequenz des Gedankens der Entſchädigung 
bei der Schlußreviſion des Entwurfs II (Gruchot, Beiträge Bd. XL 
S. 355) auch für abzugsfähig erklärt worden nicht bloß, wie es im 
Entwurf II § 579 Abſ. 1 S. 2 hieß, dasjenige, „was der Unternehmer 
— — — hätte erwerben können, wenn er es nicht böswillig unter: 
laſſen hätte“, ſondern, wie oben erwähnt, das, „was er durch anderweitige 
Verwendung feiner Arbeitskraft erwerben kann“ (Reichstagsvorlage 
§ 632 Abſ. 2 = B. GB. 8 642 Abi. 2). In 5 642 liegt hiernach der 
Satz, daß der Unternehmer, der in Folge Annahmeverzugs des Beſtellers 
für dieſen nicht arbeiten kann, zwar Erſatz des ihm daraus erwachſenden 
Schadens verlangen darf, aber ſich auf denſelben auch einen nur ſchuldhaft 
verſäumten anderweitigen Arbeitsverdienſt abrechnen laſſen muß. Der 
Verfaſſer meint nun (S. 353), daß bei dieſer ſchlechthin neuen und halb 
unbewußten Rechtsbildung „der Würfel doch anſcheinend gut gefallen ſei“. 
Und zwar rechtfertigt er zunächſt die Pflicht des Beſtellers zum Schadens⸗ 
erſatz (im Gegenſatz zu derjenigen zur Entrichtung der vereinbarten Ver⸗ 
gütung nach $ 649) damit, daß der Beſteller im Falle des § 642 eben 
nicht kündige, ſondern trotz ſeiner Säumniß auf der Vollendung des Werks 
beſtehe, und deshalb dem Unternehmer für die Nachtheile aus jenem 
ſchwankenden Verhalten noch neben der Lohnzahlung aufkommen müſſe. 
In dieſer Rechtfertigung iſt dem Verfaſſer gewiß beizutreten. Aber indem 
er dann weiter auch die eigenthümliche Bemeſſung des Schadenserſatzes in 
$ 642 billigt, legt er den letzteren dahin aus, daß auch der Unternehmer 
ſeinerſeits bei der Liquidation ſeines Schadens neben der Dauer des 
Verzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung dasjenige in Rechnung 
ſtellen dürfe, was er durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft 
hätte verdienen können. In dieſer Auslegung des § 642 können wir dem 
Verfaſſer nicht beitreten. Denn ſie entſpricht den Worten des § 642 
keineswegs. Die Faſſung „einerſeits“ — „andererſeits“ bezeichnet doch 
deutlich den Gegenſatz der anſpruchsbegründenden und der anſpruchs⸗ 
mindernden Momente; wenn alſo unter „andererſeits“ zuſammengeſtellt iſt 
das, was der Unternehmer erſpart, und was er anderweit erwerben kann, 
ſo ſoll damit nur das ihm abzurechnende bezeichnet ſein (wie in 
58 324, 615), aber nicht zugleich etwas, was er umgekehrt als ihm 
anderweit entgangenen Erwerb er ſetzt zu bekommen verlangen könnte. 
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Es wäre doch auch hart für den Beſteller eines Porträts, wenn der 
Maler, weil jener eine Sitzung — vielleicht ſchuldlos — verſäumt, nun 
das, was er an dieſem Tage zufällig durch eine beſonders günſtige Ar⸗ 
beitsgelegenheit anderweit hätte verdienen können, bei ſeinem Erſatzanſpruch 
mit in Rechnung ſtellen dürfte! So muß denn die Berückſichtigung dieſes 
verſäumten anderweitigen Verdienſtes in § 642 unſeres Erachtens durchaus 
auf die gegen den Unternehmer geltend zu machende Abrechnung be⸗ 
ſchränkt bleiben, und dieſe Berückfichtigung in ihrer gegenüber § 615 
erweiterten Ausdehnung iſt eben nur dadurch zu rechtfertigen, daß auch der 
Schadenserſatzanſpruch des Unternehmers aus dem Annahmeverzug des 
Beſtellers in § 642 über die gewöhnlichen Grenzen ($ 304) hinausgeht. 

Bei dem partiariſchen Werkvertrag wiederholt der Verfaſſer (S. 359 
bis 361) für den Fall, daß ein Gewinn aus dem Werke ausbleibt, 
die Aufſtellung des Anſpruchs auf einen Surrogatlohn, die wir ſchon 
oben beim Dienſtvertrage kritiſirt haben. Für die ſonſtigen Einzelaus⸗ 
führungen über den partiariſchen Werkvertrag müſſen wir auf das Buch 
ſelbſt verweiſen. 

Der Verfaſſer beſpricht dann weiter das partiariſche Darlehen, 
deſſen Geber (auf S. 375 ſteht durch Druckfehler „Nehmer“) ſich ſtatt der 
Zinſen eine Dividende vom Geſchäftsgewinn des Nehmers ausbedingt, und 
andere ähnliche „Kreditfälle“ (S. 365 —395). Hier hätte fich auch der 
berühmte, zwiſchen dem Preußiſchen Staat und der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft geſchloſſene Vertrag erwähnen laſſen, durch welchen erſterer, 
um den Weiterbau der Bahn zu ermöglichen, eine Zinsgarantie über⸗ 
nahm und ſich dafür gewiſſe Prozente von den Erträgen der Bahn ver⸗ 
ſprechen ließ. Dieſe Garantie hat den Staat nie einen Pfennig gekoſtet, 
die ihm gezahlten Prozente aber haben viele Millionen betragen. Das 
war eine auffallende praktiſche Konſequenz des partiariſchen Vertrages. 

Auch die vermittelnden Geſchäftsbeſorgungen (Agentur, 
Mäklervertrag, Kommiſfion, Spedition), fowie der Verwahrungs⸗ und 
Verlagsvertrag werden zunächſt im Allgemeinen und dann in ihrer par⸗ 
tiariſchen Geſtaltung eingehend erörtert (S. 396— 509). Hier ſcheint 
uns beſonders die Ausführung über den Mäklervertrag werthvoll und 
bei dieſem, wie bei der Kommiſſion, die Behandlung der Frage, unter 
welchen Vorausſetzungen der Beauftragte gleichzeitig für mehrere Auftrag⸗ 
geber thätig werden und von jedem den Lohn fordern darf. Beim Ver⸗ 
wahrungsvertrag wird fich, wie der Verfaſſer S. 461 ſelbſt bemerkt, ſelten 
Veranlaſſung zu partiariſcher Entlohnung des Verwahrers finden. Um ſo 
häufiger iſt dieſe Abrede beim Verlagsvertrage, wenn der Verleger dem 
Autor als Honorar von dem aus der Verbreitung des Werks nach Deckung 
der Herſtellungskoſten ſich ergebenden Gewinn einen Antheil verſpricht. 

Auf dieſe Materien aber, ſowie auf die vom Verfaſſer zum Schluß 
noch dargeſtellten Antheilsausſchreibungen und Arbeitsauflagen (modi 
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donationum) mit der Verpflichtung des Empfängers zur Abgabe eines 
Gewinnantheils an einen Dritten, hier noch einzugehen, geſtattet der 
Raum leider nicht. Das eigene Leſen des Buches wird Jedem beſſer, als 
der Berichterſtatter es kann, den reichen, eigenartigen und praktiſch be⸗ 
deutſamen Inhalt des Buches vor Augen ſtellen. 


Berlin, Februar 1899. E. Eck. 


II. Das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche 
Reich. (Fortſetzung aus Bd. XLVII S. 494 ff.) 


1. Dr. Heinrich Dernburg, Geh. Juſtizrath, Pro⸗ 
feſſor an der Univerſität Berlin, Mitglied des 
Herrenhauſes. Das bürgerliche Recht des 
Deutſchen Reichs und Preußens. Bd. III: 
Das Sachenrecht des Deutſchen Reichs 
und Preußens. 8. (792 S.) Halle a. d. S. 
1898, Buchhandlung des Waiſenhauſes. 


Am heutigen Tage feiert der Verfaſſer ſeinen 70. Geburtstag. Ein 
Jubelruf möge auch von dieſer Stelle zu ihm hintönen. Was Dern⸗ 
burg für die Rechtswiſſenſchaft überhaupt geleiſtet hat, iſt anderweit 
gewürdigt worden. Muſtergiltig iſt ſeine Einfachheit und Klarheit der 
Darſtellung, ſeine Ueberſichtlichkeit in der Anordnung, die man als Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit empfindet. Frei von jeder Künſtelei verſteht es Dern⸗ 
burg, über Schwierigkeiten hinwegzuhelfen; die Wiſſenſchaft wird ge⸗ 
meinverſtändlich vorgetragen. Vielleicht darf in dieſen Eigenſchaften der 
Grund erkannt werden, weshalb Dernburg's Pandekten und Preußiſches 
Privatrecht eine beneidenswerthe Verbreitung gefunden haben. Für das 
Gebiet des Handels⸗ und Wechſelrechts iſt Dernburg's Preußiſches 
Privatrecht von großer Bedeutung geweſen und zwar dadurch, daß der 
Verfaſſer dieſe Gebiete in das Geſammtgebiet des bürgerlichen Rechts ein⸗ 
ordnete. Es gelang ihm, ein einheitliches Recht zur Geſtaltung und zum 
Bewußtſein zu bringen. Die Sauberkeit und Sicherheit der Faſſung ſeien 
dabei beſonders hervorgehoben. 

Dernburg's „Perſönliche Rechtsſtellung nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch“ (Berlin 1896, H. W. Müller) eröffnete die Ausſicht, daß man 
von ihm ein Werk über das Geſetzbuch zu erwarten habe. Es hat ſich 
die Erwartung erfüllt. Wie obenſtehend angegeben, liegt Bd. III vor. 
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In dem Vorwort ift kundgegeben, daß fich das Werk an das Syſtem des 
Geſetzbuches anlehnen und aus vier Bänden beſtehen ſoll, von denen der 
erſte die Allgemeinen Lehren, der zweite das Obligationenrecht, der dritte 
das Sachenrecht, der vierte außer dem Urheberrecht das Familien⸗ und 
Erbrecht behandeln wird. Ob dem Werk der erweiterte Inhalt, wie er im 
Preußiſchen Privatrecht ſich findet, gewährt werden wird, iſt nicht aus⸗ 
drücklich zugeſagt. Es ſei der Wunſch hier ausgeſprochen. Dem Sachen⸗ 
recht ließ Verfaſſer den Vortritt, weil es vor ſeiner Einführung beſonders 
bekannt ſein muß, eine eingehende litterariſche Behandlung deſſelben aber 
noch gänzlich fehlt. 

Der Zuſammenhang mit dem Preußiſchen Privatrecht beruht auf 
den Worten „Unberührt bleiben“, mit denen eine Reihe von Artikeln des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beginnen. Es find des⸗ 
halb z. B. in das neue Werk übernommen Jagdrecht $ 229 nach $ 315; 
Waſſerrecht $ 252 nach $ 134; Bergwerkseigenthum SS 258 ff. nach 
SS 141 ff.; Wegerecht $ 267 nach $ 140; Familienfideikommiß $ 374 
nach § 125 u. ſ. w. 

Von weſentlichſter Bedeutung für die Neugeſtaltung des Rechts 
dürften ſein: Befitz, Grundbuchverfaſſung, Grundſtückspfandrecht; hier 
wird das Werk, ſoweit es namentlich auch außerhalb der fachlich und 
ſachlich mit dem Recht Befaßten Leſer finden möge, aufklärend wirken. 

Wie Bd. XLVII S. 497 dieſer Zeitſchrift geſagt, wird in dieſen 
Literaturanzeigen zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht in eine Beurtheilung 
eingetreten; bei dem vorliegenden Werk ſei zu S. 288 vermerkt, woſelbſt 
der Erwerb von. Inhaberpapieren, die dem Eigenthümer geſtohlen oder ſonſt 
abhanden gekommen ſind, behandelt wird: der § 367 des Handelsgeſetz⸗ 
buches verdankt ſeine Entſtehung dem Direktor des Berliner Kaſſenvereins, 
Regierungsrath Hoppenſtedt, der in ſeiner Schrift „Zur Reviſion des 
Handelsgeſetzbuches“ (Berlin 1896, Karl Heymann) S. 17 ff. und weiter 
in einer Eingabe an das Reichs⸗Juſtizamt (22. September 1896, vgl. 
Berliner Börſen⸗Zeitung Nr. 110 vom 6. März 1897) dazu den Grund 
legte. Für Frankreich ſei auf das Bulletin officiel des oppositions 
sur les titres au porteur publié par le syndicat des agents de 
change de Paris (loi du 15 juin 1872, règlement d’administration 
du 10 avril 1873) hingewieſen. 

In dem Vorwort iſt das Erſcheinen des Obligationenrechts für die 
nächſte Zeit in Ausſicht geſtellt. 

Möge es dem Verfaſſer gewährt ER in friſcher Kraft fein Werk 
zu Ende zu führen. 


Berlin, am 3. März 1899. Dr. Keyßner. 
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2. Konrad Coſack, Profeſſor der Rechte in Bonn. 
Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts 
auf der Grundlage des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs. Bd. 1: Die allgemeinen Lehren 
und das Recht der Forderungen. gr. 8. 
(1. Aufl. XXVI und 615 S., 2. Aufl. XXIV und 
624 S.) Jena 1899, Guſtav Fiſcher. 


Dieſer erſte Band des Werkes liegt bereits in zwei im ſelben Jahre 
erſchienenen Auflagen vor, ein fchlüffigfter Beweis dafür, welche Anerken⸗ 
nung und Verbreitung daſſelbe ſich im Sturm erworben hat. Die erſte 
Abtheilung des Bd. II, das Sachenrecht enthaltend, ſoll noch im laufenden 
Monat, die zweite Abtheilung im Oktober erſcheinen. Dem Bd. II ſoll 
ein ABC⸗Verzeichniß, ſowie ein Verzeichniß derjenigen Abänderungen, die 
Bd. I in 2. Auflage erfahren hat, beigegeben werden. Aeußerlich erkenn⸗ 
bar iſt bereits, daß der 2. Auflage ein § 169 „Verletzung von Sachen 
und Urkunden“ angeſchloſſen iſt. 

Vorweg ſei bemerkt, daß S. XIV—XXI (2. Aufl.) ein Verzeichniß 
der beſprochenen Stellen des Bürgerlichen Geſetzbuches und Einführungs⸗ 
geſetzes gegeben iſt. Der „Inhalt“ S. III—XIII weiſt die Anordnung 
nach. Hieraus ſei ein Ueberblick gegeben. Einleitung S. 1—28. Lite⸗ 
ratur, Begriff des deutſchen bürgerlichen Rechts, geſchichtliche Entwicklung. 

Erſtes Buch. Die allgemeinen Lehren. 1. Die Rechtsregeln. 
Das geſetzte Recht. Das Gewohnheitsrecht, Ermittlung und Auslegung 
der Rechtsregeln, räumlicher Geltungsbereich der Rechtsregeln, zeitlicher 
Geltungsbereich der Rechtsregeln. 2. Die Rechtsverhältniſſe und die Rechte. 
3. Die Rechtsinhaber. Die Menſchen, die juriſtiſchen Perſonen. Hier iſt 
am Schluß des § 25 (Einleitung) ein Ueberblick über die zahlloſen 
Theorien zum Begriff der juriſtiſchen Perſonen gegeben. Der Nachdruck 
dürfte auf die geficherte Organiſation gelegt fein. Es wendet fich die 
Entwicklung dann der juriſtiſchen Perſon des Bürgerlichen Geſetzbuches zu. 
Bei den Körperſchaften beſonderen Reichsrechts (B. GB. § 22) dürften die 
Innungen der Reichsgewerbeordnung anzufügen ſein ($$ 81 ff., 86 der 
R. Gew. O.). In 8 38, Perſonenmehrheiten, werden dieſelben den mit juris 
ſtiſcher Perſönlichkeit ausgeſtatteten Körperſchaften gegenübergeſtellt. (Zu 
vergleichen hierzu Coſack, Handelsrecht 4. Aufl. § 104.) 4. Die Rechts⸗ 
gegenſtände. 5. Entſtehung, Aenderung, Aufhebung der Rechte. 6. Aus⸗ 
übung und Sicherſtellung der Rechte. 

Zweites Buch. Das Recht der Forderungen. 1. Das Recht der 
Forderungen im Allgemeinen — mit ſelbſtändiger Anordnung gegenüber 
Buch II Abſchn. 1-6 des B.GB.'8. 2. Die einzelnen Arten der Forde⸗ 
rungsrechte — inhaltlich dem Buch II Abſchn. 7 des B. GB. 's entſprechend, 
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jedoch mit abweichender Anordnung. Art. 20, Schuldverſchreibungen auf 
en Inhaber, iſt in Bd. II, Recht der Werthpapiere, verwieſen. Die An⸗ 
weiſung iſt zum Auftrag geſellt und der Maklervertrag angeſchloſſen. Die 
Delikte find vor der ungerechtfertigten Anrechnung abgehandelt. — Mir 
will es ſcheinen, als hätte ſich bei der Einführung in ein neues Geſetzbuch 
empfohlen, einer eigenen Anordnung zu entſagen und ſich der doch jeden⸗ 
falls auch berechtigten Anordnung des Geſetzbuches zu fügen, deſſen Wort⸗ 
gebrauch zu übernehmen, etwa unter Einſchaltung früherer Bezeichnungen. 

Wenn bei dieſer Anzeige auf Einzelheiten nicht eingegangen wird, ſo 
darf doch nicht unterlaſſen werden, auf eine beſondere Eigenſchaft des 
Werkes hinzuweiſen. 

Die Lehrthätigkeit im Rechtsgebiet hat in neueſter Zeit, ich darf 
ſagen unter dem bedeutſamen Einfluß von Stölzel's „Schulung für 
die juriſtiſche Praxis“ (I. Thl. 3. Aufl., II. Thl. 2. Aufl. Berlin, Franz 
Vahlen) einen neuen Weg beſchritten ). Es wird unmittelbar auf die 
Geſtaltungen im Verkehr eingegangen, was bereits Jhering und Gierke 
anbahnten. Die Rechtswiſſenſchaft wird dem Lernenden ſofort als die 
Leuchte im Verkehr vorgeführt. Dieſem Gedanken iſt der Verfaſſer dadurch 
gerecht geworden, daß er ſeinen Erörterungen und Unterſuchungen Bei⸗ 
ſpiele einfügt. Das Verſtändniß wird damit erleichtert, die Denkthätigkeit 
angeregt und das Gedächtniß geſichert. Es wird nicht ausbleiben, daß 
ſcharfe Beurtheiler an dieſen Beiſpielen Mängel entdecken oder Verein⸗ 
fachungen wünſchen werden. Für eine Verbeſſerung wird der Verfaſſer 
bei ſorgſamſter Nachprüfung bei jeder neuen Auflage bedacht ſein. Hier 
darf ich die Beiſpiele, durch welche der Verfaſſer ſein Lehrbuch geſchmückt 
hat, als eine vortreffliche, für das Verſtändniß des Rechts fförderliche 
Eigenſchaft rühmen. 

Berlin, im März 1899. Dr. Keyßner. 


3. Dr. Ed. Heilfron, Amtsrichter. Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechts auf der Grundlage 
des Bürgerlichen Geſetzbuches. 1. Abth.: 
Allgemeiner Theil. kl. 8. (IX und 669 S.) — 
2. Abth.: Das Recht der Schuldverhältniſſe. All⸗ 
gemeiner Theil. kl. 8. (VII und 381 S.) Berlin 
1897, 1899, Speyer & Peters. 


Nach dem Geſammteindruck, den dieſe fleißige Arbeit auf mich ge⸗ 
macht hat, iſt das Ziel, welches ſich der Verfaſſer geſteckt hat, dahin 


Vgl. unten S. 369 ff. 
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anzugeben, den jungen Rechtsbefliſſenen, welche fich für die erſte Prüfung 
vorbereiten, und den Referendaren im Vorbereitungsdienſt ein Hilfsbuch 
zu gewähren, durch das fie in ſtetem Rückblick auf das Recht früherer 
Zeit ſich in das neue Recht hineinzubilden im Stande find. Der rechts⸗ 
geſchichtlichen Emporentwicklung und der Rechtsvergleichung (gemeines 
Recht, allgemeines Preuß. Landrecht, Bürgerliches Geſetzbuch) hat der 
Verfaſſer mit erfreulichem Erfolg aufopfernden Fleiß gewidmet. Bemerkt 
jet, daß über den Rahmen des Bürgerlichen Gefetzbuchs hinausgegangen 
und das auch ſonſt dem Kandidaten Wiſſenswerthe vorgetragen wird. 
Als Beiſpiel hiefür ſei Bd. I S. 173 angeführt: „Juriſtiſche Perfonen des 
öffentlichen Rechts“. Daß auch das Handelsgeſetzbuch eingeflochten iſt und 
mit praktiſchem Blick auf die Civilprozeßordnung, das Zwangsſteigerungs⸗ 
geſetz, die freiwillige Gerichtsbarkeit Rückficht genommen iſt, darf hervor⸗ 
gehoben werden. 

Beſonders erfreulich war mir, daß überall zu erkennen gegeben iſt, 
wie eine Kenntniß des römiſchen Rechts unentbehrlich bleibe und wie ſich 
das Leſen von Pandektenſtellen, welche vielfach in den Anmerkungen ab⸗ 
gedruckt find, empfehle. 

Hiermit ſei das Buch, welches der Verfaſſer zum Nutzen der zu den 
Prüfungen mit Fleiß Anſtrebenden fortführen möge, angelegentlich em⸗ 
pfohlen. 

Berlin, im März 1899. Dr. Keyßner. 


—— —— 


4. Protokolle der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Im Auftrage des Reichs⸗Juſtizamts 
bearbeitet von Dr. Achilles, Reichsgerichtsrath a. D., 
Dr. Gebhard, Großh. bad. Geh. Rath, Dr. Spahn, 
Kgl. preuß. Kammergerichtsrath. 5 Bde. Berlin, 
J. Guttentag. 


Die bereits erſchienenen zehn Lieferungen (5 Bde.) führen mit dem 
400. Protokoll das Erbrecht zum Schluß. 

Jedes Lehrbuch, jeder Kommentar wird, wie auf die Motive zum 
erſten Entwurf (Berlin, J. Guttentag), auf dieſe Protokolle verweiſen. 
Sie dürfen als ein unentbehrliches Hilfsmittel bezeichnet werden. Wenn 
fie nicht jedem Juriſten in feiner Bücherei zur Hand ſtehen, fo dürfen 
ſie jedenfalls in keiner Gerichtsbücherei fehlen. An manchen Orten ſoll 
hier noch eine Lücke auszufüllen ſein. 

Keyßner. 


366 Literatur. 


5. Arnold Fraenkel, Rechtsanwalt. Das Fami⸗ 
lienrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches für 
das Deutſche Reich unter Ausſchluß des Vor— 
mundſchaftsrechts. Für den praktiſchen Gebrauch 
dargeſtellt. 8. (IX und 210 S.) Hannover 1898, 
Helwing'ſche Verlagsbuchhandlung. 


Zweckmäßig folgt Verfaſſer der Anordnung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs in Buch IV Abſchn. 1 und 2, entwickelt aber hier, unter ſteter Rück⸗ 
ſicht auf die Reihenfolge im Geſetze, ſelbſtändig in durch gutgewählte 
Ueberſchriften gekennzeichneten Abtheilungen. Hierbei dürfte ſich nament⸗ 
lich die Erfahrung aus der Praxis erkennbar machen, wie denn überall 
erſichtlich iſt, daß der Verfaſſer mit Ausführlichkeit auf ſolche Fragen 
eingeht, von denen zu erwarten ſteht, daß ſie zunächſt im Verkehr zu 

treitigkeiten Anlaß geben werden. In deutlicher, klarer Sprache wird 

Auskunft ertheilt. Die Nebengeſetze, namentlich das Reichsgeſetz über 

die freiwillige Gerichtsbarkeit, find in Betracht gezogen und zweckmäßig 

auf das frühere Recht im Gebiet des allg. Preuß. Landrechts hingewieſen. 
Keyßner. 


6. Dr. F. Fiedler, Amtsgerichtsrath in Münſter i. W. 
Leitfaden zur Einführung in das Bürger— 
liche Geſetzbuch und ſeine Nebengeſetze für 
Gerichtsſchreiber. 8. (884 S.) Berlin 1898, 
J. Guttentag. 


In der Einleitung entwickelt der Verfaſſer, wie die Thätigkeit des 
Gerichtsſchreibers für ihn maßgebend ſein mußte betreffs der Ausführlichkeit 
und Vollſtändigkeit der weiten darzuſtellenden Gebiete. Das materielle 
Recht konnte deshalb nur in den Grundzügen aufgenommen werden. 

Begonnen iſt mit dem allgemeinen Theil und dem Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe in Befolgung der Anordnung des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Im Weiteren hat die Einarbeitung des materiellen Rechts in die dem 
Gerichtsſchreiber obliegende Thätigkeit zu einer ſelbſtändigen Anordnung 
Anlaß gegeben, nachdem kurz über Sachenrecht, Nießbrauch, Pfandrecht 
an beweglichen Sachen berichtet iſt. Es folgt das Civil prozeß verfahren 
einſchließlich der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(S. 150—386), ſodann das Konkursverfahren (S. 386—44 1), wobei am 
Schluß die Anfechtung außerhalb des Konkurſes dargelegt iſt. In dem 
Grundbuchweſen (S. 441 — 519) haben die einſchlägigen Satzungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Aufnahme gefunden; in einem Anhang iſt das 
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Berggrundbuch, Bahngrundbuch nebſt den Beſtimmungen über Rentengüter 
und die Landgüterordnung erörtert. Der Vormundſchaft iſt beſondere 
Aufmerkſamkeit gewidmet (S. 355— 518) und diefelbe, wohl etwas über⸗ 
raſchend, vor den rechtlichen Beziehungen zwiſchen Eltern und Kindern 
(S. 580-610) und denen zwiſchen Eheleuten (S. 612 640) abgehandelt. 
In den Abſchnitt „Nachlaß und Theilungsſachen“ iſt das Erbrecht ein⸗ 
geſtellt. 

Beſonders willkommen wird der Abſchnitt ſein: „Gerichtliche Be⸗ 
urkundungen und öffentliche Beglaubigung. — Teſtamentserrichtung“ 
(S. 798— 782), abſchließend mit dem Erbſchaftskauf. — Der Regiſter⸗ 
führung iſt im Anſchluß an §§ 125 ff. des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſondere Aufmerkſamkeit 
gewidmet (S. 756— 880), abſchließend mit der Dispache. 

Ungern wird ein ABC⸗Regiſter vermißt, welches bei der Unmög⸗ 
lichkeit, überall ſyſtematiſch anzuordnen (Sonſtige Verrichtungen, Wechſel⸗ 
proteſt, Austritt aus der Kirche, Außer⸗ und Wiederinkursſetzung) gewiß 
für den Gebrauch ſehr erwünſcht geweſen ſein würde. 

Nur ein Ueberblick über den Inhalt iſt gegeben. Nach meiner 
Kenntnißnahme iſt in der That Alles umfaßt, was in den Thätigkeitskreis 
des Gerichtsſchreibers gehört. Es wird dieſen Beamten nützlich und för⸗ 
derlich ſein und möge dort zunächſt Verbreitung finden. In weiteren 
Kreiſen, bei Konkursverwaltern, Vormündern, zur Regelung von Grund⸗ 
buchſachen, bei der Errichtung von Teſtamenten, wird das Buch ein zu⸗ 
verläſſiger Rathgeber ſein. Keyßner. 


Wenn Dernburg bemerkt (oben Nr. 1), daß die literariſche Be⸗ 
handlung des Sachenrechts im Rückſtand ſei, ſo ſcheint ſich die Lücke ſchnell 
ausfüllen zu wollen. Es liegen folgende Werke vor: 


7. Johannes Biermann. Das Sachenrecht 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 8. (324 S.) 
Berlin 1898, Karl Heymann. 


Der Kommentar umfaßt das dritte Buch des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. Den Titeln und einzelnen Abſchnitten ſind Vorbemerkungen voran⸗ 
geſchickt, in denen die allgemeinen Grundſätze entwickelt ſind, der Zuſam⸗ 
menhang mit Nebengeſetzen, namentlich der Grundbuchordnung, angegeben 
wird. Einzelnen Paragraphen find als Inhaltsangabe Kernworte vor⸗ 
geſetzt. Dem Geſetzeswortlaut folgt ein Nachweis der Entwürfe, Motive 
und Protokolle. Die Anmerkungen beginnen mit treffender kurzer Inhalts⸗ 
bezeichnung, auch find in ABC-Folge die behandelten Gegenſtände leicht 
findbar gemacht, welchem Zweck auch das abſchließende ausgiebige Sach⸗ 
regiſter dient. Die Verlagsbuchhandlung hat dieſen Theil eines das ganze 
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Bürgerliche Geſetzbuch umfaſſenden Kommentars als den zuerſt beendigten 
verſendet. Der Verfafſer hebt am Schluß feiner „Vorbemerkung“ hervor, 
daß ſein Werk materiell durchaus unabhängig ſei von den Bearbeitungen 
der anderen Theile (durch die Profeſſoren Frommhold, Gareis, 
Oertmann, Privatdozent Hubrich und Landrichter Niedtner) des 
Bürgerlichen Geſetzbuches, es wolle als ein völlig ſelbſtändiges Werk an⸗ 
geſehen werden; nur in der formellen Anordnung des Stoffes ſei es ein 
Glied eines größeren Ganzen. N K. 


Ein weiteres Gebiet hat bearbeitet: 


8. J. Boehm, Rechtsanwalt und Notar. Das 
materielle und formelle Reichs-Grund⸗— 
buchrecht. 8. (VI und 556 S.) Hannover 1898, 
Helwing'ſche Verlagsbuchhandlung. 


Der erſte Theil des Werkes umfaßt die SS 873 — 1296 des B. GB.“ 8 
und gibt zu den in das Grundbuchrecht eingreifenden Beſtimmungen ein⸗ 
gehende Erläuterungen, welche ſich, wie im Vorwort ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben iſt, häufig wörtlich auf die Materialien ſtützen. Es folgen die 
einſchlägigen Artikel des Einſührungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Der zweite Theil (S. 351 ff.) bringt die Grundbuchordnung, dem das 
Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung angeſchloſſen 
iſt. Ein reichhaltiges ABC⸗Regiſter macht den Abſchluß. 

Allerdings ſtehen die landesrechtlichen Ausführungsgeſetze noch aus, 
aber der Verfaſſer durfte ſich bereits einer Bearbeitung des Stoffes wid⸗ 
men, denn das reichsgeſetzliche Grundbuchrecht bildet die Grundlage. Seine 
Kenntniß iſt unentbehrlich, ſoll der weitere Ausbau verſtanden und darauf 
hingearbeitet werden. Der Verfaſſer hebt dies im Vorwort zutreffend 
hervor. Von dieſem Standpunkt aus erſcheint das Werk, welches nament⸗ 
lich die preußiſche Praxis ſachgemäß verwerthet, zur Zeit als ein den 
Gegenſtand erſchöpfendes. Mit welcher Liebe der Verfaſſer ſein Werk 
geſchaffen hat, darf aus der Widmung entnommen werden. K. 


9. W. Schwarze, Amtsgerichtsrath. Die deutſche 
Grundbuchordnung. Für die Praxis bear: 
beitet. 8. (V und 129 S.) Berlin 1897, Franz 
Vahlen. 


Einem kurzgefaßten Kommentar zum Geſetz, an deſſen Geſtaltung der 
Verfaſſer als Mitglied des Reichstages mitthätig war, folgt Abdruck der 
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55 854 — 1206 des B. GB.'3. Willkommen wird „Praktiſche Anleitung zur 
Bearbeitung von Grundbuchangelegenheiten“ mit Entwürfen zu Verhand⸗ 
lungen und Verfügungen ſein. K. 


10. Wilhelm Henle, Regierungsrath im kgl. Bayer. 
Staatsminiſterium der Juſtiz. Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangs— 
verwaltung vom 24. März 1897 mit dem 
Einführungsgeſetz vom gleichen Tage. kl. 8. 
(XVII und 222 S.) München 1898, C. H. Beck 
(Oskar Beck). 


In einer ſicher geſtalteten kurzen Ueberſicht kennzeichnet Verfaſſer 
die Stellung dieſes Geſetzes zur Civilprozeßordnung und gibt dann den 
Weg an, den daſſelbe in ſeinen beiden Haupttheilen — Zwangsverwaltung 
und Zwangsverſteigerung — nimmt, anſchließend die Zwangsvollſtreckung 
in regiſtrirte See⸗ und Binnenſchiffe. Es folgt das Geſetz, deſſen einzelne 
Paragraphen durch Kommentare inhaltlich vorbezeichnet ſind. Kurze An⸗ 
merkungen geben die zunächſt erforderliche Erläuterung unter ſteter Bezug⸗ 
nahme auf die einſchlägigen Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Berlin, im März 1899. Dr. Keyßner. 


III. Adolf Stölzel. Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung. Ein Vortrag, gehalten in der Juri⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaft zu Wien am 7. Dezember 1898. 
Nach ſtenographiſcher Niederſchrift bearbeitet. 8. 
(58 S.) Berlin 1899, Franz Vahlen. (Mk. 1,20.) 


Der Verfaſſer geht in ſeinem Vortrage von dem Gedanken aus, daß 
Rechtslehre (Theorie) und Rechtſprechung (Praxis) gleichberechtigt neben 
einander ſtehen ſollten. „Wie die Theorie in vieler Beziehung der Praxis 
die Wege weiſen ſoll, ebenſo ſoll die Theorie an der Hand der Praxis das 
Material ſuchen und finden, um wiljenichaftliche Probleme zu löſen“ 
(S. 4). In der Kunſt der Rechtſprechung waren die Römer Meiſter. 
Was ſie uns hinterlaſſen haben, ſind Entſcheidungen von Rechtsfällen. 
Eine Rechts wiſſenſchaft hat ſich bei uns erſt auf Grundlage der 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 24 
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römiſchen Rechtſprechung gebildet. Aber die Univerſitäten, denen die 
Entwicklung der Rechtswiſſenſchaft zu danken iſt, legten bei ihren Zög⸗ 
lingen lange Zeit hindurch das alleinige Gewicht auf die Rechts lehre, 
auf das „Wiſſen“, während die praktiſche Anwendung des Erlernten, die 
Rechtſprechung, das „Können“, zurücktrat (S. 5). Gelehrt wurde 
bis in die neueſte Zeit nur, was Rechtens iſt, nicht auch, wie die feſt⸗ 
geſtellten Rechtsgrundſätze praktiſch anzuwenden find. Es gab nur eine 
Wiſſenſchaft des Rechts, nicht auch eine ſolche der Rechtſprechung. Und doch 
iſt eine verſtändige Rechtſprechung nur möglich, wenn die dabei Betheiligten 
nicht nur wiſſen, welche Rechtsſätze der Entſcheidung zu Grunde zu legen 
ſind, ſondern auch, nach welchen Grundſätzen die praktiſche Anwendung 
der erlernten Rechtsſätze im Prozeſſe zu erfolgen hat. 

Um dieſe Wechſelbeziehungen zwiſchen Theorie und Praxis, zwiſchen 
Rechtslehre und Rechtſprechung, zu veranſchaulichen, begibt ſich Stölzel 
auf das Rechtsgebiet, dem er den zweiten Theil ſeiner „Schulung für die 
civiliſtiſche Praxis“ gewidmet hat. Der Vortrag bildet in ſeinem Haupt⸗ 
theile (S. 15— 56) eine Ergänzung zu Stölzel's „Lehre von der 
Eventualaufrechnung“ ). Stölzel bekämpft von Neuem den in 
der bisherigen Rechtſprechung feſtgehaltenen Grundſatz, daß bei ſtreitiger 
Klageforderung und unſtreitiger Gegenforderung über die Klageforderung 
Beweis erhoben werden müſſe. Dieſer ſogenannten „Beweiserhebungs⸗ 
theorie“ ſtellt er ſeine „Klageabweiſungstheorie“ entgegen. Er führt aus, 
daß noch heute, wie im Formularprozeß, jede Entſcheidung von dem 
Grundſatze beherrſcht werde: Si paret, condemna, si non paret, absolve. 
Er hält daher eine Beweiserhebung für überflüſſig und — weil den 
Kläger mit zweckloſen Koſten belaſtend — für unzuläſſig, wenn von vorn⸗ 
herein ſeſtſtehe, daß der Kläger auch im Falle eines ihm günſtigen Be⸗ 
weisergebniſſes abgewieſen werden müſſe. 

Es iſt nicht Sache dieſer Anzeige, zu prüfen, welche der beiden 
Theorien den Vorzug verdient. Stölzel hat die logiſchen und praktiſchen 
Gründe, welche für die Klageabweiſungstheorie ſprechen, in dem Vortrage 


1) Sollte es nicht möglich fein, für die immer weiter ſchreitende Ver⸗ 
breitung der Lehre das Wort „Eventualaufrechnung“ durch ein 
ganz deutſches Wort zu erſetzen? Aufrechnung „für den Fall daß“, 
ich geſtatte mir, „Fallsaufrechnung“ in Vorſchlag zu bringen, oder 
„Nothaufrechnung“. Allerdings muß ſich Profeſſor Dr. Stölzel 
zunächſt entſcheiden, wofür ſich in folgenden Auflagen Gelegenheit 
bieten wird; dann wird die Nachfolge nicht fehlen und die Ge⸗ 
wöhnung den Wortgebrauch ſichern. Hierbei nehme ich Gelegenheit, 
zum Kampfe gegen das Wort „eventuell“ aufzurufen. In zahl⸗ 
reichen Fällen iſt es ganz überflüſſig und kann als bedeutungslos 
geſtrichen werden; oftmals kann es durch das Wort „auch“ erſetzt 
werden; endlich möge das Wort „falls“ Beachtung finden. 

Keyßner. 
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kurz zuſammengefaßt, ebenſo auch die Gründe zu widerlegen unternommen, 
die von den Gegnern ins Feld geführt werden. Mir erſcheint, daß die 
Stölzel'ſche Lehre wohl begründet iſt, daß ſie den Geſetzen der Logik 
entſpricht und — mit den Anweiſungen, die Stölzel zur Vermeidung 
eines Nachprozeſſes gibt — dem Intereſſe der Betheiligten am beſten ge⸗ 
recht wird. Ich glaube auch, daß die Praxis, wenn ſie das ihr ſtets 
eigene Beharrungsvermögen erſt überwunden haben wird, Stölzel's 
Lehre folgen wird. Aber in der Herbeiführung dieſes Ergebniſſes erblicke 
ich gar nicht die hauptſächliche Bedeutung des hier beſprochenen Vortrags. 
Was dieſer neueſten Veröffentlichung Stölzel's meines Erachtens einen 
weit über die behandelte Frage hinausgehenden Werth verleiht, iſt, daß 
Stölzel auch hier wieder, wie in der „Schulung“, dem Praktiker die 
Wege zu einer den Geſetzen der Logik entſprechenden Rechtsanwendung 
weiſt. Auch dieſer Vortrag iſt wieder ein Kolleg über die „Kunſt der 
Rechtſprechung“, über die bei der Rechtsanwendung einzuſchlagende Me⸗ 
thode. Daß wir Praktiker alle Veranlaſſung haben, für ſolche Be⸗ 
lehrungen dankbar zu ſein, wird gewiß Niemand beſtreiten. Wer in der 
Praxis ſteht, iſt allzuſehr geneigt, die einmal feſtgeſtellte Uebung feſtzu⸗ 
halten und bedarf regelmäßig eines Anſtoßes, um dieſe Uebung erneut 
einer Prüfung auf ihre Geſetzmäßigkeit und ihre Zweckmäßigkeit zu unter⸗ 
ziehen. Einen ſolchen Anſtoß gibt Stölzel auch in ſeinem Vortrage. 
Er ſagt mit Recht (S. 12), daß bei uns die Rechtſprechung nicht gelehrt, 
ſondern nur geübt wird. Thatſächlich hat erſt Stölzel die Blicke darauf 
gelenkt, daß es eine Theorie der Rechtsanwendung gibt. Die Vorträge, 
aus denen die „Schulung für die civiliſtiſche Praxis“ entſtanden iſt, ſind 
vor Studenten gehalten worden, mir ſchienen aber immer die Praktiker 
die wahren Adreſſaten zu ſein. Jeder Civilrichter, der gewiſſenhaft die 
„Schulung“ durchgearbeitet hat, wird beſtätigen: es vergeht keine Sitzung, 
in der ſich nicht Gelegenheit fände, die Stölzel'ſchen Lehren über die 
Beweislaſt, die Prüfung der Unentbehrlichkeit einer beantragten Beweis⸗ 
führung, die Eidesformulirung und die Urtheilsfaſſung zur praktiſchen 
Anwendung zu bringen. In dieſer Anregung zu ſteter Selbſtkontrolle, zu 
fortwährender Nachprüfung der gewohnten Uebung liegt der Hauptwerth 
der „Schulung“, wie des hier beſprochenen Vortrags. 

Die Stölzel'ſchen Schriften find für den Praktiker deshalb jo 
werthvoll, weil Stölzel gerade die Fragen der täglichen Praxis, Fragen, 
die den Richter und den Anwalt in jeder Civilſitzung beſchäftigen, Fragen, 
an denen er bisher achtlos vorbei gegangen iſt, in die rechte Beleuchtung 
gerückt hat. 

Stölzel verlangt, daß Theorie und Praxis Hand in Hand mit 
einander gehen ſollen. Ob die Theoretiker, alſo vor Allem die Univer⸗ 
ſitätslehrer, dieſer Mahnung Folge zu leiſten gewillt find, vermag ich 
nicht zu beurtheilen. Die Praktiker haben jedenfalls — das beweiſt der 
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große Erfolg der „Schulung“ — mit Freuden die Gelegenheit ergriffen, 
mit der Theorie die Verbindung zu ſuchen, welche in der Tretmühle täg⸗ 
licher, gleichförmiger Rechtsanwendung gar zu leicht verloren geht. Finden 
wir dieſe Verbindung, ſo ſeien wir eingedenk, daß wir ſie in erſter Linie 
Adolf Stölzel verdanken. 

Nauen, im März 1899. Heilfron. 


IV. Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 17. Mai 
1898. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 189.) 


Da in dem Geſetz die einer ſpäteren Umgeſtaltung unterworfenen 
Reichsgeſetze nach damaliger Geſtalt in Bezug genommen waren, ſo wurde 
der Reichskanzler durch Reichsgeſetz vom 17. Mai 1898 (RGBl. S. 342) 
ermächtigt, eine neue Faſſung im Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu geben, in 
welcher die Verweiſungen auf die Paragraphen der umgearbeiteten Geſetze 
eingeſchoben waren. Das oben genannte Geſetz iſt in neuer Faſſung unter 
dem 20. Mai 1898 (RGBl. S. 771) abgedruckt. 

Das Geſetz zerfällt in 11 Abſchnitte mit 200 Paragraphen. Der 
erſte Abſchnitt enthält die für die nichtſtreitige Gerichtsbarkeit gemeinſamen 
Beſtimmungen (Rechtshilfe, Zuſtändigkeit, Gerichtsſprache, Sitzungspolizei, 
Abſtimmung, Berathung, Ferien, Vertretung, Armenrecht, Beweisverfahren, 
gerichtliche Verfügungen, Rechtsmittel). Im zweiten Abſchnitt find die 
Vormundſchaftsſachen, im dritten die Annahme an Kindesſtatt, im vierten 
der Perſonenſtand, im fünften die Nachlaß: und Theilungsſachen, im 
ſechſten das Schiffspfandrecht und im ſiebenten die Handelsſachen geregelt. 
Der achte Abſchnitt enthält Vorſchriften über das Vereins⸗ und Güter⸗ 
rechtsregiſter, der neunte über Offenbarungseid, Unterſuchung und Verkauf 
von Sachen und den Pfandverkauf. Im zehnten Abſchnitt finden ſich die 
Beſtimmungen über die gerichtliche und notarielle Beurkundung. Der 
elfte Abſchnitt regelt das Verhältniß zu den Reichs- und Landesgeſetzen. 

Das Geſetz liegt in vier Ausgaben (erläutert) vor: 


1. Eugen Ebert, Amtsgerichtsrath, Hilfsrichter beim 
Oberlandesgericht (jetzt Oberlandesgerichtsrath) in 
Breslau, und Heinrich Dudeck, Amtsgerichtsrath 
in Breslau. Reichsgeſetz ꝛc. 8. (IV und 185 S.) 
Breslau 1898, M. & H. Marcus. 


Dem Vorwort iſt die obige Inhaltsangabe entnommen. Den ein⸗ 
zelnen Paragraphen iſt in Stichworten eine Inhaltsangabe vorangeſchickt, 
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welche ſorgfältig ausgewählt ſind. In den Anmerkungen wird namentlich 
auf die in Verbindung ſtehenden Geſetze hingewieſen, welche, ſoweit ſie 
unmittelbar in Bezug genommen find, zum Abdruck gebracht find. Zu 
§ 132 iſt § 14 des Handelsgeſetzbuches abgedruckt, und ſchließt ſich dann 
eine Aufzählung der regiſterpflichtigen Anmeldungen nach Handelsgeſetzbuch 
an; das Gleiche geſchieht für die Gefellſchaften mit beſchränkter Haftung 
und die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

Ich darf nicht damit zurückhalten, daß mir die Anordnung und 
Gliederung wenig überfichtlich erſcheint. 

Zu dem durch Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch abgeänderten 
§ 77 des Genoſſenſchaftsgeſetzes (S. 107), woſelbſt das Einſchreiten mit 
Ordnungsſtrafen bezüglich der Eintragung am Sitz der Geſellſchaft aus⸗ 
geſchloſſen wird, ſei bemerkt, daß fich die Nothwendigkeit der Eintragung 
für die Geſellſchaft durch die damit verbundenen Rechtswirkungen erzwingt. 
Ein ausgiebiges Sachregiſter macht den Abſchluß. 


2. Reichsgeſetz ꝛc. mit Einleitung, Anmerkungen und 
Sachregiſter. Von Hermann Jaſtrow, Amts⸗ 
gerichtsrath zu Berlin. 16. (292 * Berlin 1898, 
J. Guttentag. 


Die Form dieſer Ausgabe ergibt fich daraus, daß fie Nr. 46 der 
bekannten Guttentag'ſchen Sammlung deutſcher Reichsgeſetze bildet. Den 
Abſchnitten find Inhaltsangaben in Stichworten mit Angabe der Para⸗ 
graphen vorangeſchickt. Die Erläuterungen find, wie dies die Hand⸗ 
ausgabe erfordert, kurz in der Faſſung, bieten aber durch die Vollſtändig⸗ 
keit in der Bezugnahme auf die Nebengeſetze gute Hilfe zum Verſtändniß. 
Im Anhange find bezügliche Paragraphen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und der Civilprozeßordnung in neuer Faſſung (Reichsgeſetz vom 17. Mai 
1898) abgedruckt. Das ABC⸗Regiſter iſt ſorgfältig. 


3. Reichsgeſetz ꝛc. Mit Erläuterungen. Von Georg 
Wellſtein. 8. (305 S.) Berlin 1899, H. W. 
Müller. 


Der Verfaſſer, welcher Berichterſtatter der Reichstagskommiſſion für 
Vorberathung des Entwurfes zu dem vorliegenden Geſetz war, gibt in der 
Einleitung eine Entſtehungsgeſchichte. Die Erläuterungen find eingehend 
und ſichern überall den Zuſammenhang der einzelnen Vorſchriften mit 
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dem Bürgerlichen Geſetzbuch und den übrigen zahlreichen in Betracht kom⸗ 
menden Geſetzen. 

Wenn hier namentlich Abſchn. 6 das „Schiffspfandrecht“, Abſchn. 7 
„Handelsſachen“ in Betracht kommen, ſo werden dieſelben den Bearbeitern 
der Kommentare zum Handelsgeſetzbuch von beſonderem Nutzen ſein. In 
Anlagen find die einſchlägigen Paragraphen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
der Civilprozeßordnung, der Rechtsanwaltsordnung und des Bürgerlichen 
Geſetzbuches abgedruckt. Auch ein ABC-⸗Regiſter fehlt nicht. Das Buch, 
welches ſich auch durch ſeine äußere Ausſtattung empfiehlt, darf beſonders 
empfohlen werden. 


4. Reichsgeſetz ꝛc. Erläutert von Emil Dorner, 
Geh. Oberregierungsrath im Badiſchen Juſtizmini⸗ 
ſterium. 8. (XIV und 681 S.) Karlsruhe 1899, 
J. Lang. 


Gegenüber den vorſtehend angezeigten kleineren Bearbeitungen nimmt 
das vorliegende Werk eine hervorragende Stellung ein. Es iſt nicht 
darauf berechnet, die dem ſuchenden Praktiker in eiliger Arbeit obfallenden 
Fragen raſch und kurz zu erledigen; es wird in voller Ausführlichkeit 
dargelegt in Beherrſchung des Stoffes, wie er ſich in den einzelnen Glied⸗ 
ſtaaten entwickelt hat. 

Allerdings wird in dem weiten Gebiete, welches von dem Geſetze 
umfaßt ift, im Reich keine Formgleichheit geſetzt, aber die Grundlage iſt 
einheitlich und es muß in der Ausübung dahin getrachtet werden, daß die 
Abartung möglichſt eingeſchränkt bleibe. 

Hierfür bietet das vorliegende Werk eine gute Handhabe und möge 
für feine Verbreitung im Reich durch dieſe Anzeige mitgewirkt werden. — Zu 
den Anmeldungen zum Handelsregiſter im Aktienrecht (S. 471 ff.) ſei zu 
folgender Bemerkung Gelegenheit genommen. § 319 Abſ. 2 (§ 325 Ziff. 9) 
verhindert das Einſchreiten mit Ordnungsſtrafen in denjenigen Fällen, in 
denen die Eintragung rechtsbegründend iſt, mit der Eintragungsnothwendig⸗ 
keit erzwingt ſich hier die Anmeldung. Demgegenüber vermittelt fich die 
Anmeldung durch § 14. 5 319 Abſ. 1 erweitert das Ordnungsſtrafver⸗ 
fahren auf die hiermit noch nicht betroffenen Fälle der Anmeldungen. 
Von wem die Anmeldung zu geſchehen habe, iſt rückſichtlich des Vorſtandes 
nicht gleichmäßig geordnet; mehrfach iſt (SS 280, 284, 289) Anmeldung 
ſämmtlicher Mitglieder des Vorſtandes erfordert. Man darf annehmen, 
daß anderweit die Vertretungsberechtigung als genügend zu erachten iſt, 
namentlich auch für die Abänderung des Geſellſchaftsvertrages im Allge⸗ 
meinen (§ 277). Keyßner. 


— 
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V. Gutachten der Aelteſten der Kaufmann: 
ſchaft von Berlin über Gebräuche im Han⸗ 
delsverkehr. Im Auftrage des Aelteſten-Kollegiums 
herausgegeben von Heinrich Dove, Landgerichts⸗ 
rath a. D. und Syndikus der Korporation der Kauf: 
mannſchaft von Berlin, und Dr. Max Apt, Ge⸗ 
richtsaſſeſſor, zur Zeit ſtellvertretender Syndikus der 
Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. 1. Heft. 
8. (VI und 118 S.) Berlin 1899, Karl Hey⸗ 
mann's Verlag. 


Es iſt ein ſehr dankenswerthes und verdienſtliches Unternehmen, das 
ſich das Aelteſten⸗Kollegium der Kaufmannſchaft von Berlin zur Aufgabe 
ſtellte, indem es ſich entſchloß, die von ihm auf Erfordern der Gerichte ſeit 
Jahrzehnten erſtatteten Gutachten über Beſtehen oder Nichtbeſtehen von 
Gebräuchen im Handelsverkehre im Sinne des Art. 279 HGB., inſofern 
dieſe Gutachten noch als maßgebend anzuerkennen ſind, zu veröffentlichen 
und ſo weiteren Kreiſen zugänglich zu machen und hiermit gleichſam dem 
Urtheile der größeren Oeffentlichkeit zu unterbreiten. Nicht nur den Mit⸗ 
gliedern des Aelteſten⸗Kollegiums ſelbſt — zumal den neu eintretenden — 
wird dieſe Zuſammenſtellung erwünſcht ſein, in der man ſich jederzeit 
ſchnell über die Praxis des Kollegiums Rath holen kann, von noch größerem 
Werthe wird ſie für die Gerichte, die Parteien und deren Rechtsvertreter 
ſein, „da durch Berufung auf früher abgegebene Gutachten des Aelteſten⸗ 
Kollegiums wiederholte Befragungen oft entbehrlich werden und ſomit die 
Rechtsſtreitigkeiten in kürzerer Zeit beendigt werden können. Auch iſt zu 
erhoffen, daß manche Prozeſſe von vornherein nicht angeſtrengt werden, 
falls das Aelteſten⸗Kollegium über die Streitfrage ſich bereits gutachtlich 
geäußert hat und Gründe nicht vorliegen, die eine anderweite Beurtheilung 
wahrſcheinlich erſcheinen laſſen“ (Vorwort S. IV). Dies waren denn auch 
die Gründe und Erwägungen, wodurch ſich das Aelteſten⸗Kollegium der 
Kaufmannſchaft von Berlin beſtimmt ſah, die beiden Syndici des Kolle⸗ 
giums, Landgerichtsrath a. D. Heinrich Dove und Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Max Apt zu beauftragen, die von ihm im Laufe der Zeit erſtatteten 
Gutachten einer Durchſicht zu unterziehen und die zur Publikation geeig⸗ 
neten zu veröffentlichen. Es war dies eine ſehr ſchwierige und äußerſt 
mühevolle Arbeit; denn nicht nur war jedes einzelne der erſtatteten Gut⸗ 
achten rückſichtlich ſeiner Geltung zu prüfen — denn ſehr viele dieſer 
Gutachten waren durch die vielfach wechſelnde Geſetzgebung, viele inſolge 
veränderter Anſchauungen des Handelsſtandes hinfällig geworden —, ſon⸗ 
dern es handelte ſich auch darum, die zur Publikation geeignet befundenen 
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Gutachten einer redaktionellen Ueberarbeitung zu unterziehen und möglichſt 
ſyſtematiſch zu ordnen. Das älteſte der in das vorliegende erſte Heft der 
Sammlung aufgenommenen Gutachten iſt vom 5. April 1880 datirt 
(S. 72 Nr. 14). Die ſeit 1. Januar 1898 erſtatteten Gutachten werden 
regelmäßig in der Korreſpondenz des Aelteſten⸗Kollegiums veröffentlicht 
und ſollen in ein⸗ oder zweijährigen Zwiſchenräumen als Nachträge der 
vorliegenden Sammlung herausgegeben werden, in welcher übrigens bereits 
auf dieſe Korreſpondenz Bezug genommen wird (S. 95). — Ehe auf den 
materiellen Inhalt der veröffentlichten Gutachten näher eingegangen wird, ſei 
vorerſt noch im Allgemeinen bemerkt, daß die Worte „Handelsgebräuche“, 
„Geſchäftsgebräuche“, „Uſancen“ in den Gutachten ſynonym gebraucht 
werden, weshalb hier unter Handelsgebräuchen nicht das Handelsgewohn⸗ 
heitsrecht als Rechtsquelle im Sinne des Art. 1 HGB.’ verſtanden wird, 
ſondern im Handelsverkehre geltende Gewohnheiten und Gebräuche 
(Uſancen) im Sinne des Art. 279 HGB.“ als Mittel zur Interpretation 
und Ergänzung des Parteiwillens. In erſter Linie maßgebend iſt aller⸗ 
dings der erkennbare Wille der Parteien, und keineswegs verlangt ſchon 
das Beſtehen eines Gebrauches oder einer Gewohnheit an einem Orte, 
daß jede an dem betreffenden Orte vorgenommene Handlung oder Unter⸗ 
laſſung einer Partei in dem üblichen Sinne zu deuten ſei (— denn die 
Partei iſt daran nicht gebunden —), ſondern nur, wenn der Wille der 
Partei nicht klar iſt und nicht erforſcht werden kann, oder wenn die 
Partei ihren Willen gar nicht ausgeſprochen hat, oder wenn nichts ver⸗ 
einbart wurde, iſt anzunehmen, daß die Partei ſich den an dem betreffen⸗ 
den Orte herrſchenden Gebräuchen und Verkehrsfitten unterwerfen wolle; 
denn wenn die Partei dies nicht gewollt hätte, hätte fie es nicht unter⸗ 
laſſen, ihren Willen deutlich zu erkennen zu geben und eine diesbezügliche 
Vereinbarung zu treffen. Hierdurch ſoll aber die Tragweite der Gutachten 
in keiner Weiſe geſchmälert werden. Auch unter der Herrſchaft des neuen 
Handelsgeſetzbuches ($ 346) werden, wenn die Prozeßparteien Kaufleute 
find, die in dieſen Gutachten veröffentlichten Gebräuche im Handelsverkehre 
ihre Geltung nicht verlieren, ſo weit nicht zwingende Geſetzesvorſchriften 
entgegenſtehen; ja manches, was bisher Handelsfitte war, wird in Zukunft 
geſetzliches Recht ſein, worauf bei den einzelnen Gutachten verwieſen iſt 
(S. 27, 28 Nr. 53; S. 30 Nr. 58; S. 37 Nr. 1; S. 41 Nr. 9; S. 50, 
51 Nr. 27; S. 54 Nr. 39; S. 58, 59 Nr. 46; S. 86 Nr. 32; vgl. 
S. 59, 60 Nr. 47; S. 67 Nr. 5; S. 86, 87 Nr. 33). 

Die in dem vorliegenden Hefte veröffentlichten Gutachten umfaſſen 
die Lehre vom Prinzipal und den Handlungsgehilfen, die Agentur und 
Kommiſſion, das Bank⸗ und Börſenweſen und die Lehre der Erfüllung 
der Zahlungsverbindlichkeit. In dem erſten Abſchnitte werden Gutachten 
über die gegenſeitigen Rechte und Pflichten des Handlungsgehilfen und 
des Prinzipals während des Beſtehens des Dienſtverhältniſſes und über 
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die Beendigung dieſes Dienferhältniffes mitgetheilt. Vor Allem wird 
die Frage der Arbeitszeit (Minimal⸗Stundenzeit, Ueberſtunden, dringende 
Arbeit, Sonn⸗ und Feiertagsarbeit), dann die Rechte und Pflichten der 
Reiſenden, insbeſondere der Stadtreiſenden, und deren Verwendung im 
Geſchäftslokale ſelbſt, endlich die Bedeutung der Weihnachtsgratifikationen 
erörtert, worauf dann die Gutachten über die Beendigung des vorbezeich⸗ 
neten Dienſtverhältniſſes, insbeſondere über die Kündigungsfriſt und den 
Zeitpunkt, zu welchem gekündigt werden darf, und über die Frage der Aus⸗ 
ſtellung und des Inhaltes eines eventuellen Zeugniſſes für den austreten⸗ 
den Handlungsgehilfen und Lehrling folgen. 

Die im zweiten Abſchnitte geſammelten Gutachten beziehen ſich auf 
Agentur und Kommiffion, und zwar vor Allem auf Umfang und Dauer 
der Proviſion, wo auch der Begriff des proviſionspflichtigen Geſchäftes 
und die Stellung neben einander an demſelben Orte beſtellter Agenten 
erörtert wird, ſodann auf die Fälligkeit der Provifion und ihre Höhe. 
Den Schluß des Abſchnittes bilden einige Gutachten über ſonſtige Rechte 
und Pflichten der Agenten und Kommiſſionäre (wie Erſatz der Porto: und 
Telegrammgebühren und anderer Auslagen, nachträgliche Ratifikation von 
Geſchäften des Agenten, Vertretung mehrerer Häuſer, Kündigung, Abrech⸗ 
nungstermin). 

Im dritten Abſchnitte find Gutachten über Bank⸗ und Börſenweſen 
zuſammengeſtellt, welche, abgeſehen von wenigen Gutachten, die ſich auf 
die Friſt zur Erhebung des Widerſpruches gegen die Ausführung von 
Börſengeſchäften, auf den Einſpruch der Nichtlieferbarkeit eines Werth⸗ 
papieres, auf die Frage der Haftung des Verkäufers für den Eingang von 
Zins⸗ und Dividendenſcheinen, von gekündigten oder verlooſten Werth⸗ 
papieren, auf die Abnahme gezeichneter Werthpapiere am Orte der Zeich⸗ 
nungsſtelle, auf die Rückſtellung der als Sicherheit für Vorſchüſſe und 
Darlehen empfangenen Werthpapiere durch den Bankier in specie, auf 
die Führung von Regiſtern über ausgelooſte Papiere und ſolcher, bezüglich 
welcher die gerichtliche Amortiſation eingeleitet und durchgeführt iſt, durch 
die betreffenden Geſchäftshäuſer beziehen, die Annahme und Ausführung 
von Aufträgen, die Depotbeſtellung, Prolongation und Zwangsregulirung 
betreffen. 

Der letzte Abſchnitt des vorliegenden Heftes enthält Gutachten be⸗ 
treffend die Erfüllung der Zahlungverbindlichkeit. Sie behandeln die 
Friſtberechnung, insbeſondere die Frage des Beginns des Friſtlaufes, und 
die Folgen der Nichteinhaltung der Friſt, ferner die Bedeutung einzelner 
Zahlungs vereinbarungen (wie „netto Kaſſa“, „per Kaſſa“, „Bedingungen, 
Kaſſa mit 3 Prozent“, „Bei Kaſſa nach Empfang 2 Prozent Skonto, 
ſonſt 3 Monate Accept“), dann die Zahlungsfriſten in einzelnen Geſchäfts⸗ 
zweigen (bei Handel mit Spirituoſen, mit Kleie und Mehl, mit Muſik⸗ 
inſtrumenten, mit fertiger Konfektion, mit Hopfen, mit Kohlen, mit 
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franzöſiſchem Kognak, mit ätheriſchen Oelen, mit Rauchwaaren, beim 
Verkaufe von Tabak an Cigarren⸗ und Tabakfabrikanten, beim Engros⸗ 
Handel mit Fournierhölzern, mit Damenhüten, in der Rahmenbranche, in 
der Maſchinen⸗, in der Leder⸗, in der Theer⸗, in der Lampen⸗ und Zink⸗ 
gußbranche), ſodann die Unkoſten der Zahlung (Porto und ſonſtige Ueber⸗ 
ſendungskoſten), den Erfüllungsort für die Zahlungsverbindlichkeit, die 
Verzinſung des Kaufpreiſes und den Abzug eines Verzinſungsſatzes bei 
vorzeitiger Zahlung, ſowie den Einfluß der Wechſelhingabe auf die Ver⸗ 
zinſung, und endlich den Waaren⸗ und Kaſſaſkonto und ihre Verbindung. 

Näher auf den reichen Inhalt der Gutachten und die in denſelben 
gegebenen Einzelnheiten einzugehen, iſt hier nicht thunlich; denn dies 
hieße den ganzen Inhalt der intereſſanten und lehrreichen Gutachten 
wiedergeben, die ja die ausgeſprochenen Grundſätze ohnedies ſchon in 
präziſer Faſſung enthalten. 

Möge die vorliegende Sammlung auch anderen Handelskammern 
und kaufmanniſchen Korporationen die Anregung geben, die von ihnen 
erſtatteten Gutachten über Gebräuche im Handelsverkehre in zuſammen⸗ 
faſſender Form der Oeffentlichkeit zu unterbreiten. 


Wien, im März 1899. Dr. Fr. Pollitzer. 


VI. Dr. Ivo Lützeler. Vorſchläge zum Entwurf 
eines Hypothekenbankgeſetzes. 8. (52 S.) 
Weimar 1898, Hermann Böhlaus Nachfolger. 


Verfaſſer, ſtellvertretender Direktor der Norddeutſchen Grund⸗Kredit⸗ 
Bank, empfiehlt in der obigen kleinen Schrift, zunächſt Vorſchriften in⸗ 
ſtruktiver Natur aus dem Hypothekenbankgeſetz auszuſcheiden und einer 
gleichzeitig zu erlaſſenden Verordnung des Bundesraths vorzu⸗ 
behalten. Er ſchließt ſich dem vielfach geäußerten Wunſche an, der in 
dem jetzt dem Reichstage zugegangenen Entwurfe Erfüllung gefunden hat, 
dem Bundesrathe die Befugniß zur Erweiterung des Geſchäftskreiſes der 
Hypothekenbanken zuzugeſtehen. 

Verfaſſer wünſcht jede Konzeſſionsbefugniß der Einzelſtaaten be⸗ 
ſeitigt zu ſehen, alſo auch dann, wenn die Hypothekenbank ſtatutariſch 
nur innerhalb des Bundesſtaates, in dem fie ihren Sitz hat, ihre Geſchäfte 
betreiben darf. Referent geht nicht ſo weit, hätte aber gerade bei dieſem 
Standpunkte des Verfaſſers erwartet, daß er auch das Recht der Beauf⸗ 
ſichtigung der Hypothekenbanken den Einzelſtaaten entziehen und dem 
Bundesrathe zuweiſen will. Die Gründe, die der Verfaſſer dagegen auf⸗ 
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führt und die ſich im Weſentlichen mit den ſchon in der Arbeit des 
Referenten (Beilageheft zu Bd. XLVII dieſer Zeitſchrift S. 23 ff.) be: 
kämpften Anſichten der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion vom Juni 1897 
decken, ſind in keiner Weiſe überzeugend. Wenn die ſachlich allein richtige 
Reichsaufſicht auch in den jetzt dem Reichstage vorliegenden Entwurf keine 
Aufnahme gefunden hat, ſo beruht dies, wie nochmals betont werden 
muß, nicht auf ſachlichen, ſondern faſt ausſchließlich, wie Referent ſchon 
früher befürchtete (S. 31 a. a. O.), auf politiſchen Gründen. 

Einzelnen Bemerkungen, welche der Verfaſſer im Anſchluß an ſchon 
von anderer Seite geltend gemachte Bedenken gegen die Umgrenzung des 
Geſchäftskreiſes der Hypothekenbanken macht, iſt von dem jetzt vor⸗ 
liegenden Entwurfe Rechnung getragen worden, ebenſo dem Wunſche, daß 
unter gewiſſen Vorausſetzungen ſtatt der Hypotheken auch gewiſſe Werth⸗ 
papiere als Deckung für die Pfandbriefe verwendet werden können. 

Merkwürdig wenig überzeugend iſt die Vertheidigung des viel um: 
ſtrittenen Vorſchlages des Entwurfes, daß als Deckung für die Pfandbriefe 
nicht nur Hypotheken, ſondern auch Grundſchulden verwendbar ſein 
ſollen. Wenn auch der Referent dieſem Vorſchlage des Entwurfes bei⸗ 
getreten iſt (S. 50 ff.), ſo geſchah dies lediglich Angeſichts der nach ſeiner 
Ueberzeugung durch das Bürgerliche Geſetzbuch geſchaffenen Rechts⸗ bezw. 
Zwangslage; der „Praktiker“, den gerade hier der Verfaſſer in den 
Vordergrund ſtellt, würde ohne dieſe Zwangslage nach meiner Ueber⸗ 
zeugung zum entgegengeſetzten Reſultat kommen müſſen, und die Ausfüh⸗ 
rungen des Verfaſſers ließen gerade erwarten, daß er auch einen anderen 
Schluß ziehen werde, als er es gethan hat. 

Gegen die gänzliche Ausſchließung der Hypotheken an unfertigen 
Bauten als Pfandbriefunterlagen wiederholt Verfaſſer im Weſentlichen 
die von Hecht (Monatsſchrift S. 179) vorgebrachten Gründe. Die 
Ausführungen über die Buchung des Disa'gios find, jo weit fie neu 
ſind, nicht recht überzeugend. 

Im Ganzen nimmt auch der Verfaſſer, welcher am Schluſſe der 
Arbeit ſeine Einzelvorſchläge zu den verſchiedenen Paragraphen des Geſetz⸗ 
entwurfs zuſammenſtellt, dem Entwurf gegenüber eine freundliche Stellung 
ein, indem er ihm, meines Erachtens mit Recht, das Zeugniß gibt, er 
zeige „das erfreuliche Beſtreben, einen gerechten Intereſſenausgleich zwiſchen 
den Pfandbriefgläubigern, den Kredit ſuchenden Grundeigenthümern und 
den Hypothekenbanken zu ſchaffen“. 


Berlin, 22. Februar 1899. Rieſſer. 
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VII. Inſtitutionen der vergleichenden Rechts- 
wiſſenſchaft. Ein Grundriß von Dr. Fr. Meili, 
Profeſſor an der Univerſität Zürich. 8. (VI und 
286 S.) Stuttgart 1898, Ferdinand Enke. 


Meili hat mit der ihm eigenen Willens⸗ und Thatkraft einen 
Grundriß zur Orientirung in der Disziplin der Rechtsvergleichung aus⸗ 
gearbeitet. 

Nach einer Einleitung über die vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
im Allgemeinen, den Unterſchied derſelben von anderen Disziplinen, ihre 
Literatur, die der Rechtsvergleichung dienenden Geſellſchaften und Vereine, 
den Plan und die Methode rechtsvergleichender Arbeiten folgt der erſte 
Hauptabſchnitt: Summariſche Zuſammenſtellung der Rechtsquellen. 
Erſter Theil: Die außerrömiſchen und römiſchen Rechtsquellen (bis 
Juſtinian). Zweiter Theil: Der heutige Rechtszuſtand. 

Der zweite Hauptabſchnit über die vergleichende Be 
handlung des Rechts zerfällt in die Unterabſchnitte: A. Das poſitive 
Privatrecht. B. Das pofitive Handels⸗ und Wechſelrecht. C. Der Civil⸗ 
prozeß. Innerhalb diefer großen Kategorien ſtellt Meili ſyſtematiſch mit 
großer Umficht das literariſche und geſetzgeberiſche Material zuſammen, 
welches den Zwecken der Rechtsvergleichung dient oder dienſtbar zu machen iſt. 

Meili ſelbſt bezeichnet ſeine Arbeit nachdrücklichſt als einen An⸗ 
fang, als eine Inventarifirung der Arbeiten über Rechtsvergleichung, als 
ein juriſtiſches Herbarium. 

Wer in Beherzigung der Meili'ſchen Mahnung ſich einige Kennt⸗ 
niſſe über die auswärtige Geſetzgebung der Neuzeit erwerben will, findet 
in dem Grundriſſe ein vorzügliches Mittel für ſeine Studien. 

Möge der Appell, welchen Meili an die Berufsgenoſſen richtet, 
ihm in der Sammlung, Gruppirung und Vervollſtändigung des Materials 
behilflich zu ſein, in weiten Kreiſen gehört und beachtet werden, damit 
aus dem friſchen Reislein ein kräftiger Stamm ſich entwickle! 


Berlin. Rechtsanwalt Dr. H. Neumann. 


VIII. Preußiſches Archiv. Sammlung der Geſetze 
und der das Rechtsweſen berührenden Verordnungen 
und Verfügungen Preußens und des Reiches. 
Herausgegeben von Adolf Weißler, Rechts⸗ 
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anwalt in Halle a. S. 8. Leipzig 1898, C. E. 
M. Pfeffer. 


Mit dem laufenden Jahr hat der fünfte Jahrgang dieſer Samm⸗ 
lung begonnen. Sie iſt dazu beſtimmt, Reichs⸗Geſetzblatt und Preußiſche 
Geſetzſammlung zu erſetzen, ſowie die zahlreichen Verordnungsblätter, in 
denen für das Reich und für Preußen amtliche, zu den Geſetzen gehörige 
Verordnungen veröffentlicht werden. Hierbei iſt es zweckmäßig, daß die 
Sammlung in einzelnen Heften verſchiedener Stärke erſcheint, ſo daß man 
ziemlich gleichzeitig mit den amtlichen Publikationen in Beſitz gelangt. 
Die äußere Ausſtattung iſt vortrefflich, namentlich darf der große Druck 
lobend hervorgehoben werden. Den einzelnen Jahrgängen wird eine Zeit⸗ 
tafel, die Geſetze u. ſ. w. nach der Zeitfolge aufführend, und ein Wort⸗ 
verzeichniß beigegeben. Die Sammlung kann empfohlen werden. 


Im ſelben Verlage und unter Bearbeitung deſſelben Herausgebers 
erſcheint: 


Preußiſches Landesprivatrecht. Sammlung 
der neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft 
bleibenden Quellen des Preußiſchen Privatrechts. 


In einer Einleitung wird das in Kraft gebliebene Sonderrecht dem 
Reichsrecht gegenübergeſtellt und die Formel des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch „Unberührt bleibt“ klar gelegt. Am Schluſſe 
heißt es: „Das vorliegende Buch will ſein eine Sammlung der Quellen 
des neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft bleibenden preußiſchen 
Privatrechts. Ausgehend von dem Allgemeinen Landrecht, ordnet es die 
übrigen fortgeltenden Stücke preußiſchen Sonderrechts in dieſes ein. Auf⸗ 
genommen iſt alles Geſetzesrecht, das Provinzialrecht nur inſoweit es ſeit 
Erlaß des Allgemeinen Landrechts durch Geſetzgebung weiter entwickelt 
worden iſt. Ausgeſchloſſen iſt das für die neuen Provinzen vor ihrer 
Vereinigung mit Preußen ergangene Recht; einem beſonderen Unternehmen 
vorbehalten das rheiniſche Privatrecht. Innerhalb dieſer Grenzen ſollte 
aber der in den Vorbehalten des Einführungsgeſetzes gegebene Rahmen 
möglichſt vollſtändig ausgefüllt werden. Das bedingte die Aufnahme 
großer Maſſen öffentlichen Rechts.“ 

Die Schwierigkeit ſeines Unternehmens hat ſich der Herausgeber 
nicht verhehlt; er hat ſich darüber in den „Vorbemerkungen“ ausführlich 
ausgeſprochen. 

Zur Zeit liegen zwei Lieferungen vor, welche im Allg. Preußiſchen 
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Landrecht bis Theil 1 Titel 18 führen, wobei die für dieſes Rechtsgebiet 
ergangenen Geſetze eingeſchaltet ſind. Möge das Werk einen gedeihlichen 
Fortgang nehmen! 

Keyßner. 


IX. Das Reichsgeſetz, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. Vom 
20. April 1892. Syſtematiſche Darſtellung und 
Kommentar nebſt Entwürfen von Geſellſchaftsver⸗ 
trägen und praktiſcher Anleitung für die Regiſter⸗ 
führung. Von Ludolf Pariſius und Dr. jur. 
Hans Crüger. 2. verm. Auflage ). 8. (374 S.) 
Berlin 1898, J. Guttentag. 


Die erſte Auflage iſt Bd. XLVI S. 346 angezeigt. 

Aus der ſyſtematiſchen Darſtellung (S. 1—58) iſt hervorzuheben: 
die Gegenüberſtellung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, der offenen 
Handelsgeſellſchaft und Aktiengeſellſchaft. Wenn hier die Abkürzung durch 
Anfangsbuchſtaben gebraucht iſt, ſo kann ich gegenüber § 4 des Geſetzes 
einen gleichen Brauch im Verkehr, wie er ſich auf dem Titelblatt des 
Buches findet, nicht billigen. Es wird damit nicht die ſofort verſtändliche 
Kennzeichnung der Geſellſchaftsform erreicht. Allerdings will ſogar der 
Entwurf eines Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
(Reichs⸗Anzeiger 1898 Nr. 280) in § 18 für eingetragene Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit die Firmenabkürzung „e. V. a. G.“ zu⸗ 
geſtehen, was ich für zweckmäßig nicht erachten kann. Der §S 6 „Anwend⸗ 
barkeit der G. m. b. H.“ iſt durch eine ſtatiſtiſche Ueberſicht erweitert, die 
mit den Worten ſchließt, daß damit erwieſen ſei, wie ſchon jetzt dieſe 
Geſellſchaftsform alle anderen überflügle. „Ein glänzender Erfolg der 
Reichsgeſetzgebung.“ Der von mir Bd. XL S. 492 ausgeſprochene Wunſch 
wäre ſomit erfüllt. Möge in ſpäteren Auflagen die Statiſtik auf eine 
Konkursüberſicht und die dabei offengelegten Schaden erweitert werden. 

Zu § 27 (woſelbſt S. 135 Zeile 1 von unten eine Drucklücke aus⸗ 
zufüllen iſt) wird in Anm. 4 angenommen, daß die Verhältniſſe betreffs 
der Nachſchußpflicht ſich gleich geſtalten, wenn der Geſellſchafter vom 
Aufgaberecht Gebrauch macht, oder die Geſellſchaft erklärt, daß fie den 
Geſchäftsantheil als zur Verfügung geſtellt betrachte. Dem dürfte nicht 
beizuſtimmen ſein. Denn im letzteren Falle bleibt der Geſellſchafter für 


1) Siehe Literatur Bd. XLVI S. 346 ff. dieſer Zeitſchrift. 
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die Nachſchüſſe verhaftet. Förtſch S. 47; Neukamp S. 64. Zu 
§ 43 erſcheint es erwünſcht, Buchung und Bilanzirung an Beiſpielen 
klarzuſtellen, wenn Nachſchuß zur Deckung eines Verluſtes erforderlich war 
und verwendet iſt, an Beiſpielen, wie dies anderweit mehrfach mit beſtem 
Erfolge geſchehen iſt, z. B. zu § 59, 78. 

Für das neue Jahrhundert find die im Geſetze eintretenden Aende⸗ 
rungen eingeſchaltet und durch Druck in lateiniſchen Buchſtaben kenntlich 
gemacht; auch find bereits das Bürgerliche Geſetzbuch, das neue Handels⸗ 
geſetzbuch, die Nebengefetze und die ſogenannten Reichs⸗Juſtizgeſetze in alter 
und neuer Geftalt berüdfichtigt. 

Der Kommentar, der überall auf die Handhabung in den Geſell⸗ 
ſchaften beſondere Rückficht nimmt, wohin namentlich Theil III: Entwürfe 
von Geſellſchaſtsverträgen, Theil IV: Praktiſche Anleitung für die Ne 
giſterführung, zu rechnen find, iſt für die Benutzung im ablaufenden wie 
im künftigen Jahrhundert ſorgſam ausgeſtattet. 

Keyßner. 


X. Colombijn, Laurentius Wilhelm Abraham. 
Bijdrage tot de Studie van het Contract 
van Levensverzekering. Proefschrift ter Ver- 
krijging van den Graad van Doctor in de Rechts- 
wetenschap aan de Rijks-Universiteit de Leiden. 
gr. 8. (314 S.) Dordrecht 1896, Blusse en 


van Braam. 


Wer aus der Bemerkung des Verfaſſers gleich im Eingange (S. 1) 
feiner Schrift, daß er ſeit 20 Jahren der Direktion einer Lebensverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft angehöre, die Vermuthung ableiten wollte, in den vor⸗ 
liegenden „Beiträgen zur Lehre vom Lebensverſicherungsvertrage“ wenigſtens 
einige von ihm gelegentlich dieſer Thätigkeit geſammelte Erfahrungen aus 
der in jo hoher Blüthe ſtehenden Praxis der holländiſchen Lebensver⸗ 
ſicherungsunternehmungen mitgetheilt zu erhalten, der würde fich in ſolcher 
Erwartung bei der weiteren Lektüre des Werkchens arg enttäuſcht ſehen. 
Lediglich vom theoretiſchen Standpunkte aus und noch dazu in recht 
doktrinärer Weiſe behandelt der Verfaſſer, ſogar nur in loſer Aneinander⸗ 
reihung ohne ſtreng ſyſtematiſchen Aufbau, eine Reihe freilich gerade der 
verwickeltſten und wiſſenſchaftlich noch immer recht ſtreitigen Fragen auf 
dieſem hochwichtigen Rechtsgebiet. Da deſſen geſetzliche Regelung auch in 
Holland im Gange iſt, wie der unlängſt der Oeffentlichkeit übergebene, 
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allerdings nur die gewerbepolizeiliche Seite des Inſtituts behandelnde 
Vorentwurf „Van eene wettelijke Regeling van het Levensverzekering- 
bedrijf“ (ſiehe „Zeitſchrift für Verſicherungs⸗Recht und ⸗Wiſſenſchaft“ 
Bd. III S. 945 und Bd. IV S. 300 und 395) zeigt, ſo iſt die Selbſt⸗ 
beſchränkung des Verfaſſers eigentlich nicht recht begreiflich. Mit der 
bekanntlich fait allen holländiſchen Doktor⸗Diſfertationen eigenen Sorgfalt 
und Gewiſſenhaftigkeit hat er bei Anfertigung auch feiner „Proefschrift“ 
eine ſtattliche Anzahl einſchlägiger Werke nicht nur der holländiſchen, 
ſondern auch der deutſchen, franzöſiſch⸗belgiſchen, engliſch⸗amerikaniſchen und 
italieniſchen Spezialliteratur mit anerkennenswerthem Fleiße durchſtudiert 
und die Ergebniſſe ſeiner Studien in ſeine eigene Abhandlung hinein⸗ 
verarbeitet. Zu ſeinem eigenen Schaden hat er indeſſen hierbei mit der 
Gründlichkeit übertrieben; denn anſtatt ſich mit Verweiſungen oder beſten⸗ 
falls kurzen Anführungen aus den benutzten Werken zu beſcheiden, hat er 
den nicht zu billigenden Weg eingeſchlagen, mitten im Texte ſeiner Aus⸗ 
führungen größere, mitunter ſogar ſeitenlange wortgetreue Auszüge aus 
anderen Schriſtſtellern in deren jeweiliger Landesſprache wiederzugeben. In 
dieſer verfehlten Art hat er ungefähr den vierten Theil ſeiner ganzen 
Schrift hindurch ſeine Darſtellung auf die Zuſammenfügung ſolcher Aus⸗ 
ſchnitte beſchränkt. Durch dieſes ſchwerfällige Verfahren hat aber nicht nur 
der Zuſammenhang der ganzen Darſtellung an der Ueberſichtlichkeit und 
Flüſſigkeit Einbuße erlitten, daſſelbe iſt vielmehr auch auf die Klarheit 
und Selbſtändigkeit der Erörterungen nicht ohne nachtheilige Rückwirkung 
geblieben. Jedenfalls entſpricht dem auf die Abfaſſung der Arbeit offen⸗ 
ſichtlich verwendeten Fleiße nicht das gleiche Maß von Durchdringung der 
zu löſenden Probleme und von Unabhängigkeit der entwickelten Gedanken. 
Als Nachſchlagebuch, zur ſchnellen und oberflächlichen Orientirung über 
den derzeitigen Stand der heimiſchen und fremden Rechtswiſſenſchaft in den 
vom Verfaſſer mit ziemlicher Willkür aus dem Syſtem herausgegriffenen 
Einzelfragen, mag ſeine Diſſertation ſeinen Landsleuten vielleicht ganz 
nützliche Dienſte zu leiſten im Stande ſein. Den Kenner unſerer ver⸗ 
ſicherungsrechtlichen Literatur bringt ſie jedoch in der Kenntniß des gel⸗ 
tenden Rechts nicht weſentlich weiter, und ſie bedeutet auch kaum eine 
Förderung der ſich augenblicklich überall regenden geſetzgeberiſchen Be⸗ 
ſtrebungen auf dem gegenwärtig noch immer ziemlich brach liegenden 
Gebiete des Verſicherungsweſens. 


Breslau, im März 1897. 
Handelskammerſyndikus Dr. jur. Rieſenfeld. 


Literatur. 385 


XI. J. A. Seuffert's Archiv für Entſcheidungen 
der oberſten Gerichte in den deutſchen' 
Staaten. Generalregiſter über Bd. XXI - L. 
Angefertigt von H. F. Schütt. Bd. I: IX und 
416 S.; Bd. II: 361 S. München und Leipzig 
1897, R. Oldenbourg. 


Das ſyſtematiſche Regiſter, welches im I. Theil enthalten iſt, kann 
in ſeiner Anordnung als anerkannt muſtergiltig bezeichnet werden. Der 
II. Theil, das alphabetiſche Regiſter enthaltend, iſt durch bewährte Aus⸗ 
wahl der Nennworte willkommen. Durch die guten Regiſter wird der 
Werth der unentbehrlichen Sammlung geſteigert. 

Keyßner. 


XII. Die Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. 


S. 214 ff. dieſes Bandes der Zeitſchrift iſt die neueſte, aber jeden⸗ 
falls nicht die letzte Neugeſtaltung der Gewerbeordnung mitgetheilt; welche 
Aenderungen dieſelbe im Laufe der Jahre erfahren hat, iſt S. 215 An⸗ 
merkung vermerkt. | 

Es liegen folgende Ausgaben vor, welche die Gewerbeordnung in 
ihrer heutigen Geſtalt bringen: 


1. Gewerbeordnung ꝛc. Nebſt Ausführungserlaſſen 
und ſonſtigen Erläuterungen herausgegeben von 
G. A. Grotefend, Geh. Regierungsrath. 8. 
(499 S.) 

In der Inhaltsüberſicht find die zum Abdruck gebrachten Neben⸗ 


geſetze, Anweiſungen u. ſ. w. verzeichnet. Ein gutes Sachregiſter macht 
den Abſchluß. 


2. Gewerbeordnung x. Textausgabe mit An⸗ 
merkungen und Sachregiſter von C. Ph. Berger, 
fortgeführt von Dr. jur. L. Wilhelmi, Kaiſerl. 
Geh. Oberregierungsrath und vortragender Rath im 
Reichsamt des Innern. 15. verm. Auflage unter 

geitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 25 
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beſonderer Berückſichtigung der Beſtimmungen über 
den Arbeiterſchutz, die Organiſation des Handwerks 
und des Lehrlingsweſens. 16. (661 S.) Berlin 
1899, J. Guttentag. 


In einer Einleitung iſt kurz die Geſchichte des Geſetzes verfolgt. 


Die Vorbemerkungen zu einzelnen Abſchnitten geben weitere Auskunft. 
Die vorfichtig gefaßten Anmerkungen find für den Handgebrauch ſehr 


erwünſcht. 


Ein ſorgſames ABC⸗-⸗Regiſter iſt beigefügt. 


3. Gewerbeordnung ꝛc. Mit den Ausführungs⸗ 


beſtimmungen ꝛc. bearbeitet von Koliſch, Amts⸗ 
gerichtsrath, Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. 
I. Bd. 8. (703 S.) Hannover 1899, Helwingſche 
Verlagsbuchhandlung. 


Der vorliegende Bd. I führt bis § 104 n, Schluß des Titels VI. 


Soweit ich zu prüfen vermochte, iſt Alles nachgetragen, was an Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen ergangen iſt. Die Entſcheidungen des preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichtes find zur Erläuterung verwerthet, ebenſo die 
Erlaſſe der Verwaltungsſtellen. Soweit meine Prüfung ſich zu erſtrecken 
vermochte, iſt kein Hilfsmittel unbeachtet geblieben. Es darf Vollſtändig⸗ 
keit und gute Anordnung des maſſenhaften Stoffes gerühmt werden. 


Keyßner. 


Nachtrag 


zur Abhandlung: „Die zeitliche Anwendbarkeit 
der Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buches“. 


Die auf S. 36—38 meiner Abhandlung) erörterten 
Fragen ſind durch ein weiteres Erkenntniß des Reichsgerichts 
vom 7. Dezember 1898 (Deutſche Juriſtenzeitung IV S. 65 
und 66) und ein Erkenntniß des Hamburger Oberlandes⸗ 
gerichts vom 27. September 1898 (Deutſche Juriſtenzeitung IV 
S. 116) in demſelben Sinne, wie von Coſack, Pappen⸗ 
heim, Horrwitz und mir entſchieden worden. Von den 
beiden Entſcheidungen beſchäftigt die erſtere ſich mit § 74, 
die letztere ſich mit § 67 des neuen HGB.'s. Die Ent: 
ſcheidung des Reichsgerichts lehnt die Annahme der Rück⸗ 
wirkung des § 74 ab, weil der Unterſchied zwiſchen § 74 
Abſ. 1 und dem älteren Recht „nicht ſo bedeutend ſei, daß 
hieraus auf die Abſicht des Geſetzgebers zu ſchließen wäre, 
auch einen Thatbeſtand wie den vorliegenden dem neuen 
Recht zu unterwerfen“, weil es ſich ferner um einen nur 
vorübergehenden Zuſtand handle und weil endlich die Inter— 
eſſen der Prinzipale und der Umſtand zu berückſichtigen ſeien, 
„daß die damals wirkſam vereinbarte Klauſel auf den ſonſtigen 


1) Ich benutze dieſe Gelegenheit, um zwei Inkorrektheiten, die ſich 
in dieſer Abhandlung vorfinden, richtig zu ſtellen. Auf S. 112 
Z. 15, 16 lies: „auf Zahlung von Zinſen und Vertragsſtrafen“ 
ſtatt: „auf Zahlung des Aktienbetrages“, ferner: „(SS 218, 221)“ 
ſtatt: „(S 218)“. — Auf S. 37 Z. 1 von unten iſt „1898“ ſtatt 
„1897“ zu leſen. 
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Inhalt des Vertrages Einfluß gehabt haben kann“. Daß 
einzelnen Beſtimmungen des Buch I Abſchn. 6 des neuen 
HGB.'s eine rückwirkende Kraft in weiterem Umfange bei⸗ 
zulegen iſt, erkennt auch das Reichsgericht an. Vom Stand⸗ 
punkt ſeiner Motivirung durfte es dahin nicht bloß den § 62, 
ſondern auch die SS 64 und 73 des neuen HGB.'s zählen, 
bei deren Anwendung die Intereſſen des Prinzipals eine 
ernſthafte Schädigung kaum erleiden können (dies gegen die 
Bemerkungen Staub's in ſeinem Kommentar ® zu § 74 
Anm. 16). 

Die Motivirung des Hamburger Oberlandesgerichts iſt 
inſofern bedenklich, als es die Frage der Rückwirkung des § 67 
nach den Grundſätzen des bisher geltenden, in Hamburg des 
gemeinen, Rechts entſcheiden will. Allein über die zeit⸗ 
lichen Grenzen alten und neuen Reichsrechts hat das Landes⸗ 
recht keine Kompetenz. Hier handelt es ſich um das Ver⸗ 
hältniß des Art. 61 des alten HGB.'s zum $ 67 des neuen 
HGB.'s (vgl. das S. 11 Anm. 26 der Abhandlung Ber 
merkte). 

K. Lehmann. 


III. 


Die nordiſchen Checkgeſetze. 
Von 


Herrn Dr. jur. J. Heckſcher, däniſchem Generalkonſul 
in Gothenburg. 


Die nordiſchen Rechtsquellen bieten der germaniſchen 
Auffaſſung der Anweiſung als eines ſelbſtändigen Rechts— 
inſtituts nur wenige Anhaltungspunkte. Eine poſitive Nor— 
mirung der allgemeinen Anweiſung — wie ſie im preußi⸗ 
ſchen Landrechte, in den Civilgeſetzbüchern Oeſterreichs, 
Sachſens und Badens, im ſchweizeriſchen Bundesgeſetz über 
das Obligationenrecht und neuerdings im bürgerlichen Ge— 
ſetzbuch des Deutſchen Reiches vorkommt — hat in den nordi— 
ſchen Ländern nicht ſtattgefunden. Was nach dieſer Rich— 
tung hin zu nennen wäre, beſchränkt ſich auf einige knappe 
Vorſchriften, deren Tragweite ohnehin beſtritten iſt. Es 
bleibt darnach ſogar eine offene Frage, ob es überhaupt ge— 
rechtfertigt erſcheint, der Anweiſung innerhalb des Syſtems 
eine beſondere Stelle einzuräumen. Die neueren nordiſchen 
Unterſuchungen ſprechen nicht für eine Aufrechthaltung der 
Anweiſung als Gattungsbegriff mit feſtſtehenden, Telbitän- 
digen rechtlichen Wirkungen; ſie deuten eher an, daß der 
Begriff der Doktrin zu verdanken ſei ohne völlige Reception 
von Seiten des poſitiven nordiſchen Rechts, ſo daß die 
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ſkandinaviſchen Länder hinſichtlich dieſes Punktes vielleicht 
eher anderen Gruppen, wie der angelſächſiſchen und der 
romaniſchen, gleichzuſtellen wären, Gruppen, welche die An: 
weiſung ausſchließlich in ſpeziellen Formen (als kaufmänniſche 
Anweiſung und Zahlungsanweiſung) anerkennen, während 
ſie für die „allgemeine“ Anweiſung nur die gewöhnlichen 
Mandats- und Vollmachtswirkungen übrig laſſen ohne für die— 
ſelbe als ſelbſtändiges Rechtsinſtitut Verwendung zu haben). 

Am ausführlichſten hat die ſchwediſche Geſetzgebung 
der älteren Zeit die Anweiſung behandelt. Bereits aus der 
Periode vor der — in den Hauptbeſtandtheilen noch gil— 
tigen — Kodifikation von 1734 liegen mehrere intereſſante 
Verſuche vor, die „Aſſignationen“ auf Bankguthaben zu nor— 
miren, Vorſchriften, welche zwar in erſter Linie fiskaliſchen 
Urſprungs ſind oder gewiſſen bankpolitiſchen Rückſichten 
ihren Inhalt verdanken, jedoch zugleich den Zweck verfolgen, 
den civilrechtlichen Eigenſchaften der Aſſignation im Ver— 
hältniß zum traſſirten Wechſel Rechnung zu tragen. Hierher 
gehören — außer älteren Vorſchriften vom 17. Jahrhundert, 
welche ohne juriſtiſche Bedeutung find — einige admini⸗ 
ſtrative Urkunden von 1716 und 1718 ſowie beſonders die 
Verordnung vom 27. Mai 1730 gegen Ueberaſſignation, 
deren auch für die ökonomiſche Praxis der Zeit ſehr lehr— 
reicher Inhalt ſich zum größten Theil in den ſpäteren Ver— 
ordnungen vom 17. Mai 1740, 10. Dezember 1741 und 
12. März 1750 wiederholt. Verhältnißmäßig dürftig iſt 
dagegen das Material der däniſch-norwegiſchen Geſetz⸗ 


1) Dieſen Standpunkt hatte der Verfaſſer in einer Abhandlung von 
1889 (in Tidsskrift f. Retsvidenskab II) durchzuführen verſucht. 
Er ſcheint ſeitdem bei den nordiſchen Syſtematikern Anſchluß ge: 
funden zu haben. Wenigſtens ſind die neueſten Behandlungen der 
Anweiſungslehre — bei Aubert, Obligationenrecht, Spezieller 
Theil (1890) S. 532 ff. und Jul. Laſſen, Handbuch des Obli⸗ 
gationenrechts, Spezieller Theil (1897) S. 867 ff. — der erwähnten 
Darſtellung näher getreten und ſtimmen im Weſentlichen damit 
überein. 
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gebung des 18. Jahrhunderts, wenn auch einige nicht un— 
wichtige Beſtimmungen in einer Verordnung vom 20. Juli 
1729 (Aſſignationen auf königliche Kaſſen betreffend) ſowie 
im Bankreglement vom 5. November 1736 vorkommen. 
Der Umſtand, daß die genannten Quellen vorzugsweiſe 
die Bankaſſignation berückſichtigen, erklärt, daß ihre 
Vorſchriften den Erforderniſſen eines die Zahlung von Geld— 
ſchulden bezweckenden Inſtruments faſt ausſchließlich ange— 
paßt ſind. In der That enthalten die erwähnten Vorſchriften 
manches, wodurch gewiſſermaßen einer Checkgeſetzgebung im 
modernen Sinne vorgegriffen wird. So beabſichtigen die 
ſchwediſchen Verordnungen vor allem die Einlöſung zu be— 
ſchleunigen und durch das Vorhandenſein eines entſprechen— 
den Bankguthabens des Ausſtellers ſicherzuſtellen. Die Ver: 
fügung ohne genügende Deckung wird verboten und mit 
drakoniſcher Strenge beſtraft; nicht nur hohe Geldbußen 
werden angedroht (das erſte Mal 50 für hundert, das zweite 
Mal das Doppelte, davon die Hälfte der Bank und die an— 
dere Hälfte der Armenkaſſe anheimfällt), ſondern eventuell 
körperliche Konvertirungsſtrafe und, bei der dritten Wieder— 
holung „ohne Schonung und perſönliche Rückſicht“ Ver— 
bannung auf gewiſſe Jahre 2). Beſtimmte Präſentations— 
friſten gibt es wohl nicht, aber die Präſentation ſoll „ohne 
Verzug“ erfolgen; wenn nicht, wird der Inhaber, ſofern die 
Einlöſung verweigert wird und Aſſignant fallirt, in die un— 
terſte Klaſſe der Konkursforderungen geſtellt und verliert 
ſeinen Regreß?). Die Sicht-Anweiſung war jedoch, was 


2) Siehe Verordnung von 1741 §& 4. Die ältere Verordnung von 
1730 8 4 ſchreibt die Strafe des Betruges vor, ſofern der Aſſignant 
keine Rechnung bei der Bank hält, ſowie auch, wenn ſeine frühere 
Anweiſung zurückgewieſen worden iſt. 1750 wurde die Geldſtrafe 
jedoch auf 3 Prozent ermäßigt. 1789 wurde Veröffentlichung 
des Namens eines zum dritten Male zurückgewieſenen Aſſignanten 
eingeführt und zwar mit dem Vermerk, daß deſſen Anweiſungen 
künftig nicht honorirt werden würden. 

3) Verordnung von 1750; ſiehe auch däniſche Verordnung von 1729. 
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unſerer Zeit auffallen muß, unter Geldſtrafe verpönt — 
ohne Zweifel um dem Zettelprivilegium der Bank keinen 
Eintrag zu thun — und mußte jedenfalls zurückgewieſen 
werden, ſelbſt wenn ein entſprechendes Guthaben des Aus— 
ſtellers vorhanden war!). Es fand ſich auch eine Reihe von 
Regreßvorſchriften, welche den Rückgriff ſowohl auf den un— 
mittelbaren Vormann als auf den Aſſignanten geſtatteten, 
ſofern kein Verſäumniß bei der Präſentation begangen war; 
wieweit ein ſolcher Regreß ſich auch auf die übrigen Glieder 
der Umſatzreihe (Indoſſanten) erſtreckte, bleibt unerledigt?). 
Auch zeigt es ſich, daß man die Nichteinlöſung ſchon damals 
durch einfache Anzeichnung des Aſſignaten auf dem Papier 
konſtatirte “). 

Die hier berührten alten Rechtſätze waren theils dem 
Inhalt nach beſtritten, theils ſchon lange, wenngleich nicht alle 
ausdrücklich außer Kraft geſetzt, als veraltet anzuſehen, als 
das moderne Verkehrsleben der Zahlungsanweiſung eine weit 
wichtigere Bedeutung zuerkannte. Das aufblühende Bank— 
weſen der drei nordiſchen Länder, beſonders Schwedens, hat 
während der letzten 50 Jahre auch hier den Check einzu— 
bürgern gewußt, wenn auch keineswegs in ſolcher Aus— 
dehnung, daß man berechtigt wäre, den Checkumſatz Skandi— 
naviens mit demjenigen Großbritanniens oder Nordamerikas 
zu vergleichen?). Und eine noch größere Aufgabe wird dem 
Check im Norden vorbehalten ſein, da die ſeit lange vor— 
bereitete Reform des ſchwediſchen Zettelbankweſens durch Ge— 
ſetz vom 12. Mai 1897 beſchloſſen worden iſt und während 
der Jahre 1899 — 1903 allmählich ins Leben treten wird. 


4) Verordnungen von 1730 § 8 und 1741 $ 12. 

5) Verordnungen von 1730 § 4 und 1741 $ 8 und Utsökn. Balk 
von 1734 Kap. 4 8 6. 

6) Verordnung von 1741 $ 8. Dagegen ſetzt das däniſche Bank⸗ 
reglement von 1736 Proteſt der Aſſignation voraus. 

7) Dies hat ein franzöſiſcher Verfaſſer (Chastenet) mißverſtanden; 
ſiehe das Citat bei Fritz Fick, Die Frage der Checkgeſetzgebung 
auf dem europäiſchen Kontinent, Zürich 1897 S. 115. 
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Die privaten Zettelbanken werden im Laufe dieſes Zeitraums 
als ſolche aufhören müſſen; die Zettelemiſſion Schwedens 
fällt dann ausſchließlich der Reichsbank zu. Unbedingt wird 
dieſelbe in der Ausdehnung des Checkumſatzes eine zuver— 
läſſige Stütze für ihre neue Aufgabe ſuchen und hoffentlich 
auch finden. 


I. 


Die Initiative zur geſetzlichen Regelung des nordiſchen 
Checkverkehrs wurde von Norwegen aus ergriffen. Ein 
Präcedenz bot ſich in einer Reihe werthvoller, gemeinſchaft⸗ 
licher Geſetzesarbeiten für die drei Länder auf dem Gebiete 
des Handels- und Seerechts, vor allem in dem Wechſel— 
geſetz vom 7. Mai 1880, welches, gleichzeitig in den drei 
Staaten ſanktionirt, ſich bis dahin voll bewährt hatte 5). 
Eine gemeinſchaftliche Regelung des Checks ſtellte ſich als 
natürliche Ergänzung des Wechſelgeſetzes dar und wurde von 
den Regierungen Schwedens und Dänemarks als zweckmäßig 
begrüßt. Ein vorläufiger Entwurf war von zwei däni⸗ 
ſchen Juriſten (Prof. Dr. Julius Laſſen und Aſſeſſor 
Dr. Thomſen) ausgearbeitet worden; auf Grundlage 
deſſelben wurde die Frage nachher (Mai 1896) einer aus 
ſechs Mitgliedern beſtehenden Kommiſſion — je zwei von 
den betreffenden drei Ländern — zur Behandlung über— 
tragen. Schon im September 1896 beendigte die Kom— 
miſſion ihre Arbeit, nachdem der im Auguſt 1896 in Stock— 
holm verſammelte nordiſche Juriſtentag Gelegenheit gehabt 
hatte, ſich über die Frage in einer leider gar zu kurzen 
Debatte zu äußern, und der ſo entſtandene Entwurf wurde 
unverzüglich den geſetzgebenden Körpern in allen drei Staaten 
von den betreffenden Regierungen vorgelegt. 

Ganz ohne Widerſtand iſt es freilich nicht gelungen, 
den Entwurf durch die drei Reichsverſammlungen zu bringen. 


8) Vgl. darüber dieſe Zeitſchrift Bd. XXVI S. 31 ff. und XXVIII 
S. 523 ff. (Die Redaktion.) 
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Am leichteſten war die Aufgabe in Dänemark, wo einestheils 
die juriſtiſche Vorbereitung der Frage eine verhältnißmäßig 
ausführliche war, andererſeits die Geſchäftswelt ſchon lange 
eine ſolche Regelung erſehnt hatte. Es zeigte ſich auch bei 
dieſer Gelegenheit, wie vorwiegend das Intereſſe für die 
Reform an die fiskaliſche Seite anknüpft; während nämlich 
für die meiſten öffentlichen Geldinſtitute Dänemarks durch 
beſondere Geſetze ein Privileg des Inhaltes eingeführt war, 
daß ihre Anweiſungen, ſelbſt wenn indoſſirt, ſtempelfrei 
bleiben ſollten — die Ausſtellung der Anweiſung iſt dort 
jedem ohne Stempel erlaubt — galt keine ſolche Ausnahme 
für die däniſchen Privatbankiers, und dieſe hielten daher 
eine geſetzliche Normirung, welche den Check überhaupt für 
ſtempelfrei erklärte, für beſonders zeitgemäß. In Norwegen 
und Schweden war aber der Check ſchon ſtempelfrei; in 
dieſen beiden Ländern erhob ſich nun eine nicht geringe 
Oppoſition gegen den Geſetzentwurf, nicht nur in Einzel⸗ 
heiten, ſondern auch im Prinzip. Die auch in Deutſchland 
auftretende Behauptung, daß für eine legale Ordnung dieſes 
noch ſo jungen, aber ſchon jetzt recipirten und von ſelbſt 
entwicklungsfähigen Inſtitutes kein Bedürfniß vorhanden 
ſei, fand in Norwegen und Schweden ebenfalls Anhänger; 
zum Theil befürchtete man, durch geſetzliche Beſtätigung der 
als Zahlungsmittel fungirenden Anweiſungen einer unge: 
ſunden Kreditausdehnung Vorſchub zu leiſten. In der That 
gelang es in Schweden dieſer Oppoſition, bei erſtmaliger 
Vorlage des Entwurfs den Sieg davonzutragen; der Re: 
gierungsvorſchlag wurde vom Reichstage 1897 in der zweiten 
Kammer angenommen, in der erſten aber mit 66 Stimmen 
gegen 52 abgewieſen. Inzwiſchen war aber das Geſetz in 
den beiden anderen Staaten glücklich durchgeführt worden; 
die königliche Sanktion erfolgte in Dänemark am 23. April 
1897, in Norwegen am 3. Auguſt 1897. Als die ſchwe⸗ 
diſche Regierung dem Reichstage 1898 nun zum zweiten 
Male den Entwurf unterbreitete, gelang es ihr ohne Schwierig⸗ 
keit, die früheren Bedenken zu beſchwichtigen; beide Kammern 
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genehmigten ihn nach kurzer Debatte am 12. Februar, und 
am 24. März 1898 wurde auch das ſchwediſche Geſetz vom 
König ſanktionirt. Die Geſetze traten am 1. Januar 1898 
in Dänemark und Norwegen“), am 1. Januar 1899 in 
Schweden in Kraft. 

Völlige Uebereinſtimmung unter den drei Geſetzestexten 
iſt ebenſo wenig bei dieſen wie bei den übrigen gemeinſchaft— 
lichen nordiſchen Geſetzen älteren Datums (das Wechſelrecht, 
Firmenrecht, das Waarenmarkenrecht und das Seerecht be— 
treffend) erreicht worden; jedoch ſind die Differenzen in dieſem 
Falle wenig durchgreifend — abgeſehen von zwei Haupt: 
punkten: der Umgrenzung der zu normirenden Anweiſungen 
und der Frage der Stempelfreiheit. Dieſe Punkte werden 
in der folgenden Erörterung näher unterſucht werden. Im 
Uebrigen werden wir uns auf die wichtigſten Züge der nor: 
diſchen Checkgeſetzgebung beſchränken müſſen; eine erſchöpfende 
Klarlegung aller hier in Betracht kommenden Sätze würde 
— wenn auch für das vergleichende Studium erwünſcht!“) — 
den zu Gebote ſtehenden Raum überſchreiten. 


II. 


Eine Begriffsbeſtimmung des Checks im Geſetz aufzu— 
ſtellen, hat man für unnöthig erachtet. Die Abgrenzung des 
Begriffs geſchieht in ausſchließlich formeller Weiſe, und 
zwar hat man ſich ſchließlich entſchloſſen, das Requiſit der 


9) Ueberſetzung des norwegiſchen Geſetzes in dieſer Zeitſchrift XLVII 
S. 492 ff. (Die Redaktion.) 

10) Es iſt zu bedauern, daß die beiden neueſten Monographien — die 
oben citirte Arbeit Fritz Fick's und die noch ſpätere von Anton 
Pavlicek, Der Check, Wien 1898 —, welche beide rechtsver⸗ 
gleichenden Inhaltes ſind, über die Vorbereitung, bezw. die Exiſtenz 
der nordiſchen Geſetze gänzlich ſchweigen. Und dabei ſind doch die 
Geſetze Japans, Peru's und Mauritius' in ausführlicher Weiſe 
von Pavlicek herangezogen worden. 
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Checkklauſel — im Text — zu einem eſſentiellen zu 
machen. Dieſe dem ſchweizeriſchen Art. 830 Nr. 1 und den 
neueſten Entwürfen Deutſchlands und Oeſterreichs !!) nach: 
gebildete Regel iſt nur nach großen Bedenken adoptirt worden, 
und die däniſche Redaktion des Geſetzes, welche die Check— 
klauſel allerdings auch erfordert, weicht in dieſem Haupt— 
punkte inſofern von den beiden anderen Texten ab, als nicht 
nur der den Formvorſchriften des Geſetzes entſprechende 
Check, ſondern auch andere Sichtanweiſungen in weſentlichen 
Punkten nach den Vorſchriften des Checkgeſetzes zu behandeln 
find. Nach däniſcher Auffaſſung iſt nämlich die Geldanwei— 
ſung gewöhnlich als Orderpapier mit Regreß für Ausſteller 
und Indoſſanten aufgefaßt worden !?), obſchon dieſer Satz 
legaler Beſtätigung entbehrte und auch nicht immer von der 
Rechtſprechung aufrecht erhalten wurde. Man hat ſich in 
Folge dieſer Auffaſſung in Dänemark nicht bequemen können, 
die Regel des neuen Geſetzes, welche ſich in mehreren Hin— 
ſichten für den Empfänger ungünſtiger und für den An— 
weiſenden günſtiger als das bisher beſtehende Recht ſtellte, 
nur auf Papiere mit ausdrücklicher Checkklauſel zu be— 
ſchränken; es würde dann z. B. die Verjährungsfriſt der 
Anſprüche gegen den Ausſteller in Fällen, wo die gewöhn— 
liche Anweiſungsform gewählt wurde, 20 Jahre betragen, 
dagegen in dem Falle, wo die Formvorſchriften des neuen 


11) Deutſcher Entwurf von 1892 8 1, Oeſterreichiſcher Entwurf von 
1895 § 2. Wenn in dieſem Aufſatze auf den deutſchen und den 
öſterreichiſchen Entwurf verwieſen wird, ſo ſind dieſe Redaktionen 
berückſichtigt. Uebrigens war die Checkklauſel bereits vom Entwurf 
des deutſchen Reichsbank⸗Direktoriums von 1882 § 1 gutgeheißen 
worden, wenn auch eventuell nur als Ueberſchrift. Siehe auch 
R. Koch, Vorträge und Aufſätze (1892) S. 203 Note 74, und 
Fr. Fick S. 170 ff. Bei der großen Ausdehnung der neueren 
Checkliteratur muß von einer, wenn auch nur annähernd erſchöpfen⸗ 
den Angabe literariſcher Parallelen hier abgeſehen werden. 

12) In den beiden anderen Staaten iſt dieſe Frage noch kontrovers. 
Eine poſitive Regelung der „kaufmänniſchen Anweiſungen“ gibt es 
in den nordiſchen Staaten nicht. 
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Geſetzes beobachtet wären, nur die wechſelmäßige Länge 
haben. Daher ſchreibt das dänische Geſetz (§ 16) vor, daß 
auch mit Bezug auf den Ausſteller und die Indoſſanten 
einer gewöhnlichen Sichtanweiſung die für den checkmäßigen 
Regreß mangels Zahlung geltenden Bedingungen, ſofern 
ein ſolcher Regreß beſteht, maßgebend bleiben, und dies gilt 
auch mit Rückſicht auf die Verjährung der Regreßklage und 
hinſichtlich der Bereicherungsklage. 

Die Sicht-Eigenſchaft iſt eſſentiell, wie beinahe in 
allen modernen Checkgeſetzen und wird einzelfalls präſumirt; 
man hat ſich ſchwer vorſtellen können, daß ein Papier mit 
Zahlungsfriſt ſich als geläufiges Zahlungsſurrogat einbürgern 
könnte !?). Die übrigen Formvorſchriften find nur die faſt 
überall geltenden und ziemlich ſelbſtverſtändlichen, dem 
Wechſelrecht entlehnten !); die franzöſiſch-ſchweizeriſche un— 
praktiſche Datirung mit Buchſtaben hat man ohne Weiteres 
verworfen. Zu bemerken bleibt, daß eine Angabe des Aus— 


13) Vom Standpunkte des heutigen nordiſchen Rechts liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, dieſe bekannte Streitfrage aufzunehmen; denn es 
kommen thatſächlich keine Checks mit Zahlungsfriſt hier von. Wenn 
in einigen wenigen Ländern (Italien, Schweiz) die Bankpraxis 
ſolche Giroanweiſungen ſanktionirt hat, enthält dieſe Thatſache an 
ſich keinen genügenden Grund, dergleichen Papieren den Namen Check 
zu ertheilen, auch keine Veranlaſſung, von der Sicht⸗Eigenſchaft, die 
doch unzweideutig für ein aktuelles Zahlungsmittel unumgänglich 
bleibt, abzuſehen. Anders Cohn in ſeinen verſchiedenen Arbeiten 
und nach ihm mehrere deutſche Verfaſſer; vgl. auch Fr. Fick 
S. 271—274. Gegen die vom Letzteren herangezogenen Oppor⸗ 
tunitätsrückſichten ſcheinen die Aeußerungen Rouher's, Bayer⸗ 
dörffer's und Kapp's (ebendaſ. S. 268 und 270) völlig über⸗ 
zeugend, denn es handelt ſich in erſter Reihe nicht um die Zweck- 
mäßigkeit der Sichtklauſel, ſondern darum, ob die unmittelbare 
Einlöslichkeit eine rechtliche Vorausſetzung für den Em⸗ 
pfänger bildet oder nicht. Wenn auch nur bedingungsweiſe, muß 
es die unmittelbare Befriedigung ſein, die ein Papier als 
Zahlungsmittel charakteriſirt; ſonſt wird dadurch ein neuer Ver⸗ 
trag, nicht die Löſung eines beſtehenden, ins Auge gefaßt. 

14) Ueber Inhaberklauſel ſiehe unten III a. ö 
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ſtellungsorts nicht erforderlich iſt — in deren Ermangelung 
gilt der Zahlungsort zugleich als Ausſtellungsort!'“) — und 
daß, wenn ſonſt kein Zahlungsort genannt iſt, der beim 
Namen des Bezogenen angegebene Ort als Zahlungsort gilt. 

Andererſeits fehlen im Geſetz die materiellen Er⸗ 
forderniſſe ganz: weder die Bank- oder Bankiereigenſchaft 
des Bezogenen noch das Requiſit des vorhandenen Guthabens 
ſind vom Geſetze gefordert. Was letzteres betrifft, ſo iſt 
man während der vorbereitenden Verhandlungen immer von 
der Vorausſetzung geleitet worden, das innere Verhältniß 
zwiſchen Ausſteller und Bezogenen ſei für den Empfänger 
und ſomit für die Umſatzfähigkeit des Checks völlig irrelevant. 
Wenn auch ein beſonderer, auf die regelmäßige Ausſtellung 
von Checks gerichteter Vertrag unter den Betreffenden be— 
ſtehen mag, ſo erſcheint — wenigſtens für nordiſche Ver⸗ 
hältniſſe — ein ſolcher „Checkvertrag“ (nach G. Cohn) 
oder „Kaſſenverwaltungsvertrag“ (nach W. Kapp) für den 
Empfänger, den tertius, unverwerthbar; vor Allem wird die 
Exiſtenz dieſes Erforderniſſes unmöglich vom Empfänger 
geprüft werden können, weßhalb eine „provision préalable 
et disponible“ entweder für den Checkverkehr eine tückiſche 
Fallgrube oder — wenn ſie ſich auf die bloße Verſicherung, 
„die Dispoſition geſchehe aus einem Guthaben“ beſchränken 
ſoll — eine leere, nichtsnutzige Form bleibt. 

Viel größere Bedeutung muß allerdings dem Erforder— 
niſſe der „paſſiven Checkfähigkeit“ beigelegt werden. 


15) Der Deutſche Entwurf § 1 Nr. 5 cfr. § 2 hat den entgegengeſetzten 
Weg eingeſchlagen, den Ausſtellungsort eventuell als Zahlungsort 
zu präſumiren (gemäß dem Reichsbankentwurf von 1882 8 2). 
Es ſcheint dies weniger zweckmäßig, weil die bezogene Bank oder 
das ſonſtige Inſtitut als Regel ihren Wohnort auf die Blankette 
hat drucken laſſen, während der Ausſtellungsort oft nicht gedruckt 
iſt und alſo leicht aus Verſehen unausgefüllt bleiben kann. Auf 
jeden Fall iſt der Zahlungsort doch für die Perfektion des Zah⸗ 
lungsgeſchäfts wichtiger und durch Fiktion kaum zu erſetzen. Ab⸗ 
weichend auch öſterreichiſcher Entwurf § 4 i. k. — Gegen den 
deutſchen Entwurf auch Fr. Fick S. 220. 
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Es wurde auch ſowohl im norwegiſchen „Storthing“ als 
im ſchwediſchen Reichstage beantragt, man möchte, beſonders 
nach engliſchem Vorbilde, den Check nur auf Banken und 
Bankiers beſchränken. Schließlich iſt aber auch dieſe Be⸗ 
grenzung als ſchädlich aufgegeben worden, namentlich in 
Anbetracht der unklaren Grenzen zwiſchen den verſchiedenen 
Arten der nordiſchen Geldinſtitute und bei der noch vor: 
handenen Möglichkeit zukünftiger Ausdehnungen des Depot— 
geſchäfts. 

Hat nun die nordiſche Geſetzgebung dieſen Kardinal: 
punkt, die Abgrenzung des Checkgebietes, glücklich getroffen? 
Es wäre zu früh, darüber ſchon jetzt ein endgiltiges Urtheil 
zu fällen. Darin hat ſie ohne Zweifel Recht gehabt, daß 
eine erſchöpfende Definition des Checkbegriffes nicht vom 
Geſetze zu erwarten iſt. Auch die neueren deutſchen und 
öſterreichiſchen Entwürfe haben den älteren Verſuchen gegen⸗ 
über begreiflichen Anſtand genommen, den Check erſchöpfend 
zu definiren. Faſt alle Definitionen, die von Theoretikern 
formulirt worden ſind !®), leiden an augenſcheinlichen Mängeln. 
Wenn ſie den Checkbegriff nicht in reine Formalbeſtimmungen 
auflöſen — wodurch gewöhnlich nichts als eine Umſchreibung 
des Geſetzes 1) oder eine Rekapitulation der für alle Sicht: 
Hanweiſungen geltenden Kennzeichen erreicht wird — ſo heben 
ſie nur das ſtreitige und juriſtiſch unkontrollirbare Moment 
des Guthabens hervor. Nur ſehr wenige Definitionen!“ 
tragen der wichtigſten Seite des Checks, ſeiner Eigenſchaft 
als Zahlungsmittel, einigermaßen Rechnung; und auch dieſe 


16) Siehe Fr. Fick a. a. O. S. 29 — 40, wo eine ganze Fluth von 
Definitionen citirt iſt. 

17) So in nordiſcher Doktrin Jul. Laſſen, Handbuch des Obliga⸗ 
tionenrechts, Spezieller Theil (1897) S. 906, in deſſen Definition 
ſogar ausdrücklich auf das Geſetz verwieſen wird. 

18) So z. B. Pavlicek a. a. O. S. 26— 27, deſſen Definition aber 

Rauch die Giroüberweiſung umfaßt (ſiehe gegen dieſe Vermiſchung 
Koch a. a. O. S. 195 Note 44 und S. 197—- 198) und auch in 
anderer Hinſicht weniger befriedigt. 
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Seite dürfte, obſchon ſie ihren Platz als theoretiſcher Beſtand— 
theil des Begriffs wohl wird behaupten können, ſchwerlich 
zum geſetzlichen Begriffsmerkmal erhoben werden, weil auch 
ſie nicht immer zu konſtatiren iſt. Die Zahlungsfunktion 
des Checks iſt wirthſchaftlich die entſcheidende und rechtlich 
inſofern eine weſentliche, als keine Zergliederung des Rechte: 
begriffes den teleologiſchen Geſichtspunkt bei Seite laſſen 
ſollte und als die eigenthümlichen Sätze des Checkrechts ſich 
eben an den Charakter des Checks als Zahlungsmittel knüpfen. 
Allein für die legale Technik hat ſie geringen Werth. Es 
müßte jedenfalls der Rechtſprechung vorbehalten bleiben, 
dieſen weſentlichen Beſtandtheil zur Geltung zu bringen; das 
Geſetz könnte ihr dazu nur eine äußerliche Handhabe leiſten. 
Für eine ſolche Handhabe wären aber höchſt wahrſcheinlich 
die reinen Formalbeſtimmungen auch hinreichend. Ja es 
darf ſogar bezweifelt werden, daß die Checkklauſel von dieſem 
Geſichtspunkte aus nothwendig war und ſich als erſprießlich 
bewähren wird. 

Da auch die neueſten Entwürfe Deutſchlands und Defter: 
reichs in letztgenannter Hinſicht dem Beiſpiele der Schweiz 
gefolgt ſind, dürfte es, bevor dieſen Entwürfen die Autorität 
des Geſetzes verliehen wird, eine wiederholte Erwägung ver— 
dienen, ob in der That für die Checkklauſel ein Bedürfniß 
vorliegt !“). Die Formalien der modernen Handelspapiere 
ſind doch nichts als äußerliche Erkennungsmittel, vom Stand— 
punkte der juriſtiſchen Technik willkommen, jedoch an ſich un— 
zulänglich zu genügender Charakteriſirung des unterliegenden 
Verkehrszweckes. Je mehr die Rechtſprechung von gründ— 
licher Einſicht in die Verkehrsgewohnheiten getragen wird, 
um ſo überflüſſiger erſcheinen ſie. So hat ſich zum Beiſpiel 
das einfache receptum nautarum ohne formelle Kennzeichen 


19) Der Brüſſeler Kongreß für internationales Handelsrecht hat ſich 
bereits 1888 für die Checkeigenſchaft aller Sichtanweiſungen ohne 
Wechſelklauſel ausgeſprochen; ſiehe dieſe Zeitſchrift Bd. XXXVI 
(1889) S. 163 ff., 168. So auch belgiſches Checkgeſetz vom 
20. Juni 1873. 
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durch den Geſchäftsgang der modernen Handelsnationen in 
das Konnoſſement umgewandelt, und hat ſich in dieſer Ge— 
ſtalt ohne ſpezielle Kokarde als ein untrügliches Mittel zur 
Darlegung der wichtigſten Vorgänge im handelsrechtlichen 
Kaufgeſchäfte legitimirt. Eine ähnliche Zukunft würde die 
einfache formloſe Zahlungsanweiſung auf jeden Fall zu er— 
warten haben, ſobald ſie, wie in England, durch die Ge— 
ſchäftsgewohnheiten als Zahlungsmittel kreirt würde. Sollte 
auch dieſer Zeitpunkt vielleicht noch nicht auf dem Kontinent 
eingetroffen ſein, ſo wäre mit der Antizipation deſſelben doch 
kein großer Uebelſtand verbunden, ſofern das Geſetz es dem 
Ausſteller nur offen ſtellt, ſich „frei von Obligo“ zu zeichnen. 
Weßhalb man bei der endgiltigen Berathung der nordiſchen 
Checkgeſetze daran feſthielt, die Checkklauſel für weſentlich zu 
erklären, iſt noch nicht völlig erledigt, allein die Ungeneigtheit 
der norwegiſchen und der ſchwediſchen Doktrin, die Haftung 
des Ausſtellers bei allen Sichtanweiſungen zu ſtatuiren, hat 
nach den Motiven der Kommiſſion dabei eine weſentliche 
Rolle geſpielt. Dies iſt zu bedauern, denn das gewählte 
Hilfsmittel dürfte gegen die klaſſiſche Regel: non ex regula 
jus in bedenklicher Weiſe verſtoßen. 

Auch in rein praktiſcher Hinſicht dürfte es nicht ohne 
Bedenken ſein, Kennzeichen als weſentlich hinzuſtellen, welche 
für den Zahlungszweck thatſächlich irrelevant und der Ge— 
ſchäftspraxis ungewohnt find. Es gilt dies beſonders für 
Erforderniſſe wie die in Buchſtaben bezeichnete Datirung und 
die Verſicherung eines vorhandenen Guthabens 0), allein es 


20) In der That iſt es ſonderbar, wie dieſe magiſche Formel trotz 
aller gegen dieſelbe gerichteten Kritik fortwährend den geſetzgebenden 
Faktoren Vertrauen einflößt. Die von Schriftſtellern wie Koch 
(a. a. O. S. 201 —202), Cohn (Zeitſchr. für vergl. Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft 1 S. 452 ff.), Kapp (dieſe Zeitſchr. Bd. XXX S. 364 
bis 365) dagegen ins Feld geführten Gründe ſcheinen doch uns 
umſtößlich, die Motivirung der beiden neueren Entwürfe (ſiehe auch 
Fr. Fick S. 167) für die Formel entſchieden verfehlt. Wenn 
neuerdings auch Pavlicek (a. a. O. S. 43 —45) verſichert, daß 
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gilt auch für die Checkklauſel. Denn ſolche konſtruirten 
Eſſentialien will das Verkehrsleben gern abſtreifen. Da es 
bisher Gebrauch geweſen, Checks ohne Checkklauſel zu be— 
nutzen, und da man doch ſolche auch künftig nicht verbieten 
kann, bleibt eigentlich nur ein Ausweg übrig, nämlich der 
Verſuch, ſolche formell unrichtigen Checks durch höheren 
Stempel auszurotten; ſonſt wird das geſetzliche Erforderniß 
einer ſolchen Klauſel leicht zur Folge haben, daß das neue 
Geſetz für einen großen Theil des Checkumlaufs unwirkſam 
bleibt; man ſtellt es ja durch ein ſolches Geſetz in die Wahl 
des Ausſtellers bezw. der Banken, ob ſie ſich dem Geſetze 
unterordnen wollen oder nicht?!). Von dieſem Standpunkte 
aus würde der Preis der däniſchen Textredaktion zuerkannt 
werden müſſen, nach welcher die wichtigſten Beſtimmungen 
des Geſetzes auf jeden Fall auch für die Sichtanweiſungen 
ohne Checkklauſel maßgebend werden. Jedoch ſcheint eben 
durch dieſe Formulirung die Gefahr der Erzeugung von zwei 
Checkklaſſen — Checks mit Checkklauſel (in jeder Hinſicht 
dem Geſetze untergeben) und Checks ohne Checkklauſel (nur 
in den wichtigſten Rechtsfolgen vom Geſetz abhängig) — näher 
gerückt zu ſein. Nicht nur wird dadurch ein gewiſſes Wirr— 
warr entſtehen können, ſondern die angeſtrebte Rechtsgleichheit 
der drei Länder, die man durch Einführung der Checkklauſel 


die Sicherheit des Checkverkehrs eine ſolche Beſtimmung erfor: 
dere, und daß dadurch eine Erhöhung des in das neue Checkinſtitut 
geſetzten Vertrauens erreicht werden würde, ſo kann nur wiederholt 
werden, daß die Sicherheit allerdings von dem thatſächlichen Vor⸗ 
handenſein eines Guthabens in irgend einer Form zur Zeit 
der Vorzeigung bedingt, nicht aber durch eine an ſich überflüſſige 
und daher leere Erwähnung eines ſolchen Guthabens beein— 
flußt wird. 

21) Die von Fr. Fick S. 125 ff. (vgl. S. 68) aus der Schweiz ge⸗ 
ſammelten Erfahrungen ſind in dieſer Beziehung ſehr lehrreich. 
Die Formalvorſchriften werden dort ſyſtematiſch vernachläſſigt und 
der Checkname auch für andere Anweiſungsformen benutzt. Es 
liegt kein Grund vor, dieſe Verhältniſſe als vereinzelte anzu: 


ſehen. 
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eben zu fördern glaubte, wird dadurch am Ende nur ge— 
fährdet? ). 

Der Check kommt im Norden nur als Anweiſung vor; 
die „forme menteuse“ des Quittungschecks iſt hier unbekannt 
und daher den neuen Geſetzen ganz fremd geblieben. 


III. 


Die rechtlichen Wirkungen des formell gehörigen Checks 
ſind zum großen Theil dem Wechſelrechte direkt entlehnt; 
auf dieſe wird ſpäter einzugehen ſein. Spezielle Checkſätze 
treten hauptſächlich in folgenden Punkten hervor. 

a) Der Check iſt nach nordiſchem Rechte allerdings an 
ſich Ordrepapier; dieſe Regel iſt eine wechſelrechtliche. Allein 
Inhaberchecks find erlaubt (§ 2), ſowohl in ausſchließ— 
licher Form als in alternativer (N. N. oder Inhaber); ſie 
können aber durch Indoſſament in Namenschecks umgewandelt 
werden (§ 5) 23). 

b) Indoſſament an den Bezogenen erzeugt als 
Regel keine Regreßbefugniß; nur wenn Bezogener Nieder— 
laſſungen an mehreren Plätzen beſitzt und das Indoſſament 
an eine von der Zahlſtelle verſchiedene Niederlaſſung geſchieht, 
tritt der Regreß eventuell ein ($ 6). Das Indoſſament an 


22) Siehe Jul. Laſſen a. a. O. S. 912. Bis jetzt kommen ſowohl 
in Dänemark wie in Norwegen gar manche Zahlungsanweiſungen 
in der älteren Form, alſo ohne Checkklauſel, vor. Dies wird aber 
zum größten Theil dem Umſtand anzurechnen ſein, daß die Geld— 
inſtitute mit ihrem vorhandenen Vorrath von Checkbüchern erſt 
aufzuräumen wünſchen. In beiden Ländern ſuchen die Banken bei 
Umdruck ihrer Blankette die Formvorſchriften des neuen Geſetzes 
aufrecht zu halten und zur Geltung zu bringen. Es muß voraus⸗ 
geſetzt werden, daß die Sache ſich ebenſo in Schweden entwickeln 
wird. 

23) Abweichend Deutſcher Entwurf § 6, Oeſterr. Entwurf $ 6, Reiche: 
bank⸗Entwurf § 7; nach dem Schweizer. Geſetz zweifelhaft, ſiehe 
Fr. Fick S. 261. 
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den Bezogenen für ungiltig zu erklären, war urſprünglich 
(im Anſchluß an den deutſchen Entwurf § 6) vorgeſchlagen, 
wurde jedoch aufgegeben, nachdem hervorgehoben worden, es 
könne ein ſolches Indoſſament einen ganz normalen und 
vernünftigen Zweck haben, wenn nämlich der Check an den 
Bezogenen zur eventuellen Gutſchrift vom Empfänger remittirt 
wird, bevor letzterer ſich hat von der Honorirungsausſicht 
überzeugen können, alſo unter Offenhaltung der Regreß— 
möglichkeit gegen den Ausſteller. In dieſem Falle ſcheint 
es ſogar unrichtig, das Indoſſament als Quittung zu behan— 
deln ?). Dagegen darf ein an den Bezogenen übertragener 
Check nicht weiter übertragen werden, welche Regel ohne 
Zweifel (da keine Strafvorſchrift gegen ſolchen Mißbrauch 
beſteht) als Ungiltigkeitserklärung aufzufaſſen ſein wird. 

c) Ungiltig iſt ferner die auf dem Check gezeichnete 
Annahmeerklärung ($ 8). Mit einem gewiſſen Wider: 
ſtreben hat man ſich dieſen, den neueren Geſetzesarbeiten?“) 
entſprechenden Satz angeeignet, obgleich das Prinzip von 
Treue und Glauben in der That dadurch verletzt wird. 
Großer Schaden wird aber daraus nicht entſtehen, da kein 
vernünftiger Grund vorliegt, ein Accept zu verlangen, wo 
man Zahlung beanſpruchen kann und wo ein Aufſchub, ſo— 
bald er eine ganz kurze Friſt überſchreitet, den Regreß ab— 
ſchneidet. Dagegen hat man in beſtehende Uſancen wie 


24) So Oeſterr. Entwurf § 6, deſſen Regel nach Fr. Fick S. 255 in 
deutſchen Bankkreiſen Zuſtimmung gefunden haben ſoll. Den Be⸗ 
zogenen als Remittenten zu bezeichnen, ſcheint an ſich völlig natür⸗ 
lich (ſiehe Fr. Fick S. 253) und dürfte nach dem däniſch⸗nor⸗ 
wegiſchen Texte auch erlaubt ſein, während der ſchwediſche Text 
($ 6) eher — mit der oben erwähnten Ausnahme — dagegen 
ſpricht. 

Deutſcher Entwurf § 7, Oeſterr. Entwurf $ 8. Trotz der Be⸗ 
ſtimmung des Schweiz. Geſetzes Art. 834 meint Fr. Fick, eine 
minimale Wirkung der Annahme behaupten zu können (S. 336). 
Die Angabe dieſes Verfaſſers, daß auch die Geſetze Frankreichs und 
Belgiens das Accept ausſchließen (S. 337), erſcheint nicht gerecht⸗ 
fertigt; ſiehe dagegen Pavlicek S. 62— 63. 


25 


— 
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Viſirung (Certifikation, Markirung) ſelbſtverſtändlich nicht 
eingreifen wollen; dieſelben kommen in der That bereits im 
Norden vor, haben ſich aber bisher nicht ſo feſt eingebürgert, 
daß ihre rechtliche Bedeutung mit Beſtimmtheit klargelegt 
werden kann. Der traſſirt⸗eigene Check iſt zwar vom Geſetze 
nicht erwähnt, muß aber wohl als erlaubt gelten. 

d) Die Länge der Präſentationsfriſt iſt genau 
fixirt ($ 10) und zwar auf drei Tage für Platzchecks, zehn 
Tage für Diſtanzchecks, Ausſtellungstag ſowie Sonn- und 
Feiertage nicht mitgerechnet. Eine Eigenthümlichkeit, die aber 
zugleich einen Fortſchritt darzuſtellen ſcheint, liegt in der 
näheren Bemeſſung dieſer Friſten. Während die übrigen 
Checkgeſetze und Entwürfe — ſo weit bekannt ohne Aus⸗ 
nahme — nur auf das Domizil des Bezogenen im Ver— 
hältniß zum Ausſtellungsort Rückſicht nehmen, haben die 
nordiſchen Geſetze zugleich den Wohnort des Remittenten 
ins Auge gefaßt. Auch Platzchecks unterliegen nämlich der 
längeren Friſt, ſofern der Remittent nicht am Platze 
wohnt 25). Reine Inhaberchecks find jedenfalls nach der 
kürzeren Friſt zu behandeln, Namenschecks mit alternativer 
Inhaberklauſel aber nur dann, wenn der namentlich benannte 
Remittent am Platze wohnhaft iſt. Ferner verlängert ſich die 
Friſt, wenn die normale Verſendung vom Ausſtellungsorte 
nach dem Zahlungsorte mehr als fünf Tage in Anſpruch 
nimmt?“); dann gilt eine Friſt von fünf Tagen nach Ablauf 
der nöthigen Verſendungszeit. Als Wohnort des Remittenten 
gilt der beim Namen des Remittenten angegebene Ort. Im 
Auslande zahlbare Checks ſind, was die Friſten betrifft, nach 
den Beſtimmungen des Zahlungsorts zu beurtheilen. 


26) Der von Fr. Fick S. 382 ausgeſprochene Wunſch, man möge auch 
auf den Wohnort des Remittenten Rückſicht nehmen, war ſomit — 
was Fick unbekannt war — bereits im Norden erfüllt. 

27) Bei dieſer Friſtverlängerung bleibt mithin die Rückſicht auf den 
Remittenten außer Betracht; ein in Stockholm auf Stockholm ge⸗ 
zogener Check erhält eine Friſt von nur zehn Tagen, wenn auch 
der Remittent in Amerika wohnt. 
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e) Der Proteſt ift als Beweis für rechtzeitige Präſen⸗ 
tation nicht nothwendig; es genügt eine auf den Check ge: 
ſetzte und vom Bezogenen („oder von Jemand an ſeiner 
Stelle“) unterſchriebene, auch das Datum der Präſentation 
enthaltende Erklärung. Nach der ſchwediſchen Redaktion 
genügt auch die ſchriftliche Beſcheinigung zweier Zeugen, 
ein Zuſatz, der in den beiden anderen Staaten als über: 
flüſſig erachtet wurde, weil dieſer Modus in denfelben 
eventuell auch für die Aufnahme des Wechſelproteſtes zu⸗ 
gelaſſen iſt (S 9) 9). 

f) Das crossing Inſtitut iſt ausdrücklich rezipirt 
worden und zwar nach engliſchem Muſter, ſowohl generell 
als ſpeziell, auch mit der Befugniß, eine generelle „Kreuzung“ 
in eine ſpezielle umzuwandeln. Die vom Geſetze hierfür 
vorgeſchriebene Formel iſt: an Bank oder Bankier oder 
andere damit gleichbedeutende Ausdrücke, quer über die 
Vorderſeite befindlich ($ 7). Es iſt dies in mehreren Hin⸗ 
ſichten bemerkenswerth, erſtlich weil die entſprechende Ge: 
ſchäftspraxis den nordiſchen Gewohnheiten bisher ganz fremd 
war, ſodann weil eine ſcharf begrenzte Klaſſe von ausſchließ— 
lich Bankgeſchäfte Betreibenden im Norden unbekannt iſt. 
Die letztere Rückſicht bildete, wie oben bemerkt, eben ein 
Argument gegen die Beſchränkung der paſſiven Checkfähigkeit. 
Um Zweifel nach dieſer Richtung hin vorzubeugen, hat nun der 
däniſche Text als Kennzeichen die Anmeldung des Gewerbes 
als Bankiergewerbes zum Handelsregiſter aufgeſtellt und zu: 
gleich die Sparkaſſen unter den Begriff der Banken gezogen. 


28) Nach Schweizer. Obligationenrecht Art. 835 und 836 gilt obliga: 
toriſche Proteſtaufnahme. Deutſcher Entwurf § 14 und Oeſterr. 
Entwurf § 16 ſtimmen mit den nordiſchen Regeln im Weſent⸗ 
lichen überein (ſiehe jedoch Oeſterr. Entwurf § 16 i. f., wonach 
die Proteſterhebung bezw. Beſtätigung am erſten Werktage nach 
Präſentation erfolgen kann). Einlieferung an Abrechnungsſtellen 
iſt nicht erwähnt, weil ſolche im Norden bisher nicht gebräuchlich 
waren; erſt neuerlich find ſolche geſchaffen worden (eine in Chriſtiania 
und eine in Stockholm). 
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Es erſcheint aber auffallend, daß eine entſprechende authentiſche 
Auslegung von den beiden anderen Staaten für nicht noth⸗ 
wendig erachtet wurde. Durch die Rezeption des crossing- 
Verfahrens hoffte man einer einheitlichen Praxis den Weg 
zu bahnen. Eine Beſchränkung der Negotiabilität (wie durch 
die engliſche Klauſel „not negotiable“) 29) iſt nicht beab⸗ 
ſichtigt, nur eine Erleichterung der Legitimationsprüfung 
durch Fixirung des Präſentanten. So weit bekannt, kommt 
aber dieſe ſpeziell engliſche Praxis auf dem Kontinent ſehr 
wenig vor 50), wenn auch das ſpaniſche Handelsgeſetzbuch 
das Inſtitut in ähnlicher Weiſe wie die nordiſchen Geſetze 
rezipirt hat. Auch der in Deutſchland gewöhnliche Modus, 
durch die Klauſel „nur zur Verrechnung“ die Legitimations⸗ 
prüfung ebenfalls zu erleichtern und zugleich die Baar— 
einlöſung zu vermeiden, iſt im Norden unbekannt und ſetzt 
eine neue Praxis der Zahlungsausgleichungen voraus; er 
bietet jedoch auch große Vortheile und ſcheint ſich in Oeſter⸗ 
reich ebenfalls einzubürgern ). Es wäre vielleicht vorſichtiger 
geweſen, wenn die nordiſchen Staaten nicht ſo voreilig dieſe 
Wahl der Methode vorgenommen hätten. 

g) Von den ſpeziellen Checkrechtsſätzen bleiben noch die 
auf die Stempelfreiheit bezüglichen zu erwähnen. Die 
Stempelfreiheit iſt im däniſchen Text (§ 17) ausdrücklich 
anerkannt, und zwar dahin, daß auch andere Sichtanwei⸗ 
ſungen, die ſich nicht als Wechſel bezeichnen und ohne 
Accept bleiben, den nämlichen Vorzug genießen. Dagegen 
enthalten die beiden anderen Texte über dieſen Punkt nichts, 
überlaſſen alſo die Frage der allgemeinen fiskalen Geſetz⸗ 
gebung. Was Norwegen betrifft, jo iſt dort, fo weit be: 
kannt, auch keine Neigung hervorgetreten, die Beſteuerung 
einzuführen. Etwas anders liegt die Sache in Schweden, 


29) Siehe Sect. 81 Bills of Exchange Act 1882, vgl. Birnbaum 
in dieſer Zeitſchr. Bd. XXX S. 22 ff., 25. 

30) Siehe Fr. Fick S. 237— 239, Pavlicek S. 126. 

31) Deutſcher Entwurf § 11, Oeſterr. Entwurf $ 22. 
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wo die Umlaufspapiere ſeit 1895 mit einer Stempelſteuer 
belaſtet ſind. Von der Stempelung ſind jedoch (u. A.) 
ausgenommen: Wechſel und Anweiſungen, bei Vorzeigung 
zahlbar „aus Mitteln, welche von Banken oder Bankiers 
für Rechnung des Ausſtellers geführt werden“. Durch 
dieſe Vorſchrift iſt der Check allerdings geſchützt, da der— 
ſelbe ohne Zweifel als eine Unterart der Anweiſung an— 
geſehen werden muß, allein nur, wenn er auf Banken oder 
Bankiers gezogen iſt. Trotzdem werden auch Checks auf 
andere Bezogene, von ſchwediſchen Unterthanen ausgeſtellt 
und im Inlande zahlbar, der Stempelpflicht entzogen, 
dies in Folge einer anderen, vom Reichstage 1898 ein— 
geführten Ausnahme zu Gunſten inländiſcher Wechſel und 
Anweiſungen. Checks auf das Ausland oder vom 
Auslande ſind dagegen künftig nur dann ſtempelfrei, wenn 
ſie auf eine Bank oder einen Bankier gezogen ſind, und auch 
dieſe letztgenannte Begünſtigung wäre durch ein Verſehen 
des Reichstages, welches noch in der letzten Stunde entdeckt 
wurde, um ein Haar verloren gegangen. Es zeigt dieſe 
ſchwankende Haltung der ſchwediſchen Geſetzgebung einerſeits, 
wie ſehr die beabfichtigte Rechtsgleichheit durch die Stempel— 
ſteuer beeinflußt wird, andererſeits, wie das Problem der 
paſſiven Checkfähigkeit immer wieder auftaucht, wenn man 
es auch ein für alle Mal gelöſt zu haben glaubt. Auch 
nach dieſer Richtung hin verdient der däniſche Text augen: 
ſcheinlich den Vorzug. Wo es ſich darum handelt, ein für 
die Volkswirthſchaft ſo wichtiges Inſtitut einzubürgern, muß 
die Steuerpolitik wenigſtens einſtweilen reſigniren. 


IV. 


Bei der Uebertragung der für den Check geltenden Sätze 
des Wechſelrechts hat man — wiederum dem ſchweizeriſchen 
Vorbilde folgend — den Weg gewählt, eine allgemeine Regel 
zu geben, anſtatt die einzelnen Paragraphen des Wechſelgeſetzes 
aufzuzählen; man entſchloß ſich dazu nicht nur in Anbetracht 
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der obwaltenden, rein techniſchen Schwierigkeiten, ſondern 
zugleich in der Ueberzeugung, daß man bei einer ſo unreifen 
Rechtsbildung der Entwickelung der Praxis nicht zu enge 
Grenzen ziehen dürfe. Ob dies Prinzip ſich mit der Zeit 
bewähren wird, iſt eine noch offene Frage. Mehrere recht 
wichtige Punkte ſind in Folge deſſelben dunkel geblieben, was 
dem Inſtitute möglicher Weiſe Schwierigkeiten bereiten wird. 
Uebertragen find durch allgemeine Regel (§ 3) überhaupt die 
Sätze des Wechſelgeſetzes, betreffend Indoſſament, Haftung 
des Ausſtellers und der Indoſſanten, Zahlung ?), Regreß 
mangels Zahlung und (mit Modifikationen) Verjährung. 
Durch die Uebertragung der Indoſſamentsregeln iſt, 
wie bereits bemerkt, die Ordereigenſchaft des Checks 
als feſtgeſtellt zu betrachten. Die Legitimität des Order— 
checks iſt wie bekannt überhaupt kontrovers, ſcheint aber 
allmählich durchzudringen ?3) und offenbar mit Fug und Recht. 
Hinſichtlich der Uebertragung der nach erfolgter Präjudizirung 
oder Verjährung noch zuſtehenden Bereicherungsklage auf 
den Check iſt zu bemerken, daß der Ausſteller präſumtiv als 
für den Checkbetrag bereichert gilt (8 12) 3%. Von einem 


32) Hierin ſind auch die Vorſchriften in Betreff der Legitimation des 
Inhabers und deren Prüfung als mitinbegriffen zu verſtehen. 

33) Schweizer. Geſetz Art. 832, Reichsbank⸗Entwurf § 7, Deutſcher 
Entwurf $ 6, Oeſterr. Entwurf $ 6. Letztgenannter Entwurf er: 
fordert die Orderklauſel, um die Indoſſabilität zu gewähren; dies 
iſt aber in den nordiſchen Geſetzen wie im Deutſchen Entwurf als 
überflüſſig erachtet. In der Schweiz iſt die Nothwendigkeit der 
Orderklauſel umſtritten ([. Fr. Fick S. 230 — 231). Der „legis⸗ 
lative Standpunkt“ Kuhlenbeck's, welcher auf eine unbedingte 
Verwerfung der Umlaufspapiere überhaupt und ihrer Ordereigen⸗ 
ſchaft hinausläuſt (Der Check, 1890, S. 158), läßt ſich vom 
Standpunkte der beſtehenden ſozialen Ordnung aus kaum dis— 
kutiren. Wenigſtens würde man ſich in den nordiſchen Staaten 
ohne dieſelben kaum zu helfen wiſſen. 

So auch Deutſcher Entwurf § 19. Anderer Meinung Koch a. a. O. 
S. 206. Da das Verhältniß zwiſchen Ausſteller und Bezogenen 
ein inneres iſt, deſſen Einzelheiten vom Checkinhaber nicht beur⸗ 


34 


— 
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Rückgriff auf das unterliegende Verhältniß ſprechen die nor⸗ 
diſchen Texte nicht; nach dem Stande der Theorie wird aber 
auch im Norden in der Checkbegebung eine Novation nicht 
zu erblicken ſein “). 

Daß die Uebertragung des Wechſelregreſſes mangels 
Zahlung auf den Check berechtigt ſei, iſt keinen Augenblick 
geleugnet worden. Im Gegentheil iſt von allen Seiten 
eingeräumt, daß hierin der Schwerpunkt der ganzen Ched: 
geſetzgebung liege. In der bisher beſtehenden Unſicherheit 
darüber, welche Rechte gegen Ausſteller und Indoſſanten für 
den Empfänger entſtehen, hatte man mit Recht das größte 
Hinderniß gefunden, den Check gehörig zu akklimatiſiren “). 

Aus der Uebertragung der Zahlungsvorſchriften 
folgt beſonders, daß auch Theilzahlungen empfangen werden 
müſſen, was bekanntlich ſonſt beſtritten iſt ?”). 

Die Verjährung des Regreßrechtes wird — im Gegen— 
ſatz zum Wechſelgeſetze § 79, welche Regel mit der deutſchen 
Wechſelordnung Art. 79 übereinſtimmt — vom Tage der 
Ausſtellung ab berechnet (§ 11) 35). Dieſe Vorſchrift erſcheint 
ganz praktiſch, wenngleich ſie eine kleine Verkürzung der 
Verjährungsfriſt mit ſich führt. 

Außer dieſen, durch allgemeine Regel auf den Check über⸗ 
tragenen Wechſelnormen find noch einige ſpezielle Wechſel— 


theilt werden können, wird der im Norden adoptirten Vertheilung 
der Beweislaſt wohl beizupflichten fein. Siehe auch Birnbaum 
a. a. O. S. 17. 

35) Vgl. Deutſcher Entwurf § 20, Oeſterr. Entwurf 819, Fr. Fick 
S. 429 —433, Pavlicek S. 112— 113. 

36) Siehe auch die typiſchen Bemerkungen von G. Cohn, Jahrbücher 
für Nationalökonomie und Statiſtik XXXIII (1879) S. 492— 493 
und Kerpal auf dem XVII. Deutſchen Juriſtentage, Verhandl. Il 
S. 154 (gegen Behrend daſelbſt I S. 43—44). 

37) Anders Deutſcher Entwurf, deſſen Motive dieſe Regel der Wechſel⸗ 
ordnung für den Check nicht geeignet finden, und Oeſterr. Entwurf 
§ 11. Siehe Fr. Fick S. 392— 393. 

38) Anders Reichsbank⸗Entwurf § 14, Deutſcher Entwurf § 18, Oeſterr. 
Entwurf $ 18, welche unter ſich wieder abweichen. 
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rechtsſätze adoptirt, aber ohne daß die einzelnen Landestexte 
hierin ganz übereinſtimmen. So hat die ſchwediſche Faſſung 
($ 3) noch „die Zahlungspflicht für Wechſelduplikate“ 
als anwendbar hervorgehoben, während die beiden anderen 
Texte die Duplikate gar nicht erwähnen. Es läßt ſich noch 
nicht ſagen, ob dieſe recht bedeutſame Abweichung, welche 
nicht leicht zu erklären iſt, ohne praktiſche Folgen bleiben 
wird. Einerſeits ſetzen ſämmtliche Texte die Kopien als 
erlaubt voraus — indem ſie allerdings Indoſſamente auf der 
Kopie für ungiltig erklären ($ 4) — und doch gelten zum 
Theil dieſelben Bedenken gegen Kopien wie gegen Dupli— 
kate 3°). Andererſeits läßt ſich darüber ſtreiten, ob nach all: 
gemeinen Rechtsgrundſätzen die Ausfertigung von Duplikaten 
bei Umlaufspapieren immer gefordert werden kann““). Ob 
ein Bedürfniß für Duplikate vorliegt, darüber gehen die 
Meinungen auseinander“); da indeſſen der Check auch im 
Norden die Rimeſſenfunktion für a-vista-Valuten nach und 
nach übernehmen zu wollen ſcheint, wie es mit dem engliſchen 
Check in großem Umfange ſchon ſeit Langem der Fall war, ſo 
würde es als ein unnöthiges Hinderniß empfunden werden, 
wenn er als ein identiſches Dokument aufzufaſſen wäre. 
Auch die Kraftloserklärung abhanden gekommener 
Checks iſt von allen drei Texten erlaubt worden (§ 13), 
allein von verſchiedenen Ausgangspunkten aus. Der ſchwediſche 
Text hat die wechſelrechtliche Amortiſation einfach adoptirt “?) 
— und hat eigentlich nicht anders handeln können, da ein 
allgemeines Amortiſationsverfahren in Schweden nicht exi⸗ 
ſtirt — während der däniſche und der norwegiſche die für 


39) Dieſe Bemerkung trifft ebenfalls den Deutſchen Entwurf § 6 und 
den Oeſterr. Entwurf 8 7. 

40) Dieſe Frage ſcheint Jul. Laſſen a. a. O. S. 908 Note zu be⸗ 
jahen. 

41) Siehe Fr. Fick S. 157 — 158. 

42) So auch Oeſterr. Entwurf § 20 Ziff. 5, dagegen Deutſcher Entwurf 
§§ 24 — 25 etwas modifizirt; vgl. Fr. Fick S. 414 — 416, Pav⸗ 
licek S. 83—84. 
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Kraftloserklärung von Schuldſcheinen im Allgemeinen gelten: 
den Regeln auf den Check anwenden. 

Das Verhältniß zur ausländiſchen Geſetzgebung 
iſt ferner, und zwar nach allen drei Texten ($ 14), nach dem 
Vorbild des Wechſelgeſetzes geordnet, jedoch mit einem Zu— 
ſatze, welcher dem Paragraphen bei der ſchließlichen Redaktion 
zu Theil wurde, und der — ſo weit bekannt — ganz ſelbſt⸗ 
ſtändigen Urſprungs iſt. Eine Geldanweiſung, welche in 
formeller Hinſicht den nordiſchen Checkvorſchriften nicht ent— 
ſpricht, gilt hiernach als Check, ſofern ſie in Gemäßheit der 
Anforderungen des Zahlungsortes abgefaßt iſt. Ohne eine ſolche 
Regel wäre ein Check, welcher z. B. von einer nordiſchen 
Bank auf Paris verkauft und für den ein Formular der be: 
treffenden franzöſiſchen Bank (wie üblich) benutzt worden iſt, 
nicht als Check zu behandeln; es würde kein Regreßrecht für 
den Käufer daraus erwachſen. Dies wäre um ſo unnatür— 
licher, als von mehreren Seiten der Gebrauch beſtimmter, 
durch den Bezogenen auszuliefernder Formulare ſogar als 
ein rechtliches Eſſentiale gefordert wird !?); aber auch ohne 
eine ſolche, unnatürlich rigoroſe Auffaſſung ſcheint die Vor— 
ſchrift geboten, wenn man nicht — dem bereits entwickelten 
Geſchäftsgebrauch zuwider — den Check auf die Funktion 
als lokales Zahlungsmittel mit Gewalt zurückdrängen will). 

Schließlich bleibt zu erwähnen, daß die für den Wechſel— 
prozeß geltenden Vorſchriften auch für checkrechtliche Klagen 
gelten (§S 15). In Dänemark, wo eine beſondere abgekürzte 
Prozedur in Handelsſachen beſteht — dies iſt in den beiden 


43) So zum Theil Oeſterr. Entwurf § 24, vgl. Fr. Fick S. 177 
bis 182. 

N Dies dürfte bei der von Fr. Fick S. 173 referirten Diskuſſion 
nicht außer Acht gelaffen werden. Fick iſt auf die Schwierigkeit 
(S. 176) auſmerkſam geworden, hat aber als Heilmittel die Check⸗ 
klauſel als Ueberſchriſt empfehlen wollen. Ein ſolcher Ausweg, 
der jedem Inhaber ermöglichen würde, ein Eſſentiale durch ein⸗ 
fachen Stempelaufdruck einzuführen, kann ſchwerlich gutgeheißen 
werden. 
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anderen Staaten nicht der Fall — ſind checkrechtliche Klagen 
eventuell, wenn die Parteien als ſolche unter die Jurisdiktion 
des Handelsgerichts fallen, als Handelsſachen zu behandeln. 


V. 


Obige Ausführungen haben, fo weit thunlich, die weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen der nordiſchen Checkgeſetze hervorgehoben, 
um ihre Stellung zu den allgemein in Erwägung gezogenen 
legislativen Aufgaben der Checkmaterie einigermaßen klar— 
zulegen. Es wird dabei ſofort auffallen, daß eine große 
Anzahl der einſchlägigen Rechtsfragen hier keine Löſung ge— 
funden hat. Man hat ſich in der That auf dieſem bisher 
zum Theil unbebauten Gebiete einſtweilen auf die unum— 
gänglichſten Sätze beſchränken und den Reſt der Arbeit der 
Doktrin und der Praxis überlaſſen wollen. Zur Würdigung 
dieſer Zurückhaltung ſei es erlaubt, die wichtigſten der über: 
gangenen Fragen, welche vom Standpunkte einer vollſtändigen 
Kodifikation vermißt werden können, zum Schluß noch in 
Kürze zu erwähnen. 

Während das nordiſche Wechſelgeſetz (§S 76) den gut: 
gläubigen Beſitzer gegen die Vindikation des Wechſeleigen⸗ 
thümers ſchützt, ganz dem Art. 74 der deutſchen Wechſel— 
ordnung gemäß, iſt dieſe Beſtimmung als für den Check nicht 
paſſend angeſehen worden. Die Vorarbeiten des Geſetzes 
erklären fie für nicht übertragbar, weil der Check kein Um: 
laufspapier ſei und die Rechtsſicherheit durch eine derartige 
Regel leiden würde. Hier iſt alſo ein Punkt, wo man der 
eventuellen Rimeſſenfunktion des Checks nicht hat Rechnung 
tragen wollen 15). Ferner find die wechſelrechtlichen Vor: 
ſchriften über Prüfung der Legitimation und der Identität 
des Präſentanten allerdings, wie erwähnt, auch für den 
Check als giltig zu betrachten; dieſe Regeln ſind aber an ſich 


45) Anders Deutſcher Entwurf $ 6 und Oeſterr. Entwurf 8 7. 
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unklar und zum Theil ſchwer zu beobachten. Die Tendenz 
der Geldinſtitute, die Prüfung ſo weit thunlich zu eliminiren, 
hat zur Aufnahme der Inhaberchecks geführt, allein ſolche 
verringern nicht nur die Rechtsſicherheit des Checkempfängers, 
ſondern auch die Garantie, welche durch eine Reihe von 
Indoſſamenten hergeſtellt wird. Es wäre als Gegengewicht 
eine Regel wie die des deutſchen Entwurfs (§ 13) erwünſcht, 
nach welcher jeder, der ſeinen Namen auf die Rückſeite 
des Checks ſchreibt, auch bei Inhaberchecks für die Einlöſung 
haftet. Ein ſolcher Geſchäftsgang iſt aber im nordiſchen 
Verkehr bis jetzt ungebräuchlich. Es könnte alſo die Namens⸗ 
aufſchrift in ſolchem Falle höchſtens als Aval gelten; ob 
der Aval aber überhaupt für den Check gilt, ſcheint nach 
den nordiſchen Geſetzen, die ihn gar nicht erwähnen, ſehr 
zweifelhaft. Selbſt im Wechſelverkehr kommt dies Inſtitut 
zur Zeit äußerſt ſelten vor. 

Zweifelhaft erſcheint auch, ob das Inſtitut der Domizi⸗ 
lirung auf den Check angewendet werden darf. Allerdings 
kann dieſer Modus als eine ſpezielle Form der Zahlung und 
in Folge deſſen als für den Check erlaubt gelten 1“). Es 
hätte aber ſolches beſſer ausdrücklich geſagt werden ſollen, 
beſonders in Anbetracht der obwaltenden Unſicherheit über 
dieſen Punkt, ſowohl in der Literatur als in den Entwürfen *°). 
Praktiſch unwichtig iſt die Frage nicht; denn es kommt vor, 
daß die großen auswärtigen Bankinſtitute ihren nordiſchen 
Kunden ein für allemal die Ermächtigung ertheilen, über 
ihren Korreſpondentenkreis bei Bedarf zu verfügen, und ſolches 
kann wohl durch Check auf die betreffende auswärtige Bank 
mit Domizilvermerk an den lokalen Korreſpondenten ge⸗ 
ſchehen und geſchieht auch!). Es leuchtet nicht ein, wie 
es der Natur des Checkverkehrs an ſich widerſprechen ſollte, 
daß der Kaſſenhalter dem Kunden ſein Guthaben bei einem 


46) So Jul. Laſſen a. a. O. S. 907. 

47) Gegen die Domizilirung Deutſcher Entwurf § 2 1. k., für dieſelbe 
Oeſterr. Entwurf §8 4. Vgl. Fr. Fick S. 221 — 224. 

48) So ebenfalls Fr. Fick S. 225. 
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Dritten eventuell zur Verfügung hält. Dieſe Bemerkungen 
ſind im Prinzip auch für die Vertretung des Bezogenen durch 
Nothadreſſaten und Ehrenzahler als zutreffend zu 
betrachten. Es fehlt in den nordiſchen Geſetzen jede Hand— 
habe zur Ermittelung des Geſetzeswillens nach dieſer Richtung 
hin, und eine ſolche wäre in dieſem Falle um ſo viel nöthiger, 
als die entſprechenden Vorſchriften des Wechſelgeſetzes nur 
mit Modifikation hier anzuwenden wären, da ſie durchweg 
die Proteſtaufnahme als unumgänglich vorausſetzen. Triftige 
Gründe zur Ausſchließung dieſer Inſtitute im Checkverkehr 
find aber an ſich kaum vorhanden “)), wenigſtens nicht vom 
nordiſchen Standpunkte aus, da die paſſive Checkfähigkeit 
unbegrenzt bleibt. > 

Ungelöft find in den nordiſchen Geſetzen ferner alle die 
Dishonorirungsgründe betreffenden Fragen. Dieſe 
Materie, in allen Ländern ſehr kontrovers, bietet eine bunte 
Menge verſchiedener Löſungen dars“) und iſt im Norden 
bei Weitem nicht ſpruchreif. Sie iſt bis jetzt auch von 
der nordiſchen Doktrin in ihrer allgemeinen Form ſehr 
ſpärlich behandelt worden und erfreut ſich auch nur eines 
dürftigen Materials aus der Judikatur. Die wichtigſten der 
betreffenden Fragen werden in der Litteratur im Allgemeinen 
dahin beantwortet, daß Widerruf bis zur Einlöſung offen ſteht, 
und daß der Konkurs des Ausſtellers als Widerruf wirkt, 
während der Tod und die Geſchäftsunfähigkeit des Aus— 
ſtellers ohne Wirkung auf die Einlöſungspflicht bleiben 5). 
Wenn auch dieſe Sätze zum Theil der allgemeinen Tendenz, 
aus Opportunitätsrückſichten die Checkeinlöſung möglichſt ſicher 


49) Gegen die genannten Inſtitute erklären ſich die Motive des Deut- 
ſchen Entwurfs, für dieſelben Oeſterr. Entwurf § 20 Ziff. 4. Vgl. 
Fr. Fick S. 224 — 225, Pavlicek S. 117-118. 

50) Unter ſich völlig verſchieden ſind z. B. die Standpunkte des eng⸗ 
liſchen und des ſchweizeriſchen Checkrechts, des Deutſchen und des 
Oeſterr. Entwurfs. Vgl. Fr. Fick S. 400 —411, Pavlicek 
S. 72—85. 

51) So Jul. Laſſen a. a. O. S. 379—380. 
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zu ſtellen, wenig entſprechen, werden ſie wohl bis auf Weiteres 
als maßgebend zu betrachten ſein. 

Wenn möglich noch mehr beſtritten iſt die Frage über 
das direkte Klagerecht des Inhabers gegen den Be— 
zogenen. Es muß völlig gebilligt werden, daß auch die 
Löſung dieſer Schwierigkeit der Zukunft überlaſſen wurde, 
um ſo mehr als die praktiſche Bedeutung des Problems eine 
beſonders handgreifliche kaum ſein dürfte. Nach der Stellung 
der nordiſchen Doktrin iſt ein ſolches Klagerecht bis auf 
Weiteres zu verneinen, und dies Reſultat dürfte, wenn man 
aus den Ergebniſſen der reichhaltigen Debatten aus fremden 
Rechtsgebieten ſchon jetzt zu ſchließen befugt fein ſollte, vor: 
ausſichtlich den Keim der Wahrheit in ſich tragen ??). 

Vom Standpunkte der Bedürfnißfrage wäre eher zu 
bedauern, daß auch kein Verſuch gemacht wurde, die Folgen 
der Verfälſchung im Checkverkehr durch geſetzlichen Macht— 
ſpruch gerecht zu vertheilen; denn auch im Norden ſind 
bereits Fälle vorgekommen, in denen der Mangel an feſten 
Grundſätzen für die Vertheilung der Gefahr ſich fühlbar 
machte. Vorläufig hat man ſich jedoch damit beruhigt, daß 
die Vertragsfreiheit Auswege finden würde, dieſen Schwierig— 
keiten abzuhelfen — eine etwas ſanguiniſche Auffaſſung, nad): 
dem ſich faſt überall gezeigt hat, daß die Geldinſtitute die 
Vertragsfreiheit meiſtens zum Zwecke ihrer eigenen Sicherheit 
auszunutzen wünſchen, ſowie daß ſie die mächtigere Partei 
bilden. Aber auch auf dieſem Gebiete hat die Wiſſenſchaft 
vielleicht noch nicht ihr letztes Wort geſprochen; geſetzliche 
Maßregeln dürften anſtehen können °°). 


52) Siehe beſonders Birnbaum a. a. O. S. 17— 21, Fr. Fick 
S. 420 — 429, Pavlicek S. 92—101. So auch Oeſterr. Ent⸗ 
wurf, deſſen Motive (bei Fick S. 425) dieſen Punkt beſonders 
klar beleuchten. Abweichend Deutſcher Entwurf § 10 Abſ. 1. 

53) Siehe jedoch Oeſterr. Entwurf § 20 Ziff. 6, vgl. Fr. Fick S. 435 
bis 445, Pavlicek S. 118— 122. Ausführlich auch Kuhlen⸗ 
beck a. a. O. S. 128— 139 nebſt Anhang. (Vgl. ferner oben 
S. 299 ff. D. Red.) 


J. Heckſcher: Die nordischen Checkgeſetze. 417 


Erfreulich wirkt die Abweſenheit aller Strafbeſtim⸗ 
mungen im norwegiſchen und ſchwediſchen Texte. Da die 
materielle Baſis der vorhandenen Deckung nicht vom Geſetze 
gefordert wird, fällt die Verſuchung weg, durch Schaffung 
eines neuen Delikts die ſchon überaus reiche Sammlung von 
an ſich harmloſen Geſetzesverletzungen zu vermehren. Nur 
der däniſche Text ſchreibt eine Stempelſtrafe vor ($ 17), 
gegen den Verſuch nämlich, durch Poſtdatirung oder Nicht— 
datirung den Wechſelſtempel zu unterſchlagen. Wenn auch 
die älteren Checkgeſetze meiſtens ohne Strafbeſtimmungen die 
fiskalen Intereſſen nicht gebührend ſchützen zu können glaubten, 
jo dürfte die Ueberzeugung wohl jetzt bald zur Reife ge: 
langen, daß eine ſolche Geſetzgebung, wenn ſie außer den 
Fällen von entſchiedener Kontravention Unregelmäßigkeiten 
privatökonomiſcher Natur rügen will, nicht nur nutzlos iſt, 
ſondern ſchädlich wirkt — erſteres, weil man dem Verkehr 
nicht zumuthen kann, jeder Uebertretung gegenüber mit 
Denunziationen vorzugehen, letzteres, weil ſie dem Zwecke 
des Geſetzes zuwider die Bevölkerung von der Benutzung 
des Checks zurückhält ). 


— — — 


Die nordiſche Checkgeſetzgebung hat ſich ernſtlich bemüht, 
die Hauptfragen der Materie einfach und dem praktiſchen 
Verkehrszweck entſprechend zu löſen. Ein eklektiſcher Aus— 
gangspunkt war geboten; die Kontinuität mit dem Wechſel⸗ 
rechte iſt aber nur wenig verletzt worden. Das endgiltige 
Urtheil über dieſe legislative Leiſtung muß anderen über— 
laſſen werden; hoffentlich wird ſie auch fremden Reformen 
verwerthbares Material bieten. 


54) Siehe jedoch Reichsbank⸗Entwurf § 18, Deutſcher Entwurf § 28, 
Oeſterr. Entwurf § 23. Vgl. Fr. Fick S. 323 —334. 


IV. 


Ber Kaufmannsbegriff nach geltendem und künftigen | 
deutſchen Handelsrecht. 


Von 
Herrn Dr. jur. Guſtav Schirrmeiſter in Schöneberg⸗Berlin. 


I. 


Die Kommerzialiſirung des bürgerlichen Rechts. Annahme 
des ſubjektiven Syſtems für das Handelsrecht. Verſelbſtän⸗ 
digung des Kaufmannsbegriffes. 


Die Rechtsentwicklung der letzten Jahrzehnte auf dem 
Gebiete des Privatrechts zeigt in faſt allen Kulturſtaaten 
eine allmähliche Kommerzialiſirung des bürgerlichen Verkehrs, 
die ſich entweder dadurch vollzieht, daß Gedanken und Rechts⸗ 
ſätze des Handelsverkehrs — mögen fie nun rein handels⸗ 
rechtlichen Urſprungs ſein oder doch wenigſtens ihre erſte 
Anerkennung und Ausgeſtaltung im Handelsrecht gefunden 
haben — als allgemein giltige Regeln Eingang in das bür⸗ 
gerliche Recht erlangen, oder umgekehrt dadurch, daß Rechts⸗ 
inſtitute und Rechtsverhältniſſe, die an ſich mit dem Handels⸗ 
rechte nichts zu thun haben, dem Geltungsbereich des letzteren 
unterſtellt werden 1). Auf dieſe Weiſe wird der frühere feind⸗ 


1) Beiſpielsweiſe enthielt das Hamburger Einführungsgeſetz vom 22. De⸗ 
zember 1865 zum Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuch im § 30 die 
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ſelige Dualismus zwiſchen Handelsrecht und bürgerlichem 
Recht überbrückt und bewirkt, daß von einer tiefgreifenden 
Weſensverſchiedenheit zwiſchen beiden Rechten immer weniger 
die Rede iſt. 


Dieſer Entwicklung gegenüber iſt wiederholt die Frage 


aufgeworfen und auch vielfach in verneinendem Sinne be⸗ 
antwortet worden, ob ſich überhaupt noch die Trennung des 
bürgerlichen Rechts vom Handelsrecht aufrecht erhalten und 
rechtfertigen ließe ?). Indes mit Unrecht. Denn einerfeits 


os 


Verordnung, daß — abgeſehen von wenigen ſpezifizirten Aus⸗ 
nahmen — die Beſtimmungen über Handelsgeſchäfte „allgemeine, 
nicht bloß auf Handelsgeſchäfte und Kaufleute beſchränkte Geltung 
haben“ ſollen; und durch den § 41 wurde der Geltungsbereich 
der Vorſchriften über den Handelskauf auf ſämmtliche Kaufverträge 
über bewegliche Sachen ausgedehnt. Analoge Beſtimmungen, 
wenn gleich etwas begrenzter, finden ſich in der Bremer Ein⸗ 
führungsverordnung vom 6. Juni 1864 (588 29 und 30). Das 
vierte Buch („Von den Handelsgeſchäften“) des Allg. Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs hatte ſomit für Hamburg und Bremen faſt 
jeden handelsrechtlichen Charakter verloren und war in Wirklichkeit 
der Anfang einer einheitlichen Kodifikation für handels- und civil- 
rechtliche Schuldverhältniſſe geworden. — Das gleiche Ziel zu er⸗ 
reichen, war auch der grundlegende Gedanke der von Munzinger 
verfaßten Entwürfe eines ſchweizeriſchen Handelsrechts; ek. Mun⸗ 
zinger, Motive zum Entwurf eines ſchweizeriſchen Handelsrechts, 
Bern 1865, S. 9 ff. So ordnete der Art. 204 des zweiten Mun⸗ 
zinger'ſchen Entwurfs an: „Die Beſtimmungen des dritten Buches 
haben mit Ausnahme derjenigen Vorſchriften, welche ſich ausdrück⸗ 
lich auf den Verkehr von Kaufleuten beziehen, allgemeine Giltigkeit 
für alle Geſchäfte des Mobiliarverkehrs.“ — Am deutlichſten läßt 
ſich aber dieſe Rechtsentwicklung erkennen an der Kommerzialiſirung 
des Geſellſchaftsrechts, die faſt alle Geſetzgebungen der civiliſirten 
Welt in größerem oder geringerem Umfange im Laufe der letzten 
Jahrzehnte vorgenommen haben. 

So ſagt Dern burg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, 
2. Bd., 5. Aufl. 1897, § 4 II: „Nicht zum Heile der Rechtspflege 
gibt es in Deutſchland zwei parallel laufende Syſteme des Ver⸗ 
kehrsrechts, einestheils das bürgerliche, anderentheils das handels⸗ 
rechtliche. . .. Eine der weſentlichſten Aufgaben der Kodifikation 
des bürgerlichen Rechts im Deutſchen Reiche hätte es ſein ſollen, 
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wird ein bürgerliches Recht, wenn es auch noch ſo ſehr von 
handelsrechtlichen Ideen durchtränkt iſt, doch ſtets ein mehr 
oder weniger nationales Gepräge an ſich tragen. Im heu— 
tigen Zeitalter des Verkehrs aber, wo ein eifriger Wettkampf 
aller civiliſirten Nationen auf dem Welthandelsmarkte ſtatt— 
findet, wo der Handel eine territoriale Begrenzung nicht 
mehr kennt und auch nicht mehr verträgt, muß das Streben 
vorliegen, den Rechtsnormen des Handelsverkehrs einen kosmo⸗ 
politiſchen Stempel aufzudrücken und alle nationalen Eigen: 
heiten und Schranken zu beſeitigen. Andererſeits läßt ſich 
ein vom bürgerlichen Recht getrenntes Handelsrecht leichter 
umgeſtalten und der im dauernden Fluſſe befindlichen Ent: 
wicklung des Verkehrslebens ſchneller anpaſſen, nicht nur zum 
Heile des Handels ſelbſt, ſondern, in Folge ſeiner Rückwir— 
kung auf die bürgerliche Geſetzgebung, zum Heile des bürger: 
lichen Rechts. Das Handelsrecht muß wie bisher, ſo auch 
in Zukunft „der untrügliche Wegweiſer, der kühne Pionier 
des bügerlichen Rechts auf den verſchlungenen Wegen des 
Verkehrs“ ſein, „der Jungbrunnen des bürgerlichen Rechts, 
aus dem das letztere ſtets friſche Kraft und neue Gedanken 
ſchöpft“. (Rieſſer a. a. O. S. 71) ). Wenn es demnach nicht 


dieſen Dualismus zu beſeitigen.“ — Ja ſogar, in den Niederlanden 
hat man eine zur Reviſion des Handelsgeſetzbuchs eingeſetzte Rom⸗ 
miſſion auf ihren Antrag deshalb auflöſen müſſen, weil ſich ihre 
Mitglieder nicht über die allererſte Frage zu einigen vermochten, 
ob in der Gegenwart überhaupt noch beſondere Rechtsnormen für 
Kaufleute und Handelsgeſchäfte angebracht und nothwendig feien. 
CA. die ſe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 552. — Ein reichhaltiges 
Verzeichniß von Schriften, die ſich mit der Frage einer Unifika⸗ 
tion des Handelsrechts und bürgerlichen Rechts beſchäftigen, gibt 
Rieſſer, Der Einfluß handelsrechtlicher Ideen auf den Entwurf 
eines Bürgerlichen Geſetzbuches, 1894, S. 69. 

3) Die im Jahre 1874 vom Bundesrathe berufene Fünferkommiſſion 
zur Vorberathung eines Bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche 
Reich entſchied ſich in ihrem eingereichten Gutachten für die Auf⸗ 
rechterhaltung der Selbſtändigkeit des Handelsrechts mit folgender 
Motivirung: „Nicht nur entſpricht dies dem Vorgange nahezu 
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gerechtfertigt erſcheint, die Autonomie des Handelsrechts anzu⸗ 
taſten oder gar gänzlich zu zerſtören, ſo macht doch das immer 
weiter um ſich greifende Eindringen handelsrechtlicher Ideen 
und Grundſätze in das bürgerliche Recht und die Umgeſtal⸗ 
tung, die das letztere hierdurch erfährt, es nothwendig, den 
Geltungsbereich des Handelsrechts in einer anderen als bie: 
her üblichen Weiſe abzuſtecken. 

Faſt alle Handelsrechtskodifikationen und ſo auch das 
noch in Kraft befindliche deutſche Handelsgeſetzbuch von 1861 
befolgten bei der bisherigen Abgrenzung ein ſogenanntes 
gemiſchtes Syſtem mit vorwiegend objektivem Ausgangspunkt“). 


aller auswärtigen Geſetzgebungen, ſondern es ſtreiten dafür auch 
gewichtige innere Gründe. Denn es kommen einerſeits gewiſſe, dem 
Handel durchaus eigenthümliche Inſtitute und Rechtsſätze in Be⸗ 
tracht, welche mit einander in innerem und geſchichtlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen, daher nicht einfach nach ſyſtematiſchen An⸗ 
forderungen in das bürgerliche Recht eingereiht werden können. Es 
pflegen andererſeits im Handelsrecht gewiſſe Prinzipien des Ver⸗ 
kehrsrechts zuerſt in eigenthümlicher Ausbildung und Schärfe her⸗ 
vorzutreten, deren einfache Uebertragung auf den geſammten Ver⸗ 
kehr erheblichen Bedenken unterliegt; es iſt dem Handelsrecht ein 
größeres Maß der Beweglichkeit und der Uebereinſtimmung mit 
dem Recht auswärtiger Nationen nothwendig, als dem ſonſtigen 
Privatrecht. Endlich würde auch die Kontinuität der an das 
deutſche Handelsgeſetzbuch ſich anlehnenden Rechtsübung und Wiſſen⸗ 
ſchaft erhebliche Störungen erleiden, wollte man deren Inhalt in 
ſeine einzelnen Beſtandtheile auflöſend dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
einverleiben.“ Cf. dieſe Zeitſchrift Bd. XX S. 139. — In 
gleicher Weiſe vertheidigt die Nothwendigkeit eines ſelbſtändigen 
Handelsrechts Goldſchmidt in ſeiner Univerſalgeſchichte des 
Handelsrechts (1891) S. 11. 

Ein reines objektives Syſtem hat das ſpaniſche Handelsgeſetzbuch 
(Codigo de comercio) vom 22. Auguſt 1885 angenommen, deſſen 
Art. 2 beſagt: „Die Handelsgeſchäfte, mögen diejenigen, welche fie 
vornehmen, Kaufleute ſein oder nicht, und mögen ſie in dieſem 
Geſetzbuch ſpezifizirt ſein oder nicht, ſind nach den darin enthalte⸗ 
nen Vorſchriſten zu beſtimmen, in deren Ermanglung nach den 
Handelsgebräuchen, welche im Allgemeinen an jedem Platze beob⸗ 
achtet werden, und in Ermanglung beider Beſtimmungen nach 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 28 


4 


— 
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Sie verſuchten nämlich nach inneren wirthſchaftlichen Gründen 
diejenigen Rechtsgeſchäfte zu ermitteln, denen die Eigenſchaft 
als Handelsgeſchäft zukommen, und die deshalb als ſogenannte 
objektive Handelsgeſchäfte den Regeln des Handelsrechts unter— 
liegen ſollten, gleichgiltig, wer immer mit wem ſie abſchließen 
mochte. Man ſah alſo in Bezug auf dieſe Rechtsgeſchäfte 
von einer Ableitung des Begriffs „Handelsgeſchäft“ aus ſub— 
jektiven Merkmalen, aus dem des Handelsgewerbes oder des 
Kaufmanns, vollſtändig ab. Die letzteren Begriffe galten 
vielmehr nicht als originäre, ſondern als derivative, abgeleitet 
aus dem Begriffe des Handelsgeſchäfts. Aber hierbei blieb 
man nicht ſtehen. Neben den abſoluten oder objektiven Han— 
delsgeſchäften erkannten faſt ſämmtliche Geſetzgebungen noch 
eine Reihe von relativen oder ſubjektiven Handelsgeſchäften 
an, welche nur dann als ſolche gelten ſollten, wenn ſie von 
einem Kaufmann abgeſchloſſen waren. Naturgemäß führte 
dieſes zu einer ſehr verwickelten Begriffsbeſtimmung der Han— 
delsgeſchäfte“) und zu einer Erſtreckung des Geltungsbereiches 
der handelsrechtlichen Normen auf Perſonen, die mit dem 
Handelsgewerbe und den Handeltreibenden in gar keiner Be— 
rührung ſtanden. Ja, es widerſpricht ſogar dem urſprüng— 
lichen Weſen des Handelsgeſchäfts, wenn man es, völlig los— 
gelöſt von dem handelnden Subjekt, lediglich nach Merkmalen 
ſeiner inneren Natur beurtheilen will. Hat doch ſelbſt der 
eifrigſte Vertheidiger des objektiven Syſtems, Gold ſchmidt, 
erklärt: „Das Handelsgeſchäft iſt ſeinem geſchichtlichen Ur— 
ſprung und ſeiner regelmäßigen Erſcheinung nach ein Stan— 


denjenigen des gemeinen Rechts. — Als Handelsgeſchäſte find an⸗ 
zuſehen die in dieſem Geſetzbuch enthaltenen, ſowie alle anderen 
analoger Natur.“ Cf. O. Borchardt, Die Handelsgeſetze des 
Erdballs, V. Bd. 1. Abth. S. 1. 

5) „Indem das Geſetz die Kaufmannseigenſchaft von dem Begriffe des 
Handelsgeſchäfts, dieſen letzteren Begriff aber theilweiſe von der 
Kaufmannseigenſchaft abhängig macht, bewegt ſich daſſelbe hand⸗ 
greiflich im Zirkel.“ Endemann, Das deutſche Handelsrecht, 
4. Aufl. 1887, § 16 S. 48. 
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desgeſchäft, ein bloßes Glied im Handelsgewerbe. — Der 
eigenthümliche wirthſchaftliche wie rechtliche Charakter der 
einzelnen Handelsgeſchäfte iſt nur in dem Zuſammenhange 
des ⸗Handelsgewerbes erwachſen und läßt nur aus dieſem 
heraus ſich vollſtändig begreifen“). — Und doch war dieſes 
Syſtem vollkommen gerechtfertigt und ſeiner Zeit und dem 
Stande der Geſetzgebung auf dem Gebiete des Privatrechts 
durchaus angemeſſen. So lange das bürgerliche Recht durch 
läſtige Formvorſchriften die Freiheit des Verkehrs hemmte, 
ſo lange der mündlichen Vereinbarung, den ethiſchen Grund— 
ſätzen von Treu und Glauben, von Gerechtigkeit und Billig— 
keit nicht im weiteſten Sinne Geltungskraft im bürgerlichen 
Recht zuerkannt war, ſo lange war es geboten im Intereſſe 
des Verkehrs, das Herrſchaftsgebiet des Handelsrechts über 
den Kreis des Handelsgewerbes und der Kaufleute hinaus 
auf Rechtsgeſchäfte auszudehnen, bei denen nicht die Zu— 
gehörigkeit zu einem kaufmänniſchen Gewerbe, ſondern ledig— 
lich der Inhalt, der objektive Thatbeſtand des Geſchäftes eine 
beſondere, den Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Regelung 
gegenüber den Unvollkommenheiten und Beſchränkungen des 
bürgerlichen Rechts erforderte. Es war logiſch wohl richtig, 
aber dem damaligen Rechtszuſtand weit vorauseilend, wenn 
ſchon vor Jahrzehnten der Altmeiſter der deutſchen Handels— 
rechtswiſſenſchaft, Heinrich Thöl, unter abfälliger Kritik 
des gemiſchten Syſtems mit objektivem Ausgangspunkt ſchrieb“): 
„Das Handelsrecht ſoll ein Gewerberecht ſein; das Gewerbe 
iſt es, was nach einem kodifizirten Recht verlangt, nicht die 
vereinzelte Spekulation“ ). 


6) Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts I, 2. Aufl. 1875, 
S. 431. 

7) Thöl, Handelsrecht Bd. J, 6. Aufl. 1879, § 25. 

8) Das gleiche Urtheil gilt von dem Ausſpruche des italieniſchen 
Kommerzialiſten Vidari (Corso di diritto commerciale, 4. Aufl. 
1893, I. Anhang S. 716): „Der Geſetzgeber mußte im Handels⸗ 
geſetzbuch nicht etwa die einzelnen Handelsgeſchäfte regeln, die auch 
von einem Nichtkaufmann geſchloſſen werden können, ſondern die 
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Doch der damalige Rechtszuſtand hat ſich in Deutſchland 
durch die Annahme des Bürgerlichen Geſetzbuchs geändert. 
In umfangreicher Weiſe ſind die neuen Gedanken des Han— 
delsverkehrs bedingungslos in das bürgerliche Recht über— 
nommen worden. So gilt beiſpielsweiſe die für die Aus⸗ 
legung der Handelsgeſchäfte im Art. 278 des alten HGB. 
gegebene Regel nunmehr für die Auslegung der „Willens— 
erklärung“ überhaupt. Es iſt, wie der §S 133 des BGB. 
beſagt, „der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem 
buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften.“ Auch das 
dem Art. 279 entſprechende Prinzip iſt in doppelter Form 
in das Bürgerliche Geſetzbuch übergegangen und ſomit für 
alle Verträge maßgebend geworden. Der § 157 des BGB.'s 
beſtimmt: „Verträge ſind ſo auszulegen, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern;“ 
und im § 242 werden genau dieſelben Worte gebraucht, um 
die Verpflichtung des Schuldners zur Bewirkung der ſchul— 
digen Leiſtung feſtzuſtellen. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat 
einen derartigen handelsrechtlichen Zuſchnitt erhalten, daß 
alle die Rechtsgeſchäfte, die bisher ihren Schutz beim Handels⸗ 
rechte ſuchten, obſchon ſie mit dem Handelsgewerbe und den 
Kaufleuten nichts zu thun hatten, nunmehr ihre vollſtändige, 
dem modernen Verkehr angepaßte Regelung im bürgerlichen 
Rechte ſelber finden?). Ja ſogar, während früher das Han- 
delsrecht im Intereſſe des Verkehrslebens vielfach in die 
Sphäre des bürgerlichen Rechts eingreifen mußte, erſtreckt 


ſoziale Funktion des Handels, d. h. das Handelsgewerbe, das ſich 
durch die gewerbsmäßige Wiederholung von Handelsgeſchäften 
kennzeichnet. Dann würde man nicht in die grobe Uebertreibung 
gefallen ſein, dem Handelsrechte auch die Nichtkaufleute zu unter⸗ 
werfen, und man hätte nicht die Grenzlinie verwiſcht und über⸗ 
ſchritten, die in natürlicher Weiſe den Kaufmann vom Nichtkauf⸗ 
mann ſcheidet.“ 

9) Nach Gierke's Anſicht (Der Entwurf des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buches, ein Vortrag, Dresden 1897, S. 7) iſt das Bürgerliche 
Geſetzbuch in dem handelsrechtlichen Zuſchnitte des gemeinen Privat: 
rechts ſogar viel zu weit gegangen. 
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umgekehrt nunmehr das bürgerliche Recht ſeine Herrſchafts— 
gewalt bis in Gebiete, die lediglich dem Handelsverkehr 
angehören. „Es wäre“ — ſo ſchreibt Lab and ) — 
„ein ſchlechtes Zeichen für das Bürgerliche Geſetzbuch und 
müßte es noch vor ſeinem Inkrafttreten diskreditiren, wenn 
ſeine Beſtimmungen in erheblichem Maße für einen ſo wich⸗ 
tigen Theil des Rechtsverkehrs, wie es der Handelsverkehr 
iſt, durch abweichende Normen erſetzt werden müßten. War 
es bei der Abfaſſung des (alten) Handelsgeſetzbuchs ein Ge⸗ 
winn, wenn eine Materie auch in ihren allgemeinen Grund⸗ 
lagen möglichſt vollſtändig geregelt wurde, ſo iſt es jetzt im 
Gegentheil ein Gewinn, wenn der Richter auch in Handels⸗ 
ſachen an das Bürgerliche Geſetzbuch gewieſen iſt.“ Damit 
verliert die Erklärung gewiſſer Rechtsgeſchäfte aus lediglich 
objektiven Gründen zu Handelsgeſchäften die praktiſche Be⸗ 
deutung; damit fehlt es an jedem ſchwerwiegenden Grunde, 
um auch fernerhin Perſonen, die weder mit einem Handels: 
gewerbe, noch mit Handeltreibenden in Berührung ſtehen, 
den Regeln des Handelsrechts zu unterwerfen. Der lang⸗ 
erſehnte Wunſch Thöl's kann in Erfüllung gehen: ſtatt 
eines kodifizirten Rechts der Handelsgeſchäfte iſt nur noch 
ein Sonderrecht des Handelsgewerbes erforderlich!). 


10) Deutſche Juriſten⸗ Zeitung 1896 S. 346. 

11) Selbſt Rieſſer, der noch in ſeinem Werke „Zur Reviſion des 
Handelsgeſetzbuches“ (1887 und 1889, $ 3 S. 12— 17) für eine 
Beibehaltung des gemiſchten Syſtems mit vorzugsweiſe objektivem 
Ausgangspunkt, ja ſelbſt für eine Beieitigung der bisherigen Tren⸗ 
nung zwiſchen objektiven und ſubjektiven Handelsgeſchäften zu 
Gunſten der objektiven eingetreten war, gibt — wenn auch zögernd 
— zu, „daß in Folge der ſtarken Kommerzialiſirung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs eine große Verſchiedenheit in der rechtlichen 
Beurtheilung in Folge der Streichung jener (objektiven) Kategorie 
aus dem Gebiete der Handelsgeſchäfte kaum mehr entſteht. Jeden⸗ 
falls wird dem rein ſubjektiven Syſtem des Entwurfs der 
Vorzug größerer Klarheit und leichterer, wenn auch nicht leichter, 
Durchführbarkeit auch von denen zugeſtanden werden müſſen, die 
bisher ... vielleicht andere Wege und Ausgangspunkte für ebenſo 
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Und dieſen Schritt von einem vorzugsweiſe objektiven 


Syſtem zu einem im Weſentlichen ſubjektiven hat das neue 
Handelsgeſetzbuch von 1897 gethan. Das deutſche Handels- 
recht wird in Zukunft das beſondere Privatrecht der Kauf— 
leute für ihren Gewerbebetrieb ſein !?). 


12 


— 


möglich gehalten haben.“ Vgl. Deutſche Juriſten-Zeitung 1896 
S. 133. — Dagegen erklärt es Adler in Holdheim's Monats⸗ 
ſchrift ſür Aktienrecht u. ſ. w., 1896 S. 314, „doch etwas plump, 
das ſinnreiche und bewährte gemiſchte Syſtem des (alten) Handels⸗ 
geſetzbuches gänzlich zu zerſtören.“ — Die Denkſchriften zu den 
Entwürfen des neuen Handelsgeſetzbuches (Guttentag'ſche Ausgabe 
I S. 188 - 190, 11 S. 202 — 204 — [Allen Seitenzahlenangaben 
aus den genannten Denkſchriſten iſt in dieſer Arbeit ſtets die 
Guttentag'ſche Ausgabe zu Grunde gelegt.] —) enthalten für die 
Beſeitigung der objektiven Handelsgeſchäfte eine eingehende Be⸗ 
gründung, die ſich im Weſentlichen an die von Laband im Jahre 
1889 in einem Wiener Vortrage gemachten Ausführungen (vgl. 
Deutſches Wochenblatt 1889 S. 291 ff.) anſchließt. „Durch den 
Wegfall der objektiven Handelsgeſchäfte“ — ſo heißt es am Schluſſe 
dieſer Begründung — „wird das Syſtem des Geſetzbuches weſent⸗ 
lich vereinfacht; außerdem ſteht es mit dem allgemeinen Stand— 
punkte des Entwurfes im Einklange, die Vorſchriften des dritten 
Buches auf diejenigen Geſchäfte zu beſchränken, welche im Betriebe 
des Handelsgewerbes geſchloſſen werden. Die der geſchichtlichen 
Entwicklung des Handelsrechts entſprechende Bedeutung deſſelben 
als eines Rechtes der Kaufleute tritt auch in dieſer Beziehung 
wieder mehr in den Vordergrund.“ 


Allerdings durchbricht das neue Handelsgeſetzbuch durch verſchiedent⸗ 
liche Ausnahmen das ſubjektive Syſtem, ſo daß auch in Zukunft 
das nichtkaufmänniſche Publikum in vielfachen Punkten dem Han⸗ 
delsgeſetzbuche unterworfen bleibt. Namentlich der Verkehr mit 
Kommiſſionär, Spediteur, Lagerhalter und Frachtführer wird nach 
wie vor das nichtkaufmänniſche Publikum ebenſo gut wie das 
kaufmänniſche betreffen. Auch das im Art. 277 des alten HGB. 
aufgeſtellte Prinzip, wonach auf ein Rechtsgeſchäft, das für einen 
der beiden Theile ein Handelsgeſchäft iſt, für beide Theile die 
Vorſchriften über Handelsgeſchäfte angewendet werden ſollen, iſt 
im $ 345 des neuen HGB. ausdrücklich aufrecht erhalten. In⸗ 
deſſen iſt die Tragweite dieſes Satzes für das neue Handelsgeſetzbuch 
inſofern erheblich abgeſchwächt, als die Zahl der Vorſchriften, die 
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Dieſer Syſtemwechſel hat für die Beſtimmung des Kauf: 
mannsbegriffes eine tiefgreifende Bedeutung. Während das 
alte Handelsgeſetzbuch — wie oben gezeigt — dieſen Begriff 
lediglich mit Beziehung auf den der Handelsgeſchäfte feit: 
ſtellte, ſetzt jetzt umgekehrt die Begriffsbeſtimmung der Han: 
delsgeſchäfte den Kaufmannsbegriff voraus. Einen vor: 
bereitenden Schritt in dieſer Verſelbſtändigung des Kauf— 
mannsbegriffes hatte ſchon die deutſche Reichsgeſetzgebung auf 
dem Gebiete des Geſellſchaftsrechtes gethan, indem ſie gewiſſe 


ſich nur auf Kaufleute beziehen ſollen, gewachſen iſt. Vgl. die 
Ausführungen von Karl Lehmann im Archiv ſür die civiliſt. 
Praxis Bd. LXXXVI S. 293 ff. Wenn ferner das See⸗ und 
Binnenſchiffahrtsrecht im Ganzen nach wie vor eine mehr objektive 
als ſubjektive Methode befolgt, ſo iſt hier zu bemerken, daß dieſe 
beiden Rechtsgebiete in der deutſchen Handelsgeſetzgebung zwei von 
den anderen ſo ſelbſtändig daſtehende Theile bilden, daß dieſe 
Ausnahme auf den Geſammtcharakter des neuen Handelsgeſetzbuches 
von geringem Einfluſſe iſt. 

Beachtenswerth iſt ſodann auch der Gebrauch des Aus— 
druckes „Handelsverkehr“ im § 93 des neuen HGB.'8. Wie die 
Denkſchriften (I S. 75, II S. 81 —82) ausdrücklich betonen, find 
Geſchäfte des Handelsverkehrs durchaus nicht nothwendiger Weiſe 
Handelsgeſchäfte in dem ſubjektiven Sinne des § 343; ja es ge⸗ 
nügt ſelbſt nicht — wie der Abſ. 2 des § 93 zeigt —, daß ein 
Geſchäft ſubjektives Handelsgeſchäft ſei, um als Geſchäft des Han⸗ 
delsverkehrs zu gelten. Vielmehr iſt der Ausdruck „Handelsverkehr“ 
lediglich ein ſachlicher und nicht ein perſönlicher Begriff; nicht die 
perſönliche Eigenſchaft der Kontrahenten, ſondern einzig und allein 
die beſondere Natur der einzelnen Geſchäfte iſt ausſchlaggebend. 
Somit wird unter der Oberfläche des Begriffes „Handelsverkehr“ 
wieder der Begriff des objektiven Handelsgeſchäfts wahrnehm⸗ 
bar. — 

Eine ähnliche Bedeutung, wie der Ausdruck „Handelsverkehr“ 
im deutſchen Geſetzbuch, hat der Ausdruck „kaufmänniſcher Verkehr“ 
im ſchweizeriſchen Obligationenrecht (Art. 234 und 330); vgl. 
Schneider und Fick, Das ſchweizer. Obligationenrecht, 1893, 
Art. 234 Nr. 1; Rossel, Manuel du droit fédéral des obli- 
gations, 1892, S. 305; Haberſtich, Handbuch des ſchweizer. 
Obligationenrechts, 1884 — 1887, Bd. II Teil 1 S. 14. 
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Geſellſchaften für Kaufleute bezw. Handelsgeſellſchaften er⸗ 
klärte, auch wenn der Gegenſtand des Unternehmens nicht 
in Handelsgeſchäften beſteht. 


II. 


Die Erweiterung des Kaufmannsbegriffes. Die Syſteme zur 
Feſtſtellung des Kaufmannsbegriffes. Das eklektiſche Ver⸗ 
fahren des Handelsgeſetzbuches vom 10. Mai 1897. 


Einſt war Kaufmann im Rechtsſinne nur derjenige, 
welcher den eigentlichen Handel betrieb, d. h. jenen Zwiſchen⸗ 
handel, der ſich ohne Betheiligung an der materiellen Pro- 
duktion lediglich auf die distributive Funktion beſchränkt 1). 
Allmählich hat ſich dann eine Fülle von Hilfsgewerben, welche 
die Vermittlung des Waarenumſatzes zwiſchen Produzenten 
und Konſumenten unterſtützten, zu einer ſelbſtändigen Stellung 
emporgearbeitet und damit Anerkennung als eigene Handels⸗ 
gewerbe errungen. Mehr und mehr iſt ſchließlich auch die 
Produktion ſelbſt in den Kreis der kaufmänniſchen Gewerbe 
getreten. Die Entwicklung des geſammten Verkehrsweſens, 
die Verallgemeinerung der Geld-, Kredit: und Transport⸗ 
verhältniſſe bewirkten es, daß ſich Produktion und Konſum⸗ 
tion unmittelbar, ohne Vermittler, zu finden wußten oder 
wenigſtens doch das Mittleramt in die Hände von Organen 
legten, die ſie ſelber erſchufen. Auf dieſe Weiſe iſt die 
wirthſchaftliche Bedeutung des reinen Handels immer mehr 
geſunken und hat ſich nur noch im großen überſeeiſchen Ver⸗ 
kehr erhalten!“). 


13) In dieſem engen Sinne gibt das Decretum Gratiani (c. 11 8 2 
D. 88) folgende Definition: „Quicumque rem comparat, non 
ut ipsam rem integram et immutatam vendat, sed ut mate- 
ria sibi sit inde aliquid operandi, ille non est negotiator; 
qui autem comparat rem, ut illam ipsam integram et im- 
mutatam dando lucretur, ille est mercator.* 

14) Eine eingehende Darſtellung dieſer Wandlung gibt Vivante in 
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So hat ſchon das noch geltende deutſche Handelsgeſetz⸗ 
buch von 1861 den Begriff des Kaufmanns nicht nur auf 
alle Gewerbetreibenden, deren Thätigkeit den eigentlichen 
Handel erleichtert, befördert oder ſichert, ausgedehnt, ſondern 
auch auf einen Theil der Produzenten. Doch hat es nur 
die Formproduktion in den Bereich der Handelsgewerbe 
hineingezogen (cf. Art. 271 Ziff. 1 und Art. 272 Ziff. I). 
Vor einer Ausdehnung des Kaufmannsbegriffes auf die Ur— 
produzenten iſt das Geſetzbuch von 1861 zurückgeſcheut. 
Zu ſehr noch war man von der Idee beherrſcht, die ja die 
Grundlage des reinen, urſprünglichen Handels bildete, daß 
die Anſchaffung von Gütern zum Zwecke der Veräußerung 
das weſentliche Kennzeichen der dem Handelsrecht zu unter⸗ 
ſtellenden Gewerbsthätigkeit bilden müſſe. Die Anſchauung, 
daß die gewerbsmäßige Veräußerung von Gütern, gleich⸗ 
giltig, ob dieſelben durch derivativen oder originären Erwerb 
in die Hände des Veräußerers gelangt ſind, die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft begründen ſollte, erſchien noch als unerhörte 
Ketzerei. Doch ſchon im württembergiſchen Einführungsgeſetz 
(Art. 4) vom 13. Auguſt 1865 zum Allg. deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch bricht ſich zum erſten Mal der Gedanke Bahn, daß 
das Handelsrecht auch Anwendung zu finden habe auf den 
erwerbsmäßigen Abſatz ſelbſtproduzirter Güter. Und dieſer 
Gedanke hat in der thatſächlichen Geſtaltung und Auffaſſung 
des Verkehrs ſeitdem immer mehr feſten Fuß gefaßt, immer 
weitere Anerkennung gefunden. Es iſt in der That heute 
kein Grund mehr zu erkennen, weshalb man, wie bisher, 
nur denjenigen Fabrikanten als Kaufmann gelten laſſen ſoll, 
der ſeine Rohſtoffe ganz oder theilweiſe anderweit bezieht, 
dagegen nicht den, der lediglich ſelbſtgewonnene Rohſtoffe 
verarbeitet und veräußert. Es widerſpricht den heutigen 
Verkehrsanſchauungen, daß die meiſt zum kaufmänniſchen 
Großbetrieb gewordenen Bergwerksunternehmen, die Betriebe 


ſeinem Werke: Trattato di diritto commerciale, II. Bd. 2. Abth. 
(1896) S. 1 ff. 
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von Brüchen, Gruben, Salinen u. dgl. nicht dem Handels— 
recht unterſtellt werden ſollen. „Für eine Bergwerksunter— 
nehmung, die nicht Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung iſt, beſteht — ſo führt die Denkſchrift zum 
Entwurfe des neuen Handelsgeſetzbuchs (I S. 9; II S. 7), 
um die Unhaltbarkeit des jetzigen Zuſtandes zu beweiſen, 
treffend aus — kein Recht auf die Firma, keine Verpflich— 
tung zur Buchführung, und inwieweit ſich ihre Lieferungs— 
geſchäfte nach Handelsrecht beſtimmen, hängt lediglich von 
dem zufälligen Umſtand ab, ob die Lieferung an einen Kauf— 
mann oder an eine andere Perſon erfolgt. Liefert eine Zeche 
Kohlen an die Eiſenbahnverwaltung oder an eine Dampf— 
ſchiffahrtsgeſellſchaft, ſo iſt der Lieferungsvertrag ein Han— 
delsgeſchäft, iſt dagegen die Marineverwaltung die Abnehmerin, 
ſo kommt das bürgerliche Recht zur Anwendung.“ 
Trotzdem das neue Handelsgeſetzbuch mit der veralteten 
Auffaſſung, die in der gewerbsmäßigen Anſchaffung einen 
nothwendigen Beſtandtheil des Handelsgewerbes erblickte, 
bricht und die Urproduktion in den Kreis der kaufmänni— 
ſchen Gewerbe zieht, ſtellt es doch im Abſ. 1 des § 3 eine 
tiefgreifende Ausnahme und Einſchränkung auf, die ſich ſelbſt 
gegenüber dem alten Handelsgeſetzbuch als eine erhebliche 
Verengung des Kaufmannsbegriffes kennzeichnet. Der Betrieb 
der Land- und Forſtwirthſchaft ſoll, ſelbſt wenn in ihm ge— 
werbsmäßig Grundhandelsgeſchäfte abgeſchloſſen werden, ſelbſt 
wenn er ein Großbetrieb und in kaufmänniſcher Weiſe ein— 
gerichtet iſt, niemals als Handelsgewerbe gelten. Die Denk— 
ſchrift gibt für dieſe Vorſchrift ſo gut wie gar keine Be— 
gründung. Sie begnügt ſich (1 S. 9; II S. 7), den Aus: 
ſchluß der land- und forſtwirthſchaftlichen Betriebe als 
„zweifellos gerechtfertigt“ zu bezeichnen und an einer anderen 
Stelle (I S. 17; II S. 14) zu ſagen: „Daß der eigentliche 
Landwirthſchaftsbetrieb unter keinen Umſtänden dem Handels: 
rechte zu unterſtellen iſt, ergibt ſich aus der Natur der Sache.“ 
Indeſſen hätte meines Erachtens dieſe Ausnahme einer ein: 
gehenden Begründung bedurft. Einem Geſetzbuche gegenüber, 
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das auch die Urproduktion dem Handelsrechte unterſtellt, 
das — wie ſpäter ausgeführt werden wird — nicht in dem 
Gegenſtande des Gewerbes, ſondern in der Betriebsform das 
Hauptmerkmal eines Handelsgewerbes erblickt, das grund— 
ſätzlich jeden gewerblichen Großbetrieb zum Handelsgewerbe 
ſtempeln will —, einem ſolchen Geſetzbuche gegenüber er— 
ſcheint es natürlich, daß auch der land- und forſtwirthſchaft⸗ 
liche Betrieb, der Hauptrepräſentant der Urproduktion — 
vorausgeſetzt, daß die ſonſtigen geſetzlichen Erforderniſſe erfüllt 
ſind — als Handelsgewerbe gilt und unnatürlich, wenn dies 
nicht der Fall iſt. Meiner Anſicht nach laſſen ſich für dieſe 
Abnormität — unter Berückſichtigung des ganzen Charakters 
des neuen Handelsgeſetzbuchs — juriſtiſche Gründe nicht gel- 
tend machen. Es können nur hiſtoriſche und politiſche Gründe 
geweſen ſein, die den Geſetzgeber zu dieſer Ausnahme ver— 
anlaßten 15). N 


15) Kohler, in der Zeitſchrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
Bd. X S. 428, ſtellt bei Erwähnung der in Japan gebräuchlichen 
Redensart: „Nö wa kuni no Moto“, „Der Ackerbauer iſt das 
Fundament des Staates“, den nur auf japaniſche Verhältniſſe be⸗ 
rechneten Satz auf: „Der Betrieb des Ackerbaues gilt als dem 
Gemeinwohl entſprechend, alles Andere iſt nur für den Vortheil 
des Einzelnen.“ Der Verſuch Dickel's in ſeinen „Bemerkungen 
zu dem Entwurfe des neuen Handelsgeſetzbuches“, 1897, S. 19 
Anm. 14a, dieſen Satz auch auf deutſche Verhältniſſe zu übertragen 
und aus ihm eine Rechtfertigung für die Sonderſtellung der land⸗ 
und forſtwirthſchaftlichen Betriebe herzuleiten, iſt durchaus zu 
verwerfen. Der deutſche Handel und die deutſche Induſtrie dienen 
mindeſtens im gleichen Maße als die deutſche Land- und Forſt⸗ 
wirthſchaft dem Gemeinwohl. Wenn auch der einzelne Handel: 
treibende und Induſtrielle bei Ausführung feiner Erwerbsgeſchäfte 
mehr den eigenen Vortheil als das Gemeinwohl im Auge haben 
wird, jo hat er dieſen Egoismus vollkommen mit dem Land- und 
Forſtwirth gemein. Auch der Land- und Forſtwirth erzeugt feine 
Produkte zunächſt und in erſter Linie um des eigenen Vortheils 
willen. — Derſelbe Verfaſſer ſtellt andererſeits in der genannten 
Abhandlung (S. 22—37) eine eingehende Unterſuchung darüber 
an, ob dem Land- und Forſtwirthe die Eintragung in das Handels: 


432 Schirrmeiſter: Kaufmanndbegriff nach deutſchem Handelsrecht. 


Aber auch die Ausdehnung des Kaufmannsbegriffes 
auf die Urproduzenten genügt noch nicht den thatſächlichen 
Verkehrsbedürfniſſen und der fortſchreitenden gewerblichen 
Entwicklung. Gibt es doch noch zahlreiche Unternehmen, bei 
denen der Gegenſtand der gewerblichen Thätigkeit ſich 
weder unter den Begriff des Handels im bisherigen Sinne, 
noch unter den der Produktion bringen läßt, die aber trotz⸗ 
dem einen völlig in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Be— 
trieb haben. Man denke nur an die in den Großſtädten 
florirenden kaufmänniſchen Auskunftsbureaus, an große Leih- 
bibliotheken, Maskenverleihinſtitute u. dgl. Solche Unter⸗ 
nehmen erſcheinen dem Laien vollkommen als Handelsgewerbe; 
der Juriſt würde fie aber trotz der ſoeben geſchilderten Er: 
weiterung des Kaufmannsbegriffes nicht unter das Handels⸗ 
recht ſtellen dürfen. Ferner weiſt das moderne Verkehrsleben 
zahlreiche andere große Betriebe auf, die im Intereſſe der 
Sicherheit des Publikums wohl eine kaufmänniſche Geſchäfts⸗ 
führung erforderten, die aber, weil gleichfalls der Gegenſtand 
ihrer Thätigkeit ihre Einreihung unter die Handelsgewerbe 
unmöglich macht, zu einer ſolchen Geſchäftsführung nach bis⸗ 
herigem Recht nicht angehalten werden können. Dieſe Ver⸗ 
hältniſſe haben zu der Nothwendigkeit geführt, nicht lediglich 
den Gegenſtand, die Natur der gewerbsmäßigen Geſchäfte, 
ſondern allgemein ſchon die Betriebsweiſe eines gewerb— 
lichen Unternehmens zum Maßſtabe dafür zu machen, ob 
einem Gewerbetreibenden die Kaufmannseigenſchaft zuzuer⸗ 
kennen ſei oder nicht. Die Denkſchrift (I S. 8; II S. 6) 
gibt dieſem Gedanken, der den Kaufmannsbegriff im um⸗ 


regiſter und damit der Erwerb der Kaufmanndeigenſchaft nützlich 
oder ſchädlich ſei. Er gelangt zu folgendem Ergebniß (S. 36 
Ziff. VD: „Ueberblidt man die Folgen, welche ſich aus der Kauf⸗ 
mannßeigenfchaft des Gutsbeſitzers ergeben, jo handelt es ſich nur 
um Weniges, was ihm nachtheilig iſt, um Mancherlei, was Vor⸗ 
theil und Nachtheil gewährt, alſo zweiſchneidig iſt, und um Vieles, 
was von erheblichem Vortheile, gegebenen Falls ganz unentbehr⸗ 
lich iſt.“ 
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faſſendſten Maße erweitert, und der in den neueren Geſetzes⸗ 
kodifikationen zum erſten Mal im ſchweizeriſchen Obligationen⸗ 
recht vom 14. Juli 1881 zur Geltung gelangt iſt !“), mit 


16) Der Art. 865 Abſ. 4 des genannten Geſetzbuches bezeichnet als in 
das Handelsregiſter eintragspflichtige Perſonen die Inhaber eines 
Handels⸗, Fabrikations⸗ oder anderen nach kaufmänniſcher 
Art geführten Gewerbes (quiconque fait le commerce, exploite 
une fabrique ou exerce en la forme commerciale une in- 
dustrie quelconque). Aus dieſer Dreitheilung hat eine Botſchaft 
des ſchweizeriſchen Bundesrathes vom 27. September 1879 den Be⸗ 
griff des Kaufmanns in folgender Weiſe feſtgeſtellt: „Zu den 
Kaufleuten im Sinne des Geſetzes dürften wohl . .. alle die ges 
rechnet werden, welche ein Handels-, Fabrikations- oder anderes 
nach kaufmänniſcher Art geführtes Gewerbe betreiben.“ Das 
ſchweizeriſche Obligationenrecht geht alſo von dem Betriebe eines 
nach kaufmänniſcher Art geführten Gewerbes aus und nennt die 
Inhaber eines derartigen Gewerbes ohne Weiteres Kaufleute. Die 
Eintragungspflicht bezw. eine erfolgte oder nicht erfolgte Eintragung 
in das Handelsregiſter ſpielen für den Erwerb der Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft nach ſchweizeriſchem Recht gar keine Rolle, wie Bloch, 
Kaufmann und kaufmänniſcher Verkehr im ſchweizeriſchen Obliga⸗ 
tionenrecht, St. Gallen 1896, S. 58 ff., gegenüber den abweichen⸗ 
den Anſichten von Rossel, Manuel du droit fédéral des 
obligations, 1892, S. 295 und von Schneider und Fick, Das 
ſchweizeriſche Obligationenrecht, 1893, Art. 224 Nr. 6 überzeugend 
nachweiſt. Es unterſcheidet ſich ſomit das Syſtem des ſchweize⸗ 
riſchen Obligationenrechts von dem im neuen deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch befolgten Syſtem ganz weſentlich. Für die Klaſſe von 
Gewerbetreibenden, bei denen nicht der Gegenſtand der Gewerbs⸗ 
geſchäfte, ſondern die Betriebsweiſe des gewerblichen Unternehmens 
die Grundlage für den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft bilden 
ſoll, verlangt der deutſche Geſetzgeber als unabweisbares Erforder⸗ 
niß die vollzogene Eintragung in das Handelsregiſter. Erſt durch 
die Eintragung wird der Inhaber eines ſolchen Gewerbebetriebes 
zum Kaufmann; ohne die Eintragung iſt er nicht Kaufmann, mag 
auch ſein Betrieb in kaufmänniſcher Weiſe eingerichtet ſein oder 
eine ſolche Einrichtung dringend erſordern. Gegen dieſe Regelung 
im deutſchen Handelsgeſetzbuch wendet ſich Karl Lehmann im 
Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. LXXXVI S. 298 - 299: 
„. . . Das Publikum kann nicht aus dem Geſchaftsbetrieb, wie er 
ihm entgegentritt, entnehmen, ob es einen Kaufmann vor ſich hat 
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folgenden Worten Ausdruck: „Der Grund der meiſten han— 
delsrechtlichen Vorſchriften beruht weniger auf einer beſon— 
deren Eigenthümlichkeit der einzelnen Geſchäftsoperationen, 
aus denen ſich der Handelsbetrieb zuſammenſetzt, als viel— 
mehr auf der Art dieſes Betriebes ſelbſt, namentlich 
auf dem Zuſammentreffen zahlreicher ſich gegenſeitig be— 
dingender Geſchäfte, die eine raſche und ſichere Abwicklung 
erfordern und zugleich im Intereſſe aller Betheiligten eine 
gewiſſe Ueberſichtlichkeit und Erkennbarkeit der geſchäftlichen 
Verhältniſſe des Unternehmers nothwendig machen. Haben 
ſich auch dieſe Bedürfniſſe am früheſten und entſchiedenſten 
in dem zum Handel im engeren Sinne gehörenden Verkehre 
geltend gemacht, ſo ſind doch mit der fortſchreitenden ge— 
werblichen Entwicklung ähnliche Verhältniſſe bei vielen Arten 
gewerblicher Unternehmungen eingetreten.“ 

Indem das neue deutſche Handelsgeſetzbuch den durchaus 
zeitgemäßen Standpunkt einnimmt, wonach das Weſen des 
Handelsgewerbes weniger in einer beſtimmten gewerblichen 
Thätigkeit als vielmehr in der Nothwendigkeit kaufmänniſcher 
Geſchäftsführung zu erblicken ſei, handelt es durchaus logiſch 
und folgerichtig, wenn es den im Art. 275 des alten HGB.'s 
enthaltenen Satz: „Verträge über unbewegliche Sachen ſind 
keine Handelsgeſchäfte“ ſtreicht. Es kommt noch hinzu, daß 
dieſer Satz, deſſen Beſeitigung allerdings zu heftigen An— 
griffen in der Kritik Anlaß geboten hat!), in der Praxis, 


oder nicht. Ein behördlicher Akt tritt an die Stelle des Lebens. 
Träte der behördliche Akt in allen Fällen als nothwendiger auf, 
jo wäre wenigſtens ein einheitliches Prinzip gefunden. . .. Aber 
in einer großen Zahl von Fällen iſt man Kaufmann, auch ohne 
eingetragen zu ſein.“ 

17) So äußert ſich Gierke (Der Entwurf des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buches, ein Vortrag, Dresden 1897 S. 11): „Indem der Entwurf 
Verträge über unbewegliche Sachen zu Handelsgeſchäften ſtempelt, 
gewährt er immerhin mittelbar der Behandlung des Grundbeſitzes 
als Waare Einlaß in das offizielle Recht. Dieſes Zugeſtändniß 
kann nicht ohne Einwirkung auf das Rechtsbewußtſein und das 
Rechtsleben bleiben. Der Geſetzgeber aber dürſte auch nicht den 
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wie auch die Denkſchrift an den Beiſpielen des Bauunter— 
nehmers und des Grundſtückshändlers ausführt, zu den 
größten Unzuträglichkeiten und inneren Widerſprüchen geführt 
hat. Gilt doch nach dem alten Handelsgeſetzbuch eine Aftien- 
geſellſchaft, deren Gegenſtand des Unternehmens der Handel 
mit Grundſtücken iſt, als Kaufmann, die Geſchäfte aber, 
welche gerade den Hauptgegenſtand des Gewerbebetriebes 
bilden, nicht als Handelsgeſchäfte! Hat doch das Reichs— 
gericht erkennen müſſen, daß eine im Handelsregiſter einge— 
tragene Vereinigung von Bauunternehmern trotz dieſer Ein: 
tragung nicht die Eigenſchaft als Handelsgeſellſchaft habe 
und daher den unter der Firma beſtellten Hypotheken die 
Giltigkeit abzuſprechen ſei, ſo daß die Hypothekengläubiger 
im Konkurſe ihrer Forderungen verluſtig gingen !“)! 
Nachdem im Obigen zu ſchildern verſucht war, welche 
gewaltige Erweiterung der Kaufmannsbegriff infolge der Ent— 
kleinen Finger dazu reichen, daß die Mobiliſirung von Grund und 
Boden gefördert und die germaniſche Anſchauung untergraben 
wird, die in den Grundſtücken Theile des vaterländiſchen Gebietes, 
Familienheimath und Berufsſtätte, nimmermehr aber Objekte von 
Handelsgeſchäften erblickt.“ Derſelbe Verfaſſer führt dann an 
anderer Stelle aus (in dieſer Zeitſchrift Bd. XLV S. 508 — 509), 
daß allerdings bei Beibehaltung des Art. 275 es wieder Kaufleute 
gäbe, deren Hauptgeſchäfte keine Handelsgeſchäfte ſeien; dies ſei 
aber doch wohl zu ertragen, gäbe es doch auch nach wie vor 
Handelsgeſellſchaften, die überhaupt kein eigentliches Handelsgewerbe 
hätten. — Den Gierke'ſchen Ausführungen ſtimmt Dickel (Be: 
merkungen zu dem Entwurfe des neuen Handelsgeſetzbuches, 1897, 
S. 18) bedingungslos bei. „Meines Erachtens“ — ſo ſagt er — 
„hat Gierke vollkommen Recht. Es empfiehlt ſich aber nicht, 
hier näher auf die Frage einzugehen; es wird doch Niemandem 
gelingen, den Gegner zu überzeugen. Es kommt hier nur darauf 
an, den Standpunkt zu wahren: es iſt wider die Natur der Dinge, 
Immobilien als Mobilien zu behandeln.“ — Ganz im Gegenſatz 
hierzu nennt Laband (Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1896 S. 349 
bis 350) den Art. 275 „ein wahres Brutneſt von Kontroverſen 
und in ſeiner praktiſchen Tragweite höchſt unklar.“ 
18) Cf. Bolze, Die Praxis des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. VI 
Note 631 und Bd. IX Note 711 a. 
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wicklung des gewerblichen Lebens erfahren hat, fragt es ſich, 
nach welchen Merkmalen die Scheidelinie zwiſchen Kaufleuten 
und Nichtkaufleuten zu ziehen ſei. Wenn die Beantwortung 
dieſer Frage ſchon nach geltendem Handelsrecht für zahlreiche 
Rechtsbeziehungen von hervorragendem Einfluß iſt, ſo hat 
ſich die Bedeutung einer richtigen und ſicheren Abgrenzung 
für das neue Handelsgeſetzbuch noch weſentlich geſteigert. 
Will doch dieſes Geſetzbuch grundſätzlich ſeine Herrſchafts— 
gewalt nur auf die Gewerbsgeſchäfte der Kaufleute oder doch 
nur auf ſolche Rechtsgeſchäfte erſtrecken, bei denen wenigſtens 
der eine der beiden kontrahirenden Theile ein Kaufmann iſt! 
(ef. § 345 des neuen HGB..) 

Um eine Abmarkung zwiſchen Kaufmann und Nicht— 
kaufmann zu erhalten, kann man verſchiedene Wege ein— 
ſchlagen. Im Weſentlichen treten jedoch drei Syſteme hervor, 
die in der Geſchichte des Handelsrechts, in den Geſetzgebungen 
aller Länder immer wiederkehren, theils das eine das andere 
verdrängend, theils friedlich neben einander beſtehend. 

Das erſte dieſer Syſteme macht die Kaufmannseigen⸗ 
ſchaft lediglich von materiellen Vorausſetzungen abhängig. 
Wer ein Gewerbe betreibt, das der Geſetzgeber für ein kom— 
merzielles erklärt hat, der iſt Kaufmann. Dies iſt das 
materielle Syſtem. Man kann innerhalb deſſelben ver— 
ſchiedene Unterarten unterſcheiden, je nach dem Wege, den 
der Geſetzgeber einſchlägt, um diejenigen Gewerbe zu kenn— 
zeichnen, die als kommerzielle gelten ſollen. Wird auf den 
Gegenſtand des Gewerbebetriebs hierbei das Hauptgewicht 
gelegt, ſo wird der Geſetzgeber in kaſuiſtiſcher Weiſe dieſe 
Gegenſtände aufzählen. Man gelangt ſomit zu einem Auf— 
zählungsverfahren (Enumerations methode), das feiner: 
ſeits wieder verſchieden ſein kann, je nachdem die Aufzählung 
eine erſchöpfende ſein ſoll oder nur eine beiſpielsweiſe, die 
eine analoge Anwendung zuläßt !?). — Zieht es dagegen der 


19) In einem Berichte des portugieſiſchen Juſtizminiſters aus Anlaß 
der Einführung des portugieſiſchen Codigo commercial vom 
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Geſetzgeber vor, das Weſen des kaufmänniſchen Gewerbes 
nicht in einer beſtimmten und genau gekennzeichneten Thätig⸗ 
keit zu erblicken, ſondern vielmehr in einer von dem Gegen: 


28. Juni 1888 wird das Aufzählungsverfahren verworfen, weil 
es immer zweifelhaft bleibe, ob eine ſolche Aufzählung eine text⸗ 
erſchöpfende oder nur beiſpielsweiſe ſei. Ck. O. Borchardt, Die 
Handelsgeſetze des Erdballs, Nachtrag I (1893) S. XII. Dieſes 
Argument gegen die genannte Methode iſt in keiner Weiſe zwingend. 
Denn der Geſetzgeber hat es völlig in ſeiner Hand, eine analoge 
Ausdehnung auf andere, nicht in der Aufzählung genannte gewerb⸗ 
liche Thätigkeiten zu verbieten. Schwerwiegender iſt dagegen der 
Einwand, daß es ſelbſt bei großer Sorgfalt faſt unmöglich ſei, 
alle diejenigen gewerblichen Unternehmungen, welche zur Zeit der 
Abfaſſung des Geſetzes im Verkehrsleben als Handelsbetriebe an⸗ 
geſehen werden, in völlig erſchöpfender Weiſe aufzuführen, und daß, 
ſelbſt wenn Letzteres gelänge, die fortſchreitende gewerbliche Ent⸗ 
wicklung doch bald den Katalog zu einem unvollſtändigen machen 
würde. Dem zweiten Theile dieſes Einwandes ſucht Georg Cohn⸗ 
Zürich im Archiv für Bürgerliches Recht Bd. XII (1897) S. 192 
dadurch zu begegnen, daß er ſagt: „Erweitert ſich ſpäter der Kreis 
deer Handelsbetriebe, jo iſt es der ſpäteren Geſetzgebung unbenom⸗ 
men, einer etwa veraͤnderten Anſchauung Rechnung zu tragen.“ 
Indeß iſt zu bedenken, daß in den modernen konſtitutionellen 
Staaten der Geſetzgebungsmechanismus ein ziemlich ſchwerfälliger 
iſt, der trotz allem Eifer der betheiligten Organe doch verhältniß⸗ 
mäßig langſam arbeitet. Ueberdies hat es ſeine Bedenken, ein bes 
ſtehendes Geſetzbuch durch fortwährende Flickarbeit zu ergänzen. 
Meines Erachtens hat das Aufzählungsverfahren als alleiniges 
Mittel zur Feſtſtellung des Kaufmannsbegriffes nur unter Ver⸗ 
hältniſſen Berechtigung, wo der Handel im eigentlichen Sinne ſich 
noch ſcharf von der Induſtrie und der Urproduktion abhebt. Im 
gegenwärtigen Verkehrsleben jedoch, wo dieſe drei Erwerbszweige 
immer mehr zuſammenſchmelzen und eine ſcharfe Scheidelinie zwi⸗ 
ſchen ihnen zu ziehen nicht möglich iſt, halte ich die ausſchließliche 
Anwendung des Aufzählungsverfahrens für verfehlt. Ein Bild 
davon, wohin ein alleiniger Gebrauch dieſes Verfahrens heute führt, 
gibt der italieniſche Codice di commercio vom 2. April / 31. Ok⸗ 
tober 1882, der im Art. 8 beſtimmt, daß Kaufleute diejenigen ſein 
ſollen, die einen oder mehrere der im Art. 3 aufgeführten 24 atti 
di commercio gewerbsmäßig betreiben. Dabei iſt zu bedenken, 
daß das italieniſche Geſetzbuch in der Erweiterung des Kaufmanns⸗ 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 29 
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ſtande des Unternehmens völlig unabhängigen Betriebsweiſe 
und Eigenthümlichkeit der Geſchäftsführung, ſo wird er ver— 
ſuchen, in ganz allgemeiner Weiſe gewiſſe Kennzeichen auf— 
zufinden und geſetzlich feſtzuſtellen, deren Vorhandenſein jedes 
beliebige gewerbliche Unternehmen zu einem kaufmänniſchen 
machen ſoll. Ich will dieſen Weg das Verallgemeine— 
rungs verfahren (Generaliſirungsmethode) nennen. 

Das zweite Syſtem ſteht im ſchroffen Gegenſatz zu dem 
eben beſchriebenen. Es ſieht von der Beſchaffenheit des 
Unternehmens vollſtändig ab. Weder der Gegenſtand des 
Betriebes, noch beſondere Eigenthümlichkeiten der Geſchäfts— 
führung ſpielen eine Rolle, ſondern Kaufmann iſt ein Jeder, 
der gewiſſe, rein äußerliche Förmlichkeiten erfüllt hat, in der 
Regel die Eintragung in ein öffentliches Regiſter. Dieſes 
Syſtem, das ich als das formelle Syſtem bezeichne, hat 
unleugbar den Vorzug der größten Klarheit. Wer in dem 
Regiſter ſteht, iſt Kaufmann, wer nicht darin ſteht, iſt kein 
Kaufmann. Jede weitere Prüfung iſt überflüſſig. Aber 
dieſes Syſtem führt doch dahin, das innerſte Weſen des 
Kaufmannsbegriffs völlig zu unterdrücken, indem es dieſen 
Begriff von dem Begriffe des Handels und des Gewerbes 
gänzlich loslöſt. Gleichzeitig birgt es große Gefahren für 
die Kreditverhältniſſe in ſich. Können ſich doch bei ſeiner 
uneingeſchränkten Anwendung Elemente, denen es nur darum 
zu thun iſt, für den Augenblick den eigenen Kredit zu ver— 
größern, in das Regiſter eintragen laſſen oder die ſonſt etwa 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten erfüllen. Damit wird aber 
die Kaufmannseigenſchaft, deren Zweck doch unter Anderem 
iſt, im Verkehrsleben als ein Mittel zur Herbeiführung von 
Rechtsſicherheit zu dienen, jeden Werth verlieren. 

Das dritte Syſtem endlich ſtellt eine Vereinigung der 
beiden erſten Syſteme dar. Ich wähle daher die Bezeichnung: 
materiell⸗formelles Syſtem. Es ſucht, indem es den 


begriffes noch lange nicht ſo weit gegangen iſt, wie das neue 
deutſche Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897! 
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Erwerb der Kaufmannseigenſchaft nicht nur an die materielle 
Vorausſetzung des Vorhandenſeins eines beſtimmten Gewerbe— 
betriebes, ſondern auch an die Nothwendigkeit der Erfüllung 
gewiſſer Formalitäten knüpft, die Vorzüge der beiden erſten 
Syſteme zu vereinigen; einerſeits nur ſolche Perſonen in 
den Kaufmannsſtand zuzulaſſen, die wirklich dahin gehören, 
andererſeits für Jedermann leicht erkennbar zu machen, wem 
thatſächlich die Kaufmannseigenſchaft zukommt und wem nicht. 
Indeſſen hat die Verquickung zweier ſo grundverſchiedenen 
Vorausſetzungen ihre großen Schattenſeiten. Es fragt ſich: 
welche Bedeutung muß einer jeden von beiden eingeräumt 
werden? Spielt im Verhältniß zu einander jede der beiden 
nur die Rolle einer conditio sine qua non, ſo daß mit dem 
Fortfall der einen Vorausſetzung ohne Weiteres auch die 
Kaufmannseigenſchaft verloren geht? Oder muß man einer 
der beiden Vorausſetzungen — und dann iſt wieder die 
Frage: welcher? — die Kraft einer causa efficiens beilegen, 
ſo daß auch trotz Nichtvorhandenſein der anderen Voraus— 
ſetzung eine einmal begründete Kaufmannseigenſchaft beſtehen 
bleibt? . . . So vorſichtig und ſicher dieſes dritte Syſtem auf 
den erſten Blick erſcheint, ſo wird es doch in der praktiſchen 
Durchführung erheblichen Schwierigkeiten begegnen. 

Das Allg. deutſche Handelsgeſetzbuch von 1861 hat ur— 
ſprünglich nur das materielle Syſtem angewendet, um den 
Kaufmannsbegriff feſtzuſtellen. Kaufmann iſt ohne Weiteres, 
wer gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte betreibt. Es wird dann 
die Enumerationsmethode benutzt, um in kaſuiſtiſcher Weiſe 
unter Ausſchluß jeder erweiternden Anwendung diejenigen 
Handelsgeſchäfte herzuzählen, deren gewerbsmäßiger Betrieb 
ein Handelsgewerbe begründet (Grundhandelsgeſchäfte). Seit 
dem Genoſſenſchaftsgeſetz von 1868 hat dann auch das rein 
formelle Syſtem Eingang in das deutſche Handelsrecht ge— 
funden. Gewiſſen Geſellſchaften wird lediglich auf Grund 
der Eintragung in das Handels- bezw. Genoſſenſchaftsregiſter 
— ohne Rückſicht auf den Gegenſtand des Unternehmens — 
die Kaufmannseigenſchaft zuerkannt. 
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Das neue deutſche Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 
verfährt dagegen durchaus eklektiſch. Es kennt nicht nur 
Gewerbetreibende, denen die Kaufmannseigenſchaft lediglich 
auf Grund ihres Gewerbebetriebes zukommt (materielles 
Syſtem unter Anwendung des Aufzählungsverfahrens), und 
Kaufleute, die dieſe Eigenſchaft einzig und allein in Folge 
Erfüllung gewiſſer formellen Vorausſetzungen erlangt haben 
(formelles Syſtem), ſondern auch Perſonen, die die Kauf: 
mannseigenſchaft erſt bei gleichzeitigem Vorhandenſein eines 
gewiſſen gewerblichen Unternehmens durch die Eintragung in 
das Handelsregiſter erwerben (materiell⸗formelles Syſtem)?“). 


20) Entſprechend dieſer Anwendung der drei Syſteme kann man die 
Unternehmen, die nach dem neuen deutſchen Handelsgeſetzbuch als 
kaufmänniſche gelten und für ihre Inhaber die Kaufmanndeigen⸗ 
ſchaft erzeugen, in drei große Gruppen theilen: in unmittelbare 
Handelsgewerbe, d. h. ſolche Gewerbe, die lediglich wegen der Natur 
der gewerbsmäßig betriebenen Geſchäfte als Handelsgewerbe im 
Rechtsſinne gelten; in mittelbare Handelsgewerbe, d. h. Ge⸗ 
werbe, die nicht durch ſich ſelbſt, unmittelbar, ſondern erſt durch 
das Mittel der Eintragung in das Handelsregiſter zu Handels⸗ 
gewerben werden; und endlich in fingirte Handelsgewerbe, d. h. 
Unternehmen, die überhaupt kein Gewerbe zu ſein brauchen, bei 
denen es vielmehr genügt, wenn ſie in gewiſſen Geſellſchaftsformen 
organiſirt und in das Handels- bezw. Genoſſenſchaftsregiſter ein: 
getragen ſind. Bei letztgenannter Gruppe von kaufmänniſchen 
Unternehmen fingirt gleichſam der Geſetzgeber, daß ſie Handels⸗ 
gewerbe ſeien. 

Demnach erhält man als erſchöpfende Formel für den Kauf⸗ 
mannsbegriff des neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches den Satz: 
Kaufmann iſt, 

1. wer ein unmittelbares Handelsgewerbe, 
2. wer ein mittelbares Handelsgewerbe, 
3. wer ein fingirtes Handelsgewerbe betreibt. 

Die Ziffern 1 und 3 in dieſer Formel ſind dem alten wie 
dem neuen Handelsgeſetzbuch gemeinſam; die Ziffer 2 bildet eine 
Neuerung des Geſetzbuches von 1897; ſie umfaßt die große, den 
modernen Verkehrsbedürfniſſen entſprechende Erweiterung des Kauf⸗ 
manndbegriffes. 

An Stelle der von mir gewählten Ausdrücke „unmittelbare“ 
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Um den Kreis der für die letztgenannte Kaufmannskategorie 
beſtimmten Gewerbe zu begrenzen, bedient ſich das Geſetzbuch 
des Verallgemeinerungsverfahrens. Gleichzeitig ſtellt es für 
die Erfüllung der zweiten Vorausſetzung, der Eintragung in 
das Handelsregiſter, zwei völlig entgegengeſetzte Prinzipien 
auf: das Prinzip des Eintragungszwanges und das Prinzip 
der freiwilligen Eintragung. Auf dieſe Weiſe werden die 
dieſer Kategorie angehörenden Gewerbetreibenden in zwei 
Lager geſchieden. Dem einen Theil iſt die Eintragung vom 
Geſetze zur Pflicht gemacht, dem anderen Theil iſt es an⸗ 
heimgeſtellt, ob er ſich durch die Regiſtrirung die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft erwerben will oder nicht. So ergeben ſich vier 
Gruppen von Kaufleuten, die man zweckmäßig als Muß⸗ 
kaufleute, Sollkaufleute, Kannkaufleute und Formkaufleute 
unterſcheidet? ?). Wenn man bedenkt, daß ſich die Gruppe 


und „mittelbare Handelsgewerbe“ gebraucht Staub, Kommentar, 
6. Aufl. 1899, S. 44, die Bezeichnungen: „reine Handelsgewerbe 
oder Handelsgewerbe kraft Gewerbes“ und „hypothetiſche Handels⸗ 
gewerbe oder Handelsgewerbe kraft Gewerbes und Eintragung“. 
21) Die erſten drei Bezeichnungen für die auf Grund des materiellen 
und materiell⸗formellen Syſtems geſchaffenen Kaufleute hat Her⸗ 
mann Veit Simon aufgeſtellt, vgl. Makower und Simon, 
Beiträge zur Beurtheilung des Entwurfs eines Handelsgeſetzbuchs, 
1896, S. 27 ff., während der Ausdruck „Formkaufleute“ für die 
auf Grund des rein formellen Syſtems zu Kaufleuten erklärten 
Perſonen von Gierke, Der Entwurf des neuen Handelsgeſetzbuchs, 
ein Vortrag, Dresden 1897, S. 18, in Vorſchlag gebracht iſt. An 
Stelle der Bezeichnung „Mußkaufmann“ iſt auch der Ausdruck 
„Iſtkaufmann“ vorgeſchlagen. — Coſack, Lehrbuch des Handels⸗ 
rechts, 4. Aufl. 1898, S. 33 ff., theilt die Kaufleute des neuen 
Handelsgeſetzbuchs in folgende drei Gruppen ein: 

1. Kaufleute kraft Geſetzesvorſchrift: ſie entſprechen den ſo⸗ 
genannten Mußkaufleuten; 

2. Kaufleute kraft zwangsweiſer Eintragung im Handels⸗ 
regiſter: ſie ſind identiſch mit den ſogenannten Sollkauf⸗ 
leuten; 

3. Kaufleute kraft freiwilliger Eintragung im Handelsregiſter. 
Dieſe Gruppe umfaßt zwei Unterarten: 
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der Mußkaufleute weiter noch in Voll- und Minderkaufleute 
gliedert, ja ſogar die Unterabtheilung der Vollkaufleute die— 
ſer Gruppe in regiſtrirte und nichtregiſtrirte Vollkaufleute 
zerfällt, ſo wird man nicht umhin können, den Kaufmanns— 
begriff des neuen Handelsgeſetzbuchs einen ſehr verwickelten 
zu nennen. 

Es hat denn auch an Vorſchlägen nicht gefehlt, die eine 
Vereinfachung in der Beſtimmung des Kaufmannsbegriffes 
herbeizuführen bezweckten. Wenn auch dieſe Vorſchläge prak— 
tiſch heute, nachdem das neue Handelsgeſetzbuch zur Annahme 
gelangt iſt, keinen Werth mehr haben, ſo bilden ſie doch 
theoretiſch ein gutes Mittel, um in das Weſen des vom 


— . —— 


a) die Kannkaufleute und 
b) die Formkaufleute. 

Düringer und Hachenburg, Kommentar, 1. Liefg. 1898, 
S. 44, geben der Coſack'ſchen Eintheilung vor der im Text ge⸗ 
wählten den Vorzug, weil auch die Sollkaufleute Mußkaufleute 
ſeien. Meines Erachtens ſpricht ſchon die Kürze des Ausdruckes 
ſehr für die Beibehaltung der Sim on'ſchen Bezeichnungen. Auch 
ſcheint mir die von Coſack getroffene Gruppirung inſofern nicht 
empfehlenswerth, als hier die Kannkaufleute und Formkaufleute zu 
einer einzigen Gruppe vereint ſind. Allerdings verwendet der 
deutſche Geſetzgeber auch bei der Kategorie der Formkaufleute das 
Prinzip der freiwilligen Eintragung. Wenn dadurch immerhin 
eine gewiſſe Aehnlichkeit hervorgerufen wird zwiſchen den auf Grund 
des formellen Syſtems zu Kaufleuten erklärten Perſonen und den 
durch das materiell:formelle Syſtem geſchaffenen Kannkaufleuten, jo 
bildet doch der Umſtand, daß bei dem formellen Syſtem nicht ein⸗ 
mal ein gewerbliches Unternehmen zur Begründung der Kauf— 
mannseigenſchaft vorhanden zu ſein braucht, meines Erachtens einen 
ſo tiefgreifenden Unterſchied zwiſchen dem formellen und den übrigen 
zur Beſtimmung des Kaufmannsbegriffes verwendeten Syſtemen, 
daß die mehr ſekundäre Erſcheinung, Anwendung des Prinzips der 
freiwilligen Eintragung, nicht hinreicht, um die große Kluft zu 
überbrücken. Zweckmäßiger halte ich es, entſprechend der Drei⸗ 
theilung der in Anm. 20 aufgeſtellten Formel für den Kaufmanns⸗ 
begriff, die Mußkaufleute und die Formkaufleute für ſich je eine 
ſelbſtändige Gruppe bilden zu laſſen, dagegen die Soll: und Kann⸗ 

kaufleute zu einer einzigen Gruppe zu vereinen. 
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neuen Handelsgeſetzbuch befolgten Verfahrens einzudringen 
und ſich die Vorzüge und Schattenſeiten deſſelben klar zu 
machen; gleichzeitig gewähren ſie aber auch den deutlichen 
Beweis, wie ſchwierig es iſt, eine den heutigen Verkehrs: 
bedürfniſſen entſprechende Scheidelinie zwiſchen Kaufleuten 
und Nichtkaufleuten ſicher zu ziehen. Aus dieſen Gründen 
mögen einige dieſer Vorſchläge kurz hier Erwähnung finden. 

Der eine Vorſchlag??) bezweckt die gänzliche Beſeitigung 


22) Karl Lehmann im Archiv für die civiliſt. Praxis Bd. LXXXVI 
S. 296—301; Gierke in dieſer Zeitſchrift Bd. XLV S. 455 
bis 459. Gegen das im § 2 des neuen HGB. aufgeſtellte Prinzip 
des Eintragungszwanges macht Karl Lehmann a. a. O. S. 300 
geltend, daß den Regiſterbehörden eine kaum zu bewältigende Arbeit 
und Verantwortlichkeit aufgebürdet werde. „Sie ſollen alle nach 
ihrer Anſicht Verpflichteten anhalten, ihre Firma in das Handels⸗ 
regiſter eintragen zu laſſen. Das iſt in kleinen Verhältniſſen auch 
in Zukunft möglich. In einer größeren Stadt wird es dem Re⸗ 
giſterrichter ſchwer fallen, bei der Allgemeinheit der Begriffs⸗ 
beſtimmung des § 2 die Unternehmer zur Eintragung ihrer Firma 
zu zwingen; und geradezu unmöglich wird dies in großen In⸗ 
duſtrie⸗ und Verkehrsſtädten ſein.“ Denſelben Standpunkt vertritt 
Georg Cohn im Archiv für bürgerliches Recht 1897 S. 189 
bis 190. Bloch, Kaufmann und kaufmänniſcher Verkehr u. ſ. w., 
1896, führt S. 29 aus: „Wie will ein Handelsregiſterführer oder 
eine andere zur Eintragung in das Handelsregiſter befugte Behörde 
einem Kauſmann, der ſich weigert, in das Handelsregiſter ſich 
eintragen zu laſſen, den Nachweis erbringen, daß er nach kauf⸗ 
männiſcher Art fein Gewerbe betreibe? oder gar ..., daß die 
Natur dieſes Gewerbes eine kaufmänniſche Art des Betriebes er⸗ 
fordere? Es muß dem Belieben des Kaufmanns anheimgeſtellt 
werden, in welcher Art er ſein Gewerbe führen will.“ — Unleug⸗ 
bar haben die gegen die praktiſche Durchführbarkeit des in § 2 
befolgten Syſtems erhobenen Zweifel und Bedenken ihre Berech⸗ 
tigung. Indeſſen liegt die Schwierigkeit nicht in dem von dem 
deutſchen Geſetzgeber gewählten Prinzip des Eintragungszwanges, 
ſondern in der zu großen Unbeſtimmtheit der für die Kategorie 
der Sollkaufleute aufgeſtellten materiellen Vorausſetzungen. Ich 
halte es für durchaus richtig, wenn die Denkſchrift (I S. 15; 
II S. 13) gegenüber dem Verlangen, den unter den § 2 fallenden 
Gewerbetreibenden nicht die Verpflichtung, ſondern nur die Berech⸗ 
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der Gruppe der Sollkaufleute. Der Erweiterung des Kauf— 
mannsbegriffes ſoll im Weſentlichen nur durch eine umfang— 
reiche Vermehrung der im $ 1 aufgeſtellten Grundhandels⸗ 
gewerbe Rechnung getragen werden. Die Urheber dieſes 
Vorſchlages erkennen jedoch ſelber die Unmöglichkeit, durch. 
ein einſeitiges Vorgehen in dieſer Richtung den Verkehrs— 
bedürfniſſen völlig entſprechen zu können. Sie halten des: 
halb daneben noch eine clausula generalis für wünſchens⸗ 
werth, auf Grund deren jeder nicht in den Katalog einbe: 
griffene Großgewerbetreibende das Recht haben ſoll, ſich 
durch Eintragung in das Handelsregiſter die Kaufmanns: 
eigenſchaft zu erwerben. Auf dieſe Weiſe ergibt ſich — wie 
einer der Autoren, Gierke (a. a. O., S. 458 a. E.), ſich 


tigung zur Eintragung in das Handelsregiſter zuzuſprechen, aus⸗ 
führt: „Die Befugniß allein würde nicht genügen, da die Ein⸗ 
tragung nicht nur im Intereſſe des Unternehmers, 
ſondern auch im Intereſſe Dritter liegt.“ Dagegen 
iſt es meines Erachtens dringend erforderlich, für den Begriff „ge⸗ 
werbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang einen in 
kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert“, eine 
ſo beſtimmte und erſchöpfende Erklärung zu finden, daß verſchiedene 
Auffaſſungen über die Bedeutung dieſes Begriffes möglichſt ver⸗ 
mieden werden. Einen Verſuch hierzu haben Düringer und 
Hachenburg, Kommentar, 1. Liefg. 1898, S. 39, gemacht, 
welche annehmen, daß der $ 2 umfaßt jedes nicht ſchon in den 
Katalog des $ 1 einbegriffene gewerbliche Unternehmen, das feiner 
Art nach nicht ein Handwerk, nicht einen land» oder forſtwirth⸗ 
ſchaftlichen Betrieb und nicht die Ausübung einer Kunſt oder 
Wiſſenſchaft darſtellt, und das gleichzeitig ſeinem Umfange nach 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht. Dieſe mehr ne⸗ 
gative als poſitive Formulirung wird dem genannten Begriffe 
nicht vollkommen gerecht. Gibt es doch gewerbliche Unternehmen, 
z. B. eine Flußbadeanſtalt, von denen man keineswegs behaupten 
kann, daß ſie ein Handwerk, einen land⸗ oder forſtwirthſchaftlichen 
Betrieb oder gar die Ausübung einer Kunſt oder Wiſſenſchaft 
darſtellen, und die dennoch ſelbſt bei großem Umfange einen in 
kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb durchaus nicht 
erfordern. Vgl. z. B. Johow, Jahrbuch für Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. IX S. 16. 
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äußert — „ein klarer und einfacher Grundgedanke. Die 
Kaufmannseigenſchaft wird dann den wirklichen Kaufleuten 
ohne Rückſicht auf den Umfang ihres Handelsbetriebes bei⸗ 
gelegt, darüber hinaus aber nur auf Großgewerbetreibende 
übertragen.“ Eine Annahme dieſes Vorſchlages hätte die 
Gruppe der Kannkaufleute auf eine ganz unbeſtimmte und 
unbeſtimmbare Maſſe von Gewerbetreibenden ausgedehnt. 
Anſtatt eine ſcharfe Scheidewand zwiſchen Kaufleuten und 
Nichtkaufleuten zu errichten, wäre die Grenzlinie in hohem 
Maße verwiſcht und unklar gemacht. Ein Sonderrecht der 
Kaufleute hat aber mit Rückſicht auf die eingetretene Kom⸗ 
merzialiſirung des bürgerlichen Rechts nur dann noch innere 
Berechtigung, wenn es möglich iſt, durch zwingende Ge— 
ſetzesvorſchrift das kaufmänniſche Gewerbe von dem nicht⸗ 
kaufmänniſchen zu trennen. Allerdings kennt auch das neue 
Handelsgeſetzbuch Gewerbetreibende, deren freiem Belieben 
es überlaſſen iſt, ſich der Strenge des Handelsrechts zu unter: 
werfen oder nicht. Aber hier liegen doch die Verhältniſſe 
inſofern günſtiger, als nur ganz beſtimmte, vom Geſetze genau 
bezeichnete Perſonenkreiſe in die Kategorie dieſer ſogenannten 
Kannkaufleute fallen, während nach der Anordnung jenes 
Verbeſſerungsvorſchlages eine derartige Beſchränkung nicht 
beſteht. 

Ein zweiter Vorſchlag??) verwirft mit Rückſicht auf die 
unleugbare Schwierigkeit, die das gleichzeitige Aufſtellen einer 
materiellen und einer formellen Vorausſetzung für den Kauf⸗ 
mannsbegriff hervorruft, ſowohl die Gruppe der Sollfauf: 
leute wie die der Kannkaufleute. Es ſoll ausſchließlich das 
reine materielle Syſtem zur Anwendung gelangen, alſo nur 
Mußkaufleute geben. Da jedoch eine lediglich kaſuiſtiſche 
Aufzählung den modernen Verkehrsbedürfniſſen nicht zu ge⸗ 
nügen im Stande iſt, wird ſowohl von dem Aufzählungs⸗ 
wie von dem Verallgemeinerungsverfahren Gebrauch gemacht. 


23) Munk in Gruchot's Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts, 1896, S. 709. 
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„Zu einer ſicheren Geſtaltung — ſo heißt es in dieſem Vor— 
ſchlage — käme man, wenn man die erſte Vorausſetzung 
des § 2, die Notwendigkeit eines kaufmänniſchen Betriebes, 
zur alleinigen Vorausſetzung machte, jo daß die Eintragung 
alsdann nur ebenſo wie in den Fällen des § 1 nachzufolgen 
hätte, ohne eine rechtserzeugende Bedeutung zu beſitzen. Es 
müßte nur Sorge getragen werden, daß ein leicht faß— 
liches Merkmal für das Erforderniß eines kaufmänniſchen 
Betriebes nicht fehle.“ Das iſt aber eben die Schwierigkeit, 
ein ſolches leichtfaßliches, dem Publikum ſofort erkennbares 
Merkmal zu finden. Der Vorſchlag allerdings meint — und 
er macht ſich damit die Sache ſehr leicht —, daß lediglich 
der Umfang, die Größe eines Betriebes den untrüglichen 
Maßſtab dafür bilde, ob einem Unternehmer die Kaufmanns: 
eigenſchaft zukomme oder nicht. Abgeſehen davon, daß die 
individuelle Anſchauung, ob ein Gewerbebetrieb groß oder 
klein ſei, ſehr verſchieden iſt, erheben ſich gegen den Stand— 
punkt des Vorſchlages mehrfache Bedenken. Einmal iſt es 
falſch, daß ein umfangreiches Gewerbe ſtets und unter allen 
Umſtänden die Nothwendigkeit eines kaufmänniſchen Betriebes 
hervorruft. Gibt es doch Unternehmen, die trotz ihrer Größe 
einen durchaus handwerksmäßigen Charakter haben und alle 
Formen des kaufmänniſchen Betriebes ſehr wohl entbehren 
können. Andererſeits iſt der Umfang eines Betriebes keines— 
wegs in allen Fällen offenſichtlich, dem Publikum ohne Wei— 
teres ſofort erkennbar. Im Gegentheil, ſehr häufig wird 
ein Unternehmer danach trachten, ſei es mit Rückſicht auf 
die Konkurrenz, ſei es aus anderen Gründen, den Umfang 
ſeines Geſchäftsbetriebes auf das Sorgfältigſte zu verſchleiern. 
Somit kann man auch dieſem Verbeſſerungsvorſchlage nicht 
zugeſtehen, daß er genügende Rechtsſicherheit bei gleichzeitiger 
Vereinfachung des Kaufmannsbegriffes ſchafft?). 


24) Dieſem Verſuche gegenüber, die Größe des Betriebes zur alleinigen 
Vorausſetzung der Kaufmannseigenſchaft zu machen, gelten in 
erhöhtem Maße die Worte der Denkſchrift (I S. 12, II S. 10): 
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Auf einem ganz entgegengeſetzten Standpunkte ſteht 
endlich ein dritter Vorſchlag? 5). Er will die ausschließliche 
Anwendung des materiell⸗formellen Syſtems. Auch diejenigen, 
die ein Grundhandelsgewerbe nach § 1 Abſ. 2 betreiben, 
ſollen die Kaufmannseigenſchaft erſt durch die Regiſtrirung 
erlangen. „Dann kämen wir zu dem klaren Zuſtande, daß 
Kaufleute nur die in das Handelsregiſter eingetragenen Ge⸗ 
werbetreibenden find, und umgekehrt, daß aus dem Handels: 
regiſter alle Kaufleute erſichtlich ſind.“ Es würde alſo nach 
dieſem Vorſchlage die Gruppe der Mußkaufleute gänzlich in 
Fortfall gerathen. — Dieſes Verfahren bewirkt allerdings 
große Rechtsſicherheit. Es iſt auch durchaus nicht neu. Sagt 
doch z. B. ſchon das Statut von Brescia aus dem Jahre 
1313 (lib. III, n. 59): „Et intelligatur mercator qui 
publice exercet mercathandiam et qui scriptus sit sua 
spontanea voluntate in uno libro penes consules mer- 
cathandiae; et qui inventurus non fuerit scriptus in dicto 
libro, non intelligatur mercator“ 26). 

Indeſſen die Folge dieſes Vorſchlages würde fein, daß 
jeder, der ein offenſichtliches Handelsgewerbe betreibt, ſo lange 
er nicht in das Handelsregiſter eingetragen iſt, auch nicht als 
Kaufmann im Rechtsſinne gilt und nicht dem Handelsrechte 
unterſteht. Auch hier kann man entgegnen, daß ja der § 2 
des neuen Handelsgeſetzbuchs von demſelben Syſteme Ge— 
brauch macht. Jedoch das neue Handelsgeſetzbuch hat die 
Nachtheile dieſes Syſtems dadurch zu verringern gewußt, 
daß es vorweg alle diejenigen Gewerbebetriebe, die ſich ſchon 
lediglich nach dem Gegenſtande des Unternehmens als Han⸗ 


„Nur dieſes Merkmal entſcheiden zu laſſen, iſt indeſſen nicht rath⸗ 
ſam. Unter Umſtänden würde es dabei den Betheiligten doch an 
einer ſicheren Grundlage für die Beurtheilung der Frage fehlen, 
ob ein Unternehmer als Kaufmann anzuſehen iſt.“ 

25) Laſtig in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statiſtik 
Bd. LXVIII (Jahrgang 1897) S. 28. 

26) Cf. Bolaffio, Il nuovo codice di commercio germanico, 
Padova 1897, S. 23 Anm. 20. | 
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delsgewerbe kennzeichnen, ausſcheidet und ihre Inhaber ohne 
Weiteres zu Kaufleuten erklärt. 

Dieſe Gegenüberſtellung der verſchiedenartigſten Ver⸗ 
beſſerungsvorſchläge zeigt meines Erachtens deutlich, mit 
welchen Schwierigkeiten heute eine erſchöpfende, den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen völlig befriedigende Abgrenzung des Kaufmanns⸗ 
begriffes zu kämpfen hat. Jedes der drei in Betracht kommen⸗ 
den Syſteme hat ſeine erheblichen Schattenſeiten, und keines 
von ihnen iſt im Stande, ein unfehlbares Univerſalrezept 
zu gewähren. Wenn daher der deutſche Geſetzgeber die gol— 
dene Mittelſtraße gewandert iſt und alle drei Syſteme ver⸗ 
wendet hat, ſo wird man ſich, wiewohl dieſes eklektiſche Ver⸗ 
fahren nothwendiger Weiſe eine große Komplizirtheit mit ſich 
bringt, doch dem Urtheile La band's?) anſchließen können, 
daß durch die vom neuen Handelsgeſetzbuch getroffene Be⸗ 
ſtimmung des Kaufmannsbegriffes die Abgrenzung des Han— 
delsrechts vom bürgerlichen Recht in durchaus ſachgemäßer 
Weiſe erfolgt iſt?s), und daß das neue Handelsgeſetzbuch eine 


27) Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1896 S. 350. — Auch Coſack, Lehr⸗ 
buch des Handelsrechts, 4. Aufl. 1898, S. 35, kommt nach einem 
Vergleiche des bisherigen und künftigen Rechts zu folgendem Er⸗ 
gebniß: „Die Beſtimmung des Kreiſes der Kaufleute iſt dadurch 
weit überſichtlicher () und ſachgemäßer geworden, daß fortab — 
ihre ordnungsmäßige Eintragung in das Handelsregiſter voraus⸗ 
geſetzt — alle Geſchäftsmänner, deren Betrieb eine kaufmänniſche 
Einrichtung erfordert, zu den Kaufleuten zählen, ohne daß man 
erſt mit qualvoll pedantiſcher Kaſuiſtik prüfen muß, ob die von 
ihnen betriebenen Geſchäfte unter eine der Nummern des Katalogs 
der Grundhandelsgeſchäfte fallen.“ 

28) Eine äußerſt abfällige Kritik hat das eklektiſche Verfahren des 
neuen Handelsgeſetzbuches in einer Schrift des italieniſchen Rechts⸗ 
lehrers an der Univerſität Parma, Leone Bollaffio, „I 
nuovo codice di commereio germanico“, 1897, gefunden. Auf 
S. 21 dieſer Abhandlung heißt es z. B.: „Volendo fare del 
codice di commereio la legge professionale dei commereianti, 
creö fittiziamente una corporazione di com mereianti coatti e 
volontari; aventi il distintivo esteriore della iserizione o che 
del medesimo possona far senza; che quel distintivo sono 
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ſehr erhebliche Verbeſſerung des jetzigen Rechtszuſtandes her⸗ 
beiführen wird. 


obbligati ad avere per integrare la qualità di commercianti. 
o che questa qualita desumono soltanto da quella iscrizione!“ 
(Indem das neue Handelsgeſetzbuch aus dem Handelsrecht das 
Berufsrecht der Kaufleute machen wollte, ſchuf es in verkehrter 
Weiſe eine Korporation von gezwungenen und freiwilligen Kauf⸗ 
leuten; von ſolchen, die das äußere Kennzeichen der Eintragung 
tragen, und ſolchen, die daſſelbe entbehren können; von ſolchen, die 
verpflichtet ſind, dieſes Kennzeichen zu haben, um die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft in vollem Maße zu erlangen, und ſolchen, welche dieſe 
Eigenſchaft erſt durch jene Eintragung erreichen!) Und wenige 
Zeilen darauf fährt der Verfaſſer fort (S. 22): „Si tratta di un 
codice straniero che nessuna intelligenza equilibrata di legis- 
latore italiano penserebbe di trasportare nel nostro paese. 
Il nostro germanisıno giuridico non arriva per fortuna a 
questo excesso!“ (Es handelt ſich nur um ein ausländiſches 
Geſetzeswerk, das kein im Gleichgewicht befindlicher Verſtand eines 
italieniſchen Geſetzgebers auf unſer Land verpflanzen möchte. Unſer 
juriſtiſcher Germanismus gelangt glücklicherweiſe nicht zu einer 
ſolchen Ausſchreitung!) 


(Fortſetzung folgt.) 


V. 
Das Dogma von der „Bilanzwahrheit“. 


Von 


Herrn Landgerichtsrath Dr. Neukamp in Göttingen. 


— — 


81. 
Einleitung. 


Simon hat in der zweiten Auflage ſeines vortrefflichen 
Buches: „Die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften“ u. ſ. w.) 
in der „Schlußbetrachtung“ S. 474 den Satz aufgeſtellt: 

„Bilanzwahrheit und Bilanzklarheit — dies können 
nur die Ziele bedeuten, auf die man hinarbeiten ſoll, 
die man aber vollſtändig nie erreichen wird.“ 


Daß auf eine möglichſt klare und durchſichtige Bilanz 
hinzuarbeiten iſt, darüber kann wohl kein Zweifel beſtehen; 
ob aber auch das Gleiche hinſichtlich der ſogenannten „Bilanz: 
wahrheit“, ſei es de lege lata, ſei es de lege ferenda, der 
Fall iſt, das kann und muß füglich bezweifelt werden, ob— 
wohl anſcheinend das Dogma von der „Bilanzwahrheit“ die 
bisher unbeſtrittene communis opinio für ſich hat. 

Verſteht man unter „Bilanzwahrheit“ den Grundſatz, 
in der kaufmänniſchen Bilanz die Vermögenswerthe des 


1) Vgl. darüber meine Beſprechung in Nr. 8 und 9 der Monats⸗ 
ſchrift für Handelsrecht Bd. VIII S. 198 ff 
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Einzelkaufmanns oder der den Vorſchriften des Handelsgeſetz⸗ 
buches unterworfenen Geſellſchaften überall dem wirklichen 
Werthe entſprechend einzuſtellen !)), ſo iſt fo viel ſicher, 
daß das Geſetz einer zu hoch gegriffenen Bewerthung 
des kaufmänniſchen Vermögens durch eine Reihe von Vor— 
ſchriften entgegentritt und dieſe unter Umſtänden ſogar mit 
Kriminalſtrafen bedroht, wie ſogleich noch des Näheren dar: 
zulegen iſt. 

Aber die Bilanz iſt nicht bloß dann „unwahr“, wenn 
die darin figurirenden Vermögensobjekte zu hoch, ſondern 
auch dann, wenn ſie zu niedrig bewerthet ſind. 

Wäre nun das Dogma von der „Bilanzwahrheit“ richtig, 
jo müßte auch eine zu niedrige Bewerthung des kauf— 
männiſchen Vermögens geſetzlich verpönt ſein. Darüber, ob 
dies der Fall, ſind eingehendere Unterſuchungen bisher nicht 
angeſtellt; gelegentliche Aeußerungen einzelner Schriftſteller, 
ſowie einzelne Sätze in den Entſcheidungen unſerer höchſten 
Gerichte, die alle von dem für ſie feſtſtehenden Dogma der 
„Bilanzwahrheit“ ausgehen, erwecken den Anſchein, als ob 
man auch eine zu niedrige Bewerthung der Bilanzpoſten für 
unzuläſſig hielte. 

Da ich nun der Anſicht bin, daß nach dem geltenden 
Recht eine zu niedrig gegriffene Abſchätzung der 
Bilanzwerthe durchaus ſtatthaft und auch de lege fe— 
renda geradezu empfehlenswerth iſt — ein Satz, der mit 
der Lehre von der abſoluten Bilanzwahrheit ſchlechterdings 
nicht zu vereinigen iſt — ſo ſoll im Folgenden die Frage, 


1a) Soweit der Grundſatz der „Bilanzwahrheit“ die Vollſtändig⸗ 
keit der Bilanz, d. h. die Einſtellung aller Vermögenswerthe, 
erfordert, iſt er unzweifelhaft richtig. Im Folgenden wird uns 
dieſe Frage ebenſo wenig beſchäftigen, wie die Bilanzirung der 
Paſſiva, da bei deren Bewerthung eine eigentliche Abſchätzung 
verhältnißmäßig ſelten in Frage kommen wird. Sofern dies der 
Fall fern ſollte, gilt übrigens entſprechend den Ausführungen des 
Textes der Grundſatz, daß in der Regel nur eine zu hohe, nicht 
aber eine zu niedrige Bewerthung der Paſſiva zuläſſig ſein wird. 
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ob eine derartige unrichtige Bewerthung des kaufmänniſchen 
Vermögens in der Bilanz geſetzlich zuläſſig iſt, im Zuſammen⸗ 
hange unterſucht werden. 

Vorweg iſt zu bemerken, daß die für die Bilanzen der 
Einzelkaufleute, der offenen Handelsgeſellſchaften, der Kom⸗ 
manditgeſellſchaften und der Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften ausſchließlich maßgebenden Bewerthungs— 
grundſätze in dem Art. 31 des alten und den §§ 39 und 40 
des neuen am 1. Januar 1900 in Kraft tretenden Handels⸗ 
geſetzbuchs enthalten find. Dieſe werden für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien durch die 
Artt. 185 a, 239 b des jetzt geltenden, §§ 261, 320 Abſ. 3, 
325 Ziff. 3 des neuen HGB.“'s, ſowie durch § 43 (42) des 
Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung, vom 20. April 1892 (RGBl. S. 477) für dieſe Ge: 
ſellſchaften ergänzt. Der § 43 (42) 1. c. entſpricht im 
Weſentlichen, insbeſondere ſo weit derſelbe hier in Frage 
kommt, dem Art. 185 a des HGB.“'s, ſo daß in der nad) 
folgenden Darſtellung in der Regel nicht weiter auf die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung eingegangen werden 
wird, da Alles, was für die Aktiengeſellſchaften in dieſer 
Hinſicht gilt, ohne Weiteres auch auf die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung Anwendung findet. 

Endlich iſt noch hervorzuheben, daß die Bewerthungs— 
vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs ſowohl nach dem jetzigen, 
wie nach dem künftigen Recht in gleichem Sinne auszu— 
legen ſind. Denn die Begründung des erſten und zweiten 
Entwurfs des neuen Handelsgeſetzbuchs läßt darüber keinen 
Zweifel, daß eine Abänderung der jetzt geltenden Bewerthungs⸗ 
vorſchriften durch das neue Handelsgeſetzbuch nicht beabſichtigt 
iſt, wie denn auch der Wortlaut des alten und neuen Hans 
delsgeſetzbuchs, ſoweit er für unſere Frage in Betracht kommt, 
im Weſentlichen übereinſtimmt. (Vgl. Begründung des erſten 
Entwurfs S. 46 und 145, an welch letzterer Stelle es wört⸗ 
lich heißt: „Die ſachlichen Vorſchriften, welche Art. 185 a 
des HGB. 's bezüglich der Aufſtellung der Bilanz, insbeſondere 


Neukamcp: Das Dogma von der Bilanzwahrheit. 453 


bezüglich der Werthanſätze in derſelben, aufſtellt, ſind 
im § 238 des Entwurfs unverändert beibehalten.“ Ebenſo 
Begründung des zweiten Entwurfs ©. 44 ff. und S. 147. — 
Uebereinſtimmend Simon: „Die Bilanzen der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften“ §S 80 S. 312.) 

Die folgende Unterſuchung ſoll nun das Dogma von 
der Bilanzwahrheit zunächſt vom Standpunkte des öffentlichen 
Rechts (§ 2), ſodann von dem des Privatrechts (§ 3) aus 
unterſuchen, daran anſchließend prüfen (§ 4), inwieweit die 
Betheiligten einer unrichtigen Bilanzirung entgegentreten 
können und zum Schluſſe (8 5) erörtern, ob in der That 
„abſolute Bilanzwahrheit“ das Ziel iſt, auf welches der Ge: 
ſetzgeber durch entſprechende Maßnahmen hinzuarbeiten hat. 


U 


§ 2. 
Erfordert das öffentliche Recht „abſolute Bilanzwahrheit“? 


1. Die Aufſtellung einer Bilanz iſt durch Art. 29 (§ 39) 
des HGB.'s jedem Kaufmann — alſo gemäß Art. 5 (§ 6) des 
HGB.'s in Verbindung mit § 17 Abſ. 2 des Gen. Geſ.'s 1) 
und § 13 Abſ. 3 des Geſetzes vom 20. April 1892 — auch 
den Aktiengeſellſchaften und Aktien-Kommanditgeſellſchaften, 
ſowie den Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und den 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ebenſo, wie die Füh— 
rung von Handelsbüchern, zur Pflicht gemacht. 

Ein Verſtoß gegen die Verpflichtung zur Bilanzziehung 
überhaupt iſt jedoch nur für den Fall, daß es zu einer 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Kaufmanns kommt, 
durch § 210 Nr. 3 der jetzt geltenden, §S 240 Nr. 4 der am 
1. Januar 1900 in Kraft tretenden Konkursordnung mit 
Strafe bedroht. Dagegen fehlt es an einer direkten und wort— 
deutlichen Strafbeſtimmung gegen die Aufſtellung materiell 


1b) Die Paragraphen des Genoſſenſchaftsgeſetzes find in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 369, 810) 
citirt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 30 
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unrichtiger Bilanzen. Indeſſen wird die Vorſchrift des 
8 210 Nr. 2 (§ 240 Nr. 3) der Reichs⸗Konk. Ordn. von der 
Praxis dann zur Anwendung gebracht, wenn ein Gemein— 
ſchuldner wiſſentlich zu hohe Bilanzen aufgeſtellt hat. Nach 
dieſer Vorſchrift ſind nämlich Gemeinſchuldner u. A. auch 
dann ſtrafbar, „wenn ſie Handelsbücher, deren Führung ihnen 
geſetzlich oblag, ſo unordentlich geführt haben, daß ſie keine 
Ueberſicht ihres Vermögenszuſtandes gewähren“. In dieſer 
Hinſicht heißt es nun in der Entſcheidung des Reichsgerichts 
in Strafſachen vom 18. Februar 1885 (Bd. XIII S. 354) 
mit Recht: „Die Inventarien und Bilanzen bilden unzweifel— 
haft weſentliche Beſtandtheile der kaufmänniſchen Buchführung. 
Wenn auch zwiſchen den Handelsbüchern im engeren Sinne 
des Wortes und den Bilanzen im Geſetze unterſchieden wird, 
ſo iſt doch die Anfertigung der letzteren als eine zur Buch— 
führung im weiteren Sinne gehörige Thätigkeit anzuſehen. 
Die Aufſtellung von Inventar und Bilanz hat den Zweck, 
eine Feſtſtellung des Vermögensbeſtandes und Ueberſicht über 
denſelben für den Zeitpunkt der Anfertigung und damit zugleich 
mittelſt Vergleichung der verſchiedenen Bilanzen eine Ueberſicht 
über die Ergebniſſe der Geſchäftsführung zu gewähren.“ 

Während inſoweit den Ausführungen des Reichsgerichts 
beigepflichtet werden kann, enthalten dagegen die folgenden 
Sätze zu weit gehende Behauptungen, die anſcheinend von 
dem Dogma der „Bilanzwahrheit“ beherrſcht ſind. 

„Wenn dieſer Zweck erreicht werden und die Bilanz 
eine der objektiven Wahrheit nahe kommende Darlegung der 
Vermögenslage gewähren ſoll,“ fährt die gedachte Entſcheidung 
fort, „kann es nicht genügen, daß die vorhandenen Der: 
mögensſtücke mit einer beliebigen Werthangabe eingeſtellt 
und die dem Kaufmann zuſtehenden Forderungen ohne Rüd- 
ſicht auf ihre Einbringlichkeit mit dem Nominalbetrage ein⸗ 
geſetzt werden?). Vielmehr iſt es von der weſentlichſten 


2) In dieſem Satze tritt die Schwäche der Argumentation des 
Reichsgerichts zu Tage. Nach dem voraufgegangenen Satze, der 
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Bedeutung, daß der wahre Werth der einzelnen Vermögens⸗ 
beſtandtheile angegeben wird. — — Es kann hiernach, auch 
wenn die übrigen Bücher ordnungsgemäß geführt und in 
den Inventaren und Bilanzen die vorhandenen Vermögens⸗ 
ſtücke und Forderungen vollſtändig aufgeführt ſind, lediglich 
in Folge von unrichtigen, unter Nichtachtung der Vorſchriften 
des Art. 31 des HGB.'s erfolgten Werthangaben die Buch⸗ 
führung als eine derart unordentliche erſcheinen, daß die 
Handelsbücher als Ganzes keine Ueberſicht des Vermögens⸗ 
ſtandes gewähren.“ 

Dieſe Argumentation dürfte über das Ziel hinausſchießen, 
weil danach auch wiſſentlich unrichtige zu niedrige Werth: 
angaben gemäß § 210 Ziff. 2 (§ 240 Ziff. 3) der Konk. Ordn. 
unter Umſtänden ſtrafbar ſein würden. 

Damit aber würde eine Handlung unter Strafe geſtellt, 
die beſonders geeignet iſt, gerade das zu verhüten, was die 
Strafvorſchriften gegen den Bankerutt zu treffen ſuchen, näm⸗ 
lich eine Gefährdung der Gläubiger. Wenn man 
nämlich mit v. Liszt (Lehrbuch des Strafrechts, 7. Aufl. 
1896, S. 454) Bankbruch „als die Verletzung der Forde— 
rungsrechte der Gläubiger von ſeiten des Schuldners durch 
vorſätzliche oder fahrläſſige Verminderung des eigenen Ber: 
mögens“ anſieht, oder mit Merkel (in v. Holtzendorff's 
Handbuch des Strafrechts Bd. III S. 825) den Zweck der 
Strafvorſchriften gegen Bankerutt darin erblickt, den leicht: 


von der Bilanz eine der „objektiven Wahrheit möglichſt nahe 
kommende Darlegung der Vermögenslage“ verlangt, war die Fol⸗ 
gerung zu erwarten, daß die Forderungen des Kauſmanns weder 
zu hoch, noch zu niedrig in Anſatz zu bringen ſind; das Reichs⸗ 
gericht beſchränkt ſich aber darauf, zu folgern, daß die Forderungen 
des Kaufmanns nicht ohne Rückſicht auf ihre Einbringlichkeit zu 
ihrem Nominalbetrage, alſo nicht zu hoch, eingeſetzt werden 
dürfen. Dieſe Folgerung gibt indeſſen nur die eine Konſequenz aus 
der voraufgegangenen Prämiſſe wieder; da die andere Konſequenz, 
nämlich die Unzuläſſigkeit der Minderbewerthung, nicht haltbar iſt, 
ſo kann auch die Prämiſſe in der vom Reichsgericht aufgeſtellten 
Allgemeinheit nicht richtig ſein. 
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ſinnigen Mißbrauch des dem Kaufmann gewährten Kredits 
zu ahnden, ſo kann wohl ein zu hoher Werthanſatz in der 
Bilanz eine Verminderung des Vermögens des Schuldners 
herbeiführen, oder den Gläubiger zu einer der Sach- und 
Vermögenslage des Schuldners nicht entſprechenden Kredit— 
gewährung veranlaſſen, niemals aber eine zu niedrige Ab— 
ſchätzung des Vermögens. Iſt dies richtig — und ein Ber: 
gleich der Ziff. 1 des § 210 der Konk. Ordn. mit der Ziff. 2 
geſtattet bereits den Schluß, daß beide Vorſchriften die gleiche 
Tendenz verfolgen, einer Gefährdung der Gläubiger durch 
unordentliche Wirthſchaft und Buchführung nach Möglichkeit 
vorzubeugen — ſo muß allerdings in der Aufſtellung einer 
Bilanz mit wiſſentlich zu hoch gegriffenen Werthanſätzen, 
falls die ſonſtigen Vorausſetzungen des § 210 Ziff. 2 der 
Konk.Ordn. vorliegen, ein Verſtoß gegen dieſe Vorſchrift ge- 
funden werden. Dagegen kann eine Beſtrafung aus dem 
gedachten § 210 der Konk. Ordn. niemals um deswillen 
eintreten, weil die Bilanz eine zu niedrige Abſchätzung der 
Aktiva aufweiſt. 

2. Kann alſo nur eine wiſſentliche Höherbewerthung, 
nicht aber eine zu niedrige Abſchätzung der Aktiva die 
Strafe des §S 210 (240) der Konk. Ordn. nach ſich ziehen, jo 
kommt man bei einer genaueren Prüfung des Art. 249 b 
($ 314 Nr. 1) des HGB.'s, des S 147 des Gen. Geſ.'s und 
des § 80 (82) Ziff. 3 des Geſetzes vom 20. April 1892 zu 
demſelben Ergebniß hinſichtlich der Strafbarkeit eines Ver— 
ſtoßes gegen dieſe Vorſchriften. 

Art. 249 b beſtraft perſönlich haftende Geſellſchafter, 
Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft u. ſ. w. mit Ge⸗ 
fängniß bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
20,000 Marf?2), 

„wenn ſie wiſſentlich in ihren Darſtellungen, in ihren 

Ueberſichten über den Vermögensſtand der Geſellſchaft 


2a) Die übrigen im Text erwähnten Vorſchriften enthalten ähnliche 
Strafbeſtimmungen. 
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oder in den in der Generalverſammlung gehaltenen 
Vorträgen den Stand der Verhältniſſe der Geſellſchaft 
unwahr darſtellen oder verſchleiern.“ 


Daß zu ſolchen Darſtellungen oder Ueberſichten ins⸗ 
beſondere auch die von dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft 
oder eingetragenen Genoſſenſchaft und den perſönlich haften⸗ 
den Geſellſchaftern einer Aktien⸗Kommanditgeſellſchaft in der 
Generalverſammlung vorgelegten, ſowie die von dem Ge⸗ 
ſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ver⸗ 
öffentlichten Bilanzen gehören, kann nicht zweifelhaft ſein und 
iſt auch in Theorie und Praxis unbeſtritten. (Vgl. Ring, 
Kommentar zum Aktiengeſetz S. 702, 2. Aufl. Berlin 1893, 
im Anſchluß an die Entſch. des Reichsgerichts in Strafſ. vom 
5. April 1886, Bd. XIV S. 80 ff.) 

In dieſer Entſcheidung wird insbeſondere hervorgehoben, 
daß die vom Geſetz erforderte „unwahre Darſtellung“ auch 
auf einer unrichtigen Schätzung der Vermögens— 
werthe der Geſellſchaft beruhen kann, eine Anſicht, der 
zweifellos beizupflichten iſt? b). 

Erwägt man nun, daß Simon (a. a. O. S. 302) die 
Behauptung aufſtellt, eine Bilanz ſei auch dann unrichtig, 
wenn die Werthanſätze zu niedrig ſind, daß ferner Staub 
(a. a. O. § 2 zu Art. 249 b) lehrt: 


„Die unwahre Darſtellung braucht nicht gerade 
für die Geſellſchaft günſtig zu ſein, auch ungünſtige 
Darſtellungen fallen darunter. Denn durch ſolche un⸗ 
richtige Darſtellungen kann ungünſtig auf den Kurs 
eingewirkt und dadurch der Markt unzuläſſig beeinflußt 
werden,“ 


ſo könnte man zu dem Schluſſe kommen, daß jede wiſſentlich 
unrichtige Werthangabe in der Bilanz, mag es ſich nun um 


— 


2b) Vgl. Ring a. a. O. S. 702; Staub, Kommentar zum Handels⸗ 
geſetzbuch § 2 zu Art. 249 b; Stenglein, „Nebengeſetze“ (1. Aufl.) 
S. 179 Anm. 3a zu Art. 249 b. 
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eine zu hohe oder zu niedrige Abſchätzung handeln, der Straf⸗ 
vorſchrift des Art. 249 b Nr. 1 des HGB.“s unterliege. 

Dieſe Schlußfolgerung könnte um jo eher gezogen wer: 
den, als das Reichsgericht — unter allgemeiner Billigung 
ſeitens der Theorie — in der Entſcheidung in Strafſachen 
vom 29. November 1890 (Bd. XXI S. 172) den in jenem 
Falle vom erſten Richter aufgeſtellten Satz: 

„die Vorſchrift des Art. 249 b Nr. 1 ſetze voraus, daß 

die — — Darſtellungen nicht einzelne Geſchäfte oder 

Verhältniſſe, ſondern die Geſammtſituation der 

Aktiengeſellſchaft, ihre Vermögenslage im Allgemeinen 

— — u. dgl. betreffen,“ 
ausdrücklich mißbilligt, vielmehr bereits die unrichtige Dar: 
ſtellung eines einzelnen Vorganges für ſtrafbar erklärt hat. 

Eine Auslegung des Art. 249 b Nr. 1 des HGB.'s, wo: 
nach ſelbſt zu niedrige Werthangaben in der Bilanz der 
Strafvorſchrift dieſes Artikels unterliegen, würde aber ſowohl 
der Tendenz des Geſetzes, wie ſeiner Entſtehungsgeſchichte 
zuwiderlaufen. 

a) Auch für die Auslegung des Art. 249 b muß daran 
feſtgehalten werden, daß ein öffentliches Intereſſe an einer 
wahrheitsgemäßen und richtigen Darſtellung der Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſe in der Regel nur inſoweit exiſtirt, als verhütet 
werden muß, daß dieſe nicht beſſer und günſtiger dargeſtellt 
werden, als ſie in Wirklichkeit ſind. 

Wie die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über Füh⸗ 
rung der Handelsbücher, Aufſtellung einer Inventur und 
Bilanz vom öffentlich⸗rechtlichen Standpunkt aus nur auf 
den Schutz der Gläubiger abzielen, und wie deren Intereſſen 
nur durch eine zu hohe Bewerthung der Aktiva, niemals 
aber durch eine zu niedrige Bilanzirung geſchädigt werden 
können, fo gilt daſſelbe auch im Falle des Art. 249 b des 
HGB. s. 

Werden die Verhältniſſe der Geſellſchaft ungünſtiger 
dargeſtellt, als ſie in Wirklichkeit ſind, ſo kann dadurch allein 
eine Schädigung der Gläubiger niemals eintreten. Aber 
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auch das Publikum als ſolches kann durch eine ſolche Dar: 
ſtellung niemals Gefahr laufen, da eine ungünſtige Darlegung 
der Geſellſchaftsverhältniſſe es nur abhalten wird, ſei es 
als Gläubiger oder als Kommanditiſt oder Aktionär mit der 
Geſellſchaft in Beziehung zu treten. 

Auch dem Aktionär oder Kommanditiſten erwächſt an 
und für ſich durch eine Darſtellung, welche die Verhältniſſe 
der Geſellſchaft ungünſtiger ſchildert, als ſie in Wirklichkeit 
ſind, kein Nachtheil. Es kann für ihn nur erwünſcht ſein, 
wenn die Verhältniſſe der Geſellſchaft beſſere ſind, als ſie 
ſich nach der Bilanz darſtellen. Nur inſoweit er durch eine 
zu niedrige Bilanzirung über die wahren Verhältniſſe der 
Geſellſchaft getäuſcht und dadurch veranlaßt werden könnte, 
ſich ſeines werthvollen Aktienbeſitzes zu einem dem wahren 
Werthe nicht entſprechenden Kurſe zu entäußern, hat ein 
derartiges Verfahren eine Schädigung des Aktionärs zur 
Folge, die im Intereſſe des redlichen Verkehrs nicht geduldet 
werden darf. 

Daraus ergibt ſich, daß nach der Tendenz des Geſetzes, 
unredlichen Praktiken der Leiter von Aktiengeſellſchaften und 
Aktien⸗Kommanditgeſellſchaften vorzubeugen, die an ſich nicht 
unter den Thatbeſtand des Betruges fallen, eine zu niedrige 
Werthbemeſſung der Aktiva vom Standpunkte der Gläubiger 
der Geſellſchaft und des unbetheiligten Publikums aus nie⸗ 
mals einen Verſtoß gegen Art. 249 b enthalten kann, vom 
Standpunkte der Aktionäre oder Kommanditiſten aus aber 
nur dann, wenn dieſe gleichzeitig dadurch über den wahren 
Werth ihres Aktienbeſitzes getäuſcht und zu einer unvor— 
theilhaften Veräußerung derſelben veranlaßt werden ſollen. 

Es gehört demnach gar nicht zu den ſeltenen Vorkomm— 
niſſen, daß werthvolle Aktiva, insbeſondere Betriebsgegen⸗ 
ſtände, wie z. B. ganze Wagenparks, ja ſelbſt Häuſer und 
Fabriken mit einer Mark in die Bilanz eingeſtellt werden. 
Gleichwohl hat noch kein Aktionär und kein Staatsanwalt 
daran gedacht, dieſerhalb ein gerichtliches Vorgehen gegen 
den Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft zu veranlaſſen, obwohl 
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doch eine ſolche Bewerthung „eine wiſſentlich unrichtige“ 
Darſtellung der Vermögensverhältniſſe der Aktiengeſellſchaft 
in ſich ſchließt. 

b) Zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt man, wenn 
man die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes einer Prüfung 
unterzieht. 

Als die Novelle vom 11. Juni 1870 die Konzeſſions⸗ 
pflicht der Aktiengeſellſchaften beſeitigte, glaubte man gleichzeitig 
durch entſprechende Strafbeſtimmungen „den Verſuren ent— 
gegentreten zu müſſen, die oft mit Scharfſinn und Geſchäfts— 
gewandtheit erfunden, den wahren Stand der Sache ver— 
dunkeln, trotz ihrer Schädlichkeit und Verwerflichkeit aber 
nicht gerade als Betrügereien unter das Strafgeſetz fallen“. 
(Stenograph. Verhandlungen des Reichstags 1870 Bd. IV 
S. 659.) 

In Nachbildung des faſt wörtlich gleichlautenden Art. 39 
des württembergiſchen Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetz⸗ 
buch vom 13. Auguſt 1865, welcher beſtimmt: 


„Die Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft werden mit Gefängniß — — beſtraft, wenn 
fie — — den Stand der Verhältniſſe unwahr dar: 
ſtellen oder verſchleiern, um auf den Kurs der 
Aktien oder den Kredit der Geſellſchaft ein- 
zuwirken,“ 


wurden dann die dem jetzigen Art. 249 b entſprechenden 
Artt. 206 und 249 der Novelle zum Geſetz erhoben. 

Wenn in dieſen Artikeln auch der in dem württem⸗ 
bergiſchen Geſetz enthaltene (vorſtehend geſperrt gedruckte) 
Schlußpaſſus fehlt, ſo iſt doch in keinem Stadium des geſetz⸗ 
geberiſchen Verfahrens angedeutet, daß man eine Abweichung 
von dem württembergiſchen Geſetz beabſichtigt hat, auf das 
ſich vielmehr die amtliche Begründung ausdrücklich als ihr 
Vorbild beruft. 

In der That iſt denn auch ein öffentliches Intereſſe an 
einer wahrheitsgemäßen Darſtellung der Geſellſchaftsverhält⸗ 
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niſſe nur inſofern denkbar, als einerſeits dadurch im Inter⸗ 
eſſe des Publikums unberechtigte „Kurstreibereien“, im Inter⸗ 
eſſe der Aktionäre unberechtigte „Kursdrückereien“ verhütet 
und andererſeits im Intereſſe der Gläubiger ungerechtfertigte 
Krediterſchleichungen oder Vertheilungen fiktiver Dividenden 
verhindert werden ſollen. 

Eine Schädigung der Gläubiger und des Publikums iſt 
aber nur möglich durch eine zu hohe Bewerthung des 
Aktivvermögens, während eine zu niedrige Bewerthung eine 
Schädigung des Publikums und der Gläubiger überhaupt 
nicht und eine ſolche der Aktionäre und Kommanditiſten nur 
dann herbeiführen kann, wenn ſie geeignet iſt, dieſe über 
den wahren Werth ihres Aktienbeſitzes zu täuſchen. 

Daß ſpeziell in dieſem letzteren Falle eine beſondere 
Täuſchungsabſicht der Geſchäftsleiter vorliegen muß, 
das iſt ſowohl bei der Berathung der Novelle von 1870, 
wie in der Begründung zu dem Entwurf des Aktiengeſetzes 
von 1884 zum klaren Ausdruck gekommen. 

Bei der Berathung des erſtgedachten Geſetzes hatte der 
Abgeordnete Miquel den Antrag geſtellt, in die hier frag: 
liche Geſetzesvorſchrift die Worte einzuſchalten: „um die 
Geſellſchafter zu täuſchen“. Dieſer Antrag wurde einer⸗ 
ſeits deshalb abgelehnt, weil man auch eine Täuſchung des 
Publikums verhüten wollte, andererſeits deshalb, weil 
man dieſen Zuſatz für überflüſſig hielt. Insbeſondere äußerte 
ſich der Abgeordnete Lasker in dieſem Sinne, indem er 
ausführte, des Publikums wegen dürfe die von Miquel 
vorgeſchlagene Faſſung nicht angenommen werden; er fuhr 
dann wörtlich fort: „Will er im Allgemeinen hinzufügen: 
zum zu täuſchen“, um den dolus auszudrücken, jo ließe ſich 
der Vorſchlag erwägen, obſchon ich der Meinung bin, daß 
das Wort ‚verjchleiern‘ dies vollſtändig ausdrückt und auch 
ausreicht, um eine ſtrafbare Handlung zu begründen.“ 

In der Begründung zu der Aktiennovelle von 1884 
heißt es ſodann zu Art. 249 b des HGB. 's (Stenogr. Berichte 
des Reichstags Seſſion 1884, Bd. III [Anl.] S. 344): 
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„Art. 249 b gibt in Ziff. 1 die Strafvorſchriften 
der bisherigen Art. 206 Ziff. 3 und 249 Ziff. 3 wieder, 
verſchärft jedoch die Strafe in erheblicher Weiſe, um 
wirkſamer die wiſſentliche Aufſtellung unrichtiger Bi⸗ 
lanzen und die Täuſchungen der Aktionäre, bezw. 
des Publikums — — zu treffen. — — Die in Ziff. 1 
unter Strafe geſtellten Handlungen ſtellen ſich im Ver⸗ 
gleich zu den in Art. 249 a bedrohten als minder ſchwere 
dar, weil es ſich vorliegenden Falls nicht um eine 
betrügliche Täuſchung der Aktionäre und des 
Publikums über die fundamentalen Grund— 
lagen der Geſellſchaft, vielmehr nur um Täuſchun— 
gen handelt, welche die Geſellſchaft weniger ſchädigen 
und bei einer größeren Theilnahme der 
Aktionäre an der Kontrole leicht entdeckt 
werden können.“ 

3. Soweit alſo Strafvorſchriften gegenüber einer un⸗ 
richtigen Bilanzziehung in Betracht kommen, ſind dieſe nur 
gegen eine zu hohe, nicht aber gegen eine zu niedrige Be— 
werthung der Aktiva gerichtet. 

Es bleibt nunmehr noch zu prüfen, ob und inwieweit 
im Uebrigen das öffentliche Recht die Aufſtellung wahrheits⸗ 
gemäßer Bilanzen erfordert. 

Daß die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über die 
Handelsbücher (4. Titel des 1. Buches; Artt. 28 — 40; 
§§ 38—47 des HGB.'s), wozu auch diejenigen über die Ver: 
pflichtung zur Bilanzziehung gehören, im Allgemeinen öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Natur find, kann nicht bezweifelt werden. — 
Was aber ſpeziell die Vorſchriften über die Bilanzen angeht, 
ſo haben dieſe vom Standpunkte des öffentlichen Rechts aus 
— abgeſehen von den unter 1. und 2. erörterten Straf⸗ 
vorſchriften, ſowie den hier nicht intereſſirenden Strafbeſtim⸗ 
mungen des Art. 249 c Ziff. 2 ($ 315) des HGB.'s; $ 148 
Ziff. 2 des Gen. Geſ.'s; § 84 des Geſetzes vom 20. April 
1892; 8 210 Ziff. 3 (§S 240 Ziff. 4) der Reichs⸗Konk. Ordn. 
— nur inſoweit einen Zwangscharakter, als die Aktiengeſell⸗ 
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ſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, eingetragenen 
Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
durch Ordnungsſtrafen ſeitens des Handelsregiſterrichters zur 
jährlichen Bilanzziehung angehalten werden können (Artt. 185, 
185, 239 Abſ. 2, 239 b [Ss 14, 260 Abſ. 2, 265 Abſ. 2, 
319, 320, 325 Ziff. 3] des HGB.'s; SS 33, 160 des 
Gen. Geſ.'s und SS 41 Abſ. 4, 78, 79 des Geſetzes vom 
20. April 1892). 

Dagegen gibt das öffentliche Recht des Reiches ?) außer: 
halb eines Konkurſes keine Mittel an die Hand, durch welche 
die Befolgung der vom Geſetze aufgeſtellten Bewerthungs— 
grundſätze erzwungen werden könnte. 

Für die Zwecke der hier vorliegenden Unterſuchung be— 
darf es demnach auch einer Prüfung der Frage nicht, ob 
diejenigen reichsrechtlichen Normen, welche die Bewerthungs⸗ 
grundſätze für die Aufſtellung der Bilanz enthalten, nämlich 
Artt. 31, 185, 239 b (58 40, 261, 320 Ziff. 3) des HGB. 's, 
§ 42 des Geſetzes vom 20. April 1892, öffentlich- rechtlicher 
oder privat⸗rechtlicher Natur ſind. Denn ſoweit Erſteres der 
Fall ſein ſollte, entbehren ſie für ſich allein des Zwangs⸗ 
charakters; d. h. das öffentliche Recht des Reiches gibt keine 
Mittel an die Hand, durch welche — außerhalb des Kon⸗ 
kurſes — auf den Inhalt der Bilanz eingewirkt, insbe⸗ 
ſondere eine Befolgung der geſetzlichen Bewerthungsgrundſätze 
herbeigeführt werden könnte. So weit alſo nicht die unter 
1. und 2. erörterten Strafvorſchriften für den Fall des 
Konkurſes Platz greifen, verhält ſich das öffentliche Recht 
gegenüber dem Inhalt der Bilanz indifferent, d. h. inſoweit 
iſt dem öffentlichen Recht der Grundſatz der Bilanzwahrheit 
unbekannt. 

Damit iſt aber noch nichts über die nunmehr zu 
erörternde Frage entſchieden, inwieweit die vorerwähnten 


3) Inwieweit etwa den Landesgeſetzen, z. B. zu Zwecken der Be: 
ſteuerung, die Befugniß zuſteht, mittelſt öffentlich⸗ rechtlicher Maß: 
nahmen auf die Geſtaltung des Inhalts der Bilanzen einzu⸗ 
wirken, das fällt außerhalb des Rahmens unſerer Betrachtung. 
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Geſetzesvorſchriften als privatrechtliche Normen zwingen— 
den Charakters find und deshalb unbedingte Beachtung er: 
heiſchen. 


8 3. 


Iſt „abſolute Bilanzwahrheit ein das Privatrecht 
beherrſchender Grundſatz? 


I. Da das öffentliche Recht ſich gegen den Grundſatz 
der ſogenannten „Bilanzwahrheit“ theils indifferent verhält, 
theils denſelben nur inſoweit anerkennt, als es nur einer 
zu hohen, nicht aber einer zu niedrigen Bewerthung der 
Aktiva entgegentritt, ſo würde man an dem Dogma von 
der „abſoluten Bilanzwahrheit“ nur dann feſthalten können, 
wenn wenigſtens das Privatrecht dieſen Grundſatz als einen 
Satz zwingenden Rechts hinſtellt. 

Als eine zwingende Rechtsnorm Gus cogens) läßt ſich 
nun nur eine ſolche bezeichnen, die ein beſtimmtes Rechts⸗ 
verhältniß derart regelt, daß es jeder Vereinbarung der 
Parteien entzogen iſt (quod pactis privatorum mutari ne- 
quit), jo daß es alſo niemals Gegenſtand abweichender rechts⸗ 
geſchäftlicher Regelung ſein kann. Die zwingende Rechts⸗ 
norm greift nicht bloß ohne, ſondern auch gegen den 
Willen der Betheiligten regelnd ein; überall dagegen, wo 
die Geltung der Rechtsnorm durch einen entgegenſtehenden 
Parteiwillen im Einzelfall beſeitigt werden kann, liegt er⸗ 
gänzendes oder nachgiebiges Recht (Jus dispositivum) vor. 

Sind nun die Bewerthungsgrundſätze des Geſetzes dis⸗ 
poſitiver Natur, ſo kann von einer Geltung des Grund— 
ſatzes „abſoluter Bilanzwahrheit“ ſelbſtredend nicht die Rede 
ſein, da es alsdann von dem Belieben der Betheiligten im 
Einzelfalle abhängt, ob ſie ihre Aktiva richtig bewerthen 
wollen oder nicht. 

II. Prüft man daraufhin die geſetzlichen Bewerthungs⸗ 
grundſätze, ſo ergibt ſich im Einzelnen Folgendes: 
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1. Die grundlegende Vorſchrift für die Bewerthung der 
in die Bilanz aufzunehmenden Vermögensgegenſtände bildet 
Art. 31 (§ 40) des HGB.'8. Danach find ſämmtliche Ber: 
mögensſtücke nach dem Werthe anzuſetzen, welcher ihnen zur 
Zeit der Aufnahme der Bilanz, (bezw. nach § 40 N. HGB.“ 
in dem Zeitpunkte, für welchen die Aufſtellung ſtattfindet), 
beizulegen iſt. 

Was unter dieſem Werthe zu verſtehen iſt — ob der 
ſogenannte objektive Werth, wie das Reichsoberhandelsgericht 
und ihm folgend das Reichsgericht (Entſch. vom 25. Juni 
1887, Bd. XIX S. 111 ff.), ſowie die herrſchende Meinung 
behauptet, oder der ſogenannte individuelle Werth, wie Si⸗ 
mon (a. a. O. S. 303 ff.) nachzuweiſen ſucht —, das kann 
hier dahingeſtellt bleiben. So viel iſt jedenfalls ſicher, daß 
Art. 31 den wahren Werth, mag dieſer nun als objektiver 
oder als individueller gefunden werden, im Auge hat. Wäre 
alſo die Vorſchrift des Art. 31 in vollem Umfange zwin⸗ 
gender Natur, ſo könnte es keinem Zweifel unterliegen, 
daß unſer Handelsrecht von dem Grundſatze der ſogenannten 
„Bilanzwahrheit“ beherrſcht wird. Alsdann aber müßten 
alle Aktiva genau entſprechend ihrem wirklichen Werthe zur 
Zeit der Bilanzaufſtellung in die Bilanz aufgenommen wer— 
den; es dürfte weder eine Ueber-, noch eine Unterſchätzung 
der Aktiva ſtattfinden; auch müßten Vereinbarungen zwiſchen 
Geſellſchaftern, ſowie ſtatutariſche Vorſchriften, die eine an⸗ 
dere als die geſetzlich vorgeſchriebene Bilanzirung vorſehen, 
für unzuläſſig und rechtsunwirkſam erachtet werden. 

Daß dies aber nicht der Sinn des Art. 31 (§ 40) iſt, 
lehrt bereits ſeine Entſtehungsgeſchichte. 

Schon in der Nürnberger Kommiſſion“) wurde die Vor: 
ſchrift des Art. 31 als ein „ſchätzbarer Wegweiſer“ für den 
Kaufmann bei Aufſtellung der Bilanz bezeichnet, woraus 
bereits erhellt, daß der Geſetzgeber dieſe Vorſchrift nicht 
etwa als ein zwingendes Gebot, ſondern vielmehr als eine 


4) S. 47 der amtlichen Protokolle. 
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„Inſtruktion“ )) für den Kaufmann aufgefaßt hat, deren 
Befolgung für dieſen zwar empfehlenswerth, aber nicht noth— 
wendig iſt. 

Auch in der Begründung zum 8 37 des erſten Entwurfs 
des neuen Handelsgeſetzbuches (§S 40 des Geſetzes) heißt es 
S. 47 der Denkſchrift wörtlich: 

„Ueberdies iſt es eine weit verbreitete Han: 
delsſitte, die jährlichen Abſchreibungen auf die Be— 
triebsgegenſtände höher zu bemeſſen, als es mit Rück— 
ſicht auf die ſtattgehabte Abnutzung an ſich erforderlich 
wäre; dieſe Uebung dient nur zur Stärkung der 
wirthſchaftlichen Grundlagen des Geſchäftsbetriebes, 
und es beſteht jedenfalls kein Anlaß, ihr 
durch geſetzliche Vorſchriften entgegen zu 
wirken.“ 

Hier ſpricht es alſo der eine Geſetzgebungsfaktor, der 
Bundesrath, geradezu aus, daß eine wiſſentlich unrich— 
tige Bilanzirung, nämlich eine Herabdrückung der Bilanz— 
ergebniſſe durch zu hohe Abſchreibungen im Intereſſe einer 
ſoliden Geſchäftsgebarung geradezu wünſchenswerth iſt. Eine 
ähnliche Anſchauung hat der andere Geſetzgebungsfaktor, der 
Reichstag, bei Berathung des neuen Handelsgeſetzbuches in 
ſeiner Kommiſſion an den Tag gelegt. 

Bei der Kommiſſionsberathung war zum § 255 des 
Entwurfs der Antrag geſtellt, folgenden neuen Paragraphen 
einzuſchalten: 

„Steht nach dem Geſellſchaftsvertrage der General: 
verſammlung die Beſchlußfaſſung darüber zu, ob außer 
den geſetzlich vorgeſchriebenen und den im Geſellſchafts— 
vertrage ausdrücklich feſtgeſetzten Rücklagen oder Ab— 
ſchreibungen noch weitere Rücklagen oder Abjchrei: 
bungen zu erfolgen haben, ſo bedarf ein ſolcher Be— 


5) Vgl. Simon a. a. O. S. 289. — Staub a. a. O. Einleitung 
und $ 1 zu Art. 31. — Protokolle der Nürnberger Kommiſſion 
S. 47. 
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ſchluß einer Mehrheit, die mindeſtens drei Viertheile 

des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen Grundkapitals 

umfaßt.“ 

Die Begründung dieſes Antrags ging dahin: 

„Es beſtehe derzeit der Mißſtand, daß durch ein⸗ 
fachen Majoritätsbeſchluß der Generalverſammlung, 
falls ihr dieſe Befugniß durch Geſellſchaftsvertrag ge⸗ 
geben ſei, beſchloſſen werden könne, weitere Rücklagen 
und Abſchreibungen vorzunehmen und dadurch die 
Aktionäre in ihrem Dividendenbezug zu ſchädigen. 

Im Intereſſe der Aktionäre ſei gegen eine ſolche, 
durch einfachen Majoritätsbeſchluß eintretende Schädi⸗ 
gung ihrer Intereſſen Vorſorge zu treffen; oft erfolgten 
ſolche ſtarke Abſchreibungen, um die Dividende herab: 
zudrücken, im Intereſſe einer beſtimmten Gruppe von 
Aktionären, die bei ſinkendem Aktienkurs die Aktien 
aufkaufen, um ſie ſpäter wieder in die Höhe zu treiben; 
bei ſolchen außerordentlichen Abſchreibungen ſei daher 
eine qualifizirte Mehrheit vorzuſchreiben, die mindeſtens 
drei Viertel des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen 
Grundkapitals umfaſſen müſſe.“ 

Dieſem Antrage wurde indeſſen entgegengehalten, „daß 
man Abſchreibungen und Rücklagen im Intereſſe einer ſoliden 
Geſchäftsführung nicht verhindern, ſondern begünſtigen ſolle. 
Bei Annahme des Antrags werde eine unter Umſtänden von 
der Mehrheit der Aktionäre gewollte ſehr vernünftige Maß: 
regel verhindert“. 

Dieſe letztere Begründung eignete ſich die Mehrheit der 
Kommiſſion an und lehnte den geſtellten Antrag ab, gab 
damit alſo deutlich zu erkennen, daß ſie eine möglichſt niedrige 
Bewerthung des Geſellſchaftsvermögens nicht bloß für zu: 
läſſig, ſondern „im Intereſſe einer ſoliden Geſchäftsführung“ 
ſogar für wünſchenswerth hielt. (Druckſachen des Reichstags 
Seſſion 1895— 1997 Nr. 735 S. 3913.) 

2. Geht darnach aus der Durchforſchung des Geſetz⸗ 
gebungsmaterials zu Art. 31 (§ 40) des HGB.'s nur fo viel 
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hervor, daß nach dem Willen und der Meinung der geſetz— 
gebenden Faktoren dieſe Vorſchrift einer zu niedrigen Be⸗ 
werthung der Aktiva nicht entgegenſteht, ſo läßt ſich dagegen 
aus den zur Ergänzung des Art. 31 für Aktiengeſellſchaften, 
Aktien⸗Kommanditgeſellſchaften und Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung gegebenen Spezialvorſchriften des Art. 185 a 
($ 261) des HGB.'s und des $ 43 (42) des Geſetzes vom 
20. April 1892 mit Beſtimmtheit entnehmen, daß die Be⸗ 
werthungsgrundſätze des Geſetzes der Abſchätzung zwar nach 
oben, nicht aber nach unten hin eine Grenze ziehen. Eine 
Minderbewerthung der Aktiva iſt darnach nicht nur ohne 
Einſchränkung zuläſſig, ſondern durch die genannten Bor: 
ſchriften unter Umſtänden ſogar geboten. Dagegen ergibt 
der Wortlaut dieſer Vorſchriften, daß eine unter Verletzung 
der geſetzlichen Bewerthungsgrundſätze erfolgende Höher— 
bewerthung der Aktiva abſolut unzuläſſig iſt und gegen ein 
zwingendes Verbotsgeſetz verſtößt. 

Einerſeits ſchreibt nämlich das Geſetz ausdrücklich vor, 
daß Werthpapiere und Waaren, die einen Börſen- oder 
Marktpreis haben, höchſtens zu dieſen Preiſen, andere Ber: 
mögensgegenſtände höchſtens zum Anſchaffungs- oder Her: 
ſtellungspreiſe in die Bilanz eingeſtellt werden dürfen. Damit 
ſetzt alſo das Geſetz für die Abſchätzung gewiſſer Aktiva eine 
Maximalgrenze feſt, die niemals überſchritten werden 
darf. Die Bewerthungsgrundſätze des Geſetzes find alſo info: 
fern zwingenden Charakters, als ſie es verbieten, die Aktiva 
über ihren wahren Werth zum Anſatz zu bringen. Anderer⸗ 
ſeits verlangt aber das Geſetz geradezu eine Minderbewerthung 
der Aktiva. Wenn nämlich der Anſchaffungs- oder Herſtel⸗ 
lungspreis von börſen⸗ oder marktgängigen Werthpapieren 
oder Waaren niedriger iſt, als der jeweilige Börſen- oder 
Marktpreis, alſo als der wahre Werth, ſo müſſen dieſe 
Aktiva unter ihrem wahren Werthe in die Bilanz eingeſtellt 
werden, indem in dieſem Falle höchſtens ihr Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungspreis zum Anſatz gebracht werden darf, ob— 
wohl dieſer hinter dem wirklichen Werthe zurückbleibt. 
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3. Die im Vorſtehenden aus dem Wortlaut und der 
Entſtehungsgeſchichte ermittelten Ergebniſſe über die Natur 
der geſetzlichen Bewerthungsgrundſätze finden volle Beſtätigung, 
wenn man den Zweck der Bilanz ins Auge faßt. 

Sie hat nämlich die Doppelfunktion, einmal über die 
jeweilige Vermögenslage des Kaufmanns und die Ergebniſſe 
des abgelaufenen Geſchäftsjahres Aufſchluß zu geben und 
ſodann vor Allem bei den Geſellſchaften die Grundlage für 
die Ermittlung des vertheilungsfähigen Jahresreingewinns 
zu gewähren. 

a) Soweit es ſich um die erſtgedachte Funktion handelt, 
dient die Bilanz vor Allem den Intereſſen der Gläubiger des 
Kaufmanns. Für die Gläubiger hat die Bilanz nach mehreren 
Richtungen hin die größte Bedeutung; wird ihnen, wie dies 
nicht ſelten geſchieht, von dem kreditſuchenden Kaufmann 
Einſicht in die Bilanzen gewährt, jo bilden dieſe den wich: 
tigſten Faktor für die Beurtheilung der Kreditwürdigkeit des 
Kaufmanns. Dieſer ſelbſt orientirt ſich durch Aufmachung 
der Bilanz über ſeine Vermögenslage und kann danach beur⸗ 
theilen, ob er ſeinen Verpflichtungen noch gerecht werden 
kann oder ob er im Intereſſe ſeiner Gläubiger und deren 
gleichmäßiger Befriedigung die Eröffnung des Konkurſes 
beantragen ſoll ). Bei ausgebrochenem Konkurſe endlich 
dient die Bilanz zur ſicheren und ſchnellen Orientirung über 
die Konkursmaſſe und die muthmaßlichen Ergebniſſe des 
Konkurſes. 


6) Für den Einzelkaufmann und die offenen Handelsgeſellſchaften be⸗ 
ſteht keine geſetzliche Verpflichtung, bei einer aus der Bilanz erſicht⸗ 
lichen Ueberſchuldung (ſogenannte „Unterbilanz“) die Eröffnung des 
Konkurſes zu beantragen; wohl aber liegt eine derartige Verpflich⸗ 
tung den Aktiengeſellſchaften und den Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung ob. Vgl. Artt. 240 Abſ. 2, 249 c Ziff. 2 des HGB., 
§§ 64, 71, 84 des Geſetzes vom 20. April 1892. Nach dem neuen 
Handelsgeſetzbuch iſt gemäß §§ 240 Abſ. 2, 298 Abſ. 2, $ 315 
Ziff. 2 und § 325 Ziff. 8 dieſe Pflicht auch den Aktienkommandit⸗ 
geſellſchaften auferlegt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 31 
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Nach allen dieſen Richtungen hin iſt es für die Gläu⸗ 
biger ausſchließlich von Bedeutung, daß die Werthanſätze in 
der Bilanz nicht zu hoch gegriffen ſind; wogegen eine zu 
niedrige Bewerthung der Aktivmaſſe für ſie nicht nur nicht 
nachtheilig, ſondern umgekehrt geradezu vortheilhaft iſt, weil 
alsdann die Vermögenslage des Schuldners in Wirklichkeit 
eine beſſere iſt, als es nach der Bilanz den Anſchein hat 
Vom Standpunkte der Gläubiger aus liegt alſo gar kein 
Grund vor, einer zu niedrigen Schätzung der Vermögens⸗ 
werthe bei Aufſtellung der Bilanz geſetzgeberiſch entgegen⸗ 
zutreten. 

b) Weſentlich anders liegt die Sache, wenn man die 
Bilanz vom Standpunkte der Geſellſchafter (Kommanditiſten, 
Aktionäre) aus betrachtet. Für dieſe tritt die zweite Funktion 
der Bilanz in den Vordergrund, wonach ſie die Grundlage 
für die Ermittlung des Jahresreingewinnes bildet. Das 
ſelbſtiſche Intereſſe der Geſellſchafter geht naturgemäß dahin, 
eine möglichſt hohe Gewinnquote gutgeſchrieben, bezw. aus⸗ 
gezahlt zu erhalten. Daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß den 
Geſellſchaftern vor Allem an einer möglichſt hohen Bewerthung 
der Aktiva liegt; denn da bei der kaufmänniſchen Bilanz 
der Jahresgewinn ſich aus einer Vergleichung der am 
Schluſſe des Jahres vorhandenen Aktiva und Paſſiva ergibt 
(vgl. Art. 1854 des HGB.'s), jo folgt daraus, daß der 
Gewinn um ſo größer iſt, je höher die Aktiva bewerthet 
werden und je niedriger die Paſſiva ſich beziffern. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus gewinnt der Art. 31 des HGB.“ 
die Bedeutung, daß die Geſellſchafter, Kommanditiſten und 
Aktionäre ſich einer zu niedrigen Bewerthung der Aktiv⸗ 
maſſe unter Berufung auf den gedachten Artikel mit Grund 
widerſetzen können. 

Aber gerade der Umſtand, daß die Geſellſchafter ledig⸗ 
lich zwecks Wahrung ihrer privaten Intereſſen einer zu 
niedrigen Bewerthung der Aktiva unter Bezugnahme auf 
Art. 31 des HGB.'s widerſprechen können, beweiſt deutlich, 
daß der gedachte Artikel inſoweit, als eine zu niedrige Be⸗ 
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werthung der Aktiva in Frage ſteht, kein zwingendes, 
ſondern nur dispoſitives Recht enthält. Auch die weitere 
Erwägung, daß es den Geſellſchaftern unbenommen iſt, die 
unter ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſe beliebig vertrags⸗ 
mäßig zu ändern (Art. 90 [§ 109] des HGB.) und ins⸗ 
beſondere auch über die Verwendung des Reingewinnes jede 
ihnen gutdünkende Vereinbarung zu treffen, führt zu dem⸗ 
ſelben Ergebniß. Denn die im Geſellſchaftsvertrage oder 
Statut enthaltenen beſonderen Bewerthungsgrundſätze, die 
dazu dienen, eine Abſchätzung der Aktiva unter ihrem 
wahren Werthe herbeizuführen, haben den Charakter 
einer vertragsmäßigen und deshalb für alle Geſellſchafter 
(Kommanditiſten, Aktionäre) maßgebenden Vereinbarung 
über den Werthanſatz in der Bilanz, was im letzten Grunde 
gleichbedeutend iſt mit einer vertragsmäßigen oder ſtatuta⸗ 
riſchen Feſtſetzung über die Verwendung eines etwaigen 
Reingewinnes. Für deſſen Verwendung iſt nämlich, wie 
unten ($ 4 II A) noch zu zeigen ſein wird, der Werthanſatz 
in der Bilanz von ganz entſcheidender Bedeutung. Iſt dem⸗ 
nach zwiſchen den Mitgliedern einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft im Geſellſchaftsvertrage 
oder in den Statuten einer Aktiengeſellſchaft, einer Aktien⸗ 
Kommanditgeſellſchaft oder einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung die Feſtſetzung getroffen, daß z. B. alle bei Auf⸗ 
nahme der Bilanz vorhandenen Rohſtoffe 10 Prozent unter 
dem Einkaufspreiſe oder 20 Prozent unter dem wahren 
Werthe in dieſelbe einzuſtellen ſind, ſo iſt eine derartige 
Vereinbarung trotz der Vorſchrift des Art. 31 des HGB.“s 
bindend und für alle Betheiligten in erſter Linie maß⸗ 
gebend. 

c) Während es alſo für ſtatthaft erachtet werden muß, 
durch vertragsmäßige oder ſtatutariſche Feſtſetzungen eine 
Minderbewerthung der Aktiva herbeizuführen, wird es da— 
gegen für unzuläſſig bezeichnet werden müſſen, im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage oder Statut eine gegen die geſetzlichen Be⸗ 
werthungsgrundſätze verſtoßende Höherbewerthung der 
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Aktiva vorzuſehen. Denn derartige Feſtſetzungen würden 
gemäß den unter a) und in § 2 enthaltenen Ausführungen 
gegen die Vorſchriften der Artt. 31 und 185 a verſtoßen, 
die inſoweit zwingender Natur ſind, als ſie Maximalbewer⸗ 
thungsvorſchriften enthalten. Nach den dort gemachten Dar: 
legungen wird man es nämlich als eine öffentlich- recht: 
liche Pflicht des Kaufmanns bezeichnen müſſen, bei Auſ⸗ 
ſtellung der Bilanz ſeine Aktiva nicht gegen beſſeres Wiſſen 
über den wahren Werth abzuſchätzen. Dieſe öffentlich⸗ 
rechtliche Verpflichtung enthält zugleich das geſetzliche Verbot, 
die Aktiva höher in die Bilanz einzuſtellen, als es das 
Geſetz erlaubt, d. h. über ihren wahren Werth, bezw. über 
die durch Art. 185 a des HGB.'s, § 43 ($ 42) des Geſetzes 
vom 20. April 1892 gezogenen Maximalbewerthungsgrenzen 
hinaus. 

Danach aber kann einer Feſtſetzung des Geſellſchafts— 
vertrages oder Statuts, wonach die Aktivmaſſe über ihren 
wirklichen Werth in die Bilanz einzuſtellen iſt, eine rechtlich 
bindende Wirkung nicht beigelegt werden. Vielmehr wird 
in Zukunft, d. h. nach dem 1. Januar 1900, jeder Geſell⸗ 
ſchafter ſich auf $ 134 des B. GB.'s berufen können, welcher 
beſtimmt: 


„Ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Ver— 
bot verſtößt, iſt nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz 
ein Anderes ergibt.“ 


Wenn dieſe Vorſchrift auch nur auf eigentliche Gejell: 
ſchaftsverträge einer offenen Handelsgeſellſchaft oder Kom: 
manditgeſellſchaft unmittelbar anwendbar iſt, ſo kann doch 
ihre entſprechende Anwendung auf verbotswidrige Vorſchriften 
von Geſellſchaftsſtatuten keinem Bedenken unter⸗ 
liegen. 

d) Trotzdem in Praxis und Theorie der Grundſatz der 
ſogenannten „Bilanzwahrheit“ bisher noch niemals die ge⸗ 
ringſte Anfechtung erfahren hat, hält man doch allgemein 
vertragsmäßige oder ſtatutariſche Feſtſetzungen oder General⸗ 
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verſammlungsbeſchlüſſe, die auf eine Unterſchätzung der 
Aktiva abzielen, unbedenklich für zuläſſig, freilich ohne ſich 
bewußt zu ſein, daß man damit im Grunde genommen das 
Dogma von der „Bilanzwahrheit“ völlig preisgibt. Es ge⸗ 
nügt, in dieſer Hinſicht auf die Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Dresden vom 5. Dezember 1890 und das dieſelbe 
beſtätigende Urtheil des Reichsgerichts vom 30. April 1891 
(Sächſiſches Archiv Bd. I S. 499 ff.), ſowie auf die Aus⸗ 
führungen von Staub (Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
§ 1 zu Art. 239 b) und von Simon (a. a. O. S. 316) 
hinzuweiſen. Von dieſen Schriftſtellern werden ſtatutariſche 
Feſtſetzungen, die eine Minderbewerthung der Aktiva anord⸗ 
nen, nicht nur für zuläſſig, ſondern ſogar für empfehlens⸗ 
werth angeſehen. Simon bemerkt insbeſondere (a. a. O. 
S. 317) mit Bezug auf die alſo lautende Statutenbeftim: 
mung einer Aktiengeſellſchaft: 

„Es ſollen die Aktiva in allen Fällen eher unter⸗ 
als überſchätzt werden! —, 

„Man wird nicht fehlgehen in der Annahme, daß 
dieſer Satz — nicht immer, wohl aber nach der er⸗ 
freulichen Entwicklung, welche bezüglich der Solidität 
des Aktienweſens in Deutſchland feſtgeſtellt werden 
kann — ſeitens der Organe der deutſchen Aktienvereine 
im Großen und Ganzen treulich befolgt wird.“ 


84. 
Die Anfechtung unrichtiger Bilanzen ſeitens der Betheiligten. 


I. Es fragt ſich nunmehr noch, ob und in welcher Weile 
der einzelne Geſellſchafter oder Kommanditiſt, Genoſſe oder 
Aktionär, ſowie das Mitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung oder der Vorſtand oder Aufſichtsrath dieſer Geſell⸗ 
ſchaften erzwingen kann, daß eine der Vorſchrift des Geſetzes 
oder des Geſellſchaftsvertrages oder des Statuts entſprechende 
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Bilanz aufgeſtellt wird? Dabei iſt ferner zu prüfen, inwie⸗ 
weit eine ſeitens der Geſellſchafter oder ſeitens der General⸗ 
verſammlung genehmigte Bilanz der Anfechtung durch einen 
einzelnen Geſellſchafter, Kommanditiſten, Aktionär, Genoſſen 
oder ein Mitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
oder endlich ſeitens des Vorſtandes oder Aufſichtsrathes einer 
dieſer Geſellſchaften oder eines einzelnen Vorſtands⸗ oder 
Aufſichtsrathsmitgliedes unterliegt“)? 

II. Bei der Löfung dieſer Fragen ſind die einzelnen 
Geſellſchaftsformen geſondert zu betrachten. 


A. Die offene Handelsgeſellſchaft. 


1. Die Bilanz einer offenen Handelsgeſellſchaft muß 
von ſämmtlichen Geſellſchaftern, insbeſondere auch von den 
von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchaftern, 
unterſchrieben werden, wie aus der Vorſchrift des Art. 30 
Abſ. 1 des HGB.'s deutlich hervorgeht und auch allgemein 
angenommen wird). Dieſelbe Vorſchrift enthält § 41 Abſ. 1 
des neuen HGB.“. 

Aus der Verpflichtung zum Unterſchreiben der Bilanz, 
wodurch die civil⸗ und ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für 
deren Inhalt übernommen wird (vgl. Entſch. des Reiche: 
gerichts in Strafſ. vom 28. April 1880, Bd. II S. 30) 9), 


7) Die Frage, ob und inwieweit die Geſellſchaftsgläubiger zur An⸗ 
fechtung der Bilanz befugt find, habe ich überhaupt nicht auf⸗ 
geworfen, da es ſich ganz von ſelbſt verſteht, daß dieſen auf die 
Geſtaltung der Bilanz, als einer rein internen Geſellſchaftsange⸗ 
legenheit, irgend eine direkte Einwirkung nicht zuſteht. Dagegen 
habe ich die Stellung des ſtillen Geſellſchafters und des ſogenannten 
commis interessé gegenüber den Bilanzanſätzen in Anm. 10 zu 
§ 4 (S. 480) kurz berührt, weil dieſe Perſonen eine ganz eigen: 
thümliche Stellung gegenüber dem eigentlichen Geſchäft inhaber 
einnehmen. 

8) Vgl. auch die Entſch. der Ver. Strafſenate vom 9. Januar 1886, 
Bd. XIII S. 235. 

9) Daß nach der Entſch. der Ver. Strafſenate vom 20. Juni 1883 
(Bd. VIII S. 424) die Unterſchrift kein unbedingtes Erfor⸗ 
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folgt ohne Weiteres und naturgemäß auch das Recht, die 
materielle Richtigkeit derſelben zu prüfen. Dieſes 
Recht ergibt ſich übrigens auch ſchon daraus, daß die Bilanz 
die Grundlage für die Gewinn⸗Berechnung und Vertheilung 
bildet, ſo daß auch aus dieſem Grunde keinem Geſellſchafter 
verwehrt werden kann, die Richtigkeit der Bilanzanſätze zu 
prüfen und gegebenen Falls zu beanſtanden. 

Enthält nun der Geſellſchaftsvertrag keinerlei Bewer⸗ 
thungsgrundſätze, ſo entſcheidet lediglich die Vorſchrift des 
Art. 31 des HGB.“'s über den Bilanzanſatz, d. h. jeder 
Geſellſchafter kann eine richtige, weder zu hoch, noch zu 
niedrig gegriffene Abſchätzung des Geſellſchaftsvermögens 
verlangen und erforderlichen Falls im Prozeßwege durch— 
ſetzen. Insbeſondere ſind in diefer Hinſicht auch die von 
der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter keines⸗ 
wegs an die von den geſchäftsführenden Geſellſchaftern vor⸗ 
genommene Abſchätzung und die von ihnen aufgeſtellte Bilanz 
gebunden. — | 

2. Enthält dagegen der Geſellſchaftsvertrag die Felt: 
ſetzung von Bewerthungsgrundſätzen, die bei Aufſtellung 
der Bilanz zu beobachten ſind, ſo ſind dieſe in erſter Reihe 
maßgebend und für die Geſellſchafter rechtsverbindlich, dies 
jedoch nur dann, wenn ſie vorſchreiben, daß einzelne oder 
alle Aktiva unter dem wahren Werthe in die Bilanz ein⸗ 
geſtellt werden ſollen. Eine derartige Vereinbarung enthält 
re vera und im letzten Grunde eine durchaus rechtsgiltige 
Vereinbarung über die Verwendung des von der Geſellſchaft 


derniß der Rechtsgiltigkeit der Bilanz iſt, vermag an den Aus⸗ 
führungen des Textes nichts zu ändern. Zutreffend bemerkt in 
dieſer Hinſicht Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts Bd. I 
(Berlin 1886) $ 42 S. 294: „Die Vorſchrift der perſönlichen 
Unterzeichnung von Inventar und Bilanz hat nicht bloß eine 
formale Bedeutung, ſondern weiſt darauf hin, daß der oder die 
Prinzipale für die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben auch 
verantwortlich ſind, wenn ſie die Buchführung nicht ſelbſt beſorgen 
oder überhaupt nicht an der Geſchäftsführung betheiligt ſind.“ 
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erzielten Reingewinns, wonach dieſer in der Form ſogenannter 
„verſteckter Reſerven“, wie der kaufmänniſche Sprach⸗ 
gebrauch dieſe Art der Reſervefondsbildung mit Recht nennt, 
als Geſellſchaftsvermögen aufgeſpeichert wird. Daß in der 
That die Minderbewerthung der Aktiva nichts Anderes dar⸗ 
ſtellt, als eine beſondere Art, den „Gewinn“ aufzuſpeichern, 
alſo zur Bildung einer Reſerve zu verwenden, wird am 
beſten durch folgendes Beiſpiel klar. 
Legt man zunächſt der Bilanz den wahren Werth der 

Aktiva zu Grunde, ſo ergibt ſich Folgendes: | 


A. 
Aktiva. Paſſiva. 
Mark Mark 
Waaren 100 000 Einlagekapitall. 60 000 
Forderungen.. 50000 Schulden. 120 000 
Effekteeen 50 000 [Reingewinn 20000 
Summa. 200 000 Summa. . 200 000 


Schreibt nun der Geſellſchaftsvertrag vor, daß die 
Waarenvorräthe um 10 Prozent unter dem wahren Werthe 
in die Bilanz einzuſtellen ſind, ſo ergibt ſich nachſtehende 
Bilanz: 


B. 
Aktiva. | Paſſiva. 
Mark Mark 
Waaren 100 000 Mark; Einlagefapital .... 60 000 
bei 10 Prozent ver⸗ Schulden 120 000 
Be 90.000 Reingewinn ... 10 000 
Forderungen.. 50 000 
Effekteen 50 000 
Summa. . 190 000 Summa. . 190 000 


Während alſo in dem erſten Beiſpiel die Bilanz einen 
vertheilungsfähigen Reingewinn von 20 000 Mark aufweiſt, 
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den die Geſellſchafter gemäß Art. 108 Abſ. 2 (§ 122 
Abſ. 1) des HGB. 's in der Regel, d. h. ſofern es nicht zum 
offenbaren Schaden der Geſellſchaft gereicht, dem Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen entnehmen können, iſt dagegen in dem 
zweiten Beiſpiel eine Minderung des Geſellſchaftsvermögens 
nur um den Betrag von 10 000 Mark möglich, obwohl in 
Wirklichkeit in beiden Fällen derſelbe Reingewinn von 
20 000 Mark erzielt iſt. Die weiteren 10 000 Mark ver: 
bleiben aber in dieſem letzteren Falle vermöge der vertrags⸗ 
mäßig feſtgeſetzten Minderbewerthung der Waarenvorräthe 
im Geſellſchaftsvermögen, ſtellen alſo unter dem Titel „ver⸗ 
tragsmäßige Abſchreibung“ eine ſogenannte „verſteckte Re⸗ 
ſerve“ dar. 

So gut nun die Geſellſchafter überhaupt vereinbaren 
können, daß der Reingewinn ganz oder theilweiſe zur Bildung 
von Reſervefonds verwendet werden ſoll, muß ihnen dies 
auch in der Weiſe geſtattet ſein, daß ſie ſich durch eine ab⸗ 
ſichtliche Minderbewerthung der Aktiva ſogenannte „verſteckte 
Reſerven“ verſchaffen. | 

Aus Vorſtehendem ergibt fih, daß eine Bilanz, durch 
welche die Aktiva dem Geſellſchaftsvertrage entſprechend, 
wenn auch noch ſo niedrig bewerthet ſind, unter keinen 
Umſtänden ſeitens der Geſellſchafter angefochten werden, daß 
vielmehr die Anerkennung und Vollziehung einer derartigen 
Bilanz von jedem Geſellſchafter im Prozeßwege erzwungen 
werden kann. 

Iſt die Bilanz ſeitens aller Geſellſchafter genehmigt 
und unterſchrieben, jo kann fie wegen zu niedriger Werth: 
feſtſetzung in der Regel überhaupt nicht mehr angefochten 
werden, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn die Feſtſetzung 
unter Verletzung der geſetzlichen oder im Geſellſchaftsvertrage 
enthaltenen Abſchätzungsgrundſätze erfolgt iſt. 

Nur dann, wenn die Genehmigung der Bilanz auf 
einem Irrthum beruht, kann ſie ſeitens des Irrenden unter 
denſelben Vorausſetzungen und mit denſelben Wirkungen 
angefochten werden, unter denen überhaupt die Anfechtung 
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einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung wegen Irrthums zuläſſig 
iſt, in Zukunft alſo gemäß §§ 119, 121, 122 des B. GB.. 

3. Sieht der Geſellſchaftsvertrag eine Bewerthung der 
Aktiva über ihren wahren Werth vor, ſo iſt eine derartige 
Vereinbarung gemäß den in § 3 unter II. 3c) gemachten Aus: 
führungen rechtsunwirkſam und für die Geſellſchafter unver⸗ 
bindlich. Jeder Geſellſchafter kann ſich alſo trotz des Inhalts 
des Geſellſchaftsvertrages einer zu hohen Bewerthung der 
Aktiva widerſetzen und auf die Errichtung einer dem wahren 
Werthe der Aktiva entſprechenden Bilanz klagen. 

Iſt aber die Bilanz ſeitens aller Geſellſchafter genehmigt, 
ſo kann ihre Anfechtung nur wegen eines bei der Genehmi⸗ 
gung untergelaufenen Irrthums in Gemäßheit der vorſtehend 
unter 2. gemachten Ausführungen oder nur dann erfolgen, 
wenn ſämmtliche Betheiligte abſichtlich und wider beſ— 
ſeres Wiſſen die Aktiva zu hoch bewerthet haben, was 
allerdings ſtets dann der Fall iſt, wenn der Geſellſchafts⸗ 
vertrag die ungeſetzliche Höherbewerthung ausdrücklich vor⸗ 
ſchreibt. Denn in dieſem Falle liegt in einer derartigen 
Bilanz eine unordentliche und deshalb nach § 210 Ziff. 2 
der Konkursordnung im Falle des Konkurſes ſtrafbare 
Buchführung. Dagegen kann eine wenn auch thatſächlich 
vorhandene, ſo doch in gutem Glauben erfolgte Höher— 
bewerthung der Aktiva niemals den Thatbeſtand des gedachten 
Paragraphen des Strafgeſetzbuchs darſtellen, zumal jede Ab— 
ſchätzung von Vermögensgegenſtänden, wie ſchon Simon 
(a. a. O. S. 322 und S. 475) mit Recht bemerkt hat, ledig⸗ 
lich „Meinungsſache“ iſt. Demnach kann eine von allen 
Geſellſchaftern genehmigte Bilanz mit der bloßen Behauptung, 
die darin enthaltene Bewerthung der Aktiva ſei thatſächlich 
zu hoch gegriffen, niemals angefochten werden. 


B. Die Kommanditgeſellſchaft. 


Die vorſtehend unter A. gemachten Ausführungen finden 
ohne Weiteres auch auf die Kommanditgeſellſchaft Anwendung, 
jedoch mit der Maßgabe, daß nur der perſönlich haftende 
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Geſellſchafter (nicht aber der Kommanditiſt) für eine etwaige 
Ueberſchätzung der Bilanzwerthe ſtrafrechtlich verantwortlich 
gemacht werden kann, wie auch er allein zur Unterſchrift 
der Bilanz berechtigt und verpflichtet iſt. (Vgl. Art. 160 
[$ 166] des HGB.'s und v. Völderndorff, Kommentar 
zur Konkursordnung [Erlangen 1885] 3. Abtheilung S. 34 
Anm. 28; Endemann, Handbuch des Handelsrechts [Leipzig 
1881] Bd. IJ S. 243 Anm. 9.) Demnach kann in der Regel 
nur der perſönlich haftende Geſellſchafter, nicht aber der 
Kommanditiſt die Bilanz wegen zu hoher Bewerthung der 
Aktiva anfechten. Denn der Letztere wird durch eine ſolche 
Höherbewerthung der Aktiva, die im letzten Grunde die Aus: 
zahlung eines fiktiven Gewinnes oder die theilweiſe Rück⸗ 
zahlung ſeiner Einlage bedeutet, in ſeinen Rechten in keiner 
Weiſe beeinträchtigt. 

Nur ſo weit die Höherbewerthung der Aktiva ſeitens 
des Komplementars wider beſſeres Wiſſen erfolgt iſt 
und der Kommanditiſt auch ſeinerſeits um dieſe wiſſentlich 
unrichtige Abſchätzung gewußt hat, wird man ihm ein An— 
fechtungsrecht gegenüber der unrichtigen Bilanz dann (viel: 
leicht?) zugeſtehen können, wenn er auf Grund des Art. 165 
($ 172) des HGB.’ eine Inanſpruchnahme ſeitens der Ge— 
ſellſchaftsgläubiger zu gewärtigen hat. 

Eine zu niedrige Bilanz dagegen kann der perſönlich 
haftende Geſellſchafter nicht wegen irgend einer thatſäch— 
lichen Unrichtigkeit der von ihm ſelbſt vorgenommenen Ab— 
ſchätzung, ſondern nur wegen eines bei der Aufſtellung 
untergelaufenen Irrthums inſoweit anfechten, als der Irr— 
thum bei rechtsgeſchäftlichen Erklärungen überhaupt Beach— 
tung verdient. (Siehe oben S. 477 a. E.). 

Dagegen iſt der Kommanditiſt befugt, eine zu niedrige 
Bilanz, ſo lange er dieſe nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
(3. B. durch vorbehaltloſe Empfangnahme ſeines Gewinn— 
antheils) genehmigt hat, lediglich wegen ihrer thatſäch— 
lichen Unrichtigkeit anzufechten, dies jedoch nur, ſofern 
nicht der Geſellſchaftsvertrag eine zu niedrige Bewerthung 
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der Aktiva ausdrücklich vorſieht. Denn der dem Komman⸗ 
ditiſten zuſtehende Antheil an dem Jahresgewinn wird auf 
Grund der Bilanz berechnet; eine zu niedrige Bewerthung 
der Aktiva hat alſo zur Folge, daß dem Kommanditiſten ein 
Theil des ihm zuſtehenden Anſpruchs auf den Reingewinn 
vorenthalten und damit dauernd entzogen wird, weil ihm 
auch nach Auflöſung der Geſellſchaft ein Anſpruch auf das 
Geſellſchaftsvermögen nur in Höhe feiner Einlage und der 
etwa nicht zur Auszahlung gelangten Gewinnantheile zuſteht. 
Ergibt ſich ſchon hieraus das Intereſſe und die materielle 
Berechtigung des Kommanditiſten, eine zu niedrige Bilanz 
anzufechten, weil eine ſolche für ihn zugleich eine Schmäle⸗ 
rung des ihm geſetzlich oder vertragsmäßig zuſtehenden Ge⸗ 
winnantheils bedeutet (Art. 161 [$ 169] des HGB.), fo 
folgt die formelle Berechtigung zur Anfechtung der Bilanz 
aus der Vorſchrift des Art. 160 (§ 166). 

Die danach dem Kommanditiſten gewährte Befugniß, 
die ihm auf Verlangen abſchriftlich mitzutheilende Bilanz 
unter Einſicht der Geſchäftsbücher und Papiere zu prüfen, 
würde nämlich zweck- und bedeutungslos ſein, wenn ihm 
nicht gleichzeitig auch das Recht zuſtände, die auf Grund 
ſeiner Prüfung als unrichtig und zu niedrig befundene Bilanz 
im Prozeßwege anzufechten 1). 


10) Trotzdem der ſogenannte „ ſtille Geſellſchafter“ rechtlich viel eher 
als ein Gläubiger des Geſchäftsinhabers, denn als ſein Geſell⸗ 
ſchafter zu bezeichnen iſt und trotzdem er als ſolcher nach außen 
gar nicht hervortritt, hat ihm doch ſowohl Art. 253 des jetzigen, 
wie $ 338 des neuen Handelsgeſetzbuchs in Bezug auf die hier 
intereſſirende Frage dieſelbe Rechtsſtellung eingeräumt, wie dem 
Kommanditiſten, ſo daß es in dieſer Hinſicht genügt, auf die Aus⸗ 
führungen des Textes zu verweiſen. — 

Anders dagegen liegt die Sache hinſichtlich des ſogenannten 
commis interesse, d. h. aller gegen Gewinnbetheiligung ange⸗ 
ſtellten Perſonen. Dieſe haben dem Geſchäftsinhaber (Prinzipal) 
gegenüber nur die Stellung von Gläubigern. An und für ſich 
iſt ihnen alſo jede Einwirkung auf die Herſtellung der Bilanz 
verſagt, obwohl ſich nach deren Ergebniſſen die Höhe ihrer Ver⸗ 
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C. Die Aktiengeſellſchaften, Kommandit— 
geſellſchaften auf Aktien, eingetragenen 
Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung. 


So weit nicht im Nachfolgenden hinſichtlich der Bilanzen 
der vorgenannten Geſellſchaften Beſonderheiten hervorgehoben 
ſind, finden die unter A. für die offenen Handelsgeſellſchaften 
entwickelten Grundſätze auch hier entſprechende Anwendung. 

Als derartige Beſonderheiten kommen im Einzelnen 
folgende in Betracht: 

1. Die Bilanzfeſtſtellung erfolgt durch die Generalver⸗ 
ſammlung der Aktionäre (Art. 221 [S 260] des HGB.), 
der Kommanditiſten (Art. 185 c [S 320] des HGB. 's), der 
Genoſſen (§ 41 des Gen. Geſ.'3), bezw. durch die Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung (§ 47 Ziff. 1 des Geſetzes vom 20. April 1892). Zur 
Unterſchrift der Bilanz ſind lediglich der Vorſtand der Aktien⸗ 
geſellſchaft und der eingetragenen Genoſſenſchaft, die perſön— 
lich haftenden Geſellſchafter der Aktien-Kommanditgeſellſchaft 
und die Geſchäftsführer der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung berechtigt und verpflichtet; ſie und die Mitglieder 
des Aufſichtsraths dieſer Geſellſchaften, nicht aber die Aktio— 
näre, Kommanditiſten und Geſellſchafter trifft auch allein die 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für den Inhalt der Bilanz. 
($ 214 der Konk. Ordn.; Art. 249 b Ziff. 1 [S 314] des HGB. 's; 


gütung richtet. Sie können deshalb die Bilanz wegen bloß that⸗ 
ſächlich unrichtiger, ſei es zu hoher, ſei es zu niedriger Abs 
ſchätzung der Aktiven keinesfalls anfechten, wegen zu niedriger 
Abſchätzung ſchon aus denſelben Gründen nicht, aus denen auch 
den einzelnen Aktionären die Anfechtung der Bilanz entzogen iſt 
(ſiehe unten S. 486 ff.). Nur dann, wenn fie behaupten und nachs 
weiſen, daß der Geſchäftsinhaber abſichtlich und zu dem Zwecke, 
um die Angeſtellten in ihrem Gewinnbezugsrecht zu verkürzen, die 
Aktiven zu niedrig in die Bilanz eingeſtellt hat, iſt ihnen eine 
Anfechtung derſelben geſtattet. (Vgl. Crome, Die partiariſchen 
Rechtsgeſchäfte [Freiburg 1897] S. 237.) 
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§ 141 des Gen. Geſ.'s; SS 80, 81 des Geſetzes vom 20. April 
1892.) 

2. Hinſichtlich der Anfechtung der Bilanzgenehmigungs⸗ 
beſchlüſſe gelten folgende Beſonderheiten: 

a) In Betreff der Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. 

Obwohl das Geſetz vom 20. April 1892 über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Anfechtung von Beſchlüſſen der Geſellſchafter 
durch ein einzelnes Mitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung nichts beſtimmt, ſo muß demſelben doch ſchon nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen die Befugniß zugeſprochen wer⸗ 
den, Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlung, die das Geſetz 
oder Statut verletzen, wenn nicht ohne Weiteres und allge: 
mein, ſo doch jedenfalls dann im Prozeßwege anzufechten, 
wenn derartige Beſchlüſſe gleichzeitig einen Eingriff in ſeine 
Intereſſenſphäre enthalten. In dieſem Umfange hatte die 
Praxis und Theorie auch bereits vor Erlaß der Aktien⸗ 
novelle vom 18. Juli 1884, welche dem Aktionär und Kom⸗ 
manditiſten in den Artt. 190 a, 222 des HGB.'s das Recht 
zur Anfechtung von Generalverſammlungsbeſchlüſſen aus— 
drücklich beilegte, dieſen ein Anfechtungsrecht gegenüber den 
Generalverſammlungsbeſchlüſſen gewährt. (Vgl. Ring, Kom⸗ 
mentar zum Aktiengeſetz Note 1 zu Art. 190 a S. 456 ff.) 
Daß ſpeziell Bilanzgenehmigungsbeſchlüſſe, die über eines der 
praktiſch wichtigſten Rechte des Geſellſchafters, nämlich (wenig⸗ 
ſlens indirekt) über ſein Dividendenbezugsrecht und deſſen 
Höhe Beſtimmung treffen, einer derartigen Anfechtung ſeitens 
eines jeden Mitgliedes einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung unterliegen, kann demnach nicht zweifelhaft ſein. 
(Vgl. Pariſius⸗Crüger, Das Reichsgeſetz vom 20. April 
1892 [2. Aufl. 1898] Anm. 1 zu § 46 S. 197 und Anm. 2 
zu 847 S. 199.) 

Eine zeitliche Beſchränkung dieſes Anfechtungsrechts 
ſieht das Geſetz ebenſo wenig vor, wie die Beobachtung be: 
ſtimmter Formalitäten bei deſſen Ausübung (Widerſpruch 
gegen den anzufechtenden Beſchluß in der Geſellſchafterver— 
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ſammlung u. ſ. w.). Dagegen wird man einem Mitgliede, das 
in der Geſellſchafterverſammlung dem Bilanzgenehmigungs⸗ 
beſchluſſe zugeſtimmt oder die auf Grund deſſelben feſtgeſetzte 
Dividende ohne Widerſpruch angenommen hat, das Anfech⸗ 
tungsrecht im Allgemeinen verſagen müſſen, weil in der⸗ 
artigen Handlungen ein ſtillſchweigender Verzicht auf das 
Anfechtungsrecht zu erblicken if. Nur wegen Irrthuns iſt 
der Beſchluß in derſelben Weiſe anfechtbar, wie die Bilanz⸗ 
genehmigung ſeitens der offenen Handelsgeſellſchafter (ſiehe 
oben S. 477 a. E.). 

Sind die Bilanzwerthe unter Verletzung des Geſetzes 
oder Statuts zu niedrig eingeſetzt, ſo ſteht nach den obigen 
Ausführungen dem einzelnen Geſellſchafter zweifellos eine An⸗ 
fechtungsklage gegenüber dem Bilanzgenehmigungsbeſchluſſe 
zu, die gleichzeitig auf die Berichtigung der von dem Kläger 
bemängelten Bilanzanſätze zu richten iſt. 

Zweifelhaft kann es nur ſein, ob der einzelne Geſell⸗ 
ſchafter auch eine zu hoch bemeſſene Abſchätzung der Bilanz: 
werthe anfechten kann, da hierdurch ſein Dividendenbezugs⸗ 
recht nicht geſchmälert wird und da er auch für eine unrichtige 
Bilanz ſtrafrechtlich nicht verantwortlich iſt. Mit Rückſicht 
auf die Vorſchrift des § 32 des Geſetzes vom 20. April 1892, 
welche nur den gutgläubigen Empfänger zu hoher Divi⸗ 
denden gegen deren Rückzahlung ſchützt, halte ich jeden Ge⸗ 
ſellſchafter für befugt, einen Bilanzgenehmigungsbeſchluß, 
welcher das Geſellſchaftsvermögen in geſetzwidriger Weiſe zu 
hoch beziffert, im Prozeßwege anzufechten und damit der 
Geſellſchaft die Möglichkeit zu gewähren, die zu viel gezahlte 
Dividende von dem bösgläubigen Empfänger derſelben zu⸗ 
rückzufordern. (Vgl. Neukamp, Kommentar zum Geſetz 
vom 20. April 1892 [Berlin 1893], Anm. 2 zu § 32 S. 89; 
Pariſius-Crüger a. a. O. Anm. 3 zu § 32 S. 150, 151.) 

Unzweifelhaft iſt es dagegen, daß der Geſchäftsführer 
einen derartigen die Vermögenswerthe zu hoch abſchätzenden 
Bilanzgenehmigungsbeſchluß der Geſellſchafter im Prozeß⸗ 
wege anfechten kann, da er in erſter Linie für zu hohe Be⸗ 
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werthungen des Aktivvermögens in der Bilanz auch ftraf: 
rechtlich verantwortlich ift (§S 81 [83] des Geſetzes) 1). 

Handelt es ſich jedoch um zu niedrige Bilanzanſätze, 
ſo ſteht dem Geſchäftsführer gegenüber derartigen Beſchlüſſen 
ein Anfechtungsrecht nicht zu, da ihn Minderbewerthungen 
niemals, weder gemäß § 80 Ziff. 3, noch gemäß § 81 des 
Geſetzes ſtrafbar machen können und auch ſonſt ſeine Inter⸗ 
eſſen durch eine Minderbewerthung nicht berührt werden 1). 

b) In Betreff der Aktiengeſellſchaften, der 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und der ein— 
getragenen Genoſſenſchaften: 

aa) Die Anfechtung iſt nur unter Beobachtung der in 
den Artt. 190 a, 222 (§§ 271, 272, 320) des HGB.'s, 8 49 
des Gen.⸗Geſ.'s feſtgeſetzten Formalitäten zuläſſig. (Wegen 
der Befugniſſe der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer 
Aktien⸗Kommanditgeſellſchaft vgl. jedoch unten bb, 7.) 

bb) Zur Anfechtung find nach dem gegenwärtig gelten— 
den Recht die Aktionäre, Kommanditiſten und Genoſſen, ſowie 
die perſönlich haftenden Geſellſchafter und der Vorſtand, nach 
den am 1. Januar 1900 in Kraft tretenden Vorſchriften 
unter gewiſſen Vorausſetzungen auch jedes Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes und des Aufſichtsrathes befugt. (Näheres hierüber 
ſiehe unter 7.) 

Im Einzelnen gilt hinſichtlich der Anfechtungsbefugniß 
Folgendes: 

0) Nach dem Wortlaut des Geſetzes können der Vorſtand 
einer Aktiengeſellſchaft und Genoſſenſchaft, ſowie die perſön⸗ 
lich haftenden Geſellſchafter einer Aktien-Kommanditgeſellſchaft 
jeden eine Verletzung des Geſetzes oder Statuts enthaltenden 
Bilanzgenehmigungsbeſchluß anfechten, mag nun die Be: 


11) Geht die falſche Höherbewerthung von dem Geſchäftsführer ſelbſt 
aus, ſo iſt dieſer unter Umſtänden auch gemäß § 80 Ziff. 3 des 
Geſetzes ſtrafrechtlich haftbar. 

12) Soweit der Geſchäftsführer tantièmeberechtigt iſt, greift das in 
Anm. 10 zu S. 480 über den commis interessé Bemerkte Platz. 
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werthung der Aktiva zu hoch oder zu niedrig gegriffen 
ſein. Eine Bilanz, die eine zu hohe Bewerthung der Aktiva 
enthält, werden der Vorſtand und die perſönlich haftenden 
Geſellſchafter in der Regel ſchon deshalb anfechten müſſen, 
um ſich nicht eventuell einer Beſtrafung auf Grund des S 210 
Ziff. 2 ($ 240 Ziff. 3) der Reichs-Konk.Ordn. oder der durch 
Artt. 241, 226 Ziff. 2 (§ 241) des HGBi.'s ſtatuirten civil- 
rechtlichen Verantwortlichkeit wegen Zahlung fiktiver Dividenden 
auszuſetzen. Wird dagegen die Werthfeſtſetzung der Aktiva 
zu niedrig bemeſſen, ſo hat der Vorſtand (und die perſön— 
lich haftenden Geſellſchafter), wenn auch die Befugniß, ſo 
doch regelmäßig keine Veranlaſſung, die Anfechtungsklage zu 
erheben, weil im Allgemeinen die Bildung von Reſerven dem 
Intereſſe der Geſellſchaft nur förderlich iſt. 

Eine Verletzung des Geſetzes oder Statuts liegt nun 
aber nicht ſchon in jeder thatſächlichen Unrichtigkeit der 
Bilanz; eine ſolche iſt vielmehr nur dann gegeben, wenn 
Bewerthungsgrundſätze verletzt ſind. Es gilt in dieſer 
Hinſicht von der Anfechtungsbefugniß des Vorſtandes alles 
dasjenige, was unten (8, aa) von dem Anfechtungsrecht des 
einzelnen Aktionärs, Kommanditiſten und Genoſſen ausge— 
führt iſt. 

Nur die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſind bei einer 
nach ihrer Anſicht thatſächlich unrichtigen Bilanz nicht auf 
die Anfechtungsklage aus Art. 190 a ($ 271) des HGB.'s 
beſchränkt; ſie haben vielmehr, wie jetzt zu zeigen iſt, viel 
weiter gehende Rechte. 

3) Bei der Aktien-Kommanditgeſellſchaft haben die per: 
ſönlich haftenden Geſellſchafter nämlich nicht bloß die Rolle 
des Vorſtandes der Geſellſchaft; ſie ſind vielmehr gleichzeitig 
ein der Kommanditiſtengemeinſchaft gleichberechtigt gegenüber— 
ſtehender ſelbſtändiger Faktor !?), deſſen Zuſtimmung zu jeder 


13) Vgl. meine Abhandlung in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVIII 
S. 69 ff.; Simon a. a. O. S. 25 und 26; Staub, Kommentar 
zum Handelsgeſetzbuch § 4 zu Art. 173. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 32 
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das Geſellſchaftsvermögen berührenden Verwaltungsmaßregel, 
insbeſondere auch zur Feſtſtellung der Bilanz erforderlich iſt. 

Kommt eine Einigung über die Bilanzanſätze zwiſchen 
den Komplementaren und der Generalverſammlung der Kom— 
manditiſten nicht zu Stande, ſo muß die Feſtſtellung der 
Bilanz eventuell im Prozeßwege erfolgen. Einer auf die 
Vorſchriften des Art. 190 a (S 271) des HGB's ſich ſtützenden 
beſonderen Anfechtungsklage bedarf es nicht. Auch können 
die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſelbſt dann, wenn ſie 
lediglich in der thatſächlichen Bewerthung der Aktivmaſſe von 
der Schätzung der Generalverſammlung der Kommanditiſten 
abweichen, im Prozeßwege die Aufſtellung einer richtigen 
Bilanz in derſelben Weiſe verlangen, wie dies den Mit⸗ 
gliedern einer offenen Handelsgeſellſchaft geſtattet iſt. 

J) Die einzelnen Mitglieder des Vorſtandes und des 
Aufſichtsraths ſind in Zukunft, d. h. vom 1. Januar 1900 ab 
zur Anfechtung von Generalverſammlungs-, insbeſondere auch 
von Bilanzfeſtſtellungsbeſchlüſſen dann befugt, wenn ſie ſich 
durch Ausführung der Beſchlüſſe ſtrafbar oder den Geſell⸗ 
ſchaftsgläubigern verantwortlich machen würden. Dies iſt, 
wie aus den bisherigen Ausführungen erhellt, nur dann 
möglich, wenn in der Bilanz das Geſellſchaftsvermögen zu 
hoch bewerthet iſt. Daraus ergibt ſich, daß ſowohl die ein- 
zelnen Mitglieder des Vorſtandes, wie die des Aufſichts⸗ 
raths — der Aufſichtsrath als ſolcher hat überhaupt kein 
Anfechtungsrecht — die Bilanz wegen zu niedriger Ab— 
ſchätzung der Aktiva überhaupt nicht anfechten können. 

d) Beſondere Schwierigkeiten verurſacht endlich die Frage, 
inwieweit der einzelne Aktionär, Kommanditiſt oder Genoſſe 
zur Anfechtung eines Bilanzgenehmigungsbeſchluſſes befugt 
iſt. In dieſer Hinſicht iſt der jetzt geltende Rechtszuſtand 
von dem am 1. Januar 1900 in Kraft tretenden zu unter⸗ 
ſcheiden: N 

d) Nach jetzigem Recht iſt jeder Aktionär (Kommanditiſt, 
Genoſſe) zur Anfechtung eines geſetz- oder ſtatutenwidrigen 
Beſchluſſes der Generalverſammlung befugt, und zwar ohne 
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Rückſicht darauf, ob durch den Beſchluß gleichzeitig ſeine 
Sonderintereſſen verletzt werden oder nicht. Daraus folgt, 
daß die Anfechtungsbefugniß ſowohl gegenüber zu hohen, 
wie gegenüber zu niedrigen Bewerthungen in der Bilanz 
Platz greift. 

Wann liegt nun aber ein ſolcher unter Verletzung des 
Geſetzes oder Statuts zu Stande gekommener Bilanzgenehmi⸗ 
gungsbeſchluß vor? 

Jedenfalls dann, wenn der Beſchluß unter Verletzung 
der formalen Vorſchriften über die Berufung der General: 
verſammlung und die Ankündigung des Berathungsgegen— 
ſtandes zu Stande gekommen iſt; (Art. 190 a Abſ. 1 des 
HGB.3). Ferner dann, wenn die im Geſetz (3. B. in Art. 185 
des HGB.“) oder im Statut aufgeſtellten Bewerthungs⸗ 
grundſätze verletzt, wenn z. B. Werthpapiere und Waaren 
zu einem den Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis über⸗ 
ſteigenden Betrage in die Bilanz eingeſtellt ſind oder die 
Abſchreibungen den im Statut feſtgeſetzten Prozentſatz nicht 
erreichen. (Vgl. Simon a. a. O. S. 323.) 

Während inſoweit über das Anfechtungsrecht des Aftio- 
närs kein Streit und Zweifel herrſcht, iſt es dagegen ſehr 
zweifelhaft, ob und inwieweit ein einzelner Aktionär die 
Bilanz mit der Behauptung anfechten kann, ſie ſei materiell 
unrichtig, d. h. es ſeien — wenn auch innerhalb der geſetz⸗ 
lichen oder ſtatutariſchen Bewerthungsgrundſätze — die ein— 
zelnen Aktiva zu hoch oder zu niedrig, d. h. über oder 
unter dem objektiven Werth abgeſchätzt. 

In dieſer Hinſicht ſind meines Erachtens folgende Er— 
wägungen ausſchlaggebend: 

Soweit es ſich bei Aufſtellung der Bilanz um Gegen— 
ſtände handelt, die nicht Geld oder Geldäquivalente (z. B. 
ſichere Checks, Banknoten u. dergl.) ſind, erfordert die Ein— 
ſtellung ihres Geldwerthes in die Bilanz eine Abſchätzung. 
Bei der offenen Handelsgeſellſchaft iſt es Sache ſämmtlicher 
Geſellſchafter, dieſe Abſchätzung vorzunehmen; ergeben ſich 
hierbei Meinungsverſchiedenheiten, ſo müſſen dieſe äußerſten 
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Falls im Prozeßwege zum Austrag gebracht werden. Bei 
den Aktiengeſellſchaften, den Aktien⸗Kommanditgeſellſchaften 
und den eingetragenen Genoſſenſchaften haben dagegen nicht 
die einzelnen Aktionäre (Kommanditiſten, Genoſſen), ſondern 
die Generalverſammlung derſelben dieſe Abſchätzung vor— 
zunehmen. Dieſe entſcheidet durch Mehrheitsbeſchlüſſe. Liegt 
nun ein ſolcher unter Beobachtung der geſetzlichen und ſtatu⸗ 
tariſchen Bewerthungsgrundſätze zu Stande gekommener Be: 
ſchluß vor, ſo iſt damit die Bilanz von dem zuſtändigen 
Willensorgan der Geſellſchaft endgültig feſtgeſtellt. Eine An: 
fechtung des Bilanzgenehmigungsbeſchluſſes mit der bloßen 
Behauptung, einzelne Werthanſätze der Bilanz ſeien materiell 
unrichtig, muß für ebenſo unzuläſſig erachtet werden, wie es 
für unſtatthaft erachtet werden muß, daß das Mitglied einer 
offenen Handelsgeſellſchaft eine von ſämmtlichen Geſellſchaftern 
genehmigte und unterſchriebene Bilanz nachträglich mit der 
Behauptung anficht, dieſe Bilanz ſei materiell unrichtig. 
Würde man jedem einzelnen Aktionär die Befugniß bei— 
legen, eine von der Generalverſammlung feſtgeſtellte Bilanz 
mit der bloßen Behauptung anzufechten, ſie ſei materiell 
unrichtig, ſo würde das im Grunde genommen nichts Anderes 
bedeuten, als daß nicht die Generalverſammlung 
mittelſt Mehrheitsbeſchluſſes, ſondern ſämmtliche Aktionäre 
durch einſtimmigen Beſchluß zur Feſtſtellung der Bilanz be— 
rufen ſeien. 

Schon in dem Aufſatze: „Die Bilanz des § 78 Abſ. 4 
des Geſetzes vom 20. April 1892“ (Hold heim's Wochen: 
ſchrift Bd. III, 1894 S. 177 ff.) habe ich mich (S. 184) 
über dieſe Frage dahin ausgeſprochen: 

„Da die Anfechtung des Bilanzgenehmigungsbeſchluſſes 
nur auf Verletzung des Geſetzes oder Statuts geſtützt werden 
kann, ſo liegt auch dem Prozeßrichter nur ob, zu unter— 
ſuchen, ob die Bilanz — unter Verletzung der geſetzlichen 
oder ſtatutariſchen Vorſchriften — zu Stande gekommen iſt. 
Wenn demnach unter Beachtung der geſetzlichen und ftatuta= 
riſchen Bewerthungsgrundſätze z. B. ein Grundſtück mit einer 


Neukamp: Das Dogma von der Bilanzwahrheit. 489 


Summe von 100,000 Mark in die Bilanz eingeſtellt worden 
iſt, ſo iſt eine dahin gehende Behauptung des Anfechtungs⸗ 
klägers, das Grundſtück habe nach ‚richtiger‘ Schätzung einen 
Werth von 110,000 Mark, vom Prozeßrichter ebenſo wenig 
wie vom Regiſterrichter zu beachten, da eine nach Anſicht des 
Anfechtungsklägers thatſächlich unrichtige Schätzung nur 
dann eine vom Prozeßrichter zu berückſichtigende ‚Verlegung 
des Geſetzes oder Statutes‘ involviren würde, wenn dargelegt 
wird, daß die „unrichtige“ Schätzung auf einer Anwendung 
geſetz⸗ oder ſtatutenwidriger Bewerthungsgrundſätze 
beruht. Die Behauptung, einzelne Vermögensgegenſtände 
ſeien thatſächlich unrichtig bewerthet, iſt in dieſem Falle ebenſo 
unerheblich, wie dann, wenn es ſich um die alljährliche 
Vertheilungsbilanz des Art. 185 a des HGB.'s zwecks Ermitt⸗ 
lung der Dividende handelt, die von dem einzelnen Aktionär 
auch nur wegen Verletzung geſetz- oder ſtatutenmäßiger Bi⸗ 
lanzgrundſätze, nicht aber wegen thatſächlicher Unrichtigkeiten 
bei der Bewerthung angefochten werden kann !).“ 
Gleichgiltig iſt es in dieſer Hinſicht, ob die General⸗ 
verſammlung die einzelnen Werthe zu hoch oder zu niedrig 
abgeſchätzt hat: ſo lange der Beſchluß ein wirklicher Bilanz⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß und nichts Anderes iſt, hat der einzelne 
bei der Abſtimmung über den Werthanſatz in der Minder⸗ 


14) Inzwiſchen iſt auch Simon in der mehrerwähnten zweiten Auf: 
lage feiner „Bilanzen“ (Berlin 1898) § 83, insbeſondere S. 321, 
323 ff., mit durchaus ſelbſtändiger Beweisführung im Weſentlichen 
zu denſelben Ergebniſſen gekommen, wie ſie in den im Text mit⸗ 
getheilten Ausführungen enthalten find. Da er aber meiner 
Anſicht hier keine Erwähnung thut, ſo muß ich annehmen, daß 
ihm der in der Hold hei m'ſchen Wochenſchrift enthaltene Aufſatz 
entgangen iſt. Daraus erklärt es ſich wohl auch, daß er in ſeiner 
Polemik gegen meine Ausführungen über die gemäß § 78 Abſ. 4 
des Geſetzes vom 26. April 1892 zu ziehende Bilanz (a. a. O. 
§ 123, insbeſondere S. 462 ff.) lediglich meines in Holdheim's 
Monatsſchrift Bd. II S. 41 enthaltenen Aufſatzes Erwähnung thut, 
ohne zu meinen in Bd. III S. 177 daſ. enthaltenen Darlegungen 
Stellung zu nehmen. 
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heit gebliebene Aktionär ebenſo wenig ein Recht, dieſen 
Beſchluß anzufechten, wie er befugt iſt, ſonſtige innerhalb 
der geſetzlichen oder ſtatutariſchen Schranken ſich bewegende 
Generalverſammlungsbeſchlüſſe bloß um deswillen anzufech— 
ten, weil er bei der Abſtimmung mit ſeiner Meinung unter— 
legen iſt. 

Wenn aber die Generalverſammlung nicht bloß auf 
eine innerhalb der geſetzlichen oder ſtatutariſchen Bewer: 
thungsgrundſätze liegende Abſchätzung ſich beſchränkt, ſon— 
dern gleichzeitig durch ihre Beſchlüſſe offenſichtlich entweder 
(vermöge übertrieben hoher Abſchätzungen) die Auszahlung 
fiktiver Dividenden oder (vermöge zu niedriger Bewerthun— 
gen) die Schaffung von Reſervefonds (in der Geſtalt ſoge— 
nannter „verſteckter Reſerven“) herbeiführen will, wenn ſie 
alſo, wie das Reichsgericht in der Entſcheidung vom 12. Juli 
1897 (Bd. XL S. 33 ff.) ſich ausdrückt, ſich eines willkür⸗ 
lichen Verfahrens bei der Bilanzfeſtſtellung hat zu Schulden 
kommen laſſen, ſo unterliegt dieſe Feſtſtellung aus einem 
ſolchen Grunde der Anfechtung des Einzelaktionärs. 

In beiden Fällen enthält nämlich der Bilanzfeſtſtellungs— 
beſchluß neben der an ſich zuläſſigen Maßnahme der Bilanz— 
feſtſezung und in deren Formen zugleich eine geſetz- oder 
ſtatutenwidrige Anordnung. 

Wenn nämlich lediglich durch Ueberſchätzung offenbar 
werthloſer Aktiva zahlenmäßig ein „vertheilungsfähiger Weber: 
ſchuß“ herausgerechnet wird, der in Wirklichkeit gar nicht 
erzielt iſt, ſo dient eine derartige falſche Bilanz gleichzeitig 
dazu, in verſteckter Form und ohne Beobachtung der durch 
Art. 247 (§§ 288 ff.) des HGB.'s für ſolchen Fall vorge: 
ſchriebenen Formalitäten eine theilweiſe Zurückzahlung des 
Grundkapitals herbeizuführen. Denn darauf läuft die ver— 
möge einer zu hoch gegriffenen Bilanz erfolgte Auszahlung 
fiktiver Dividenden im letzten Grunde hinaus. 

Umgekehrt bedeutet ein Bilanzfeſtſtellungsbeſchluß, mit: 
telſt deſſen die Aktiva abſichtlich zu niedrig bewerthet ſind, 
nichts Anderes, als eine theilweiſe Aufſpeicherung des Rein— 
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gewinns behufs Bildung eines Reſervefonds, wie dies bereits 
oben (S. 476 ff.) näher dargelegt iſt. Da nun nach meinen 
früheren und, ſoviel ich geſehen, in Theorie und Praxis all⸗ 
ſeitig adoptirten Ausführungen 15) die Bildung eines geſetz⸗ 
lich oder ſtatutenmäßig nicht vorgeſehenen Reſervefonds durch 
einfachen Generalverſammlungsbeſchluß der Anfechtung durch 
die Aktionäre unterliegt und nur dann in Rechtsbeſtändig⸗ 
keit erwächſt, wenn eine ſolche nicht erfolgt, ſo muß auch ein 
Bilanzfeſtſtellungsbeſchluß, welcher nebenger — und zwar 
durch die beſondere Art der Ausgeſtaltung der Bilanz — 
die Bildung eines Reſervefonds — ſei es auch nur in Ge⸗ 
ſtalt einer ſogenannten „verſteckten Reſerve“ — vorſieht, 
eben dieſerhalb in gleicher Weiſe der Anfechtung unter⸗ 
liegen 16). — 


15) In meiner in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVIII S. 10 ff. at: 
gedruckten Abhandlung: „Der Reſervefonds der Kommanditgeſell— 
ſchaften auf Aktien und der Aktiengeſellſchaften“, insbeſ. S. 97 ff. 

16) Ein ſehr gutes praktiſches Beiſpiel bietet in dieſer Hinſicht der in 
der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 12. Juli 1897 (Bd. XL 
S. 33 ff.) zur Aburtheilung gelangte Fall. Hier hatte die General⸗ 
verſammlung zunächſt beſchloſſen, den Erneuerungsfonds mit 
100 000 Mark zu dotiren und zugleich ein Disagio-Reſervekonto 
in Höhe von 62 000 Mark zu bilden. Da die Dotirung des Er⸗ 
neuerungsfonds rechtlich nichts Anderes iſt, als die Zurückführung 
der Aktiva auf ihren wahren Werth, ſo hatte damit die General⸗ 
verſammlung den Werth der in Frage kommenden Aktiva ent⸗ 
ſprechend feſtgeſtellt. Als nun ein Aktionär gegen die (in den 
Statuten nicht vorgeſehene) Verwendung der 62,000 Mark zur 
Bildung eines Disagio-Reſervefonds Widerſpruch erhob, änderte die 
Generalverſammlung ihren früheren Beſchluß in der Weiſe ab, daß 
nunmehr die 62,000 Mark gleichfalls dem Erneuerungsfonds über⸗ 
wieſen wurden, was alſo eine Minderbewerthung der Aktiva gegen: 
über dem erſten Beſchluſſe um 62,000 Mark bedeutete. 

Mit Recht erklärte das Reichsgericht einen derartigen Beſchluß 
für willkürlich und „nur zur Verdeckung der Bildung des unzu— 
läſſigen Disagiofonds gefaßt“. Es tritt hier mit vollſter Deut⸗ 
lichkeit zu Tage, wie die Generalverſammlung beſtrebt geweſen iſt, 
auf einem Umwege durch Minderbewerthung der Aktiva oder, 
was daſſelbe iſt, durch höhere Dotirung des Erneuerungsfonds die 
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Zur Anfechtung des Bilanzfeſtſtellungsbeſchluſſes genügt 
alſo hier nicht die bloße Behauptung einer unrichtigen, ſei 
es zu hohen, ſei es zu niedrigen Abſchätzung der Aktiva; es 
muß vielmehr die Behauptung und der Beweis hinzutreten, 
daß der Beſchluß gleichzeitig — bei zu hoher Bewerthung — 
die Auszahlung fiktiver Dividenden und damit eventuell eine 
Zurückzahlung des Grundkapitals in unzuläſſiger Form be 
zweckte, oder daß er — bei zu niedriger Abſchätzung — auf 
die Bildung eines in den Statuten nicht vorgeſehenen Re⸗ 
ſervefonds gerichtet ſei, daß alſo die Generalverſammlung 
mittelſt des Bilanzfeſtſtellungsbeſchluſſes gleichzeitig eine ge: 
ſetz» oder ſtatutenwidrige Maßnahme habe treffen wollen. 

Betreffs der eingetragenen Genoſſenſchaften bedürfen die 
vorſtehenden Ausführungen inſofern einer Einſchränkung, als 
eine, wenn auch abſichtlich und zwecks Schaffung einer Re⸗ 
ſerve erfolgte Minderbewerthung der Aktiva ſeitens eines 
einzelnen Genoſſen nur dann angefochten werden kann, wenn 
das Geſellſchaſftsſtatut die Vertheilung des geſammten — 
nach Abzug der ſtatutariſch oder durch § 156 des Gen. Geſ.'s 
für die Dotirung des Reſervefonds vorgeſehenen Quote — 
verbleibenden Reingewinnes beſonders vorſchreibt. Denn 
indem § 46 Abſ. 1 1. c. der Generalverſammlung ausdrück⸗ 
lich die Befugniß beilegt, von dem Gewinn den auf die 
Genoſſen fallenden Betrag (nach Belieben) feſtzuſetzen, hat 
er derſelben in Bezug auf die Verwendung des Reingewinns 
völlig freie Hand gegeben. Sie kann demnach kraft Geſetzes 
auch den ganzen Reingewinn zur Bildung von Reſerve⸗ 
fonds verwenden. Selbſtverſtändlich kann es hierbei keinen 
Unterſchied machen, ob dies mittelſt einer ausdrücklichen An⸗ 
ordnung oder in der Weiſe geſchieht, daß durch Minder: 
bewerthung der Aktiva in der Bilanz verſteckte Reſerven 
gebildet werden. 

Enthält alſo das Genoſſenſchaftsſtatut keine ausdrück⸗ 


nach dem Geſetz und Statut unzuläſſige Bildung eines Disagio⸗ 
Reſervefonds zu erreichen. 
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lichen Vorſchriften über die Verwendung des Reingewinns, 
ſo kann ein die Aktiva noch ſo niedrig bewerthender Bilanz⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß ſeitens eines einzelnen Genoſſen niemals 
angefochten werden 1). 

Simon iſt der Anſicht, daß auch die ſeitens einer 
Aktiengeſellſchaft erfolgte Bilanzfeſtſtellung durch einen ein⸗ 
zelnen Aktionär niemals wegen zu niedriger Bewerthung der 
Aktiva angefochten werden könne (a. a. O. S. 324). 

Dieſe nicht näher begründete Anſicht verkennt die Be⸗ 
deutung der Thatſache, daß der Bilanzfeſtſtellungsbeſchluß in 
ſolchem Falle gleichzeitig eine ſtatutenwidrige Reſervefonds⸗ 
bildung enthalten kann. 

Richtiger, wenn auch mit einer von den obigen Dar: 
legungen etwas abweichenden Begründung heißt es dagegen 
in der citirten Entſcheidung des Reichsgerichts vom 12. Juli 
1897: 

„Gleichwohl kann dem Aktionär der Nachweis nicht 
abgeſchnitten werden, daß er durch ein böswilliges 
oder willkürliches Verfahren der Generalverſammlung 
in ſeinem ſtatutenmäßigen und geſetzlichen Anſpruch 
auf die Dividende gefliſſentlich geſchädigt ſei.“ 


BL) Nach § 271 Abſ. 3 des neuen HGBi's iſt die 
Anfechtung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes einer Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Aktien⸗Kommanditgeſellſchaft, „die darauf ge⸗ 
gründet wird, daß durch den Beſchluß Abſchreibungen oder 
Rücklagen über das nach dem Geſetze oder nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage ſtatthafte Maß hinaus angeordnet ſeien, nur 
zuläſſig, wenn die Antheile des Aktionärs oder der Aktionäre, 
welche die Anfechtungsklage erheben, den zwanzigſten Theil 
des Grundkapitals erreichen.“ 

Danach kann alſo eine Minderbewerthung der Aktiva 
in der Bilanz in Zukunft von einem einzelnen Aktionär nur 


17) Vgl. Entſch. des Reichsgerichts vom 10. März 1896 Bd. XXXVII 
S. 18. 
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dann angefochten werden, wenn dieſer mindeſtens den zwan⸗ 
zigſten Theil des Aktienkapitals beſitzt. 

Gleichgiltig iſt es in dieſer Hinſicht, ob der Bilanzfeſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß das Geſetz oder eine ausdrückliche ſtatutariſche 
Beſtimmung verletzt, ſo daß alſo auch dann, wenn z. B. die 
Generalverſammlung ſtatt der ſtatutenmäßig vorgeſchriebenen 
Abſchreibung von 10 Prozent eine ſolche von 20 Prozent 
vorgenommen hat, der Beſchluß nur angefochten werden 
kann, wenn der Aktienbeſitz des oder der Anfechtungskläger 
mindeſtens den zwanzigſten Theil des Grundkapitals darſtellt. 
Unerheblich iſt es auch, in welcher Weiſe die Minderbewer— 
thung erfolgt, ob in Form einer ſogenannten Abſchreibung, 
einer Dotirung einer beſonderen „Rücklage“, d. i. eines Re⸗ 
ſervefonds, eines ſogenannten Erneuerungsfonds oder endlich 
in Geſtalt der wiſſentlich unrichtigen und zu niedrigen Ab: 
ſchätzung, alſo vermittelſt ſogenannter „verſteckter Reſerven“. 
Wenn Simon (a. a. O. S. 325) dem gegenüber behauptet, 
daß „bei unrichtiger Schätzung von Gegenſtänden, welche 
nach dem Marktpreis einzuſtellen ſind, jeder einzelne Aktionär 
die Feſtſtellung angreifen kann, wenn das Statut dadurch 
verletzt iſt“, ſo überſieht er, daß eine in Folge zu niedriger 
Schätzung vorgenommene Minderbewerthung re vera eine 
„Rücklage“ in Geſtalt einer ſogenannten „verſteckten Reſerve“ 
darſtellt, alſo auch durch die Vorſchrift des § 271 Abſ. 3 
Satz 2 getroffen wird. | 

Sind dagegen die Werthe zu hoch abgeſchätzt, jo gilt 
auch nach dem 1. Januar 1900 alles Dasjenige, was oben 
unter aa) hinſichtlich des jetzt herrſchenden Rechtszuſtandes 
ausgeführt iſt. 

Von ſelbſt verſteht es ſich übrigens, daß auch nach dem 
1. Januar 1900 eine bloß thatſächlich unrichtige Abſchätzung 
eines Bilanzgegenſtandes der Anfechtung ebenſo wenig unter— 
liegt, wie nach dem jetzt geltenden Recht, da durch § 271 
des neuen Handelsgeſetzbuchs das Anfechtungsrecht gegenüber 
Bilanzfeſtſtellungsbeſchlüſſen nicht erweitert, ſondern vielmehr 
umgekehrt eingeſchränkt werden ſollte. 
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17) Beſonderer Erörterung bedarf noch die Frage, welche 
Bedeutung es hat, wenn das Geſellſchaftsſtatut ſelbſt eine 
den geſetzlichen Vorſchriften zuwiderlaufende Höherbewerthung 
der Aktiva vorſieht. Angenommen z. B., das Statut einer 
Aktiengeſellſchaft würde vorſchreiben, daß Werthpapiere ohne 
Rückſicht auf einen höheren oder niedrigeren Anſchaffungs⸗ 
preis ſtets zu dem Börſenpreiſe zur Zeit der Bilanzaufſtellung 
in der Bilanz zum Anſatz kommen ſollen, ſo fragt es ſich, 
ob ein Beſchluß, der zwar im Einklang mit dem Statut, 
aber im Widerſpruch mit Art. 185 a ($ 261) des HGB. 
die Werthpapiere dem Börſenpreiſe entſprechend, aber zu 
einem den Anſchaffungspreis überſteigenden Betrage zum 
Anſatz bringt, gleichwohl der Anfechtung unterliegt? Dieſe 
Frage iſt unbedenklich zu bejahen, da der Beſchluß der 
zwingenden Geſetzesvorſchrift des Art. 185 a zuwiderläuft 
und das damit in Widerſpruch befindliche Statut inſoweit 
der Rechtsgiltigkeit entbehrt. (Vgl. oben S. 471 ff.) 

Nach dem am 1. Januar 1900 in Kraft tretenden Rechts⸗ 
zuſtande kann übrigens unter gewiſſen Umſtänden eine die 
Höherbewerthung der Aktiva in geſetzwidriger Weiſe anord— 
nende Statutenbeſtimmung in folgender Weiſe beſeitigt werden: 

Auf Grund des § 144 des Geſetzes über die Ange: 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann ein in das 
Handelsregiſter eingetragener Beſchluß der Generalverſamm— 
lung gemäß §§ 142 und 143 dieſes Geſetzes ſogar von 
Amtswegen gelöſcht werden, wenn er durch ſeinen Inhalt 
zwingende Vorſchriften des Geſetzes verletzt und ſeine Be— 
ſeitigung im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheint. Hat 
nun eine Aktiengefellſchaft im Wege der Statutenänderung 
einen der Vorſchrift des § 261 Ziff. 1 und 2 zumiderlaufen- 
den Bewerthungsgrundſatz nachträglich ihrem Statut einver— 
leibt, ſo kann unter Umſtänden deſſen Beſeitigung gemäß 
§ 144 1. c. herbeigeführt werden, da er zu feiner Rechts⸗ 
giltigkeit nach §S 277 des HGB.'s zweifellos der vorgängigen 
Eintragung in das Handelsregiſter bedurfte. 

Auffallender Weiſe liegt die Sache freilich anders, wenn 
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die hier beſprochene geſetzwidrige Vorſchrift bereits in dem 
urſprünglichen Geſellſchaftsſtatut enthalten war. Denn da 
die §§ 195, 198 des neuen HGB.'s unter bewußter und 
gewollter Abweichung von dem jetzt geltenden Art. 210 des 
HGB.'s, welcher die Eintragung des Geſellſchaftsvertrages 
vorſchreibt, nur noch diejenige der Geſellſchaft ſelbſt und 
einzelner beſonders wichtiger Feſtſetzungen des Geſellſchafts⸗ 
vertrages vorſieht (§ 198), ſo kann auch von einer Löſchung 
ſonſtiger im urſprünglichen Geſellſchaftsvertrage enthaltenen 
geſetzwidrigen Beſtimmungen nicht die Rede ſein. (Vgl. 
Denkſchrift zum Entwurfe des neuen Handelsgeſetzbuches 
S. 126.) 

III. Endlich bleibt hier noch zu prüfen, ob und inwie⸗ 
fern ein Verſtoß gegen den angeblichen Grundſatz von der 
ſogenannten „Kontinuität der Bilanzanſätze“ zu einer An⸗ 
fechtung der Bilanz berechtigt. 

Unter der ſogenannten „Kontinuität der Bilanzanſätze“ 
verſtand man bisher im weiteſten Sinne ein Prinzip des 
Inhalts, daß die in der Bilanz des Vorjahres enthaltene 
Schätzung der Vermögensgegenſtände in den ſpäteren Jahren 
nach oben hin nicht geändert werden darf. Man führt 
dieſen Grundſatz insbeſondere auch auf das Dogma von der 
Bilanzwahrheit zurück. So heißt es z. B. in der Entſcheidung 
des Reichsgerichts vom 8. Juli 1891 (Bd. XXVIII S. 45 ff.) 
S. 555: 

„Was die Bilanz betrifft, fo gibt dieſelbe den der— 
zeitigen Vermögensſtand der Geſellſchaft an, und ihre 
Veröffentlichung begründet eine Verantwortlichkeit für 
ihre getreue Aufnahme. Auch mag zur Wahrheit 
einer Bilanz eine Kontinuität zwiſchen den 
einander folgenden Bilanzen in dem Sinne 
erforderlich ſein, daß nicht ohne das Vor— 
liegen eines früheren Irrthums oder einer 
wirklichen Werthsveränderung Aktiva im Ver— 
gleiche zu den Anſätzen in früheren Bilanzen 
im Werthe heraufgeſetzt werden dürfen.“ 


Neukamp: Das Dogma von der Bilanzwahrheit. 497 


Während hier im Namen der „Bilanzwahrheit“ die 
Lehre von der „Kontinuität der Bilanzanſätze“ vertheidigt 
wird, hat Staub (Kommentar zum Handelsgeſetzbuch § 2 
zu Art. 239 b [Art. 1850] Anm. 1 S. 587 und in Hold⸗ 
heim's Wochenſchrift für Aktienrecht Bd. II S. 365) im 
Namen deſſelben Dogmas von der „Bilanzwahrheit“ jene 
Lehre bekämpft. 

Simon (a. a. O. S. 412) bemerkt endlich zu dieſer 
Frage: 

„Eine geſetzliche Beſtimmung, wonach die Gefell: 
ſchaft niemals die einzelnen Werthanſätze in einem 
folgenden Jahre höher annehmen darf, als im ver— 
gangenen Jahre, exiſtirt nicht.“ 

Simon erachtet es deshalb für durchaus zuläſſig, daß 
die in einem Jahre zu niedrig zum Anſatz gebrachten Werth: 
papiere und ſonſtigen Vermögensſtücke — mit Ausnahme der 
Betriebsgegenſtände — im nächſten Jahre innerhalb der ge⸗ 
ſetzlichen und ſtatutariſchen Schranken zu ihrem wahren, wenn 
auch höheren Werthe zum Anſatz gebracht werden. In 
Bezug auf die Bewerthung der Betriebsgegenſtände nimmt 
Simon dagegen die Exiſtenz eines Handelsgewohnheitsrechts 
an, demzufolge eine Heraufſetzung des Werthes dieſer Gegen: 
ſtände in einer ſpäteren Bilanz niemals erfolgen darf. 

So wie dieſer Grundſatz der „Kontinuität der Bilanz⸗ 
anſätze“ bisher formulirt worden iſt, hält er einer näheren 
Betrachtung nicht Stand. 

Aber auch in der Beſchränkung, in welcher Simon die 
Lehre von der „Kontinuität der Bilanzanſätze“ hinſichtlich 
der Betriebsgegenſtände auf ein angebliches Gewohn⸗ 
heitsrecht ſtützen will, vermag ich deren Richtigkeit nicht an⸗ 
zuerkennen. Das Einzige, was Simon in dieſer Hinſicht 
vorzubringen vermag, beſteht darin, daß er unter den vielen 
tauſenden Bilanzen inländiſcher und ausländiſcher Geſell— 
ſchaften, die er durchgeſehen, auch nicht eine einzige gefunden, 
welche den Werth der Betriebsgegenſtände heraufgeſetzt, bezw. 
die Abſchreibungen wieder herabgeſetzt hätte. Er meint 
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ferner, ein derartiges Verfahren würde in kaufmänniſchen 
Kreiſen als ein ſchwindelhaftes angeſehen werden. 

Einigermaßen beweiskräftig würde die Argumentation 
Simon's, der lediglich durch die mitgetheilten Sätze die 
Exiſtenz jenes Gewohnheitsrechts beweiſen will, nur dann 
ſein, wenn er einmal die Bilanzen mehrerer aufeinander— 
folgender Jahre bei denſelben Geſellſchaften durchgeſehen 
und überdies ſich die Ueberzeugung verſchafft hätte, daß 
dieſe Geſellſchaften Abſchreibungen über das übliche Maß 
hinaus vorgenommen und gleichwohl ſtets daran feſtgehalten 
hätten. Denn die bloße Thatſache, daß die Werthe in den 
ſpäteren Bilanzen nicht heraufgeſetzt ſind, beweiſt lediglich, 
daß die Abſchätzung des Vorjahres als eine richtige betrachtet 
worden iſt. Und was ſodann die Auffaſſung der Kaufleute 
angeht, ſo bin ich allerdings mit Simon darüber nicht 
im Zweifel, daß ſie es als ſchwindelhaft bezeichnen werden, 
wenn eine das übliche Maß nicht überſchreitende Minder⸗ 
bewerthung in einem ſpäteren Jahre grundlos hinauf ge— 
ſchraubt wird. Das beweiſt aber für die Exiſtenz des angeb— 
lichen Gewohnheitsrechts noch nichts, läßt vielmehr erkennen, 
daß die kaufmänniſche Auffaſſung durchaus den geſetzlichen 
Vorſchriften entſpricht, die eine den wahren Werth über— 
ſteigende Höherbewerthung der Aktiva verpönen. Iſt aber 
in einem Jahre eine Abſchreibung oder Minderbewerthung 
eine außergewöhnlich hohe, ſo wird auch der reellſte Kauf— 
mann eine Höherbewerthung deſſelben Betriebsgegenſtandes 
in einem ſpäteren Jahre durchaus nicht beanſtanden. Wenn 
z. B. die Maxhütte in Bayern, die bekanntlich werthvolle 
und große Fabrikgebäude mit einer Mark in die Bilanz 
eingeſtellt hat, die durch eine derartige Bilanzirung aufge⸗ 
ſpeicherte Reſerve in einem ungünſtigen Geſchäftsjahre in der 
Weiſe ausſchüttet, daß ſie die Fabrikgebäude wieder mit dem 
jeweiligen wahren Werthe in die Bilanz einſtellt, ſo iſt auch 
vom Standpunkte der peinlichſten Redlichkeit nichts dagegen 
einzuwenden. 

Wenn in dem von Simon (S. 415) mitgetheilten 
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Beiſpiel die Geſellſchaft durch eine nachträgliche Erhöhung 
der für die Betriebsgegenſtände ausgeworfenen Aktivziffern 
einen Theil ihres Grundkapitals zur Vertheilung bringen 
würde, ſo wäre dies nur möglich, wenn ſie dieſe Gegenſtände 
über deren wahren Werth zum Anſatz gebracht hat, was 
natürlich unter allen Umſtänden unzuläſſig iſt, aber für die 
Exiſtenz des Satzes von der „Kontinuität der Bilanzanſätze“ 
nichts beweiſt. 

Von einem Grundſatze „der Kontinuität der Bilanz⸗ 
anſätze“ kann man überhaupt nur dann reden, wenn ein 
Satz des Inhaltes exiſtirt, daß jeder neuen Bilanz die 
Werthanſätze der vorjährigen Bilanz zunächſt zu Grunde 
gelegt werden müſſen. In dieſer Allgemeinheit wird aber 
bisher von Niemandem die Geltung eines derartigen Rechts⸗ 
ſatzes behauptet; vielmehr beſchränkt man ſich darauf, nur 
eine Heraufſetzung der Werthe der vorjährigen Bilanz für 
unzuläſſig zu erklären. Damit gibt man aber das Prinzip 
ſelbſt preis; denn die Kontinuität der Bilanzanſätze wird 
gerade ſo gut durch eine willkürliche Herabſetzung der Bilanz⸗ 
anſätze des Vorjahres unterbrochen, wie durch eine grundloſe 
Heraufſetzung. 

Dieſe Erwägung enthüllt uns den richtigen Kern der 
ganzen Lehre. Ebenſo wenig nämlich, wie es nach den oben 
(S. 485, 489 ff.) gemachten Ausführungen einem einzelnen 
Aktionär geſtattet iſt, die Bilanz wegen thatſächlich unrich⸗ 
tiger — ſei es zu hoher, ſei es zu niedriger — Bewerthung 
einzelner Aktiva anzufechten, ebenſo wenig kann auch der 
Generalverſammlung die Befugniß zuſtehen, die Werthfeſt⸗ 
ſetzung der Bilanz des Vorjahres rein willkürlich zu ignoriren. 
Es würde eine „Unordnung“ der allerbedenklichſten Art in 
der Buchführung zur Folge haben, wenn man der General— 
verſammlung geſtatten wollte, die Aktiva ohne Rückſicht auf 
die Abſchätzung in der Bilanz des Vorjahres in jedem Jahre 
von Neuem beliebig hoch oder niedrig zu bewerthen. Wenn, 
wie Simon (S. 321) mit Recht hervorhebt, der General⸗ 
verſammlung bei der Feſtſtellung der Bilanz die Rolle einer 
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„arbitratrix“ zukommt, ſo iſt ſie doch, ebenſo wie der ein⸗ 
zelne Aktionär, an ihre eigene arbitratio gebunden. Es 
würde eine offenbare Verletzung des Geſetzes bedeuten, wenn 
die Generalverſammlung grundlos und rein willkürlich bei 
einer ſpäteren Bilanz von ihrer früheren Schätzung ab: 
weichen würde. Muß nämlich der Aktionär die innerhalb 
der geſetzlichen und ſtatutariſchen Schranken vorgenommene 
Schätzung der Generalverſammlung gelten laſſen, und kann 
auch die Generalverſammlung ſelbſt die einmal feſtgeſtellte 
Bilanz nicht willkürlich und grundlos beſeitigen, ſo hat die 
in der Bilanz enthaltene Abſchätzung für die Geſellſchaft den 
Charakter und die Bedeutung einer objektiv richtigen (und 
gewiſſermaßen vertragsmäßigen) Werthfeſtſetzung. Daraus 
folgt, daß jede grundloſe und willkürliche Abweichung von der 
Abſchätzung der voraufgegangenen Bilanz nach oben hin die 
Vertheilung einer fiktiven Dividende oder einer unzuläſſigen 
Rückzahlung des Grundkapitals, nach unten hin dagegen die 
Bildung eines Reſervefonds in der Geſtalt einer verſteckten 
Reſerve bedeutet und darum ſowohl in dem einen, wie in dem 
anderen Falle der Anfechtung durch jeden einzelnen Aktionär 
wegen Geſetz⸗ oder Statutenwidrigkeit der Bilanz unterliegt. 

Die Lehre von der Kontinuität der Bilanzanſätze hat 
alſo, richtig verſtanden, die Bedeutung, daß die General— 
verſammlung bei der Bilanzfeſtſtellung von der im Vorjahre 
vorgenommenen Abſchätzung der Aktiva nicht willkürlich und 
grundlos abweichen darf. Meine Auffaſſung enthält alſo 
theilweiſe eine Erweiterung, theilweiſe eine Einſchränkung der 
herrſchenden Lehre, wie ſich aus folgenden Sätzen ergibt: 

1. Während nach der herrſchenden Lehre inkonſequenter 
Weiſe nur eine Heraufſetzung der Bilanzwerthe unzuläſſig 
ſein ſoll, iſt nach meiner Theorie eine Herabſetzung ebenſo 
unſtatthaft. 

2. Nach meiner Auffaſſung kann ſich der Grundſatz der 
„Kontinuität der Bilanzanſätze“ nur auf ſolche Vermögens⸗ 
gegenſtände beziehen, die einer Schätzung innerhalb der 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Bewerthungsgrundſätze unter⸗ 
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liegen. Dem gegenüber geht die Auffaſſung, welche den 
Grundſatz auf alle Aktiva ohne Unterſchied anwenden will, 
zu weit, während Simon, der ihn nur auf Betriebs— 
gegenſtände anwenden will, die Lehre prinzipwidrig zu ſehr 
einſchränkt. Wenn Simon von meinem Standpunkt aus 
auch darin unbedingt beizupflichten iſt, daß der Grundſatz 
auf ſolche Gegenſtände, die einen beſtimmten Börſen- oder 
Marktpreis haben, nicht anwendbar erſcheint, (weil hier jede 
„Schätzung“ der Generalverſammlung wegfällt), ſo iſt doch 
nicht abzuſehen, warum derſelbe nicht auf Grundſtücke, die 
dem Betriebe nicht dienen, ebenſo gut Anwendung finden 
ſoll, wie auf ſolche, die, wie Fabrikgrundſtücke, unmittelbar 
den Zwecken des Betriebes dienſtbar ſind. 


3. Die Lehre von der „Kontinuität der Bilanzanſätze“ 
greift nur Platz gegenüber „willkürlichen“ und „grundloſen“ 
Aenderungen der früheren Schätzung. Daraus folgt: 


a) Der Generalverſammlung iſt es geſtattet, die bei 
einer früheren Bilanz untergelaufenen Irrthümer in einer 
ſpäteren ebenſo zu berichtigen, wie es dem einzelnen Mit⸗ 
gliede einer offenen Handelsgeſellſchaft unverwehrt iſt, eine 
bereits genehmigte Bilanz wegen Irrthums anzufechten; 
(ſiehe oben S. 477 ff.). Eine bloß thatſächlich unrichtige 
Schätzung kann ſelbſtredend niemals als ein ſolcher „Irr— 
thum“ bezeichnet werden; vielmehr muß dargelegt werden, 
daß die Willensbeſtimmung der Generalverſammlung durch 
die ihrer Schätzung zu Grunde gelegten unrichtigen Unter: 
lagen in maßgebender Weiſe beeinflußt iſt. 

b) Grundloſe Aenderungen liegen freilich dann nicht 
vor, wenn durch irgend welche Umſtände der Werth des 
der Schätzung unterliegenden Gegenſtandes ſeit der Feſt— 
ſtellung der früheren Bilanz beeinflußt worden iſt. Dann 
bedarf es mit Rückſicht auf die Werthveränderung einer 
neuen „Schätzung“, bezüglich deren die Generalverſammlung 
gerade ſo, wie in Bezug auf die erſte „Schätzung“, die Rolle 
und Stellung einer „arbitratrix* hat. Solche Fälle liegen 
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z. B. vor, wenn Betriebsgegenſtände ſeit der vorjährigen 
Bilanz erheblich abgenutzt, Patente wegen neuer Erfindungen 
entwerthet ſind u. dgl. m. Hat ſich aber z. B. in Bezug 
auf die Verhältniſſe eines zu Spekulationszwecken angekauften 
Grundſtücks ſeit dem Vorjahre nichts verändert, ſo würde 
eine Höher⸗ oder Minderbewerthung deſſelben in der neuen 
Bilanz eine grundloſe und deshalb anfechtbare fein. 

4. Was Staub gegen die Lehre von der Kontinuität 
der Bilanzanſätze geltend macht, trifft allerdings die auch 
nach meiner Anſicht unrichtige Auffaſſung von Ring (Kom⸗ 
mentar zum Aktiengeſetz 2. Aufl., Berlin 1893), der davon 
ausgeht, eine einmal erfolgte Minderbewerthung von Aktiven 
könne durch ſpätere Bilanzen niemals beſeitigt werden, weil 
darin „ein freiwilliger Verzicht auf die der Generalverſamm⸗ 
lung zuſtehende Verfügungsmacht zu erblicken ſei“. 

Mit Recht macht Staub dem gegenüber geltend, „daß 
gar nicht erſichtlich ſei, wem gegenüber die Geſellſchaft rechts: 
giltig verzichtet haben ſoll, ihre Werthe ſpäter zum wahren 
Werthe anzuſetzen“. 

Die weitere Polemik Stau b's behandelt aber Fälle, 
die mit der richtigen Lehre von der Kontinuität der Bilanz⸗ 
anſätze, wie ich ſie verſtehe, nicht das Mindeſte zu thun haben. 

Schon oben (S. 476 und 494) habe ich darauf hin⸗ 
gewieſen, daß eine wiſſentlich zu niedrige Bewerthung der 
Aktiva gleichzeitig im letzten Grunde die Bildung eines Re⸗ 
ſervefonds in der Geſtalt ſogenannter „verſteckter Reſerven“ 
bedeutet. Sofern nun die Generalverſammlung bei der 
Feſtſtellung der Bilanz ſich nicht darauf beſchränkt, die 
Aktiva „abzuſchätzen“ und nach dem Schätzungswerthe 
in die Bilanz einzuſtellen, vielmehr zwecks Bildung einer 
Reſerve dieſelben abſichtlich unter ihrem wahren Werthe in 
die Bilanz einſtellt und auf dieſe Weiſe „verſteckte Reſerven“ 
ſchafft, kann ſie eine ſolche lediglich auf einem Beſchluſſe 
der Generalverſammlung beruhende „verſteckte Reſerve“ in 
der nächſten Bilanz durch anderweite Bewerthung der ab— 
ſichtlich zu niedrig geſchätzten Aktiva ebenſo beſeitigen, wie 
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fie einen ſonſtigen auf einem Beſchluſſe der Generalverſamm— 
lung beruhenden Reſervefonds vermittelſt eines anderweiten 
Beſchluſſes der Generalverſammlung ausſchütten kann. (Vgl. 
Neukamp a. a. O. S. 113.) — Beruht die Bildung der 
verſteckten Reſerve auf dem Geſellſchaftsſtatut, indem dieſes 
z. B. eine gewiſſe Minderbewerthung der Aktiva ausdrück— 
lich vorſchreibt, ſo kann erſt nach vorgängiger Abänderung 
des Statuts eine derartige Minderbewerthung ebenſo beſeitigt 
werden, wie auch die Ausſchüttung eines auf dem Geſell⸗ 
ſchaftsſtatut beruhenden gewöhnlichen Reſervefonds erſt nach 
entſprechender Abänderung der Statuten zuläſſig iſt. 

Inſoweit Staub dieſe Sätze vertheidigt, iſt ihm durch⸗ 
aus beizupflichten; deren Richtigkeit vermag aber die richtig 
verſtandene Lehre von der Kontinuität der Bilanzanſätze nicht 
in Frage zu ſtellen, da dieſe ſich nur auf eine wirkliche 
Abſchätzung der Bilanzwerthe, nicht aber auf eine ver⸗ 
mittelſt und bei Gelegenheit der Bilanzirung, (alſo auf 
Umwegen) herbeigeführte Bildung von Reſervefonds bezieht, 
die gerade ſo wie die eigentlichen Reſervefonds durch die 
Generalverſammlung auf dem geſetz- und ſtatutenmäßigen 
Wege jederzeit beſeitigt werden können. 

Indem aber Staub die hier von mir gemachte Unter: 
ſcheidung überſieht, ſchießt er über das Ziel hinaus: wenn 
er, wie es den Anſchein hat, der Anſicht iſt, daß jede ſpätere 
Generalverſammlung die Werthfeſtſetzung der früheren ein⸗ 
fach ignoriren und ſchon dann beſeitigen kann, wenn ſie die 
Abſchätzung der letzteren für zu niedrig gegriffen hält, ſo iſt 
dem gegenüber den Worten Ring's (a. a. O. S. 617) durch- 
aus beizupflichten, wenn dieſer ſagt: 

„Bei der entgegengeſetzten Auffaſſung wäre einer 
völligen Willkür die Bahn dahin eröffnet, daß die 
Geſellſchaft durch Heraufſetzung der betreffenden Aktiv⸗ 
werthe oder Zurückführung des Erneuerungsfonds auf 
das Maß wirklicher Abnutzung ſich einen beliebig 
vertheilbaren Reingewinn ſchaffen könnte.“ 
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8 5. 


Iſt die „abſolute Bilanzwahrheit“ ein im kaufmänniſchen 
Verkehr oder durch geſetzgeberiſche Maßnahmen anzuſtrebendes 
Ziel? 


1. Wie gezeigt, geht die bisherige Entwicklung der Ge— 
ſetzgebung nicht dahin, das angebliche Dogma von der Bilanz⸗ 
wahrheit zu verwirklichen. Dieſelbe hat vielmehr umgekehrt 
die Tendenz, die Aufſtellung materiell unwahrer Bilanzen 
entweder direkt vorzuſchreiben oder doch zu begünſtigen. 
So hat zunächſt die Aktiennovelle von 1884 die Aufſtellung 
materiell unrichtiger Bilanzen den Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien geradezu zur öffentlich— 
rechtlichen Pflicht gemacht, indem ſie für gewiſſe Fälle die 
Minderbewerthung der Aktiva zwingend vorgeſchrieben hat; 
(ſiehe oben S. 468). Dieſe Verpflichtung iſt dann durch 
§ 43 (42) des Reichsgeſetzes vom 20. April 1892 auch auf 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und deren Bilanzen 
ausgedehnt. 

Das neue Handelsgeſetzbuch hat die Auſſtellung materiell 
unrichtiger Bilanzen durch Minderbewerthung der Aktiva 
abermals des Weiteren begünſtigt, indem es durch § 271 
Abſ. 3 Satz 2 ſelbſt ſolche Bilanzgenehmigungsbeſchlüſſe, die 
unter Verletzung des Geſetzes oder Statuts den Werth der 
Aktiva zu niedrig bemeſſen, der Anfechtung ſeitens des ein— 
zelnen Aktionärs entzieht; (ſiehe oben S. 493 ff). 

2. Iſt nun die Geſetzgebung, indem ſie gefliſſentlich den 
Grundſatz der Bilanzwahrheit verwirft, vielmehr durch ihre 
Maßnahmen auf eine Minderbewerthung der Aktiva 
hinwirkt, auf einem Irrwege, von welchem ſie im Intereſſe 
des Dogmas von der Bilanzwahrheit umkehren muß oder 
iſt ſie vielmehr auf dem richtigen Wege? 

Ich trage kein Bedenken, dieſe Frage trotz der gewich— 
tigen Autorität Simon's, der am Schluſſe ſeiner Arbeit 
die „Bilanzwahrheit“ als ein zwar niemals erreichbares Ziel, 
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aber als ein Ziel „devoutly to be wished“ bezeichnet, im 
Sinne der gegentheiligen Alternative zu beantworten. 

Eine möglichſt niedrige Bewerthung der Aktiva in der 
Bilanz kann ſowohl dem Einzelkaufmann, wie allen Handels— 
geſellſchaften nicht dringend genug empfohlen werden; und 
auch der Geſetzgeber dient dem redlichen Verkehr und dem 
Anſehen des deutſchen Handelsſtandes dadurch am beſten, 
daß er durch ſeine Maßnahmen eine möglichſt niedrige 
Abſchätzung der Aktiva bei Aufſtellung der Bilanz zu fördern, 
jeder Ueberſchätzung derſelben aber nach Möglichkeit ent— 
gegenzutreten ſucht. 

3. Der hier aufgeſtellte Satz wird, ſofern feine Richtig: 
keit ſich nicht ſchon aus den bisherigen Erörterungen ergibt, 
durch folgende Erwägungen bewahrheitet: 

Je niedriger die Aktiva einer Geſellſchaft veranſchlagt 
ſind, deſto geſunder und kräftiger iſt ihre wirthſchaftliche 
Poſition. Vor Allem ſind alsdann die Leiter und Mitglieder 
der Geſellſchaft vor der gefährlichen und nicht ſelten ver— 
hängnißvollen Selbſttäuſchung bewahrt, das Geſellſchafts— 
vermögen für größer und die wirthſchaftliche Lage der Ge— 
ſellſchaft für beſſer zu erachten, als ſie in Wirklichkeit iſt. 

Insbeſondere aber iſt die Geſellſchaft alsdann vor der 
größten Gefahr geſichert, der ſie überhaupt ausgeſetzt ſein 
kann, vor der Gefahr nämlich, fiktive Dividenden zu ver— 
theilen. Denn eine Vertheilung fiktiver Dividenden muß 
auf die Dauer den wirthſchaftlichen Ruin der Geſellſchaft 
zur Folge haben, da eine Zahlung derartiger Dividenden 
nur aus dem Betriebskapital erfolgen kann, und ſomit 
gerade dann, wenn die Geſellſchaft wegen mangelnden 
wirthſchaftlichen Erfolges eine Stärkung ihrer Kapitalkraft 
am nöthigſten hat, dieſe durch die Ausſchüttung der fiktiven 
Dividende zu ſchwächen gezwungen iſt. Noch ſchlimmer 
wird die Sachlage für die Geſellſchaft, wenn die Ver— 
theilung der fiktiven Dividende zugleich, wie dies nicht 
ſelten der Fall ſein wird, eine theilweiſe Zurückzahlung des 
Grundkapitals involvirt. Iſt nämlich der wirkliche Werth 
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der Aktiva nur ausreichend, um einerſeits die Schulden und 
andererſeits das Grundkapital der Geſellſchaft zu decken, ſo 
tritt durch die Ueberſchätzung der Aktiva ein in Wirklichkeit 
gar nicht vorhandener Gewinn in die Erſcheinung; die Aus— 
zahlung dieſes re vera gar nicht exiſtirenden Gewinnes iſt 
alſo nichts Anderes, als eine theilweiſe Zurückzahlung des 
Grundkapitals, die zudem nicht einmal bilanzmäßig in die 
Erſcheinung tritt und deshalb doppelt gefährlich wirkt. 
Denn auf dieſe Weiſe iſt die Geſellſchaft in die Zwangslage 
verſetzt, trotz des geminderten Betriebskapitals eine dem 
zahlenmäßig unverändert gebliebenen Grundkapital entſpre— 
chende Dividende aufzubringen; hat aber einmal eine Geſell⸗ 
ſchaft den unſoliden und ruinöſen Weg betreten, vermöge 
einer unnatürlich und unberechtigt hohen Bewerthung ihrer 
Aktiva fiktive Dividenden zu vertheilen, ſo iſt in der Regel 
ihr Untergang auf die Dauer unausbleiblich. 

Derartigen Gefahren ſind die Geſellſchaften unter allen 
Umſtänden entrückt, wenn ſie prinzipiell daran feſthalten, die 
Aktiva in der Bilanz ſtets unter dem wahren Werthe an— 
zuſetzen, ſo daß man den Satz aufſtellen kann: Je niedriger 
die Bilanzwerthe eingeſchätzt ſind, deſto beſſer und kräftiger 
iſt die wirthſchaftliche Poſition der Geſellſchaft. 

Für derartige Minderbewerthungen kommen nun vor 
Allem die Betriebsgegenſtände und die Vorräthe in Be— 
tracht. Die Betriebsgegenſtände eignen ſich indeſſen nur zu 
mäßigen Minderbewerthungen, da wegen des Grundſatzes 
der Kontinuität der Bilanzanſätze an der in einem früheren 
Jahre aufgeſtellten Bewerthung feſtgehalten werden muß, 
dieſe jedenfalls nach den obigen Darlegungen in ſpäteren 
Bilanzen nicht ohne Weiteres heraufgeſetzt werden darf. 

Ganz anders verhält es ſich dagegen mit den Vorräthen. 
Dieſe werden in jedem Geſchäftsjahre ganz oder theilweiſe 
aufgearbeitet, find alſo, inſoweit fie nicht noch aus dem Be: 
ſtande des Vorjahres herrühren, bei jeder neuen Bilanz von 
Neuem abzuſchätzen. Dadurch hat es die Generalverſamm— 
lung in der Hand, die jeweilige Abſchätzung der Geſchäftslage 
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anzupaſſen und auf dieſe Weiſe in minder günſtigen Ge⸗ 
ſchäftsjahren allzu niedrige Abſchätzungen, die unter Um⸗ 
ſtänden eine ſtörende Feſtlegung des Betriebskapitals oder 
eine den wirklichen Verhältniſſen nicht entſprechende zu 
niedrige Dividendenbemeſſung zur Folge haben können, zu 
vermeiden. 

Nach alledem kann es weder als ein für den kaufmän⸗ 
niſchen Verkehr erſtrebenswerthes Ziel, noch als eine Aufgabe 
der Geſetzgebung bezeichnet werden, der Verwirklichung des 
Dogmas der Bilanzwahrheit die Wege zu ebnen. 

Vielmehr wird der Geſetzgeber nur darauf Bedacht 
nehmen müſſen, daß einerſeits einer Ueberſchätzung der 
Bilanzwerthe nach Möglichkeit vorgebeugt, andererſeits eine 
Unterſchätzung derſelben nach Möglichkeit gefördert wird. 

In dieſem Sinne iſt die Ausdehnung der Bilanzvor— 
ſchriften des 8 261 Ziff. 1—3 des neuen HGB.“'s jedenfalls 
für die Bilanzen der eingetragenen Genoſſenſchaften und 
zweckmäßiger Weiſe wohl auch für die der Einzelkaufleute 
und offenen Handelsgeſellſchaften zu empfehlen. 


VI. 
Dom Aufſichtsrath und deſlen Dergütung. 


Von 


Keyßner. 


Das Handelsgeſetzbuch hat in ſeiner neuen Geſtalt den 
Vergütungen der Mitglieder des Vorſtandes einer Aktien— 
geſellſchaft und der Mitglieder des Aufſichtsrathes ſeine Auf— 
merkſamkeit zugewendet. 


§ 237. Wird den Mitgliedern des Vorſtandes 
ein Antheil am Jahresgewinn gewährt, fo iſt der Antheil 
von dem nach Vornahme ſämmtlicher Abſchreibungen 
und Rücklagen verbleibenden Reingewinn zu berechnen. 

§ 245. Erhalten die Mitglieder des Aufſichts— 
rathes für ihre Thätigkeit eine Vergütung, die in einem 
Antheil am Jahresgewinn beſteht, jo iſt der Antheil 
von dem Reingewinn zu berechnen, welcher nach Vor— 
nahme ſämmtlicher Abſchreibungen und Rücklagen, ſo— 
wie nach Abzug eines für die Aktionäre beſtimmten 
Betrags von mindeſtens vier vom Hundert des ein— 
gezahlten Grundkapitals verbleibt. 


Dieſe Aufmerkſamkeit erſtreckt ſich durch §S 320 Abſ. 3 
auch auf die Mitglieder des Aufſichtsraths der Kommandit— 
geſellſchaften auf Aktien. Daß durch dieſen Abſatz auch die 
haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
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rückſichtlich des 5 237 betroffen würden, wird kaum Ber: 
tretung finden. § 329. 

Mit der Vergütung hat ſich das Handelsgeſetzbuch nur 
ſo weit befaßt, als dieſelbe in einem Antheil am Jahres— 
gewinn beſteht. Gehälter der Mitglieder des Vorſtandes 
ſind vom Geſetz freigegeben, auch für die Mitglieder des 
Aufſichtsrathes, für welche ſie zeither nicht in Uebung ſein 
dürften. Es ſteht dem nichts entgegen, im Geſellſchafts— 
vertrage zu beſtimmen, daß die Mitglieder des Aufſichtsrathes 
einen beſtimmten Jahreslohn oder einen beſtimmten Satz für 
Anweſenheit in den Sitzungen erhalten ſollen. 

Der Eingriff des Geſetzgebers möchte auf der Wahr— 
nehmung beruhen, daß ſich kraft der Gewinnergebniſſe der 
Aktiengeſellſchaften die antheiligen Bezüge, Vergütungen zu einer 
außer Verhältniß mit Leiſtungen und ſonſtigen Lohnbeträgen 
ſtehenden Höhe geſteigert haben ). Eine Vergleichung der 
Ss 237 und 245 zeigt, daß den Aktionären ein dem Zins— 
ertrage des eingezahlten Grundkapitals gleichkommender Ge— 
winn (4 Prozent nach B. GB. § 246) zugetheilt werden fol, 
bevor den Mitgliedern des Aufſichtsrathes eine Vergütung 
aus dem Jahresgewinn gewährt werden darf. Gegenüber 
den Mitgliedern des Vorſtandes iſt den Aktionären ſolcher 
Vorzug nicht gewährt. In den Geſellſchaftsverträgen dies 
nachzuholen, ſteht von Geſetzeswegen kein Hinderniß entgegen 
und darf empfohlen werden. 

Abgeſehen von dieſer Vergünſtigung der 4 Prozent 
ſtehen dann bezüglich des Reingewinns, von dem der Antheil 


1) Die „Hamburgiſche Börſen halle“ 1898 Nr. 530 vom 11. November 
1898 gibt eine ziffernmäßige Zuſammenſtellung der Vereinigung 
von Aufſichtsrathsämtern deutſcher Aktiengeſellſchaften in einer 
Hand. Danach verſehen 143 Perſonen mehr als fünf Auſſichts⸗ 
rathsſtellen. Die höchſte Stellenzahl, welche in einer Perſon ver⸗ 
einigt iſt, beträgt 33, ſodann folgen 22, 19, 17, 5 Perſonen mit. 
je 16, 15, 14, 13 Stellen; 8 mit 12; 6 mit 11 und 10; 16 
mit 9; 19 mit 8; 22 mit 7; 36 mit 6 Stellen. Man ſollte 
annehmen, daß mit dem Verſehen ſolcher Aemterzahl die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit erſchöpft ſei. 
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zu berechnen iſt, der Vorſtand und der Aufſichtsrath einander 
gleich; es ſind vom Jahresgewinn ſämmtliche Abſchreibungen 
und Rücklagen vorweg abzuziehen. Was alſo in dieſer Be⸗ 
ziehung für den Vorſtand geſagt wird, gilt auch für den 
Aufſichtsrath. 

Vorweg ſei bemerkt, daß darüber kein Zweifel anzuregen 
iſt, daß den in den $S 237 und 245 gegebenen Beſtim— 
mungen die Eigenſchaft zwingender Geſetze zugetheilt wurde; 
daß dieſer Geſetzeszwang aber ſo weit gehen ſolle, daß die 
Vergütungsbedingung mit dem 1. Januar 1900 nur noch 
nach den §8§ 237 und 245 erfolgen dürfe, und ſomit aus 
früheren Abreden vor der Zeit des neuen Jahrhunderts 
jenen gewährte Anſprüche nicht erfüllt werden müßten, 
nehme ich nicht an. Die alten, über die SS 237 und 245 
hinausgehenden Vertragsſätze widerſprechen weder dem Weſen 
der Aktiengeſellſchaften, bezw. Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, noch können die vertragsmäßigen Zuſicherungen vom 
neuen Jahrhundert ab mit dem Vorwurf des Unſittlichen 
belaſtet werden. Für die Dienſtverträge der Mitglieder des 
Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft wird auf Art. 171 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bezug genommen 
werden können: 


Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehendes Mieths-, Pacht- oder Dienſt⸗ 
verhältniß beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für den erſten Termin erfolgt, für den ſie nach den 
bisherigen Geſetzen zuläſſig iſt, von dieſem Termin an 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Die ſtete Widerruflichkeit, welche in $ 231 des HGB. 
als Inhalt des Anſtellungsvertrages beſtimmt iſt, läßt aber 
ausdrücklich die „vertragsmäßige Vergütung“ fortbeſtehen. 
Die Widerruflichkeit kann alſo nicht mit der Kündbarkeit 
auf eine Stufe geſtellt werden. Damit iſt auch den Mit⸗ 
gliedern des Aufſichtsrathes ihre im laufenden Jahrhundert 
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zugeſicherte Vergütung für die in das neue Jahrhundert 
hineinreichende Wahlzeit geſichert ). 

Wenn die Thätigkeit der Vorſtandsmitglieder — Direk⸗ 
toren — offen und rückhaltslos als Erwerbsthätigkeit geübt 
wird, ſo iſt dies bei einem Aufſichtsrath nicht der Fall, 
wenigſtens nicht in unverhohlenem Bekenntniß. Es wird die 
Ehre der Berufung in die Stellung hochgehalten. Hiermit 
in Zuſammenhang ſteht, daß der Aufſichtsrath keinen An⸗ 
ſpruch auf einen Arbeitslohn, der nicht vorbedungen iſt, 
erheben kann, denn es möchte keinen Beifall finden, wenn 
ein Aufſichtsrath den § 612 des B. GG.'s für ſich in An⸗ 
ſpruch nähme: 

„Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Dienſtleiſtung den Umſtänden nach nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten iſt. 

„Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo 
iſt bei dem Beſtehen einer Taxe die taxmäßige Ver⸗ 
gütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Ver⸗ 
gütung als vereinbart anzuſehen.“ 

Es wird der § 662 des B.GB.“s entgegengehalten 
werden: 

„Durch die Annahme eines Auftrages verpflichtet 
ſich der Beauftragte, ein ihm von dem Auftraggeber 
übertragenes Geſchäft für dieſen unentgeltlich zu be— 
ſorgen.“ 

Bereits die Umarbeitung des Aktienrechts, wie ſie im 
Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884 geſtaltet wurde, hat ſich im 
Art. 191 Abſ. 4 für die ſtete Widerruflichkeit der Stellung 
im Aufſichtsrath entſchieden ?). Das neue Handelsgeſetzbuch 
hat dies in $ 243 Abſ. 4 übernommen mit der für die Be: 
ſchlüſſe der Generalverſammlung durchgreifenden Klarſtel— 


2) Vgl. Lehmann in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 118. 

3) Bedenken hiergegen Keyßner, „Die Aktiengeſellſchaften“ (1873) 
S. 177 ff.; deſſen „Handelsgeſetzbuch“ (1878) zu Art. 193. Ent: 
ſcheidungen des Reichs⸗Oberhandelsgerichts Bd. XVII S. 111. 
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lung *), daß der Widerrufsbeſchluß drei Viertheile der in der 
Abſtimmung abgegebenen Stimmen erfordert. Daß der 
Widerruf auf der Tagesordnung ſtehen muß (HGB. § 256), 
ſei eingeſchaltet. 

Es iſt die Frage aufgeworfen, ob trotz des Widerrufs 
die Vergütung für die Wahlzeit beanſprucht werden kann. 
Ich entſcheide mich für die Verneinung der Frage; es iſt 
eben kein Dienſtverhältniß in Rede, die Stellung wurde mit 
der Löslichkeit durch Widerruf ertheilt und übernommen ). 

Die Mitglieder des Aufſichtsrathes ſind auf vorbedungene 
Vergütung und zwar der Regel nach in Form eines Antheils 
am Gewinn angewieſen. Sollte ein ſolcher nicht gemacht 
ſein, und hierfür iſt eine nach den Zwangsvorſchriften des 
§ 261 des HGB.'s aufgeſtellte Bilanz“) maßgebend, jo kann 


4) Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. XX S. 144. 

5) Ueber die verſchiedenen Anſichten vgl. Pinner, „Das deutſche 
Aktienrecht“ (Berlin 1899) S. 165 Anm. 4, woſelbſt Rudorff, 
„Kommentar zum Handelsgeſetzbuch“ (1898) zu § 243 nachzu⸗ 
tragen. 

6) In der Zwangsbilanz des § 261 ſind die Zwangsbeſtimmungen 
über den Werthsanſatz in Ziff. 1 und 2 zum Schutz der Gläubiger 
auferlegt. Es kann ſich gegen eine hiermit verbundene Minder— 
bewerthung kein Aktionär, Mitglied des Vorſtandes oder Aufſichts⸗ 
rathes wehren. (Ueber Werthsanſatz vgl. Simon, „Die Bilanzen 
der Aktiengeſellſchaften und der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien“ 
2. Aufl.] S. 289 ff., 326 ff.; Derſelbe, „Die Staatseinkommen⸗ 
ſteuer der Aktiengeſellſchaften“ u. ſ. w. S. 122 ff.) Die Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt jedoch durchaus nicht unter allen Umſtänden an 
dieſe Bewerthung gebunden. Handelt es ſich namentlich um die 
Frage, ob der Vorſtand gehalten ſei, die Eröffnung des Konkurſes 
zu beantragen, ſo iſt die Zwangsbilanz nicht maßgebend. Der 
Entwurf zum neuen Handelsgeſetzbuch wollte in § 220 (jetzt 240) 
einen Abſ. 3 dahin einfügen: 

„Für die Feſtſtellung, ob der Verluſt die Hälfte des Grund⸗ 
kapitals erreicht, oder ob eine Ueberſchuldung vorliegt, ſind die 
nach § 238 (jetzt § 261) für die Aufſtellung der Jahresbilanz 
geltenden Vorſchriften nicht maßgebend.“ 

Denkſchrift (Guttentag's Ausgabe) S. 140. Wurde dieſer Abſatz 
auch nicht in das Geſetz aufgenommen, ſo ſoll deſſen Inhalt durch 
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die Generalverſammlung einen Lohn bewilligen; es iſt das 
aber als Gegenſtand der Verhandlung bei der Berufung 
bekannt zu geben. HGB. § 256. 

Der Antheil am „Jahresgewinn“ ſoll nur von dem 
„Reingewinn“ berechnet werden. | 

Der Geſetzgeber hat beſonders hervorgehoben, daß, be— 
vor ein Reingewinn als vorhanden angenommen werden 
dürfe, „ſämmtliche Abſchreibungen“ erfolgt ſein müſſen. Daß 
dies beſonders zum Ausdruck zu bringen für erforderlich 
erachtet wurde, darf überraſchen ). 


die Abänderung des Art. 240 erreicht ſein, indem die Worte „aus 
der Jahresbilanz“ geändert wurden in „bei der Auſſtellung der 
Jahresbilanz“. Es mag das wenig deutlich ſein, iſt aber gedanken⸗ 
mäßig zwingend. Anderen Falls müßte der Konkursverwalter in 
der von ihm aufzunehmenden Bilanz den zureichenden Vermögens⸗ 
beſtand aufführen, was zur Aufhebung des Konkurſes ſühren müßte. 

Ergeben ſich ſomit bereits zwei Bilanzen, ſo ergibt ſich eine 
dritte für die Gewinnberechnung preußiſcher Aktiengeſellſchaſten. 
Abſchreibungen und Rücklagen unterſtehen der Beſtimmung der 
Generalverſammlung, ſie mindern den vertheilbaren Reingewinn, 
mögen ſie ſachlich begründet ſein oder nicht. Die Steuerbehörde 
hat ſich aber um dieſe gewollte Minderung des Reingewinns nicht 
zu kümmern; ſie verlangt, daß dergleichen Beträge in den Gewinn 
eingeſtellt werden. Urtheil des V. Senats des Preuß. Oberver⸗ 
waltungsgerichts vom 1. April 1898 (Deutſche Juriſten⸗Ztg. 1899 
Nr. 7 S. 159). Erinnert ſei an den Agiogewinn bei Ausgabe der 
Aktien über Pari und die ungelöſte Meinungsverſchiedenheit zwi⸗ 
ſchen dem Reichsgericht (Entſcheidungen in Civilſachen Bd. XXXII 
S. 244) und dem Preuß. Oberverwaltungsgericht (Entſcheidungen 
in Steuerſachen Bd. J S. 292 ff.). 

Somit ergeben ſich für die Aktiengeſellſchaften drei Bilanzen, 

von denen keine der anderen den Vorwurf der Unrichtigkeit machen 
kann, denn jede hat Geſetze für ſich. 
Dr. Hermann Pemſel, „Die Tantiemen des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrathes von Aktiengeſellſchaften. Zur Auslegung der 
SS 237 und 245 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich“ in Holdheim's Monatsſchrift für Handels- und Bank⸗ 
weſen u. |. w. Jahrg. 1898 Nr. 10. Auch Sonderabdruck, Berlin 
1899, Carl Heymann's Verlag, 22 S. 


7 


— 
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Zutreffend ſagt Simon“): 

„Auch wenn in Folge von Abſchreibungen oder 
Erneuerungsfonds eine ‚Kapitalsanſammlung 7 geſchieht, 
iſt dieſe Bezeichnung nur cum grano salis zu ver— 
ſtehen. Eine Kapitalsanſammlung findet dadurch nicht 
ſtatt; es wird nur ein Theil des alten Kapitals anders 
angelegt.“ 

Abſchreibungen erfolgen nur nach Erfahrungsſätzen der 
ſonſt zu wiederholenden Werthseinfhäßungen und treten in 
anderer Geſtalt von Erneuerungsfonds auf). 

Bevor in dieſer Weiſe der Vermögensbeſtand richtig 
geſtellt iſt, kann von einem Jahresgewinn überhaupt nicht 
die Rede ſein. 

Der Jahresgewinn wird vom Geſetzgeber herabgemindert, 
um zu einem Reingewinn zu gelangen, von welchem ein An— 
theil den Mitgliedern des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes 
gewährt werden darf. 

Der Geſetzgeber vollführt die Herabminderung, indem 
er den Abzug der „Rücklagen“ anordnet. Was mit dieſem 
neu in die Geſetzgebung eingeführten Wort gemeint ſei, iſt 
nirgends zum Ausdruck gebracht. 

Der jetzige § 237 iſt erſt von der zur Berathung des 
Entwurfes eines Handelsgeſetzbuches vom 10. Januar 1897 
vom Reichstage niedergeſetzten (XVIII.) Kommiſſion, zum 
Theile (§ 245 Abſ. 2) ſogar erſt nach einem zur zweiten 
Leſung im Plenum geſtellten Antrag eingefügt. Aus dem 
ſchriftlichen Kommiſſionsbericht vom 1. April 1897 iſt mit⸗ 
zutheilen 10): 


8) Dr. Hermann Veit Simon, „Die Bilanzen der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften und der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien“ S. 134. 
2. Aufl. Berlin 1898. 

9) Keyßner, „Die Aktiengeſellſchaften“ S. 251. 

10) Hahn, „Die geſammten Materialien zu den Reichs⸗Juſtizgeſetzen“ 
Bd. VI S. 757 ff.; Simon a. a. O. S. 146; Pemſel a. a. O. 
S. 3. 
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„Auf Antrag fügte die Kommiſſion folgenden neuen 
Antrag ein: 

Wird den Mitgliedern des Vorſtandes ein Antheil 
am Jahresgewinn gewährt, ſo iſt der Antheil von dem 
nach Vornahme ſämmtlicher Abſchreibungen und Rück⸗ 
lagen bleibenden Reingewinn zu berechnen. 

„Der Antrag war damit begründet worden, ohne erheb— 
lichen Widerſpruch zu finden, daß in den Fällen, in denen 
den Vorſtandsmitgliedern auf Grund vertragsmäßiger Zu— 
ſicherung oder durch Beſchluß der Generalverſammlung oder 
des durch Statut ermächtigten Aufſichtsrathes ein Antheil 
am Jahresgewinn gewährt werde, dieſer Antheil aus dem 
thatſächlichen Gewinn zu berechnen ſei. 

„Abſchreibungen vorzunehmen, gehöre zu der ordnungs- 
mäßigen, vorſichtigen Verwaltung; ehe die Abſchreibungen 
gemacht ſind, könne von einem Reingewinn nicht die Rede 
ſein. Dabei kommen nicht nur Abſchreibungen in Betracht, 
ſondern auch Rücklagen, die gemacht werden bei ſehr hohem 
Jahresgewinn, um darauf in künftigen mageren Jahren 
zurück zu greifen. 

„So weit hierdurch Vorſtandsmitglieder in einem Jahre 
geſchädigt werden, finden ſie den Ausgleich durch die ſpätere 
Einſtellung ſolcher Rücklagefonds in die Aktiva, allerdings 
nur, ſofern ſie in dieſem ſpäteren Jahre noch im Amte ſind.“ 

Simon ſagt hierzu: 

„Darüber, daß in allen Fällen, in welchen die 
Vorſtandsmitglieder einen Antheil am Jahresgewinn 
haben, dieſer nur nach dem thatſächlichen Gewinn be⸗ 
rechnet werden dürfe und daß vor Abſchreibungen kein 
Reingewinn vorhanden ſei, iſt ſchon vorher nicht der 
geringſte Zweifel geweſen. Weshalb alſo der Zuſatz, 
der um ſo ſtörender wirkt, als er den Anſchein erweckt, 
als ſtehen Abſchreibungen und Reſervefonds bei Er: 
mittelung des Reingewinns auf einer Stufe? 

„Gegenüber dieſer durchaus verfehlten Ausdrucks— 
weiſe kann nicht ſcharf genug betont werden: Der 
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Reſervefonds wird aus dem Reingewinn dotirt; Ab— 
ſchreibungen dagegen ſind von jedem Gewinn unab— 
hängig und müſſen vorgenommen werden, damit über— 
haupt der Reingewinn ermittelt werden kann. Wie 
dieſe Abſchreibungen und Reſerveſtellungen übrigens 
bezüglich der Tantieme gleichartig behandelt werden 
konnten, erſcheint auch materiell nicht klar geſtellt; der 

Kommiſſionsbericht läßt übrigens nicht erkennen, daß 

die Kommiſſion ihrerſeits ſich darüber klar geweſen 

iſt.“ — 

Gewiß iſt es auffällig, daß in den Geſetzesſtellen das 
Wort „Reſervefonds“ fehlt. Man könnte etwa annehmen, 
der Geſetzgeber habe das Fremdwort 1) beſeitigen und dafür 
ein deutſches Wort einfügen wollen. Wie anerkennenswerth 
ein ſolches Beſtreben auch geweſen wäre, es kann dem Geſetz— 
geber nicht untergelegt werden, denn er hat das Fremdwort 
anderweit erhalten (8$ 261, 262). Man wird die Dunkelheit 
alſo nicht damit aufklären dürfen, daß man Rücklagen ſtatt 
Reſervefonds ſetzt. 

Dr. Hermann Pemſel widmet in ſeiner Abhandlung 
„Die Tantieme des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes von 
Aktiengeſellſchaften“ 12) der Auslegung der SS 237 und 245 
Abſ. 1 des HGB.'s eine eingehende Erörterung. Die Ent: 
ſtehung der Vorſchrift wird dargelegt, die Bedeutung von 
Abſchreibung, Reſervefonds, Reingewinn wird mit Schärfe 
entwickelt, wirthſchaftlichen Erwägungen iſt ein beſonderer 
Abſchnitt gewidmet. Man könne, jo heißt es S. 5, nach 


11) Das Wort „Fonds“ ſollte als „ſinnverwirrend“ (Holdheim in 
ſeiner Zeitſchrift 1893 S. 248; Simon a. a. O. S. 145 Anm.) 
beſeitigt werden. Dem ſtimme ich zu. Ich muß mich aber gegen 
das Erſatzwort „Konto“ ausſprechen, weil ich darin eine Beſſerung 
nicht erkennen kann; ich geſtatte mir, das deutliche Wort „Beſtand“ 
vorzuſchlagen. Ich weiß ſehr wohl, daß dieſes Wort mit ſeinem 
feſten Inhalt Gegner finden wird; ich ſuchte aber ein Wort, welches 
nicht nach allen Seiten entſchlüpfen läßt. 

12) Oben Anm. 7. 
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dem Wortlaut des Geſetzes zu einem ungemein einfachen 
Ergebniß hinſichtlich des als tantiemepflichtig zu betrachtenden 
„verbleibenden Reingewinns“ gelangen. Danach würde als 
tantiemepflichtig nur in Betracht kommen: 


„Der Betrag, welcher thatſächlich unter den Aktio⸗ 
nären vertheilt wird, alſo der Reſt, welcher, ohne zu 
Abſchreibungen und Rücklagen verwendet zu werden, 
verbleibt.“ 


Es wird dieſer Satz alsdann mit aller Schärfe auch im 
Ausdruck eingehend bekämpft. 

Im weiteren Verlauf der Behandlung der Sache, der 
jeder Leſer aufmerkſam und theilnehmend folgen muß, wird 
der Gedanke des Erfinders des Geſetzeswortes dahin gekenn⸗ 
zeichnet: 

„Er verlangt, daß die Feſtſetzung des Reingewinns 
(an ſich mit Bezug auf die Tantiemenfrage) in der 
Weiſe erfolge, daß vorher nicht nur die nothwendigen 
Abſchreibungen, ſondern auch ſolche weiter gehenden 
Reduktionen vorgenommen werden, die im Intereſſe 
der Stabilität des Erträgniſſes liegen und die er, weil 
ſie nicht geſetzlich oder ſtatutariſch geboten, ſondern 
fakultativ find, als „Rücklagen“ bezeichnet.“ 


Die Ergebniſſe der Unterſuchung werden dahin zuſam⸗ 

mengefaßt: 

1. Es iſt unzuläſſig, die Vorſchriften in den §§ 237 
und 245 Abſ. 1 des HGB.'s dahin aufzufaſſen, daß 
hiernach ſämmtliche Abſchreibungen und Rücklagen 
ohne Unterſchied, wie ſie thatſächlich beſchloſſen ſind, 
als tantiemenfrei zu behandeln ſeien. 

2. Das Geſetz erfordert tantiemenfreie Behandlung für 
ſämmtliche Abſchreibungen und Rücklagen, welche 
behufs Ermittelung des Reingewinns erfolgen. Es 
iſt hierbei zwiſchen nothwendigen und freiwilligen 
Kürzungen des Rechnungsergebniſſes (Abſchreibungen 
und Rücklagen) kein Unterſchied zu en 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 
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3. Das Geſetz trifft in den SS 237 und 245 Abſ. 1 
überhaupt keine Vorſchrift hinſichtlich der Rücklagen, 
welche aus dem Reingewinn behufs Verwendung 
deſſelben beſchloſſen werden. Dieſelben ſind daher 
nur inſoweit tantiemenfrei zu behandeln, als das 
Statut dies ausdrücklich vorſchreibt. 

Ich geſtatte mir, auch noch den folgenden Satz hierher 

zu übernehmen: 

„Dieſes Ergebniß erſcheint von einer verblüffen⸗ 
den Einfachheit inſofern, als die ganze Frage genau auf 
den Stand zurückführt, den ſie nach der allgemeinen 
Anſchauung und Uebung ehrbarer Kaufleute von jeher 
eingenommen hat. Dieſe Löſung erſcheint aber auch 
als eine Ehrenrettung des Geſetzgebers, deſſen Aen⸗ 
derung ſomit nicht eine nach allen Richtungen be— 
denkliche Neuerung, ſondern nur den Niederſchlag 
einer allgemein beſtehenden rechtlichen Ueberzeugung 
bedeutet.“ 


Wenn die Frage geſtellt wird, wie die Verwerthung der 
88 237 und 245 ſeitens der Generalverſammlung der Aktio- 
näre gegenüber den gewinnantheilsberechtigten Mitgliedern 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes ſtattfinden wird, ſo 
darf mit Sicherheit in Ausſicht genommen werden, daß nie: 
mals aus dem Jahresgewinn Beträge ausgeſondert werden, 
ſei es unter einer das Geſetzeswort „Rücklagen“ deckenden 
Bezeichnung oder als „Vortrag auf neue Rechnung“ 18), um 
den Gewinnantheilsberechtigten ihre Einnahmen zu kürzen. 
Darüber hinaus hat die Verſammlung der Aktionäre zu be: 
finden, welche Beträge als Reingewinn zur Verwendung 
gebracht werden ſollen. Die Generalverſammlung kann über 
die Anforderungen des Geſetzes und des Geſellſchaftsvertrages 
hinaus Gewinnbeträge anderen Zwecken widmen, neue Re⸗ 
ſerven anlegen, etwa um aus „einem ſehr hohen Jahres⸗ 


13) Simon, Bilanzen S. 248, dieſe Zeitſchr. Bd. XLVII S. 517. 
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gewinn in künftigen mageren Jahren“ 1) eine Vertheilung 
gewähren zu können. Weit über den bisherigen Begriff 
„Reſervefonds“ hinaus, welcher die durch Geſetz und Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag vorgeſehenen Rücklagen begreift, kann die 
Generalverſammlung Rücklagen anordnen, d. h. Gewinn⸗ 
beſtände für die Zukunft eigenwillig zurücklegen. 

Mit dem deutſchen Wort „Rücklage“ iſt bereits einem 
kernigeren Inhalt näher getreten, als er in den Fremdwörtern 
„Fonds“, „Konto“ 1?) zu finden iſt. Ob dieſe Geſtaltung 
im Bewußtſein und Wollen gelegen hat, kann nicht ermittelt 
werden. Was im Geſetz zum Ausdruck gelangt iſt, iſt als 
Geſetzesinhalt anzuerkennen. 

Die Frage, ob den Aktionären hiergegen ein Anfech⸗ 
tungsrecht zuſteht !“), iſt hier von keinem Gewicht. Sind 
die Aktionäre einverſtanden mit der beſchloſſenen Rücklage 
und, gleichbedeutend damit, wird von den durch Aktienbeſitz 
berechtigten Aktionären Einſpruch nicht erhoben, ſo ſteht die 
Rücklage als von Geſellſchaftswegen gewollt, feſt. 

Die Rechtſprechung ), welche die Grundlage zur zwangs⸗ 
weiſen Entziehung des Aktienrechts bei Grundkapitalsherab⸗ 
ſetzung in $ 290 des HGB.“'s wurde, gibt zu erkennen, welche 
geſteigerte Kraft den Mehrheitsbeſchlüſſen der Generalver⸗ 
ſammlung beiwohnt. Ein weiterer Schritt iſt den einzelnen 
Aktionären gegenüber im § 271 Abſ. 1 mit folgender Be⸗ 
ſtimmung gethan: 

„Eine Anfechtung, die darauf gegründet wird, da 
durch den Beſchluß Abſchreibungen oder Rücklagen über 
das nach dem Geſetz oder nach dem Geſellſchaftsver⸗ 
trage ſtatthafte Maß hinaus angeordnet ſeien, iſt nur 
zuläſſig, wenn die Antheile des Aktionärs oder der 


14) So heißt es im Kommiſſionsbericht. Siehe oben S. 515. 

15) Siehe Anm. 11. 

16) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XL S. 36. 

17) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XX XVI ©. 134, 
Bd. XXXVII S. 131, Bd. XXXVIII S. 95. Rudorff, Han: 
delsgeſetzbuch zu $ 290 S. 223. 
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Aktionäre, welche die Anfechtungsklage erheben, den 

zwanzigſten Theil ausmachen.“ 

Vorſtand und Aufſichtsrath haben kein Anfechtungsrecht 
gegen übermäßige Abſchreibungen oder eigenwillige Rücklagen, 
ſie haben ſich der Feſtſtellung des Reingewinns zu unter⸗ 
werfen, wie er nach den von der Generalverſammlung be⸗ 
ſchloſſenen Abſchreibungen und Rücklagen verbleibt. 

Es darf nicht die Befürchtung gehegt werden, daß die 
Mitglieder des Vorſtandes empfindlich in ihren Bezügen 
beeinträchtigt werden, ſo daß etwa die tüchtigen Kräfte von 
Bewerbungen zurücktreten möchten. Ebenſo wenig darf Sorge 
getragen werden, daß ſich nicht dieſelben Kräfte oder gleich⸗ 
werthige in den Aufſichtsräthen zuſammenfinden werden, wenn 
für die Vergütung § 237 des HGB.“'s zur Anwendung gelangt. 

Sollte die Vergütung zu gering werden oder etwa nach 
Abzug der vier vom Hundert des eingezahlten Grundkapitals 
kein Reingewinn verbleiben, ſo ſtehen Wege offen, den thä⸗ 
tigen Mitgliedern des Aufſichtsrathes zuſtändige und ange⸗ 
meſſene Vergütung für ihre Thätigkeit zu gewähren, ſelbſt 
wenn ein Gewinn überhaupt nicht gemacht iſt. 

Mag das Geſetz in ſeinem Wort „Rücklage“ dunkel ſein, 
eine Schädigung iſt daraus in keiner Weiſe zu befürchten !“). 


18) Nachdem ich die vorſtehenden Zeilen niedergeſchrieben hatte, erhielt 
ich vom Verfaſſer Dr. jur. C. E. Rieſenfeld, Handelskammer⸗ 
und Börſenſyndikus zu Breslau, ſeine Abhandlung: „Der Einfluß 
des neuen Aktienrechts und die Statuten der beſtehenden Geſell⸗ 
ſchaften“ (Berlin 1899, R. Geiſtner, Verlagsbuchhandlung, Her⸗ 
mann Heyfelder). Dem hier beſprochenen Gegenſtande find S. 90 
bis 113 gewidmet. Beſonderen Werth haben die Ausführungen 
des Verfaſſers, weil ſie ſich auf die Kenntniß und Durchforſchung 
einer großen Anzahl von Geſellſchaftsverträgen gründen. Wenn 
ich annehmen kann, daß ich betreffs der Rücklagen mich mit den 
dortigen Entwickelungen in Einklang befinde, ſo kann ich die Be⸗ 
fürchtung der pekuniären Schädigung des Vorſtandes und Auf⸗ 
ſichtsrathes beſtehender Geſellſchaften nicht theilen. 


VII. 


Der perücherungsverein auf Gegenſeitigkeit 


im Entwurfe eines Reichsgeſetzes über die privaten 
Verſicherungs-Unter nehmungen. 


Von 
Herrn Reichsgerichtsrath Dr. Sievers in Leipzig. 


Einleitung. 


Durch Art. 4 Ziff. 1 der Reichsverfaſſung ſind die Be⸗ 
ſtimmungen über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Ver⸗ 
ſicherungsweſens, der Beaufſichtigung ſeitens des Reichs und 
der Geſetzgebung deſſelben unterſtellt. 

Daß die Zuſtändigkeit des Reichs auf dem Gebiete des 
Verſicherungsweſens bislang ein todter Buchſtabe geblieben 
iſt, iſt häufig beklagt worden, und von Niemandem leb: 
hafter als von unſeren größeren Verſicherungsgeſellſchaften 
ſelbſt, die ſich in ihrem Geſchäftsbetriebe durch die Bunt⸗ 
ſcheckigkeit der verſchiedenſten partikular⸗rechtlichen Normen 
ſogar innerhalb deſſelben Einzelſtaates vielfach gehemmt ſahen. 

Jetzt iſt die längſt geplante und als nothwendig an⸗ 
erkannte reichsgeſetzliche Regelung des Verſicherungsweſens 
durch den im November 1898 veröffentlichten, im Reichsamte 
des Innern ausgearbeiteten Entwurf zu einem Geſetze 
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über die privaten Verſicherungsunternehmungen!)) 
um ein weſentliches Stück gefördert und der Erfüllung näher 
gerückt. Der Entwurf enthält 117 Paragraphen und iſt in 
neun Abſchnitte gegliedert: Einleitende Vorſchriften; Zu⸗ 
laſſung zum Geſchäftsbetriebe; Verſicherungsvereine auf 
Gegenſeitigkeit; Geſchäftsführung der Verſicherungsanſtalten; 
Beaufſichtigung der Verſicherungsanſtalten; Ausländiſche Ver: 
ſicherungsanſtalten; Beim Inkrafttreten des Geſetzes zum Ge: 
ſchäftsbetriebe zugelaſſene Anſtalten; Strafvorſchriften; Schluß⸗ 
vorſchriften. Die beigegebenen „Erläuterungen“ beſprechen 
zunächſt die Grundzüge des Entwurfs im Allgemeinen und 
geben, ſoweit nöthig, auch Motive zu den Einzelbeſtimmungen. 

Wie ſchon die Ueberſchrift des Entwurfs deutlich macht, 
beſchränkt er ſich auf die privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmen. Oeffentliche Verſicherungsanſtalten des Reichs, der 
Einzelſtaaten oder kommunaler Verbände fallen nicht in ſeinen 
Bereich. Auch bei den privaten Unternehmungen aber um⸗ 
faßt der Entwurf nur ein Bruchſtück der geſetzgeberiſchen 
Aufgabe, die ihrer Erledigung harrt. Er ſcheidet aus und 
will einer ſpäteren Regelung überlaſſen das ausſchließlich 
dem bürgerlichen Rechte angehörige Gebiet des Verſiche— 
rungsvertrages, und er will ſich demgemäß grundſätz— 
lich auf die Ordnung der öffentlich-rechtlichen Seite 
des Verſicheruüngsweſens beſchränken. „Dement— 
ſprechend beſchäftigt ſich der Entwurf vor Allem mit den 
gewerbe- und wirthſchaftspolizeilichen Fragen, unter welchen 
Vorausſetzungen ein Unternehmen Verſicherungsgeſchäfte im 
Inlande betreiben darf, welche Bedingungen in Bezug auf 
Verfaſſung, ſowie auf die finanziellen und techniſchen Unter⸗ 
lagen eines Unternehmens erfüllt ſein müſſen, um den 
dauernden Beſtand des letzteren und einen vertrauenswür⸗ 
digen, gemeinnützig wirkenden Geſchäftsbetrieb erwarten zu 
laſſen; ferner nach welchen Grundſätzen die Verwaltung des 


1) Reichsanzeiger Nr. 280 vom 26. November 1898. Abdruck u. A. 
im Vereinsblatt für Deutſches Verſicherungsweſen 1898 S. 205 ff. 
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Anſtaltsvermögens einzurichten, wie die Rechnungslegung zu 
bewirken iſt, wie weit eine öffentliche Darlegung der wich⸗ 
tigſten Thatſachen des Geſchäftsbetriebes und der Vermögens⸗ 
lage zu erfolgen hat, um den intereſſirten Kreiſen eine Be⸗ 
urtheilung der Solidität einer Anſtalt zu ermöglichen; end⸗ 
lich nach welchen Geſichtspunkten, von welchen Behörden und 
mit welchen Machtbefugniſſen eine obrigkeitliche Ueberwachung 
des Verſicherungsbetriebes ſtattfinden ſoll.“ 

Fällt hiernach die große Maſſe der vorgeſchlagenen 
Beſtimmungen ins Gebiet des Verwaltungsrechts, ſo enthält 
der Entwurf doch auch eine anſehnliche Zahl civiliſtiſcher 
Rechtsſätze. Im Vordergrunde ſtehen hier die Beſtimmungen 
über die Organiſation der Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegen— 
ſeitigkeit, auf die hier des Näheren eingegangen werden ſoll. 
Jedoch iſt es erforderlich, vorab einen Blick auf den ſon⸗ 
ſtigen Inhalt des Geſetzesvorſchlages und auf die hier be— 
fürworteten allgemeinen Grundſätze zu werfen. 

In Anknüpfung an die beſtehende Verwaltungspraxis 
der meiſten deutſchen Staaten, insbeſondere Preußens, jo: 
wie an das ſchweizeriſche Bundesgeſetz, betreffend Beauf— 
ſichtigung von Privatunternehmungen im Gebiete des Ver: 
ſicherungsweſens, vom 25. Juni 1885, iſt der Entwurf auf— 
gebaut auf dem Grundſatze einer eingehenden materiellen 
Staatsaufſicht über die Verſicherungsanſtalten (SS 1, 4, 
62, 65). 

So weit es ſich nicht um ſolche Verſicherungsanſtalten 
handelt, deren Geſchäftsbetrieb ſatzungsmäßig auf das Ge— 
biet eines einzelnen Bundesſtaates beſchränkt iſt, ſoll die 
Aufſicht und Ueberwachung dem Reiche zuſtehen und von 
einer neu zu errichtenden Reichsbehörde ausgeübt werden, 
für die der Name „Kaiſerliches Privatverſicherungsamt“ oder 
„Kaiſerliches Aufſichtsamt für Privatverſicherungsweſen“ vor⸗ 
geſchlagen wird (SS 2, 68). Bei dieſer Zentralbehörde ſoll 
ein „Verſicherungsbeirath“ aus Sachverſtändigen des Ver— 
ſicherungsweſens gebildet werden, deſſen Mitglieder berufen 
ſind, das Amt auf Erfordern gutachtlich zu berathen und bei 
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Beſchlüſſen von größerer Wichtigkeit, die näher bezeichnet 
find, mitzuwirken (SS 70, 71). 

Die Beaufſichtigung des Geſchäftsbetriebes der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten hat die Aufgabe, über die Befolgung der 
durch Geſetz und Satzung gegebenen Beſtimmungen und über 
die Einhaltung des Geſchäftsplanes zu wachen (§ 62). Der 
Entwurf ſetzt der Thätigkeit der Behörde aber auch noch 
das weitere Ziel, die Bildung von Anſtalten zu verhindern, 
die des für den Verſicherungsbetrieb nothwendigen allſeitigen 
Vertrauens von vornherein unwürdig erſcheinen, und auch 
bei den beſtehenden Anſtalten darauf zu achten, daß ihre 
Leiſtungsfähigkeit dauernd erhalten bleibe und in der Ge⸗ 
ſchäftsführung nicht Mißbräuche Platz greifen, durch die das 
Intereſſe der Verſicherten gefährdet wird. Die Mittel, die 
der Geſetzentwurf den Behörden zur Erreichung dieſer Ziele 
an die Hand gibt, ſind hauptſächlich folgende: 

1. Die Verſicherungsanſtalten bedürfen zum Geſchäfts⸗ 
betriebe der Erlaubniß der Aufſichtsbehörde (S 4). Die Er: 
laubniß ſoll unabhängig vom Nachweiſe eines Bedürfniſſes 
und ohne Zeitbeſchränkung ertheilt (§ 5) und nur verſagt 
werden, wenn die dauernde Erfüllbarkeit der aus den Ver⸗ 
ſicherungen ſich ergebenden Verpflichtungen nicht genügend 
gewährleiſtet erſcheint oder vom Standpunkte des Gemein⸗ 
wohles Bedenken gegen den Zweck oder die Einrichtung des 
Unternehmens zu erheben find ($ 7). Um der Auſfſichts⸗ 
behörde in dieſer Hinſicht die nöthige Prüfung zu ermög⸗ 
lichen, ſoll mit dem Antrage auf Ertheilung der Erlaubniß 
ein „Geſchäftsplan“ eingereicht werden, der den Zweck und 
die Einrichtung des Unternehmens angeben und die Verhält⸗ 
niſſe klarlegen muß, aus denen ſich die dauernde Erfüllbar⸗ 
keit der künftigen Verpflichtungen der Anſtalt ergeben ſoll. 
Ferner ſind beizufügen der Geſellſchaftsvertrag oder die 
Satzung, die allgemeinen Verſicherungsbedingungen und die 
techniſchen Geſchäftsunterlagen, ſoweit ſolche nach der Art 
der zu betreibenden Verſicherungen erforderlich ſind, wie z. B. 
bei der Lebensverſicherung die als Grundlage der Berech— 
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nung dienenden Wahrſcheinlichkeitstafeln und die Formeln, 
wonach die Prämien und Prämienreſerven berechnet werden 
ſollen (SS 4, 11). 

2. Jede Aenderung des Geſchäftsplanes und der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen bedarf der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde (§ 13). 

3. Der jährlich zu bewirkende Rechnungsabſchluß und 
ein die Verhältniſſe, ſowie die Entwicklung des Unternehmens 
darſtellender Jahresbericht ſind der Aufſichtsbehörde einzu⸗ 
reichen (S 55). ö 

4. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, jederzeit die Ge⸗ 
ſchäftsführung und Vermögenslage einer Anſtalt auch nach 
der Richtung zu prüfen, ob die Rechnungsabſchlüſſe und 
Jahresberichte mit den Thatſachen und dem Inhalte der 
Bücher übereinſtimmen, und ob die vorſchriftsmäßigen Re⸗ 
ſerven vorhanden und vorſchriftsmäßig belegt und verwaltet 
find (§ 63). 

5. Die Aufſichtsbehörde kann Anordnungen treffen, um 
den Geſchäftsbetrieb der Anſtalten mit den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und dem Geſchäftsplane im Einklange zu erhalten, 
und kann die Befolgung dieſer Anordnungen durch Geld— 
ſtrafen ſichern ($ 62 Ab. 2). 

6. Im äußerſten Falle iſt die Aufſichtsbehörde auch 
befugt, einer Anſtalt den Geſchäftsbetrieb zu unterſagen und 
gleichzeitig im Intereſſe der Verſicherten für die einſtweilige 
Sicherſtellung des Anſtaltsvermögens zu ſorgen. Es ſoll dies 
zuläſſig ſein, „wenn eine Anſtalt fortgeſetzt den ihr nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes oder des genehmigten Geſchäfts— 
planes obliegenden Pflichten zuwiderhandelt, oder wenn ſich 
bei Prüfung ihrer Geſchäftsführung oder ihrer Vermögens⸗ 
lage ſo ſchwere Mißſtände ergeben, daß bei Fortſetzung des 
Geſchäftsbetriebes die Rechte der Verſicherten oder das Ge⸗ 
meinwohl gefährdet find” (§ 65). 

Der Entwurf hat darauf verzichtet, bis ins Einzelne 
die Garantien einer vertrauenswürdigen Geſchäftsgebahrung 
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der Verſicherungsanſtalten durch Geſetzesvorſchriften abzu— 
ſtecken. Dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde iſt hier ein 
weiter Spielraum gelaſſen und es iſt damit zugleich die 
Möglichkeit eröffnet, die verſchiedenen Zweige des Verſiche⸗ 
rungsgeſchäfts dem Bedürfniſſe gemäß auch verſchieden zu 
behandeln. 

Das Geſetz ſelbſt umfaßt gleichmäßig alle Zweige 
des Verſicherungsgeſchäftes und tritt in eine unterſcheidende 
Behandlung nur inſofern ein, als es einerſeits für die 
Lebensverſicherung gewiſſe durch die Eigenart dieſes Verſiche— 
rungszweiges gebotene ſtrengere Vorſchrift gibt (SS 11, 56 
bis 60), und als es andererſeits der Transport- und der 
Rückverſicherung mit Rückſicht auf deren internationalen Cha— 
rakter eine etwas größere Freiheit und Beweglichkeit ein— 
räumt (SS 8, 10, 81). Außerdem iſt dem Bundesrathe die 
Möglichkeit eröffnet, nach Bedürfniß zu Gunſten gewiſſer 
Verſicherungszweige noch weitere Erleichterungen einzuführen 
(§ 110). 

Den Uebergangsbeſtimmungen liegt der Gedanke zu 
Grunde, daß die beſtehenden Anſtalten in ihren Befugniſſen 
zum Geſchäftsbetriebe durch das Inkrafttreten des neuen Ge— 
ſetzes nicht beeinträchtigt werden ſollen. Es ſoll ihnen zwar 
freiſtehen, ſich dem reichsgeſetzlichen Konzeſſionsverfahren zu 
unterziehen und ſich damit aus eigenem Antriebe auf den 
Boden des neuen einheitlichen Rechts zu ſtellen: ein Zwang 
dazu aber wird nicht ausgeübt, oder doch nur inſofern, als 
den beſtehenden Anſtalten eine lokale Ausdehnung ihres Ge— 
ſchäftsbetriebes in das Gebiet von Bundesſtaaten, wo ſie 
bislang nicht zugelaſſen waren, nur noch durch Erwirkung 
der Reichskonzeſſion offen ſtehen ſoll (S 91). Der Ent⸗ 
wurf räumt aber der Aufſichtsbehörde die Befugniß ein, 
Geſellſchaftsunternehmungen eine Friſt zu beſtimmen, inner: 
halb deren ſie ihren Geſellſchaftsvertrag oder ihre Satzung 
mit den Vorſchriften des Geſetzes in Einklang bringen müſſen 
($ 93 Abſ. 2). 

Nach dieſem kurzen Ueberblick über den ſonſtigen In⸗ 
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halt und die Geſammtrichtung des Geſetzentwurfs ?) wende 
ich mich demjenigen Theile ſeiner Beſtimmungen zu, die dem 
bürgerlichen Handelsrechte angehören: den Beſtimmungen 
über den Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 

Die Geſellſchaftsform des Verſicherungsvereins auf Gegen: 
ſeitigkeit hat bislang weder im Reiche, noch auch in den 
meiſten Einzelſtaaten eine geſetzliche Regelung erfahren. Eine 
Ausnahme machen nur Elſaß⸗Lothringen, wo die franzöſiſche 
Verordnung vom 22. Januar 1868 über die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften?) auch Beſtimmungen über die Errichtung und 


2) Die Fachpreſſe des Verſicherungsweſens hat ſich zum Theil bereits 
eingehend mit dem Entwurfe beſchäftigt. Ebenſo haben eine An⸗ 
zahl von Handelskammern, wie auch der Deutſche Handelstag und 
Verbände von Verſicherungsanſtalten ihre Stellung zu ihm gekenn⸗ 
zeichnet. Vgl. namentlich Zeitſchrift für Verſicherungsrecht und 
Wiſſenſchaft Bd. V S. I ff.; Deutſche Verſicherungs⸗Zeitung 1898 
S. 633 ff.; Denkſchrift des Verbandes Deutſcher Privat⸗Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaſten (abgedruckt im Vereinsblatt für Deutſches Ver⸗ 
ſicherungsweſen 1899 S. 35 ff.); Denkſchrift des Verbandes Deut⸗ 
ſcher Feuerverſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit (erſchienen 
bei Jul. Abel in Greifswald); Verhandlungen des Deutſchen 
Handelstages 1899 (abgedruckt im Vereinsblatt für Deutſches Ver⸗ 
ſicherungsweſen S. 91 ff.). Die Aeußerungen beziehen ſich vor 
Allem auf die öffentlich⸗rechtliche und die verſicherungs⸗kechniſche 
Seite des vorgeſchlagenen Geſetzes. Man will im Allgemeinen das 
Konzeſſionsprinzip gelten laſſen, rügt aber 1. die Ausſchließung 
der öffentlichen Verſicherungsanſtalten von der Reichsaufſicht; 
2. den Mangel einer gehörigen Rechtskontrole gegenüber den theil⸗ 
weiſe ſehr weit gehenden Befugniſſen der Aufſichtsbehörde, ins⸗ 
beſondere das Fehlen eines Inſtanzenzuges gegen deren Anord⸗ 
nungen; 3. das Abſehen von der Aufſtellung einheitlicher Regeln 
bezüglich der Beſteuerung der Verſicherungsanſtalten; 4. eine un: 
genügende Berückſichtigung der Verſchiedenheiten der Sachverſiche⸗ 
rung einerſeits und der Perſonenverſicherung andererſeits. Der 
hier zu beſprechende Theil des Entwurfs wird in dieſen Erörte⸗ 
rungen nicht näher berührt, im Allgemeinen aber als eine dankens⸗ 
werthe und tüchtige geſetzgeberiſche Arbeit anerkannt. — Zu ver⸗ 
gleichen auch Ehrenberg in der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 1899 
S. 120. 

3) Abgedruckt im Beilagehefte die ſer Zeitſchrift zu Bd. XII S. 135 ff. 
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die Verwaltung der sociétés d'assurances mutuelles enthält, 
und Sachſen, wo das Geſetz, die juriſtiſchen Perſonen be⸗ 
treffend, vom 15. Juni 1868, einige Spezialvorſchriften für 
Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit gibt“). Die 
Lückenhaftigkeit des bisherigen Rechtszuſtandes hat zweifellos 
mit dazu beigetragen, daß dieſe nützliche und vortheilhafte 
Form geſellſchaftlichen Verſicherungsbetriebes mehrfach zur 
Gründung unſolider und ſchwindelhafter Unternehmungen 
hat mißbraucht werden können, deren Zuſammenbruch zahl⸗ 
reiche Intereſſen geſchädigt und Vorurtheile gegen das private 
Verſicherungsweſen und gegen den Modus der Gegenſeitig⸗ 
keit geweckt hat. In Verbindung mit dem Grundſatze des 
Konzeſſionszwanges für das Verſicherungsgewerbe ſind auch 
die organiſatoriſchen Beſtimmungen des Entwurfs geeignet, 
hier durch ſachgemäße Kautelen Wandel zu ſchaffen und 
ähnlichen Vorkommniſſen, die in ihren unmittelbaren und in 
ihren mittelbaren Folgen das Volkswohl ſchwer gefährden, 
nach Kräften vorzubeugen. 

Der Mangel geſetzgeberiſcher Vorarbeiten aber bedingt auf 
der anderen Seite nicht etwa, daß der Geſetzgeber von heute, 
der hier Verſäumtes nachholen will, in die Luft zu bauen 
brauchte. Er findet eine geſunde Unterlage ſowohl in den 
Statuten unſerer älteren bewährten deutſchen Geſellſchaften, 
als auch in den Sätzen, die Wiſſenſchafts) und Rechtſprechung“) 
über Weſen und Art der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft ausge⸗ 


4) $$ 56—60, 62, 69. 

5) Zuſammenſtellung der Literatur bei Ehrenberg, Verficherungs⸗ 
recht 1 S. 103 Anm. 1, und bei Stobbe, Deutſches Privatrecht 
(3. Aufl.) 1 S. 529 Anm. 4. 

6) Eine Zuſammenſtellung gerichtlicher Entſcheidungen aus dem Ge⸗ 
biete des Verſicherungsrechts, worin inſonderheit auch die Urtheile 
des Reichsoberhandelsgerichts und des Reichsgerichts berüdfichtigt 
ſind, gibt das Werk von Baumgartner, Die Gerichtspraxis 
in Verſicherungsſachen, Straßburg 1895. Von den mitgetheilten 
Entſcheidungen beſchäftigen ſich 58 mit der Gegenſeitigkeitsgeſell⸗ 
ſchaft, S. 314 — 450. 
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bildet haben. Im Ganzen und Großen hält der Entwurf 
an den Ergebniſſen dieſer Rechtsentwicklung feſt, wenn er 
auch ſtrebt, ſie nach der formalen Seite abzurunden und mit 
dem neuen bürgerlichen und Handelsrechte in angemeſſenen 
Einklang zu bringen. 


I. 
Begriff und allgemeine Rechtsſtellung. 


Nach § 22 des B.GB.'s erlangt ein Verein, deſſen 
Zweck auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet 
iſt, in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher 
Vorſchriften Rechtsfähigkeit durch ſtaatliche Verleihung. 
In die Zahl dieſer „beſonderen reichsgeſetzlichen Vorſchriften“ 
über Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, Kolonialgeſellſchaften, Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Hilfskaſſen, Innungen, Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften 
ſoll nunmehr auch der „Verſicherungsverein auf Gegenſeitig⸗ 
keit“ rücken. Er ſoll wie die anderen genannten Körper⸗ 
ſchaften grundſätzlich nicht dem gemeinen Vereinsrechte des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern dem Sonderrechte des Ent⸗ 
wurfs unterliegen. 

Die unterſcheidenden Begriffsmerkmale des V. a. G. 
find den SS 15, 19 und 20 zu entnehmen: ein Verein 
von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, der die Ver— 
ſicherung ſeiner Mitglieder nach dem Grundſatze 
der Gegenſeitigkeit betreibt. Als Verein iſt der V. a. G. 
abgegrenzt einerſeits von der öffentlichen Anſtalt, anderer⸗ 
ſeits von der Rechtsform der Geſellſchaft. Die Mitglieder 
ſtehen nur mit dem Vereine in Rechtsbeziehung, nicht unter 
ſich. Eine unmittelbare Haftung der Mitglieder gegenüber 
den Gläubigern des Vereins findet nicht ſtatt. Der Grund⸗ 
ſatz der Gegenſeitigkeit bedingt, daß die Nachtheile, die aus 
gewiſſen gefährdenden Ereigniſſen für das einzelne Mitglied 
erwachſen, verhältnißmäßig von der Geſammtheit der Mit⸗ 
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glieder, alſo unter Mitbetheiligung des unmittelbar Betrof⸗ 
fenen, gedeckt werden ſollen. Auf welchem Wege dieſe 
Deckung erfolgt, iſt für die Begriffsbeſtimmung gleichgiltig: 
ſowohl das Umlageverfahren, als das Syſtem der Vorprämie 
liegt im Rahmen des Vereins (§ 24). Ausgeſchloſſen iſt 
nur das Mittel einer unmittelbaren Verweiſung des Er: 
ſatzberechtigten auf die Mitglieder (S 19). In der Gegen: 
ſeitigkeit aber liegt der Grundſatz der Aequität: gleiche Rechte 
bedingen gleiche Pflichten und umgekehrt (§S 21 Abſ. 1). 
Jedes Vereinsmitglied ſteht in einem Verſicherungsverhält⸗ 
niſſe zum Vereine: die Mitgliedſchaft wird nur erworben 
durch die Begründung eines Verſicherungsverhältniſſes mit 
dem Vereine (§ 20). 

Die für das geltende Recht noch in Betracht kommende 
Unterſcheidung zwiſchen V. a. G., die Korporationscharakter 
haben, und ſolchen, denen die Korporationseigenſchaft fehlt, 
iſt beſeitigt. Der Verein erlangt die Rechtsfähigkeit „durch 
die von der Aufſichtsbehörde ertheilte Erlaubniß zum Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb als Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit“ 
($ 15). Und dieſe Rechtsform iſt die einzige, unter der in 
Zukunft Verſicherungsunternehmungen, die auf dem Grund— 
ſatze der Gegenſeitigkeit beruhen, errichtet und betrieben wer⸗ 
den können (§ 6). 

Indem der Entwurf die Erlangung der Rechtsfähigkeit 
von der Ertheilung der Konzeſſion zum Geſchäftsbetriebe ab: 
hängig macht, weicht er von der Regelung ab, die bei den 
anderen auf wirthſchaftliche Zwecke gerichteten Vereinen in 
den Reichsgeſetzen gewählt iſt. Bei der Aktiengeſellſchaft und 
den ihr verwandten Bildungen, bei der Genoſſenſchaft iſt 
das Syſtem der ſogenannten Normativbeſtimmungen ange: 
nommen. Das Geſetz ſelbſt enthält die Summe der Regeln, 
von deren Befolgung die Eintragung und damit die Er— 
langung der Rechtsfähigkeit abhängen ſoll. Die Betheiligten 
können im Voraus aus dem Geſetze Gewißheit darüber er⸗ 
langen, was ſie vornehmen und feſtſetzen müſſen, um die 
von ihnen geplante Körperſchaft ins Leben zu rufen. Der 
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Staat übt durch ſein Organ, den Regiſterrichter, nur eine 
formale Prüfung aus, ob die geſetzlichen Vorſchriften be⸗ 
achtet ſind. Auch der Entwurf enthält Rechtsſätze verwandten 
Inhalts: er ſchreibt vor, worüber die Satzung des Vereins 
nothwendiger Weiſe Beſtimmungen enthalten muß und nor⸗ 
mirt auch zum Theil den Inhalt dieſer Beſtimmungen in 
zwingender Weiſe (SS 18, 21, 24, 26 — 28, 35, 36). Aber 
mit dieſen formalen Regeln ſind die Bedingungen nicht er⸗ 
ſchöpft, von deren Erfüllung die Erlangung der Rechtsfähig⸗ 
keit für den Verein abhängt. Die Ertheilung der Konzeſſion 
bleibt von dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde abhängig. 
Freilich iſt dies Ermeſſen nicht ſchrankenloſe Willkür. Die 
S. 524 bereits erwähnten §§ 5 und 7 ſtellen allgemeine 
Regeln auf, auf welche Punkte die Aufſichtsbehörde ſehen 
und auf welche ſie nicht ſehen ſoll. Aber dieſe Regeln ſind 
nicht formaler, ſondern materieller Natur und laſſen im 
Einzelfalle dem Ermeſſen einen weiten Spielraum. Es wird 
ſich im Voraus nicht mit Gewißheit beſtimmen laſſen, in 
welchen Fällen „die dauernde Erfüllbarkeit der aus den Ver⸗ 
ſicherungen ſich ergebenden Verpflichtungen nicht genügend 
gewährleiſtet erſcheint oder vom Standpunkte des Gemein⸗ 
wohls Bedenken gegen den Zweck oder die Einrichtung des 
Unternehmens zu erheben ſind“. Die geſetzliche Formulirung 
der zu fordernden Bedingungen iſt dabei von geringerer Be⸗ 
deutung; der Schwerpunkt liegt in der Handhabung der all⸗ 
gemeinen Regel durch die Aufſichtsbehörde. Erſt nach und 
nach wird ſich eine feſte Verwaltungspraxis in dieſer Hinſicht 
bilden können. 

Der Verein unterliegt dem Regiſterzwange. Er iſt, wie 
§ 29 beſtimmt, bei dem Gerichte, in deſſen Bezirke er ſeinen 
Sitz hat, zur Eintragung ins Handelsregiſter anzumelden. 
Dieſe Eintragung hat aber nicht die konſtitutive Wirkung, 
wie bei den anderen reichsrechtlich geordneten, dem Regiſter⸗ 
zwange unterworfenen Korporationen. Während die Aktien⸗ 
geſellſchaft als ſolche vor der Eintragung nicht beſteht und 
erſt von der Eintragung an ſelbſtändig ihre Rechte und 
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Pflichten hat (HGB. SS 200, 210), tritt der Verſicherungs⸗ 
verein auf Gegenſeitigkeit ſchon mit der Zulaſſung, die ihm 
juriſtiſche Perſönlichkeit verleiht, ins Leben. Der Regiſter⸗ 
richter hat dem zugelaſſenen Vereine gegenüber keine andere 
rechtliche Stellung als gegenüber einer anderen juüriſtiſchen 
Perſon, deren Eintragung ins Handelsregiſter mit Rückſicht 
auf den Gegenſtand oder auf die Art oder den Umfang ihres 
Gewerbebetriebes zu erfolgen hat (HGB. § 33). 

Im Zuſammenhange mit der Pflicht zur Eintragung 
ins Handelsregiſter ſteht, daß dem Verſicherungsverein auf 
Gegenſeitigkeit Kaufmannsqualität beigelegt iſt. Nach dem 
geltenden Rechte iſt die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft nicht Kauf⸗ 
mann, weil das Handelsgeſetzbuch (Art. 271 Ziff. 3) nur 
die Uebernahme einer Verſicherung gegen Prämie zu den 
objektiven Handelsgeſchäften zählt, und weil die Gegenſeitig⸗ 
keitsgeſellſchaft auch ſonſt nicht gewerbemäßig Handelsgeſchäfte 
abſchließt?). Daran würde durch § 1 des neuen HGB. 's 
an ſich nichts geändert werden. Dieſelben Erwägungen aber, 
die dazu geführt haben im § 2 des HGB.'s die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft auch ſolchen gewerblichen Unternehmungen aufzu— 
prägen, die, wenn ſie auch aus dem Rahmen des Handels— 
gewerbes im engeren Sinne herausfallen, doch „nach Art 
und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordern“, mußten dazu führen, auch den 
Gegenſeitigkeitsverein (mit einer ſogleich zu erwähnenden 
Ausnahme) zum Kaufmanne zu ſtempeln. Der Zweifel, ob 
die Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit überhaupt ein 
Gewerbe betreibt, weil ſie nicht auf eigenen Gewinn aus— 
geht), iſt theoretiſch nicht ungerechtfertigt, aber praktiſch be⸗ 
deutungslos, weil ſich der Verſicherungsbetrieb zumal bei 
den größeren Unternehmungen techniſch ebenſo abwickelt, ob 
es ſich um Prämienverſicherung oder um Gegenſeitigkeits⸗ 


7) Entſch. des ROG. Bd. IV S. 199. Entſch. des RG.’3 Bd. XIV 
S. 235. 
8) Ehrenberg S. 35 und S. 108. 
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verſicherung handelt. Dieſer Beſtimmung des Entwurfs — 
die übrigens auch die Denkſchrift zum neuen Handelsgeſetz⸗ 
buch (S. 13) ſchon ins Auge gefaßt hatte — wird man da⸗ 
her gewiß zuſtimmen wollen. Die Konſequenzen des Rechts⸗ 
ſatzes werden vor Allem darin zu Tage treten, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs über die Handelsfirma, 
über die Handelsbücher, über die Angeſtellten des Kauf⸗ 
manns und die Hilfsperſonen, deren er ſich bedient, auch 
beim Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit Anwendung 
finden. Inſonderheit werden danach auch die §§ 84—92 
über die Handlungsagenten auf den Agenten des Gegen⸗ 
ſeitigkeitsvereins zu beziehen fein. Iſt der Verein Kaufmann, 
jo find nach § 343 des HGBi's auch alle Geſchäfte Handels⸗ 
geſchäfte, die zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes, d. h. 
des Verſicherungsbetriebes nach dem Grundſatze der Gegen⸗ 
ſeitigkeit, gehören, und es finden folglich auch die Vorſchriften 
des dritten Buches, inſonderheit die des erſten Abſchnittes 
(85 343 —372) Anwendung. 

Auffallend iſt die Art und Weiſe, wie der Entwurf den 
Satz von der Kaufmannsqualität des Vereins formulirt. Es 
heißt in § 16: 

„Die in Betreff der Kaufleute im erſten und dritten 
Buche des Handelsgeſetzbuchs gegebenen Vorſchriften 
finden mit Ausnahme der SS 1—7 daſelbſt auf die 

Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit entſprechende 

Anwendung, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt.“ 


Man fragt ſich vergeblich, warum das Handelsgeſetzbuch 
nur „entſprechende“ Anwendung finden ſoll, und ſucht im 
Entwurfe auch vergeblich nach Beſtimmungen konträren In⸗ 
halts. Die Begründung meint, damit werde anerkannt, daß 
die Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit „bei dem ge⸗ 
meinnützigen Gegenſtande ihres Betriebes“ in Wahrheit nicht 
zu den Kaufleuten gehörten und nur in gewiſſen Richtungen 
durch beſondere Vorſchriften den Kaufleuten te geſtellt 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 
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ſein ſollten. Daß der Gegenſtand des Betriebes beim Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverein grundſätzlich in höherem Maße „gemeinnützig“ 
ſei, als z. B. bei der eingetragenen Genoſſenſchaft, wird 
man kaum zugeben wollen. Trotzdem begnügt ſich das Ge— 
noſſenſchaftsgeſetz (§S 17 Abſ. 2) mit der einfachen Formu⸗ 
lirung: 

g „Genoſſenſchaften gelten als Kaufleute im Sinne 

des Handelsgeſetzbuchs, ſoweit dieſes Geſetz keine ab⸗ 

weichenden Vorſchriften enthält“ — 9) 


eine Diktion, die der künſtlichen Ausdrucksweiſe des Entwurfs 
vorzuziehen iſt, zumal dieſe in der Rechtsanwendung zu 
Zweifeln Anlaß geben kann, z. B. wenn es ſich um die Zu— 
ſtändigkeit der Handelsgerichte nach GVG. § 101 Nr. 1 
handelt. 

Will man aber dabei bleiben, „die in Betreff der Kauf— 
leute im 1. und 3. Buche des HGB.'s gegebenen Bor: 
ſchriften“ für anwendbar zu erklären, ſo wird jedenfalls die 
„Ausnahme der SS 1—7“ wegfallen müſſen. Als Katalog 
ſolcher Vorſchriften aus den genannten beiden Büchern, die 
ihres ſachlichen Gehaltes wegen, auf den Verein niemals zur 
Anwendung kommen können, würde die Klauſel überflüſſig, 
aber auch unvollſtändig ſein, da dann noch eine große Zahl 
anderer Vorſchriften, z. B. die SS 18—20, 28, 453 —473, 
aufzuführen wären. Sie iſt aber ſogar ſachlich unrichtig. 
Denn es iſt denkbar, daß ein Verſicherungsverein auf Gegen: 
ſeitigkeit nebenbei auch Verſicherungen auf Prämie über: 
nimmt, oder vielleicht Bankier- und Geldwechslergeſchäfte 
betreibt (§S 1 Nr. 3 und 4). Soll ein folder Gewerbe- 
betrieb dann kein Handelsgewerbe und der Verein nicht 
wahrer Kaufmann im Sinne des Handelsgeſetzbuchs ſein? 

Der Regiſterzwang und die Kaufmannseigenſchaft iſt 
indes bei den Vereinen auf Gegenſeitigkeit nicht ausnahms⸗ 


9) Vgl. auch das Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung § 13 Abſ. 3 und HGB. § 210 Abſ. 2 in Verbindung 
mit $ 6 daſelbſt. 
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los durchgeführt. Der Entwurf ſondert von den eingetrage⸗ 
nen Vereinen, die ihrer Firma die Bezeichnung als „ein⸗ 
getragener Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit (e. V. 
a. G.)“ hinzufügen müſſen ($ 18), diejenigen Vereine ab, 
die „einen ſachlich, örtlich oder hinſichtlich des Perſonen⸗ 
kreiſes eng begrenzten Wirkungskreis haben“ (§ 52), wie 
Viehladen, örtliche Krankenverſicherungskaſſen, Sterbekaſſen, 
Feuerkaſſen für engere Berufskreiſe z. B. für Prediger und 
Schullehrer, Kaskoverſicherungsvereine, wie ſie namentlich in 
der kleinen Küſtenfahrt üblich ſind, u. ſ. w. Der Geſchäfts⸗ 
betrieb dieſer kleineren Vereine, die nicht im großen Verkehre 
ſtehen, bewegt ſich in engem Kreiſe und in einfachen 
Formen. Die Mitglieder ſtehen, anders wie bei den Groß⸗ 
betrieben, in der Regel in näheren Beziehungen zu einander, 
ſo daß der geſellſchaftliche Charakter vorwiegt. Der Ent⸗ 
wurf hat daher dieſen Vereinen mit Recht eine ähnliche 
Sonderſtellung eingeräumt, wie fie §S 4 des HGB.'s den 
ſogenannten Minderkaufleuten gewährt, deren Betrieb nicht 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht. Durch 
§ 109 iſt dem Bundesrathe vorbehalten, die näheren Vor⸗ 
ausſetzungen zu beſtimmen, unter denen ein Verſicherungs⸗ 
verein auf Gegenſeitigkeit als kleinerer Verein im Sinne 
des § 52 anzuſehen iſt. Grundſätzlich beziehen ſich die Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs auch auf den kleineren Verein: 
eine Abweichung greift nur Platz, ſoweit fie ſich aus § 52 
ergibt. Auch der kleinere Verein unterliegt daher dem Kon⸗ 
zeſſionszwange und erlangt durch die Zulaſſung zum Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe Rechtsfähigkeit, d. h. Korporationscharakter. 


II. 
Entſtehung. 

Zur Entſtehung eines Verſicherungsvereins auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit iſt die Feſtſtellung der „Satzung“, des Statuts, 
erforderlich ($ 17). Die Satzung bedarf bei den eingetrage⸗ 
nen Vereinen der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
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Wer die Satzung feſtzuſtellen hat, ſagt der Entwurf nicht, 
wie er denn auch keine beſonderen Vorſchriften über die 
Rechtsſtellung der Gründer oder Projektanten gibt. Ein 
Bedenken dürfte hierin nicht zu finden ſein, da in den Be⸗ 
fugniſſen der Aufſichtsbehörde bei der Ertheilung der Zu⸗ 
laſſung zum Geſchäftsbetriebe und in den ſonſtigen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, inſonderheit in denen über die Bildung 
eines Gründungsfonds, ausreichende Schutzmittel gegen un⸗ 
ſolide Gründungen gegeben ſind, im Uebrigen aber die all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften (z. B. des B.GB.'s $ 54) 
ausreichen. 

Ueber den Inhalt der Satzung enthält der Entwurf 
eingehende Vorſchriften, die inſoweit zwingender Natur ſind, 
als nicht ausdrücklich eine Abweichung geſtattet wird. 

Zunächſt kommt die allgemeine Vorſchrift des § 8 in 
Betracht, nach der jede Verſicherungsunternehmung, die durch 
eine Satzung geregelt iſt, in dieſer Satzung Beſtimmungen 
treffen ſoll: 


über die einzelnen Verſicherungszweige, auf welche 
ſich der Geſchäftsbetrieb erſtreckt; 

über die Dauer des Unternehmens, ſofern es auf 
eine beſtimmte Zeit beſchränkt wird; 

über das räumliche Gebiet des beabſichtigten Ge: 
ſchäftsbetriebes (ſoweit es ſich nicht um Transport⸗ 
oder um Rückverſicherung handelt); 

über die Grundſätze über die Anlegung des Ver⸗ 
mögens; — und | 

darüber, ob das Verſicherungsgeſchäft lediglich un: 
mittelbar oder zugleich auch mittelbar (durch Rückver⸗ 
ſicherung), oder lediglich durch Rückverſicherung betrieben 
werden ſoll. 


Die Satzung muß ſodann nach § 18 den Namen (die 
Firma) des Vereins beſtimmen. Für eingetragene Vereine 
ſoll der Namen den Sitz erkennen laſſen, ſo daß hierdurch 
über die lokal begrenzte Regel des $ 30 des HGB.'s hin⸗ 
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aus eine ſichere Unterſcheidung auch von ähnlich benannten, 
anderswo domizilirten Vereinen herbeigeführt wird. Mit 
Rückſicht auf den örtlich meiſtens weit ausgedehnten Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der größeren Vereine wird dieſe Vorſchrift (die 
§ 115 des Entwurfs ſachgemäß auch auf Aktiengeſellſchaften 
der Verſicherungsbranche erſtreckt) gerechtfertigt erſcheinen. 
Die Satzung muß über die Form Beſtimmung treffen, in 
der die Bekanntmachungen des Vereins zu erfolgen haben 
($ 27) und fie muß die Bildung der erforderlichen Organe 
des Vereins (über die nachher näher zu handeln ſein wird) 
vorſehen. Auch die übrigen Beſtimmungen über den noth⸗ 
wendigen Inhalt der Statuten (§§ 21 Satz 2, 24, 26, 34 
Nr. 1, 35—37) werden richtiger an anderer Stelle zu er⸗ 
örtern ſein. Näher einzugehen aber iſt ſchon hier auf die 
Vorſchriften der §§ 22 und 23 über die Bildung eines 
Gründungsfonds. 

Der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit iſt nicht wie 
die Aktiengeſellſchaft und die ihr verwandten Rechtsbildungen 
eine Kapitalgeſellſchaft in dem Sinne, daß es nothwendiger 
Weiſe eines Vermögensfonds bedürfte, der von den Geſell⸗ 
ſchaftern aufzubringen iſt und durch den die Geſellſchafts⸗ 
zwecke verwirklicht werden ſollen, ſo daß ohne die Ausſchei⸗ 
dung dieſer Fonds aus der privaten Rechtsſphäre der 
Mitglieder die Korporation nicht beſtehen könnte. Der Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverein bezweckt wirthſchaftlich nur die Abwälzung 
gewiſſer Nachtheile, die dem einzelnen Mitgliede drohen, auf 
die Schultern aller Mitglieder. Hierzu bedarf es an ſich nicht 
der Ausſcheidung eines Kapitales aus der Privatſphäre der 
Mitglieder und deſſen Uebertragung an die Körperſchaft. Es 
genügt ein Komplex von Rechtsvorſchriften, nach denen ſich die 
Ausgleichung der Nachtheile, auf die es abgeſehen iſt, vollzieht, 
Vorſchriften, die einerſeits das Mitglied, bei dem der vor⸗ 
geſtellte Nachtheil eingetreten iſt, berechtigen, und die anderer⸗ 
ſeits die Geſammtheit aller Mitglieder leinſchließlich des 
Benachtheiligten) verpflichten. Eine Viehlade, an der ein 
Dutzend Bauern betheiligt ſind, kann, wenn ſie die Schäden, 
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einſchließlich der Verwaltungskoſten, alljährlich umlegt und 
auszahlt, vielleicht dauernd ohne eigenes Kapital, auskom⸗ 
men 10). Thatſächlich führt freilich ſchon das Syſtem der 
Vorprämie nothwendiger Weiſe zur Kapitalbildung, und wir 
ſehen ja auch, wie unſere großen Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften 
mit ihren bedeutenden Reſerven in Wirklichkeit über ſehr 
große Kapitalien verfügen. Die verfeinerte Technik des Ver⸗ 
ſicherungsgewerbes kann denn auch, zumal im Großbetriebe, 
ohne Kapitalanſammlung nicht durchgeführt werden. Juri⸗ 
ſtiſch aber iſt dieſe Kapitalanſammlung bei der Gegenſeitig⸗ 
keitsgeſellſchaft nur accidentiell, nicht wie bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft eſſentiell: ſie iſt ein Mittel, das einem vervoll⸗ 
kommneten Syſteme der Schadensausgleichung dient. Bei 
rationellem Großbetriebe muß die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft 
nach möglichſter Gleichheit der Beitragslaſt der Theilhaber 
im Laufe der auf einander folgenden Geſchäftsperioden 
ſtreben: ein Ziel, das nur durch eine relativ höhere Be⸗ 
meſſung des Beitrags und die dadurch ermöglichte allmäh⸗ 
liche Anſammlung von Reſerven erreicht werden kann. 
Hierdurch und durch den ferneren Umſtand, daß in den 
meiſten Zweigen des Verſicherungsgeſchäfts ein gedeihlicher 
Betrieb nur bei der Häufung einer großen Zahl von Einzel⸗ 
riſiken möglich iſt, entſtehen für die Anfangsperiode eines 
Vereins auf Gegenſeitigkeit beſondere Schwierigkeiten, die 
geeignet ſind, die Theilnehmer, die man ſucht, abzuſchrecken. 
Um dieſen Schwierigkeiten zu begegnen, ſind verſchiedene 
Mittel denkbar: Es kann | 
1. Der Geſchäftsbeginn an eine im Voraus firirte Mini⸗ 
malſumme von abgeſchloſſenen Verſicherungen geknüpft 
werden 1); es kann 
2. eine Wartezeit eingeführt werden, vermöge deren die 


10) Auch nach dem Entwurfe wären kapitalloſe Vereine denkbar: § 24 
Abſ. 1 Nr. 2, § 36 Abſ. 2. 

11) So die öſterreichiſche Verordnung vom 18. Auguſt 1880 § 4 Abſ. 3. 
Dieſe Zeitſchrift Bd. XXVII S. 217. 
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Erſatzanſprüche der Verſicherten ganz oder theilweiſe 
vom Ablaufe einer gewiſſen Friſt abhängen, die zur 
raſcheren Anſammlung eines Betriebs: und Sicher: 
heitskapitals in der erforderlichen Höhe benutzt wird; 
es kann 

3. normirt werden, daß ſich die Erſatzpflicht des Vereins 

nach den verfügbaren Prämienbeſtänden bemißt, ſo⸗ 
daß die Anſprüche aus der Verſicherung nöthigen⸗ 
falls eine entſprechende Einſchränkung erfahren; und 
es kann endlich 

4. die Aufbringung eines ſogenannten Garantiefonds 

vorgeſchrieben ſein. 

Von dieſen verſchiedenen Mitteln zur Ueberwindung der 
kritiſchen Anfangsperiode des Vereins, die natürlich auch mit 
einander kombinirt werden können, bevorzugt der Entwurf 
das zuletzt genannte, die Aufbringung eines Garantiefonds, 
mit dem allein er ſich beſchäftigt. Nach dem Entwurfe ſoll 
die Bildung eines ſolchen Fonds für neu zu errichtende lein⸗ 
zutragende und nicht einzutragende) Vereine zwar keine ab⸗ 
ſolute Vorſchrift ſein, aber doch die Regel bilden, von der 
die Aufſichtsbehörde nur ausnahmsweiſe Abſtand nehmen 
kann, „wenn nach der Natur der zu betreibenden Geſchäfte 
oder durch beſondere Einrichtungen eines Unternehmens ander⸗ 
weitige Sicherheit gegeben iſt“ ($ 23). | 

Der Entwurf bezeichnet den Fonds als „Gründungs⸗ 
fonds“ (womit ſeine bloß vorübergehende Natur treffend 
gekennzeichnet iſt) und ſagt, daß er „zur Deckung der Koſten 
der Errichtung des Vereins, ſowie als Garantie- und Be⸗ 
triebsfonds zu dienen hat“. Der Zweck des Fonds beſteht 
hiernach in der Bereitſtellung von Mitteln, aus denen die 
Ausgaben des Vereins ſo lange und inſoweit beſtritten wer⸗ 
den können, als dies nicht aus den regelmäßigen Beiträgen 
der Mitglieder geſchehen kann. Zu dieſen Ausgaben zählen 
auch die an die Verſicherten zu zahlenden Erſatzzummen, und 
hierin vor Allem tritt die Funktion des Fonds als Garantie— 
fonds zu Tage. | 
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Welche Perſonen den Fonds durch ihre Leiſtungen zu 
beſchaffen haben, iſt gleichgiltig; der Entwurf ſchweigt dar⸗ 
über; es können die Projektanten des Vereins ſein, es können 
Mitglieder ſein, ebenſo gut aber auch dritte Perſonen. Die 
gewöhnliche Form der Aufbringung des Fonds beſteht darin, 
daß die Projektanten im Namen des Vereins ein Darlehen 
kontrahiren, das in Antheile zerlegt wird, über welche An⸗ 
theilſcheine ausgegeben werden 12). Die Natur eines ſolchen 
Darlehens iſt von beſonderer Art, die bedingt wird von den 
Zwecken, denen der Fonds dienen ſoll. Die Satzung hat zu 
beſtimmen, in welcher Weiſe die Tilgung des Gründungs⸗ 
fonds erfolgen ſoll ($ 22 Abſ. 1), und an dieſe Normen iſt 
der Anſpruch der Darleiher auf Rückzahlung gebunden, ſo 
daß ihnen ein freies Kündigungsrecht (B. GB. § 609) nicht 
zur Seite ſteht. Um dies klar zu ſtellen, ſchreibt der Ent⸗ 
wurf vor, daß die Darleiher auf das Recht der Kündigung 
verzichten müſſen ($ 22 Abi. 3). Eine weitere Konſequenz 
tritt in dem privilegium odiosum zu Tage, daß die Er⸗ 
ſtattungsanſprüche der Darleiher bei der Liquidation und im 
Konkurſe des Vereins (worauf zurückzukommen ſein wird 
S. 583) erſt an letzter Stelle befriedigt werden, ſo daß 
namentlich auch von den Vereinsmitgliedern Nachſchüſſe oder 
Umlagen zum Zwecke der Tilgung des Gründungsfonds nicht 
erhoben werden dürfen (§§ 45 Abſ. 3, 49). 

Die Regel iſt, daß der Gründungsfonds baar eingezahlt 
werden muß. Doch kann die Satzung beſtimmen, daß er 
durch eigene Wechſel der Verpflichteten belegt ſein darf. Von 
einer feſten Norm über ſeine Höhe oder darüber, daß eine 
gewiſſe Quote mindeſtens durch Baarzahlung beſchafft ſein 
muß 15), iſt Abſtand genommen: es wird das freie Ermeſſen 
der Aufſichtsbehörde bei der Zulaſſung zu entſcheiden haben. 
Der Begriff der Baarzahlung iſt durch Anziehung des § 195 


12) Vgl. folgende Rechtsfälle: Entſch. des ROHG.'s Bd. IV S. 199; 
Entſch. des RG.'8s Bd. XIII S. 29. 
13) Vgl. die öſterreichiſche Verordnung $ 4. 
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Abſ. 3 des HGB.'3 “) dahin beſtimmt, daß nur die Zah⸗ 
lung in deutſchem Gelde, in Reichskaſſenſcheinen, ſowie in 
geſetzlich zugelaſſenen Noten deutſcher Banken als ſolche gilt 
(S§ 22 Abſ. 2, 30 Abſ. 1 Nr. 4). 

Inſoweit er zur Deckung der Koſten der Errichtung des 
Vereins und der erſten Einrichtung des Betriebes ($ 35 
Abſ. 2 Nr. 3) dient, ſtellt ſich der Gründungsfonds als ein 
Vorſchuß dar, den dritte Perſonen (unter Uebernahme eines 
bedingten Riſikos wegen ſeiner Rückforderung) dem Vereine 
zu dem Zwecke leiſten, daß dieſe Unkoſten nicht ſofort von 
den Mitgliedern ſelbſt gedeckt werden müſſen, ſondern daß 
ſie durch eine angemeſſene Vertheilung aus den regulären 
Beiträgen der Mitglieder nach und nach aufgebracht werden 
können. Selbſtredend iſt eine ordnungsmäßige Tarifirung 
der Beiträge nur denkbar, wenn ſie ſo bemeſſen ſind, daß 
ſie auch die Geſchäftsunkoſten des Betriebes einſchließlich der 
Gründungs⸗ und Organiſationskoſten decken. Nicht erforder: 
lich aber iſt, daß der ganze Gründungs- und Einrichtungs⸗ 
aufwand den Beiträgen des erſten Jahres aufgebürdet wird 
(ogl. unten S. 561). 

Inſoweit er aber zur Deckung anderer Ausgaben, in⸗ 
ſonderheit zur Ausrichtung von Erſatzſummen an die Ver⸗ 
ſicherten benutzt wird, iſt der Gründungsfonds ein anti⸗ 
cipirter Reſervefonds. Eine rationelle Tarifirung der Bei⸗ 
träge bedingt nicht bloß, daß aus ihnen die Schäden oder 
Erſatzſummen der betreffenden Zeitperiode getilgt werden 
können, ſondern auch, daß die allmähliche Anſammlung einer 
Rücklage für außergewöhnliche Verluſte ermöglicht wird. 


Daraus folgt, daß der Gründungsfonds 


14) Das Citat in § 30 Abſ. 1 Nr. 4 des Entwurfs müßte richtiger 
lauten: $ 195 Abſ. 3 Satz 3, da die Anziehung des ganzen 
Abſatzes zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben könnte. Zu empfehlen 
find ſolche Citate, wenn es ſich nur um wenige Worte handelt, 
überhaupt nicht. Beſſer, man wiederhole die Worte des Handels⸗ 
geſetzbuchs im Abſ. 2 des § 22 des Entwurfs. 
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1. nothwendiger Weiſe nach und nach getilgt werden 
muß; 

2. daß er nur aus den Jahreseinnahmen, in erſter 
Linie alſo aus den Beiträgen der Mitglieder, nicht 
aber aus dem ſonſtigen Vereinsvermögen, getilgt wer: 
den darf; — und 

3. daß er ſein nothwendiges Korrelat in einem anzu: 
ſammelnden Reſervefonds findet. 


Der Entwurf hat dieſe Rechtsſätze in den SS 22 und 36 
aufgeſtellt. Die Modalitäten der Tilgung im Einzelnen zu 
beſtimmen, überläßt er der Satzung. Vorgeſchrieben iſt nur, 
daß die Tilgung ſpäteſtens beginnen muß, nachdem die Koſten 
der Errichtung und die im erſten Geſchäftsjahre entſtandenen 
Koſten der Einrichtung getilgt find (S 22 Abſ. 5). Als eine 
Lücke erſcheint es, daß der Entwurf nicht auch ausdrücklich 
beſtimmt, daß ein dem getilgten Betrage des Gründungs⸗ 
fonds entſprechender Betrag auf den Reſervefonds zu über⸗ 
führen iſt. Daß dies nothwendig iſt, liegt in der Natur 
der Sache, wie die Begründung es denn auch anſcheinend 
als ſelbſtverſtändlich erwähnt. In Wahrheit handelt es ſich 
doch um eine zwingende Rechtsnorm, die der Aufſtellung im 
Geſetze ſelbſt bedarf. 

Für die Hergabe des Gründungsfonds gebührt den 
Garanten ſelbſtredend eine entſprechende Vergütung; auch 
kann ihnen ein Recht zur Theilnahme an der Verwaltung 
des Vereins eingeräumt werden. Das Einzelne iſt in dieſer 
Hinſicht der Satzung überlaſſen. Abſolut vorgeſchrieben iſt 
bloß (S 22 Abſ. 4): 

1. daß nur der baar eingezahlte Betrag zum Maßſtabe 

der Vergütung genommen werden darf; 

2. daß die Zinſen nicht mehr als vier vom Hundert 

betragen dürfen; — und 

3. daß wenn die Satzung den Garanten eine Betheiligung 

an!?) dem aus der Jahresbilanz ſich ergebenden 


15) Es beruht wohl auf einem Druckfehler, wenn der Entwurf von 
einer „Betheiligung aus dem ... Ueberſchuß“ redet. 


Sievers: Der Verficherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 543 


Ueberſchuſſe zuſichert, ihre geſammten Bezüge (an 
Zinſen und Ueberſchüſſen) ſechs vom Hundert nicht 
überſteigen dürfen. 

Die Vorſchriften, die der Entwurf für den Antrag auf 
Ertheilung der Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe aufſtellt, 
ſind vorhin bereits berührt worden (S. 524). 

Mit der Anmeldung zum Handelsregiſter, der Ein: 
tragung und der Veröffentlichung beſchäftigen ſich die SS 29 
bis 32. Sie ſind im Allgemeinen den entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften für die Aktiengeſellſchaft (HGB. §§ 195, 198 und 
199) nachgebildet und bedürfen einer weiteren Beſprechung 
nicht. Die Verſchiedenheit der rechtlichen Bedeutung der 
Eintragung bei der Aktiengeſellſchaft einerſeits und dem Ver⸗ 
ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit andererſeits iſt ſchon be⸗ 
rührt (S. 531). Im Zuſammenhange hiermit ſteht es, daß 
der Anmeldung zum Regiſter nach § 30 Nr. 1 „die Ur: 
kunde über die Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe“ beizu⸗ 
fügen iſt. 


III. 
Organiſation. 


In Bezug auf die Organiſation des Verſicherungsver⸗ 
eins auf Gegenſeitigkeit trennt der Entwurf den großen ein⸗ 
tragungspflichtigen Verein von dem kleinen Verein mit be⸗ 
ſchränktem Wirkungskreiſe. (Wegen des Unterſchiedes vgl. 
S. 534.) 


A. Die eingetragenen Vereine. 


Die Organiſation der größeren Gegenſeitigkeitsgeſell⸗ 
ſchaften hat ſich in neuerer Zeit der Organiſation der Aktien⸗ 
geſellſchaften mehr und mehr angenähert !“), während die 


16) Vgl. z. B. die Statuten der Lebensverſicherungsgeſellſchaft zu 
Leipzig, der Allgemeinen Verſorgungsanſtalt zu Karlsruhe, der 
Deutſchen Militärdienſt⸗Verſicherungsanſtalt zu Hannover, der 
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älteren deutſchen Geſellſchaften vielfach abweichende Bildungen 
aufweiſen, an denen fie zum Theil noch heute feſthalten !). 
Der Entwurf folgt der zu Tage getretenen neueren Rechts⸗ 
bildung, indem er vorſchreibt, daß die Satzung „die Bildung 
eines Vorſtandes, eines Aufſichtsrathes und eines oberſten 
Organs (Verſammlung von Mitgliedern oder Vertretern, 
Bankausſchüſſen oder dergl.) beſtimmen“ muß. Wir finden 
danach die geſetzliche dreigliedrige Organiſation der Aktien⸗ 
geſellſchaft bei unſerem Vereine wieder, aber mutatis mu- 
tandis. Die Einzelbeſtimmungen des Entwurfs verweiſen in 
der Hauptſache auf die parallelen Vorſchriften im 3. Ab⸗ 
ſchnitte des 2. Buches des HGB.'s und treffen nur wenige 
durch die Eigenart der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft gebotene 
Aenderungen. Die Geſammtheit der Vorſchriften, die damit 
gegeben ſind, iſt in gleicher Weiſe, wie dies im Aktienrechte 
der Fall iſt, zwingender Natur und geſtattet der Privatwill⸗ 
kür nur da Raum, wo dies, ſei es im Handelsgeſetzbuch, ſei 
es im Entwurfe ſelbſt, ausdrücklich bemerkt iſt. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens des Entwurfs beſtehen⸗ 
den Vereine auf Gegenſeitigkeit werden von dieſen Rechts⸗ 
ſätzen an ſich nicht betroffen. Sie ſollen zwar grundſätzlich 
nach § 96 den Vorſchriften des Entwurfs über die Verſiche⸗ 
rungsvereine auf Gegenſeitigkeit unterliegen, ſind alſo nament⸗ 
lich auch eintragungspflichtig, ihre Satzung aber bleibt un⸗ 
berührt. Jedoch kann die Aufſichtsbehörde einen ſolchen 
Verein auffordern, binnen beſtimmter Friſt ſeine Satzung 
mit den Vorſchriften des Entwurfs in Einklang zu bringen: 
eine Ermächtigung, von der wohl nur in ſeltenen Fällen, 
z. B. wenn die Statuten Unklarheiten in der Vertheilung 
der Funktionen enthalten, Gebrauch gemacht werden wird, 
da ein Bedürfniß zu einer völligen Gleichförmigkeit in dieſem 


Iduna zu Halle a. S., des Prometheus zu Berlin, der Bremer 
Lebensverſicherungsbank zu Bremen u. A. 

17) So namentlich die Lebensverſicherungsbank für Deutſchland und 
die Feuerverſicherungsbank für Deutſchland, beide zu Gotha. Vgl. 
Entſch. des RG.'8s Bd. XXV S. 152. 
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Punkte kaum anzuerkennen ſein dürfte und bewährte Ein⸗ 
richtungen abweichender Art auf Schonung Anſpruch haben. 


1. Der Vorſtand. 


Der Vorſtand iſt das geſchäftsführende, den Verein ver⸗ 
tretende Organ. 

Der Entwurf beſchränkt ſich darauf die SS 231—242 
des HGB.“ s, die vom Vorſtande der Aktiengeſellſchaft han: 
deln, auf den Vorſtand des Gegenſeitigkeitsvereins für an⸗ 
wendbar zu erklären, jedoch mit drei Ausnahmen: 

a) Ausgeſchloſſen von der Anwendbarkeit iſt $ 240. 
Soweit er vorſchreibt (Abſ. 1), daß der Vorſtand der Aktien⸗ 
geſellſchaft unverzüglich die Generalverſammlung berufen und 
ihr Anzeige machen muß, wenn der Verluſt, der ſich bei der 
Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz er⸗ 
gibt, die Hälfte des Grundkapitals erreicht, kann von einer 
Anwendbarkeit auf den Gegenſeitigkeitsverein keine Rede ſein, 
da dieſer ein Grundkapital nicht hat. Wollte man den 
gleichen geſetzgeberiſchen Gedanken beim Gegenſeitigkeitsvereine 
zur Durchführung bringen, ſo müßte etwa der Fall vorge⸗ 
ſehen werden, daß der Verſicherungsbeſtand des Vereins 
unter ein gewiſſes Mindeſtmaß herabſinkt, oder der, daß der 
Gründungs- oder der Reſervefonds des Vereins für die Aus⸗ 
richtung von Erſatzſummen an die Verſicherten oder ſonſtige 
Betriebsausgaben hat herangezogen werden müſſen. Von 
der Aufſtellung eines derartigen Rechtsſatzes hat der Ent— 
wurf indes mit Recht Abſtand genommen. Die Verhältniſſe 
der Vereine find zu verſchiedenartig, als daß in dieſer Hin: 
ſicht eine abſolute Norm aufgeſtellt werden könnte. — Abſ. 2 
des § 240 verpflichtet den Vorſtand, die Eröffnung des Kon: 
kurſes über die Aktiengeſellſchaft zu beantragen, ſobald Zah: 
lungsunfähigkeit der Geſellſchaft eintritt, oder wenn ſich bei 
der Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz 
ergibt, daß das Vermögen nicht mehr die Schulden deckt. 
Im Falle der Zahlungsunfähigkeit trifft den Vorſtand des 
Gegenſeitigkeitsvereins die gleiche Verpflichtung (§ 47 Abſ. 1 
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des Entwurfs); im Falle der Ueberſchuldung dagegen ſoll 
Anzeige an die Aufſichtsbehörde erſtattet werden (§ 66 Abſ. 2) 
— ein Punkt, auf den ſpäter zurückzukommen ſein wird 
(S. 587). 

b) Das neue Handelsgeſetzbuch hat das Konkurrenzver⸗ 
bot für die Mitglieder des Vorſtandes der Aktiengeſellſchaft 
gegenüber dem bisherigen Rechte (HGB. Art. 232, 196 a) 
verſchärft. Nach der neuen Vorſchrift ($ 231 Abſ. 1) dürfen 
die Mitglieder des Vorſtandes weder ein Handelsgewerbe 
betreiben, noch im Handelszweige der Geſellſchaft für eigene 
oder fremde Rechnung Geſchäfte machen, auch nicht an einer 
anderen Handelsgeſellſchaft als perſönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter theilnehmen. Der Geſellſchaftsvertrag kann nichts 
anderes beſtimmen; wohl aber kann die Geſellſchaft durch 
dasjenige Organ, dem die Beſtellung des Vorſtandes obliegt, 
ihre Einwilligung zu den erwähnten Konkurrenzhandlungen, 
allgemein oder für den Einzelfall, ertheilen. Der Entwurf 
will dieſe Regelung der Sache im Allgemeinen auch auf den 
Gegenſeitigkeitsverein übertragen, weicht aber im Einzelnen in 
drei Punkten vom Handelsgeſetzbuch ab (§ 33 Nr. 1). Er ge⸗ 
ſtattet, daß die Satzung den Punkt anders ordnet. Er über⸗ 
trägt die Ertheilung der Genehmigung allgemein dem Auf⸗ 
ſichtsrathe, ohne Rückſicht darauf, ob dieſem nach der Satzung 
auch die Beſtellung des Vorſtandes obliegt. Und er formu⸗ 
lirt das Verbot dahin, daß die Mitglieder des Vorſtandes 
„weder ein Handelsgewerbe betreiben, noch dem Vorſtande 
oder Aufſichtsrathe einer gleichartigen Verſicherungsunter— 
nehmung angehören“ dürfen. Die beiden erſten Aenderungen 
ſind ziemlich bedeutungslos, wären aber vielleicht gerade des⸗ 
wegen beſſer unterblieben. Wichtiger iſt die Abweichung in 
der Formulirung des Verbotes, weil fie auch die Zugehörig⸗ 
keit zum Aufſichtsrathe eines Konkurrenzunternehmens ein⸗ 
bezieht, die durch $ 231 Abſ. 1 des HGB.'s nicht betroffen 
wird. Dieſe Abweichung iſt nicht durch die Eigenartigkeit 
des Verſicherungsgeſchäfts oder des Gegenſeitigkeitsvereins 
bedingt. Sie iſt die Ergänzung einer Lücke im Handelsgeſetz⸗ 
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buch, die ſachlich gerechtfertigt iſt; denn wenn es einmal 
dem Vorſtandsmitgliede ſelbſt nicht überlaſſen bleiben ſoll, 
zu beſtimmen, ob eine von ihm beabſichtigte Nebenbeſchäfti⸗ 
gung gewerblicher Natur mit ſeinen Vertragspflichten gegen⸗ 
über der Geſellſchaft vereinbar oder nicht vereinbar und für 
deren Intereſſen förderlich oder gleichgiltig oder nachtheilig 
iſt, jo liegt kein Grund vor, die Theilnahme am Aufſſichts⸗ 
rathe eines Konkurrenzunternehmens anders zu behandeln. 
Eher könnte in Zweifel gezogen werden, ob die Sache von 
der Wichtigkeit iſt, um eine Aenderung der handelsrecht⸗ 
lichen Grundſätze auf dem vorliegenden Spezialgebiete zu 
rechtfertigen. 

c) Der Katalog der Fälle, in denen die Vorſtandsmit⸗ 
glieder der Aktiengeſellſchaft „insbeſondere“ zum Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet ſind, den § 241 Abſ. 3 gibt, iſt inſoweit 
zur Uebertragung auf den Gegenſeitigkeitsverein nicht ge⸗ 
eignet, als er ſich auf die Erhaltung des Grundkapitals der 
Geſellſchaft und auf die Beachtung der an die Aktie ſich 
knüpfenden Vorſchriften bezieht (Nr. 1 —4). In Parallele 
mit Nr. 5 und 6 aber hebt der Entwurf die Fälle beſon⸗ 
ders heraus, „wenn entgegen den Vorſchriften des Geſetzes 
eine Verzinſung oder Tilgung des Gründungsfonds erfolgt, 
oder wenn Zahlungen geleiſtet werden, nachdem die Ber: 
pflichtung des Vorſtandes zum Antrage auf Konkurseröffnung 
oder zur Anzeige der Ueberſchuldung bei der Aufſichtsbehörde 
eingetreten iſt.“ 

Von dieſen Ausnahmen abgeſehen, ſollen die Vorſchriften 
des Aktienrechts „entſprechende“ Anwendung finden. In⸗ 
ſonderheit greift alſo auch die unbeſchränkte und unbe: 
ſchränkbare Vollmacht des Vorſtandes zur Vertretung, wie 
ſie § 235 regelt, Platz, und ebenſo die Regel des § 232 
über die Kollektivvertretung eines mehrköpfigen Vorſtandes 
mit ihren Ausnahmen. 
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2. Der Aufſichtsrath. 


Der Aufſichtsrath iſt das zur Ueberwachung der Ge- 
ſchäftsführung berufene Organ. 

Die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über den Auf: 
ſichtsrath der Aktiengeſellſchaft, SS 243 — 249, finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung (§ 34). 

Unanwendbar iſt die Beſtimmung in § 243 Abſ. 4 
Satz 2, wodurch für den Widerruf der Beſtellung zum Mit⸗ 
gliede des Aufſichtsrathes durch die Generalverſammlung eine 
Mehrheit von mindeſtens drei Viertheilen des bei der Be⸗ 
ſchlußfaſſung vertretenen Grundkapitales für erforderlich er⸗ 
klärt wird. Der Entwurf (§ 34 Nr. 1) überläßt es der 
Satzung, zu beſtimmen, ob für einen ſolchen Beſchluß des 
oberſten Organes eine beſondere Mehrheit erforderlich 
ſein ſoll. 

Im Zuſammenhange mit dem unter 1. c) (S. 547) 
berührten Punkte iſt die Vorſchrift des § 249 Abſ. 3 da⸗ 
durch erſetzt, daß die Mitglieder des Aufſichtsrathes insbe⸗ 
ſondere dann zum Schadenerſatze verpflichtet ſein ſollen, 
wenn mit ihrem Wiſſen und ohne ihr Einſchreiten entgegen 
den Vorſchriften des Geſetzes eine Verzinſung oder Tilgung 
des Gründungsfonds erfolgt, oder Zahlungen geleiſtet wer⸗ 
den, nachdem die Verpflichtung des Vorſtandes zum Antrag 
auf Konkurseröffnung oder zur Anzeige der Ueberſchuldung 
bei der Aufſichtsbehörde eingetreten iſt. 

Auf Vorſchlag der Reichstagskommiſſion ſind in das 
neue Handelsgeſetzbuch Beſtimmungen gekommen, die die Be⸗ 
theiligung der Mitglieder des Vorſtandes und der des Auf— 
ſichtsrathes von Aktiengeſellſchaften am Gewinne der Geſell⸗ 
ſchaft in gewiſſer Weiſe einſchränken: SS 237, 245. Beziehen 
ſie einen Antheil am Jahresgewinne, ſo darf dieſer Antheil, 
wie ſich das Geſetz ausdrückt 18), nur „von dem nach Vor⸗ 
nahme ſämmtlicher Abſchreibungen und Rücklagen verblei⸗ 


18) Wegen der fehlerhaften Faſſung des Geſetzes vgl. Simon, Die 
Bilanzen der Aktiengeſellſchaften (2. Aufl.) S. 146. 
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benden Reingewinne“ berechnet werden, und bei den Mit: 
gliedern des Aufſichtsrathes ſoll außerdem für die Berechnung 
des Antheils noch eine vierprozentige Dividende auf das ein⸗ 
gezahlte Aktienkapital vom Reingewinne gekürzt werden. Von 
einem Gewinne im eigentlichen Sinne des Wortes kann bei 
dem Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit keine Rede ſein. 
Er kann nur durch Einforderung höherer Beiträge, als ſie 
zur Deckung des Bedarfs einer gewiſſen Zeitperiode an ſich 
erforderlich wären, Ueberſchüſſe erzielen (vgl. unten ©. 562). 
Dieſe Jahresüberſchüſſe ſind dem Gewinne der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft verwandt. Sie ermöglichen die Ausrichtung einer ſo⸗ 
genannten Dividende an die Mitglieder des Vereins und 
ermöglichen ebenfalls ein Analogon der Gewinnbetheiligung 
für die Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes. 
Demgemäß erklärt der Entwurf den § 237 des HGB. 
auf die Mitglieder des Vorſtandes eines Verſicherungs— 
vereins auf Gegenſeitigkeit für „entſprechend“ anwendbar 
($ 33) und normirt in Anlehnung an $ 245 Abſ. 1 für die 
Mitglieder des Aufſichtsrathes ($ 34 Nr. 2), daß eine 
nach dem Jahresüberſchuſſe bemeſſene Vergütung nur von 
dem Betrage gewährt werden darf, „welcher verbleibt, nad): 
dem ſämmtliche Abſchreibungen und Rücklagen bewirkt ſind, 
und für diejenigen Perſonen, welche gegen Zuſicherung einer 
Betheiligung am Ueberſchuſſe den Gründungsfonds zur Ber: 
fügung geſtellt haben, der nach $ 22 Abſ. 419 bedungene 
Antheil am Ueberſchuſſe in Abzug gebracht iſt“ ?)). 


19) Vgl. oben S. 542 unter 3. 

20) Der Entwurf gibt den gemeinſamen Inhalt der §§ 237 und 
245 Abſ. 1 des HGB.'s in § 34 Nr. 2 in einer dem Verſicherungs⸗ 
vereine angepaßten Wortfaſſung wieder, was nur gebilligt werden 
kann. Richtiger aber wäre es, dieſe Faſſung dann auch für beide 
Organe als maßgeblich zu behandeln, und nicht bloß für den 
Aufſichtsrath. Die Paralleliſirung der Gewinnbetheiligung der 
Garantiefonds-Zeichner mit der vierprozentigen Dividende der 
Aktionäre in § 245 Abſ. 1 iſt übrigens rein äußerlich. Die ver⸗ 
ſchiedene Behandlung der Tantieme des Vorſtandes und der des 
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3. Das oberſte Organ. 


Eine zweckmäßige Ausgeſtaltung der Verfaſſung des 
oberſten Organs des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit 
unterliegt beſonderen Schwierigkeiten. Schon bei Aftien- 
geſellſchaften, namentlich bei denen mit größerem Kapitale, 
pflegen die Generalverſammlungen ſchlecht beſucht zu ſein. 
Die Aktionäre ſind in der Regel nicht geneigt, für ihre 
Theilnahme an den Abſtimmungen in der Generalverſamm⸗ 
lung Zeit und Koſten aufzuwenden. Bei größeren Verſiche⸗ 
rungsvereinen auf Gegenſeitigkeit tritt dies in erhöhtem 
Maße in die Erſcheinung. Die Mitglieder des Vereins be- 
trachten ſich meiſt ausſchließlich als Verſicherte und haben 
häufig von ihrer Mitgliedſchaft und ihren Mitgliedsrechten 
überhaupt kaum eine Vorſtellung. Jedenfalls ſind ſie in 
der Regel noch weniger als der Aktionär geneigt, Zeit und 
Geld für eine perſönliche Theilnahme an den Angelegenheiten 
des Vereins zu opfern. 

Dies hat dazu geführt, daß die Statuten der beſtehen⸗ 
den Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft vielfach von der Bildung einer 
Verſammlung, an der jedes Mitglied zur Theilnahme be— 
rechtigt iſt, ganz abſehen. Häufig iſt die Generalverſamm⸗ 
lung in der Weiſe organiſirt, daß zur Theilnahme ein ge— 
wiſſer Mindeſtbetrag der Verſicherungsſumme oder ein 
Mindeſtbetrag am Antheile an der Prämienreſerve oder eine 
gewiſſe Zeitdauer des Beſtandes der Verſicherung gefordert 
wird. Andere Vereine bilden überhaupt keine Generalver: 
ſammlung, ſondern übertragen deren Befugniſſe einem Ver⸗ 
tretungsorgane, deſſen Zuſammenſetzung im Einzelnen wieder 
die mannigfaltigſten Formen zeigt: etwa der Art, daß die 
am Sitze der Verwaltung oder in deſſen Umkreiſe anſäſſigen 
Mitglieder oder auch eine gewiſſe Anzahl Höchſtverſicherter 
die Geſammtheit aller Mitglieder vertreten, oder auch ſo, daß 


Aufſichtsrathes in Bezug auf dieſen Abzug entbehrt eines inneren 
Grundes. 
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den Verſicherten ſelbſt nur das Recht zur Wahl eines Aus⸗ 
ſchuſſes zuſteht. 

Der Entwurf will dieſen verſchiedenartigen Bildungen 
grundſätzlich nicht entgegentreten. Er fordert nur überhaupt 
die Bildung eines höchſten, dem Vorſtande und dem Auf: 
ſichtsrathe übergeordneten Organs, dem von Geſetzes wegen 
gewiſſe Funktionen ausſchließlich zuſtehen. Wie dieſes Organ 
aber gebildet wird, ſoll der Satzung überlaſſen bleiben: es 
braucht alſo nicht nothwendig (wie bei der Aktiengeſellſchaft 
und bei der eingetragenen Genoſſenſchaft) die Vollverſamm⸗ 
lung ſämmtlicher Mitglieder zu ſein. Es iſt ſogar im Ent⸗ 
wurfe ausdrücklich für zuläſſig erklärt, daß die Satzung die 
Obliegenheiten des oberſten Organes auch auf mehrere Or⸗ 
gane vertheilt, falls nur jedes dieſer mehreren Organe 
dem Vorſtande und dem Aufſichtsrathe übergeordnet iſt 
(85 28, 35). 

Der Satzung iſt auch überlaſſen, die Vorausſetzungen, 
die Form und die Friſt für die Berufung des oberſten Or: 
gans zu beſtimmen und das Stimmrecht der zur Theilnahme 
an dieſem Organe Berufenen zu regeln. Im Uebrigen ſind 
dann aber auf dieſes wie immer geartete Organ die Vor⸗ 
ſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Generalverſamm⸗ 
lung der Aktiengeſellſchaft (58 250 — 273) mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen für anwendbar erklärt. Die wichtigſten Ein⸗ 
ſchränkungen ſind die folgenden: 

a) Die geſetzlichen Rechte der Aktionäre ſtehen nicht den 
Mitgliedern des Vereins als ſolchen von Rechts wegen zu, 
ſondern lediglich den Mitgliedern des oberſten Organs. Die 
Mitglieder des Vereins haben dieſe Rechte nur, wenn und 
inſoweit ſie durch die Satzung zur Theilnahme am oberſten 
Organe berufen ſind. HGB. § 252 Abſ. 1 und 2 ſind nicht 
anwendbar. 

b) Ein dem § 254 analoges Recht einer Minderheit 
von Mitgliedern auf Berufung des oberſten Organes ge⸗ 
währt der Entwurf nicht. 

c) Die Rechte, die das Handelsgeſetzbuch einer in der 
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Generalverſammlung vertretenen Minderheit von Aktionären, 
deren Antheile einen gewiſſen Theil des Grundkapitals er— 
reichen, gewährt: 
Recht auf Vertagung bei Bemängelung beſtimmter 
Anſätze in der Bilanz § 264; 
Recht auf Verfolgung von Anſprüchen der Geſell⸗ 
ſchaft gegen Mitglieder des Vorſtandes oder Aufſichts⸗ 
raths § 268; 
Klage auf Anfechtung übermäßiger Abſchreibungen 
oder Rücklagen § 271, 


ſollen nach dem Entwurfe (§ 35 Abſ. 2 Nr. 1) auch einer 
Minderheit von Mitgliedern des oberſten Organs gewahrt 
bleiben. Welche Minderheit etwa erforderlich iſt, beſtimmt 
der Entwurf nicht; er ſchreibt nur vor, daß die Satzung des 
Vereins hierüber Anordnungen zu geben hat. 

d) Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, die eine Hinter: 
legung von Aktien oder die Angabe des Betrages der ver— 
tretenen Aktien vorſchreiben, ſind inſoweit unanwendbar. 

e) Mit Rückſicht auf die Befugniſſe der Aufſichtsbehörde 
und die jedem Intereſſenten offen ſtehende Möglichkeit, deren 
Einſchreiten zu veranlaſſen (vgl. oben S. 523 ff.), find die 
55 266, 267 des HGB.“'s, die von dem Rechte der Ge⸗ 
neralverſammlung auf Beſtellung von Reviſoren zur Prüfung 
der Bilanz oder zur Prüfung von Vorgängen bei der Grün— 
dung oder der Geſchäftsführung handeln, für unanwendbar 
erklärt. 

Man kann zweifeln, ob die Nachgiebigkeit des Entwurfs 
in der Ausgeſtaltung des oberſten Organs des eingetragenen 
Verſicherungsvereins nicht zu weit geht. Es mag aus prak⸗ 
tiſchen Gründen nicht wohl angängig ſein, nach dem Vor— 
gange des Aktienrechts jedem Theilnehmer ein unentziehbares 
Stimmrecht in der Vollverſammlung zu gewähren. Wollte 
man jedem Theilnehmer, einerlei wie groß ſeine Verſiche⸗ 
rungsſumme iſt, das gleiche Stimmrecht einräumen, ſo würde 
man die größeren Intereſſenten unbillig benachtheiligen. 


Sievers: Der Berficherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 553 


Eine Abſtimmung nach der Höhe der Verſicherungsſummen 
aber ſetzt, wenn ſie praktikabel ſein ſoll, voraus, daß mit 
abgerundeten Summen gerechnet wird und daß die kleinſten 
Beträge unberückſichtigt bleiben. Ein gewiſſes Mindeſtmaß 
der Verſicherungsſumme wird alſo für die Ausübung der 
geſellſchaftlichen Rechte, ſoweit ſie in der Theilnahme an den 
Befugniſſen des oberſten Organes beſtehen, gerechtfertigt wer⸗ 
den können. Von dieſer unerheblichen Einſchränkung der 
Theilnehmerbefugniſſe aber bis zur vollſtändigen Beſeitigung 
der Generalverſammlung iſt ein weiter Schritt. Mag das 
Syſtem der Ausſchüſſe und der indirekten Vertretung der 
Intereſſenten im oberſten Organe des Vereins, das in einer 
Zeit weniger entwickelter Verkehrsverhältniſſe entſtanden iſt, 
bei den Geſellſchaften, wo es in Kraft iſt, bislang zu Be: 
ſchwerden keinen Anlaß gegeben haben, ſo wird doch dadurch 
ſeine innere Berechtigung nicht erwieſen. Es enthält immer 
eine capitis diminutio der Theilnehmer, wenn ihnen grund: 
ſätzlich die perſönliche Mitwirkung in den Angelegenheiten des 
Vereins entzogen iſt. Freilich kann es in jeder Vollver⸗ 
ſammlung durch die Zufälligkeiten des Beſuchs dazu kom— 
men, daß eine geringe Minorität die Gewalt in die Hände 
bekommt; aber die Ausſchüſſe find gegenüber der Geſammt⸗ 
heit der Intereſſenten auch nur willkürliche Minoritäten. 
Ihre Einſetzung beſeitigt nicht das Uebel, ſondern macht es 
konſtitutionell. Wenn die Mitgliederverſammlung im regel: 
mäßigen Geſchäftsgange gut geleiteter und vertrauenswür⸗ 
diger Anſtalten ſchlecht beſucht iſt, ſo wird ſich das Theil— 
nehmerrecht bei beſonderen Anläſſen und in Fragen von 
hervorragender Bedeutung doch auch lebendig zeigen. Und 
jedenfalls dürfte es die Aufgabe des vorgeſchlagenen Geſetzes 
ſein, durch eine grundſätzlich richtige Ausgeſtaltung des höch— 
ſten Organs die Betheiligung der Mitglieder anzuregen und 
zu wecken, nicht aber von vornherein zu erſticken. Schafft 
man eine Organiſation, in der die höchſte Gewalt nicht bei 
der Geſammtheit der Mitglieder liegt, ſo ſtreift man dem 
Gebilde den Vereinscharakter ab. Auch nach dem Vereins— 
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rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt die Mitgliederverſam⸗ 
lung als abſolut nothwendiges Organ jedes rechtsfähigen 
Vereins gedacht: SS 36, 37, 40. 


B. Die nicht eingetragenen Vereine. 


In Bezug auf die Organiſation der kleineren Vereine 
verweiſt der Entwurf auf die Beſtimmungen des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. Hiernach greifen die SS 26—40 Platz. 
Jedoch ſoll in den Fällen des § 29 und § 37 Abſ. 2 die 
Aufſichtsbehörde an Stelle des Amtsgerichts treten. Vor⸗ 
ſtand und Mitgliederverſammlung ſind nothwendige Organe. 
Ein Aufſichtsrath iſt nicht nothwendig. Iſt ſeine Beſtellung 
in der Satzung vorgeſehen, ſo ſollen die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über den Aufſichtsrath der eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft (Geſetz vom 1. Mai 1889 § 36 Abſ. 2, 3, §§ 37—40, 
§ 41 Abſ. 1, 2, 4) entſprechende Anwendung finden. Da⸗ 
durch iſt vor Allem ausgeſchloſſen, daß die Mitglieder des 
Aufſichtsrathes für ihre Mühewaltung eine „nach dem Ge: 
ſchäftsergebniſſe bemeſſene Vergütung (Tantieme)“ beziehen. 


IV. 
Verwaltung. 


0 


Wie im Eingange bereits erwähnt iſt (vgl. S. 524 ff.), 
enthält der Entwurf eine Reihe von Vorſchriften über die 
Geſchäftsführung der Verſicherungsanſtalten und über ihre 
Beaufſichtigung durch die neu zu errichtende Reichsbehörde. 
Dieſe Beſtimmungen erſtrecken ſich auf Verſicherungsanſtalten 
jeder Art, alſo ſowohl auf die Aktiengeſellſchaft, als auf den 
Gegenſeitigkeitsverein. Es liegt außerhalb des Rahmens 
dieſes Aufſatzes, dieſe Vorſchriften im Einzelnen mit in die 
Erörterung zu ziehen. Hervorzuheben aber iſt Folgendes. 

Es wurde bereits erwähnt (vgl. oben S. 536), inwie⸗ 
weit der Entwurf der Satzung des Verſicherungsvereins 
(und dem Geſellſchaftsvertrage der Aktiengeſellſchaft) die Auf⸗ 
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gabe zuweiſt, über die allgemeinen Grundlagen und den 
Umfang des beabſichtigten Verſicherungsbetriebes Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen. Der Geſchäftsbetrieb der Verſicherungsanſtalt 
erfordert aber eingehendere, für die Verwaltung maßgebende 
Normen, als dieſe allgemeinen ſatzungsmäßigen Grundlinien. 
Die Aufſtellung dieſer weiteren Normen iſt Aufgabe des 
Geſchäftsplanes und der allgemeinen Verſiche⸗ 
rungsbedingungen. 

Der Geſchäftsplan (S 4 Abſ. 2) hat vor Allem den 
Zweck, die Aufſichtsbehörde in den Stand zu ſetzen, „die 
Verſicherungsgeſchäfte, deren Betrieb beabſichtigt iſt, nach der 
rechtlichen und wirthſchaftlichen Seite hin zu beurtheilen, und 
ihr die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß durch die Ver⸗ 
faſſung und die finanziellen Geſchäftsunterlagen der dauernde 
Beſtand der Unternehmung und deren dauernde Leiſtungs⸗ 
fähigkeit hinreichend geſichert iſt.“ 

Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen enthalten den 
regelmäßigen und typiſchen Inhalt der Verſicherungsverträge, 
wie ſie die Anſtalt zu ſchließen beabſichtigt. Sie ſollen für 
die zu ſchließenden Verträge maßgebend ſein, ſoweit ſie nicht 
im einzelnen Falle ausgeſchloſſen oder abgeändert werden. 

Der Entwurf ſieht davon ab, über den nothwendigen 
Inhalt des Geſchäftsplanes nähere Beſtimmungen zu treffen. 
Er ſagt nur, daß der Geſchäftsplan „den Zweck und die 
Einrichtung des Unternehmens, ſowie namentlich auch die: 
jenigen Verhältniſſe klar legen muß, aus denen ſich die 
dauernde Erfüllbarkeit der künftigen Verpflichtungen der An⸗ 
ſtalt ergeben fol” ($ 4 Abſ. 2). Dem freien Ermeſſen der 
Aufſichtsbehörde iſt hier alſo ein weiter Spielraum gelaſſen, 
wobei indes für die Zukunft etwaige Ausführungsverord— 
nungen des Bundesrathes (§ 109) in Betracht kommen 
dürften. Nur für den Geſchäftszweig der Lebensverſicherung 
gibt der Entwurf ſelbſt ($ 11) nähere Beſtimmungen über 
den nothwendigen Inhalt des Geſchäftsplanes. Er muß ſich 
hier insbeſondere auch auf die mathematiſch-techniſchen Grund: 
lagen, auf denen der Verſicherungsbetrieb beruhen ſoll, er⸗ 
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ſtrecken, und den Zinsfuß, ſowie die Wahrſcheinlichkeitstafeln 
über Sterblichkeits⸗, Invaliditäts⸗ und Krankheitsgefahr an⸗ 
geben, die den Berechnungen zu Grunde gelegt werden. 

Das Gebiet der Verſicherungsbedingungen fällt aus dem 
Rahmen des vorgeſchlagenen Geſetzes heraus, da ſich dies, 
wie ſchon im Eingange erwähnt wurde (S. 522), mit dem 
Vertragsverhältniſſe zwiſchen Verſicherer und Verſichertem 
grundſätzlich nicht beſchäftigen will. Was in Bezug auf die 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen beſtimmt iſt, wird von 
dem Zwecke beherrſcht, der Aufſichtsbehörde die nöthigen 
Unterlagen für die Beurtheilung der Zuverläſſigkeit und Red⸗ 
lichkeit des Geſchäftsbetriebes zu verſchaffen. Mit Rückſicht 
hierauf ſtellt der § 9 des Entwurfs einen Katalog von 
Normen auf, die, wenn ſie für das Vertragsverhältniß 
zwiſchen Verſicherer und Verſichertem maßgebend ſein ſollen, 
in die allgemeinen Verſicherungsbedingungen aufgenommen 
werden müſſen. Es handelt ſich dabei im Ganzen um die 
grundlegenden Beſtimmungen des Vertragsverhältniſſes, wie 
ſie nach der beſtehenden Uebung auch jetzt ſchon regelmäßig 
in der Form der allgemeinen Bedingungen aufgeſtellt werden: 
Angabe der Ereigniſſe, bei deren Eintritt der Verſicherer 
zu einer Leiſtung verpflichtet wird; Feſtſtellung des Umfangs 
und der Art dieſer Leiſtung; Aufführung der Fälle, in denen 
das Recht auf die Leiſtung ausnahmsweiſe verwirkt fein ſoll; 
Feſtſtellung des Entgelts des Verſicherten; Verfahren im 
Falle von Streitigkeiten u. A. 

Geſchäftsplan und allgemeine Verſicherungsbedingungen 
müſſen beim Nachſuchen der Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe 
der Aufſichtsbehörde vorgelegt werden (§ 4); der Geſchäfts⸗ 
plan immer und bei allen Verſicherungsunternehmungen; die 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen wenigſtens inſoweit, 
als ihre Aufſtellung „nach der Art der zu betreibenden Ber: 
ſicherungen erforderlich“ iſt: eine Vorausſetzung, die bei der 
Rückverſicherung und bei der Seeverſicherung wegfällt, weil 
ſich der Rückverſicherer denſelben Bedingungen zu unterwerfen 
pflegt, die für die Hauptverſicherung maßgebend ſind, und 


Sievers: Der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. 557 


weil für den Seeverſicherungsvertrag im Handelsgeſetzbuche 
ausreichende Normen vorliegen. 

Der Geſchäftsplan und die allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen können ganz oder theilweiſe einen Beſtandtheil 
der Satzung des Verſicherungsvereins bilden. Nothwendig 
iſt die Aufnahme in die Satzung aber nicht, und bei den 
größeren Vereinen entſpricht ſie nicht der Uebung. Soweit 
der Geſchäftsplan und die allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen in die Satzung aufgenommen ſind, können ſie ſelbſt⸗ 
redend nur unter den gleichen (ſogleich zu beſprechenden) 
Bedingungen geändert werden, wie die Satzung überhaupt. 
Für den Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit beſtimmt der 
Entwurf indes auch unabhängig hiervon, daß eine Aende⸗ 
rung der allgemeinen Verſicherungsbedingungen an dieſelben 
Erforderniſſe geknüpft ſein ſoll, wie die Aenderung der 
Satzung (§ 40). Außerdem iſt die Aenderung des Geſchäfts⸗ 
plans und der allgemeinen Verſicherungsbedingungen ebenſo 
wohl wie die Aenderung der Satzung ſelbſt an die Geneh— 
migung der Aufſichtsbehörde geknüpft (§ 13) 2). 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über Aenderungen 
der Satzung des Verſicherungsvereins lehnen ſich an das 
Recht der Aktiengeſellſchaft und der eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft an. Danach kann die Satzung nur durch einen Be: 
ſchluß des oberſten Organs des Verſicherungsvereins (vgl. 
S. 550) geändert werden (§ 38 Abf. 1) 2). Eine beſonders 
qualifizirte Majorität ſoll nach dem Entwurfe für den ein⸗ 
getragenen Verein gefordert werden, wenn die Aenderung 
der Satzung darauf hinausläuft, daß ein Verſicherungszweig 
aufgegeben oder ein neuer eingeführt werden ſoll: in dieſem 


21) Die Faſſung des § 13 iſt inſofern ungenau, als fie die Aenderung 
der Satzung ſelbſt nicht ausdrücklich mit erwähnt. In der Abſicht 
des Entwurfs aber liegt es (wie aus § 38 Abſ. 3 und § 39 Abſ. 1 
erhellt) und muß es liegen, daß auch eine Aenderung der Satzung, 
die den Geſchäftsplan und die allgemeinen Verficherungsbedingungen 
unberührt läßt, der obrigkeitlichen Genehmigung unterliegt. 

22) Vgl. im Uebrigen unten S. 578. 
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Falle fordert das Geſetz als Minimum eine Mehrheit von 
drei Viertheilen der erſchienenen Mitglieder. Für andere 
Fälle der Satzungsänderung des eingetragenen Vereins da— 
gegen iſt es der Satzung ſelbſt überlaſſen, ob und inwieweit 
beſondere Erforderniſſe für den Beſchluß des oberſten Organs 
aufgeſtellt werden ſollen (§ 38 Abſ. 4). Es iſt alſo für die 
gewöhnliche Satzungsänderung ſowohl von der Aufſtellung 
eines zwingenden Rechtsſatzes nach dem Vorbilde des Ge— 
ſetzes über die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung § 53, 
als auch von der Aufſtellung eines ſubſidiären Rechtsſatzes 
nach dem Vorbilde vom HGB. § 275 Abſ. 1, Genoſſ.Geſ. 
§ 16 Abſ. 2, B. GB. § 33 (dreiviertel Majorität) Abſtand 
genommen. Nach inneren Gründen für dieſe Abweichung wird 
man vergeblich ſuchen. 

Deſto treuer iſt der Entwurf dem Handelsgeſetzbuch in 
einer Neuerung gefolgt, die auf einem im Reichstage auf: 
getauchten Vorſchlage beruht. „Die Vornahme von Aende⸗ 
rungen, die nur die Faſſung betreffen, kann durch Beſchluß 
der Generalverſammlung dem Aufſichtsrathe übertragen wer⸗ 
den“ — ſagt das HGB. § 274 Abi. 1 Satz 2. Was hier⸗ 
mit geſagt und bezweckt ſein ſoll, iſt einigermaßen dunkel. 
Ich weiß nicht, ob es Generalverſammlungen und Aufſichts⸗ 
räthe gibt, die aus Liebe zu einem reinen Stil oder zu einem 
guten Deutſch ihre Statuten ändern und darin etwa nach 
Wuſtmann das Relativpronomen „welcher, welche, welches“ 
durch „der, die, das“ erſetzen. Dieſem löblichen Beſtreben 
würde das Geſetz ja einige Erleichterung zu Theil werden 
laſſen. Im Uebrigen weiß jeder Juriſt, daß wer die Faſſung 
ändert, auch den Inhalt ändert. Die Faſſung hat nur Be⸗ 
deutung wegen des Gedankeninhalts, den ſie wieder gibt. 
Eine unklare oder eine widerſpruchsvolle Faſſung beruht auf 
einem unklaren oder widerſpruchsvollen Gedanken. Man 
kann die Unklarheit oder den Widerſpruch der Faſſung nicht 
beſeitigen, ohne den Gedanken ſelbſt zu verbeſſern. Es iſt 
alſo ein Unding von Satzungsänderungen zu ſprechen, „die 
nur die Faſſung betreffen“. Der Entwurf hat aber nicht 
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nur die erwähnte Ermächtigung des Aufſichtsrathes als § 38 
Abſ. 2 übernommen, ſondern in Abſ. 3 noch eine weitere 
Ausnahme von der Regel, daß die Satzungsänderung durch 
das oberſte Organ ſelbſt zu beſchließen iſt, hinzugefügt, die 
aus anderen Gründen zu Bedenken Anlaß geben muß. „Der 
Aufſichtsrath kann durch Beſchluß des oberſten Organs er⸗ 
mächtigt werden, den Aenderungsbeſchluß ſolchen Abände⸗ 
rungen zu unterziehen, von deren Vornahme die Aufſichts⸗ 
behörde die Genehmigung abhängig machen ſoll.“ Dieſer 
mit Rückſichten auf eine zweckmäßige Erleichterung des Ge⸗ 
ſchäftsgangs begründete Vorſchlag enthält eine völlige Durch— 
brechung der Souveränität der Generalverſammlung oder 
des ſonſtigen oberſten Organs. Wer weiß denn, ob die von 
der Aufſichtsbehörde begehrte Aenderung nicht ſo weſentlicher 
Natur iſt, daß die Abſtimmung in der Generalverſammlung 
vielleicht ganz anders ausgefallen wäre, wenn der Vorſchlag 
der Aufſichtsbehörde von vornherein vorgelegen hätte? Die 
Beſtimmung hängt mit der oben (S. 553) bereits berührten 
Neigung des Entwurfs zuſammen, die Generalverſammlung 
des Vereins als quantité négligeable zu behandeln, und 
verdient keine Billigung. 

Nach § 39 iſt die Aenderung der Satzung des einge— 
tragenen Vereins zum Handelsregiſter anzumelden, und zwar 
unter Beifügung der Urkunde über die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. Die Aenderung erlangt erſt mit der Ein⸗ 
tragung Rechtswirkſamkeit. 

Zu erwähnen find weiter die Beſtimmungen des Ent: 
wurfs über die Bilanz, den Reſervefonds und die 
Vertheilung der Ueberſchüſſe des Verſicherungsver⸗ 
eins auf Gegenſeitigkeit. 

Der Entwurf beſtimmt (§ 55), daß alle Verficherungs: 
anſtalten ihre Bücher jährlich abzuſchließen und auf Grund 
der Bücher einen Rechnungsabſchluß für das verfloſſene Ge⸗ 
ſchäftsjahr und einen die Verhältniſſe und die Entwicklung 
des Unternehmens darſtellenden Jahresbericht anzufertigen 
und der Aufſichtsbehörde einzureichen haben. Ueber die Art 
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und Form des Rechnungsabſchluſſes und des Jahresberichtes 
kann die Aufſichtsbehörde nähere Vorſchriften erlaſſen ?“). 

Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auch auf den kleinen, nicht 
eintragungspflichtigen Verein, dem die Pflicht zur kaufmän⸗ 
niſchen Buchführung geſetzlich nicht obliegen ſoll. Dagegen 
beziehen ſich die Vorſchriften des Entwurfs über die Bilanz 
nur auf den großen, eintragungspflichtigen Verein. Dieſer 
hat Kaufmannsqualität und ihn trifft daher auch die in den 
§§ 39 — 41 des HGB. 's geregelte Pflicht, alljährlich „einen 
das Verhältniß des Vermögens und der Schulden darſtel— 
lenden Abſchluß“ zu machen. 

Der Entwurf erklärt auf ihn weiter auch für entſprechend 
anwendbar die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die 
Genehmigung der Jahresbilanz und der Gewinnvertheilung 
und über die Entlaſtung des Vorſtandes und Aufſichtsrathes 
durch die Generalverſammlung (§ 260), ſowie auch die Vor: 
ſchriften, die für die Aufſtellung der Bilanz der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft gegeben find ($ 261). Für die Bewerthung der ein⸗ 
zelnen Bilanzpoſten find danach die Nr. 1—3 des § 261 
maßgebend. Auch ergibt ſich aus Nr. 5, daß der Betrag 
des Gründungsfonds (vgl. oben S. 539) und des Reſerve⸗ 
fonds unter die Paſſiva aufzunehmen iſt. Ebenſo dürfen 
grundſätzlich nach Nr. 4 die Koſten der Errichtung und Ver: 
waltung nicht als Aktiva in die Bilanz eingeſetzt werden. 
Jedoch will der Entwurf ($ 35 Abſ. 2 Nr. 3) der Aufſichts⸗ 
behörde die Ermächtigung einräumen, in dieſer letzteren Be⸗ 
ziehung bei der Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe innerhalb 
gewiſſer Grenzen Erleichterungen nachzulaſſen. Weil die 
Entwicklung eines neuen Gegenſeitigkeitsunternehmens erſt 
nach Ablauf einiger Jahre als abgeſchloſſen gelten könne 
und weil es daher unbillig erſcheine, die Koſten der Grün⸗ 


23) Für Preußen beſtehen derartige Vorſchriften ſchon jetzt: vgl. für 
die Lebensverſicherungsgeſellſchaften die Miniſterialverfügungen vom 
2. Februar 1891 und vom 8. März 1892 (Miniſterialblatt für 
die innere Verwaltung S. 21 und S. 154). 
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dung des Vereins, der erſten Einrichtung von Agenturen 
und ähnliche Ausgaben ausſchließlich den Verſicherten des 
erſten Jahres aufzubürden, will der Entwurf die Möglich⸗ 
keit eröffnen, dieſe Koſten auf alle Mitglieder zu vertheilen, 
die dem Vereine während ſeines Entwicklungsſtadiums bei⸗ 
treten. Es ſoll daher zuläſſig fein, „die Koſten der Errich— 
tung und die im erſten Geſchäftsjahre entſtehenden Koſten 
der Einrichtung“ auf mehrere und zwar höchſtens auf fünf 
Geſchäftsjahre zu vertheilen. Die Geſtattung iſt aber an 
die doppelte Vorausſetzung geknüpft, daß dieſe Koſten weder 
die Hälfte des geſammten Gründungsfonds, noch den baar 
eingezahlten Theil des Gründungsfonds (vgl. oben S. 540) 
überſteigen. Treffen dieſe Vorausſetzungen zu, ſo darf — 
wie der Entwurf ſagt — der jedesmal verbleibende Reſt in 
das Aktivum der Bilanz eingeſtellt werden. Es wird damit 
alſo — allerdings nur vorübergehend — die Einſtellung 
eines fiktiven Poſtens unter die Aktiva der Bilanz frei ge⸗ 
laſſen. Ohne Prüfung, ob und inwieweit die Organiſations⸗ 
koſten etwa wirkliche Werthe geſchaffen haben?“), darf ein 
Theilbetrag dieſer Koſten, weil er einer baldigen Amorti: 
ſation entgegengeführt werden ſoll, einſtweilen ſo behandelt 
werden, als wenn er einen Vermögenswerth für den Verein 
darſtellte. 

Wie bereits erwähnt wurde (vgl. oben S. 541), bedingt 
eine rationelle Tarifirung der Beiträge der Mitglieder des 
Verſicherungsvereins nicht bloß, daß aus ihnen die Schäden 
und Erſatzſummen der Zeitperiode, wofür der Beitrag ent⸗ 
richtet wird, getilgt werden können, ſondern zugleich auch, 
daß die allmähliche Anſammlung eines Reſervefonds für 
außergewöhnliche Verluſte ermöglicht wird. Nur durch An: 
ſammlung eines Reſervefonds kann es erreicht werden, die 
jährlichen Beiträge der Mitglieder auf einer gewiſſen gleich⸗ 


24) Vgl. Entſch. des RG.“ III. Civ. Sen. vom 8. Mai 1888 in 
Seuffert's Archiv Bd. XLIII Nr. 282, und Simon, Die 
Bilanzen der Aktiengeſellſchaften (2. Aufl.) S. 158 ff. und S. 286. 
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mäßigen Höhe zu erhalten: ein Erforderniß, das den Gegen: 
ſeitigkeitsvereinen, zumal denen mit Großbetrieb, ſchon der 
Wettbewerb mit den Aktiengeſellſchaften der Verſicherungs⸗ 
branche aufzwingt. Thatſächlich ſehen denn auch die Statuten 
der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften regelmäßig die Bildung eines 
Reſervefonds vor. Der Entwurf folgt dieſem Rechtszuge, 
indem er — ähnlich wie HGB. § 262 und Genoſſ.Geſ. 
§ 7 Nr. 4 — die Bildung eines Reſervefonds bei jedem 
Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit für nothwendig er: 
klärt ($ 36). Nur ausnahmsweiſe ſoll, wenn bei der Er: 
richtung des Vereins von der Bildung eines Gründungsfonds 
Abſtand genommen worden iſt, die Aufſichtsbehörde auch von 
der Bildung eines Reſervefonds abſehen können: eine Beſtim⸗ 
mung, die wohl nur auf ganz kleine Vereine mit Umlage⸗ 
verfahren gemünzt iſt (vgl. oben S. 535 und 537). Der 
Entwurf definirt den Reſervefonds als „Rücklage, die zur 
Deckung eines aus dem Geſchäftsbetriebe ſich ergebenden 
außergewöhnlichen Verluſtes zu dienen hat“, nimmt aber da⸗ 
von Abſtand geſetzlich anzuordnen, welche Beträge dem Re⸗ 
ſervefonds zugeführt werden müſſen, und auf welche Höhe 
er zu bringen iſt. Es iſt Sache der Satzung, hier die näheren 
Anordnungen zu treffen, insbeſondere die Beträge zu be— 
ſtimmen, die jährlich in den Reſervefonds einzuſtellen ſind, 
und den Mindeſtbetrag anzugeben, bis zu deſſen Erreichung 
die Zurücklegung zu erfolgen hat. 

Der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit geht nicht 
auf die Erzielung von Gewinn aus. Er will nur der 
Mittelsmann ſein, deſſen Dazwiſchentreten die gleichmäßige 
Vertheilung der Schäden oder Erſatzſummen auf alle Mit⸗ 
glieder ermöglichen ſoll. Hat er innerhalb einer gegebenen 
Geſchäftsperiode einen Ueberſchuß erzielt, ſo kann dies nur 
darin ſeine Urſache haben, daß er von den Mitgliedern 
höhere Beiträge eingefordert hat, als nach dem thatſächlichen 
Geſchäftsergebniſſe, das aber zur Zeit der Einforderung noch 
ungewiß war, nöthig geweſen wäre. Es liegt daher in der 
Natur der Sache, daß ein ſolcher Ueberſchuß den Mitgliedern 
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wieder zufließen muß. Ueblicher Weiſe pflegt das in der 
Form der ſogenannten Dividende zu geſchehen, die entweder 
baar ausgezahlt oder vom Beitrage der folgenden Geſchäfts⸗ 
periode gekürzt wird, rechtlich aber nichts anderes iſt, als 
die Rückzahlung einer Quote des entrichteten Mitgliederbei⸗ 
trages. 

Demgemäß ſtellt der Entwurf in § 37 den Grund: 
ſatz feſt, daß „ein nach der Bilanz ſich ergebender Ueber⸗ 
ſchuß der vorhandenen Mittel über den Jahresbedarf“ unter 
die Mitglieder des Vereins zur Vertheilung kommen muß. 
Jedoch wird der Vorbehalt hinzugefügt, daß die Satzung 
vorſchreiben kann, daß gewiſſe Theile des Ueberſchuſſes dem 
Reſervefonds oder anderen Rücklagen zuzuführen oder zur 
Vertheilung von Tantiemen zu verwenden oder auf das 
nächſte Geſchäftsjahr zu übertragen ſind. Andererſeits ſoll 
eine Vertheilung des Ueberſchuſſes immer erſt dann ſtatt⸗ 
finden dürfen, wenn die Koſten der Errichtung des Vereins 
und der erſten Einrichtung bereits getilgt find (vgl. oben 
S. 561). 

Alle näheren Beſtimmungen über die Art und den Maß⸗ 
ſtab °°) der Vertheilung der Ueberſchüſſe find der Satzung 
überlaſſen. Auch iſt der Grundſatz von der Vertheilung der 
Ueberſchüſſe im Entwurfe nicht der Art formulirt, daß jeder, 
der dem Vereine innerhalb der betreffenden Geſchäftsperiode 
überhaupt angehört hat, einen geſetzlichen Anſpruch auf Be⸗ 
rückſichtigung bei der Vertheilung hätte. Die Satzung ſoll 
die Mitglieder beſtimmen, unter die der Ueberſchuß vertheilt 
wird und insbeſondere auch angeben, ob und inwieweit nur 
die am Schluſſe des Geſchäftsjahres vorhandenen oder auch 
ausgeſchiedene Mitglieder berückſichtigt werden ſollen. Die 
Regeln, die ſich der einzelne Verein in dieſer Beziehung 
geben will, werden nur ſtets von dem Grundſatze des § 21 
Abſ. 1 beherrſcht ſein müſſen, wonach die Beiträge der Mit⸗ 
glieder und die Leiſtungen des Vereines an die Mitglieder 


25) Vgl. unten S. 570. 
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bei gleichen Vorausſetzungen nach gleichen Grundſätzen be: 
meſſen ſein müſſen. 

In Bezug auf die Belegung und Verwahrung 
des Vermögens des Verſicherungsvereins enthält der Ent⸗ 
wurf keine allgemein verbindlichen Normen? ). Auch hier 
iſt der Satzung und dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde freie 
Hand gelaſſen. Beſtimmt vorgeſchrieben iſt nur zweierlei 
und zwar gleichmäßig für Vereine auf Gegenſeitigkeit wie 
für Aktiengeſellſchaften: 

1. Bei der Lebensverſicherung und gewiſſen Zweigen 
der Unfallverſicherung müſſen die Beſtände des ſogenannten 
Prämienreſervefonds — d. h. desjenigen Betrages, zu welchem 
die künftig verfallenden Erſatzleiſtungen der Anſtalt aus den 
laufenden Verſicherungsverträgen nach den Sterblichkeits⸗ 
tabellen und unter Berückſichtigung des Erwartungswerthes 
der weiteren Beiträge des Verſicherten für den Augenblick 
zu bewerthen ſind??) — wie Mündelgelder nach der in 
§ 1807 des B. GB.“'s beſtimmten Art belegt und geſondert 
von dem übrigen Vermögen der Anſtalt verwaltet und auf: 
bewahrt werden (SS 57, 59, 61, 12) 25). 

2. Verſicherungsanſtalten ſollen zur Erwerbung von 
Grundſtücken — ſoweit es ſich nicht um die Sicherung ein⸗ 
getragener Forderungen handelt — der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde bedürfen, die in der Regel nur ertheilt 
werden ſoll, wenn es ſich um Beſchaffung oder Sicherung 
von Räumlichkeiten für den Geſchäftsbetrieb der Anſtalt 
handelt (§ 53). 


26) Die franzöſiſche Verordnung von 1868 Art. 33 verlangt ganz all⸗ 
gemein Belegung in Staatspapieren oder vom Staate garantirten 
Anleihen u. ſ. w. 

27) Vgl. Predöhl in dieſer Zeitſchrift Bd. XXII S. 442 ff. und 
Simon, Die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften (2. Aufl.) S. 190 ff. 

28) Aehnlich die öſterreichiſche Verordnung von 1880 $ 13. 
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V. 
Rechtsverhältniß des Vereins zu ſeinen Mitgliedern. 


Jedes Mitglied des Verſicherungsvereins auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit ſteht in einem Verſicherungsverhältniſſe mit dem 
Verein. Ohne Verſicherungsverhältniß keine Mitgliedſchaft 
und ohne Mitgliedſchaft kein Verſicherungsverhältniß ??). Die 
Vermiſchung und Zuſammenfaſſung der Rechte und Pflichten 
aus einem Verſicherungsvertrage einerſeits mit den Rechten 
und Pflichten der Vereinszugehörigkeit andererſeits in ein 
einheitliches Rechtsverhältniß iſt das unterſcheidende Kenn⸗ 
zeichen der Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft. Der Entwurf formu⸗ 
lirt dieſe Grundregel in § 20 mit den Worten: 

„Der Erwerb der Mitgliedſchaft ſetzt die Begrün⸗ 
dung eines Verſicherungsverhältniſſes mit dem Ver⸗ 
ein voraus. Die Mitgliedſchaft endigt ... mit der 
Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes. ...“ 


In der Begründung wird bemerkt, daß mit dieſer Be⸗ 
ſtimmung in die Streitfrage über die rechtliche Natur des 
auf Gegenſeitigkeit beruhenden Verſicherungsverhältniſſes 
nicht eingegriffen werden ſolle. Man ſtreitet bekanntlich dar⸗ 
über, ob das Verſicherungsverhältniß rein als Mitgliedſchafts⸗ 
verhältniß und die Verſicherungsrechte und Pflichten nur 
als Ausflüſſe der Mitgliedſchaft anzuſehen ſind, oder ob die 
Verſicherungswirkungen als ſelbſtändiges Vertragsverhältniß 
aus der Mitgliedſchaft auszulöſen und nicht anders zu be⸗ 
urtheilen ſind, wie jeder andere Verſicherungsvertrag mit 
einer auf Gewinn ausgehenden Aſſekuranzgeſellſchaft?“). — 


29) Nur wenn die Satzung es zuläßt und die Auffſichtsbehörde die 
ausdrückliche, jederzeit widerrufliche Erlaubniß ertheilt, darf der 
eingetragene Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit auch Verſiche⸗ 
rungen gegen ſeſte Prämien in der Art übernehmen, daß die Vers 
ſicherten nicht Mitglieder des Vereins werden ($ 21 Abſ. 2). Für 
die grundſätzliche Betrachtung iſt von dieſem Ausnahmefalle ab: 
zuſehen. 

30) Vgl. Vivante in Ehrenzweig's Jahrbuch XIV 1 S. 123; 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 37 
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Die praktiſche Konſequenz der letzteren Anſicht muß dahin 
führen, daß das Mitglied, ſoweit es ſich um deſſen Anſprüche 
aus dem Verſicherungsverhältniſſe handelt, dem Vereine nicht 
anders gegenüber ſteht, wie jeder dritte Gläubiger des Ver⸗ 
eins. Dieſe Konſequenz aber ſteht mit anderweitigen Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs in Widerſpruch. Nach § 26 Abſ. 3 
können die Mitglieder gegen eine Forderung des Vereins 
aus der Beitragspflicht eine Aufrechnung nicht geltend machen, 
und nach § 49 ſtehen die Mitglieder im Konkurſe des Ver⸗ 
eins mit ihren Anſprüchen aus dem Verſicherungsverhältniſſe 
hinter den Anſprüchen ſonſtiger Konkursgläubiger zurück. 
Daraus ergibt ſich, daß jene zweite Anſicht, wenn der Ent⸗ 
wurf Geſetz wird, nicht aufrecht erhalten werden kann. Sie 
iſt denn auch von der Rechtſprechung ſchon bislang abge⸗ 
lehnt?!) und mit Recht, da fie der Natur des beſtehenden 
Verhältniſſes in keiner Weiſe gerecht wird. Auch auf dem 
Boden des Entwurfs wird daher davon auszugehen ſein, 
daß ſich Mitgliedſchaft und Verſicherungsverhältniß gegen⸗ 
ſeitig bedingen und beide in einem einheitlichen Rechtsakte 
ihren Urſprung haben. Der Verſicherte ſchließt nicht zwei 
Verträge mit dem Vereine ab, einen über die Verſicherung 
und einen über ſeinen Beitritt, ſondern einen einheitlichen 
Vertrag, der beide Elemente enthält. Daher haben die 
Leiſtungen des Verſicherten an den Verein (Prämien, Nach⸗ 
ſchüſſe ꝛc.) die rechtliche Natur des Einſchuſſes in die Geſell⸗ 
ſchaft, der Beitragsleiſtung. Klagen des Vereins auf dieſe 
Leiſtungen können nach CPO. § 22 im allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtande der Korporation erhoben werden. Es iſt aber auch 
nicht bloß das Verſicherungsverhältniß durch die Mitglied: 
ſchaft bedingt und beeinflußt, ſondern auch umgekehrt die 
Mitgliedſchaft durch das Verſicherungsverhältniß. Das Rechts⸗ 


Hinrichs in dieſer Zeitſchrift Bd. XX S. 420 ff.; Gierke, 
Deutſches Privatrecht 1 S. 542; Ehrenberg, Verſicherungs⸗ 
recht I S. 138; Staudinger, Rechtslehre vom Lebens verfiche⸗ 
rungzvertrage. 

31) Entſch. des RG.“ Bd. III S. 385, Bd. IV S. 394. 
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verhältniß der Theilnahme am Verein gewinnt dadurch eine 
beſondere Geſtalt, daß es ſich um einen Verſicherungs⸗ 
verein handelt. Daher kann z. B., wo nach den Verſiche⸗ 
rungsbedingungen eine freie Aufkündigung der Verſicherung 
durch den Verſicherer zuläſſig iſt (was in allen Verſicherungs⸗ 
zweigen mit Ausnahme der Lebensverſicherung die Regel 
bildet), der Vereins vorſtand einſeitig auch die Mitgliedſchaft 
kündigen. 

Damit ſteht in Zuſammenhang, daß der Entwurf ſelbſt 
die Leiſtungen der Verſicherten an den Verein als „Bei: 
träge“ charakteriſirt, und über die Beitragspflicht in den 
§§ 24— 26 nähere Beſtimmungen gibt. Dieſe Beſtimmungen 
bezwecken nicht eine unmittelbare Regelung der Beitrags⸗ 
pflicht durch das Geſetz ſelbſt, was bei den abweichenden Ver⸗ 
hältniſſen, die in den verſchiedenen Verſicherungszweigen ob⸗ 
walten, auch kaum angängig ſein würde. Aber ſie zwingen 
den Verein in der Satzung Beſtimmungen hierüber in 
genauer bezeichneten Richtungen aufzuſtellen, und enthalten 
zum Theil auch diſpoſitive Rechtsſätze, die wenigſtens dann 
Platz greifen, wenn die Satzung keine anderweitige Ver⸗ 
fügung getroffen hat. 

Der geſetzliche Zwang zu einer klaren Regelung der 
Beitragspflichten in der Satzung bezeichnet einen Fortſchritt 
gegenüber dem beſtehenden Rechtszuſtande. Der Wettbewerb 
mit den Aktiengeſellſchaften verführt die Vereine auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit leicht, namentlich in Bezug auf die Nachſchußpflicht, 
Verſchleierungen zu verſuchen, die auf eine Irreführung der 
neu beitretenden Verſicherten hinauslaufen. Vom wirth⸗ 
ſchaftlichen Standpunkte aus tritt in der Nachſchußpflicht der 
markanteſte Unterſchied zwiſchen der Erwerbsverſicherung und 
der Gegenſeitigkeitsverſicherung zu Tage. Der Geſetzgeber 
muß danach ſtreben, daß den Betheiligten dieſer Unterſchied 
nach Möglichkeit von vornherein zum Bewußtſein kommt. 

Für die Art und Weiſe der Erhebung der Beiträge er— 
öffnet der Entwurf (§ 26) zwei Wege, indem er dem folgt, 
was ſich in dieſer Beziehung bisher im Verkehre ausgebildet 
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hat. Die beiden Wege, zwiſchen denen die Satzung zu 
wählen hat, ſind: das Umlageverfahren oder die Voraus⸗ 
erhebung von Beiträgen. | 

Beim Umlageverfahren erfolgt die Dedung ber 
Ausgaben durch Beiträge, die nach Maßgabe des eingetretenen 
Bedarfs unter die Mitglieder umgelegt werden. Die Erſatz⸗ 
leiſtungen und ſonſtigen Ausgaben, die innerhalb einer ge⸗ 
wiſſen Zeitperiode entſtanden ſind, werden am Ende der 
Periode verhältnißmäßig auf die Mitglieder vertheilt und 
nach dieſer Vertheilung von ihnen eingezogen. Das Ver⸗ 
fahren hat den Nachtheil, daß die Erſatzleiſtungen in der 
Regel erſt ausgerichtet werden können, wenn ſämmtliche 
Schäden des Geſchäftsjahres feſtgeſtellt und die Beiträge da⸗ 
nach berechnet und eingezogen ſind. Es eignet ſich nur für 
kleinere Vereine mit primitivem Geſchäftsbetriebe. 

Bei den größeren Vereinen findet ſich ſaſt ausſchließ⸗ 
lich das Syſtem der Vorauser hebung der Beiträge. 
Das wahrſcheinliche Bedürfniß des Vereins zur Deckung der 
laufenden Riſiken wird nach gewiſſen Regeln (über die der 
Geſchäftsplan Auskunft zu geben hat) geſchätzt und die danach 
vertheilten Beiträge werden im Voraus erhoben. Der Ber: 
ſicherte zahlt den Beitrag in Geſtalt einer feſten Prämie, 
wodurch ſich das Verhältniß äußerlich dem der Erwerbsver⸗ 
ſicherung nähert. Der Beitrag kann ein periodiſch wieder⸗ 
kehrender oder auch ein einmaliger, auf die ganze Verſiche⸗ 
rungsdauer berechneter ſein. Nach dem thatſächlichen Ergebniſſe 
des Geſchäftsjahres muß ſich herausſtellen, ob die erhobenen 
Beiträge zur Tilgung des Jahresbedarfs ausreichen oder ob 
ſie einen Ueberſchuß oder einen Fehlbetrag ergeben. Von 
der Vertheilung des Ueberſchuſſes iſt oben bereits gehandelt 
worden (vgl. S. 563). Dem Rechte der Mitglieder auf an: 
theilsmäßige Betheiligung am Ueberſchuſſe entſpricht die 
Pflicht, den Fehlbetrag durch nachträgliche Zahlung zu decken“ . 


32) Vgl. das Urtheil des OL G.'s Karlsruhe in Seuffert's Archiv 
Bd. XXXIX Nr. 134. 
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Die Nachſchußpflicht der Mitglieder muß grundſätz⸗ 
lich unbeſchränkt ſein, wenn der Verein in der Lage ſein 
will, ſeine Verbindlichkeiten aus den übernommenen Ver⸗ 
ſicherungen zum vollen zu decken. Trotzdem geſtattet der 
Entwurf nicht nur, daß die Satzung einen Höchſtbetrag feſt⸗ 
ſetzt, auf welchen die Pflicht zur Zahlung von Nachſchüſſen 
(oder Umlagen) beſchränkt iſt, ſondern auch den vollſtändigen 
Ausſchluß jeder Nachſchußpflicht. Eine derartige Beſeitigung 
der Nachſchußpflicht bedingt, daß bei Unzulänglichkeit der 
Prämieneinnahmen und der ſonſt verfügbaren Mittel des 
Vereins eine verhältnißmäßige Kürzung der Verſicherungs⸗ 
anſprüche eintritt. Daß dies aus dem Grundſatze der Gegen⸗ 
ſeitigkeit nothwendiger Weiſe folgt, verkennt die Begründung 
nicht. Es iſt indes zu wünſchen, daß der Gedanke auch im 
Texte des vorgeſchlagenen Geſetzes ſelbſt Ausdruck findet, 
was nach dem Entwurfe nicht der Fall iſt. Das Geſetz 
würde dadurch nicht bloß an Klarheit und Durchſichtigkeit 
gewinnen; die geforderte Ergänzung iſt unentbehrlich, wenn 
die oben berührten Verſchleierungen des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen dem Vereine und ſeinen Mitgliedern (S. 567) wirk⸗ 
lich wirkſam durch eine geſetzliche Vorſchrift bekämpft werden 
ſollen. Auch wird der Punkt nicht bloß der Verwaltungs: 
praxis überlaſſen werden dürfen. Es handelt ſich um einen 
einfachen und für alle Fälle zutreffenden Satz, der in das 
Geſetz ſelbſt gehört. Es wird alſo eine Ergänzung des § 24 
des Entwurfs dahin zu fordern ſein, daß die Satzung, wenn 
ſie die Nachſchußpflicht ganz oder theilweiſe ausſchließt, ent⸗ 
weder von vornherein die Höhe der Erſatzanſprüche von der 
Höhe der verfügbaren Mittel abhängig macht oder doch für 
den Fall der Unzulänglichkeit der Mittel eine nachträgliche 
Herabſetzung der an ſich in voller Höhe begründeten An⸗ 
ſprüche vorſchreibt. 

Nach dem Vorgange des ſächſiſchen Geſetzes, betreffend 
die juriſtiſchen Perſonen, vom 15. Juni 1868 § 62, ver⸗ 
bietet der Entwurf, daß die Nachſchußpflicht in der Weiſe 
eingeſchränkt wird, daß ſie nur zum Zwecke der Deckung der 
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Verſicherungsanſprüche der Mitglieder geltend gemacht wer: 
den darf (im Gegenſatze zu den Anſprüchen anderer Gläu— 
biger des Vereins). Die Beſtimmung ſteht in Zuſammen⸗ 
hang mit den ſpäter zu erörternden Vorſchriften des Ent⸗ 
wurfs, wonach die Verſicherungsgläubiger als Mitglieder des 
Vereins für deſſen Schulden haften und mit ihren Ver⸗ 
ſicherungsanſprüchen bei Unzulänglichkeit der Mittel hinter 
den Anſprüchen dritter Gläubiger zurückſtehen (vgl. unten 
S. 588), 

Ueber den Maßſtab, nach welchem die Beiträge unter 
die Mitglieder zu vertheilen ſind, gibt der Entwurf keine 
Beſtimmungen. Maßgebend iſt nur die allgemeine Regel 
des § 21, daß die Beiträge der Mitglieder und die Leiſtungen 
des Vereins an die Mitglieder bei gleichen Vorausſetzungen 
nach gleichen Grundſätzen bemeſſen ſein müſſen: eine Regel, 
welche die bei manchen Verſicherungszweigen (Unfallverſiche⸗ 
rung, Feuerverſicherung) unentbehrliche Bildung verſchiedener 
Gefahrenklaſſen nicht ausſchließt??). Warum der Entwurf 
den Ausſpruch vermeidet, daß ſich die Beiträge — unter 
Vorbehalt der Bildung verſchiedener Gefahrenklaſſen — nach 
der Höhe der Verſicherungsſumme zu richten haben, iſt nicht 
einzuſehen. Dieſer Modus iſt durch die Natur der Sache 
geboten. Es wäre daher die Aufnahme einer Vorſchrift an⸗ 
gezeigt, daß die Beiträge in Prozenten (oder Promilles) der 
Verſicherungsſummen auszuſchreiben und je nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Gefahr ein verſchiedener Prozentſatz berechnet 
wird. Das hätte von den Umlagen und von der Vorprämie 
zu gelten, während die Nachſchüſſe — wie dies in dem bei 
Note 32 angeführten Urtheile zutreffend ausgeführt iſt — 
nach den Grundſätzen der Gleichheit und Billigkeit eine 
andere Vertheilung als nach der Höhe der Vorprämie nicht 
geſtatten. Daſſelbe gilt übrigens auch von der Vertheilung 
der Ueberſchüſſe, bezüglich deren der Entwurf ebenfalls die 
Angabe eines Maßſtabes vermiſſen läßt (vgl. oben S. 563). 


33) Vgl. Geſetz über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen § 8. 
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Der Maßſtab, nach welchem das Mitglied nach den Durch⸗ 
ſchnittsregeln, nach welchen die vorläufige Beitragspflicht ge⸗ 
ſchätzt iſt, zur Erfüllung der Geſellſchaftszwecke beiträgt, muß 
zugleich den Maßſtab bilden, nach welchem das Mitglied an 
der endgiltigen Vertheilung des Geſchäftsergebniſſes, alſo 
bei günſtigem Ergebniſſe an den Ueberſchüſſen, bei ungün⸗ 
ſtigem Ergebniſſe an den Nachſchüſſen theilnimmt. 

Die Regelung der materiellen und der formellen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Ausſchreibung von Nachſchüſſen und 
Umlagen muß nach dem Entwurfe (§ 26) des Näheren in 
der Satzung beſtimmt werden. Zur Beſtimmung der mate⸗ 
riellen Vorausſetzungen gehört es vor Allem, daß die Satzung 
erkennen läßt, inwieweit zuvor anderweitige Deckungsmittel 
— der Gründungsfonds, der Reſervefonds oder ſonſtige Rück⸗ 
lagen — zur Tilgung des Jahresbedarfs an Schäden und 
Verwaltungskoſten heranzuziehen ſind, ehe auf die Nachſchuß⸗ 
pflicht zurückgegriffen werden darf. Die formellen Voraus⸗ 
ſetzungen beziehen ſich auf die Beſtimmung des oder der 
Vereinsorgane, die die einzuziehenden Beträge feſtzuſetzen 
haben, auf die Form der Zahlungsaufforderung, auf die 
Friſten für die Zahlung, auf etwaige beſondere Verzugs⸗ 
folgen u. ſ. w. 

Wie die Geſetze bei anderen Geſellſchaften mit korpo⸗ 
rativem Charakter mit Rückſicht auf die Sicherheit der Gläu⸗ 
biger der Körperſchaft der Einlagepflicht gegenüber eine Auf⸗ 
rechnung mit Forderungen des Mitgliedes gegen die 
Körperſchaft verſagen ?“), jo iſt das gleiche auch für den 
Gegenſeitigkeitsverein in $ 26 Abſ. 3 vorgeſehen: „Gegen 
eine Forderung des Vereins aus der Beitragspflicht kann 
das Mitglied eine Aufrechnung nicht geltend machen.“ Dieſe 
Vorſchrift, deren vorhin ſchon gedacht wurde (S. 566), iſt 
bei dem Gegenſeitigkeitsvereine um jo unentbehrlicher, als 


34) HGB. 5§§ 221, 320 Abſ. 3, Genoſſenſchaftsgeſetz § 22 Abi. 3, 
Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung § 19 
Abſ. 2. 
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ſie hier nicht bloß durch die Sicherheit der Drittgläubiger 
geboten iſt, ſondern auch durch den Grundſatz von der 
Gleichheit der Rechte und Pflichten der Mitglieder des Ver⸗ 
eins gefordert wird, weil Aufrechnung bei Unſicherheit des 
Schuldners das wirkſamſte Deckungsmittel für den Gläu— 
biger iſt. 

Umlagen und Nachſchußleiſtungen haben das Gemein— 
meinſame, daß ſie erſt nach Ablauf des Geſchäftsjahres, 
worauf ſie ſich beziehen ſollen, feſtgeſetzt werden können. Für 
beide erhebt ſich daher die Frage, wie diejenigen Mitglieder 
zu behandeln ſind, die nicht während des ganzen Geſchäfts⸗ 
jahres dem Verein mit derſelben Beitragslaſt angehört haben. 
Es können das ſein: 1. Mitglieder, die erſt im Laufe des 
Geſchäftsjahres eingetreten oder im Laufe des Geſchäfts— 
jahres ausgetreten ſind; 2. — ſoweit Umlagen in Frage 
kommen — Mitglieder, bei denen die Verſicherungsſumme 
im Laufe des Geſchäftsjahres eine Veränderung (Herabſetzung 
oder Erhöhung) erfahren hat; und 3. — ſoweit die Nach⸗ 
ſchußpflicht in Betracht kommt — Mitglieder, für die im 
Laufe des Geſchäftsjahres (wegen Veränderung der Gefahr) 
eine Herabſetzung oder Erhöhung der Vorprämie ſtattgefunden 
hat. Es iſt denkbar, daß Veränderungen dieſer Art gar 
nicht berückſichtigt werden, indem entweder das zu Beginn 
oder das am Ende des Geſchäftsjahres obwaltende Verhält⸗ 
niß oder allemal die höhere oder die niedere Summe für die 
Beitragslaſt des ganzen Geſchäftsjahres für maßgebend er⸗ 
klärt werden. Dieſer Modus iſt jedoch grundſätzlich mit dem 
aus der Gegenſeitigkeit fließenden Prinzipe voller Gleichheit 
der Rechte und Pflichten der Mitglieder nicht verträglich. 
Dieſes Prinzip fordert vielmehr, daß eine Berechnung pro 
rata temporis eintritt, ſo daß das Mitglied zu den Schäden 
des ganzen Geſchäftsjahres ſo viel beizutragen hat, als es 
der Dauer ſeiner Mitgliedſchaft oder der jeweiligen Höhe 
der Verſicherungsſumme oder der Vorprämie entſpricht. In⸗ 
deſſen wird man hier doch den Rückſichten auf die Bedürf⸗ 
niſſe des Verkehrs, der ein handliches und brauchbares Ver: 
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fahren fordert und kleinliche Berechnungen zu vermeiden 
ſtrebt, Nachgiebigkeit zeigen dürfen. Der Entwurf (§ 25) 
will es gründſätzlich der Satzung überlaſſen, welche der ver⸗ 
ſchiedenen Möglichkeiten zu wählen ſind. Nur für den Fall, 
daß die Satzung nichts beſtimmt, ſind zwei diſpoſitive Nor⸗ 
men gegeben. In dem oben unter 1. erwähntem Falle wird 
an dem Grundſatze der Gleichheit feſtgehalten: auch die Mit⸗ 
glieder, die im Laufe des Geſchäſtsjahres eingetreten oder 
ausgetreten ſind, haben nach Verhältniß der Zeitdauer der 
Mitgliedſchaft innerhalb des Geſchäftsjahres beizutragen. In 
den unter 2. und 3. erwähnten Fällen aber ſoll aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen allemal der höhere Betrag der Verſiche⸗ 
rungsſumme oder der Vorprämie für das ganze Geſchäfts⸗ 
jahr maßgebend bleiben. 

Für eine geſetzliche Regelung der Verſicherungsvereine 
auf Gegenſeitigkeit iſt die Frage nach den Sonderrechten 
der Mitglieder, d. h. nach der richtigen Abgrenzung von 
Sozialrecht und Individualrecht, von hervorragender Bes 
deutung. Kaum eine andere Frage aus dem vorliegenden 
Rechtsgebiete hat in der Literatur?) ſowohl als auch in 
der Rechtſprechung “) bereits eine fo eingehende Behand: 


35) Vgl. insbeſondere Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 174 ff.; 
Deutſches Privatrecht 1 S. 533 ff.; Jahrb. für Dogmatik Bd. XXX V 
S. 189 ff. Ferner Stobbe, Deutſches Privatrecht (3. Aufl.) 1 
S. 480 ff. Laband, Annalen des Deutſchen Reichs (1874) 
S. 1499 ff. Regels berger, Blätter für Rechtsanwendung LX 
S. ff. Lehmann, Archiv für bürgerl. Recht IX S. 296 ff. 

36) Von Bedeutung für die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaſten ſind vor Allem 
folgende Erkenntniſſe des Reichsgerichts: Urtheil des V. Civ. Sen. 
vom 6. Februar 1884 (Entſch. XI S. 269), Urtheil des I. Civ. Sen. 
vom 18. Januar 1890 (Seuffert's Archiv XLVI Nr. 47), Ur⸗ 
theil des I. Civ. Sen. vom 10. März 1890 (Entſch. XXV S. 152), 
Urtheil des III. Civ. Sen. vom 26. April 1892 (Seuffert's 
Archiv XLVIII Nr. 4), Urtheil des VI. Civ. Sen. vom 12. April 
1894 (Entſch. XXXIII S. 175). Andere Erkenntniſſe, die hier 
einſchlagende Fragen berühren, ſiehe in dem in der vorigen Note 
angeführten Aufſatze von Gierke in den Jahrb. für Dogmatik. 
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lung erfahren, als die nach den Sonderrechten der Mitglieder 
in korporativen Verbänden im Allgemeinen und für die 
Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft im Beſonderen. Daß man dabei 
zu ſicheren Ergebniſſen gelangt ſei, läßt ſich freilich nicht 
ſagen ?). In der Begrenzung auf die Gegenſeitigkeitsgeſell⸗ 
ſchaft und im ſpeziellen Hinblick auf das zu erwartende Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz beſchäftigt ſich eingehend mit dieſem Thema 
ein Gutachten, das Profeſſor Dr. Ehrenberg in Göttingen 
dem XXIV. Deutſchen Juriſtentage (1898, Poſen) erſtattet 
hat ss). Das Gutachten erörtert alle in dies Gebiet ein⸗ 
ſchlagenden Fragen mit großer Sachkenntniß und gipfelt in 
einem Geſetzesvorſchlage, der die Ergebniſſe in 13 Artikeln 
zuſammenfaßt. Vergleicht man damit den Entwurf, ſo 
könnte es enttäuſchen, daß man in ihm nur ſehr wenige der 
Ehrenberg'ſchen Vorſchläge in geſetzlicher Formulirung 
wiederfindet. Ich möchte indes annehmen, daß die Zurück⸗ 
haltung, die ſich der Entwurf hier auferlegt hat, weiſe ge⸗ 
nannt werden darf und zu billigen iſt. Man kann die Sätze, 
zu deren Aufſtellung Ehrenberg kommt, für ſachlich richtig 
halten — und ich bin geneigt, dies bei einer Mehrzahl in 
dem Sinne zu thun, daß ich als Richter den Einzelfall nach 
ſeinen Poſtulaten entſcheiden würde — und kann es doch 


37) K. Lehmann urtheilt in dem in Note 35 angeführten Aufſatze, 
der ſich ſpeziell mit den Sonderrechten in der Aktiengeſellſchaft be⸗ 
ſchäftigt: „Die Praxis hat von Fall zu Fall nach den Grundſätzen 
der Billigkeit ihre Entſcheidungen getroffen. Die Literatur zeigt 
nur ein buntes Gewirr von Anſichten und es ſcheint, .. als ob 
eine einheitliche Formel zu finden überhaupt unmöglich iſt.“ 

38) Verhandlungen des XXIV. Deutſchen Juriſtentages (1898, Poſen) 
J. Bd. (Gutachten) S. 63—89. Das Gutachten und die aufge⸗ 
worfene Frage: „Welche Stellung iſt in dem zu erwartenden Ver⸗ 
ſicherungsgeſetze den Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit 
einzuräumen?“ iſt weder in der Abtheilung noch im Plenum des 
Juriſtentages zur Erörterung gelangt und es hat daher auch eine 
Beſchlußfaſſung nicht ſtattgefunden: IV. Bd. (Verhandlungen) 
S. 142 und S. 350. Zu vergleichen auch Boyens in der Deut⸗ 
ſchen Juriſten⸗Zeitung III S. 369 ff. 
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nicht für rathſam halten, dieſe Sätze ſämmtlich dem Geſetze 
einzuverleiben. Ich möchte annehmen, daß das Thema weder 
in feiner theoretiſchen Grundlage genügend ausgereift, noch 
in den praktiſchen Konſequenzen ſoweit überſehbar iſt, daß 
der Geſetzgeber hier bereits mit Erfolg vorgehen könnte °°). 
Andererſeits ſteht die Sache ſo, daß die bisherige Recht⸗ 
ſprechung, obſchon ſie ſich kaum je unmittelbar auf Geſetzes⸗ 
paragraphen ſtützen konnte, auf dieſem Gebiete zu Ergeb⸗ 
niſſen gekommen iſt, die im Ganzen befriedigt zu haben 
ſcheinen und auch von Seiten der Rechtslehrer im Weſent⸗ 
lichen Anerkennung gefunden haben““). Die Grundlagen 
dieſer Rechtſprechung aber werden durch das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch, insbeſondere durch die hier einſchlagenden SS 33, 
35, 39 und 40, nicht verſchoben, ſo daß ein irgendwie dring⸗ 
liches praktiſches Bedürfniß zu einer ins Einzelne gehenden 
geſetzgeberiſchen Regelung dieſer Materie kaum anerkannt 
werden kann. Dazu kommt ein weiteres: die Durchführung 
des Konzeſſionszwanges für das ganze Reichsgebiet und die 
weitgehenden Aufſichtsbefugniſſe der Behörden, wie ſie im 
Entwurfe vorgeſehen ſind, müſſen auch der Wahrung der 
Intereſſen des einzelnen Mitgliedes dem Vereine gegenüber 
zu Gute kommen. Es darf erwartet werden, daß manchen 
Konflikten zwiſchen dem Geſammtint ereſſe und dem Einzel⸗ 
intereſſe, die nach dem bisherigen Rechtszuſtande zur richter⸗ 
lichen Entſcheidung kommen mußten, in Zukunft ſchon durch 
eine verſtändige Handhabung der Aufſichtsbefugniſſe vorge⸗ 
beugt werden wird. Sieht man aber bloß auf die Zwecke 
der Aufſichtsführung, ſo wird dieſe Materie die letzte ſein, 
die eine Regelung durch das Geſetz ſelbſt erheiſchte. Die 
billige Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen durch den er⸗ 
fahrenen Praktiker wird bei der Mannigfaltigkeit der mög⸗ 


39) Auch die deutſche Aktiengeſetzgebung hat ſich erſt verhältnißmäßig 
ſpät mit der Ausgeſtaltung der Sonderrechte der Aktionäre be⸗ 
ſchäſtigt, nämlich erſt in der Novelle von 1884. 

40) Vgl. insbeſondere Gierke, Jahrb. für Dogmatik Bd. XXX 
S. 189 ff. 


* 
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lichen Fälle die einzelne Frage hier richtiger entſcheiden als 
die ſtarre geſetzliche Regel. 

Im Einzelnen wird man mit Ehrenberg ſogenannte 
geſetzliche Sonderrechte unterſcheiden müſſen von den auf der 
Vereinsſatzung oder auf dem ſpeziellen Verſicherungsverhält⸗ 
niſſe beruhenden Sonderrechten. 

Die Regelung der ſogenannten geſetzlichen Sonder— 
rechte deckt ſich zum Theil mit der Frage nach dem zuläſ⸗ 
ſigen Inhalte der Satzung und der Verſicherungsbedingungen. 
Wie weit dürfen die Grundgeſetze des Vereins in der ſo— 
zialen Bindung der Einzelwillen gehen, ohne gegen zwingende 
Rechtsſätze zu verſtoßen? 

Hier ſtellt der Entwurf die auch von Ehrenberg em— 
pfohlene Grundregel auf, die in den vorſtehenden Erörte— 
rungen bereits mehrfach herangezogen werden mußte, daß 
die Beiträge der Mitglieder und die Leiſtungen des Ver⸗ 
eins an die Mitglieder bei gleichen Vorausſetzungen nach 
gleichen Grundſätzen bemeſſen werden müſſen (§ 21 Abſ. 1). 
Damit iſt ausgeſprochen, daß das Recht auf gleiche Be— 
handlung der Mitglieder auch durch die Satzung nicht ge— 
kränkt werden darf und daß Beſtimmungen, die dieſem 
Grundſatze widerſtreiten, ungiltig ſind. Die Faſſung der 
Vorſchrift iſt der Art („bei gleichen Vorausſetzungen“), 
daß ſie die Bildung verſchiedener Gefahrenklaſſen — wie 
oben S. 570 bereits bemerkt wurde — zuläßt. Weitere 
Regeln in der bezeichneten Richtung ergeben ſich aus den 
an anderen Stellen erörterten Beſtimmungen des Entwurfs 
über den nothwendigen Inhalt der Satzung: ſo den Be⸗ 
ſtimmungen über die Organiſation des Vereins, über die 
Abhängigkeit der Mitgliedſchaft von dem Beſtande eines Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes, über die Vertheilung der Ueberſchüſſe, 
über den Anſpruch auf die Liquidationsquote u. A. Endlich 
werden ſubſidiär auch die Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs heranzuziehen ſein. 

Unentziehbare geſetzliche Sonderrechte des Mitgliedes 
ergeben ſich weiter für den eingetragenen Verein aus § 35 
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des Entwurfs, der gewiſſe Beſtimmungen des Handelsgeſetz⸗ 
buchs über die Aktiengeſellſchaft für entſprechend anwendbar 
erklärt (vgl. oben S. 551). Hierhin gehört: 

1. Das Recht jedes Mitgliedes, eine Abſchrift der An⸗ 
träge zu verlangen, die der Verſammlung des oberſten 
Vereinsorganes unterbreitet werden ſollen (HGB. § 256 
Abſ. 1). 

2. Das Recht jedes Mitgliedes zu verlangen, daß ihm 
die Berufung der Verſammlung des oberſten Organes und 
die Gegenſtände der Verhandlung, ſobald deren öffentliche 
Bekanntmachung erfolgt, ſowie auch die in der Verſamm⸗ 
lung gefaßten Beſchlüſſe durch eingeſchriebenen Brief beſon⸗ 
ſonders mitgetheilt werden (HGB. § 257). 

3. Das Recht jedes Mitgliedes, zu verlangen, daß ihm 
ſpäteſtens zwei Wochen vor dem Tage der Verſammlung des 
oberſten Organs eine Abſchrift der Bilanz, der Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung, der Bemerkungen des Aufſichtsrathes und 
des Geſchäftsberichts ertheilt werde. 

Eine Ergänzung dieſer beiden Gruppen von geſetzlichen 
Sonderrechten durch weitere Spezialvorſchriften in dem vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfe dürfte entbehrlich ſein. Höchſtens 
möchte es ſich empfehlen, um Zweifeln vorzubeugen, einen 
in der Begründung des Entwurfs als ſelbſtverſtändlich be⸗ 
handelten Satz in dem Text des Geſetzes aufzunehmen: näm⸗ 
lich den Satz, daß eine Beſtimmung ungiltig iſt, wonach ſich 
ein Mitglied im Voraus allen zu beſchließenden Aenderungen 
der Satzung oder der Verſicherungsbedingungen unterwirft. 

Größere Schwierigkeiten bietet die Frage nach den 
ſtatutariſchen Sonderrechten. „Sonderrechte eines 
Mitgliedes — ſagt das B. GB. § 35 — können nicht ohne 
deſſen Zuſtimmung durch Beſchluß der Mitgliederverſamm⸗ 
lung beeinträchtigt werden.“ Woran man aber das Sonder⸗ 
recht erkennen ſoll, mit anderen Worten wie beſchaffen eine 
Satzungsbeſtimmung ſein muß, damit in ihr die Konſtitui⸗ 
rung eines Sonderrechtes gefunden werden kann, ſagt auch 
das Bürgerliche Geſetzbuch nicht. Wie bei jeder Körperſchaft 
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wirft ſich daher auch beim Verſicherungsverein auf Gegen— 
ſeitigkeit die Frage auf: Welche Beſtandtheile der Satzung 
können durch (einfachen oder qualifizirten) Majoritätsbeſchluß 
des oberſten Vereinsorganes geändert werden? und welche 
Beſtandtheile find einer Aenderung nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung fähig, daß die davon betroffenen Mitglieder als Ein⸗ 
zelne ihre Zuſtimmung erklären? 

Soweit es ſich hier lediglich um die Befugniſſe des 
Mitgliedes handelt, an der Bildung des Körperſchaftswillens 
und an der Verwaltung der Vereinsangelegenheiten theilzu⸗ 
nehmen, bietet der Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit 
zwar kein Bild dar, das von der Geſtaltung der Dinge in 
andern körperſchaftlichen Verbänden weſentlich abwiche. Neben 
dieſen Rechten, die dem Mitgliede gemäß der Verfaſſuug 
innerhalb der Korporation zuſtehen, ſpielen aber bei un⸗ 
ſerem Vereine die Rechte rein vermögensrechtlichen Charakters 
eine beſonders wichtige Rolle, die dem Mitgliede gegen⸗ 
über der Korporation zuſtehen. Denn jedes Mitglied ſteht 
mit dem Vereine in einem Vertragsverhältniſſe, das mit der 
Mitgliedſchaft untrennbar verknüpft iſt, und iſt gerade um 
dieſes Vertragsverhältniſſes willen, d. h. um verſichert zu 
ſein, dem Vereine beigetreten. Weil die Mitgliedſchaft mit 
dem Verſicherungsvertrage zu einem einheitlichen Rechtsver⸗ 
hältniſſe verſchmolzen iſt (vgl. oben S. 565 ff.), ſtehen die 
Rechte aus der Verſicherung nicht (wie Rechte aus anderen 
Verträgen, die ein Mitglied mit der Korporation geſchloſſen 
hat) dem Mitgliede als einem Dritten, ſondern als Mit⸗ 
glied zu. Der Verſicherungsvertrag zwiſchen dem Mitgliede 
und dem Vereine iſt daher die Quelle wahrer jura singu- 
lorum in universitate, während ſonſt aus Verträgen des 
Mitgliedes mit der Korporation ſolche Rechte nicht erfließen 
können, das Mitglied vielmehr der Körperſchaft nicht anders 
gegenüberſteht, wie jeder unbetheiligte Dritte, der den gleichen 
Vertrag eingegangen iſt. Damit ſteht in Zuſammenhang, 
daß die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen beim Gegen⸗ 
ſeitigkeitsvereine ihrer rechtlichen Natur nach Vereinsſatzung 
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(Sozialrecht) ſind, einerlei ob ſie äußerlich einen Beſtand⸗ 
theil der Satzung bilden oder getrennt von ihr aufgeſtellt 
ſind. Der Entwurf erkennt das an, indem er ihre Abände⸗ 
rung denſelben Normen unterwirft, wie die Abänderung der 
Satzung (vgl. oben S. 557). 

Wie weit will man nun aber im Einzelnen in der An: 
erkennung von Sonderrechten gehen? Eine Aenderung der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen, z. B. die Einführung 
der Uebernahme des Kriegsriſikos oder der ſogenannten Un⸗ 
anfechtbarkeit der Police in Fällen der Selbſtentleibung bei 
der Lebensverſicherung, kann — auch wenn ſie nur für 
künftig abzuſchließende Verträge in Kraft treten ſoll — ge⸗ 
eignet ſein, mittelbar die Verſicherungsanſprüche der gegen⸗ 
wärtigen Theilhaber zu gefährden oder ihre Ausſichten auf 
Ueberſchüſſe zu ſchmälern. Will man aber jede Aenderung 
der Satzung oder der Verſicherungsbedingungen ohne Zu⸗ 
ſtimmung ſämmtlicher Mitglieder für unzuläſſig erklären, ſo 
verurtheilt man den Verein zu ewiger Stagnation und 
macht ihn unfähig, den wechſelnden Erforderniſſen der Zeit 
gerecht zu werden und den Wettbewerb mit den Aktiengeſell⸗ 
ſchaften zu beſtehen. 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts“) hat in dieſer 
Frage folgende Sätze aufgeſtellt: 

1. Die Verſicherungsbedingungen, unter denen der ein⸗ 
zelne Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen iſt, können für dieſen 
Vertrag nicht ohne Zuſtimmung des Verſicherten abgeändert 
werden. 

2. Unentziehbar iſt der Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme, auch wenn das zum Erſatz verpflichtende Ereigniß 
noch nicht eingetreten, der Anſpruch alſo noch bedingt und 
betagt iſt. Unentziehbar iſt ferner der Anſpruch auf die 
Jahresdividende, d. h. auf die ſatzungsmäßige Betheiligung 
an den Prämienüberſchüſſen, die zur Deckung der Verbind— 
lichkeiten der Geſellſchaft nicht erforderlich ſind. Unentzieh⸗ 


41) Vgl. die in Note 36 angeführten Urtheile. 
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bar iſt endlich das Recht des Mitgliedes, zu den Zwecken 
des Vereins nur die ſatzungsmäßigen Beiträge (Umlagen 
oder feſte Jahresprämien mit eventuellen Nachſchüſſen) bei⸗ 
zuſteuern zu brauchen. 

3. Dieſe Rechte können auch durch Majoritätsbeſchlüſſe 
nicht angetaſtet werden. Wo aber eine Aenderung der Satzung 
oder Allgemeinen Verſicherungsbedingungen, ohne an ſich 
dieſe Rechte anzutaſten, bloß ihren wirthſchaftlichen Werth 
verſchiebt, den Verſicherungsanſpruch unſicherer, die Divi⸗ 
dende kleiner oder die Zuſchußgefahr größer macht, da macht 
ſich die ſoziale Gebundenheit des Einzelwillens in der Kor⸗ 
poration geltend. Der Einzelne hat kein Widerſpruchsrecht, 
wenn die verfaſſungsmäßigen Organe des Vereins eine Maß⸗ 
regel im Geſammtintereſſe für nützlich und zweckmäßig er⸗ 
achten, bloß weil er ſie abweichend beurtheilt und weil ſie 
geeignet ſein mag, Erwartungen über künftige Bezüge zu 
verſchieben. 

4. Eine Aenderung der Satzung oder Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen, die den Verſicherten günſtig iſt, kann 
auch ſchon von den bisherigen Mitgliedern für ſich angerufen 
werden; wenn ſie mittelbar die Laſten mit tragen müſſen, 
die aus der Aenderung für den Verein fließen, ſo haben ſie 
auch Anſpruch auf die entſprechenden Vortheile. 

Dieſe Sätze, die einen billigen Ausgleich zwiſchen dem 
Einzelintereſſe und dem Geſammtintereſſe erkennen laſſen, 
werden auch auf dem Boden des Entwurfs maßgebend blei⸗ 
ben, ohne daß es erforderlich oder auch nur wünſchenswerth 
wäre, ſie etwa in den Text des Geſetzes aufzunehmen. Der 
Entwurf ſteht auf dem Standpunkte, daß es grundſätzlich 
Aufgabe der Satzung und nicht des Geſetzes iſt, die dem 
Majoritätszwange nicht unterliegenden Sonderrechte der Mit⸗ 
glieder abzugrenzen. Im einzelnen Falle wird alſo ſtets 
auf die Vereinsſatzung in ihrer individuellen Beſonderheit 
zurückgegriffen werden müſſen. Jene Leitſätze, die aus der 
Natur des Vereins, als einer auf dem Grundſatze der Gegen⸗ 
ſeitigkeit beruhenden Verſicherungsanſtalt folgen, können eine 
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weitere Bedeutung nicht beanſpruchen, als daß ſie im Zweifel 
als gewollt gelten müſſen, und daß ſie der Aufſichtsbehörde 
bei der Prüfung der Satzung als allgemeine Richtſchnur für 
die Ertheilung oder Verſagung der Erlaubniß zum Ge— 
ſchäftsbetriebe (in den Schranken des § 7) dienen können. 
Ich möchte annehmen, daß dieſer Standpunkt des Ent⸗ 
wurfs erheblichen Bedenken nicht unterliegt, und daß es in⸗ 
ſonderheit nicht erforderlich iſt, in weiterem Umfange geſetz⸗ 
liche Schranken für die Autonomie des Vereins zu ziehen, 
als der Entwurf dies thut. Ebenſowenig bedarf es eines 
beſonderen Ausſpruches darüber, daß wo ein Sonderrecht 
verletzt iſt, dem betroffenen Mitgliede zur Wahrung ſeines 
Rechtes eine Klage zur Seite ſteht. Außerdem kommt übrigens 
für den eingetragenen Verein die kurzfriſtige Klage auf An⸗ 
fechtung eines Beſchluſſes des oberſten Vereinsorganes wegen 
Verletzung des Geſetzes oder der Satzung (Entwurf § 35 in 
Verbindung mit HGB. SS 271 —273) 42) in Betracht. 


— nn 


VI. 
Auflöſung des Vereins. 


Die Beſtimmungen des Entwurfs über die Auflöſung 
des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit lehnen ſich ſach⸗ 
gemäß an die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über die 
Auflöſung der Aktiengeſellſchaft an ($$ 292 — 302). 

Abgeſehen von dem nachher zu beſprechenden Falle des 
Konkurſes (vgl. S. 585) kommen folgende Fälle der Auf: 
löſung in Betracht: 

1. Ablauf der in der Satzung beſtimmten Zeit, für 
welche der Verein errichtet iſt ($ 41). 

2. Sonſtige in der Satzung vorgeſehene Auflöſungs— 
gründe, wie etwa das Herabſinken der Zahl der Verſicherten 


42) Vgl. oben S. 551. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VIII. 38 
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oder der Geſammtverſicherungsſumme unter einen gewiſſen 
Mindeſtbetrag. 


3. Beſchluß des oberſten Organes, daß der Verein auf— 
gelöſt wird (§ 42 Abf. 1). 

4. Unterſagung des weiteren Geſchäftsbetriebes durch 
die Aufſichtsbehörde (S 65 Abſ. 3). 

Die formalen Erforderniſſe des Auflöſungsbeſchluſſes 
feſtzuſetzen, überläßt der Entwurf der Satzung. Die Be— 
ſchlußfaſſung muß aber nothwendiger Weiſe dem oberſten 
Organe des Vereins zuſtehen. Stellt die Satzung andere 
Erforderniſſe (ſchwerere oder leichtere) nicht auf, ſo bedarf 
es einer Mehrheit von drei Vierteln der erſchienenen Mit⸗ 
glieder des oberſten Organs (S 42 Abſ. 2 und § 52 in 
Verb. mit B. GB. § 41). Der Beſchluß bedarf der Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde (§ 42 Abſ. 3). 

In den genannten Auflöſungsfällen tritt der Verein in 
Liquidation. In Bezug auf das Liquidationsverfahren 
(Beſtellung, Befugniſſe und Pflichten der Liquidatoren) ſind 
für den eingetragenen Verein die entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen des Handelsgeſetzbuchs über die Liquidation der 
Aktiengeſellſchaft für anwendbar erklärt ($ 45 Abſ. 1), wäh: 
rend beim nicht eingetragenen Vereine die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs §§ 47 — 53 in Betracht kommen 
($ 52). Bis zur Beendigung der Liquidation gilt der Ber: 
ein als fortbeſtehend; er bleibt alſo Träger der Rechte und 
Verbindlichkeiten, haftet nach wie vor den Vereinsgläubigern 
und bleibt befugt, die ſatzungsmäßigen Nachſchüſſe und Um⸗ 
lagen von den Mitgliedern einzuziehen (§ 43 Abſ. 2 und 3, 
vergl. mit HGB. § 294 Abſ. 2 und B. GB. § 49 Abſ. 2). 

Es gelten jedoch zwei Beſonderheiten: 

1. In Einſchränkung der allgemeinen Regel, daß die 
Liquidatoren zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte auch 
neue Geſchäfte eingehen können (HGB. SS 298, 149, B. GB. 
§ 49 Abſ. 1), iſt ausdrücklich vorgeſchrieben, daß nach der 
Auflöſung des Vereins neue Verſicherungen nicht mehr über⸗ 
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nommen !“) und die beſtehenden nicht erhöht und nicht ver⸗ 
längert werden dürfen ($ 43 Abſ. 3 Satz 2). 

2. Aus der Natur und den Zwecken des Gründungs- 
fonds (vgl. oben S. 539 ff.) ergibt ſich der Satz, daß bei 
der Liquidation des Vereins eine Tilgung des Gründungs⸗ 
fonds erſt zuletzt erfolgen darf, d. h. nachdem die Anſprüche 
ſämmtlicher übrigen Gläubiger, insbeſondere auch die Ver⸗ 
ſicherungsanſprüche der Mitglieder, befriedigt oder ſicher⸗ 
geſtellt ſind, ſowie ferner der Satz, daß zum Zwecke dieſer 
Tilgung Nachſchüſſe oder Umlagen von den Mitgliedern nicht 
erhoben werden dürfen ($ 45 Abſ. 2 und 3). 

Auf den Beſtand der laufenden Verſicherungsverträge 
des Vereins mit ſeinen Mitgliedern iſt die Auflöſung des 
Vereins an ſich ohne Einfluß. Die Haftpflicht des Vereins 
auf die Verſicherungsſumme und die Beitragspflicht des Mit⸗ 
gliedes bleiben beſtehen. Um die Liquidation beendigen zu 
können, müßte daher an ſich der Ablauf aller beſtehenden 
Verſicherungsverträge abgewartet werden. Dies entſpricht 
indes ſelten den Intereſſen der Betheiligten und kann zu 
einer langen Verſchleppung des Liquidationsverfahrens führen. 
Der Entwurf (§ 42 Abſ. 4) trägt dem Rechnung, indem er 
für alle Arten der Schadensverſicherung dieſen Punkt 
in der Weiſe regelt, daß der Auflöſungsbeſchluß einen Zeit— 
punkt beſtimmen muß, mit welchem die beſtehenden Verſiche— 
rungsverhältniſſe erlöſchen. Für Schäden, die nach dieſem 
Zeitpunkte eintreten, findet demgemäß eine Haftung des 
Vereins nicht mehr ſtatt, und ebenſo wenig eine Haftung der 
Mitglieder für Beiträge, die in die Periode nachher fallen, 
ſo daß Beiträge, die für dieſen Zeitraum im Voraus bezahlt 
worden ſind, zurückgefordert werden können. Zwiſchen dem 
Auflöſungsbeſchluſſe und dem Zeitpunkte des Erlöſchens der 


43) Der Entwurf jagt ſtatt „übernommen“ „abgeſchloſſen“, was eine 
Ungenauigkeit enthält, da der Verein auch im Liquidationsſtadium 
ſelbſtverſtändlich als Verſicherter Verficherungsverträge ab: 
ſchließen kann. 
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Verſicherungsverträge muß indes ein Zeitraum von minde— 
ſtens vier Wochen liegen, um den Mitgliedern zu ermöglichen, 
in der Zwiſchenzeit ihre Verſicherungen anderweitig zu decken. 
Bei der Lebensverſicherung aber verſagt dieſes Auskunfts- 
mittel, weil es hier den Betheiligten mit Rückſicht auf ihr 
Lebensalter und ihren Geſundheitszuſtand kaum je möglich 
ſein wird, ohne eine ſtarke Erſchwerung der Bedingungen 
neue Verträge zu ſchließen. Hier läßt es daher der Entwurf 
(S 42 Abſ. 5) bei der grundſätzlichen Regel, daß die Auf: 
löſung des Vereins auf den Beſtand der Verſicherungs— 
verträge ohne Einfluß iſt. Die Satzung des Vereins kann 
aber auch bei der Lebensverſicherung eine andere Regelung 
des Verhältniſſes vorſehen, z. B. die Herauszahlung der 
Verſicherungsanſprüche nach ihrem gegenwärtigen Werthe 
oder die ſogenannte Abtretung des Portefeuilles an eine 
andere Geſellſchaft **). = 

Nach dem Entwurfe ($ 46) iſt es grundfäglic Sache 
der Satzung, Beſtimmung darüber zu treffen, an wen im 
Falle der Auflöſung des Vereins das nach der Berichtigung 
der Schulden verbleibende Vermögen gelangen ſoll. Die 
Beſtimmung kann in der Satzung auch bloß mittelbar ge— 
troffen werden, indem es einem Vereinsbeſchluſſe überlaſſen 
wird, die Anfallsberechtigten zu beſtimmen. Abweichend von 
B. GB. § 45 Abſ. 2 iſt aber verfügt, daß für einen der: 
artigen Beſchluß ſtets nur das oberſte Organ des Vereins 
zuſtändig gemacht werden kann. Selbſtredend darf dabei der 
allgemeine Grundſatz der Parität der Mitglieder (vgl. oben 
Si. 576) nicht verletzt werden. Fehlt es in der Satzung an 
einer unmittelbaren oder mittelbaren Beſtimmung der An— 
fallsberechtigten, ſo greift die dispoſitive Norm des Entwurfs 
Platz, wonach das Vermögen des Vereins an die zur Zeit 
der Auflöſung vorhanden geweſenen Mitglieder oder deren 


44) Vgl. Ehrenberg, Verſicherungsrecht 1 S. 149 und S. 384, 
ſowie im Vereinsblatt für deutſches Verſicherungsweſen 1899 
S. 121 ff. 
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Erben fällt, und zwar nach demſelben Maßſtabe, nach wel: 
chem während des Beſtehens des Vereins die Vertheilung 
des Ueberſchuſſes ſtattfindet. 

Ein weiterer Fall der Auflöſung iſt die Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Vereins. Der Entwurf 
hat es allerdings vermieden, dies auszuſprechen. Im An⸗ 
ſchluß an B. GB. § 42 Ab. 1 iſt dafür geſagt (§ 47 Abſ. 2): 
„Durch die Eröffnung des Konkurſes verliert der Verein die 
Rechtsfähigkeit.“ In das Vereinsrecht des bürgerlichen Rechts 
iſt dieſe Formulirung auf Grund eines Beſchluſſes der 
Reichstagskommiſſion gelangt, um auszudrücken, daß der 
Verluſt der Rechtsfähigkeit nicht nothwendig die Exiſtenz des 
Vereins als eines nicht rechtsfähigen ausſchließe. Die recht— 
lichen Wirkungen des „Verluſtes der Rechtsfähigkeit“ und 
der „Auflöſung“ find aber nach $ 45 des B. GB.'s gleichwohl 
dieſelben. Und wie man ſich vorſtellen kann, daß ein in 
Konkurs gerathener rechtsfähiger Verein als nicht rechtsfähiger 
fortbeſteht, iſt mehr als räthſelhaft !“). Die Wendung iſt 
höchſt unglücklich und darf ſich nicht fortpflanzen, mag man 
auch immerhin auf dem Boden des bürgerlichen Rechts ſich 
ſpäter jo oder jo damit abfinden. Spricht man dem Ber: 
ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit mit der Konkurseröffnung 
die Rechtsfähigkeit ab, ſo iſt er als Verein nicht mehr vor⸗ 
handen. Es fehlt alſo an einem Subjekte, das aktiv und 
paſſiv Träger der Vermögensrechte iſt, die bisher dem Ver: 
eine zuſtanden. Es fehlt, mit anderen Worten, an einem 
Gemeinſchuldner. Die herkömmliche Wendung, daß die 
Korporation durch den Konkurs „aufgelöſt“ wird, vermeidet 
derartige Unmöglichkeiten und drückt gut und richtig aus, 
daß der Verein nicht ohne Weiteres aufhört, fortzubeſtehen, 
ſondern daß nur feine produktive Seite (wie man bei Er— 
werbsgeſellſchaften zu ſagen pflegt) beendet iſt, aber daß, 
ähnlich wie bei der Liquidation, noch ein Nachleben des 


45) Vgl. Planck, Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch zu $ 41 
Note 2, und Rehbein, desgl. S. 52. 
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Vereins, hier begrenzt und bedingt durch den Konkurszweck, 
ſtattfindet!“). Daher kann es denn auch nur gebilligt 
werden, daß man bei der Neuredaktion des Handelsgeſetz— 
buchs und ſeiner Nebengeſetze dieſen unglücklichen „Verluſt 
der Rechtsfähigkeit“ in Folge des Konkurſes aus dem Bürger: 
lichen Geſetzbuch nicht übernommen, ſondern bei der alten 
„Auflöſung“ ſtehen geblieben iſt und das damit geſchaffene 
Rechtsverhältniß durch die Zulaſſung eines Beſchluſſes auf 
Fortſetzung der Geſellſchaft, wenn ein Zwangsvergleich ab: 
geſchloſſen oder das Konkursverfahren auf Antrag des Ge— 
meinſchuldners eingeſtellt iſt, ſinngemäß und folgerichtig noch 
weiter ausgeſtaltet hat. Vgl. HGB. §§ 292 Nr. 3, 307 
Abſ. 2; Geſetz, betreffend die Geſellſchaften m. b. H. § 60 
Nr. 4; Genoſſenſchaftsgeſetz S 101. Daran wird auch in 
der vorliegenden Materie feſtzuhalten ſein. 

Für den Konkurs des Verſicherungsvereins auf Gegen— 
ſeitigkeit enthält der Entwurf noch eine Reihe weiterer Be: 
ſtimmungen (SS 47 —50). 

Was zunächſt die Eröffnung des Verfahrens angeht, ſo 
ergibt ſich ſchon aus § 213 der (neuen) Konk. Ordn., daß 
ſie nicht bloß im Falle der Zahlungsunfähigkeit, ſondern 
auch im Falle der Ueberſchuldung ſtattfindet. Der Entwurf 
hat aber die Eröffnungsprozedur in beiden Fällen verſchieden 
ausgeſtaltet. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit liegt dem 
Vorſtande des Gegenſeitigkeitsvereins die Pflicht ob, die 
Eröffnung des Konkurſes zu beantragen (§ 47 Abi. 1). 
Berechtigt zu dieſem Antrage iſt aber (neben den in § 208 


46) Vgl. für die Aktiengeſellſchaft Behrend, Lehrbuch des Handels⸗ 
rechts I S. 945; Kohler, Lehrbuch des Konkursrechts S. 314; 
Peterſen und Kleinfeller, Konkursordnung (3. Aufl.) S. 545; 
Staub, Handelsgeſetzbuch zu Art. 242 § 5; Gierke, Deutſches 
Privatrecht S. 560 und S. 575; Coſack, Lehrbuch des Handels- 
rechts (4. Aufl.) S. 663 bei 5.; Peterſen in der Wochenſchriſt 
für Aktienrecht und Bankweſen I S. 25; Entſch. des RG.3 in 
Civilſ. Bd. XIV S. 418; Bolze, Praxis des RG.'s Bd. XXII 
Nr. 851 und Bd. XXIII Nr. 581. 
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der Konf.Drdn. weiter genannten Perſonen) nach § 66 Abſ. 1 
bei jeder Verſicherungsanſtalt und daher auch beim Gegen⸗ 
ſeitigkeitsvereine namentlich auch die Aufſichtsbehörde. Im 
Falle der Ueberſchuldung aber ſoll die Aufſichtsbehörde allein 
zum Antrage auf Konkurseröffnung befugt ſein, wobei zu⸗ 
gleich vorgeſehen iſt, daß die Erklärung der Aufſichtsbehörde, 
daß Ueberſchuldung vorliegt, für das Amtsgericht bindend 
iſt. Demgemäß ſind im Falle der Ueberſchuldung die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder auch nur zur Anzeige an die Aufſichtsbehörde 
verpflichtet (Abweichung von B. GB. § 42 Abſ. 2 und von 
HGB. § 240 Abſ. 2). Entwurf § 66 Abſ. 2 und 3. Be: 
gründet wird dieſe Art der Regelung mit der Schwierigkeit, 
die Ueberſchuldung einer Verſicherungsanſtalt zu erkennen. 
„Ihre rechtzeitige und ſichere Feſtſtellung ſetzt genaues Ver⸗ 
trautſein mit den Eigenthümlichkeiten des Verſicherungs⸗ 
geſchäftes und eine eindringende techniſche Prüfung der 
Geſammtverhältniſſe einer Anſtalt voraus. Für eine nicht 
techniſche Beurtheilung kann noch lange Zeit der Schein eines 
völlig geſunden Betriebes aufrecht erhalten werden und es 
können dann noch immer weitere Kreiſe in den ſchließlich 
unvermeidlichen Zuſammenbruch verwickelt werden, während 
eine ſachkundige Prüfung bereits eine unheilbare Ueberſchul⸗ 
dung zu erkennen vermag.“ In Zuſammenhang hiermit 
ſteht es, wenn der Entwurf (§ 67) der Aufſichtsbehörde 
weitgehende Befugniſſe einräumt, um die Sanirung einer 
nothleidenden Verſicherungsanſtalt herbeizuführen, falls die 
Vermeidung des Konkurſes im Intereſſe der Verſicherten 
geboten erſcheint. Es liegt außerhalb des Rahmens dieſes 
Aufſatzes, hier näher auf Einzelheiten einzugehen. 

Die Beitragspflicht der Mitglieder (vgl. oben S. 567 ff.) 
dauert auch im Konkursfalle fort, ſo weit ſie in der Satzung 
vorgeſehen iſt. Sie fol ſich nach dem Entwurfe (§ 48 
Abſ. 1) mit dem Konkurſe dem Vereine gegenüber in eine 
Haftung für deſſen Schulden verwandeln, alſo nunmehr auch 
begrenzt fein durch die mit der Konkurseröffnung herbei— 
geführte Abſteckung der Paſſivmaſſe (Konk. Ordn. $ 3). Um 
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zu verhindern, daß vor dem Konkurſe durch zahlreiche Aus: 
trittserklärungen den Gläubigern des Vereins die in der 
Haftpflicht der Mitglieder gegebene Grundlage für die Be⸗ 
friedigung ihrer Forderungen willkürlich entzogen werden 
könnte, zieht der Entwurf nach dem Vorgange des Genoſſen— 
ſchaftsgeſetzes SS 75, 128 auch die in der letzten Zeit aus⸗ 
geſchiedenen Mitglieder heran, indem er eine Jahresfriſt 
normirt. Iſt das Ausſcheiden innerhalb des letzten Jahres 
vor der Konkurseröffnung erfolgt, ſo gilt der Ausgeſchiedene 
in Anſehung der Haftung für die Schulden des Vereins noch 
als deſſen Mitglied ($ 48 Abſ. 2). 

Die Feſtſtellung und Ausſchreibung der im Falle des 
Konkurſes erforderlichen Nachſchüſſe oder Umlagen erfolgt 
durch den Konkursverwalter. Im Anſchluß an die ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes SS 106 
bis 118 trägt der Entwurf ($ 50) Sorge, daß die Ein: 
ziehung dieſer Beiträge in gerechter, aber auch beſchleunigter 
Weiſe erfolgen kann. Es findet demnach wie im Genoſſen⸗ 
ſchaftskonkurſe zunächſt eine vorläufige und bei der Beendi⸗ 
gung des Verfahrens die endgiltige Berechnung der von den 
Mitgliedern einzuzahlenden Beträge unter Mitwirkung des 
Konkursgerichts mit Vollſtreckbarkeitserklärung und Anfech: 
tungsklage ſtatt. 

Unter den nicht bevorrechtigten Konkursforderungen 
(Konk. Ordn. § 61 Ziff. 6) findet bei der Vertheilung eine 
dreifache Abſtufung ſtatt. An erſter Stelle werden die 
Anſprüche dritter Gläubiger befriedigt und die Anſprüche 
aus den Verſicherungsverhältniſſen ſolcher Mitglieder, denen 
ausnahmsweiſe — z. B. weil die Verſicherungsſumme ſchon 
länger als ein Jahr vor der Konkurseröffnung verfallen iſt 
— eine Beitragspflicht und folglich eine Haftung für die 
Verbindlichkeiten des Vereines nicht mehr obliegt. An 
zweiter Stelle kommen die Anſprüche aus den Verſiche— 
rungsverhältniſſen ſolcher Mitglieder, denen die Haftung für 
die Schulden des Vereins noch obliegt. An letzter Stelle 
die Anſprüche auf Tilgung des Gründungsfonds (§ 49). 
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Ueberblickt man die Geſammtheit der Beſtimmungen 
des Entwurfs, ſo weit ſie ſich auf die geſetzliche Regelung 
der Verhältniſſe des Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit 
beziehen, ſo wird man zu dem Ergebniſſe kommen müſſen, 
daß hier eine gründliche und tüchtige Arbeit vorliegt, die 
eine weſentliche Lücke unſeres Geſellſchaftsrechtes in glück⸗ 
licher und geſchickter Weiſe ausfüllt, und der — von wenigen 
Anſtänden abgeſehen — nur der Wunſch auf den Weg ge⸗ 
geben werden kann, als wirkliches Geſetz das Licht der Welt 
zu erblicken und nicht etwa in dem Intereſſenkampfe, der 
ſich um den übrigen Theil des Entwurfs entſpinnen wird, 
zu ſcheitern. Eine beſondere Anerkennung verdient die klare 
und durchſichtige Sprache des Entwurfs. 


Rechtsquellen. 


IX. 


Reichsgeſet, 3 die Abänderung des 39 leder 
vom 14. Mär; 1875. Dom 7. Juni 189 


(Reichsgeſetzblatt 1899 Nr. 23 S. 311.) 


Artikel 1. 


Der § 23 des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 177) ) wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 


Das Grundkapital der Reichsbank beſteht aus 
einhundertundachtzig Millionen Mark, getheilt in 
vierzigtauſend Antheile von je dreitauſend Mark und 
ſechzigtauſend Antheile von je eintauſend Mark. 

Von letzteren ſind dreißigtauſend Antheile bis 
zum 31. Dezember 1900 und dreißigtauſend Antheile 
bis zum 31. Dezember 1905 zu begeben. Auf die 
Begebung findet der § 38 des Geſetzes vom 22. Juni 
1896 (Proſpektzwang) kein Anwendung. 

Die Antheile lauten auf Namen. 

Die Antheilseigner haften perſönlich für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Reichsbank nicht. 


1) . in dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 221 ff. Vgl. dazu 
Koch, Die Druckſachen der Reichsbank, in dieſer Zeitſchrift 
Veilagehe zu Bd. XXIII S. 226 ff. 
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Artikel 2. 


Der § 24 des Bankgeſetzes erhält unter Aufhebung des 
Artikels 1 des Geſetzes vom 18. Dezember 1889 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 201) ) nachſtehende Faſſung: 


Aus dem beim Jahresabſchluſſe ſich ergebenden 
Reingewinne der Reichsbank wird: 

1. zunächſt den Antheilseignern eine ordentliche Divi- 
dende von dreiundeinhalb Prozent des Grund— 
kapitals berechnet, ſodann 

2. von dem Mehrbetrag eine Quote von zwanzig 
Prozent dem Reſervefonds zugeſchrieben, ſolange 
derſelbe nicht den Betrag von ſechzig Millionen 
Mark erreicht hat, 

3. von dem weiter verbleibenden Reſte den Antheils⸗ 
eignern ein Viertel, der Reichskaſſe drei Viertel 
überwieſen. 

Erreicht der Reingewinn nicht volle dreiundeinhalb 
Prozent des Grundkapitals, ſo iſt das Fehlende aus 
dem Reſervefonds zu ergänzen. 

Das bei Begebung von Antheilsſcheinen der 
Reichsbank etwa zu gewinnende Aufgeld fließt dem 
Reſervefonds zu. 

Dividendenrückſtände verjähren binnen vier Jah⸗ 
ren, von dem Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum 
Vortheile der Bank. 


Artikel 3. 
m § 31 wird der dritte Satz von „Die Mitglieder“ 
bis „gewählt durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

Die Mitglieder und die Stellvertreter werden von 
der Generalverſammlung aus der Zahl derjenigen 
Antheilseigner gewählt, welche auf ihren Namen 
lautende Antheilsſcheine über einen Mindeſtbetrag 
von je neuntauſend Mark beſitzen. 


Artikel 4. 
§ 40 Ziffer 6 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 


6. über die Form, in welcher die Zuſammenberufung 
der Generalverſammlung geſchieht, ſowie über 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVII ©. 486. 
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die Bedingungen und die Art der Ausübung des 
Stimmrechts der Antheilseigner; die Ausübung 
des Stimmrechts darf jedoch nicht durch den 
Beſitz von mehr als einem Antheilsſcheine be⸗ 
dingt, noch dürfen mehr als dreihundert Stim⸗ 
men in einer Hand vereinigt werden, wobei ein 
Antheilsſchein zu dreitauſend Mark dem Rechte 
auf drei Stimmen und ein Antheilsſchein zu 
eintauſend Mark dem Rechte auf eine Stimme 
entſprechen ſoll. 


Artikel 5. 


Der nach Maßgabe der Anlage zum § 9 des Bank— 
geſetzes der Reichsbank zuſtehende Antheil an dem Geſammt⸗ 
betrage des der Steuer nicht unterliegenden ungedeckten 
Notenumlaufs, einſchließlich der ihr inzwiſchen zugewachſenen 
Antheile der unter Nr. 2 bis 11, 15 bis 17, 21 bis 23 
und 25 bis 33 bezeichneten Banken wird auf vierhundert— 
undfünfzig Millionen Mark feſtgeſetzt, unter gleichzeitiger 
Erhöhung des Geſammtbetrags auf fünfhunderteinundvierzig 
Millionen ſechshunderttauſend Mark. 


Artikel 6. 


Dem $ 13 des Bankgeſetzes Ziffer 3 wird unter b nach 

den Worten „des Kurswerthes;“ folgender Satz beigefügt: 
dieſen Pfandbriefen ſtehen gleich andere auf den In⸗ 

haber lautende Schuldverſchreibungen der bezeichneten 
Inſtitute und Banken, welche auf Grund von Dar— 
lehnen ausgeſtellt werden, die an inländiſche kom— 
munale Korporationen oder gegen Uebernahme der 
Garantie durch eine ſolche Korporation gewährt ſind. 


Artikel 7. 


8.41; 

Die Reichsbank darf vom 1. Januar 1901 ab nicht 
unter dem von ihr gemäß § 15 des Bankgeſetzes jeweilig 
öffentlich bekannt gemachten Prozentſatze diskontiren, ſobald 
dieſer Satz vier Prozent erreicht oder überſchreitet. 

Wenn die Reichsbank zu einem geringeren als dem 
öffentlich bekannt gemachten Prozentſatze diskontirt, ſo hat 
ſie dieſen Satz im Reichsanzeiger bekannt zu machen. 
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82, 


Der Bundesrath wird denjenigen Privatnotenbanken 
gegenüber, auf welche die beſchränkenden Beſtimmungen des 
§ 43 des Bankgeſetzes keine Anwendung finden, von dem 
vorbehaltenen Kündigungsrechte behufs Aufhebung der Be— 
fugniß zur Ausgabe von Banknoten zum 1. Januar 1901 
Gebrauch machen, wenn dieſe Banken ſich nicht bis zum 
1. Dezember 1899 verpflichten, vom 1. Januar 1901 ab 

1. nicht unter dem gemäß § 15 des Bankgeſetzes öffent: 

lich bekannt gemachten Prozentſatze der Reichsbank 
zu diskontiren, ſobald dieſer Satz vier Prozent er⸗ 
reicht oder überſchreitet; 


und 


2. im Uebrigen nicht um mehr als einviertel Prozent 
unter dem gemäß § 15 des Bankgeſetzes öffentlich 
bekannt gemachten Prozentſatze der Reichsbank zu 
diskontiren, oder falls die Reichsbank ſelbſt zu einem 
geringeren Satze diskontirt, nicht um mehr als ein⸗ 
achtel Prozent unter dieſem Satze. 


§3. 


Handelt eine Privatnotenbank der nach § 2 eingegangenen 
Verpflichtung entgegen, ſo wird die Entziehung der Befugniß 
zur Notenausgabe gemäß § 50 ff. des Bankgeſetzes durch 
gerichtliches Urtheil ausgeſprochen. 

Mitglieder des Vorſtandes, Vorſteher einer Zweiganſtalt, 
ſonſtige Angeſtellte einer ſolchen Bank, welche für Rechnung 
der Bank, der von ihr eingegangenen Verpflichtung entgegen, 
unter dem nach § 2 zuläſſigen Prozentſatze diskontiren, wer⸗ 
den mit Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark beſtraft. 


Artikel 8. 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, die auf Grund des 
Artikels 1 dieſes Geſetzes auszugebenden neuen Antheilsſcheine 
im Wege öffentlicher Zeichnung zu begeben. 

Die Höhe des bei Begebung der neuen Antheilsſcheine 
zu entrichtenden Aufgeldes und die Friſten für die Einzahlung 
des Gegenwerths beſtimmt der Reichskanzler. 
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Artikel 9. 
81. 
Die Reichsbank zahlt am 1. Januar 1901 an die 
Reichskaſſe einen Betrag, welcher dem Nennwerthe der dann 


noch im Umlaufe befindlichen Noten der vormaligen Preußi— 
ſchen Bank entſpricht. 
§ 2. 


Das Reich erſtattet der Reichsbank diejenigen Beträge, 
zu welchen fie vom 1. Januar 1901 ab Noten der im 81 
bezeichneten Art einlöſt oder in Zahlung nimmt oder mit 
welchen fie für dieſelben nach S 4 des Bankgeſetzes Erſatz 
leiſtet. 

§ 3. 

Vom 1. Januar 1901 ab werden die Noten der vor⸗ 
maligen Preußiſchen Bank bei Feſtſtellung des Notenumlaufs 
der Reichsbank gemäß SS 8, 9, 10 und 17 des Bankgeſetzes 
außer Anſatz gelaſſen. 


Artikel 10. 
Die Artikel 1, 2, 5 und 6 dieſes Geſetzes treten am 
1. Januar 1901 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 7. Juni 1899. 
Wilhelm. 
Graf von Poſadowsky. 


X. 


Das Bulgariſche Handelsgeſetzüuch. 


Franzöſiſche Ueberſetzung von N. A. e 
Philippopel 1898. 


Die vorliegende vom bulgariſchen Juſtizminiſter geneh⸗ 
migte Ueberſetzung des bulgariſchen Rechtsanwalts Dr. Bar: 
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litis verſchafft einem größeren Kreiſe die Kenntniß des am 
1. Januar 1898 in Kraft getretenen neuen Bulgariſchen 
Handelsgeſetzes. 

Es zerfällt in zwei Bücher, von denen erſteres in drei 
Titeln von Kaufleuten, Handelsgeſellſchaften und Handels: 
geſchäften, und von denen letzteres vom Konkurſe handelt. 

Vergleichung ergibt als Quellen des neuen Bulgariſchen 
Handelsgeſetzes das Ungariſche Handelsgeſetz vom 19. Mai 
1875 — in Kraft ſeit dem 1. Januar 1876 —, das Unga⸗ 
riſche Wechſelgeſetz vom Jahre 1876, das Italieniſche Han⸗ 
delsgeſetz vom 31. Oktober 1882 — in Kraft ſeit dem 
1. Januar 1883 — ſowie das auf dieſem beruhende Rumä⸗ 
niſche Handelsgeſetz — in Kraft ſeit dem 1. September 1887. 
Im Einzelnen vertheilt ſich der Antheil der genannten Geſetze 
an dem Bulgariſchen Handelsgeſetz wie folgt: 

Bulgariſches Geſetz: Buch 1 Titel 1 Kapitel 1: Von 
den Kaufleuten = Italien- Rumänien; Kapitel 2 und 3: 
Handelsregiſter und Firma S Ungarn; Kapitel 4: Handels: 
bücher = Gemiſch aus Italien-Rumänien und Ungarn; 
Kapitel 5 und 6: Prokura und Handelsvollmacht, Hand— 
lungsgehilfen = Ungarn. 

Titel 2: Handelsgeſellſchaften = Ungarn; nur in den 
allgemeinen Beſtimmungen über Aktiengeſellſchaften einzelne 
Paragraphen aus Italien-Rumänien. Die Vorſchriften über 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien — die im Ungariſchen 
Geſetz fehlen — lehnen ſich an die Deutſche Aktiennovelle 
vom 18. Juli 1884 an. Die Vorſchriften über fremde 
Aktiengeſellſchaften, ſowie über Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften entſtammen dem Ungariſchen Geſetze. In 
Kapitel 5 Sektion 6: Societes en participation, und Ka⸗ 
pitel 6: Des Obligations, finden ſich aus dem Italieniſchen⸗ 
Rumäniſchen entnommene Beſtimmungen. 

Titel 3: Handelsgeſchäfte, umfaßt Begriff, allgemeine 
Vorſchriften, Abſchluß, Zahlung, Kauf, Kommiſſion, Spe⸗ 
dition, Frachtgeſchäft, Lagergeſchäft, Verlagsgeſchäft, Mäkler, 
Verſicherungen (und zwar gegen Gefahren, Lebens- und 
Rückverſicherung), ein vollſtändiges Wechſelrecht mit Einſchluß 
des Billet à ordre und des Cheque. Mit Ausnahme der 
dem Italieniſchen⸗Rumäniſchen Geſetze entnommenen Be⸗ 
ſtimmungen über den Cheque zeigt ſich enger Anſchluß an 
Ungarn. 

Buch 2: Vom Konkurſe, ſchließt ſich eng an das Ita— 
lieniſche⸗-Rumäniſche Handelsgeſetz an. 
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Den Schluß bilden Uebergangsbeſtimmungen. 
Von einer ſelbſtändigen Darſtellung des Bulgariſchen 
Handelsgeſetzes kann Abſtand genommen werden; es genügt 
sch Hinweis auf folgende Beſprechungen in dieſer Zeit: 
chrift: 
1. Ungariſches Handelsgeſetzbuch, Goldſchmidt in 
Bd. XXI S. 164—172 

2. Ungariſches Wechfelgefeg, Franz von Nagy in 
Bd. XXII S. 204 —21 

3. Das Italieniſche EN F. Mittermaier 
Bd. XXIX S. 132—181. 

Die Abweichungen des Bulgariſchen Handelsgeſetzes 
von ſeinen Quellen ſind unbedeutend; ſie betreffen u. A. 
die Höhe der angedrohten Ordnungs- und Kriminalſtrafen, 
Verjährungs⸗ und andere Friſten. Die Bekanntmachung der 
Handelsregiſter-Eintragungen übt nicht alsbald ihre Wirkung, 
ſondern erſt nach Ablauf von zehn Tagen. 

Anzuerkennen iſt, daß die vorliegende franzöſiſche Ueber⸗ 
ſetzung ſich von einer Reihe von Fehlern freigehalten hat, 
die in der Collection de codes étrangers (Bd. IX: Code 
de commerce Hongrois), einer im Uebrigen durch ihre 
Einleitungen, Anmerkungen und vergleichende Hinweiſe auf 
ſonſtige Geſetze ſehr verdienſtlichen Sammlung, ſich finden. 

Berlin, 3. Juni 1899. 

Dr. Johannes Burchard. 


XI. 
Die Japaniſche Handelsgeſetzgebung. 


1. Entwurf des Japaniſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs, in der vom Oberhaus angenommenen Form. 
Ueberſetzt von Dr. Ludwig Lönholm, Profeſſor 
an der Kaiſerlichen Univerſität Tokyo. 8. (210 S.) 
O. J. Selbſtverlag des Verfaſſers. Bremen, Max 
Nößler. Tokyo und Yokohama, Maruya & Co. 
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2. The Commercial Code of Japan. Trans- 
lated by Dr. Ludwig Lönholm, Professor at 
the Imperial University Tokyo. 8. (189 p.) 
O. J. Bremen, Max Nössler. Tokyo, Maruya 
& Co. Vokohama, Shanghai, Hongkong & Singa- 
pore, Kelly & Walsh Lim. 


3. Code de Commerce de l' Empire du Ja- 
pon. Projet voté par la Chambre des Pairs. 
Traduction par Ludwig Lönholm, Docteur en 
droit, Professeur de droit a l'Université de Tokyo. 
8. (188 p.) 1898. Tokyo et Yokohama, Ma- 
ruya et Co. Paris, Librairie de la Société du 
Recueil General des Lois et des Arrets. 


Ein Handelsgeſetzbuch wurde in Japan ſchon am 
7. Auguſt 1890 erlaſſen. Es ſollte am 1. Januar 1891 
in Kraft treten. Jedoch wurde das Geſetz wieder zurück⸗ 
gezogen, und nur die Theile über die Handelsgeſellſchaften, 
den Wechſel, den Check und den Konkurs wurden nach einer 
Umarbeitung als beſonderes Geſetz am 1. Juli 1893 in 
Kraft geſetzt “). Nunmehr iſt in der Geſchichte jener Kodi⸗ 
fikationsbeſtrebungen ein weiterer bedeutſamer Fortſchritt zu 
verzeichnen: ein neuer Entwurf eines Handelsgeſetzbuches, 
der im Mai 1898 von der Regierung der Volksvertretung 
vorgelegt worden war, iſt vom Oberhauſe unverändert an⸗ 
genommen worden. Ehe er aber ſeinen Weg durch das 
Unterhaus zurückgelegt hatte, wurde das Parlament auf: 
gelöſt. 

Lönholm, dem man bereits eine Darſtellung der vor: 
hin genannten ſchon geſetzlich geregelten Materien in deutſcher 
Sprache verdankt !), hat es unternommen, jenen Entwurf 
ins Deutſche, Engliſche und Franzöſiſche zu überſetzen. Re⸗ 
ferent glaubt, an dieſer Stelle von einer Beurtheilung des 
Entwurfes an ſich Abſtand nehmen und ſich auf die Anzeige 
der Ueberſetzungen beſchränken zu ſollen. Denn einerſeits 
iſt es zweifelhaft, ob Bemerkungen jener Art jetzt noch prak⸗ 
tiſchen Werth haben würden, und andererſeits wird ſich dieſe 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 125 ff. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 39 
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Zeitſchrift der eingehenden Berichterſtattung über den Geſetz 
gewordenen Entwurf kaum entziehen können. Nur den Hin⸗ 
weis will Referent ſich nicht verſagen, daß der Entwurf 
vollkommen auf der Grundlage des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches ruht, wenn auch in Einzelheiten die Ein⸗ 
wirkung anderer Rechte, zumal des franzöſiſchen, ſowie 
japaniſche Eigenthümlichkeiten nicht verkennbar ſind. | 

Die Vorrede zu der deutſchen und der engliſchen Ueber: 
ſetzung iſt im Juni, die zu der franzöſiſchen am 20. Juli 
des vorigen Jahres geſchrieben, alſo nur einige Wochen, 
nachdem der Regierungsentwurf ans Parlament gelangt war. 
In der That tragen die Ueberſetzungen offenſichtlich Spuren 
der Eile an ſich. 

Folgende Beiſpiele mögen angeführt werden: 

Nach Art. 5 ift eine gewiſſe Thatſache „einzutragen“ 
(„must be registered“, „doit &tre enregistré“), ohne daß 
ſich aus jenem Artikel oder den ihm vorhergehenden ergibt, 
wo die Eintragung zu geſchehen hat (vgl. auch Art. 537); 
Art. 7 Abſ. 1 iſt fo überſetzt: „Wenn ein Vormund für den 
Mündel ein Handelsgewerbe betreibt, ſo iſt dies in das 
Handelsregiſter einzutragen;“ „When a guardian 
carries on a commercial business for his ward, such fact 
must be registered“; „Un tuteur, qui fait du com- 
merce pour le compte de la personne soumise à sa tu- 
telle, doit enregistrer ce fait“ (der Vormund ſoll ein⸗ 
tragen?). In Art. 8 wird ſtatt „Kleinkaufleute“ (petty 
traders, petits marchands) geſagt: Minderkaufleute. In 
Art. 20 wird von „ungehörigem Wettbewerb“ geſprochen 
(„improper competition“; „concurrence déloyale“), obgleich 
der deutſche Ausdruck „unlauterer Wettbewerb“ iſt. Art. 49 
lautet: „Für die Errichtung der offenen Handelsgeſellſchaft 
iſt die Anfertigung eines Geſellſchaftsvertrages (!!) 
erforderlich“; „The formation of an ordinary partnership 
must be by a written contract“; „La formation de 
la société en nom collectif se fait par un contrat de 
société.“ In Art. 278 wird geſprochen von dem „Schuld— 
ner einer Forderung an Order oder auf den In: 
haber“ („debiteur d’effets endossables ou au porteur“; 
„debtor on an obligation performable to order or to 
bearer‘). In Art. 334 wird „Frachtbrief“ gejagt ſtatt: 
Ladeſchein („bill of lading“; „bulletin de chargement“). 
Art. 682 Abſ. 1 lautet: „Ein eingetragenes Schiff kann i m 
Wege der Hypothek verpfändet werden“ („A registered 
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ship can be mortgaged“; „Le navire enregistré peut 
etre l'objet d'une hypothèque“); Art. 684: „Ein einge: 
tragenes Schiff kann nicht im Wege des Fauſtpfandes 
verpfändet werden“ („A registered ship cannot be pled- 
ged“; „Un navire enregistré ne peut devenir objet d'un 
gage“). 

Trotz ſolchen Mängeln ſind die Werke aber wohl zur 
Erfüllung ihres Zweckes geeignet, und wer ſich ohne Kennt⸗ 
niß der japaniſchen Sprache mit dem Inhalte des Entwurfes 
bekannt machen will, wird Lönholm ſicherlich Dank wiſſen. 
Hoffentlich veröffentlicht Lönholm feiner Zeit recht korrekte 
Ueberſetzungen des Geſetzes ſelbſt. 


Berlin. Paul Rehme. 


Rechtsſprüche. 


— 


IV. 


Zeichnung eines Betrages zur Deckung eines bei Ausführung 
eines Unternehmens (Gewerbeansſtellung) ſich ergebenden 
Fehlbetrages. Garantievertrag. Garanten und Garantie: 
empfänger. Perein der Garanten. Geltendmachung der 
von dem Garanten übernommenen Perpflichtung. 
Rechnungslegung. 


Urtheil des 3 I. Civil⸗Senat vom 
8. Januar 1899. 


Gegen Ende des Jahres 1892 hatte eine Anzahl Ber⸗ 
liner Bürger beſchloſſen, im Jahre 1896 eine Berliner 
Gewerbeausſtellung zu veranſtalten. Zu dem Ende wurden 
zunächſt ein proviſoriſches Komite und ein proviſoriſcher Ar⸗ 
beitsausſchuß gebildet, von denen die erſten vorbereitenden 
Schritte unternommen werden ſollten. Im Frühjahr 1893 
wurde die endgiltige Organiſation dahin feſtgeſetzt, daß die 
Angelegenheiten der Ausſtellung von drei Organen, dem 
Arbeitsausſchuß, dem geſchäftsführenden Ausſchuß und dem 
Geſammtvorſtande, beſorgt würden. Nach Maßgabe des Or⸗ 
ganiſationsplans war der Arbeitsausſchuß die direkt arbeitende 
und verwaltende Behörde. Er beſtand aus Kommerzienrath 
K., Baumeiſter F., Geh. Rath G., zugleich war beſtimmt, 
daß eine etwaige Vakanz durch Wahl des Geſammtvorſtandes 
auf Vorſchlag des geſchäftsführenden Ausſchuſſes zu ergänzen 
ſei. Der geſchäftsführende Ausſchuß war die den Arbeits⸗ 
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ausſchuß kontrollirende Behörde. Ihm ſollten alle Fragen 
der Organiſation, ſowie Fragen von prinzipieller Bedeutung 
zur Entſcheidung vom Arbeitsausſchuß unterbreitet werden, 
ſoweit ſolche nicht dem Geſammtvorſtande vorbehalten waren. 
Er beſtand zunächſt aus neun Mitgliedern, beſaß aber das 
Recht, ſich durch Kooptation auf Vorſchlag des Arbeits⸗ 
ausſchuſſes bis auf ſiebzehn Mitglieder zu verſtärken. Der 
Geſammtvorſtand wurde Anfangs aus ſiebenundvierzig Per⸗ 
ſonen gebildet, ſeine Mitgliederzahl war aber unbeſchränkt. 
Die Kooptation ſollte durch den geſchäftsführenden Ausſchuß 
auf Antrag des Arbeitsausſchuſſes geſchehen. Ihm lag die 
Entſcheidung wichtiger, prinzipieller Fragen, ſo namentlich 
der Lokalfrage und der Beſchaffung des Garantiefonds, ob. 
Seine Beſchlußfähigkeit war durch die Anweſenheit von einem 
Drittel ſeiner Mitglieder bedingt: bei Stimmengleichheit gab 
die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Sämmtliche 
Mitglieder des Arbeitsausſchuſſes und des geſchäftsführenden 
Ausſchuſſes gehörten ihm an. 

Behufs Deckung eines etwaigen Fehlbetrages wurden 
demnächſt von einer größeren Anzahl Perſonen Garantie⸗ 
zeichnungen entgegengenommen. Nachdem alsdann im Mai 
1894 in Folge einer allgemeinen Agitation beſchloſſen worden 
war, die Ausſtellung nicht, wie bis dahin beabſichtigt, in 
Lietzenſee, ſondern in Treptow abzuhalten, und ſich mit Rück⸗ 
ſicht hierauf der bisherige Geſammtvorſtand aufgelöſt, gleich⸗ 
zeitig aber ein neuer, vorwiegend aus denſelben Perſonen 
beſtehender Geſammtvorſtand gebildet hatte: wurden die 
Zeichner unter ausdrücklichem Hinweis auf die Ungiltigkeit 
der eingegangenen Verpflichtungen erſucht, ihre früheren 
Zeichnungen aufrecht zu halten und zu beſtätigen. Die alten 
Zeichnungen wurden darauf durch andere, in allen weſent⸗ 
lichen Beziehungen mit ihnen übereinſtimmende Scheine er— 
ſetzt, die den folgenden Wortlaut haben: 


Zeichnungsſchein 
zum 
Garantiefonds der Berliner Gewerbe⸗ 
Ausſtellung 1896. 


Zu dem vorgedachten Garantiefonds zeichne = 


hiermit 
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Mark 
in Worten: 
ich mich 
wir uns 
nachfolgenden Bedingungen unterwerfen. 


indem ausdrücklich und vorbehaltlos den 


Der Garantiefonds ſoll nur zur Deckung eines 
etwaigen Fehlbetrages bei dem Unternehmen dienen. 
Er darf alſo nur in Anſpruch genommen werden, 
inſofern und inſoweit die aus dem Unternehmen ſelbſt 
fließenden Einnahmen und die von der Stadt Berlin 
oder von ſtaatlichen Behörden, Korporationen und 
überhaupt von dritter Seite zu gewährenden Zuſchüſſe 
zur Deckung der ſämmtlichen Ausgaben des Unter⸗ 
nehmens nicht ausreichen. Iſt der Fehlbetrag ge⸗ 
ringer als die Geſammtſumme des Garantiefonds, ſo 
haften die Zeichner nach Verhältniß der gezeichneten 
Beträge; in keinem Falle kann aber ein Zeichner über 
den gezeichneten Betrag hinaus in Anſpruch genom⸗ 
men werden. 

Auf etwaige Ueberſchüſſe des Unternehmens haben 
die Zeichner keinen Anſpruch; ſolche ſollen vielmehr, 
ſoweit nicht etwa die Rückvergütung von Platzmiethen 
ſtattfindet, nach der Beſtimmung des Geſammtvor⸗ 
ſtandes dieſer Ausſtellung verwendet werden. Als 
Berechtigte ſteht den Zeichnern der aus den Herren 
Kommerzienrath F. K., Baumeiſter B. F. und Ge⸗ 
heimer Kommerzienrath L. M. G. beſtehende Arbeits⸗ 
ausſchuß der Berliner Gewerbeausſtellung von 1896 
gegenüber. 

Der Geſammtvorſtand der Berliner Gewerbe⸗ 
ausſtellung 1896 iſt deshalb berechtigt, nach Auf⸗ 
ſtellung der Schlußrechnung des Unternehmens die 
gezeichneten Beträge, ſoweit erforderlich, durch den 
Arbeitsausſchuß einzufordern, und ſind alsdann die 
Zeichner verpflichtet, binnen 14 Tagen nach Empfang 
der Aufforderung Zahlung zu leiſten. 

Scheidet Eines der Mitglieder des Arbeitsaus⸗ 
ſchuſſes aus, ſo hat der Geſammtvorſtand ein neues 
Mitglied an ſeine Stelle zu wählen, auf welches die 
Rechte des ausgeſchiedenen ala er 

Berlin, den 
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Auch die Beklagten haben Zeichnungen unter Einfügung 
von Garantiebeträgen verſchiedener Höhe vollzogen. 

Im Herbſt 1896 iſt die Ausſtellung geſchloſſen worden. 
Unter dem 16. Juni 1897 hat der Arbeitsausſchuß eine 
Schlußrechnung aufgeſtellt, die den Fehlbetrag von 1,900,000 
Mark aufweiſt. Der geſchäftsführende Ausſchuß hat ſeine 
beiden Mitglieder R. und S. mit deren Prüfung beauftragt; 
und dieſe Prüfung iſt an der Hand der Bücher und Belege 
von ihnen vorgenommen. Auch hat der gerichtliche Bücher— 
reviſor S. die folgende Beſcheinigung ertheilt: 

Ich habe die von dem Arbeitsausſchuß der Ber: 
liner Gewerbeausſtellung 1896 geführten Geſchäfts⸗ 
bücher einer eingehenden Prüfung unterworfen, und 
die dem notariellen Protokoll vom 10. Juli 1897 
beigefügte Rechnung (d. i. die hier fragliche Rechnung) 
mit dieſen Büchern verglichen. Hiernach beſtätige ich, 
daß dieſe Rechnung mit den Büchern der Berliner 
Gewerbeausſtellung 1896 übereinſtimmt, daß dieſe 
Bücher nicht nur ordnungsmäßig, ſondern geradezu 
muſterhaft geführt ſind, und beſtätige ich hiernach 
die rechneriſche Richtigkeit der vorgedachten Abrech— 
nung 


In der Sitzung des Geſammtvorſtands vom 29. Juni 
1897 hat der Arbeitsausſchuß nunmehr unter Modifikation 
ſeines urſprünglich angekündigten, auch auf eine Genehmi: 
gung der Schlußrechnung ſeitens des Geſammtvorſtandes 
gerichteten Vorſchlags die folgenden Anträge zur Beſchluß— 
faſſung vorgelegt: 

Wir, der unterzeichnete Arbeitsausſchuß und der 
geſchäftsführende Ausſchuß, beantragen, nachdem die 
Aufſtellung der obigen Schlußrechnung durch den 
Arbeitsausſchuß und deren Prüfung und Genehmigung 
durch den geſchäftsführenden Ausſchuß erfolgt iſt, zu 
beſchließen: 

a) Der Geſammtvorſtand der Berliner Gewerbe⸗ 
ausſtellung 1896 erkennt an, daß die im Zeich— 
nungsſchein zum Garantiefonds der Berliner 
Gewerbeausſtellung 1896 vorgeſehene Schluß— 
rechnung unter dem 15. Juni 1897 von dem 
Arbeitsausſchuß gelegt iſt, und beſchließt, den⸗ 
ſelben zu beauftragen, von den Garantiefonds⸗ 
zeichnern je fünfzig Prozent der von ihnen ge— 
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zeichneten Beträge in Gemäßheit des Inhalts des 
vorbezeichneten Zeichnungsſcheins einzufordern. 
b) Ferner beſchließt der Geſammtvorſtand, den Ar⸗ 
beitsausſchuß zu ermächtigen, nach Einziehung 
der fünfzig Prozent des Garantiefonds etwa ver⸗ 
bleibende Ueberſchüſſe unter die Garantiefonds⸗ 
zeichner nach Maßgabe der Höhe ihrer Zeichnungs— 
beträge zu vertheilen, ſowie etwa erforderliche 
Nachſchüſſe feſtzuſetzen und einzufordern. 
Dieſe Anträge waren einſtimmig angenommen worden. 
Bei der Ermittlung des einzuziehenden Prozentſatzes wurde 
der Garantiefonds mit einer Summe von 1,800,000 Mark 
eingeſtellt, obwohl im Ganzen 4,457,950 Mark gezeichnet 
waren. Der Unterſchied gründete ſich darauf, daß man es 
für geboten hielt, wegen Vermögensverfalls der Zeichner, 
wegen anſcheinender Unverbindlichkeit der Zeichnungen oder 
aus ſonſtigen beſonderen Gründen den Betrag von 657,950 
Mark vorläufig abzuſetzen. 


Eine Anzahl der Garanten weigerte die Einzahlung. 
Die drei Mitglieder des Arbeitsausſchuſſes erhoben gegen die 
zögerlichen Garanten die Klage. Es erfolgte die Verurthei⸗ 
lung in den drei Inſtanzen. Aus dem Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts ſind folgende Stellen mitzutheilen: 


Die Vorinſtanzen haben die Aftivlegitimation der Kläger 
mit Recht vorausgeſetzt. Nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
des Zeichnungsſcheins ſollen die drei Kläger, die den Arbeits⸗ 
ausſchuß der Berliner Gewerbeausſtellung gebildet haben, 
den Zeichnern als Berechtigte gegenüber ſtehen. Weil ſich 
diejenigen Perſonen, von denen die Ausſtellung veranſtaltet 
wurde, nicht zu einer Subjektsgemeinſchaft zuſammen ge⸗ 
ſchloſſen hatten, ſind die nothwendig entſtehenden obligato⸗ 
riſchen Rechtsverhältniſſe nach ihrer formalen Seite auf ein⸗ 
zelne beſtimmte Rechtsperſönlichkeiten abgeſtellt worden, die 
zur Ausübung der Befugniſſe, die ſubſtantiell der Gemein: 
ſchaft gebührten, berufen ſein ſollten. Dieſe Rechtsgeſtaltung 
verliert darum noch nichts von ihrer Wirkſamkeit, weil die 
Kläger nur auf Weiſung des Geſammtvorſtandes zur Er— 
hebung der Schuldpoſten ſchreiten durften und weil ſich aus 
dem Verpflichtungsverhältniſſe ſelber ergab, daß ſie nicht zu 
ihrem eigenen Beſten und Vortheil handelten. Jenes ent⸗ 
hielt bloß eine Beſchränkung rückſichtlich der praktiſchen 
Geltendmachung der begründeten Forderungsrechte, die, weil 
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in die Garantieerklärung aufgenommen, von den Schuldnern 
im Wege der Einrede vorgeſchützt werden konnte, aber das 
Daſein des Klagerechts nicht berührte. Dieſes erwies, daß 
die Kläger nur in einer beſtimmten, ſie zugleich unter be— 
ſtimmte Verbindlichkeiten ſtellenden Funktion kontrahirten, 
ohne daß darum aber ihre Rechtsſtellung gegenüber den 
Schuldnern eine beſondere Verſchiebung erleiden müßte. Die 
ſchon hiermit angedeutete Eigenart des Verhältniſſes tritt 
namentlich auch darin hervor, daß ihnen die Forderungs⸗ 
berechtigung aus der Garantieübernahme nur zugewieſen iſt, 
ſofern und ſo lange ſie Mitglieder des Arbeitsausſchuſſes 
ſein würden. Sie haben die Anſprüche alſo nicht als Einzel⸗ 
perſonen, ſondern nur in ihrer Verbindung zu einer that: 
ſächlichen Einheit erworben. Und wer von ihnen aus dieſer 
Verbindung ſich löſte, der war damit zugleich aus der 
Gläubigergemeinſchaft geſchieden. Die ungewöhnliche Quali⸗ 
fikation des Gläubigerrechts führt aber nicht zur Verneinung 
eines giltigen Gläubigerrechts. Das Recht läßt unter Um⸗ 
ſtänden auch eine Gläubigerſchaft zu, die an ein beſtimmtes 
Verhältniß geknüpft iſt; dergeſtalt, daß ſie von Jedem, der 
darin ſteht, aber auch nur von dieſem erworben oder be— 
hauptet wird. Es erſcheint denkbar, ſich einer Perſon ledig⸗ 
lich in einer beſtimmten ihr zukommenden Eigenſchaft und 
zugleich der ganzen Perſonenreihe, die durch die Erlangung 
dieſer ihrer Eigenſchaft an ihre Stelle treten möchte, ver⸗ 
tragsmäßig zu verpflichten. Das entſpricht jedenfalls info: 
weit, als es ſich um die Verpflichtungen gegenüber den 
Veranſtaltern allgemeiner Sammlungen oder Leitern gewerb⸗ 
licher Unternehmungen ohne eigene und ſelbſtändige Rechts⸗ 
ſubjektivität handelt, einem unabweislichen Verkehrsbedürfniſſe 
der Gegenwart. Der rechtlichen Betrachtung drängt ſich hier 
von ſelber die Analogie der Anſtalt auf. Wie die Vorſteher 
eines zu beſonderen Zwecken ausgeſchiedenen und in ſich 
zuſammengeſchloſſenen Vermögenskomplexes mit Rechtswirkung 
für dieſes Vermögen und unter Beſchränkung darauf kon⸗ 
trahiren können, ſo ſind auch die Kläger als Vertreter und 
Träger fremder Vermögensintereſſen im Verkehrsleben thätig 
geweſen und thätig. Die Rechtsakte, die ſie vollziehen, führen 
zur Verhaftung des von ihnen verwalteten Vermögens, und 
das finanzielle Ergebniß der durch ſie ausgeübten Befugniſſe 
fließt kraft einer von Anfang geſetzten Zweckbeſtimmung und 
darum mit Nothwendigkeit in eben dieſes Vermögen. Iſt 
der Gewerbeausſtellung der Charakter der Rechtsperſönlichkeit 
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auch nicht verliehen, ſo iſt doch ein ſelbſtändiger Vermögens⸗ 
inbegriff vorhanden, zu deſſen Laſten und Gunſten rechts⸗ 
wirkſam gehandelt werden kann. Die Geſtaltung des mo— 
dernen Wirthſchaftslebens hat zur Bildung und Entwicklung 
von Unternehmungen großen Stiles geführt, die ſich nicht 
begrifflich ſchlechthin in die eine oder die andere der gegebenen 
Rechtskategorien eingliedern und dann nach den dafür gil⸗ 
tigen Regeln behandeln laſſen, deren Anerkennung das Recht 
ſich aber inſoweit nicht zu entziehen vermag, als in den 
Dienſt der Allgemeinheit geſtellte Unternehmungen und darum 
Unternehmungen von gewiſſem Umfange und gewiſſer Dauer 
in Frage kommen. 

Die Gläubigerſchaft, die durch die Zugehörigkeit zum 
Arbeitsausſchuſſe bedingt iſt, entbehrt auch keineswegs der 
erforderlichen Beſtimmbarkeit. Denn es iſt einem ausdrück⸗ 
lich namhaft gemachten Ausſtellungsorgane, dem Geſammt— 
vorſtande, die beim Ausſcheiden eines Mitgliedes nöthig 
werdende Neuwahl übertragen. Es iſt rechtlich ohne Be: 
deutung, daß ſich die Zuſammenſetzung des Geſammtvorſtands 
aus den Garantieſcheinen nicht ergibt. Entſcheidend iſt einzig 
das Daſein eines ſolchen Organs. Und überdies iſt auch in 
den für die Ausſtellung giltigen Organiſationsbeſtimmungen 
ausreichend rückſichtlich ſeiner Bildung Vorſorge getroffen. 
Die Garanten haben ſich aber ſelber das Recht der Mit⸗ 
wirkung nicht gewahrt, ſondern ſich mit der Art ſeiner Ge— 
ſtaltung ſtillſchweigend einverſtanden erklärt. Sie können 
deshalb die Hinfälligkeit ihrer Verpflichtung nicht daraus 
herleiten, daß ſie ihrerſeits die Wahl der Vorſtandsmitglieder 
nicht vorgenommen haben oder aus den Zeichnungsſcheinen 
nichts über ihn zu erſehen vermögen. 

Insbeſondere iſt auch das Verlangen der Beklagten 
nach vorgängiger Rechnungsablage nicht begründet. Die 
ökonomiſche Bedeutung des Garantievertrags beſteht in der 
unentgeltlichen Uebernahme des Riſikos für eine fremde 
Unternehmung, deren Ausführung durch ſie ermöglicht oder 
erleichtert werden ſoll. Ganz weſentlich eine Schöpfung der 
geſteigerten Verkehrsentwicklung der letzten Jahrzehnte, kann 
er nicht einfach in einer der vom Römiſchen Rechte durch— 
gebildeten Vertragsſchablonen untergebracht werden. Er 
ſteht unter ſeinem eigenen Recht, deſſen Entwicklung noch 
nicht zum Abſchluß gelangt iſt. Es erſcheint daher als un— 
zutreffend, aus irgend welchen verwandten Rechtsinſtituten 
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unmittelbare Rückſchlüſſe auf die durch den Garantievertrag 
geſchaffene Rechtslage ziehen zu wollen. So werden denn 
auch bei der Beantwortung der Frage, ob die Garanten 
vor der Zahlungsleiſtung eine eigentliche Rechnungsablage 
fordern können, Weſen und Zweck der eingegangenen Ver⸗ 
pflichtung nicht außer Augen geſetzt werden dürfen. Frei⸗ 
lich iſt grundſätzlich daran feſtzuhalten, daß dem Garanten, 
der aus der Garantie haftbar gemacht wird, der Eintritt 
des Garantiefalles nachgewieſen werden muß, daß alſo ſeine 
Zahlungspflicht erſt beſteht, wenn ihm der Fehlbetrag, deſſen 
Deckung er übernommen hat, klargelegt iſt. Hierfür bietet 
ſich denn als das gegebene Mittel die Rechnungsablage dar. 
Daß ihre Nothwendigkeit im Einzelfalle mit der Idee des 
Rechtsverhältniſſes im Widerſpruch ſtehe, kann nicht zuge⸗ 
geben werden. Allerdings liegen die Beziehungen zwiſchen 
dem Garantieempfänger und dem Garanten nicht auf der⸗ 
ſelben rechtlichen Linie wie die Beziehungen zwiſchen dem 
Mandanten und dem Mandatar. Damit iſt aber noch nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Garantieempfänger nicht in irgend 
welcher Form Rechnung zu legen hat. Und namentlich in 
ſolchen Fällen, in denen die Unternehmung nicht mit eigenen 
Vermögen, ſondern geſtützt auf den durch die Garantie: 
verpflichtung erlangten Kredit ins Leben gerufen wurde, 
würde dies an und für ſich nicht als unſachgemäß erſcheinen. 
Dazu müßte dann jedoch eine beſondere Form gefunden und 
aufgeſtellt ſein. 

Die Zeichner haben ſich nun nicht zu einer organiſirten 
Geſammtheit zuſammen geſchloſſen, ſondern ſtehen der Aus⸗ 
ſtellungsleitung als ebenſo viele Einzelne gegenüber. Es 
iſt aber, ſoll anders der Zweck der Zeichnung nicht gänzlich 
verfehlt ſein, praktiſch unmöglich, daß jedem Garanten vor 
der Zahlung Rechnung abgelegt wird. Die finanzielle Baſis 
der heutigen Induſtrieausſtellungen beruht ausſchließlich oder 
doch weſentlich auf dem gezeichneten Garantiefonds. Sie 
haben keine weiteren Hilfsquellen, während gleichzeitig die 
erheblichſten Mittel zur Deckung ihrer Bedürfniſſe erforder⸗ 
lich ſind. In welchem Verhältniß die Einnahmen zu den 
größtentheils ſchon vor ihrer Gewinnung erwachſenen Aus⸗ 
gaben ſtehen, hängt von Umſtänden ab, die ſich aller Be: 
rechnung entziehen. Der weitreichende unentbehrliche Kredit 
läßt ſich daher nur durch die Schaffung beſonderer Sicher: 
heiten erlangen. In dieſer Richtung liegt eben die Funktion 
der den Leitern des Unternehmens gegenüber eingegangenen 


608 Rechtsſprüche. 


Garantieverpflichtung. Der Banquier, der das fehlende Be: 
triebskapital vorſchießt, und die Lieferanten, die auf Bezah⸗ 
lung ihrer Arbeiten warten, finden gleichmäßig die Sicherung, 
die das Unternehmen an und für ſich nicht bietet, in den 
auf Grund der Garantie erreichbaren Einſchüſſen. Daraus 
erhellt aber ſofort, daß die Realiſirung der Anſprüche aus 
dem Vertrage unmöglich durch die Genehmigung der Schluß— 
rechnung ſeitens der einzelnen Garanten bedingt ſein kann. 
Die Garantie wäre dann in den Augen des praktiſchen Ge: 
ſchäftsmannes nicht länger fähig, als Grundlage einer um: 
faſſenderen Kreditgewährung zu dienen. Gerade die Aufgabe, 
zu deren Erfüllung ſie geſchaffen iſt und in deren Erfüllung 
ihre eigentliche Weſensäußerung beſteht, bliebe unerfüllt. 
Der Kreditgeber kann nicht die Thatſache der Zahlung oder 
die Erſtattung ſeines Vorſchuſſes von der glücklichen Durch⸗ 
führung zahlreicher und weitſchichtiger Rechnungsprozeſſe, 
deren Schickſal ungewiß und vielleicht verſchieden iſt, ab⸗ 
hängig ſein laſſen. 

Dieſen Verhältniſſen iſt hier denn auch Rechnung ge: 
tragen. Es iſt eine beſondere Behörde eingeſetzt worden — 
der Geſammtvorſtand —, die das Wohl der Geſammtheit 
im Auge haben ſollte und ſich als eine Vertretung der 
Intereſſen aller an der Ausſtellung betheiligten Perſonen 
darſtellt. Ihn haben die Garanten nach Maßgabe der 
Garantieerklärung ermächtigt, die gezeichneten Beträge, ſo 
weit erforderlich, nach Aufſtellung der Schlußrechnung ein⸗ 
zuziehen oder einziehen zu laſſen. Zutreffend hat das Be⸗ 
rufungsgericht hieraus gefolgert, daß dem Geſammtvorſtande 
die Beſtimmung der geſchuldeten Beitragsquote oblag und 
obliegen ſollte. Daß eine Stipulation ſolcher Art die Gil⸗ 
tigkeit der übernommenen Verpflichtung nicht beeinträchtigt, 
verſteht ſich von ſelber. Da es ebenſo wenig nach Preußi⸗ 
ſchem wie nach gemeinem Rechte als unſtatthaft gilt, dem 
eigenen Mitkontrahenten die Feſtſtellung des genaueren In⸗ 
halts einer nach ihrem Höchſtbetrage gegebenen Verbindlich⸗ 
keit einzuräumen, ſo wird auch die dem Geſammtvorſtande 
gewährte Befugniß nicht in Frage geſtellt werden können. 
Bei der Ausſchreibung der Beitragsquoten durfte dieſer nun 
aber nicht nach Willkür verfahren. Die Garanten haben 
ſich nicht bedingungslos in ſeine Hände gegeben. Vielmehr 
war es ſeine Aufgabe, ihre Intereſſen zu beachten und in 
verſtändiger Weiſe mit den Intereſſen des Unternehmens in 
Einklang zu bringen. Er konnte ſich auch inſofern einer 
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Berückſichtigung und Anerkennung der Schlußrechnung nicht 
entziehen, als ſie gerade nach dem Inhalt der Garantie⸗ 
bedingungen die Grundlage ſeiner Feſtſtellung bilden ſollte. 
Wenn im Zeichnungsſchein ausgeſprochen wurde, daß die 
Einziehung der Beiträge „nach Aufſtellung der Schlußrech⸗ 
nung“ zu geſchehen habe, ſo wurde damit nicht eine bloße 
Zeitbeſtimmung getroffen oder eine rein formale Voraus⸗ 
ſetzung für die Zahlungspflicht der Garanten gegeben. Die 
Aufſtellung der Schlußrechnung war für ſie auch ſachlich 
von Bedeutung; und die Beſtimmung, daß ſie vorangehen 
müſſe, diente dazu, ein gewiſſes Maß von Sicherheit gegen 
ungerechtfertigte Erhebungen zu bieten. Die Schuldſumme 
ſollte nicht nur nach Ablage der Rechnung, ſondern auch 
auf Grund der Rechnung feſtgeſtellt werden. Und das 
macht ihre Anerkennung zu einer Nothwendigkeit. Es war 
dem Vorſtande ſchlechthin unmöglich, die nach Maßgabe der 
Schlußrechnung erforderliche Quote zu ermitteln, wenn er 
die Schlußrechnung ſelber nicht gelten laſſen wollte. In 
dieſer Richtung hat er aber nach den thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Vorinſtanz das für die Ausſchreibung der 
zum Garantiefonds zu leiſtenden Beiträge Erforderliche ge— 
than. Daraus, daß er keine Einwendungen erhoben und 
nach dem ſchlußrechnungsmäßigen Fehlbetrage die nöthige 
Beſtimmung über die Zahlungspflicht der Garanten getroffen 
hat, folgt unabweislich ſein Wille, das Ergebniß der Schluß: 
rechnung ſeinerſeits als das geeignete und der Sachlage 
entſprechende Subſtrat für dieſe Beſtimmung anzuerkennen. 
Ob er dabei ſeiner Prüfungspflicht im ganzen Umfange und 
mit der Sorgfalt eines gewiſſenhaften Geſchäftsmannes ge⸗ 
recht geworden iſt, kann hier nicht zur Erörterung verſtellt 
werden. Ob er glaubte, jeden Rechnungspoſten auf ſeine 
ſachliche Ordnungsmäßigkeit hin unterſuchen zu ſollen, oder 
ob er im Vertrauen auf die Zuverläſſigkeit der Geſchäfts⸗ 
führung die Rechnung in Bauſch und Bogen anerkannte: 
davon können die Beklagten die Zahlung der Fehlbeträge 
zum Garantiefonds nicht abhängig machen. Inſoweit haben 
ſie ihm eine Vertrauensſtellung eingeräumt und ſeinem 
billigen Ermeſſen keine beſonderen Schranken gezogen. Der 
Beſchluß, den er auf Grund der ihm abgelegten und von 
ihm nicht beanſtandeten Schlußrechnung gefaßt hat, iſt für 
ihre Zahlungsverbindlichkeit gemäß ihrem eigenen Willen 
entſcheidend. Zwar würde dieſer Beſchluß, wenn ſich der 
Vorſtand bei deſſen Gewinnung einer offenbaren Unbilligkeit 
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ſchuldig gemacht und das in ihn geſetzte Vertrauen gemiß⸗ 
braucht haben ſollte, möglicher Weiſe der Anfechtung unter⸗ 
liegen. Aus den Vorträgen der Parteien und den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsgerichts läßt ſich aber kein Anhalt 
dafür entlehnen, daß das Ergebniß in ſolcher Weiſe zu 
Ungunſten der Beklagten beeinflußt ſei. 


K. 
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Es iſt ein gewiß ſeltener Fall, daß ein ſtreng wiſſenſchaftliches 
Werk aus dem Gebiete der Botanik eine Ausbeute für die Rechtsgeſchichte 
liefert; da aber die Tulpe im 17. Jahrhundert der Gegenſtand von 
Börſenſpekulationen und Differenzgeſchäften war, ſo berührt ſich die Ge⸗ 
ſchichte der Gartentulpe mit der Entwicklung der rechtsgeſchäftlichen For⸗ 
men, in welche ſich die Spekulation auf Kursgewinn kleidete. Der Ver⸗ 
faſſer der hier beſprochenen Monographie iſt an dieſen Erſcheinungen nicht 
vorüber gegangen, ſondern hat ſie aus Urkunden und Berichten jener Zeit 
dargeſtellt und aufzuklären verſucht. Obgleich dieſe Quellen gedruckt find, 
fo find fie doch fo ſelten und in Deutſchland fo wenig bekannt, daß ein 
Hinweis auf ſie in dieſer Zeitſchrift nicht überflüſſig ſein dürfte. 

In erſter Linie kommt in Betracht eine anonyme Schrift von 1637, 
dem Jahre, in welchem der Schwindel in Tulpenzwiebeln ein jähes Ende 
nahm. Sie iſt abgefaßt in der Form von drei Geſprächen, welche zwei 
ungebildete Einwohner Harlems über dieſen Gegenſtand führen; ſie hat 
den Titel: T' Samenspraecken tusschen Waermondt ende Gaergodt 
ropende opkomste ende ondergang van Flora. Gedruckt te Harlem 
by Adriaan Roman anno 1637. Eine zweite Ausgabe erſchien Amſter⸗ 
dam 1643, eine dritte Harlem 1734. Es iſt eine Spottſchrift, welche die 
Vorgänge ſchildert, ohne auf ihre juriſtiſche Würdigung einzugehen. Zur 
Ergänzung der T' Samenspraecken dienen die Angaben bei Th. Schre- 
vel, Harlemias or eerste stichting der stad Harlem, 1647 (2. Aus⸗ 
gabe 1754), von N. de Wassenaer, Historisch Verhael aller ge- 
denkwaerdigter Geschiedenissen 1623 1625, und von Abraham 
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Munting, Waare Oeffening der Planten, Amsterdam 1672, p. 629. 
Eine Darſtellung, welche auf dem Waermondt ende Gaergodt beruht, iſt 
in eine verbreitete Chronik übergegangen, welche den Titel führt: Mete- 
ranus novus, d. i. Niederländiſcher Hiftorien vierter Theil, Lib. 47 —55, 
Amſierdam 1640, Lib. 55 p. 518 ff. Hieraus hat fie Joh. Marquardt, 
De jure mereatorum et commerciorum singulari, Francof. 1662, 
Vol. I p. 181 entnommen, und aus dieſem Werke ſchöpften alle jpäteren 
Schriftſteller bis in die neueſte Zeit. Eine neue gründliche, auf den 
Quellenwerken beruhende Darſtellung enthält die Abhandlung von Sautyn- 
Kluyt, De Tulpen en Hyacinthenhandel, in den Mededeelingen van 
de Maatschappy der Nederlandschen Letterkunde te Leiden, 1865, 
1866, p. 1—71, zu deren Ergänzung eine anonyme Kritik im Neder- 
landsche Spectator vom 2. März 1867 dient. An dieſe zuletzt genannten 
Erörterungen ſchließt ſich die Darſtellung des Grafen Solms-Lau⸗ 
bach an. 

Gewöhnlich werden bei Beſprechung des Tulpenſchwindels neben ge⸗ 
wiſſen traditionellen Anekdoten die enormen Preiſe, welche für einzelne 
Blumen oder Zwiebeln gezahlt wurden, als beſonders merkwürdig erwähnt 
und zur Erhöhung des Eindrucks noch in phantaſtiſcher Weiſe weit über 
die geſchichtliche Wahrheit hinaus vergrößert. Ein juriftiiches Intereſſe 
haben dieſe Preiſe aber ebenſo wenig wie die hohen Liebhaberpreiſe, welche 
heute für die Bilder eines in Mode gekommenen Malers, für alte Por⸗ 
zellanteller oder für ſeltene Briefmarken gezahlt werden. So lange der 
Kauf ſchöner Tulpen ein Spezieskauf blieb, war er zum eigentlichen 
Differenzgeſchäft nicht geeignet. Allerdings konnte auch der Spezieskauf 
in Spekulationsabſicht abgeſchloſſen werden und für den Käufer, ſo lange 
der Preis gewiſſer beſonders geſchätzter Spielarten fortdauernd erheblich 
ſtieg, zu großen Differenzgewinnen führen, wofür der Verſaſſer einige 
urkundlich berichtete Beiſpiele anführt. Zum Börſenſpiel, bei welchem 
die Lieferung einer individuell beſtimmten Waare gar nicht beabfichtigt 
war, eignete ſich aber nur der Genuskauf, die „Pfundwaare“, und ver⸗ 
wunderlich iſt nur, daß man Tulpen, deren Werth von der Farbe und 
Geſtalt jedes einzelnen Individuums bedingt wird, zu Spekulationszwecken 
als fungible Sachen behandelte. Es hatte dies auch, wie der Verfaſſer 
zeigt, allerlei Betrügereien zur Folge. Zuletzt kam freilich die Waare 
ſelbſt gar nicht mehr in Betracht, ſondern man handelte mit fingirten 
Objekten, mit bloßen Schlußſcheinen („Briefchen“). Der Differenzhandel 
führte weiter zum Abſchluß von Prämiengeſchäften, indem der Käufer fich 
ausbedang, gegen Bezahlung gewiſſer Prozente vom Kaufpreiſe, gewöhnlich, 
wie es ſcheint, 10 Prozent, bis zum Erfüllungstage vom Vertrage zurück⸗ 
treten zu dürfen. 

Für den Abſchluß der Geſchäfte waren Zuſammenkünfte der Blumiſten 
und der Kaufluſtigen erforderlich; es entſtanden daher organifirte Tulpen⸗ 
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börſen (Komparitien), welche in Wirthshäuſern abgehalten wurden. Da 
jedes Geſchäft durch ein nicht unerhebliches Weinkaufsgeld bekräftigt wurde, 
ſo waren dieſe Verſammlungen zugleich Zechgelage, welche eine große 
Anziehungskraft ausübten und immer weitere Kreiſe der Bevölkerung zur 
Theilnahme am Tulpenhandel anlockten. Es bildeten ſich beſtimmte 
Uſancen für den Geſchäftsabſchluß, ſowie für die Erfüllung durch Liefe⸗ 
rung und Differenzzahlung aus. 

Sehr merkwürdig find die börſenmäßigen Formen, welche ſich in 
den Komparitien für den Abſchluß der Käufe entwickelten. In den Ge: 
ſprächen von Gaergodt und Waermondt, ſowie in den Urkunden werden 
zwei Arten unterſchieden. 

Die erſte Art heißt: „met de schijven ofte borden“, d. h. mit 
Schiefertäfelchen; fie beſtand darin, daß ſowohl der, welcher eine gewiſſe 
Waare kaufen wollte, als auch derjenige, welcher ſie zum Verkauf ſtellte, 
ſich von dem Vorſtande des Kollegiums eines von zwei zuſammengehörigen 
Täfelchen geben ließ und darauf einen Strich machte. Hierauf wählte 
ſich jede der beiden Parteien einen Makler und theilte ihm den Preis 
mit, den ſie geben, reſp. fordern wollte. Die Makler vereinbarten nun 
einen mittleren Preis, den ſie für angemeſſen hielten, und jeder theilte 
ihn feiner Partei mit. Ließ eine Partei den Strich auf ihrem Täfelchen 
ſtehen, ſo erklärte ſie dadurch die Annahme des Gebotes; ſtrich ſie ihn 
aus, ſo lehnte ſie das Gebot ab. Strichen beide Theile ihre Striche aus, 
ſo traten keine Rechtsfolgen ein; ließen beide Theile ſie ſtehen, ſo kam 
der Kauf zu Stande und der Käufer hatte den uſancemäßigen Weinkauf 
zu zahlen, konnte aber dann bei Abwicklung des Geſchäfts die Hälfte des 
Weinkaufs vom Kaufpreiſe in Abzug bringen. Wenn einer von beiden 
ſeinen Strich ſtehen ließ, ſo kam ein Kauf natürlich nicht zu Stande, 
aber derjenige, welcher ſeinen Strich ausgewiſcht hatte, mußte eine be⸗ 
ſtimmte Geldſumme zahlen. Dieſe Zahlungspflicht iſt das Eigenthümliche 
des Geſchäfts und dient zur Erklärung der ſonderbaren Form. Keine 
Partei durfte nämlich wiſſen, bevor ſie ihre Tafel aus der Hand gab, 
wie ſich die andere Partei erklärt hat. Denn ſobald eine Partei wußte, 
daß die andere ihren Strich ausgelöſcht hatte, konnte ſie, da ja ein Ver⸗ 
trag nicht zu Stande kam, ruhig ihren Strich ſtehen laſſen und dadurch 
der anderen Partei die Zahlung des Strafgeldes aufladen. Deshalb 
konnten die Parteien nicht direkt mit einander verhandeln und nicht durch 
Worte oder Geberden ihren Willen erklären; erſt durch die den Vermitt⸗ 
lern verdeckt übergebenen beiden Täfelchen ergab ſich das Reſultat. Der 
Abſchluß des Geſchäftes ſelbſt hatte daher einen aleatoriſchen Charakter; 
er enthielt eine Spekulation auf das muthmaßliche Verhalten der Gegen⸗ 
partei. Die Strafgelder und Weinkaufsgelder wurden zu den Koſten der 
Komparitien verwendet; je blühender das Geſchäft war, deſto üppiger ging 
es dabei her. 
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Die andere Art des Geſchäftsabſchluſſes beſtand in einer eigenthüm⸗ 
lichen Form von Verſteigerungen. Es wurde wie bei gewiſſen Würfel⸗ und 
Kartenſpielen eine Figur auf den Tiſch gezeichnet, deren Mittelpunkt von 
einem Kreiſe, dem Ootje, umſchrieben war; jeder Theilnehmer an der 
Auktion mußte eine gewiſſe Geldſumme in dieſes Ootje einzahlen und 
darnach hieß dieſe Form des Kaufs „in het ootje“. Die einzelnen Ge⸗ 
bote wurden in die Figur von dem Auktionator eingezeichnet, ſo daß in 
die verſchiedenen Felder der Figur die Tauſender, Hunderter, Zehner und 
einzelnen Gulden geſchrieben wurden. Wenn kein höheres Gebot mehr 
abgegeben wurde, ſo wurde die Verſteigerung förmlich geſchloſſen und die 
Figur mit drei Strichen (Drietjens) durchſtrichen. Derjenige, welcher die 
Waare zum Verkauf geſtellt hatte, hatte die Wahl, ob er fie für das ab⸗ 
gegebene Höchſtgebot ablaſſen wollte oder nicht. In beiden Fällen aber 
erhielt derjenige, welcher das Meiſtgebot gemacht hatte, ſämmtliche in das 
Ootje gemachten Einſätze; kam alſo der Verkauf nicht zu Stande, ſo 
waren dieſe Einſätze ſein reiner Gewinn ohne jedes Riſiko. Daher rühmt 
ſich Gaergodt (I S. 6), daß die Drietjens (die Einſätze) ihm zufielen 
wie Waſſertropfen von den Strohdächern, wenn es geregnet hat; und daß 
er oft viel mehr Geld nach Hauſe gebracht habe, als er in die Herberge 
mitgenommen, und dabei habe er doch gut gegeſſen und getrunken, Wein, 
Bier, Tabak, Geſottenes und Gebratenes, Fiſch, Fleiſch, ja Hühner und 
Kaninchen und dazu noch ſüßes Deſſert. 

Dieſe Verſteigerungen mußten durch ihre dramatiſche Spannung, 
ſowie durch die damit verbundenen Zechgelage ſehr verlockend wirken und 
die Spielwuth anfachen; die Hoffnung, durch ein Höchſtgebot die Einſätze 
zu gewinnen, mußte die Luſt zum Bieten ſteigern, und die erſtandene 
Waare konnte, ſo lange die allgemeine Preisſteigerung anhielt, mit Ge⸗ 
winn wieder zur Verſteigerung gebracht werden. Die Blumenbefitzer aber 
konnten dadurch, daß ſie Jemanden zum Mitbieten anſtellten, entweder 
den Preis in die Höhe treiben oder, falls ſie Meiſtbietende blieben, die 
Einſätze ohne Gegenleiſtung einſtreichen. 

Das Geſchäft mit den Borden war zweifellos die ſolidere Form; 
die Verſteigerung in het ootje übte dagegen eine viel größere Anziehungs⸗ 
kraft auf die Menge aus und näherte ſich einem Geſellſchaftshazardſpiel. 

Nachdem im Laufe des Jahres 1636 dieſes Börſenſpiel zu immer 
größerem Umfang angewachſen und der Preis der Tulpen eine ſchwindel⸗ 
hafte Höhe erreicht hatte, trat im Februar 1637 plötzlich und unvermuthet 
der „Krach“ ein und die Preiſe ſanken in Folge der Panik, welche Platz 
gegriffen hatte, rapid. An eine regelmäßige Abwicklung der ſchwebenden 
Termingeſchäfte war nicht zu denken; ſehr viele wurden, wie es ſcheint, in 
der Art beglichen, daß der Käufer 10 Prozent des von ihm zu entrichten⸗ 
den Kaufpreiſes bezahlte und der Verkäufer die Waare behielt, daß man 
alſo das Geſchäft wie einen Prämienkauf behandelte. Die auf dieſe Art 
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nicht erledigten Geſchäfte gaben zu zahlloſen Klagen Anlaß und es erhob 
ſich auch damals die Frage, ob dieſe Geſchäfte überhaupt klagbar ſeien; 
der Hof von Holland aber neigte ſich der Anſicht zu, daß man ſein Wort 
halten und einen geſchloſſenen Vertrag erfüllen müſſe. Da aber ſehr viele 
der Betheiligten dazu außer Stande waren, ſo ſuchten die ſtädtiſchen 
Behörden von Harlem und die Generalſtaaten eine Regulirung herbeizu⸗ 
führen und die Verkäufer mußten fich ſchließlich mit 6, 5 oder 3 ½ Pro⸗ 
zent zufrieden geben. Aus den im Harlemer Archiv erhaltenen Urkunden 
über dieſe Vorgänge hat ſie Graf Solms in ſeinem Buch, deſſen Lektüre 
auch im Uebrigen ſehr anziehend iſt, anſchaulich geſchildert. 
Laband. 


XIV. W. Tröltſch. Die Calwer Zeughandlungs⸗ 
kompagnie und ihre Arbeiter. Studien zur 
Gewerbe⸗ und Sozialgeſchichte Alt⸗Württembergs. 
8. (XX und 484 S.) Jena 1897, G. Fiſcher. 


Auf Grund eingehender Archivſtudien entwirft der Verfaſſer ein 
umfafjendes und mit großer Sorgfalt gezeichnetes Bild aus der Wirth: 
ſchaftsgeſchichte Württembergs im 17. und 18. Jahrhundert. Während 
das Calwer Zeuggewerbe in Württemberg eine führende Stellung ein⸗ 
nahm, belehren uns Vergleiche mit der Induſtriegeſchichte anderer, be⸗ 
ſonders deutſcher Staaten jener Zeit, daß der Calwer Betrieb im Allge⸗ 
meinen nicht auf der Höhe ſtand. 

Im Einzelnen war die Entwicklung folgende: 

Gegen Ende des 16. Jahrhunderts begann die Mode vor den Tuchen 
die Zeuge, „glatte, ſchmale, wenig oder gar nicht gewalkte Gewebe aus 
langhaariger Wolle“ zu bevorzugen, neben den Tuchmachern kam auch 
in Württemberg die Zeugmacherei auf. Ein Zweig des neuen Gewerbes, 
die Färber, wußte ſich durch überlegene Technik (Schönfärberei) zu Herren 
deſſelben aufzuſchwingen. Die Färber übernahmen nicht nur die Appretur, 
ſondern auch den Verlag der Gewebe, die ihnen die Zeugmacher lieferten. 
Ländliche Spinnerinnen bereiteten den in Dörfern und Städten zerſtreuten 
Zeugmachermeiſtern das Material; dieſe arbeiteten ſür den Export, nament⸗ 
lich nach Italien, aber ſie konnten die Lage des Abſatzes auf den Meſſen 
nicht überſehen und geriethen darum in Abhängigkeit von ihren Verlegern. 

Bis zum dreißigjährigen Kriege führte dies Verlagsſyſtem eine Blüthe 
des Zeugmachergewerbes herbei, und auch nach dem Kriege ſchien der 
Regierung nur eine Befeſtigung dieſer Organiſation die Gewähr befriedi⸗ 
gender Zuſtände zu bieten. Am 1. November 1650 wurde den Verlegern 
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eine Faärberzunftordnung gegeben, und wenn auch 1665 ihnen das Recht, 
ſich Zunft zu nennen, entzogen wurde, ſo blieb doch die damals aufge⸗ 
richtete Organiſation der Kompagnie bis 1797 beftehen. 

Tröltſch bezeichnet die Verfaſſung der Kompagnie als die einer 
offenen Handelsgeſellſchaft. Das Betriebskapital der Kompagnie wurde 
einerſeits durch das von allen Theilhabern in gleicher Höhe eingezahlte 
Handlungskapital gebildet, ferner durch verzinsliche Darlehen der Kapital: 
kräftigeren, ſchließlich durch Guthaben, welche die Theilhaber im Konto⸗ 
korrent auf Grund von Einlagen oder nicht erhobenen Gewinnen beſaßen. 
Die kaufmänniſche Arbeit war wichtiger als die techniſche. Sie wurde 
durch Theilhaber der Kompagnie ausgeführt, die dafür entſprechend ver⸗ 
gütet wurden. Die Kompagnie verwendete übrigens ihre Gelder nicht 
nur im Gewerbe, ſondern funktionirte auch als Bank. 

Die Gewinne der Kompagnie waren große, ſie regelte den Vertrieb 
der Gewebe in umſichtiger Weiſe, ließ ſich aber eine Förderung der 
Technik der Weber wenig angelegen ſein. Erſt Ende des 18. Jahrhunderts 
begegnen derartige Verſuche, die 1774 zur Gründung einer „Fabrik“ 
führten. Als die Kriege der franzöſiſchen Revolution eine Stockung des 
Abſatzes hervorriefen, löſte ſich die Kompagnie auf, weil ihr die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſchäftigung ihrer Arbeiter drückend erſchien. Die Liqui⸗ 
dation war für die Arbeiter verhängnißvoller als für die Theilhaber der 
Kompagnie. Der Uebergang der Mode zu Baumwollgeweben ſetzte der 
handwerksmäßigen Zeugmacherei überhaupt ein Ende. 

Der Hauptwerth des Tröltſch'ſchen Buches liegt in der ausführ⸗ 
lichen Darſtellung der Lage der Arbeiter der Kompagnie, der Webermeiſter. 
Den Zeugmachern ſtand im Kampfe mit ihren Verlegern weder eine ſtarke 
alte zünftleriſche Organiſation zur Seite, noch wurden ſie von der Re⸗ 
gierung geſchützt, noch waren ſie im Stande, aus eigener Kraft eine 
Beſſerung ihrer Lage zu erringen. Elende Technik und niedrige Lebens⸗ 
haltung waren für zwei Jahrhunderte das Charakteriſtikum dieſer Meiſter. 

Durch viererlei hielt die Kompagnie ihre Meiſter in Abhängigkeit: 
dadurch, daß ihr das alleinige Recht des Färbens zuſtand, dadurch, daß 
die Weber verpflichtet waren, ihre Waaren nach Calw zur Schau zu 
bringen, dadurch, daß der Abſatz der Zeugmacher beſchränkt wurde, — 
ſie waren von den Meſſen ausgeſchloſſen und mußten der Kompagnie für 
all ihre Waare ein Vorkaufsrecht zugeſtehen, — ſchließlich zeitweiſe da⸗ 
durch, daß die Kompagnie den Webern die Wolle lieferte. Als Arbeiter 
einer Exportinduſtrie waren die Zeugmacher allen Schwankungen des Marktes 
ausgeſetzt und empfanden unter dem Verlagsſyſtem dieſe Schwankungen 
ſchärfer als die Arbeiter einer modernen Fabrik, bei der das Intereſſe 
des Fabrikherren an Ausnutzung ſeines Kapitals ein Stillſtehen möglichſt 
vermeidet. Den Calwer Verlegern iſt inſonderheit der Vorwurf zu 
machen, daß der Moderationsbezirk, auf den ſich ihre Privilegien er⸗ 
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ſtreckten, zu groß bemeſſen war, daß ſie keine genügende Ausnutzung der 
ihnen angebotenen Arbeitskraft ermöglichten, und daß fie andere Arbeits⸗ 
gelegenheit, wie ſie ſich durch Aufthun von Manufakturen dargeboten 
hätte, fernhielten. Die Gebundenheit und geringe Produktivität der ge⸗ 
werblichen und landwirthſchaftlichen Betriebsweiſe bewirkte im 18. Jahr⸗ 
hundert bei wachſender Bevölkerung allgemein ein Sinken der Kaufkraft 
und der Löhne. | 

Drei ſehr beachtenswerthe Exkurſe bilden den Schluß des Tröltſch⸗ 
ſchen Buches. In dem erſten wird die direkte Beſteuerung Württembergs 
im 17. und 18. Jahrhundert behandelt, welche beſonders ſchwer auf den 
Zeugmachern laſtete; in dem zweiten wird die Lage des württembergiſchen 
Handwerks erörtert, das in jener Zeit an übergroßer Beſetzung litt; den 
dritten Exkurs bildet eine bevölkerungsſtatiſtiſche Studie, bei der zuerſt die 
werthvollen Berichte der geiſtlichen Viſitationsbehörden Württembergs ver⸗ 
wendet find. 

Das Tröltſch'ſche Buch bietet eine wichtige Ergänzung zu den 
in den Acta borussica niedergelegten Arbeiten und eine werthvolle Be⸗ 
reicherung der deutſchen Wirthſchaftsgeſchichte. 

Heinr. Sieveking. 


XV. Sorani, Ugo. Della Cambiale e dell' 
Assegno Bancario, Commento teorico- 
pratico al Titolo X del Codice di Com- 
mercio Italiano. Volume I. 8. (XVI und 
475 ©.) Rom 1896, in Deutſchland: Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht. (Preis 10 Mark.) 


Bekanntlich bildet in Italien das Wechſelrecht einen Theil des 
Handelsgeſetzbuchs vom 2. April 1882. Es ſchließt ſich eng an die All⸗ 
gemeine Deutſche Wechſelordnung an, während das in dem alten Handels⸗ 
geſetzbuch von 1865 enthaltene Wechſelrecht in enger Verwandtſchaft zu 
den betreffenden Beſtimmungen des franzöſiſchen Code de commerce ſtand. 
Naturgemäß übt die Auffaſſung deutſcher Gerichte und Schriftſteller einen 
beſtändigen befruchtenden Einfluß aus auf die Rechtſprechung und Auf⸗ 
faſſung der italieniſchen Gerichte und Schriftſteller. Indeß auch umge⸗ 
kehrt wird das deutſche Juriſtenpublikum mit Intereſſe wahrnehmen, wie 
die in ein fremdes Rechtsgebiet verpflanzte Wechſelordnung dort Wurzel 
geſchlagen und Früchte zu tragen begonnen hat. Zwei Werke find es 
vornehmlich, welche die Kenntniß des deutſchen Wechſelrechts in Italien 
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vermittelt haben: Thöl's Wechſelrecht und Renaud's Lehrbuch des 
Allgemeinen Deutſchen Wechſelrechts, letzteres 1874 von Bianchi, erſteres 
1876 von Marghieri in's Italieniſche überſetzt, letzteres in Piſa, erſteres 
in Neapel erſchienen. 

Der bisher vorliegende erſte Band des Soran i'ſchen Werkes be⸗ 
ſchäftigt ſich mit den weſentlichen Erforderniſſen des Wechſels, Indoſſa⸗ 
ment, Accept, Intervention; der zweite wird vom Aval, Duplikaten und 
Kopien, Zahlung, Proteſt und Regreß handeln. Eingehende Inhalts⸗ 
verzeichniſſe, alphabetiſch⸗analytiſches und Quellenregiſter erleichtern die 
praktiſche Brauchbarkeit, ſo daß über jede Frage leicht Aufſchluß gefunden 
werden kann. Die einſchlägige Litteratur, namentlich deutſche, franzöfiſche, 
italieniſche, iſt eingehend berückfichtigt; auch die älteren Wechſelordnungen 
und Wechſelrechtſchriftſteller find bei einſchlägigen Stellen erwähnt. Aus⸗ 
ländiſche Geſetzgebungen werden vielfach zum Vergleich herangezogen. Kurz, 
das Werk ſteht wiſſenſchaftlich durchaus auf der Höhe der modernen 
juriſtiſchen Literatur, läßt auch keine etwa zu löſende Frage unerörtert. 
Obwohl der nächſtliegende Zweck der Abhandlung darin beſteht, die in 
den entſprechenden Artikeln des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Rechtsſätze 
darzulegen und deren praktiſche Anwendung zu zeigen, ſo beſchränkt fich 
Verfaſſer doch nicht hierauf, ſondern ſucht auch der Weiterentwicklung 
des Wechſelrechts als eines der wichtigſten Inſtitute des Weltverkehrs die 
ihm geeignet erſcheinenden Wege zu weiſen. Ich verweiſe hier auf die 
Ausführungen auf S. 120—125 über die Möglichkeit, den Telegraphen⸗ 
verkehr auch für die Abgabe von Wechſelerklärungen, insbeſondere im über⸗ 
ſeeiſchen Handelsverkehr nutzbar zu machen. Verfaſſer ſchließt fich hierbei 
an die Abhandlung Serafini's: Il Telegrafo in relazione alla Giuris- 
prudenza civile e commerciale, an. 

Verdient das Werk auch über die Grenzen des Heimathlandes des 
Verfaſſers hinaus volle Beachtung, ſo wird man doch im Einzelnen mit 
dem Verfaſſer über manche Punkte ſtreiten können, z. B. wenn er an⸗ 
nimmt (S. 16), die im deutſchen wie im italieniſchen Recht enthaltene 
Formalvorſchrift, daß der Wechſel als ſolcher bezeichnet werden müſſe, 
entſpreche nicht mehr den Zeiten und Fortſchritten des heutigen Rechts; 
ebenſo, wenn er (S. 27) Urkunden, welche auf Inhaberpapiere, Staats⸗ 
anleihen u. ſ. w. lauten, Wechſelkraft beilegen will. Unrichtig iſt die 
Behauptung, in Deutſchland hebe die Beifügung des Zinsverſprechens die 
Wechſelkraft des Wechſels nach Nürnberger Novelle 4 auf. Der Verfaſſer 
überſieht dabei, daß die Nürnberger Kommiſſion zur Berathung des All⸗ 
gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs neben dem Beſchluß, auszuſprechen: 
„aus einer Schrift, . .. in welcher ein Zinsverſprechen enthalten iſt, ent⸗ 
ſteht keine wechſelmäßige Verbindlichkeit,“ in zweiter Leſung einen Eventual⸗ 
beſchluß gefaßt hat, beizufügen: „Das in einem Wechſel enthaltene Zins⸗ 
verſprechen gilt als nicht geſchrieben.“ Oeſterreich hat die Nürnberger 
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Novelle 4 in dem Beſchluß erſter Leſung, das norddeutſche Bundesgeſetz 
vom 5. Juni 1869 den Eventualbeſchluß zweiter Leſung zum Geſetz er⸗ 
hoben; dies iſt jetzt Recht des Deutſchen Reichs. 

Auf S. 51 ſpricht Verfaſſer ſeine Meinung dahin aus, wenn das 
Geſetz die Angabe des Zahlungsorts als weſentliches Erforderniß ver⸗ 
lange, ſo werde dem Geſetz nur dann genügt, wenn der Ort ſo genau 
bezeichnet werde, daß der Bezogene auf Grund der Angabe ohne Mühe 
gefunden werden könne; fei hingegen die Perſon des Bezogenen hinreichend 
bekannt, ſo könne, ohne daß dadurch die Gültigkeit des Wechſels beein⸗ 
trächtigt werde, die Ortsbezeichnung ganz fehlen. Das entſpricht der deut⸗ 
ſchen Rechtsauffaſſung nicht und dürfte ſchwerlich die richtige Deutung 
des italieniſchen „luogo del pagamento“ ſein. 

Ebenſo kann ich dem Verfaſſer nicht zuſtimmen, wenn er S. 65, 
ſoweit die Geſetze die Giltigkeit der von einer Ehefrau abgegebenen Wechſel⸗ 
erklärung von der Zuſtimmung des Ehemannes abhängig machen, zwar 
das Accept der Ehefrau auf dem von dem Ehemann auf ſie gezogenen 
Wechſel, nicht aber die Ausſtellungserklärung der Ehefrau auf dem vom 
Ehemann acceptirten, auf ihn gezogenen Wechſel für bindend erachtet. 
Aus demſel ben Geſichtspunkte, daß ein urſprünglicher Mangel einer Wechſel⸗ 
erklärung nicht durch nachträgliche Genehmigung geheilt werden könne, will 
Verfaſſer S. 83 die von einem Vertreter ausgeſtellte Wechſelerklärung 
ſelbſt im Fall nachträglicher Genehmigung des Vertretenen für unwirk⸗ 
ſam erklären, wenn dem Vertreter zur Zeit der Abgabe der Wechſel⸗ 
erklärung die Vollmacht fehlte. 

Nach der S. 105 dargelegten Auffaſſung des Verfaſſers ſoll im Fall 
des Ausgebens einer Blanko⸗Erklärung der Erklärende an die ſpäter vor⸗ 
genommene Ausfüllung nur dann gebunden ſein, wenn der urſprüngliche 
Empfänger die zur Herſtellung eines Wechſels erforderlichen Ergänzungen 
vorgenommen hat, ehe er den Wechſel weiterbegeben hat. Ich halte dies 
nicht für zutreffend. In der einem Dritten überlaſſenen Ausfüllung der 
von einem Andern abgegebenen Blanko⸗Erklärung kann ein Mißbrauch 
liegen, doch braucht dies keineswegs immer der Fall zu ſein. Ein vor⸗ 
handener Mißbrauch würde aber die Wirkſamkeit der Erklärung nicht 
ohne Weiteres ausſchließen, ſondern nur gegen den des Mißbrauchs oder 
der Theilnahme daran Schuldigen eine Einrede gewähren. 

Der Art. 256 des Codice beſtimmt: La girata trasferisce la 
proprietä della cambiale e tutti diritti a questo inerenti. An dieſe 
Beſtimmung wird nun in § 120 ff., S. 169—179 die Erörterung ges 
knüpft, ob das Indoſſament auch die zur Sicherung des Wechſelanſpruchs 
eingeräumte Hypothek überträgt. Für das deutſche Recht würde dieſe 
Folgerung zweifellos abzulehnen ſein; aber auch für das italieniſche Recht 
iſt fie ſicherlich in dem Fall abzulehnen, wenn nicht etwa in der Wechſel⸗ 
urkunde ſelbſt, ſondern in einem beſonderen Vertrage von dem aus einer 
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Wechſelerklärung Verpflichteten oder für ſolchen gegenüber einem aus einer 
Wechſelerklärung Berechtigten eine Hypothekbeſtellung vorgenommen iſt. 
Gerade die Thatfache, die Verfaſſer für ſeine gegentheilige Meinung an⸗ 
führt, daß im belgiſchen Geſetz vom 20. März 1872 eine ausdrückliche 
Beſtimmung über den Uebergang der hypothekariſchen Sicherheiten ſich 
findet, dürfte den Schluß rechtfertigen, daß der italieniſche Geſetzgeber 
ſolche Folgerung nicht anerkennen wollte. Die Bedeutung der Worte des 
Art. 256 ſcheint mir dahin zu gehen, daß durch das Giro das Eigen⸗ 
thum, d. h. das dingliche Recht an dem Wechſel, und die geſammten An⸗ 
ſprüche aus dem Wechſel, aus den auf den Wechſel zunächſt zu Gunſten 
Anderer geſetzten Wechſelerklärungen, Giro, Accept, Aval u. ſ. w. über⸗ 
gehen. Verfaſſer erkennt denn auch ſelbſt an, daß die Vorſchriſt des 
Art. 256, wenn fie auf Hypothekenbeſtellung bezogen werden kann, der 
Ausführbarkeit mangelt. 

Art. 259 des Codice di commercio enthält eine dem Art. 17 der 
Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung nachgebildete Beſtimmung; doch iſt 
neben den Klauſeln „per procura“, „per incasso“, per mandato“ die 
Klauſel „valuta in garantia“ aufgenommen. Sie bedeutet, daß der 
Girant dem Giratar den Wechſel verpfändet, als Sicherheit gegeben habe. 
Schwierigkeit entſteht nun bezüglich der Frage, ob, wie bei dem Prokura⸗ 
Indoſſament, der Indoſſatar nur die Rechte des Prokura-Indoſſanten 
geltend machen kann oder das Recht aus dem Wechſel ohne Beſchränkung. 
Mit dieſer Frage beſchäftigt fich Verfaſſer eingehend in den 88 142— 147, 
S. 233— 253. Er hält die Ausdrucksweiſe des Geſetzes für unklar, den 
Willen des Geſetzgebers aber für klar genug dahin ausgeſprochen, daß die 
betreffende Klauſel zu einer Beſchränkung des Rechts des Pfandgläubigers 
den dritten Wechſel verpflichteten gegenüber nicht führen könne. Es mag 
ihm darin beigeſtimmt werden, daß de lege ferenda die Berückſfichtigung 
der Sicherheit des Pfandgläubigers dahin führen mag, zu verlangen, daß 
ihm ein Recht gleich dem eines Voll⸗Indoſſatars eingeräumt wird, und 
daß der Pfandgläubiger nur gegenüber ſeinem Indoſſanten durch die aus 
dem Pfandverhältniß ſich für den Pfandgläubiger ergebenden Verpflich⸗ 
tungen beſchränkt iſt. Hat aber der Geſetzgeber die Gleichſtellung des 
Indoſſaments mit der Klauſel „valuta in garantia“ mit den ſonſtigen 
Formen eines Prokura⸗Indoſſaments ausgeſprochen, ſo muß man auch 
den Willen des Geſetzgebers als ſolchen annehmen und kann nicht durch 
angebliche Zweckmäßigkeitsmomente ihn beſeitigen. Für das deutſche Recht 
ſcheint die Frage zweifelhaft zu ſein: Ich ſetze den Fall, das Indoſſament 
laute: „Für mich an X zum Pfande, Y“, oder: „Für mich an X zur 
Sicherheit, J.“ Die Bedeutung dieſer Klauſel iſt in der deutſchen Wechſel⸗ 
rechtsliteratur ſtreitig. Laband, Das kaufmänniſche Pfand- und Retentions⸗ 
recht, in dieſer Zeitichrift Bd. IX, S. 246 ff., und Renaud, Lehrbuch 
des Allgemeinen Deutſchen Wechſelrechts, 3. Aufl., S. 179, weichen von 
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einander ab. Laband nimmt an, ſolche Klauſel vernichte die Wirkung 
des Indoſſaments ganz und gar, d. h. eine derartige Erklärung auf dem 
Orderpapier könne zwar als Pfandbeſtellung, aber nicht als Indoſſament 
gelten; Renaud meint, ſolche Klauſel ſei wechſelrechtlich als nicht bei⸗ 
geſchrieben zu betrachten. Wächter, Das Wechſelrecht des Deutſchen 
Reichs, Stuttgart 1883, S. 444, bemerkt: In den als Pfand gegebenen 
Wechſel ſelbſt iſt die Beurkundung über die Pfandbeſtellung nicht auf⸗ 
zunehmen, ſagt aber nicht, wie es zu beurtheilen ſei, wenn es gleichwohl 
geſchieht. Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts, Bd. I, Abthlg. 2 
(1. Aufl.) S. 894, Note 43, bemerkt: Die in den meiſten Geſetzen aus⸗ 
drücklich bejahte Frage, ob ein bloßes Pfandindoſſament, z. B. mit der 
Klauſel „valeur en garantie“ genüge, werde von Laband mit nicht 
zureichenden Gründen verneint. v. Canſtein, Lehrbuch des Wechſel⸗ 
rechts, Berlin 1890, S. 225, erachtet die Verpfändung durch Pfandklauſel 
in einer acceptirten Tratte an fremde Order und durch Indoſſament mit 
der Verpfändungsklauſel für zuläſſig und nimmt an, der Pfandgläubiger 
könne in beiden Fällen ſtets nur die Rechte des Wechſeleigenthümers, 
welcher ein Pfand beſtellte, geltend machen; er müſſe ſich daher alle Ein⸗ 
reden gefallen laſſen, die dieſem Wechſeleigenthümer entgegengeſtellt werden 
könnten. 

Prüft man die Frage an der Hand der Beſtimmung der Allgemeinen 
Deutſchen Wechſelordnung, jo muß man zunächſt fragen: Iſt dieſe Klauſel 
„eine andere die Bevollmächtigung ausdrückende Klauſel“ im Sinne Art. 17 
der Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung? Man kann ſagen: Der Pfand⸗ 
gläubiger ſoll in den Stand geſetzt werden, ſofern bei Fälligkeit des 
Wechſels oder bei Geltendmachung der Forderung aus dem Wechſel die 
Pfandſchuld noch nicht getilgt iſt, die ihm verpfändete Wechſelforderung 
einzuziehen; er iſt procurator in rem suam, inſofern er das Recht hat, 
ſich für ſeine Pfandforderung aus der Wechſelforderung zu befriedigen, 
aber zugleich procurator in rem alienam, als er dem Pfandſchuldner 
gegenüber ſchadenerſatzpflichtig wird, wenn er nicht die nöthige Sorgfalt 
anwendet, alſo weder ſelbſt für Erhaltung der Wechſelanſprüche ſorgt, 
noch auch den Pfandſchuldner in den Stand ſetzt, dies zu thun. Er hat 
die Pflicht zur Rechnungslegung, ſofern er den Wechſelanſpruch gegen die 
Verpflichteten geltend macht. In allen dieſen Punkten ergibt fich, außer 
in der Berechtigung, ſich eventuell aus der eingezogenen Wechſelſumme für 
ſeine Pfandforderung zu decken oder zu befriedigen, kein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied von der Stellung des Prokura⸗Indoſſatars. — Für das durch Pfän⸗ 
dung eines Wechſels und Ueberweiſung der Forderungen aus demſelben 
entſtehende Recht des Pfandgläubigers iſt für das deutſche Recht anerkannt, 
daß ein ſelbſtändiger wechſelmäßiger Anſpruch dem pfändenden Gläubiger 
nicht zuſteht; er muß, gleich einem Ceſſionar, ſich die Einreden gefallen 
laſſen, die gegen ſeinen Schuldner begründet waren. Hat nun das durch 
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Pfandklauſel erklärte vertragsmäßige Pfandrecht größere Wirkungen gegen⸗ 
über den Wechſel verpflichteten, als das gerichtliche Pfandrecht? Möglich 
wäre dies nach Analogie des Art. 306 des geltenden Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs. Iſt es ein Widerſpruch, einen Wechſel zu indofſiren, aber 
doch kein Eigenthum durch das Indoſſament zu übertragen? Dieſe Frage iſt 
zu verneinen, denn die Wechſelordnung erkennt ja das Prokura⸗Indoſſament 
an, obwohl es kein Eigenthum überträgt. Die Praxis des Reichs⸗ 
gerichts aber erachtet ſogar ein unbeſchränktes Indoſſament als in ſeinen 
Wirkungen dem Prokura⸗Indoſſament gleichſtehend, wenn die Abſicht nicht 
auf Eigenthumsübertragung und ⸗Erwerb gerichtet war. Konſequenter 
Weiſe muß man dahin gelangen, auch das Pfand⸗Indoſſament als dem 
Prokura⸗Indoſſament gleichſtehend zu erachten, da ja das Pfand⸗Indoſſa⸗ 
ment zwiſchen dem unbeſchränkten Indoſſament ohne Eigenthumsüber⸗ 
tragungs⸗ und Erwerbsabficht und dem Prokura-Indoſſament ſteht. Man 
kann meines Erachtens auch nicht ſagen: die Pfandklauſel habe nur auf 
das interne Verhältniß zwiſchen Indoſſanten und Indoſſatar Bezug, 
ſolle nur verhindern, daß nicht unbeſchränkte Regreßpflicht eintrete; es 
find ja auch für das Prokura⸗Indoſſament über das interne, dem Civil⸗ 
recht angehörige Verhältniß hinaus die Wirkungen Dritten gegenüber 
beſchränkt. Ich komme zu dem Schluß: das italieniſche Handelsgeſetzbuch 
hat in klarer Weiſe die im deutſchen Recht ſtreitige Frage in dem Sinne 
entſchieden, daß das Indoſſament mit Pfandklauſel dem Prokura⸗Indoſſa⸗ 
ment ganz gleichzuſtellen ſei, und dieſe Entſcheidung iſt auch innerlich 
gerechtfertigt. | 

Die Frage, ob der Acceptant berechtigt ift, den ganzen von ihm auf 
Grund des Acceptes geleiſteten Betrag dem Ausſteller in Rechnung zu 
bringen, wenn vor Leiſtung des Accepts die urſprüngliche Wechſelſumme 
durch eine Verfälſchung erhöht iſt, und dementſprechend der Acceptant, ohne 
die Verfälſchung zu bemerken oder bemerken zu können, das Accept geleiſtet 
hat, beantwortet Verfaſſer $ 205 S. 333 zu Gunſten des Acceptanten, 
ſofern dieſen nicht der Vorwurf mangelnder Sorgfalt trifft. Ich halte 
dieſe Entſcheidung nicht für richtig, ſie wird auch nicht durch die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 1754 des italieniſchen Codice civile gedeckt. Nach 
dieſer ſoll der Mandatar das Recht haben, von dem Mandanten Erſatz 
aller Auslagen und jedes ihm erwachſenen Verluſtes zu verlangen (ogni 
spese fatta ed ogni perdita subita); es kann ſich aber doch hier nur 
handeln um Aufwendungen und Verluſte, die zur Ausführung des 
(concreten) Auftrages nöthig, oder durch Ausführung des Auftrages 
entſtanden waren. Der Auftrag aber beſchränkt ſich, wenn überhaupt in 
der Tratte im Rechtsſinne von einem Auftrag die Rede fein kann, auf die 
urſprüngliche Wechſelſumme. Man wird den Acceptanten nicht günſtiger 
ſtellen können, als den Indoſſatar, der im Vertrauen auf die Echtheit des 
Wechſels Valuta für einen höheren Betrag gezahlt hat. Iſt der Fälſcher 
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nicht zu ermitteln oder inſolvent, fo bleibt in ſolchem Falle der Schaden 
ein zufälliger und trifft den Acceptanten wie jeden Dritten. Im Einzel⸗ 
fall mag die Möglichkeit des Eintritts ſolches Schadens zu Laſten des 
Ausſtellers fein, der die erforderliche Sorgfalt außer Acht gelaſſen hat; 
dann wird ihn der Schaden treffen müſſen. 

Die hier erörterten Fragen, in deren Beantwortung dem Verfaſſer 
nicht zugeſtimmt werden kann, bilden nur einen verhältnißmäßig geringen 
Theil der in den im Ganzen 270 Paragraphen mit großer Umſicht be⸗ 
handelten Fragen. Auf die Geſammtbeurtheilung des Werks vermögen 
ſelbſtverſtändlich die von mir für nöthig gehaltenen Hinweiſe keinen den 
Werth herabſetzenden Einfluß zu üben. So darf denn mit dem Wunſche 
geſchloſſen werden, daß auch der zweite Theil bald der Oeffentlichkeit über⸗ 
geben werden möge. 


Berlin, 12. Juni 1897. 
Dr. Johannes Burchard. 


XVI. 1. Eichhorn. Das Preußiſche Stempelſteuer⸗ 
geſetz vom 31. Juli 1895. Nebſt Tarif, 
Tabellen und Ausführungsbeſtimmungen. (116 S.) 
Berlin 1896, Liebmann. 


2. Nölle. Das Stempelſteuergeſetz vom 
31. Juli 1895. Nebſt einem Anhange, enthaltend 
die Ausführungsbeſtimmungen vom 13., 14. und 
29. Februar 1896, ſowie das Erbſchaftsſteuergeſetz 
und das Reichs⸗Stempelgeſetz. (374 S.) Berlin 
1896, Vahlen. 


3. Heinitz. Kommentar zum Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetz nebſt Tarif vom 
31. Juli 1895. Mit Tabellen, den geſammten 
Ausführungsbeſtimmungen, dem Reichs⸗Stempel⸗ 
geſetz, dem Erbſchaftsſteuergeſetz und einem An: 
hange: Die den Notaren als Amtsſtellen der Steuer⸗ 
verwaltung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden 
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Verpflichtungen. (587 S.) Berlin 1896, Lieb⸗ 
mann. 


Das preußiſche Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 hat das 
Stempelſteuerrecht auf eine neue Grundlage nicht geſtellt. Sein Zweck 
ging dahin, unter Feſthaltung der bisherigen Grundlagen der preußiſchen 
Stempelgeſetzgebung die zerſtreut liegenden Geſetze und Verordnungen ein⸗ 
heitlich zuſammen zu faſſen, diejenigen Beſtimmungen, welche ſich bis in 
die Gegenwart hinein bewährt haben, unberührt zu laſſen, andererſeits 
aber veraltete, den Bedürfniſſen des heutigen Verkehrs nicht mehr ent⸗ 
ſprechende Beſtimmungen auszuſondern oder zu ändern, vorhandene Lücken 
zu ergänzen und erkannte Härten durch Herbeiführung einer gerechten 
Beſteuerung zu mildern. Daraus ergibt ſich, daß man auch in den 
Kommentaren zum preußiſchen Stempelſteuergeſetz nicht Aufſtellung neuer 
Grundſätze erwarten darf, ſondern daß es für die Bearbeiter des Geſetzes 
in erſter Linie darauf ankommen muß, das ungemein weitſchichtige 
Material an Geſetzen und Verordnungen kritiſch zu ſichten, das Veraltete 
auszuſondern und das noch Geltende von prinzipiellen Geſichtspunkten 
aus zu einem einheitlichen Ganzen zuſammenzuformen. 

Die Bearbeitung von Eichhorn erhebt nicht den Anſpruch auf 
eingehende Kommentirung, ſie will lediglich den Zweck eines Leitfadens 
erfüllen. Daß ſie dieſen Zweck erfüllt hat, iſt durchaus anzuerkennen. 
Die Erläuterungen ſind in kurzen und prägnanten Zügen zuſammen⸗ 
gefaßt, und wenn der Verfaſſer ſich ſeinem Ziele gemäß auf Erörterung 
von Streitfragen nicht einläßt, ſo tritt überall die volle Beherrſchung 
des Stoffes hervor. 

Das Buch wird allen denen, welchen es auf eine raſche und zu⸗ 
verläſſige Orientirung ankommt, eine willkommene Hilfe ſein. 

Die Kommentare von Nölle und Heinitz erheben bereits nach 
ihrem Umfang den Anſpruch auf eine eingehende Kommentirung, und in 
beiden Werken iſt die möglichſte Vollſtändigkeit des Materials und die 
kritiſche Sichtung deſſelben erſtrebt worden. Gegenüber dem die frühere 
Praxis beherrſchenden Kommentar von Hoyer⸗Gaupp bedeuten beide 
Werke einen unzweifelhaften Fortſchritt. Das Buch von Nölle unter⸗ 
ſcheidet ſich indeſſen von der Heinitz'ſchen Bearbeitung dadurch, daß es 
ſich mehr an das in der Begründung des Geſetzes und in den Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden enthaltene Material anlehnt 
und in ſehr vielen Fällen ohne tiefer gehende Begründung zu den einzelnen 
Streitfragen Stellung nimmt. Dagegen iſt Heinitz beſtrebt, über die 
gedachten Auslegungsmaterialien hinaus die Prinzipien, welche den ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen zu Grunde liegen, aufzuſuchen und von dieſen Grund⸗ 
lagen aus in kritiſch ſorgſamer, ſtiliſtiſch abgerundeter Weiſe eine jede 
einzelne Frage möglichſt erſchöpfend ſelbſtändig zu behandeln. Eine Prü⸗ 
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fung insbeſondere derjenigen Abſchnitte, welche mit dem Handelsrecht in 
engerer Beziehung ſtehen, gibt zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 

Ueber den Begriff der Urkunde ſpricht ſich Nölle nicht aus, 
Heinitz (S. 2) verſteht unter Urkunde jeden körperlichen Gegenſtand, 
welcher die Beſtimmung erlangt hat, ein Beweismittel für Thatſachen zu 
bilden. Er übergeht indeß die Erörterung der Frage, ob nicht Beweis⸗ 
fähigkeit zum Begriff der Urkunde genügt. Die Frage, welchen Ein⸗ 
fluß es auf die Steuerpflicht hat, wenn der Ausſteller einer Urkunde mit 
einem ihm nicht zuſtehenden Namen unterzeichnet oder ſich einer unzu⸗ 
läſſigen Firma bedient, übergeht Nölle. Die Unterſcheidung von Heinitz 
(S. 3) befriedigt nicht. Er unterſcheidet, ob Jemand im bürgerlichen 
Leben einen ihm nicht zuſtehenden Namen führt oder ſich einer Firma 
bedient, auf deren Führung er kein Recht hat. Hier liegt Stempelpflicht 
vor. Wenn dagegen Jemand eine Urkunde mit einem fremden Namen, 
den er ſich ſonſt nicht beizulegen pflegt, unterzeichnet, ſo hängt die Stempel⸗ 
pflichtigkeit davon ab, ob ſich aus der Sachlage für die unmittelbar Be⸗ 
theiligten ergibt, daß der Unterzeichnende Ausſteller der Urkunde iſt und 
ſich zum Zweck der Beurkundung einen fremden Namen beigelegt hat. 
Dieſe Unterſcheidung erſcheint jedoch gegenüber der Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes, welche lediglich Name oder Firma des „Ausſtellers“ erfordert und 
auf die zu Grunde liegenden civilrechtlichen Verhältniſſe keine Rückſicht 
nimmt, nicht haltbar. Andererſeits erachten wir die Entſcheidung für 
zutreffend, die Heinitz S. 3 für den Fall trifft, daß ein zur Abgabe 
der Unterſchrift Bevollmächtigter nur mündlich bevollmächtigt wird, ob⸗ 
gleich nach $ 8 des Allg. LR.'8 I 13 ſchriftliche Bevollmächtigung nöthig 
war. Nölle (S. 11) nimmt an, daß ein ſolcher Auftrag, weil nicht 
formell giltig geſchloſſen, nicht ſtempelpflichtig ſei. Zutreffend zieht 
Heinitz die entgegengeſetzte Konſequenz, daß die Stempelpflichtigkeit 
ſchlechthin durch einen Auftrag, alſo auch durch einen mündlichen form⸗ 
loſen Auftrag, begründet wird, und daß nicht nur die Form des Auf⸗ 
trages, ſondern auch die Art der ertheilten Vollmacht für die Stempel⸗ 
pflicht ohne Bedeutung iſt. Der Polemik von Heinitz (S. 4) gegen 
die Anficht der Motive, daß der Unterſchrift des Ausſtellers die Unter⸗ 
zeichnung mittels gerichtlich oder notariell beglaubigter Handzeichen gleich: 
ſtehe, kann nicht zugeſtimmt werden. Denn iſt der Urkunde, wie Heinitz 
ſelbſt ausführt, im Sinne des Stempelrechts die Beweisbeſtimmung weſent⸗ 
lich, ſo wird dieſe Funktion mittels gerichtlich oder notariell beglaubigter 
Handzeichen ſicher erfüllt, und die Identität des Ausſtellers wird in 
mindeſtens ebenſo zweifelsfreier Weiſe feſtgeſtellt, wie durch Stempelung, 
die das Geſetz der unterſchriftlichen Vollziehung gleichſtellt. Daß das 
Geſetz die Unterzeichnung mittels gerichtlich oder notariell beglaubigter 
Handzeichen der Namensunterſchrift nicht ausdrücklich gleichſtellt, läßt 
einen gegründeten Rückſchluß darauf zu, daß nach Lage der Sache eine 
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ausdrückliche Hervorhebung nicht für nöthig erachtet worden iſt. Und mit 
Recht. In dem Falle, wo in einer Verhandlung eine Forderung antheils⸗ 
weiſe verſchiedenen Perſonen abgetreten wird, iſt es zweifelhaft, ob ein oder 
mehrere ſteuerpflichtige Geſchäfte anzunehmen find. Das Obertribunal 
(Oppenhoff, Rechtſprechung des Obertribunals in Strafſachen Bd. XX 
S. 577) hat eine Mehrheit von Abtretungserklärungen angenommen, 
während die Praxis des Reichsgerichts (Bolze Bd. IV Nr. 1010) einen 
ſolchen Rechtsakt als ein einheitliches, eine Forderung betreffendes Rechts⸗ 
geſchäft anfieht, gleichviel, ob die Abtretung an mehrere Perſonen gemein: 
ſchaftlich erfolgt, oder ob die Antheile der einzelnen Ceſſionare ziffer⸗ 
mäßig berechnet und angegeben ſind. Die Unterſuchung, welche Heinitz 
(S. 165) macht, dürfte als zutreffend anzuerkennen ſein. Heinitz 
führt aus: 

Beſteht hinſichtlich des Gegenſtandes der Abtretung eine Rechts⸗ 
gemeinſchaft unter den Ceſſionaren, fo daß dieſelben durch die Ab⸗ 
tretung Miteigenthümer der Forderung werden, fo ſtellt fich 
dieſer Rechtsakt allerdings als ein einheitliches und daher nur dem 
einmaligen Ceſfionsſtempel unterliegendes Rechtsgeſchäft dar. Zer⸗ 
fällt aber die in der Hand des Cedenten einheitliche Forderung 
auf Seiten der Ceſſionare in einzelne Theile als getrennte indis 
viduelle Vermögensſtücke, ſo liegen ſo viele, beſonders zu ver⸗ 
ſteuernde Abtretungen vor, als Theilceſſionen erklärt werden, 
gleichviel, ob jede Theilceſſion in einem beſonderen Schrift⸗ 
ſtück oder die verſchiedenen Theilceſſionen in einer Verhandlung 
beurkundet waren. 

Die Scheidung, welche Heinitz (S. 167) und Nölle (S. 93) 
zwiſchen den ſteuerpflichtigen und nichtſteuerpflichtigen Indoſſamenten vor⸗ 
nehmen, iſt zu billigen. Hiernach iſt die Stempelabgabe für Indoſſamente 
nur zu entrichten: 

a) bei denjenigen Interimſcheinen und auf Namen lautenden Aktien, 
welche der Reichsſtempelſteuer nicht unterworfen ſind, 

b) bei den an Order lautenden Anweiſungen und Verpflichtungs⸗ 
ſcheinen, welche nicht über Leiſtungen von Geld, ſondern über 
Leiſtungen einer Quantität vertretbarer Sachen oder Werth⸗ 
papiere ausgeſtellt find. 

c) bei den an Order lautenden Bodmereibriefen und Seeaſſekuranz⸗ 
Policen, 

d) bei Reichsbank⸗Antheilſcheinen. 

Nicht ganz durchſichtig ſind die Ausführungen bei Heinitz (S. 238) 
über die Stempelpflichtigkeit von Geſellſchaftsverträgen, die die Errichtung 
von Aktiengeſellſchaften betreffen. Nölle gibt hierüber weitere Erörte⸗ 
rungen nicht, Heinitz hält nicht die Feſtſtellung des Inhalts des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages, ſondern denjenigen Akt für ſtempelpflichtig, durch 
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welchen der Geſellſchaftsvertrag zur Perfektion gelangt und ſomit die Ge⸗ 
ſellſchaft errichtet wird. Allein daraus, daß die Errichtung der Geſellſchaft 
in Wirklichkeit nicht ſtattgefunden hat, folgt noch nicht, daß ein Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag, der die Errichtung von Aktiengeſellſchaften betraf, nicht 
vorgelegen hat. 

Die Frage, ob die Stempelſteuer auch dann von den Gründern zu 
entrichten iſt, wenn die Aktiengeſellſchaſt ſelbſt, ſobald ſie als ſolche durch 
Eintragung in das Handelsregiſter zur Entſtehung gelangt iſt, nach 8 58 
des Geſetzes von der Entrichtung der Stempelſteuer befreit ſein würde, wird 
von Heinitz (S. 238) bejaht. Es wäre indeß zu unterſuchen, ob nicht, 
abgeſehen von der Intention des Geſetzgebers, eine Stempel befreiung ſich 
dadurch rechtfertigt, daß die Gründer ſowohl die Rechte als die Pflichten 
aus der Gründung auf die ſpäter zur Entſtehung gelangende Aktien⸗ 
geſellſchaft übertragen. Ebenſo wie die Aktiengeſellſchaft die Rechte der 
Gründer übernimmt, übernimmt ſie auch ihre Pflichten, und da ſie jetzt 
von der Stempelſteuer befreit iſt, ſo kann ſie auch rückwirkend dieſe Be⸗ 
freiung für fich in Anſpruch nehmen. Mit Recht weiſt Heinitz (S. 249) 
darauf hin, daß wenn die Einbringung von anderen Vermögensgegen⸗ 
ſtänden als Geld in eine offene Handelsgeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft nicht nach den Vorſchriften der Tarifſtelle 250 zu verſteuern 
iſt, die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß eine derartige Einbringung 
begrifflich unter eine andere Tarifſtelle fällt und nach Maßgabe derſelben 
zu verſteuern iſt. Dagegen iſt ſeine Polemik (S. 249) gegen das Urteil 
des Reichsgerichts vom 27. Mai 1895 (Gruchot Bd. XXXIX S. 1013) 
wenig überzeugend. Das Reichsgericht hat nämlich mit Bezug auf die 
Einbringung in eine einfache Kommanditgeſellſchaft und offene Handels⸗ 
geſellſchaft den Rechtsgrundſatz ausgeſprochen, daß der Immobilien⸗Kauf⸗ 
ſtempel inſoweit fällig ſei, als der feſtgeſetzte Wert, nach welchem ein 
Grundſtück in das Geſellſchaftsvermögen eingeworfen werde, den verein⸗ 
barten Betrag der Geſellſchaftseinlage des einbringenden Geſellſchafters 
überſteigt. Heinitz führt aus, daß der Geſellſchaftsvertrag ſich nach 
civilrechtlichen Begriffen als ein einheitliches Rechtsgeſchäſt darſtellt, und 
die in demſelben beurkundete Einbringung von Vermögensgegenſtänden der 
Geſellſchafter nur einen integrirenden Beſtandtheil dieſes einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts bilde. Indeſſen iſt das eben erſt zu beweiſen, daß bei der Ein⸗ 
bringung von Vermögensgegenſtänden auch in dem Fall, daß der Werth 
derſelben den vereinbarten Betrag der Geſellſchaftseinlage des einbringenden 
Geſellſchafters überſteigt, ein integrirender Beſtandtheil eines einheitlichen 
Rechtsgeſchäftes vorliegt. Auch wäre darzulegen, welchen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen die hier vorliegende Kombination von Geſellſchaſts⸗ und Kaufver⸗ 
trag widerſprechen ſollte. Der ſtreitigen Frage, ob die Auflaſſung erforder⸗ 
lich iſt, wenn die Eigenthümer eines Grundſtücks ſich zu einer Handels⸗ 
geſellſchaft vereinigen und in dem Geſellſchaftsvertrage das Grundſtück 
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für Geſellſchaftsvermögen erklären, treten weder Hein itz noch Nölle 
kritiſch näher. 

Zutreffend führt Heinitz (S. 275) gegenüber dem Reichsgericht 
(vgl. Reichsgerichtsentſcheidungen in Strafſachen Bd. I S. 419) aus, daß 
die in einem Kaufvertrage enthaltene Abrede eines Wiederkaufsrechts ein 
beſonders ſtempelpflichtiges Geſchäft nicht darſtelle, welches neben dem 
Kaufvertrage zu verſteuern ſei. Heinitz hätte ſich hier noch auf $ 3 
Abſ. 2 berufen können. Zutreffend wendet ſich auch Heinitz (S. 373) 
gegen die bisherige Praxis der Steuerbehörden, welche Schuldverſchreibungen, 
die auf Grund einer Wechſelverpflichtung ausgeſtellt waren, nur dann 
für ſtempelpflichtig erachtet hat, wenn in denſelben außer der Wechſel⸗ 
verbindlichkeit auch die ſpezielle causa der letzteren angegeben wurde. 

Aus dieſen wenigen Bemerkungen iſt erſichtlich, wie Heinitz überall 

beſtrebt iſt, die Ergebniſſe der bisherigen Literatur und Judicatur nicht 
nur kritiklos zuſammenzuſtellen, ſondern ſeine eigenen, mit Gründen ver⸗ 
ſehenen Anſichten darzulegen, wo er anderer Meinung iſt. Deshalb 
konnte dieſe Beſprechung in höherem Maße an das Buch von Heinitz 
anſchließen, als an das Buch von Nölle, welches trotz ſeiner zweiſel⸗ 
loſen Brauchbarkeit für die Praxis mit derjenigen Intenfität, mit welcher 
Heinitz eine jede einzelne Frage durchdenkt, das Material nicht ver⸗ 
arbeitet hat. Hiernach ragt der Kommentar von Heinitz weit empor 
über die bisher erſchienenen Bearbeitungen des Stempelrechts; es find in 
dieſem Buche ſo viele Vorzüge vereint, daß die begründete Erwartung 
ausgeſprochen werden kann, daß der Kommentar von Heinitz auch in 
Zukunft die führende Stellung behaupten werde. 

Die Ausſtattung, welche die Verlagsbuchhandlung dem Werke ge⸗ 
geben hat, verdient lobend hervorgehoben zu werden. 


Berlin, den 26. Februar 1897. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Apt. 


XVII. Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz (vom 27. Ja⸗ 

nuar 1877) und die Civilprozeßordnung 

(vom 30. Januar 1877) nebſt den Einfüh⸗ 
rungsgeſetzen dazu (vom gleichen Tage) 

haben durch die Reichsgeſetze vom 17. Mai 1898 Aenderungen erfahren, 

welche auf Erfahrungen beruhen, die durch den Gebrauch ſeit 1. Oktober 


1879 gezeitigt worden ſind oder ſich mit dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches als erforderlich zeigten. 
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Durch Reichsgeſetz vom 17. Mai 1899 wurde der Reichskanzler 


ermächtigt, die Texte einer Reihe von Reichsgeſetzen, wie ſie ſich aus den 


Aenderungen ergeben, und zwar die Civilprozeßordnung und die Konkurs⸗ 
ordnung unter neuer Nummernfolge der Paragraphen, im Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt bekannt zu machen. Dieſe Bekannimachung iſt unter dem 20. Mai 
1899 (RGBl. S. 309) erfolgt. In dieſer neuen Geſtalt treten dieſe 
Geſetze gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch am 1. Januar 1900 
in Kraft. Die alten Ausgaben werden damit zurückgedrängt; ſie müſſen 

durch zeitgemäße Bücher erſetzt werden. ö 


J. Schweitzers Verlag (Arthur Sellier), München 1898, 


hat eine Ausgabe der Civilprozeßordnung und des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes nebſt den Einführungsgeſetzen veranftaltet, in welcher die Geftalten 
der Geſetze neben einander geſtellt ſind. Durch Verwendung verſchiedener 
Schrift iſt das Veraltete, das Uebernommene, das Neue kenntlich gemacht. 
Schnell überfieht man die Wandelung. Als Verfaſſer dieſer mühevollen, 
mit größter Sorgfalt durchgeführten Arbeit iſt in der Vorbemerkung der 
Staatsanwalt Dr. Heinrich Becher in München genannt. Beigefügt 
find Ueberſichten der Aenderungen; die alten, geänderten und neuen Zahlen 
der Paragraphen ſind neben einander geſtellt. Den Abſchluß macht ein 
ausgiebiges ABC⸗Regiſter. Die Ausſtattung iſt dauerhaft. ö 

In gleicher Art iſt auch eine Ausgabe der Konkursordnung ver⸗ 
anſtaltet. 


Im Verlage von 
Franz Vahlen, Berlin 1899, 


iſt eine kleine Handausgabe erſchienen, welche den Geſetzestext in der 
Faſſung vom 20. Mai 1898 gibt unter Kennzeichnung der geänderten 
Faſſung und der Neuerungen. Die alten und neuen Paragraphenzahlen 
ſind neben einander geſtellt; ein Sachregiſter iſt beigefügt. 


Im Verlage von 
J. Guttentag, Berlin, 


erſcheint eine Sammlung deutſcher Reichsgeſetze in zuverläſſigem Abdruck 
unter Anſchluß von Sachregiſtern. 
Als Nr. 11 iſt die Civilprozeßordnung in fieben Auflagen verbreitet. 
R. Sydow, jetzt Direktor im Reichs⸗Poſtamt, hat zur Vergleichung die 
in Zuſammenhang ſtehenden Paragraphen in Anmerkungen vermerkt und 
einzelne ſcharf gefaßte Bemerkungen zur Leitung beigefügt. Der Werth 
dieſer wenig in die Augen fallenden Arbeit wird durch die Verbreitung in 
ſieben Auflagen bezeugt. Die neue (achte) Auflage — 1898. kl. 8. 626 S. 
gibt die Civilprozeßordnung in der Faſſung vom 20. Mai 1898. Als 
Herausgeber iſt hinzugetreten Kammergerichtsrath L. Buſch. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVIII. 41 
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Die kleine Handausgabe iſt zu einem Handbuch emporgediehen. 
Nach Mittheilung des Einſührungsgeſetzes zu dem Geſetze, betreffend die 
Aenderung der Civilprozeßordnung, und des Geſetzes, betreffend die Aende⸗ 
rung der Civilprozeßordnung, vom 17. Mai 1898, folgt das Geſetz, be⸗ 
treffend die Einführung der Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877 in 
ſeiner Neugeſtalt, ſodann die Civilprozeßordnung in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 20. Mai 1898. 

Die Zahlen der früheren Paragraphen ſind den neuen in Klammern 
beigefügt. Die neuen Einfügungen ſind durch geſperrten Druck kenntlich 
gemacht, die alten, geänderten oder beſeitigten Faſſungen ſind in den An⸗ 
merkungen angegeben. Die einzelnen Paragraphen vorangeſchickten Kenn⸗ 
worte geben den Inhalt zur Ueberſicht an. Jedem Paragraphen find 
Anmerkungen beigefügt, welche im Weſentlichen ſich auf die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts gründen unter zuverläſſiger Angabe der Quellen. Er⸗ 
freulich iſt die Kürze und Schärfe der Faſſung, welche überall die Sicher⸗ 
heit des Verfaſſers, ſowie die Anordnung, welche den Gedankengang er⸗ 
kennen läßt. 

Daß dieſer Kommentar bereits Ende 1898 vollendet war und ſeit⸗ 
dem neben der Civilprozeßordnung alter Form gehandhabt wird, hat 
demſelben bereits in den Gerichtshöfen Verbreitung und verdiente An⸗ 
erkennung verſchafft. In jeder Zeile iſt die Sorgfalt und der raſtloſe 
Fleiß zu erkennen, ohne welche die Kürze mit dem reichen Inhalt nicht 
verbunden werden konnte. Die Arbeit iſt als eine verdienſtvolle zu rüh⸗ 
men, durch welche eine gedeihliche Handhabung der Civilprozeßordnung 
geſichert wird. 


Die Civilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Mai 
1898 nebſt den Einführungsgeſetzen. Für den 
praktiſchen Gebrauch erläutert von Dr. Julius 
Peterſen, Reichsgerichtsrath in Leipzig, unter 
Mitwirkung von Dr. Ernſt Anger, Landrichter 
in Leipzig. 4., vollſtändig umgearbeitete Auflage. 
Bd. I, 1. Hälfte. 8. (480 S.) Lahr, Moritz 
Schauenburg. | 


Die früheren Auflagen dieſes Werkes find allein von Reichsgerichts⸗ 
rath Peterſen bearbeitet. Der Abſchluß der dritten Auflage wurde 
durch die Neugeſtaltung der Civilprozeßordnung unterbrochen. Den Be: 
theiligten wird von der Verlagsbuchhandlung dankenswerth ein Umtauſch 
angeboten. 
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Die bewährte Art der Erläuterungen iſt aus den früheren Auflagen 
bekannt; die Kenntniß des Verfahrens aus unmittelbarer Anſchauung in 
erſter und dritter Inſtanz fichert die vornehmliche Rückſichtnahme auf das 
Bedürfniß in Gerichten, wogegen theoretiſche Möglichkeitsfälle in den 
Hintergrund treten dürfen. Daß eine Durchſichtung nach den Beſtim⸗ 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtattgefunden hat, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich; daß hierin die Arbeit noch nicht erſchöpft iſt, natürlich; wer hier 
eine Lücke findet, wird ſelbſtverſtändlich daraus keinen Vorwurf machen 
können. Mit Recht wird auf die Auseinanderſetzungen über die prozeß⸗ 
rechtliche Sicherheitsleiſtung (S. 291 ff.) und über das geänderte Zu⸗ 
ſtellungsverfahren (S. 372, 388 ff., 429 ff.) hingewieſen. 

Die vorliegende Lieferung 1 führt bis § 242. Die Vollendung des 
Werkes darf in raſchem Fortſchreiten binnen wenigen Monaten als ge⸗ 
ſichert bezeichnet werden. 


Die Civilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich. Erläutert von Profeſſor Dr. L. Gaupp. 
4. Auflage. Auf der Grundlage des am 1. Januar 
1900 in Kraft tretenden Rechtes neu bearbeitet von 
Profeſſor Dr. Friedrich Stein. Freiburg i. B. 
1899, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


Die dritte Auflage iſt Bd. XLVII S. 537 angezeigt; während der 
Begründer des Werkes ſich an derſelben noch betheiligen konnte, hat er 
bei geſteigertem Augenleiden die Bearbeitung der neuen Auflage in die 
Hand ſeines Mitarbeiters legen müſſen. Es liegt Lieferung 1, umfaſſend 
die SS 1—28, vor. Wenn auch mit Vorſicht und Scheu an eine Aende⸗ 
rung der Arbeit Gaupp's herangetreten wird, jo erfordert doch das neue 
Recht eine gründliche Durchſichtung und eingehende Umarbeitung. Daß 
der Verfaſſer der neuen Auflage überall die Civilprozeßordnung mit dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch in Zuſammenhang ſetzt, ergeben bereits die vor⸗ 
liegenden Bogen. 

Ein rüſtiges Fortſchreiten des Werkes (in 27 Lieferungen) ſteht in 
ſicherer Ausſicht. 


Der Reichs⸗Civilprozeß. Von Dr. Hermann 
Fitting, Geh. Juſtizrath und ordentl. Profeſſor 
der Rechte an der Univerſität zu Halle a. S. 
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Neunte Auflage. 8. (VIII und 744 S.) Berlin 
1898, J. Guttentag. 


Es darf bei dieſer Anzeige des bereits durch acht Auflagen bewährten 
Werkes genügen, hier kund zu geben, daß dieſe neue Auflage nach der 
Civilprozeßordnung vom 20. Mai 1898 und den Nebengeſetzen neu bear⸗ 
beitet iſt. Wie dies geſchehen, ergibt z. B. ein Einblick in den Wechſel⸗ 
prozeß (S. 446). Daß auch das Bürgerliche Geſetzbuch ſeine herrſchende 
Kraft an dem Werk bereits zeigt, kann zutreffend aus der Beſprechung 
der Gerichtsſtände (S. 47 ff.) erkannt werden. Selbſt neben dem beſten 
Kommentare kann vom Richter und Anwalt ein Lehrbuch, wie das vor⸗ 
liegende, nicht entbehrt werden. Es ſei bezeugt, daß ſich Fitting in 
den Handbibliotheken auf den Sitzungstiſchen findet und im Gebrauch iſt. 


Keyßner. 


XVIII. Julius Hahn, Amtsgerichtsrath. Das Kranken— 
15. Juni 1883 

15. April 1892 

den die Krankenverſicherung betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen der übrigen Reichsverſicherungsgeſetze und den 
wichtigeren Ausführungsbeſtimmungen. Mit Ein⸗ 
leitung und Kommentar. 2., umgearbeitete und 
vermehrte Auflage. 8. (VIII und 360 S.) Berlin 
1898, Verlag der Arbeiter-Verſorgung, A. Troſchel. 


In der Einleitung iſt eine Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes und 
eine Ueberſicht des Inhalts gegeben. In den erläuternden Anmerkungen 
iſt die Rechtſprechung verwerthet, auf die Landesgeſetze der Gliedſtaaten 
und das Bürgerliche Geſetzbuch nebſt Nebengeſetzen verwieſen. Ein zu⸗ 
verläſſiges Sachregiſter macht den Abſchluß. Zur Prüfung der Umſicht 
in den Erläuterungen wird S. 25 „Handlungsgehilfen und Lehrlinge“ 
eine günſtige Empfehlung ſein. 


verſicherungsgeſetz vom mit 


Keyßner. 


Regiſter. 


(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl.) 


I. Quellenregiſter. 


A. Deutſches Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch vom 18. Au: | Einführungsgeſetz zum B. GB.: 


guſt 1896: Art. 171 . 12, 16ff., 38, 
8 199. 93 54, 92, 510 
§ 247. 38, 92, 93 Art. 180 65 
§ 271 Abſ. 2 93 Art. 1811 . 66 
§ 2993. 96 Art. 184 . 71, 76 
8 313. 91 Art. 199, 200. . 47 
5 343. 33 Art. 21. 7?D 
8 Er De 51 W Deutſches Handelsgeſetz⸗ 
5 624 35 85 188 Des 
8662 .... 511 Art. 15, 18 323, 324 
9% „ „ 105 Art. 31. 452, 465 
9 706 Abſ. 2. 28 Art. 43, 50. 60, & 86 . 324 
§ 7114. 59 A 1 
§ 873. 110 Art. 91 a5 2 7 
S 925. 110 Art. 97 nz 63 

ss 932— 936. 67 * 

: Art. 117 59 
S 120088. 74 Art. 122 324 

SS 1297, 1298. 30 Art. 126 e e 325 
8 1405, 1435. . 49 A N Zu 

| tt. 137 . 60 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 1 = 105 a 2 

1 vom 18. Auguſt 1896: Art. 1840. . 112, 387 
rt. 88. 46 Art. 18842. . 452 
Art. 168. 114 Art. 10a. . . . 484 
Art. 169. . 60ff. Art. 1962 63 
Art. 170 . . 39, 45, 54, Art. 2132 116 


77, 83 ff. Art. 222 . 484 


634 Quellenregiſter. 

Allg. Deutſches Handelsgeſetzbuch: | Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897: 
Art. 232 . . . 63 8 76 35 
Art. 239 b. 325, 452 88 80—82 35 
Art. 250, 259, 261, 5 10² 5 25 

265, 266 f. 344, 345 § 105 42 
Art. 272 43, 429 § 113 : 62 
Art. 279 0 f} 0 . 27 N 125 ö 
Art. 281 . 0 . . 99 8 127 " ? 58 
Art. 22 604 88 128, 129 25, 99, 105 
Art. 284 92 5 98 g 104 
Art. 287 93, 98 5 * 
Art. 292 38. 91 8 139 81 
Art. 296 142 $ 152 113 
a 15 88 166. 16 480 
Art. 304 a 103 SS 171, 172, 176. 105 
Art. 323 107 8 218 e 112 
Art. 330 93 8 222 Abſ. 3. . . 108 
Art. 334 94 8 226 . 46 
Art. 395, 396 94, 95 8 2611 452 512 
Art. 405 0 0 . 0 102 8 271 Abf. 3 2 g 493 
Art. 411 . . . . 75 88 320, 325 452 512 

Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897: § 326 . 62 

§§S 1, 2 40, 88, a: § 343 42 
§§ 3, 4. § 345 436 
85. 26, 43. 5 § 346 26 

S 10 25 § 347 94 
SS GP ĩ 51, 55 5 3488 92 

17 28 § 349 .. . 99 

85 21, 22 . 52 SS 350, 351 91, 92 

25. . 85 Ss 352 —354 . 92, 93, 98 
§ 26. . 61 § 357 98, 104 
§ 27. . 79 8 362 . 107 

85 29, 31 44 8 363 . 102 
SS 33 —35 . 114 § 366 67, 74 
836. . 44 8 367 67 

> 37. . 53 8 369 67 

§§ 39, 40 452, 465 373 2.2.98 
SS 45—47 g 5 88 375, 376 9 99 
§ 50. 58 SS 377, 378 Fr 95, 107 

2 3 § 391 . 5, 107 

§ 60 Abſ. 2. . 107 § 40055 . I07 

S 62. 10, 34, 45 S 419 P 68, 71 

8 63ͤöW 34 § 432 . 104 

§S 64. . 34, 35, 45 843535. 102 

§ 67. . 34, 36, 387 § 443... 75 

8 73. „„ 35, 45 § 450. . 65 

SS 74, 75 11, 34, 37 ff., § 457. 95 
46, 387 § 471. . 33 


Quellenregiſter. 


Einführungsgeſetz zum O9 r geſeh⸗ 
buch vom 10. Mai 


Art. 22 : — 50 
Art. 23—28 115—118 
Konkursordnung vom 10. Februar 
1877: 
§ 23 166 
524 41565 
§ 48. 8165 
§ 21b᷑lI . 453 
Konkursordnung vom 17./20. Mai 
1898: 
§ 30 166 
5831141 165 
8 555ͤĩ1ĩ[w 141865 
§ 240 453 


Einführungsgeſetz zu m Reichs⸗ 
geſetze, betreffend Abänderung der 
Konkursordnung. Vom 17. Mai 
1898: 

Art. V, II. . 14 

i 

8 1833 .. 46 

Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884, be⸗ 
treffend die Kommanditgeſellſchaf⸗ 
ten auf Aktien ꝛc.: 

58 2—7 . . 116, 119 

Reichsgeſetz, betreffend die Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaltsgenoſſenſchaften, 
vom 1. Mai 1889: 
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88 1, 005 7, 10, 15, 17, 
34 ff., 46, 49, 
66 68. 71. 74. 75, 
89. 92, 98, 100, 
105, 116, 140 142, 
147, 151, 168. . 328ff. 
8 14777. q 456 


Reichsgeſetz, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. 
Vom 20. April 1892: 

88 2—5, 19, 78, 79. 325 
43 433 
5 80 
Biege vom 22. Juni 1896: 
8 1 274 ff. 


Reichsgeſetz über bie Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Vom 17./20. Mai 1898: 

§§ 142, 144 .. 495 


Geſetz vom 8. März 1897, 
betreffend die Kündigung 
und Umwandlung der 
vierprozentigen une 
anleihe . . - 270 


Geſetz vom 26. Juli 1897, 
betreffend die Abänderung 
der Gewerbeordnung. 214 


Geſetz vom 7. Juni 1899, 
betreffend die Abänderung 
des Bankgeſetzes vom 
14. März 1875 590 


B. Deutſche Landesgeſetze. 


Allg. Preußiſches nes 
Einl. § 14 


5 3 

Sächſ. Bürgerl. GB. 82 . 13 
Publikationsverordnung z. 
Fee ge GB. 

ss 19 20 84 
Württemberg. Einführungs⸗ 
geſetz zum als. Dane 

HGB. Art. 4. 429 


Bremiſches Einführungs⸗ 
99675 zum Allg. Deutſchen 
HGB. § 5 41 

Hamburgiſch. Einführungs- 
geſetz zum Fa Deutſchen 
HGB. § 6 41 

Bayeriſches Einführungs⸗ 
geſetz zum Allg. Deutſchen 
HGB. Art. 38, 40 6 
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Quellenregiſter. 


C. Ausländiſche Geſetzgebung. 


Schweiz. 


Schweizeriſches Obligatio⸗ 
nenrecht vom 14. Juni 
1881 Art. 8858 


Frankreich. 


Code civil Art. 2 
Geſetz vom 30. November 
1896 über das Verbot der 
Einführung von fremden 
Scheidemünzen 
Geſetz vom 6. April 1897, 
betreffend die Fabrikation 
von Kunſtweinen 
Geſetz vom 16. April 1897, 
betreffend Unterdrückung 
von Betrügereien im Han⸗ 
del mit Butter und hin⸗ 
ſichtlich der Fabrikation 
von Margarine 
Geſetz vom 17. November 
1897 betreffs Verlänge⸗ 
rung des Privilegs der 
Bank von Frankreich 


433 


192 


190 


184 


Geſetz vom 23. November 
1897 über Schiffsverkäufe 
Geſetz vom 16. Juni 1898, 
betreffend die Abänderung 
des Art. 9 der Bank⸗ 
ſtatuten 
Geſetz vom 18. Juli 1898, 
betreffend die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Lagerſcheine 
(Warrant) 


Niederlande. 


Geſetz vom 2. Mai 1897, 
betreffend die Errichtung 
von Arbeiterkammern 

Geſetz vom 2. Mai 1897 
zur Abänderung der Ar⸗ 
tikel 748, 755 des Han⸗ 
delsgeſetzbuches 5 


Norwegen. 


Geſetz über gewiſſe Anwei⸗ 
ſungen (Checks) 
7. Auguſt 1897 . 


vom 


187 
184 
196 
205 
201 


389 ff 


ME 


II. Sachregiſter. 


A. 


Abrechnungsſtellen. 131. 

Abſchreibungen. 466, 513. 

Agiogewinn. 513. 

Aktien, Ausgabe über Pari. 

Aktiengeſellſchaft: 
Anwendbarkeit des neuen Rechts. 


114 ff. 
Bilanz. 481 ff., 512 ff. 
Firma. 52, 324: 
Vorſtand und Vergütung. 508. 
Anweiſung. 128. 
auf Sicht (in Skandinavien). 392. 
Arbeiterkammern, Niederlande. 205. 


513. 


Aufrechnung im Giro- und Check⸗ 
verkehr. 148, 165. 
bei Verſicherungsvereinen auf 
Gegenſeitigkeit. 571. 
Rückwirkungsfragen. 109, 112, 
387. 
Aufſichtsrath: 


bei Verſicherungsgeſellſchaften 
auf Gegenſeitigkeit. 548 ff. 
Vergütung. 508 ff. 
Widerruf der Stellung. 511. 
Auslegungsregeln (Rückwirkung). 
24, 27. 


B. 


Bank ſ. Frankreich, Reichsbank. 

Befriſtung (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 60. 

Berliner Gewerbeausſtellung (Zeich: 
nungsſchein zum Garantiefonds). 
600 ff 


Berlin, Gutachten der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft. 375. 

Beſta ne (Fonds). 516. 

Beweislaſt (Vorſchriften über Rück⸗ 
wirkung). 27, 94. 

Bilanz. 450 ff., 512, 517. 


Bilanz, Anfechtung. 473, 484, 519. 
der Verſicherungsgeſellſchaft auf 
Gegenſeitigkeit. 559. 
M Niederlande. 211. 
Börſe im Sinne des Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896. 274. 
Bulgarien, Handelsgeſetzbuch. 594. 
Bürgerl. Geſetzbuch, Literatur. 361 ff. 


C. 


Calw in Württemberg, Zeughand⸗ 
lungskompagnie. 615. 

Check (insbeſ. nach nord. Recht): 
Annahme. 404. 
Aufbewahrungspflicht hinſicht⸗ 

lich des Checkbuches. 299 ff. 
auf Inhaber. 403. 
Checkklauſel. 396. 
Crossing. 406. 

Dänemark, Norwegen und 
Schweden. 393. 
Domizilirung. 414. 
Deckung. 391. 

Formulare der Reichsbank und 


Deutſchen Bank. 320. 
gefälſchter. 299. 

Geſetze. 121. 
Kraftloserklärung. 411. 
Ordereigenſchaft. 403, 409. 
Regreß. 410. 

Sicht. 395, 405. 
Unterſchrift, Prüfungspflicht. 
299. 

Verfälſchung. 416. 
Verkehr. 123 ff. 

Vertrag. 299. 
Vorlegungspflicht. 405. 
Civilprozeßordn., Literatur. 628 ff. 
Comité maritime international. 


172. 


Commis interesse. 480. 
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Depositum irregulare. 146. 
Dienſtvertrag (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 17. 27, 510. 
Differenzgeſchäfte 30. 611. 
Dividende, fiktive. 505. 


E. 


Ehevermittelungslohn. 30. 
Einkommenſteuergeſ eh, preußiſches. 
513. 


Einzelkaufmann, Firma als Beklagte. 
323 


England, Einführung von Waaren, 
die von Ausländern nach in Eng⸗ 
land patentirtem Verfahren an⸗ 
gefertigt ſind. 346. 

Erbrecht (Anwendbarkeit des neuen 
Rechts). 78. 

Erneuerungsfonds. 491. 

Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, Rechtsſprüche. 328 ff. 

Eventualaufrechnung. 370. 


F. 
Feenpalaſt, Verſammlungen im. 295. 
Firmenrecht. 49, 53, 323. 


Frankreich, Handelsgeſetzgebung von 
1896, 1897. 183 ff. 

Butter, Margarine. 190. 

Eiſenbahnweſen. 188. 

Geſetz, betreffend landwirth⸗ 
ſchaftliche Lagerſcheine, vom 
18. Juli 1898. 196. 

e von Kunſtweinen. 
192 


. Arbeiterſchutz. 
189. 


Kolonien, Konſulatsweſen. 194. 

Poſtweſen. 185. 

Schiffahrt. 186. 

Statuten der Bank von Frank⸗ 
reich. 184. 

Telegraph. 186. 

Verbot der Einführung fremder 
Scheidemünzen, Geſetz vom 
30. November 1896. 183. 

Verträge. 195. 

Zölle, Steuern. 188. 


Sachregiſter. 


G. 
Garantieſcheine. 600 ff. 
Garantieverträge. 600 ff. 
Gegenſeitigkeit, Verſicherungsvereine 
auf, Entwurf eines deutſchen 
Reichsgeſetzes. 521 ff. 

Gelegenheitsgeſellſchaft, Rechts⸗ 
ſprüche. 345. 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung, Rechtsſprüche. 325 ff. 
n ſtille, Rechtsſprüche. 

44. 
Geſetze, rückwirkende Kraft. I ff., 26. 
zwingende. 28. 
Gewerbeausſtellung in Berlin. 600 ff. 
Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich, Abänderung des Reichs⸗ 


geſetzes vom 26. Juli 1897. 
214 ff. 
Gewinnbetheiligung. 480, 518. 


Giroverkehr. 124 ff 
Girovertrag. 121 ff 


Güterrechtsregiſter. 49 ff. 


Handelsfrau (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 46 ff. 
Handelsgebrauch. 27. 
Handelsgeſchäfte. 42, 428 ff. 
Handelsgeſellſchaft (Anwendbarkeit 
neuen Rechts). 41, 88. 
Handelsgeſellſchafter, Klage gegen 
dieſelben während des Konkurſes 
über die Geſellſchaft. 325. 
Handelsgeſetzbuch: 
Zeitliche Anwendbarkeit des 
neuen. I ff. 
für Bulgarien. 595. 
für Japan. 596. 
Handelsgewerbe, Begriff nach altem 
und neuem Recht. 440. 
Handlungsgehilfſe, Dienſtvertrag aus 
der Zeit vor dem 1. Januar 1900. 
12 ff. 
Handlungsvollmacht. 56. 
Handwerker. 444. 
Handwerksbetrieb. 324. 
Handwerkskammern. 215, 244. 
Hypothekenbankgeſetz. 378. 


8 
Jahresgewinn. 470, 514. 
Japan, Handelsgeſetzbuch. 596. 


Sachregiſter. 


Indoſſament, Stempelpflichtigkeit. 
626. — bei Checks. 403. 
Inhaberklauſel bei Checks. 144, 403. 

Inkaſſomandat. 

Innungen. 215. 

Innungsverbände. 251. 

Interpretation, authentiſche. 24. 

Iſtkaufmann. 

Juriſtiſche Perſonen (Anwendbarkeit 
neuen Rechts). 113. 


75 


Kannkaufmann. 
Kaufmann, Begriff 13 fl. 418 ff. 
Klageberechtigung des Vorſtandes 
einer freien geſellſchaftlichen Ver⸗ 
einigung. 600 ff. 
Kleinkaufmann. 43, 441. 
Konkurrenzklauſel (Anwendbarkeit 
neuen Rechts). 37, 387. 
Konkurrenzverbot. 546. 
Kündigung. 19, 22. 


L. 


Ladeſchein. 65. 
Lagerhalter. 65. 
Lagerſchein. 65. 
Landwirth als Kaufmann. 430 ff. 
Lehrlingsvertrag (Anwendbarkeit 
neuen Rechts). 16. 
Lehrlingsverhältniß nach der deut⸗ 
ſchen Gewerbeordnung. 257. 
Liegegeld. 
Löſchzeit. 200. 

M. 


Margarine. 190. 

Meiſtertitel nach der deutſchen Ge⸗ 
werbeordnung. . 

Minderkaufmann. 43, 443. 

Mußkaufmann. 441. 


N. 


Niederlande, Handelsgeſetzgebung 
1897. 200 


Notenumlauf der Reichsbank. 594. 


P. 
Partiariſche Rechtsgeſchäfte. 352. 
Perſönlichkeitsrechte (Anwendbarkeit 
neuen Rechts). 49. 


639 


Pfandbriefe. 592. 
Pfandrechte. 73. 
Präklufivfriſt (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 64. 
Prämiengeſchäft. 611. 
Privatnotenbank. 593. 
Prokura (Anwendbarkeit des neuen 
Rechts). 55. 

deren Beschränkung 324. 


R. 


Rechnung, Vortrag auf neue. 325. 

Rechnungslegung. 606. 

Rechtsſprüche, betreffend die Berliner 

Produktenbörſe. 274 ff. 
betreffend die Haftung aus ge⸗ 
fälſchtem Check. 299 ff. 
betreffend Gelegenheitsgeſell⸗ 
345 


ſchaft. 8 
betreffend Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung. 325 ff. 
betreffend ſtille Geſellſchaft. 344. 
Reichsanleihe, Geſetz, betreffend die 
Kündigung und Umwandlung 
von vierprozentiger Reichsanleihe. 

270. 

Reichsbank, Abänderung des Bank⸗ 
geſetzes vom 7. Juni 1899. 590. 


Reingewinn. 477. 517, 591. 
Reſerve. 476, 491, 503, 516, 
559, 591. 
Rücklagen. 514, 563. 
S. 
Sachenrecht (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 


Literatur. 361. 
Scheidemünze, Verbot der Einfüh⸗ 
rung in Frankreich. 183. 
Schiffsverkauf, Frankreich. 187. 
Schlußſcheinformulare für Weizen, 
Berlin. 295. 
Schuldverhältniſſe 
neuen Rechts). 
Seerecht: 
Comité maritime internatio- 
nal. 172. 
n der Rheder. 178. 
181. 


Zuſammenſtoß von Schiffen. 
175, 180, 210. 


(Anwendbarkeit 
3 ff. 
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Sollfaufmann. 441. 


Stempelſteuergeſetz, preußiſches. 623. | 


Streikkomite, Schutz gegen ungeſetz⸗ 
liche Maßnahmen, England. 347. 


N T. 
Telegraph: 

Frankreich. 186. 

Niederlande. 208. 
Telephon: 

Beſtellung durch. 324. 

Niederlande. 209. 
Theilpacht. 354. 
Traditionspapiere. 65. 
Tulpen, Handel in. 611. 


u. 


Unbewegliche Sachen. 434. 
Arkunde, Unterſchrift. 625. 


V. 


Valuta in garantia. 620. 

Verjährung (Anwendbarkeit neuen 
Rechts. 60. 

Verſicherungsverein auf Gegenſeitig⸗ 
keit. 521 ff. 

Vertretung (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 54. 

Vollkaufmann. 41, 443. 


Vollmacht (Anwendbarkeit neuen 
Rechts). 54. | 
Vorſtand, bei dem Verficherungsver⸗ 
ein auf Gegenſeitigkeit. 545 ff. 

Klageberechtigung einer freien 
geſellſchaftlichen Vereini⸗ 

gung. 600 ff. 

Vergütung. 508. 


W. 


Wechſelblankett, Ausfüllung. 619. 
Wechſelfälſchung. 622. 

Wechſel, Formalakt. 618. 
Wechſelformulare, geſchäftliche Auf⸗ 
bewahrung. 310. 
Werkvertrag. 357. 

Wucher. 31. 


Y. 
York and Antwerp Rules. 173. 


3. 


Zeichnungsſchein. 602. 
Zeughandlungskompagnie in Calw. 
615. | 


Zinsverſprechen im Wechſel. 618. 

Zurückbehaltungsrecht (Anwendbar⸗ 
keit neuen Rechts). 77. 

Zwangsinnung. 233. 
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